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der  Verfasser  den  wärmsten  Dank. 
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Zu  den  großen  sozialen  Bewegungen  des  19.  Jahrhunderts 
gehört  auch  die  Frauenbewegung.  Mit  dem  Anfänge  desselben 
beginnend  und  von  wenigen  Vorkämpferinnen  getragen,  hat  sie 
seit  seiner  Mitte  in  allen  Kulturländern  allmählich  festen  Fuß 
gefaßt  und  weite  Kreise  der  Frauen  für  sich  gewonnen.  Ihr 
unmittelbarer  Ausgangspunkt,  ist  ideeller  Natur,  die  Überzeugung 
von  dem  Recht  der  Persönlichkeit  auf  volle  Entfaltung  und 
Betätigung  ihrer  Kräfte,  welche  aus  dem  Gedanken  schätz  der 
Aufklärungsphilosophie  auch  in  den  Bewußtseinskreis  der  Frauen- 
welt eingedrungen  ist.  Auf  Cfrund  dieser  Überzeugung  wird 
die  Forderung  nach  Gleichberechtigung  beider  Geschlechter  im 
öffentlichen  Leben  nicht  nur  in  politischer,  sondern  auch  in 
wirtschaftlicher  Beziehung  erhoben,  und  tatsächlich  sehen  wir 
seit  den  50er  Jahren  die  Frauen  immer  mehr  uml  mehr  in  die 
ihnen  bisher  verschlossene  Berufssphäre  des  männlichen  Ge- 
schlechtes eindringen.  Aber  die  meisten,  welche  an  diesem  Vor- 
stoß aktiv  beteiligt  sind,  stehen  der  eigentlichen  Bewegung  voll- 
ständig fern  ; für  sie  müssen  also  andere  Triebkräfte  wirksam 
sein.  Auf  diesen  Schluß  führt  auch  die  Betrachtung  der 
Bewegung  selbst,  die  in  zwei  getrennte  Richtungen  zerfällt, 
welche  vollkommen  selbständig  nebeneinander  hergehen,  die 
bürgerliche  Frauenbewegung  und  die  proletarische.  Die  letztere 
verfolgt  in  erster  Linie  wirtschaftliche  Ziele,  ihr  Kampf 
gilt  einer  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen,  und  darum 
betrachtet  sie  sich  auch  nur  als  ein  Glied  der  großen  Arbeiter- 
bewegung, in  deren  Rahmen  sich  ihre  Forderungen  von  selbst 
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einfügen.  Da  der  Unterschied  der  beiden  Richtungen  auf  der 
sozialen  Stellung  ihrer  Träger  und  dein  Gegenstand  ihrer  wirt- 
schaftlichen Forderungen  beruht,  so  muß  demselben  eine  Ver- 
schiedenheit der  wirtschaftlich-sozialen  Verhältnisse  zugrunde 
liegen.  Diese  erhellt  bei  näherer  Betrachtung  der  Tatsachen 
sofort.  Die  weiblichen  Mitglieder  der  unteren  Klassen  sind  schon 
seit  Jahrhunderten  als  Hilfskräfte  in  den  verschiedenen  Zweigen 
der  Produktion  tätig  gewesen  und  in  dieser  Tätigkeit  all  den 
Einflüssen  unterlegen,  welche  die  moderne  industrielle  Entwick- 
lung auf  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  ausgeübt  hat. 
Ganz  anders  liegen  die  Verhältnisse  im  bürgerlichen  Mittel- 
stände, insbesondere  in  seinen  oberen  Schichten.  Hier  hat  erst 
der  Industrialismus  die  Frauen  ins  Erwerbsleben  getrieben,  in- 
dem er  das  Gebiet  der  Hauswirtschaft  auf  die  Konsumtion  ein- 
schränkte und  so  die  ledigen  weiblichen  Familienglieder,  di«* 
früher  unentbehrlich«»  Gehilfen  der  häuslichen  Arbeit  gewesen 
waren,  dazu  zwang,  eine  Gelegenheit  zur  Verwertung  ihrer 
Arbeitskraft  außerhalb  der  vier  Wände  des  Hauses  zu  suchen. 
So  finden  wir,  daß  neben  jenen  idealen  Forderungen  sehr  real«* 
Gründe  für  das  Anwachsen  der  bürgerlichen  Frauenarbeit  in  der 
jüngsten  Vergangenheit  entscheidend  gewesen  sind. 

Unter  den  Gebieten,  in  welche  es  den  Frauen  nach  und 
nach  einzudringen  gelang,  befindet  sich  heute  in  fast  allen 
Kulturländern  auch  der  Staatsdienst.  Wenn  sich  die  verschie- 
denen Verwaltungen  entschloss«*n,  die  neu  auftret«.*nden  weiblichen 
Bewerber  für  ihre  Zw«»cke  heranzuziehen,  während  sie  vorher 
ohne  deren  Mitarbeit  ausg«*komm«*n  waren,  so  müssen  dafür 
b«*sondere  Gründe  bestimmend  gewesen  sein.  Diese  Gründe 
können  zweierlei  Natur  sein.  Es  kommen  zunächst  Rücksichten 
der  staatlichen  Dienstpolitik  als  Selbstzweck  in  Betracht,  <li<* 
Dienstpolitik  kann  aber  auch  nur  ein  Mittel  zum  Zweck  sein, 
der  allgemeinen  Staatspolitik  untergeordnet  werden.  Das  letztere 
wäre  z.  B.  der  Fall,  wenn  man  im  Glauben  an  die  Sieghaftig- 
keit  der  Gleichhcitsidee  die  Frau  durch  Heranziehung  zum 
Staatsdienste  auf  ihr«;  Gleichberechtigung  im  öffentlichen  Leben 
vorbereiten  wollte,  oder  aus  der  Tatsache,  «laß  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  «lie  Frau  ins  Erwerbsbiben  treibt,  für  «lie  Gesamt- 
heit und  den  Staat  als  ihren  Repräsentanten  die  Pflicht  ableiten 
wollte,  ihnen  di«»  Neufundamentierung  ihrer  wirtschaftlichen 
Existenz  zu  erleichtern.  Die  dienstpolitischen  Gründe  wurzeln 
in  der  Aufgabe  der  Verwaltung,  die  zur  Verwirklichung  «ler 
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Staatszwecke  notwendigen  Arbeitskräfte  auf  die  bestmögliche 
Weise  zu  gewinnen.  Aus  zwei  Gründen  können  die  Frauen 
dabei  einen  Vorzug  vor  den  Männern  genießen.  Ihre  Leistungen 
sind  auf  gewissen  Gebieten  besser.  Die  Gegenleistungen  an  sie 
sind  im  allgemeinen  geringer.  Fs  wiederholt  sich  nämlich  bei 
dem  .Eintritt  der  Frauen  in  die  bürgerlichen  Anstellungen  die- 
selbe Erscheinung,  die  bei  der  manuellen  Arbeit  aufgetreten  ist, 
daß  sie  die  wirtschaftliche  Gleichbewertung  mit  dem  Manne  nicht 
erzielen  können,  daß  ihr«*  Entlohnung  niedriger  ist.  Die  Her- 
anziehung erfolgt  also  aus  sachlichen  oder  wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten.  Zu  diesen  unmittelbaren  Rücksichten  tritt 
noch  ein  mittelbares  Interesse.  Die  wirtschaftliche  Entwicklung, 
welche  die  ledigen  Frauen  zum  Brotverdienst  zwingt,  trifft 
natürlich  besonders  die  Angehörigen  der  Beamten,  die  zumeist 
wenig  Privatvermögen  besitzen,  und  der  Staat  kann  ihnen  diesen 
Verdienst  erleichtern,  wenn  er  ihnen  in  seinem  Dienstbereich 
Arbeitsgelegenheit  eröffnet.  Wir  können  hier  von  einem  humani- 
tären Gesichtspunkt  sprechen.  Denn  wenn  der  Staat  auch  mit 
im  eigenen  Interesse  handelt,  so  handelt  er  doch  nicht  in 
Erfüllung  einer  Pflicht.  Die  Frauen  können  ihre  Arbeitskraft 
ja  auch  ohne  seine  Hilfe  verwerten. 

Wenn  wir  nun  die  Stellung  der  Frauen  in  dem  Staatsdienste 
eines  Landes  untersuchen,  so  ist  es  naturgemäß  unsere  nächste 
Aufg  abe,  ihr  Dienstverhältnis  nach  seiner  persönlichen  und 
wirtschaftlichen  Seite  zu  betrachten,  und  <1  io  Gesamtheit  ihrer 
Lebensbedingungen,  wie  sie  damit  gegeben  ist,  einer  eingehenden 
Darstellung  zu  unterziehen.  Aber  mit  der  Feststellung  dieser 
Tatsachen  ist  unsere  Aufgabe  nicht  erschöpft,  es  bedarf  einer 
Würdigung  derselben  mit  Rücksicht  auf  den  besprochenen 
Zusammenhang  unserer  Erscheinung  mit  der  Frauenbewegung 
und  dem  Eindringen  des  weiblichen  Geschlechtes  in  die  Berufs- 
sphäre des  Mannes.  Unter  diesem  Gesichtspunkt  erheben  sich 
vor  allem  zwei  Fragen,  je  nachdem  man  von  jenen  idealen 
Forderungen  oder  diesen  realen  Bedürfnissen  ausgeht.  Erfüllt 
der  Staatsdienst  die  Postulate,  welche  die  Frauenbewegung  an 
ihn  zu  stellen  hat,  und  die  Hoffnungen,  welche  sie  auf  ihn  setzt  V 
Bringt  er  die  Gleichstellung  der  beiden  Geschlechter V so  lautet 
die  eine,  und  die  andere:  Inwieweit  ist  der  Staatsdienst  imstande, 
den  Frauen,  die  infolge  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  zum 
Broterwerb  gezwungen  sind,  die  Gelegenheit  hierfür  zu  gewähren? 
Zu  diesen  beiden  Fragen  kommt  dann  noch  eine  dritte,  von 
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deren  Beantwortung  die  Beantwortung  der  beiden  ersten  mit 
abhiingig  ist,  die  Frage  nach  dem  Wert  der  Frauenarbeit  für 
die  Staatsverwaltung. 

Um  nun  von  vorneherein  die  großen  Gesichtspunkte  fest- 
zustellen, welche  als  Wegweiser  für  die  Lösung  unseres  Problems 
dienen,  bedarf  es  einer  kurzen  Betrachtung  der  wesentlichen 
Züge  des  Staatsdienstes,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf  den 
Unterschied  gegenüber  den  privatwirtschaftlichen  Anstellungen. 
Ein  solcher  besteht  im  Bereiche  der  fiskalischen  Unternehmungen 
nicht;  darum  scheiden  sie  auch  grundsätzlich  aus  unserer 
Untersuchung  aus.  Unter  Staatsdienst  im  eigentlichen  Sinne 
versteht  man  nur  die  Dienstleistungen  zur  Verwirklichung  der 
Staatszwecke.  Der  zu  betrachtende  Unterschied  findet  einen 
prägnanten  Ausdruck  in  der  verschiedenen  Gestaltung  des  Rechts- 
verhältnisses. Bei  der  privaten  Anstellung  hat  man  die  Form 
der  Dienstmiete,  in  der  sich  die  Kontrahenten  auch  nach  dem 
Vertragsschluß  gleichberechtigt  gegenüberstehen.  Allerdings  be- 
wirkt die  Macht  der  Tatsachen  auch  hier  eine  gewisse  persön- 
liche Unterordnung  des  Arbeitnehmers,  aber  diese  beschränkt 
sich  auf  das  Maß,  das  durch  die  Natur  der  Leistungen  gegeben 
ist.  Darüber  hinaus  steht  ihm  die  volle  Wahrung  seiner  Inter- 
essen frei.  Bei  dem  Staatsdienst  dagegen  tritt  an  die  Stelle  der 
Gleichberechtigung  der  Kontrahenten  die  Überordnung  des  Dienst- 
herrn, der  Staatsdienst  ist  ein  Gewaltverhältnis  — die  Dienst- 
miete ein  Forderungsverhältnis.  Besteht  bei  der  letzteren  die 
Verpflichtung  zur  Verrichtung  eines  quantitativ  und  qualitativ 
näher  bestimmten  Ausmaßes  persönlicher  Leistungen,  so  gilt  dort 
eine  allgemeine  Gehorsams-  und  TreuepHicht,  <1.  h.  der  Staats- 
diener hat  alle  Befehle  der  staatlichen  Dienstherren  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  auszuführen,  aber  auch  darüber  hinaus 
in  seinem  dienstlichen  und  außerdienstlichen  Verhalten  alles  zu 
tun,  was  die  Interessen  des  Staates  fördert,  alles  zu  unterlassen, 
was  sie  schädigt.  Der  innere  Grund  für  diese  weitgehende  per- 
sönliche Unterordnung  liegt  in  der  überragenden  Bedeutung, 
welche  den  Leistungen  der  Staatsdiener  für  das  Leben  des 
Staates,  die  Verwirklichung  seiner  Zweck«*  zukommt.  Für  ihre 
Erfüllung  bietet  ein  rein  wirtschaftliches  Band  zwischen  Arbeit- 
g«*ber  und  Arbeitnehmer  k«*ine  ausreichende  Garantie.  Die  grund- 
sätzliche Unterordnung  der  Eigeninteressen  der  Staatsdiener 
setzt  aber  voraus,  daß  für  ihr«*  Verwirklichung  anderweitig  g<*- 
sorgt  ist.  Insbesondere  gilt  das  von  den  wirtschaftlichen  Bedürf- 
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nissen.  Ihre  Befriedigung  wird  eine  Aufgabe  des  Staates  als 
Dienstherrn,  und  erfordert  die  Gewährung  einer  dauernden  Ver- 
sorgung. Der  Staat  sichert  ihnen  und  ihrer  Familie  den  standes- 
gemäßen Unterhalt,  und  zwar  notwendig  über  ihre  Arbeitsperiode 
hinaus  für  die  Zeit  ihrer  Erwerbsunfähigkeit,  der  Familie  auch 
nach  dem  Tode  des  Erhalters.  Die  Interessenunterordnung  der 
Staatsdiener  führt  so  notwendig  zu  der  Dauer  ihres  Dienstver- 
hältnisses.  Diese  entspricht  aber  auch  einem  Bedürfnisse  des 
Staates.  Denn  sein  Bestand  und  seine  Zwecke  sind  zeitlich  un- 
begrenzt und  daher  auch  sein  Erfordernis  an  Arbeitsleistungen. 
Kann  dasselbe  ohne  Personenwechsel  gedeckt  werden,  dann 
gewinnen  die  Leistungen  durch  die  Kenntnis  der  einschlägigen 
Verhältnisse  und  die  Übung  an  Wert. 

Die  wesentlichen  Züge  des  Staatsdienstes  sind  aber  damit 
noch  nicht  erschöpft.  Von  entscheidender  Bedeutung  für  sein 
Verständnis  wird  die  Tatsache,  daß  es  sich  um  eine  sehr  große 
Zahl  von  Arbeitskräften  handelt.  Damit  entsteht  die  Frage  der 
Organisation,  der  Regelung  des  Zusammenwirkens  der  einzelnen 
Personen.  Von  ihrer  Lösung  hängt  das  Funktionieren  des  ganzen 
Verwaltungsapparates  ab.  Sie  muß  daher  auch  für  die  Regelung 
des  einzelnen  Dienstverhältnisses  zum  beherrschenden  Gesichts- 
punkt werden.  Der  Bedienstete  als  einzelner  tritt  in  den  Hinter- 
grund, er  besitzt  nur  als  Glied  der  Gruppe  Bedeutung.  Daraus 
erklärt  sich  das  Bestreben,  aus  den  Staatsdienern  einen  Berufs- 
stand zu  machen,  weil  Einheitlichkeit  der  gesellschaftlichen 
Stellung  und  damit  der  ganzen  Lebensauffassung  eine  ersprieß- 
liche Zusammenarbeit  ungemein  fördert.  Seine  psychologische 
Grundlage  besteht  in  dem  Pflicht-  und  Ehrgefühl,  und  diese 
Gefühle  beruhen  auf  dem  Bewußtsein,  daß  die  Lebenstätigkeit 
der  Beamten  dem  Wöhle  der  Gesamtheit  gewidmet  ist,  daß  seine 
Erreichung  wesentlich  von  ihrem  Wirken  abhängt.  Der  Berufs- 
stand muß  natürlich  mit  der  Schichtung  der  Gesellschaft  in  eine 
gewisse  Verbindung  gebracht  werden,  bestimmte  Kreise  werden 
zu  seinem  festen  Rekrutierungsbezirk.  Damit  gewinnen  aber  auch 
deren  Anschauungsweise  und  Bedürfnisse  entscheidende  Bedeu- 
tung für  den  Habitus  der  Beamten,  und  der  Staat  muß  bei  der 
Regelung  der  Dienststellung  auf  die  gegebenen  wirtschaftlich- 
gesellschaftlichen Verhältnisse  in  weitestem  Maße  Bedacht  nehmen. 

Aus  dieser  Betrachtung  gewinnen  wir  schon  einen  ersten 
Anhaltspunkt  für  die  Beantwortung  der  einen  von  uns  auf- 
gestellten Frage,  der  Frage  nach  der  Gestaltung  des  weiblichen 
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Staatsdienstes  im  Vergleich  zu  der  Stellung  der  Männer.  Die 
gesellschaftlichen  Lebensbedingungen  der  Frau  weisen  heute 
nach  ihrer  persönlichen  und  wirtschaftlichen  Seite  hin,  nach  der 
Gestaltung  des  Rechtes,  der  Sitte,  der  meisten  sozialen  Einrich- 
tungen tiefgreifende  Unterschiede  gegenüber  denjenigen  der 
Männer  auf,  welche  bisher  weder  durch  ihren  Eintritt  in  das 
Erwerbsleben  noch  durch  die  Bestrebungen  der  Frauenbewegung 
wesentlich  gemindert  oder  gar  beseitigt  worden  sind.  Diese 
gesellschaftliche  Sonderstellung  muß  einen  entscheidenden  Ein- 
fluß auf  die  Regelung  des  weiblichen  Staatsdienstes  ausüben. 
Von  den  einzelnen  Punkten,  in  welchen  dieser  EinHuß  zur  Er- 
scheinung gelangt,  seien  hier  beispielsweise  nur  einige  der 
wichtigsten  hervorgehoben,  die  sich  bei  dem  ersten  Überblick 
unmittelbar  aufdrängen.  Wir  haben  gleich  eingangs  angedeutet, 
daß  die  Rückwirkung  der  modernen  industriellen  Entwicklung 
auf  die  Hauswirtschaft  nur  die  ledigen  Frauen  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Stellung  erschüttert.  Der  Aufgabenkreis  der  Ehefrau 
bleibt  im  wesentlichen  unberührt  und  nimmt  ihre  Kräfte  noch 
vollauf  für  sich  in  Anspruch.  Infolge  dessen  kommt  sie  heute  von 
vornherein  für  den  Staatsdienst  so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht. 
Zu  dem  gleichen  Ergebnis  führt  auch  der  umgekehrte  Ausgangs- 
punkt. Der  Staatsdienst  unterscheidet  sich,  wie  wir  gesehen 
haben,  von  der  Dienstmiete  durch  die  Unterordnung  der  Eigen- 
interessen der  Bediensteten  unter  diejenigen  des  Staates.  Diese 
Unterordnung  hat  das  Fehlen  jedes  anderen  starken  Verpflich- 
tungsverhältnisses zur  Voraussetzung.  Fan  solches  Verpflichtungs- 
Verhältnis  stärkster  Natur  bildet  aber  das  Institut  der  Ehe  in 
seiner  heutigen  Gestalt,  da  es  die  Sorge  und  die  Tätigkeit  der 
Frau  für  die  Aufgaben  der  Haushaltsführung  und  Kindererziehung 
in  weitestem  Maße  mit  Beschlag  belegt.  Fan  Nebeneinander  der 
staatlichen  Dienstesverpflichtungen  und  häuslichen  Obliegenheiten 
müßte  zu  unvermeidlichen  Konflikten  führen.  Der  Ausschluß 
der  Ehefrau  vom  Staatsdienste  hat  aber  noch  weitergehende 
Folgen.  Die  Entlohnung  des  Staatsdieners  wird  nicht  unter  dem 
Gesichtspunkte  eines  Entgeltes  für  einzelne  wirtschaftliche  Lei- 
stungen bemessen,  sie  soll  ihm  den  standesgemäßen  Unterhalt 
sichern.  Der  Bedarf  hiefür  ist  natürlich  bei  der  ledigen  FYau  gerin- 
ger als  b<*i  dem  Manne,  auf  dessen  Schultern  die  Lasten  der 
Erhaltung  der  Familie  ruhen.  Dazu  kommt  noch,  ganz  abgesehen 
davon,  das  im  allgemeinen  geringere  Maß  der  weiblichen  Bedürf- 
nisse, eine  Tatsache,  die  wir  schon  gelegentlich  angedeutet  haben. 
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Die  übrigen  Punkt«*,  in  welchen  der  weibliche  Staatsdienst 
heute  besondere  Erscheinungen  aufweist,  müssen  sicli  aus  der 
folgenden  Untersuchung  ergeben.  Ihr  bleibt  auch  die  Entschei- 
dung darüber  Vorbehalten,  ob  diese  Besonderheiten  einen  dauern- 
den Charakter  in  sich  tragen  oder  nur  einen  Übergangszustand 
darstellen,  welcher  allmählich,  sei  es  infolge  der  wirtschaftlich- 
gesellschaftlichen  Entwicklung,  sei  es  mit  dem  siegreichen  Vor- 
dringen der  Frauenbewegung,  verschwinden  wird. 

Nach  dieser  Orientierung  über  die  großen  Fragen  unseres 
Problems  können  wir  jetzt  zu  der  genaueren  Feststellung 
unserer  Aufgabi*  schreiten.  Wir  haben  die  Entwicklung  des  weib- 
lichen Staatsdienstes  in  Österreich  seit  der  Zulassung  der  Frauen 
bis  auf  die  Gegenwart  zu  verfolgen  und  seine  heutige  Gestaltung 
zu  betrachten.  Eine  hervorragende  Stelle  nimmt  in  dieser  Unter- 
suchung die  Darstellung  des  Rechtes  und  der  Organisation  ein. 
Darauf  dürfen  wir  uns  aber  nicht  beschränken.  Denn  Recht  und 
Organisation  schaffen  nur  die  äußere  Form  für  die  Beziehung 
der  staatlichen  Verwaltung  zu  ihren  Organen.  Die  tatsäch- 
liche Gestaltung  hängt  von  der  Handhabung  dieser  Form,  von 
dem  Geist,  welcher  in  ihr  waltet,  und  von  den  begleitenden 
Umständen  ab.  Es  muß  also  noch  eine  besondere  Betrachtung 
der  praktischen  Gestaltung  des  Dienstverhältnisses  hinzutreten, 
und  diese  gliedert  sich  zweckentsprechend  in  zwei  Teile,  weil 
wir  nicht  nur  die  Bedeutung  des  Staatsdienstes  für  die  Frauen, 
sondern  auch  die  Bedeutung  der  Frauen  für  den  Staatsdienst  im 
Auge  haben.  An  die  Feststellung  der  Tatsachen  schließt  sich  die. 
Aufgabe  ihrer  Erklärung.  Die  allgemeinen  Bedingungen  der 
Entwicklung  liegen  in  den  bereits  eingangs  gestreiften  wirt- 
schaftlich-gesellschaftlichen Verhältnissen.  Die  besonderen  Ur- 
sachen sind  durch  die  Stellungnahme  der  beteiligten  Faktoren 
gegeben.  Es  kommt  dabei  die  Haltung  der  Staatsverwaltung, 
der  weiblichen  Bediensteten  selbst,  ihrer  männlichen  Kollegen, 
der  öffentlichen  Meinung,  wie  sie  vornehmlich  in  Parlament  und 
Presse  zum  Ausdruck  gelangt,  in  Betracht.  Erscheinen  jene 
Bedingungen  als  etwas  von  menschlicher  Einflußnahme  Unab- 
hängiges, so  ist  das  Verhalten  der  persönlichen  Faktoren  ein 
Ausfluß  menschlichen  Wissens  und  Willens  und  erfordert  daher 
eine  Prüfung  seiner  Berechtigung.  In  erster  Linie  handelt  es 
sich  um  die  Beurteilung  der  Staatsdienstpolitik.  Aus  der  Kennt- 
nis der  Entwicklung  und  der  in  ihr  wirkenden  Kräfte  ergibt 
sich  dann  die  Möglichkeit  eines  Schlusses  auf  die  Zukunft. 
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Mit  der  Betrachtung  des  weiblichen  Staatsdienstes  in 
Österreich  ist  aber  unsere  Aufgabe  noch  nicht  abgeschlossen. 
Scheiden  wir  bei  unseren  Ergebnissen  dasjenige  aus,  was  auf 
die  spezifisch  einheimischen  Verhältnisse  zurückzuführen  ist, 
dann  eröffnet  sich  die  Aussicht  auf  ein  Verständnis  der  Frage 
des  weiblichen  Staatsdienstes  im  allgemeinen.  Um  dasselbe  auf 
breitere  Grundlage  zu  stellen,  soll  noch  vergleichsweise  ein  Blick 
auf  den  österreichischen  Privatdienst  und  den  ausländischen 
Staatsdienst  geworfen  werden.  Gegenüber  dieser  Ausdehnung  des 
Untersuchungsfeldes  noch  eine  Einschränkung.  Keine  Behandlung 
wird,  wie  hervorgehoben,  den  Frauen  im  Dienste  der  fiskalischen 
Unternehmungen  zuteil  werden,  weil  für  uns  nur  der  Staats- 
dienst als  Mittel  der  eigentlichen  Verwaltung  Bedeutung  besitzt. 
Aber  auch  ein  Teil  der  Frauen,  welcher  diesem  Gesichtspunkte 
entspräche,  das  Lehrpersonal,  scheidet  aus.  Einmal  steht  dasselbe 
nach  der  besonderen  Lage  der  Dinge  in  < >sterreich  zumeist  im 
Dienste  der  Selbstverwaltungskörper;  dann  aber  beruht  das 
Interesse,  welches  der  Frage  des  weiblichen  Staatsdienstes  gebührt, 
ja  auf  seinem  Zusammenhang  mit  den  gegenwärtigen  Umwäl- 
zungserscheinungen in  der  wirtschaftlich-gesellschaftlichen  Stel- 
lung der  Frau.  Die  Beteiligung  der  Frauen  am  öffentlichen 
Unterrichtswesen  weist  auf  andere,  davon  unabhängige  Ursachen 
zurück.  Unsere  Ergebnisse  führen  uns  aber  noch  über  die  Stel- 
lung der  Frauen  im  Staatsdienste  hinaus.  Gerade  der  besprochene 
Zusammenhang  legt  es  uns  nahe,  von  den  Verhältnissen  des 
Staatsdienstes  unter  Berücksichtigung  der  ihm  eigentümlichen 
Besonderheiten  auf  die  Aussichten  der  Frauen  in  dem  übrigen 
Erwerbsstellungen,  vor  allem  in  den  freien  Berufen  zu  schließen. 
Und  von  da  bedarf  es  nur  noch  eines  weiteren  Schrittes,  um  zu 
dem  allgemeinen  Problem  »1er  Frauenarbeit  zu  gelangen  und  zu 
sehen,  ob  sich  für  dessen  Verständnis  aus  der  Betrachtung  des 
weiblichen  Staatsdienstes  neue  Gesichtspunkte  gewinnen  lassen. 
Es  mag  hier  nur  daran  erinnert  werden,  welche  befruchtende 
Wirkung  der  Vergleich  zwischen  Staatsdienst  und  Arbeitsver- 
hältnis auf  die  theoretische  Behandlung  der  Arbeiterfrage  und 
die  praktische  Sozialpolitik  ausgeübt  hat. 

W us  nun  die  Quellen  unserer  Untersuchung  anlangt,  so 
ist  zunächst  zu  bemerken,  dali  Vorarbeiten  auf  unserem  Gebiete 
fast  vollständig  fehlen.  Zwar  finden  sich  zerstreut  in  den  ver- 
schiedenen wissenschaftlichen  und  Fachzeitschriften  Aufsätze 
über  die  Verwendung  von  Frauen  im  Staatsdienst,  aber  dieselben 
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sind  entweder  ganz  allgemeiner  Natur  und  ohne  die  Grundlage 
einer  Detailforechung,  oder  sie  beschäftigen  sich  nur  mit  ein- 
zelnen, besonders  auffallenden  Aktionen  der  Staatsverwaltung. 
Im  allgemeinen  muß  daher  auf  das  eigentliche  Urmaterial  zurück  - 
gegriffen  werden.  Dabei  darf  man  sich  im  Interesse  einer  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  möglichst  nahekommenden  Darstel- 
lung auf  die  Benützung  der  veröffentlichten  Quellen  nicht  be- 
schränken, sondern  muß  auch  Auskünfte  von  Seite  der  ver- 
schiedenen in  Betracht  kommenden  Behörden  und  der  beteiligten 
Personen  selbst  zurate  ziehen. 

Was  die  gedruckten  Quellen  anbetrifft,  so  handelt  es  sich 
um  das  bezügliche  legislatorische  Material,  wie  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Erlässe  u.  s.  w.,  um  die  Amtsberichte,  Statistik, 
Almanacht'  über  das  Personal  «1er  verschiedenen  Behörden,  um 
Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses,  besonders  gelegentlich 
«ler  Staatsvoranschlagsdebatten,  um  die  Fachzeitschriften,  in  denen 
die  Bt'diensteten  zum  Worte  kommen,  um  Zeitungs-  und  Spezial- 
berichte über  Vereins-  und  freie  Versammlungen,  u.  a.  m. 

Von  den  ungedruckten  Quellen  ist  hier  besonders  eine  mit 
Rücksicht  auf  die  St<dlung  der  Expertinnen  nicht  öffentlich 
vorgenommene  Enquete  anzuführen.  Die  aufgestellten  Fragen 
erstreckten  sich  über  den  ganzen  Umfang  des  Arbeits-  und 
Dienstesverhältnisses.  Soweit  rechtliche  Bestimmungen  Vorlagen, 
kam  «'s  darauf  an,  festzustellen,  ob  sie  auch  wirklich  gchandhabt 
werden.  Soweit  sie  fohlten,  suchte  man  die  tatsächliche  Übung 
in  Erfahrung  zu  bringen.  Außerdem  galt  es,  di«*  für  die  Lebens- 
haltung der  weiblichen  Bediensteten  maßgebenden  Momente  zu 
erheben.  Die  Enquete  konnte  all«*rdings  nur  einen  kleinen  Um- 
fang annehmen.  Die  Zahl  der  Expertinnen  belief  sich  auf 
gegen  40;  sie  waren  zumeist  in  Wien  bedienstet.  Die  Glaub- 
würdigkeit der  Aussagen  ließ  sich  ziemlich  genau  überwachen, 
indem  einmal  voneinander  unabhängige  Aussagen  zur  geg«*n- 
seitigen  Kontrolle  dienten,  und  dann  auf  anderem  Wege,  durch 
Erkundigung  und  Augenschein,  Anhaltspunkte  für  die  Würdigung 
der  Angaben  gewonnen  werden  konnten. 
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Das  Staatsdienstrecht  im  Allgemeinen  und  seine 
besondere  Regelung  in  Österreich. 

Literatur:  Vergleiche  die  oben  zitierten  Arbeiten  von  Rehm,  Wagner 

und  Steinbach,  ferner  die  Darstellungen  von  (rareis,  Laband,  Stengel, 
Seydel,  TJlbrich  in  dem  Handbuch  des  offen tl.  Rechtes,  herausgegeben 
von  Marquardsen.  Für  das  österreichische  Recht  neben  Ulbrich  die 
Artikel  Dienstbezüge,  Pensionen,  Staatsdienst  im  Österreichischen  Staats- 
wörterbuch, Mayerhofer,  Handbuch  für  den  politischen  Verwaltungs- 
dienst 5.  Auflage,  Geller,  Österreichische  Verwaltungsgesetze  Wien  1883. 

Bevor  wir  mit  unserer  eigentlichen  Untersuchung  beginnen, 
bedarf  es  noch  einer  näheren  Erörterung  der  Grundsätze  des 
Staatsdienstes  im  allgemeinen  und  des  österreichischen  Staats- 
dienstes irn  besonderen.  Wir  müssen  dabei  etwas  mehr  ins  ein- 
zelne gehen,  um  eine  ausreichende  Grundlage  für  die  Beurteilung 
der  zu  betrachtenden  Regelung  des  weiblichen  Staatsdienstes  zu 
gewinnen.  Andererseits  interessiert  uns  hier  nur  der  Berufsstaats- 
dienst; die  übrigen  Abarten  sollen  daher  nur,  soweit  erforderlich, 
berücksichtigt,  werden. 

Im  modernen  Staate  herrscht  im  allgemeinen  das  Ressort- 
prinzip, d.  h.  die  einzelnen  Zweige  der  Verwaltung  sind  unter 
einheitlicher  Leitung  zusammengefaßt.  Wie  jede  menschliche 
Tätigkeit,  so  enthält  auch  jedes  Ressort  drei  verschieden«»  Auf- 
gaben: Die  Aufstellung  des  allgemeinen  Verwaltungsplanes,  die 
Anordnung  der  konkreten  Maßnahmen  und  die  Überwachung 
ihrer  Ausführung,  endlich  die  Ausführung  selbst.  Dieser  Drei- 
teilung der  Funktionen  entspricht  eine  Dreiteilung  der  Organe, 
die  sog.  drei  Instanzen.  Dabei  bleibt  die  oberste  Instanz  natur- 
gemäß zentralisiert,  bei  der  mittleren  und  unteren  führt  die  räum- 
liche Ausdehnung  des  Staatsgebietes  zu  einer  territorialen  Glie- 
derung. Die  so  sachlich  und  örtlich  geschiedenen,  auf  die  Dauer 
angelegten  Geschäftskreise  nennt  man  Ämter.  Daher  stammt  der 
Name  „Beamte“  für  die  Staatsdiener,  welche  zu  ihrer  Wahr- 
nehmung berufen  sind.  Die  einzelnen  Ämter  erfordern  häufig 
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eine  Mehrzahl  von  Arbeitskräften,  die  ebenfalls  hierarchisch 
organisiert  werden.  Es  erfolgt  eine  Arbeitsteilung  nach  Maßgabe 
der  durchschnittlichen  Leistungsfähigkeit  einer  Person.  Den  so 
von  den  anderen  geschiedenen,  auf  die  Dauer  angelegten 
Geschäftskreis  der  einzelnen  nennt  man  Dienstposten. 

Die  Zuweisung  der  einzelnen  Beamten  auf  den  einzelnen 
Dienstposten  erfordert  eine  feste  Berufungsordnung.  Ihre  Voraus- 
setzung ist  eine  Übersicht  über  die  Zahl  der  verfügbaren  Kräfte, 
der  sog.  Status.  Die  Anforderungen  des  Postens  sind  aber  ver- 
schieden je  nach  seiner  Stellung  innerhalb  des  Amtes  und  der 
Stellung  des  Amtes  innerhalb  der  Amterhierarchie.  Der  höhere 
Posten  erfordert,  abgesehen  von  höheren  Kenntnissen,  ein  größeres 
Maß  freier  Entschließung  und  Verantwortung,  damit  weiteren 
Blick,  größere  Entschiedenheit  und  längere  Erfahrung.  Da  die 
Berufungsordnung  den  Zweck  verfolgt,  den  geeigneten  Mann  auf 
den  geigneten  Posten  zu  stellen,  muß  sie  auf  die  persönliche 
Befähigung  und  das  Dienstalter  Rücksicht  nehmen.  Daher  ver- 
bindet sich  mit  der  Evidenzhaltung  des  Beamtenkörpers  im 
Status  eine  Reihung  der  einzelnen  nach  Maßgabe  ihrer  persön- 
lichen Qualifikation.  Die  Organisation  der  Dienstposten  und  der 
Status  müssen  kongruent  sein.  Di«  Zahl  der  Stellen  im  letzteren 
ist  durch  die  Zahl  der  ersteren  bestimmt.  Diese  Kongruenz  ist 
aber  nicht  nur  quantitativer,  sondern  auch  qualitativer  Natur, 
sodaß  auch  der  Abstufung  der  Dienstposten  eine  Rangsabstufung 
im  Status  entspricht.  Geht  so  die  hierarchische  Organisation  des 
Beamtenkörpers  aus  sachlichen  Motiven  hervor,  so  hat  sie 
zugleich  eine  persönliche  Wirkung  durch  die  Anspornung  des 
Ehrtriebes  und  der  Pflichterfüllung,  von  der  die  Beförderung 
abhängt. 

Die  Organisation  regelt  die  Beziehung  des  Staates  zu  der 
Gesamtheit  seiner  Diener,  der  Dienstvertrag  das  Verhältnis  zu 
den  einzelnen.  Naturgemäß  kommt  aber  auch  in  dem  letzteren 
die  Stellung  des  Beamten  als  Glied  einer  großen  Gruppe,  als 
Angehöriger  eines  gesellschaftlichen  Standes  zum  Ausdruck.  Die 
Feststellung  des  Rechtsverhältnisses  kann  nicht  einer  Reihe 
getrennter  Willensvereinbarungen,  also  einem  System  freier  Ver- 
träge, überlassen  werden.  Die  Notwendigkeit  der  Organisation 
erfordert  einheitliche  Regedung.  Diese  kann  aber  nur  von  dem 
Staate  ausgehen,  einmal  aus  dem  Grunde,  weil  er  die  Einheit 
gegenüber  der  Vielheit  bildet,  dann  aber  auch,  weil  nach  dem 
Wesen  des  Gewaltverhältnisses  seine  Zwecke  im  Vordergrund 
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stehen.  Es  erfolgt  also  eine  abstrakte  Normierung  der  Dienstes- 
bedingungen, denen  sich  der  Aufnahmswerber  unterwerfen  muß. 
Oberster  Grundsatz  ist  dabei  die  möglichst  genaue  Abgrenzung 
der  beiderseitigen  Rechtssphären.  Das  liegt  im  Interesse  beider 
Teile.  Der  Staat  vermeidet  so  Reibereien  und  Mißstimmungen, 
welche  auf  den  Diensteifer  abträglich  wirken,  die  Staatsdiener 
erhalten  die  Gewähr  einer  gesicherten  Stellung. 

Die  rechtliche  Regelung  des  Staatsdienstes  erstreckt  sich 
auf  die  Vorbedingungen  der  Aufnahme,  den  Aufnahmsakt,  die 
Pflichten  und  Rechte  der  Bediensteten,  ihre  Geltendmachung, 
endlich  die  Lösung  des  Dienstverhältnisses.  Der  Charakter  der 
betreffenden  Normen  kann  verschiedener  Natur  sein.  Bestim- 
mungen der  allerwichtigsten  Art  bleiben  der  Verfassung  Vor- 
behalten, andere  der  Gesetzgebung,  wieder  andere  dem  Verord- 
nungswege. Die  gesetzliche  Festlegung  hat  den  Vorteil  und 
Nachteil,  die  größte  Stetigkeit  der  Verhältnisse  zu  bewirken, 
die  Verordnungsgewalt  gibt  leichter  dem  Mißbrauch  Raum. 

Bezüglich  der  Aufnahmsbedingungen  handelt  es  sich  darum, 
von  vornherein  die  Personenkreise  zu  bestimmen,  aus  welchen 
sich  die  Beamtenschaft  rekrutieren  soll.  Die  Idee  der  Gleichheit 
der  Staatsbürger  im  Rechtsstaate  verbietet  eine  unmittelbare  Be- 
schränkung auf  bestimmte  Gesellschaftsschichten,  obwohl  diese 
nach  dem,  was  oben  über  die  gesellschaftliche  Zugehörigkeit  der 
Beamten  gesagt  wurde,  am  natürlichsten  wäre.  Derselbe  Erfolg 
muß  also  auf  mittelbarem  Wege  erreicht  werden.  Das  geschieht 
durch  Aufstellung  bestimmter  Bildungserfordernisse.  Dabei 
kommen  selbstverständlich  auch  sachliche  Gründe  in  Betracht, 
da  die  Ämter  je  nach  ihrer  Zugehörigkeit  zu  verschiedenen 
Verwaltungszweigen  und  ihrer  Stellung  in  der  Hierarchie  eine  ver- 
schiedene Vorbildung  verlangen.  Die  Vorbildung  und  der  Wir- 
kungskreis der  zu  verwaltenden  Ämter  haben  eine  Einteilung  des 
Personals  in  höhere,  mittlere  und  Unterbeamtc  zur  Folge,  der  im 
allgemeinen  die  Tatsache  der  Hoch-,  NI it tel-  und  Normalschulbildung 
entspricht.  Diese  Dreiteilung  deckt  sich  nicht  mit  der  oben  bespro- 
chenen in  Leitung,  Überwachung  und  Ausführung.  Es  können 
beispielsweise  auch  mittlere  Beamte  zu  ausführenden  Dienst- 
leistungen verwendet  werden,  wo  es  höherer  Bildung  bedarf. 
Außer  der  allgemeinen  Bildung  wird  häufig  noch  eine  besondere 
fachliche  Bildung  verlangt  und  diese  durch  eigene  Dienstprüfungen 
festgestellt.  Bestimmt  die  geforderte  Vorbildung  des  Beamten 
die  Gesellschaftsschichte,  aus  der  er  entnommen  werden  soll,  so 
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sind  noch  weitere  Bestimmungen  bezüglich  (1er  persönlichen 
Eignung  des  Bewerbers  erforderlich.  Dahin  gehört  di«;  Fest- 
legung der  Altersgrenze  und  die  Vorschriften  über  die  physische 
und  moralische  Befähigung. 

Die  Aufnahme  erfolgt  nun,  wenn  die  Vorbedingungen  erfüllt 
sind,  auf  Grund  gegenseitigen  Einverständnisses  durch  Ernen- 
nung. Es  ist  ein  reiner  Wortstreit,  wenn  man  hier  die  Frage 
aufwirft,  ob  es  sich  dabei  um  einen  Vertrag  oder  einen  verein- 
barten Verwaltungsakt  handelt.  Mit  der  Ernennung  tritt  der  Be- 
werber in  ein  dauerndes  Dienstverhältnis  zum  Staate,  es  ersteben 
ihm  gewisse  Pflichten  und  Rechte. 

Im  Vordergründe  stehen  die  Pflichten.  Dabei  drängt  die 
Stellung  der  Beamten  als  Glied  einer  Gruppe  zum  rechtlichen 
Ausdruck.  Die  Unklarheit,  welche  in  den  meisten  Lehrbüchern 
d«'S  Staatsrechtes  bei  der  Einteilung  der  Staatsdienerpflichten 
vorwaltet,  beruht  auf  der  Abneigung,  neben  den  Dienstpflichten 
besondere  Standespflichten  zu  unterscheiden.  Es  hängt  das  mit 
einer  Übertreibung  der  Grundlagen  des  heutigen  öffentlichen 
Rechtes  zusammen,  welches,  «'in  Ergebnis  (l«‘r  Aufklärungsphilo- 
sophi«;,  im  allgemeinen  nur  zwei  Subjekte  anerkennen  will,  das 
Individuum  und  den  Staat,  allen  Zwischengliedern  aber  die 
Anerkennung  verweigert.  Unter  den  oben  angegebenen  Lehr- 
büchern hat  nur  Stengel  die  Unterscheidung  scharf  heraus- 
gearbeitet. 

Die  Standespflichten  der  Beamten  sind  die  bereits  erörterte 
allg«'meine  Gehorsams-  und  Treuepflicht  gegenüber  dem  Staat. 
Sie  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  ihr  dienstliches  Verhalten,  son- 
dern darüber  hinaus  auf  die  ganze  Lebensführung.  Daraus  folgen 
die  Pflichten  und  Rechtsbeschränkungen  in  B«*zug  auf  das  Privat- 
leben. Der  Staatsdiener  muß  bei  allen  sinnen  Handlungen  das 
Staatsinteresse  im  Auge  behalten,  die  Ehre  und  Würde  d«‘s 
Standes  wahren  und  sich  von  Geschäften  fernhalten,  die  diesen 
Aufgaben  widersprech«;n. 

In  den  Dienstpflichten  der  Beamten  kommt  der  Charakter 
des  Staatsdienstes  als  eines  Arbeitsverhältnisses  zum  Ausdruck. 
Aber  auch  hier  zeigt  sich  die  stärker«;  Natur  der  Wrbindung 
durch  die  Betonung  der  Qualität.  Es  wird  nicht  nur  eine 
bestimmte  Quantität  von  Leistungen  gefordert,  sondern  bei  diesen 
Leistung«*»  muß  stets  die  Wahrung  der  Staatsint«;ressen  im 
Brennpunkte  der  Aufmerksamkeit  stehen.  Zum  Unt«Tschiede  von 
der  allgemeinen  Gehorsams-  und  Treuepflicht  spricht  man  von 
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einer  Dienstpflicht.  Diese  Dienstpflicht  ist  ihrem  Wesen  nach 
zeitlich  und  örtlich  unbegrenzt,  sie  erfordert  die  stete  Bereit- 
willigkeit, auf  Befehl  des  Staates  zur  Verwirklichung  seiner 
Zwecke  tätig  zu  werden.  Dadurch  unterscheidet  sie  sich  von 
der  besonderen  Amtspflicht,  welche  erst  durch  die  Übertragung 
eines  bestimmten  Dienstpostens  entsteht  und  sich  nach  Inhalt 
und  Ausmali  durch  seinen  Wirkungskreis  begrenzt.  Ein  Recht 
auf  den  Dienstposten,  oder,  wie  man  auch  unter  Identifizierung 
beider  Ausdrücke  sagt,  auf  das  Amt,  besteht  nicht.  Man  kann 
jederzeit  abberufen  oder  auf  einen  anderen  Posten  versetzt  wer- 
den, je  nachdem  |es  das  Staatsinteresse  erfordert.  In  der  Amts- 
pflicht sind  dann  auch  die  Präsenz-  und  Residenzpflicht  ent- 
halten. Die  allgemeine  Treuepflicht  kommt  in  der  negativen  Seite 
der  Amtspflicht,  der  Wahrung  des  Amtsgeheimnisses,  zum  Aus- 
druck. Es  ist  natürlich,  daß  die  Dienst-  und  Amtspflicht  im 
Interesse  der  Bediensteten  eine  Einschränkung  erfahren  kann, 
indem  ein  fester  oder  durch  das  Ermessen  des  Vorgesetzten 
näher  zu  bestimmender  Anspruch  auf  Urlaub,  Ruhetage  u.  dgl.  m. 
gewährt  wird.  Die  Dienst-  und  Amtspflicht  findet  ihre  nähere 
Regelung  für  die  verschiedenen  Verwaltungszweige,  Ämtergruppen 
und  Ämter  in  den  Dienstordnungen,  Instruktionen  u.  s.  w. 

Auch  in  den  Rechten  der  Beamten  spiegelt  sich  ihre 
Standeseigenschaft  wieder.  Das  zeigt  sich  in  d<*r  besonderen 
Gruppe  der  Standesrechte.  Und  wie  wir  das  oben  von  den 
Pflichten  gesehen  haben,  so  erfahren  auch  die  Rechte,  welche 
dem  gewöhnlichen  Arbeitsverhältnis  entsprechen,  eine  besondere 
Modifikation. 

Die  Standesrechte  der  Beamten  sind  in  erster  Linie  Ehren- 
rechte, das  Recht  auf  Titel,  Rang,  Uniform.  Ihre  Ausgestaltung 
erfolgt  mit  Rücksicht  auf  die  Organisation  dos  Personalkörpers. 
Dazu  kommen  noch  besondere  Rechte,  welche  im  Interesse  des 
»Staates  verliehen  sind,  wie  der  stärkere  strafrechtliche  Schutz, 
die  Befreiung  von  öffentlichen  Lasten  u.  ä. 

Der  Staatsdienst  unterscheidet  sich  von  dem  gewöhnlichen 
Arbeitsverhältnis  auch  durch  seinen  dauernden  Charakter,  der 
rechtliche  Ausdruck  dafür  ist  das  Recht  auf  die  Anstellung. 
Dasselbe  entsteht  allerdings  in  der  Regel  nicht  sofort  mit  der 
Aufnahme,  sondern  erst  nach  Ablauf  einer  Probedienstzeit.  Es  ist 
wesentlich  vermögensrechtlicher  Natur  und  soll  dem  Beamten 
die  Sicherung  seiner  wirtschaftlichen  Existenz  gewähren.  Daher 
bestimmt  es  sich  näher  als  ein  Anspruch  auf  standesgemäßen 
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Unterhalt.  Hierin  zeigt  sich  wieder  die  Bedeutung  des  sozialen 
Gesichtspunktes.  Als  konkretes  Recht  erscheint  der  Anspruch 
als  Recht  auf  einen  bestimmten  Gehalt.  Kr  erfährt  mit  Rück- 
sicht auf  die  Organisation  des  Beamtenkörpers  eine  Gliederung 
analog  der  Rangsabstufung.  Jedem  Rang  entspricht  eine  be- 
stimmte Besoldung.  Infolge  dessen  fällt  Rangs-  und  Gehalts- 
erhöhung zusammen.  Die  erstere  gewinnt  somit  neben  dem 
Charakter  einer  Auszeichnung  die  Bedeutung  einer  materiellen 
Aufbesserung,  ein  Moment  von  großer  psychologischer  Trag- 
weite. Da  aber  die  Zahl  der  Stellen  in  jeder  Rangsstufe  durch 
die  Zahl  der  Dienstposten  gegeben  ist,  so  hängt  Rangs-  und 
Gehaltserhöhung  von  der  zufälligen  Erledigung  der  Dienstposten 
ab.  Dazu  kommt  ein  weiteres.  Die  Verleihung  eines  höheren 
Ranges  muß,  wie  oben  erwähnt,  auch  auf  die  persönliche  Be- 
fähigung Rücksicht  nehmen.  Daher  ist  «‘in  Teil  d«>r  Beamten, 
welcher  den  Anforderungen  der  höheren  Dienstposten  nicht 
genügt,  von  der  Beförderung  auf  den  höhern  Rang  ausge- 
schlosst'n.  Bleibt  die  Gehaltsaufbesserung  an  die  Stellenerledi- 
gung und  die  Befähigung  für  di«*  höheren  Posten  gebunden, 
dann  kommt  sie  für  viele  überhaupt  in  Wegfall,  und  das  wirkt 
abträglich  auf  ihren  Diensteifer  ein.  Diesem  Übelstand  kann 
durch  die  Einführung  von  mehreren  ßesoldungsstufen  innerhalb 
der  einzelnen  Rangsstufe  abg<>holfen  werden.  Die  Vorrückung 
auf  dieselben  erfolgt  unabhängig  von  der  Ernennung  in  den 
höheren  Rang.  Dabei  bieten  sich  zwei  Wege.  Entweder  tritt 
sie  nach  einer  bestimmten  Dienstperiode  ein  oder  die  Zahl  der 
Besoldungsstufen  wird  «*benfalls  festgelegt  und  die  Vorrückung 
an  ihre  Erledigung  gebunden.  Der  erste  Weg  entspricht  dem 
Interesse  der  Bediensteten,  da  «*r  Schwankungen  in  der  Gehalts- 
aufbesserung  vermeidet,  der  zweite  dem  Interesse  d<*s  staatlichen 
Ausgabenetats,  da  er  den  erforderlichen  Betrag  für  die  höheren 
Stufen  ein-  für  allemal  festlegt.  Er  wird  für  die  Beamten  nur 
dann  günstiger,  wenn  die  Erledigungen  ein  rasches  Tempo  ein- 
sch lagen.  Da  die  Beförderung  auf  die  höheren  Rangsstufen  nach 
Maßgabe  der  persönlichen  Befähigung  erfolgt,  ein  Urteil  darüber 
aber  nur  dem  Staate  zustehen  kann,  ist  ein  Recht  auf  Rangs- 
erhöhung ausgeschlossen.  Von  der  Vorrückung  auf  die  höheren 
Gehaltsstufen  gilt  das  Gegenteil,  hier  ist  ein  fester  Anspruch 
sowohl  im  Falle  ihrer  zahlenmäßigen  Festlegung  als  auch  im 
Falle  ihrer  Abhängigkeit  von  einer  bestimmten  Dienstperiode 
durchaus  möglich. 
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Das  Hecht  auf  den  Gehalt  ist  unabhängig  von  der  tat- 
sächlichen Dienstleistung,  es  überdauert  die  Bekleidung  eines 
bestimmten  Dienstpostens  bei  erfolgter  Abberufung  und  in  Fällen 
unverschuldeter  Verhinderung,  namentlich  durch  Krankheit.  Tn 
dieser  Ausdehnung  ist  es  das  Gegenstück  zu  der  unbeschränkten 
Dienstpflicht.  Es  könnte  auch  zeitlich  unbegrenzt  sein,  d.  h.  die 
Periode  der  Dienstfähigkeit  überdauern,  ln  der  Kegel  ist  das 
aber  nicht  der  Fall.  Somit  bedarf  es  einer  Ergänzung  durch  das 
Recht  auf  Altersversorgung.  Dieses  findet  seine  Regelung  im 
Pensionssystem.  Endlich  muß  auch  der  Witwe  des  Beamten  und 
seinen  Kindern  während  ihrer  Unfähigkeit  zu  eigenem  Erwerb 
der  Unterhalt  gesichert  sein.  Gewöhnlich  wird  das  Pensionssystem 
durch  Gewährung  von  Witwen-  und  Waisen pensionen  ergänzt. 

Die  Abstufung  des  Gehaltes  erfolgt  nach  dem  Gesagten 
aus  organisatorischen  und  psychologischen  Gesichtspunkten,  die 
Bemessung  mit  Rücksicht  auf  den  standesgemäßen  Unterhalt. 
Aus  der  Verbindung  beider  Momente  ensteht  eine  neue  Aufgabe, 
die  richtige  Verteilung  des  Gesamtgehaltes  auf  die  Gesamtdienstzeit ; 
die  einzelnen  Stufen  müssen  unter  Bcdachtnahmc  auf  die  Ent- 
wicklung der  Beförderung  der  Verschiedenheit  der  wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse  in  den  einzelnen  Lebensstadien  Rechnung 
tragen.  Besonders  gilt  «lies  von  der  Belastung  des  Mannes  durch 
den  Eintritt  der  Verehelichung  und  die.  Erziehungsperiode  der 
Kinder. 

Trägt  der  G«dialt  und  seine  Ergänzung  durch  die  Pension 
im  Gegensätze  zum  Arbeitslohn  nicht  den  Charakter  des  Ent- 
geltes für  eine  Summe  von  Einzelleistungen,  so  gibt  es  doch 
neben  ihm  auch  Vermögensansprücln*  dieser  Art,  wie  die  Remu- 
neration für  besondere  Dienste  u.  ä.  Schließlich  ist  noch  die 
Entschädigung  für  den  Dienstaufwand  zu  erwähnen,  die  keiner 
besonderen  Begründung  bedarf. 

Was  die  Geltendmachung  der  Rechte  beider  Teile  betrifft, 
so  können  die  vermögensrechtlichen  Ansprüche  im  Interesse  d«*r 
Bediensteten  und  ohne  »Schädigung  des  Staatsinteresses  der 
ordentlichen  Rechtsprechung  überlassen  bleiben.  Anders  steht 
es  mit  «len  Rechten  und  Pflichten  öffentlicher  Natur.  Dabei 
handelt  es  sich  vor  allen  um  den  Schutz  des  Staates  gegen  Miß- 
brauch d«‘r  dauernden  Anstellung  durch  die  Bediensteten.  lli<?r 
entspricht  der  Natur  d«’s  Gewaltverhältnisses  ein  »Selbsthilferecht 
des  »Staates.  Dieses  besteht  in  d«ir  Disziplinargewalt.  Aber  auch 
tla  behält  der  Grundsatz  einer  möglichst  genauen  Abgrenzung 
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der  Rechtssphären  sein  Gewicht.  Es  müssen  daher  gewisse  Hand- 
lungen und  Unterlassungen,  welche  die  Dienstpflicht  verletzen, 
als  Dienstvergehen  bezeichnet  werden,  gewisse  Beeinträchtigungen 
der  staatsdienerlichen  Rechte  als  Strafen,  Vorschriften  über  die 
Strafbemessung  erlassen  werden,  und  die  Bestrafung  an  ein  Ver- 
fahren gebunden  sein,  welches  dem  Staatsdiener  seine  volle  Ver- 
teidigung ermöglicht.  Wirkt  doch  ein  Teil  der  Strafen  auf  die 
Vermögensrechte  der  Bediensteten  zurück,  ja  die  schärfste,  die 
Dienstentlassung,  bedeutet  sogar  Entziehung  jedes  vermögens- 
rechtlichen Anspruches  für  die  Zukunft. 

Die  Gründe  für  die  Lösung  des  Verhältnisses  sind  der  Tod, 
der  Dienstaustritt,  die  Dienstentlassung  und  die  Versetzung  in 
den  Ruhestand.  Bei  der  letzteren  greift  allerdings  nur  die  Ent- 
hebung von  den  Dienstpflichten  Platz,  die  Standespflichten  dauern 
fort,  ebenso  die  Standes-  und  Vermögensrechte,  die  letzteren  mit 
der  oben  besprochenen  Modifikation.  Die  Pensionierung  kann  aber 
auch  den  Beamten  als  Rechtsanspruch  nach  Ablauf  einer  gewissen 
Dienstzeit  gegeben  werden.  Eine  vollständige  Lösung  des  Dienstes 
kann  der  Staat  seinerseits  nur  bei  schwerer  Pflichtverletzung 
lierbeifükren.  Dem  Staatsdiener  dagegen  bleibt  das  Recht  der 
jederzeitigen  Lösung  unter  Verzicht  auf  seine  Ansprüche  gewahrt, 
weil  nur  unter  dieser  Voraussetzung  die  Willensfreiheit  der 
Bediensteten  nicht  illusorisch  wird  und  es  im  Interesse  des  Staates 
liegt,  daß  unzufriedene  Elemente  von  selbst  aus  dem  Beamten- 
körper verschwinden. 

In  unserer  bisherigen  Betrachtung  haben  wir  nur  den 
öffentlich-rechtlich  geregelten  Staatsdienst  vor  Augen  gehabt, 
daneben  gibt  es  aber  auch  einen  privatrechtlichen  Typus  des 
staatsdienerlichen  Gewaltverhältnisses,  der  ebenfalls  eine  recht- 
liche Unterordnung  der  Privatintoressen  des  Bediensteten  unter 
die  Staatsinteressen  aufweist,  indem  eine  Gehorsams-  und  Treue- 
pflicht stipuliert  ist.  Der  ganze  Unterschied  ist  rein  formaler 
Natur,  indem  hier  nicht  öffentlich-rechtliche  Normen  das  Rechts- 
verhältnis bestimmen,  sondern  die  Grundsätze  des  öffentlichen 
Dienstes  nur  in  einen  privatrechtlichen  Vertrag  aufgenommen 
werden.  Auch  hier  kann  eine  einheitliche  Regelung  erfolgen, 
indem  eine  Dienstordnung  aufgestellt  wird,  die  einen  den  Arbeits- 
ordnungen analogen  Charakter  aufweist. 

Das  öffentlich-rechtliche  Verhältnis  findet  natürlich  dort 
Anwendung,  wo  dem  Beamten  öffentlich-rechtliche  Funktionen 
übertragen  sind,  wo  er  als  Staatsorgan  das  imperium  ausübt. 

Wiener  «laatuwiM.  Studien.  iV.  Jid.,  1.  2 
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Fiir  die  Verfolgung  der  staatlichen  Wohlfahrt»-  und  Wirtschafts- 
z wecke  kommen  beide  Formen  in  Betracht,  und  die  Wahl  der 
einen  oder  der  anderen  richtet  sich  nach  der  Gestaltung  der 
konkreten  Verhältnisse. 

Neben  diesem  dauernden  Bedarf  an  Arbeitskräften,  der 
durch  dauernde  Anstellung  von  Bediensteten  befriedigt  wird, 
besteht  noch  ein  von  Tag  zu  Tag  wechselndes  Erfordernis  an 
untergeordneten  Leistungen.  Aus  diesem  Grunde  müssen  neben 
dem  festen  Stamm  von  Beamten  vorübergehend  Arbeitskräfte 
herangezogen  werden.  Die  Form  dafür  ist  das  zeitliche,  beliebig 
lösliche  Dienstverhältnis.  Dasselbe  nähert  sich  seinem  Inhalte 
nach  stark  dem  gewöhnlichen  Arbeitsvertrage,  das  Entgelt  wird 
nach  dem  Ausmaße  der  Leistungen  meist  tageweise  bemessen. 
Aber  selbst  hier  bewirkt  der  Zweck  der  Leistungen,  Arbeiten 
für  die  staatliche  Verwaltung,  die  Übertragung  einzelner  Sätze 
des  dauernden  Staatsdienstes. 

Wir  wenden  uns  jetzt  zu  den  österreichischen  Verhält- 
nissen, wollen  uns  aber  auf  eine  kurze  Darstellung  des  Hech- 
tes beschränken  und  auf  die  Organisation  nur  soweit  einge- 
hen,  als  sie  bei  der  Regelung  desselben  zum  Ausdruck  gelangt. 
Zunächst  ist  zu  bemerken,  daß  im  Gegensätze  zum  Deutschen 
Reiche  und  vielen  seiner  Einzelstaaten  eine  kodifikatorische 
Regelung  dieser  Materie  für  die  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreich«?  und  Länder  fehl t.  Die  einschlägigen  Bestimmungen 
sind  vielmehr  in  Normalien,  Patenten,  Hofdekreten  u.  s.  w. 
älteren  Stils  und  Gesetzen,  sowie  Verordnungen  neueren  Stils 
zerstreut.  Man  unterscheidet  im  österreichischen  Rechte  zwei 
Gruppen  von  Staatsdienern  in  öffentlich-rechtlicher  Stellung,  die 
sogenannten  Staatsbeamten  und  die  in  die  Kategorie  der  Diener- 
schaft gehörigen  Staatsdiener.  Die  Staatsbeamten  werden,  soweit 
sie  mit  Gehalt  angestellt,  also  Berufsbeamte  sind,  seit 'dem 
Gesetze  vom  15.  April  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  47,  in  11  Rangsklassen 
eingeteilt.  Die  Einreihung  in  eine  der  Rangsklassen  bildet  also 
das  Kriterium  der  öffentlich-rechtlichen  Stellung.  Das  entspre- 
chende Merkmal  ist  für  die  Diener  die  Bezeichnung  als  wirk- 
licher in  die  Kategorie  der  Dienerschaft  gehöriger  Staatsdiener. 
Man  bezeichnet  beide  Gruppen  mitunter  auch  als  landesfürstliche 
Beamte,  beziehungsweise  Diener.  Alle  Bediensteten,  bei  welchen 
das  angegebene  formale  Moment  nicht  zutrifft,  stehen  in  privat- 
rechtlichem Dienstverhältnis  zum  Staate. 

Bezüglich  der  Aufnahmsbedingungen  enthält  Artikel  3 des 
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Staatsgrandgesetzes  vom  21.  Dezember  1807,  R.  G.  Bl.  Nr.  142, 
die  Vorschrift,  daß  der  Besitz  des  österreichischen  Staatsbürger- 
rechtes  für  den  Eintritt  in  ein  öffentliches  Amt  erforderlich  ist. 
Nach  älteren  Bestimmungen  wird  in  der  Regel  ein  Lebensalter 
von  18 — 40  Jahren  gefordert.  Gewisse  enge  Verwandtschafts- 
verhältnisse  mit  Vorgesetzten  schließen  die  Anstellung  bei  der- 
selben Behörde  aus.  Einen  absoluten  Ausschließungsgrund  bildet 
schwerere  strafrechtliche  Bescholtenheit.  Die  Vorschriften  über 
die  Vorbildung  und  die  Dienstprüftmgen  sind  für  die  einzelnen 
Verwaltungszweigt'  durch  besondere  Verordnungen  festgesetzt. 
Im  allgemeinen  wird  mindestens  die  Absolvierung  einer  Mittel- 
schule, Gymnasium,  Oberrealschule  u.  s.  w.  für  die  Einreihung 
in  eine  der  Rangsklassen  gefordert.  Der  definitiven  Anstellung 
geht  eine  mindestens  einjährige  Probedienstzeit  voraus,  Gesetz 
vom  15.  April  1873  Nr.  47.  Die  definitive  Anstellung  erfolgt 
durch  Ernennungsdekret.  Vor  dem  Dienstantritt  ist  ein  Dienst- 
eid zu  leisten. 

Die  Pflichten  der  Staatsbeamten  sind  ebenfalls  nicht  all- 
gemein, sondern  in  einzelnen  Verordnungen  für  den  Bereich 
jedes  Verwaltungszweiges  geregelt.  Die  obersten  Grundsätze 
stimmen  dabei  mit  dem  überein,  was  wir  über  das  Wesen  des 
Staatsdienstes  oben  ausgeführt  haben.  Nur  die  Verpflichtung  zur 
Beobachtung  der  Staatsgrundgesetze  innerhalb  ihres  amtlichen 
Wirkungskreises,  sowie  zu  einer  den  Reichs-  und  Landesgesetzen 
entsprechenden  Geschäftsführung  ist  im  Artikel  12  des  St.  Gr.  G. 
vom  21.  Dezember  1807,  R.  G.  Bl.  Nr.  145,  allgemein  festgelegt. 

Was  die  Standesrechte  der  Beamten  betrifft,  so  ist  das 
Recht  auf  Titel  und  Uniform  teils  in  der  Verordnung  des 
Gesamtministeriums  vom  20.  Oktober  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  176, 
teils  in  Einzel  Verordnungen  geregelt.  Ein  Recht  auf  einen  be- 
stimmten Rang  besitzen  nur  die  Beamten  nach  dem  Gesetz  vom 
15.  April  1873,  nicht  dagegen  die  Diener.  Der  strafrechtliche 
Schutz  ist  naturgemäß  durch  das  Strafgesetzbuch  bestimmt. 
Durch  die  Ernennung  erhält  der  Beamte  ein  festes  Recht  auf 
die  Anstellung,  das  nur  in  gewissen  Ausnahmsfällen  vom  Staate 
einseitig  entzogen  werden  kann.  Dieses  Recht  steht  auch  den 
Dienern  zu,  während  im  reichsdeutschen  Rechte  den  ihnen  ent- 
sprechenden Unterbeamten  unter  Einhaltung  einer  bestimmten 
Frist  gekündigt  werden  kann.  Die  Gehaltsansprüche  der  Beamten 
sind  in  dem  bereits  mehrfach  zitierten  Gesetze  vom  15.  April 
1873,  Nr.  47  und  der  Novelle  vom  19.  September  1898,  Nr.  172, 
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geregelt,  die  GehaltsansprUche  der  Diener  in  dem  Gesetze  vom 
15.  April  1873,  Nr.  49,  dem  Gesetze  vom  26.  Dezember  1896, 
Nr.  255,  und  verschiedenen  Spezialgesetzen.  Der  Rang  des 
Staatsbeamten  bestimmt  das  Ausmaß  seiner  Bezüge.  Innerhalb 
jeder  der  sieben  unteren  Rangsklassen  gibt  es  mehrere  Gehalts- 
stufen. Die  Beförderung  in  die  höhere  Rangsklasse  erfolgt  im 
Wege  der  Ernennung,  in  die  höhere  Gehaltsstufe  derselben 
Rangsklasse  im  Wege  der  Quadriennal-,  bezw.  Quinquennal- 
vorrückung.  Der  Beamte  hat  daher  ein  unentziehbares  Recht 
auf  die  Gehalts  Vorrückung.  Bei  den  Dienern  fehlt,  wie  erwähnt, 
eine  Rangsgliederung.  Dagegen  bestehen  mehrere  Gehaltsklassen, 
deren  Zahl  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen  voneinander 
abweicht.  Die  Versetzung  in  die  höhere  Gehaltsklasse  erfolgt 
im  Wege  der  Ernennung.  Neben  diesen  Gehaltsklassen  bestehen 
entweder  feste,  unentziehbare  Dienstalterszulagen  oder  innerhalb 
jeder  Klasse  verschiedene  Gehaltsstufen,  die  im  Wege  der  soge- 
nannten graduellen  Vorrückung,  d.  h.  nach  Maßgabe  der  erle- 
digten Stellen  und  des  Dienstalters,  erklommen  werden.  Auch 
die  graduelle  Vorrückung  erfolgt  auf  Grund  eines  festen  An- 
spruches; allein  derselbe  kann  im  Disziplinarwege  entzogen 
werden.  Neben  dem  Gehalte  beziehen  die  4 oberen  Rangs- 
klassen Funktionszulagen,  die  7 unteren  Aktivitätszulagen,  welch 
letztere  nach  vier  Ortsklassen  abgestuft  sind.  Diese  Zulagen 
sind  für  die  Pension  nicht  anrechenbar. 

Die  Versorgungsansprüche  sind  hauptsächlich  in  den  Pen- 
sionsnorinalien  vom  30.  November  1771,  vom  26.  März  1781  und 
dem  Gesetze  vom  14.  Mai  1896,  Nr.  74,  geregelt.  Diese  Bestim- 
mungen bieten  in  ihren  Grundsätzen  nichts  Besonderes.  Zu 
erwähnen  ist  nur,  daß  den  Beamten  und  Dienern  kein  Recht 
auf  Pensionierung  nach  Ablauf  einer  gewissen  Dienstzeit  zu- 
steht. Eine  Verminderung  des  Aktivgehaltes  durch  Versetzung 
in  Disponibilität  fehlt  im  österreichischen  Recht. 

Die  Staatsdiener  genießen  außerdem  noch  verschiedene 
vermögensrechtliche  Privilegien.  Ihre  Dienstbezüge  .sind  nach 
Verordnungen  von  1853  und  1858  von  den  Gemeinde-,  Landes- 
und Grundcntlastungsfondszuschlügen  befreit.  Das  Gesetz  vom 
21.  April  1882,  Nr.  123,  beschränkt  die  Exekution  auf  ihre  stän- 
digen Dienstbezüge  auf  1/’3,  wobei  ein  Jahresbezug  von  800  6. 
vollständig  frei  bleiben  muß.  Endlich  gewährt  ihnen  das  Transport- 
begünstigungsnormale vom  30.  November  1891  bedeutende  Fahrt- 
und  Frachtbegünstigungen  auf  den  Staats-  und  Privatbahnen. 
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Was  die  Geltendmachung  der  beiderseitigen  vermögens- 
rechtlichen Ansprüche  betrifft,  so  mußten  im  älteren  Rechte, 
vergl.  Hofdekret  vom  24.  September  1841,  die  Forderungen  des 
Staates  an  seine  Beamten  und  Diener  und  dieser  an  den  Staat, 
soweit  sie  lediglich  aus  dem  Dienstverhältnisse  abgeleitet  wurden, 
im  administrativen  Wege  ausgetragen  werden.  Eine  Ausnahme 
bildete  nur  der  Rechnungsprozeß.  Es  fehlte  im  übrigen  also 
jeder  Rechtsschutz.  Nach  Errichtung  des  Reichsgerichtes  hat  sich 
dieses  aber  auf  Grund  des  Artikels  3 des  Staatsgrundgesetzes 
vom  21.  Dezember  1867,  Nr.  143,  in  dauernder  Praxis  zur 
Entscheidung  über  die  vermögensrechtlichen  Ansprüche  der 
Staatsdiener  an  den  Staat  als  zuständig  erklärt.  Mit  der  Kom- 
petenz des  Reichsgerichtes  konkurriert  noch  diejenige  des  Ver- 
waltungsgerichtshofes auf  Grund  des  § 2 des  Gesetzes  vom 
22.  Oktober  1875,  Nr.  36  ex  1876. 

Die  Grundzüge  des  österreichischen  Disziplinarrechtes  sind 
in  der  kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  März  1860  Nr.  64  ent- 
halten. „Jede  Verletzung  der  Pflichten,  welche  den  Angestellten 
durch  ihr  Amt,  ihren  Diensteid  oder  durch  die  allgemeinen 
oder  besonderen  Dienstvorschriften  auferlegt  sind,u  bedeutet  ein 
Dienstvergehen.  Sie  wird  durch  Ordnungs-  oder  Disziplinar- 
strafen geahndet.  Die  Strafarten  sind  genau  bestimmt,  die  Straf- 
zumessung und  das  Verfahren  dagegen  nur  mangelhaft  geregelt. 
I ber  die  Verhängung  jeder  Disziplinarstrafe  muß  eine  Diszipli- 
narkommission  erkennen,  aber  diese  hat  eigentlich  nur  beratendes 
Votum ; der  Chef  der  Behörde  ist  an  ihre  Entscheidung  nicht 
gebunden.  Damit  ist  das  Fehlen  eines  wirksamen  Rechtsschutzes 
im  Disziplinarverfahren  ausgesprochen.  Besonders  hart  wirkt 
dieser  Mangel  bei  Erkenntnis  auf  strafweise  Dienstentlassung. 

Was  die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  betrifft,  so 
erfolgt  dieselbe  durch  Tod,  freiwilligen  Dienstaustritt,  strafweise 
Entlassung  oder  Versetzung  in  den  dauernden  Ruhestand. 

Die  Anwendung  des  öffentlich-rechtlichen  Staatsdienst- 
verhältnisses ist  in  Österreich  nicht  auf  die  zur  Ausübung  obrig- 
keitlicher Funktionen  berufenen  Organe  beschränkt,  es  sind  auch 
andere  Gruppen,  z.  B.  die  Staatspostbeamten,  das  Staatslehr- 
personal u.  s.  w.  in  die  Rangsklassen  eingereiht.  Das  Gleiche 
gilt  von  der  Dienerschaft  in  diesen  Verwaltungszweigen.  Dane- 
ben finden  wir  auch  den  privatrechtlichen  Typus  des  dienstlichen 
Gewaltverhältnisses,  von  dem  wir  oben  gesprochen  haben.  In 
einer  derjenigen  der  Staatsbeamten  angenäherten,  d.  h.  ein 
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Recht  auf  dauernde  Versorgung  gewährenden,  aber  privat- 
rechtlichen  Stellung  stehen  z.  B.  die  sogenannten  statusmäßig 
eingereihten  Bediensteten  der  k.  k.  österreichischen  Staatsbahnen, 
als  Beamte,  Unterbeamtc  und  Diener,  ferner  die  Postmeister 
T.  und  II.  Klasse  seit  der  Reorganisation  von  1900  und  a.  m. 
Man  wendet  dabei  eine  eigentümliche  rechtliche  Konstruktion 
an,  indem  man  den  betreffenden  Verwaltungszweig  als  selbstän- 
dige Rechtspersönlichkeit  bezeichnet,  als  k.  k.  österreichische 
Staatsbahnen,  als  Post-  und  Telcgraphenanstalt,  und  die  Ange- 
stellten als  in  einem  Dienstverhältnis  zu  diesen  Rechtssubjekten 
stehend  behandelt.  Dabei  werden  den  öffentlich-rechtlichen 
Normen  analoge  Bestimmungen  zu  Vertragsbedingungen  gemacht. 

Die  auf  die  Dauer  des  Bedarfes  gegen  Taggeld  herange- 
zogenen Arbeitskräfte  nennt  man,  soweit  sie  nicht  Dienerver- 
richtungen auszuführen  haben,  Diurnisten,  neuerdings  auch 
Hilfsbeamte.  In  der  Praxis  ist  aber  ihre  Beschäftigung  nicht  nur 
auf  Fülle  eines  außerordentlichen  Bedarfes  beschränkt  geblieben  ; 
man  hat  sie  ganz  allgemein  zur  Versehung  der  mechanischen 
Schreibarbeiten  verwendet.  Der  Grund  liegt  teils  darin,  daß  das 
Schema  der  11  Rangsklassen  auf  Bedienstete  mit  absolvierter 
Mittelschule  und  fachlicher,  bezw.  wissenschaftlicher  Vorbildung 
zugeschnitten  ist,  teils  aber  auch  in  fiskalischen  Momenten. 
Naturgemäß  mußte  man  infolge  der  dauernden  Verwendung  viel- 
fach mit  den  Gegenleistungen  des  Staates  über  das  Ausmaß  der 
dem  zeitlichen  Charakter  der  Anstellung  entsprechenden  Ver- 
pflichtungen hinaus  gehen.  Eine  befriedigende  Lösung  aber  wird 
erst  die  rechtliche  Stabilisierung  bringen.  Sie  bildet  schon  lange 
einen  Gegenstand  der  öffentlichen  Diskussion,  wird  von  dem 
Abgeordnetenhause  verlangt,  von  der  Regierung  als  notwendig 
betrachtet.  Über  das  Wesentliche  herrscht  also  Übereinstimmung, 
im  Einzelnen  aber  gehen  die  Meinungen  auseinander,  weil  das 
Parlament  eine  gesetzliche  Grundlage  wünscht  und  auch  schon 
einen  bezüglichen  Entwurf  neuestens  beschlossen  hat,  während 
die  Regierung  für  den  Verordnungsweg  eintritt. 

Da  nun  die  weiblichen  Staatsbediensteten  in  fisterreich, 
wie  wir  des  näheren  sehen  werden,  weder  in  eine  der  11  Rangs- 
klassen eingereiht  sind,  noch  zu  den  in  die  Kategorie  der  Diener- 
schaft gehörigen  Staatsdienern  rechnen,  stehen  sie  insgesamt 
in  einem  privatrechtlichen  Dienstverhältnisse  zum  Staate.  Die 
praktische  Bedeutung  dieser  Besonderheit  liegt  im  allgemeinen 
darin,  daß  die  Rechtsprivilegien  des  öffentlichen  Dienstes  für  sie 
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nicht  gelten.  Im  einzelnen  bestehen  allerdings  hier  Ausnahmen 
zu  ihren  Gunsten,  wie  sich  im  Verlauf  der  Untersuchung  ergeben 
wird.  Hier  sei  nur  erwähnt,  daß  die  Bestimmungen  über  den 
strafrechtlichen  Schutz  der  Staatsdiener  vermöge  der  weiten 
Definition  des  Beamtenbegriffes  in  § 101  des  Strafgesetzbuches 
auch  auf  sie  ausgedehnt  sind. 

Die  Rechtsstellung  der  weiblichen  Bediensteten  in  Österreich 
ist  aber  nicht  etwa  in  einheitlicher  Weise  geregelt.  Jeder  Ver- 
waltungszweig zeigt  ein  anderes  Bild.  Das  ergibt  sich  sofort  bei 
Betrachtung  ihrer  etatsmäßigen  Behandlung.  Schlagen  wir  z.  B. 
den  Entwurf  des  Staatsvoranschlages  für  das  Jahr  1901  auf,  so 
finden  wir  Folgendes: 

Im  VII.  Kapitel,  Ministerium  des  Innern,  erfolgt  keine 
spezielle  Nachweisung  ihrer  Bezüge,  sondern  diese  sind  in  den 
den  einzelnen  politischen  Behörden  zugewiesenen  „Amtspauscha- 
lien14 enthalten.  Ferner  gehören  hierher  die  unter  „Diurnen44 
ausgewiesenen  Beträge  in  Titel  3 § 2 Öffentliche  Sicherheit  in 
den  einzelnen  Ländern. 

Im  IX.  Kapitel,  Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht, 
Titel  4 Statistische  Zentralkommission,  ist  ein  Betrag  unter 
„Diurnen44  eingesetzt,  der  auch  die  Entlohnung  der  weiblichen 
Bediensteten  umfaßt. 

Im  XI.  Kapitel,  Handelsministerium,  Titel  4 Statistischer 
Dienst,  erscheint  sie  in  1,  Herstellung  der  Statistik  des  aus- 
wärtigen Handels,  in  Post  Nr.  2 unter  „Taggelder44.  Titel  12, 
Post-  und  Telegraphenanstalt,  enthält  unter  $ 1 Post  Nr.  6a  „Ent- 
lohnungen der  Post-  und  Tclegraphenmanipulant innen“,  welche 
summarisch  für  die  einzelnen  Direktionsbezirke  nachgewiesen 
sind.  In  der  beigefügten  „Nachweisung  der  persönlichen  Bezüge44 
fehlen  die  Manipulantinnen.  Eine  Trennung  der  Geschlechter 
fehlt  bei  den  Besoldungen  der  nichtärarischeri  Postbediensteten, 
welche  in  Post  7 aj  „Besoldungen  der  Postmeister44,  7 b)  „Be- 
stallungen der  Postexpedienten44,  8 „Manipulationsbeihilfen44  ein- 
gestellt sind.  Dasselbe  Kapitel  enthält  in  Titel  13,  Postspar- 
kassenamt, Post  Nr.  1 eine  summarische  Aufstellung  der  persön- 
lichen Bezüge.  Beigefügt  ist  der  Personalstand  vom  1.  April  1900, 
darunter  ein  detaillierter  Nachweis  der  Kalkulantinnen  und 
sonstigen  weiblichen  Bediensteten  nach  der  Zahl,  die  auf  jede 
Gehaltsstufe  entfällt. 

Im  XII.  Kapitel,  Eisenbahnministerium,  finden  wir  die 
Beträge  für  die  Entlohnung  der  weiblichen  Bediensteten  in  den 
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Beilagen  /. u.  dom  Summarium.  Es  kommen  in  Betracht:  Titel  1, 
Zentralleitung,  Post  Nr.  55  „Entlohnung  für  ständige  Aushilfs- 
kräfte“, Nr.  58  „Taggelder  für  nicht  ständige  Aushilfskräfte“; 
ferner  Titel  3,  Zentralwagendirigierungsamt,  Post  Nr.  21  „Diurnen 
für  Diurnisten  und  Gehalte  der  Manipulantinnen“;  endlich 
Titel  6,  Staatsbahnbetrieb,  Detailnachweisung  der  persönlichen 
Bezüge,  Post  Nr.  33  „Manipulantinnen“,  in  dem  Zahl  und 
Bezüge,  für  die  einzelnen  Dienstzweige  zusammengefaßt,  auf- 
gestellt sind.  So  erfahren  nur  im  Titel  (>  die  Frauen  eine 
besondere  Berücksichtigung,  während  ihre  Besoldung  in  den 
übrigen  Posten  nur  mitenthalten,  nicht  getrennt  ausgewiesen  ist. 

Dieser  flüchtige  Blick  auf  den  Staatsvoranschlag  ist  von 
großer  orientierender  Bedeutung.  Er  hinterläßt  uns  einen  deut- 
lichen Eindruck  von  dem  unentwickelten  Stadium,  in  dem  sich 
der  weibliche  Staatsdienst  in  ( >sterreich  heute  befindet.  Ein 
verläßlicher  Gradmesser  für  die  Wichtigkeit,  die  man  den  ein- 
zelnen Verwaltungsausgaben  beimißt,  beweist  das  Budget  das 
untergeordnete  Interesse,  dem  unsere  Bedienstetengruppe  noch 
derzeit  begegnet.  Und  als  getreues  Spiegelbild  der  Tatsachen 
zeigt  es  uns,  wie  verschiedenartig  sich  die  Verhältnisse  bei  den 
einzelnen  Behörden  gestaltet  haben.  Daraus  ergeben  sich  auch 
wichtige  methodische  Konsequenzen  für  unsere  Untersuchung. 
Wir  sind  gezwungen,  die  einzelnen  Gebiete  gesondert  zu  be- 
trachten; der  Verwaltungszweig  wird  zum  obersten  Einteilungs- 
prinzip unserer  Arbeit. 

Wir  müssen  infolge  dessen  den  Bereich  der  Post-  und  Tele- 
graphenanstalt  und  die  Staatsbahnen  in  selbständigen  Abschnitten 
behandeln.  Die  übrigen  Behörden  und  Ämter,  bei  denen  die 
Zahl  der  weiblichen  Bediensteten,  um  das  hier  vorweg  zu 
nehmen,  nur  gering  ist,  sollen  in  einem  Kapitel  zusammen- 
gefaßt werden.  Eine  weitere  Teilung  ist  außerdem  bei  der 
Post-  und  Telegraphenanstalt  erforderlich,  da  hier  aus  Gründen, 
die  wir  sogleich  erörtern  werden,  eine  durchgängige  Verschieden- 
heit der  Personalverhältnisse  bei  den  ärarischen  Anstalten  einer- 
seits, bei  den  nichtärarischen  andererseits  vorwaltet. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  nichtärarischen  Postanstalten. 

Quellen:  Sax,  Die  Verkehrsmittel  in  Volks-  und  Staatswirtschaft, 
Wien  1878.  Stein , Handbuch  der  Verwaltungslehre,  3.  Aufl.,  1883. 
Derselbe , Finanzwissenschuft,  5.  Aufl..  1885.  Wayner , Finanzwissen- 
schaft. Kosel,  Artikel  „Post“  im  Österreichischen  Staatswörterbuch. 
Bartl,  Handbuch  für  den  ausübenden  Postdienst  in  Österreich,  9.  Aufl., 
1899.  Bachmann , Der  administrative  Dienst  der  österreichischen  Post- 
und  Telegraphenanstalt,  Pardubitz  1895.  Ondratschka , Der  Organis 
inus  der  k.  k.  Post-  und  Telegrupheuanstalt,  Brünn  1X96.  Verord- 
nungsblatt der  obersten  Hofpostverwaltung,  1839—48.  Verordnungs- 
blatt für  Posten  u.  s.  w.,  1849 — 50.  Verordnungsblatt  des  Handels- 
ministeriums, 1851 — 59.  Verordnungen  für  die  österreichischen  Post- 
ämter, 1859 — 69.  Postverordnungsblatt,  1870—8:2.  Verordnungsblatt 
für  die  österreichischen  Telegraphenttmter,  1860 — 82.  Post-  und  Tele- 
graphen-Verordnungsblatt,  1883 — 1901.  Amtlicher  Bericht  über  die 
Geschäftsthiitigkcit  des  Handelsministeriums  1872 — 83,  Wien  1873 — 84. 
Das  österreichische  Post-  und  Telegraphenwesen  mit  Schluß  des  Jahres 
1868,  Wien  1869.  Dasselbe,  Wien  1870.  Statistik  des  österreichischen 
Postwcsens  1870 — 82,  Wien  1872 — 83.  Statistik  des  österreichischen 
Telegraphenwesens  1870 — *2,  Wien  1872 — 83.  Statistik  des  österreichi- 
schen Post-  und  Telegraphenwesens  1883 — 99,  Wien  1884 — 1900.  Steno- 
graphische Protokolle  des  Abgeordnetenhauses.  Die  Protokolle  der 
Generalversammlungen  des  Pensionsvereines  für  Landpostbedienstete. 
Zeitschrift  für  Post  und  Telegraphie,  1894 — 1900.  Allgemeine  Post- 
meisterzeitung, 1888 — 1901.  Kraus,  Postalmanach,  1880- — 1901. 

Die  Aufgabe  der  Post-  und  Telegraphenanstalt  ist  die  Ver- 
mittlung des  Nachrichten-,  Güter-,  Geld-  und  Personenverkehrs. 
Zur  Üb  ernahme  und  Abgabe  der  Sendungen  ist  ein  engmaschiges 
Netz  von  Anstalten  über  das  ganze  Verkehrsgebiet  erforderlich, 
deren  Geschäftsumfang  je  nach  der  Größe  des  Standortes  wechselt. 
In  kleinen  Orten  ist  ihr  Umfang  so  beschränkt,  daß  die  volle 
Ausnutzung  der  Arbeitskraft  und  der  zum  Dienst  erforderlichen 
Amtsräumlichkeiten  nicht  möglich  ist.  Es  ergibt  sich  daher  die 
Notwendigkeit,  Privatpersonen  heranzuziehen,  welche  den  Post- 
dienst im  Nebenberuf  besorgen  und  ein  Lokal  für  den  Amts- 
dienst bereitstellen.  Diese  Amterklasse  und  die  Anstellungsver- 
hältnisse der  bei  ihr  verwendeten  Bediensteten  unterscheiden 
sich  natürlich  vollständig  von  den  übrigen  in  unmittelbarem 
Staatsbetrieb  stehenden,  von  Staatsbeamten  verwalteten  Anstalten. 
Die  technische  Bezeichnung  für  beide  Kategorien  ist  in  Öster- 
reich'nichtärarische  und  Hrarisehe  Postanstalten. 
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Bevor  wir  näher  auf  die  ersteren  eingehen,  noch  eine 
kurze  Besprechung  der  Organisation  des  Postwesens  in  Öster- 
reich in  ihren  Grundzügen.  Das  Gebiet  der  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreiche  und  Länder  ist  zu  Zwecken  der  Postvcr- 
waltung  seit  1883  in  zehn  Bezirke  eingeteilt,  an  deren  Spitze 
in  Überordnung  Uber  die  zugehörigen  Post-  und  Telegraphen- 
ämter je  eine  Post-  und  Telegraphendirektion  steht.  Vor  1883 
waren  die  beiden  Dienstzweige,  Post  und  Telegraph,  in  der 
mittleren  Instanz  und  überwiegend  auch  in  der  unteren  noch 
getrennt.  Die  Direktionen  ressortieren  vom  Handelsministerium, 
und  zwar  von  dessen  dritter  Sektion.  Die  oberste  Leitung 
ruht  in  den  Händen  eines  Sektionschefs  mit  dem  Titel  General- 
direktor für  Post-  und  Telegraphenangelegenheiten. 

Für  das  Verständnis  der  nichtärarischen  Postanstalten  muß 
neben  dem  besprochenen  betriebsökonomischen  noch  ein  histo- 
rischer Grund  hervorgezogen  werden.  Bis  in  die  erste  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  hinein  war  die  Hauptaufgabe  der  Post  die 
Personen-  und  Paketbeförderung  auf  den  Landstraßen.  Daraus 
ergab  sich  ein  großer  Bedarf  an  Fahrzeugen,  Pferden,  Stal- 
lungen u.  s.  w.,  der  bei  unmittelbarem  Staatsbetrieb  groß«' 
Kapitalsanlagen  und  eine  umfangreiche,  kostspielige  Überwachung 
der  Behandlung  des  lebenden  und  toten  Inventars  erfordert  hätte. 
Dem  gegenüber  empfahl  sich  die  Übergabe  des  Betriebes  an 
Private,  welche  sich  zu  der  Beistellung  der  Beförderungsmittel 
verpflichteten  und  daneben  die  einfachen  Manipulationsverrich- 
tungen des  Postdienstes  auf  sich  nahmen.  Begründet  wurde  das 
Verhältnis  ursprünglich  durch  Verleihung  eines  Erbliehkeits- 
privilegs  oder  eines  Anstellungsdekretes  auf  Lebensdauer,  später 
durch  Abschluß  von  Dienstverträgen  mit  bestimmten  Kündi- 
gungsfristen. Die  Rechtsstellung  des  Postmeisters  beruhte  dabei 
auf  einer  Konzession,  ganz  analog  den  Eisenbahnkonzessionen. 
Auf  der  einen  Seite  stand  die  Übertragung  der  dem  Staate 
kraft  des  Postregals  zustehenden  Berechtigung  zum  Postbetrieb, 
auf  der  anderen  die  Verpflichtung  des  Inhabers  zur  tatsächlichen 
Ausübung  desselben  unter  Beobachtung  der  diesbezüglich  erlassenen 
Gesetze  und  sonstigen  Vorschriften  der  Post  Verwaltung.  Da  die 
Betriebsmittel  Privateigentum  des  Postmeisters  waren,  mußte 
ihm  auch  die  Anstellung  der  zu  manuellen  Diensten  verwendeten 
Personen  überlassen  werden.  Ebenso  standen  die  Expeditoren, 
die  ursprünglich  in  erster  Linie  zur  Aufsicht  über  das  Dienst- 
personal verwendet  wurden,  in  einem  privatrechtlichen  Dienst- 
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Verhältnis  zu  ihm,  und  dieser  Zustand  blieb  auch  bestehen,  als 
sie  später  fast  ausschließlich  im  Kanzleidienste  beschäftigt  wurden, 
obwohl  jetzt  für  diese  Postorgane  der  Gesichtspunkt  einer  unvoll- 
ständigen Ausnützung  der  persönlichen  Arbeitskraft  nicht  mehr 
maligebend  sein  konnte. 

Diese  rechtliche  Konstruktion  als  Konzession  hatte  solange 
einen  guten  Sinn,  als  das  Fuhrgewerbe  einen  einträglichen  Flr- 
werb  bildete  und  daher  von  Seite  des  Postinhabers  für  die  Über- 
tragung noch  ein  Zins  gezahlt  wurde.  Sic  verlor  aber  ihre 
innere  Berechtigung  bei  den  Ämtern,  bei  welchen  die  Post- 
beförderung ihre  Rentabilität  einbüßte  und  der  Staat  sich  seiner- 
seits zur  Zahlung  eines  Pauschalbetrages  an  den  Postmeister 
gegen  Einziehung  der  unzureichenden  Beförderungsgebühren 
entschließen  mußte.  Jedes  eigene  Interesse  an  der  Berechtigung 
zur  Ausübung  des  Postboförderungsdicnstes  ging  verloren,  sie 
erfolgte  nur  mehr  mit  Rücksicht  auf  die  Verpflichtung  gegen- 
über dem  Staate  und  dessen  Gegenleistung. 

Bei  den  kleineren,  von  Privaten  im  Nebenberuf,  den  sog. 
Postexpedienten,  verwalteten  Ämtern  mit  reinem  Manipulations- 
und ohne  Beförderungsdienst  fehlte  der  Charakter  eines  Gewerbe- 
betriebes von  vornherein  vollständig.  Eine  Ähnlichkeit  zu  der 
Stellung  der  eigentlichen  Postmeister  bestand  nur  insofern,  als 
auch  ihnen  Sachleistungspflichten,  nämlich  die  Beistellung  der 
Amtskanzlei  und  ihres  Inventares,  auferlegt  wurden.  Diese  Ana- 
logie führte  zur  Übertragung  des  oben  besprochenen  Dienstver- 
trages auch  auf  die  Ämter  mit  reinem  Manipulationsdienst,  so- 
daß  auch  ihre  Inhaber  für  die  Dauer  ihres  Vertrages  ein  Recht 
auf  ihr  Amt,  nicht  nur  ihre  Bezüge,  erhielten. 

Infolge  der  raschen  Entwicklung  des  interlokalen  Post- 
verkehres erforderte  mit  der  Zeit  die  Ausübung  dos  eigentlichen 
Kanzleidienstes  eine  besondere  Vorbildung  für  denselben,  welche 
den  erblichen  und  auch  den  vertragsmäßig  bestellten  Postmeistern 
vielfach  fehlte,  während  sie  für  die  Postexpeditoren,  ihre  Hilfs- 
organe, von  Anfang  an  vorgeschrieben  war.  Aber  auch  bei  der 
Neubegründung  von  Ämtern  fanden  sich  häufig  Bewerber,  welche 
die  erforderlichen  Sachleistungspflichten  in  durchaus  entspre- 
chender Weise  übernehmen  konnten,  während  sie  den  persön- 
lichen Anforderungen  nicht  entsprachen.  In  beiden  Fällen  be- 
sorgten die  Expeditoren  den  eigentlichen  ausübenden  Dienst 
vollständig,  und  so  war  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Ämter 
auch  an  weibliche  Inhaber  zu  verleihen,  soweit  diese  nicht 
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schon  durch  d<*n  Erbgang  berufen  wurden.  Mit  dem  Vordringen 
der  Frau  im  privatwirtschaftlichen  Erwerbsleben  im  System  der 
Gewerbefreiheit  tauchte  erklärlicherweise  der  Gedanke  auf,  das 
weibliche  Geschlecht  auch  zur  selbständigen  Ausübung  des 
Postdienstes  zuzulassen. 

Bereits  im  Jahre  18(38  fanden  bezügliche  Beratungen  im 
österreichischen  Handelsministerium  statt.  Das  Ergebnis  derselben 
war  eine  Verordnung  vom  7.  April  1860,  welche  als  die  erste 
Enunziation  der  österreichischen  Verwaltung  in  Bezug  auf  die 
Anstellung  von  Frauen  hier  im  Wortlaute  angeführt  werden  soll. 
Sie  lautet : 

„Zulassung  von  Frauenspersonen  zur  Erlernung  und  Aus- 
übung des  Postdienstes  bei  nichtärarischen  Postämtern. 

„Bei  nichtärarischen  Postämtern  von  geringerem  Geschäfts- 
umfange, insbesondere  auf  dem  Lande,  können  auch  weibliche, 
zum  Hausstände  des  Postmeisters  gehörige  Individuen  unter  dessen 
Leitung,  Haftung  und  Verantwortung  ohne  vorausgegangene 
Prüfung  aushilfsweise  im  Postdienste  verwendet  werden,  wenn 
sie  die  hiezu  erforderliche  Eignung  besitzen. 

„Die  betreffenden  Postmeister  haben  jedoch  hievon  unter 
Namhaftmachung  dieser  Frauenspersonen  und  Bestätigung  ihrer 
Befähigung  jedesmal  die  Anzeige  an  die  Vorgesetzte  Postdirektion 
zu  erstatten. 

„Derlei  Frauenspersonen  können  aber  auch  über  Einschreiten 
unter  den  analogen  Bedingungen,  welche  in  dieser  Beziehung 
für  Postexpeditoren  vorgeschrieben  sind,  zur  Erlernung  und 
selbständigen  Ausübung  des  Postdienstes  unter  Haftung  und 
Verantwortung  des  Postmeisters  zugelassen  werden.  Dieselben 
müssen  jedoch  das  1K.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben,  über  ihr 
Wohlverhalten  und  die  genossene  Schulbildung,  dann  über  den 
in  der  Postmanipulation  erhaltenen  praktischen  Unterricht  sich 
glaubwürdig  ausweisen,  die  Postexpeditorenprüfung  ablcgen  und 
sodann  den  Diensteid  leisten. 

„Unter  der  gleichen  Bedingung  können  Frauenspersonen 
und  rücksichtlich  die  Postmeisterswitwen,  welchen  bisher  Post- 
stellen unter  der  Bedingung  verliehen  wurden,  den  Postdienst 
durch  einen  geprüften  und  beeideten  Postexpeditor  versehen  zu 
lassen,  dieser  Verpflichtung  enthoben  und  ihnen  sofort  die  selb- 
ständige Besorgung  des  Postdienstes  gestattet  werden. 

Wien,  den  7.  April  1869.“ 
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Diese  Verordnung  eröffnete  den  Frauen  mit  einem  Schlage 
die  Möglichkeit,  sowohl  als  Postmeister  wie  als  Expeditor  und 
endlich  als  unselbständige  Gehilfin  des  Postinhabers  in  den 
Postdienst  einzutreten. 

Dazu  bemerkt  „Das  österreichische  Post-  und  Telegraphen- 
wesen mit  Schluß  des  Jahres  1861)“,  ein  Vorläufer  des  Amts- 
berichtes über  die  Geschäftstätigkeit  des  Handelsministeriums: 
„Von  sozialer  Bedeutung  und  von  besonderem  Vorteile  für 
die  Postmeister  ist  die  Verfügung,  der  zufolge  Frauensperson en 
zur  selbständigen  Ausübung  des  Dienstes  sowohl  als  zur  aus- 
hilfsweisen Verwendung  in  demselben  unter  den  gehörigen 
Bedingungen  zugelassen  werden  können.“ 

Noch  kein  Jahr  war  nach  dieser  grundlegenden  Entschlie- 
ßung der  Postverwaltung  verflossen,  da  vollzog  sie  konsequenter- 
weise einen  zweiten  Schritt  in  der  gleichen  Richtung.  Mit  Erlaß 
vom  31.  Dezember  1861)  wurden  die  Frauen  mit  Postexpeditoren- 
befähigung auch  zur  Vorsehung  des  Telegraphendienstes  bei  den 
mit  nichtärarischen  Postämtern  kombinierten  Telegraphen-N  eben- 
stationen  zugelassen.  Eine  starke  Beschränkung  bostand  jetzt 
nur  noch  insofern,  als  zur  Erlernung  und  Ausübung  des  Post- 
dienstes in  der  Stellung  eines  Hilfsorganes  nur  zum  Hausstande 
des  Postmeisters  gehörige  Frauen  zugelassen  wurden.  Auch  diese 
Schranke  fiel  nach  etwas  über  einem  Jahre  mit  dem  Erlaß  vom 
13.  Februar  1872.  Der  Amtsbericht  über  die  Geschäftstätigkeit 
des  Handelsministeriums  vom  Jahre  1875  betont  die  „befriedigen- 
den Resultate,  welche  hinsichtlich  der  Verwendung  von  Frauen 
bei  nichtärarischen  Postämtern  . . . erzielt  wurden.“ 

Durch  die  angeführten  Verordnungen  war  die  vollständige 
rechtliche  Gleichstellung  von  Mann  und  Frau  im  nichtärarischen 
Dienste,  sowohl  als  Postmeister  wie  als  Expedient  und  als  Expeditor, 
erreicht.  Man  denkt  nicht  an  den  Ausschluß  der  Ehefrau. 
Kein  Wort  von  einer  geringeren  Entlohnung.  Unter  diesen 
Voraussetzungen  begann  die  Entwicklung  des  weiblichen  Staats- 
dienstes in  < Österreich  ! 

Es  erübrigt  daher  eine  Unterscheidung  der  beiden  Ge- 
schlechter, wenn  wir  jetzt  sofort  zu  einer  etwas  genaueren 
Betrachtung  der  Rechtstellung  unserer  Landpostorgane  am  Beginn 
der  70er  Jahre  übergehen. 

Was  das  Dienstverhältnis  der  Postinhaber  betrifft,  so  ist 
seine  Begründung  durch  Erblichkeitsprivilegium  oder  durch 
Anstellungsdekret,  aus  denen  ein  dauerndes  Recht  auf  das  Amt 
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ganz  im  Sinne  der  mittelalterlichen  Lehen  entsprang,  seit  1840 
nicht  mehr  angewendet  worden.  Im  Jahre  18(58  bestanden  nach 
dem  Bericht  der  Verwaltung  nicht  Uber  80  Erbpostämter  und 
ungefähr  40  mittels  Dekret  verliehene,  was  gegenüber  einer 
Gesamtzahl  von  2287  nichtärarischen  Anstalten  eine  verschwin- 
dende Ziffer  ist.  Seither  erfolgt  die  Begründung  nur  mehr  durch 
Dienstvertrag. 

Die  Voraussetzungen  der  Anstellung  sind  Besitz  der  öster- 
reichischen Staatsbürgerschaft,  Rechtschaffenheit  und  angemessene 
Schulbildung,  ein  staatsärztliches  Gesundheitszeugnis,  endlich 
ein  Alter  von  24  Jahren,  das  auch  durch  Großjährigkeitserklä- 
rung ersetzt  werden  kann.  Tn  der  Regel  muß  dem  Dienstantritt 
eine  Praxis  bei  einem  ärarischen  Amte  und  im  Anschluß  daran 
eine  Prüfung  vorausgehen. 

Die  Rechtsstellung  der  Postmeister  ist,  abgesehen  von  den 
Fällen  des  Erblichkeitsprivilegs,  nach  rein  privatrechtlichen 
Grundsätzen  geregelt.  Daran  ändert  auch  die  Natur  der  Kon- 
zession nichts.  Vergl.  diesbezüglich  das  Erkenntnis  des  Reichs- 
gerichtes Nr.  111  in  der  Sammlung  von  Hye  und  die  Entschei- 
dung des  Verwaltungsgerichtshofes  Nr.  1307  in  der  Sammlung 
von  Budwinski.  Die  allgemeinen  Züge  sind  schon  im  Post- 
gesetze von  1837  gegeben,  die  Einzelzüge  in  den  Dienstverträgen 
und  einer  ganzen  Reihe  von  Verordnungen  enthalten.  Die  über- 
nommenen Pflichten  und  die  dafür  gewährten  Rechte  sind  zweierlei 
Natur;  es  handelt  sich  teils  um  persönliche  Dienste,  teils  um 
»Sachleistungen.  Da  das  Dienstverhältnis  unbeschadet  des  vor- 
gesehenen Kündigungsrechtes  der  Verwaltung  auf  die  Dauer 
angelegt  ist,  sucht  man  die  Bestimmungen  des  öffentlich-recht- 
lichen Staatsdienstes  darauf  zu  übertragen,  soweit  es  die  eigen- 
tümliche Natur  der  Stellung,  die  Ausübung  des  Dienstes  im 
Nebenberuf,  zuläßt.  Es  besteht  daher  zwar  eine  allgemeine 
Dienstpflicht.  Diese  ist  aber  in  doppelter  Hinsicht  beschränkt. 
»Sie  erstreckt  sich  nur  auf  das  verliehene  Amt,  nicht  auf  den  ganzen 
Bereich  des  Staatsgebietes,  und  schließt  eine  Nebenbeschäftigung 
nicht  aus.  Die  Verletzung  dieser  Pflicht*  wird  im  Disziplinar- 
wege  geahndet.  Der  Postmeister  haftet  für  das  ihm  anvertraute 
fiskalische  Gut  mit  einer  besonderen  Kaution  und  seinem  ganzen 
beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen,  aber  nicht  nur  für 
sein  eigenes,  sondern  auch  für  das  Verschulden  seiner  Hilfs- 
organe. Die  Ausdehnung  der  Ersatzpflicht  auf  seine  Leute  ist 
das  Gegenstück  zu  ihrer  unmittelbaren  Anstellung  durch  den 
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Postinhaber.  Die  Feststellung  der  Ersatzpflicht  im  Einzelfalle 
erfolgt  unter  Ausschluß  des  Rechtsweges  durch  die  Vorgesetzte 
Behörde. 

Unter  den  Rechten  des  Postmeisters  ist  das  eigentümliche, 
sonst  im  modernen  Staatsdienste  ausgemerzte  Recht  auf  das 
Amt  für  die  Dauer  des  Vertrages  bereits  oben  besprochen 
worden.  Die  vermögensrechtlichen  Ansprüche  gehen  natur- 
gemäß nicht  auf  die  Gewährung  des  standesgemäßen  Unterhaltes, 
sondern  bilden  ein  Äquivalent  für  einzelne  wirtschaftliche  Lei- 
stungen, so  der  Anspruch  auf  Bestallung  für  die  Ausübung  des 
Manipulationsdienstes,  das  Amtspauschale  für  die  Bereitstellung 
und  Einrichtung  der  Kanzlei,  die  Manipulationsbeihilfen  für  die 
Entlohnung  der  Hilfsorgane,  die  Beförderungspauschalien  oder 
-Gebühren  u.  s.  w.  Diese  Ansprüche  können  nach  den  Bestim- 
mungen der  Dienstverträge  nur  im  administrativen  Wege  aus- 
getragen werden.  Allerdings  sind  diese  Bestimmungen  ungültig, 
weil  der  Ausschluß  des  Rechtsweges  für  Streitigkeiten  aus  Privat- 
rechtsverhältnissen unzulässig  ist.  Vergl.  das  Erkenntnis  des 
Reichsgerichtes  in  der  Sammlung  von  Hye  Nr.  038.  Ein  Ein- 
schlag öffentlich-rechtlicher  Natur  liegt  in  dem  Anspruch  auf 
Titel  und  Uniform. 

Die  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  entweder 
durch  die  an  eine  Gmonatliche  Frist  gebundene  Kündigung  oder 
durch  strafweise  Entlassung  wegen  Verbrechen  und  schwerer 
Dienstvergehen. 

Die  Postexpeditoren  stehen,  wie  bereits  erwähnt,  in 
einem  rein  privatrechtlichen  Dienstverhältnis  zum  Postinhafter, 
welcher  über  ihre  Aufnahme,  Entlassung  und  ihre  Arbeitsbedin- 
gungen, insbesondere  die  Entlohnung  entscheidet.  Aber  die  Staats- 
verwaltung besitzt  doch  einen  Fintluß  auf  die  Gestaltung  ihrer 
Anstellung,  indem  sie  einmal  die  Vorbedingungen  derselben 
feststellt  und  dann  durch  die  Vereidigung ‘ein  unmittelbares  ein- 
seitiges VerpHichtungsverhältnis  der  Expeditoren  gegenüber  dem 
Staate  begründet  und  sich  auf  diese  Weise  eine  Disziplinargewalt 
sichert.  Außerdem  werden  sie  bei  der  Besetzung  von  Postämtern 
und  beim  Übertritt  in  den  Staatspostdienst  begünstigt.  Sie 
treten  unter  Umständen  auch  in  ein  unmittelbares  Dienstverhält- 
nis zum  Staate,  wenn  er  sie  als  Administratoren  zur  Verwaltung 
erledigter  Ämter  bestellt  oder  als  Manipulationsdiurnisten  bei 
seinen  ärarischen  Anstalten  in  Verwendung  nimmt. 

Die  Vorbedingungen  sind,  um  diesen  Punkt  hier  zu  erle- 
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digen,  im  allgemeinen  denjenigen  für  die  Postinhaber  gleich. 
Nur  ist  das  Mindestalter  mit  ltf  Jahren  festgesetzt,  als  angemessene 
Schulbildung  gilt  die  Absolvierung  der  Bürgerschule  oder  von 
4 Klassen  einer  Mittelsehule.  Außerdem  wird  eine  3 — ßmonat- 
liche  unentgeltliche  Probepraxis  bei  einem  nie  literarischen  Amte 
gefordert.  An  diese  schließt  sich  eine  Prüfung,  die  Ausstellung 
eines  Befähigungsdekretes  und  die  Abnahme  des  Diensteides 
durch  die  zuständige  Direktion. 

Es  erhebt  sich  noch  die  Frage,  ob  die  geschilderte  Regelung 
des  Expeditorenverhititnisses  unumgänglich  war.  Ihre  Verwen- 
dung erfolgt  zu  Dienstesverrichtungen  dauernder  Natur,  die  ihre 
Arbeitskraft  voll  in  Anspruch  nehmen.  Damit  wären  also  die 
Voraussetzungen  für  eine  dem  öffentlich-rechtlichen  Staatsdienste 
augenäherte  Rechtsstellung  gegeben.  Dem  steht  aber  die  eigen- 
tümliche Natur  des  Verpflichtungsverhältnisses  ihrer  Vorgesetzten 
entgegen.  Die  Postinhaber  stehen  ja  nur  in  einem  losen  Dienst- 
verbande  zur  Staatsverwaltung,  das  Schwergewicht  ihrer  Obliegen- 
heiten beruht  auf  den  übernommenen  Sachleistungen.  Es  fehlt 
eine  allgemeine  Treue-  und  Gehorsamspflicht  gegenüber  dem 
Staate,  wie  sie  der  Beamtenstellung  entspricht.  Wie  sollte  es 
möglich  sein,  die  Expeditoren  auf  die  Wahrung  der  Staats- 
intoressen zu  verpflichten,  wenn  sie  Personen  dienstlich  unter- 
geordnet werden,  di«?  daran  nicht  gebunden  sind?  Auch  kann 
man  es  den  Postinhaborn  nicht  zumuten,  ihre  privaten  Vermögens- 
objekte einem  Personal  anzu vertrauen,  das  ihnen  gegenüber 
fast  vollständig  unabhängig  wäre  und  gar  kein  Interesse  an  deren 
Klonender  Behandlung  besässe.  Die  Konstituierung  einer  Ersatz- 
pflicht, die  nur  durch  die  Vorgesetzte  Behörde  geltend  gemacht 
werden  könnte,  erforderte  im  Einzelfalle  einen  umständlichen 
und  schwer  erbringlichon  Schuldbeweis  und  böte  keine  hinrei- 
chende Gewähr  für  die  Verhütung  von  Beschädigungen,  die  nur 
durch  eine  besondere  Sorgfalt  vermieden  werden  können,  und 
für  die  sich  eine  Verantwortlichkeit  nachher  oft  gar  nicht  fest- 
steilen  läßt.  Will  der  Staat  daher  auf  die  Vorteile  der  Verwaltung 
von  kleinen  Postämtern  durch  Private,  die  ihm  «lie  Sorge  um 
Beschaffung  und  Instandhaltung  d«*r  Amtsräum«*  abnehmen,  nicht 
verzichten,  so  muß  er  es  b«*i  d«*r  privatrechtlichen  Unterordnung 
der  Expeditoren  bewenden  lassen.  Damit  ist  ab«*r  noch  nicht 
jede  Ingorenz  des  Staates  auf  die  Feststellung  der  Arbeits- 
bedingungen ausgeschlossen.  Im  Gegent«*il,  die  Bestimmung 
der  Lohnhöhe  liegt  unmittelbar  in  seiner  Hand,  da  er  ja  die 
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Manipulationsbeihilfen  gewährt,  aus  denen  die  Expeditoren  be- 
soldet werden.  Von  dieser  Handhabe  ist  aber  «aus  finanziellen 
Rücksichten  kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

Die  geschilderte  Rechtsstellung  der  Landpostorgan«1  fimh't 
eine  auffallende  Analogie  auf  dem  Gebiete  der  Privatwirtschaft 
im  Verlagssystem.  Ein  System  einzelner  kündbarer  Verträge  mit 
selbständigen  Kleinunternehmern.  Die  Verpflichtung  derselben 
zur  Beschaffung  der  Arbeitsräume  und  Anwerbung  der  Arbeits- 
kräfte. Der  Grund  in  beiden  Fällen  Kostenersparnis  und  Ver- 
einfachung des  Geschäftsbetriebes.  Die  Analogie  gilt  auch  in 
historisch«^  Beziehung.  Der  erste  Schritt  zum  Großbetrieb  in 
einer  Zeit,  in  der  es  an  großen  verfügbaren  Kapitalien  gebricht, 
durch  Zusammenfassung  einer  Vielzahl  von  Kleinbetrieben  zu 
einer  Wirtschaftseinheit. 

Aus  dem  Gesagten  folgt  ohneweiteres  die  Regelung  der 
Organisation.  Eine  solche  gibt  es  nur  auf  Seite  der  Dienststellen, 
sie  fehlt  im  PersonalkOrper.  Die  einzelnen  Postämter  sind  neben- 
geordnet, jedes  steht  in  festem  Verhältnis  zu  seinem  Leiter.  Ihn 
jedem  Amt  ist  die  Verteilung  der  Geschäfte  unter  die  Hilfs- 
organe dem  Inhaber  überlassen.  Es  gibt  keine  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  fest  normiertem  Dienststellen,  keine  zentra- 
listische Organisation  des  Expcditorenpersonals.  Damit  entfällt 
natürlich  auch  ein  festes  Beförderungssystem  für  die  selbstän- 
digen  und  Hilfsorgane.  Alles  einzelne  ist  der  freien  Verein- 
barung der  Beteiligen  untereinander,  bezw.  mit  dem  Staat«; 
überlassen. 

Wie  entwickelt«;  sich  nun  auf  dies«*n  rechtlichen  Grund- 
lagen  die  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen 
Lebensverhältnisse  der  Landpostbediensteten?  Wir  müssen  davon 
ausgehen,  daß  es  sich  um  eine  Verbindung  von  Privaterwerb 
und  amtlichen  Verrichtung«m  im  Nelmnberuf  handelt.  Allerdings 
gilt  d ies  durchgängig  nur  von  den  Inhabern.  Aber  eine  Rück- 
wirkung davon  zeigt  sich  auch  in  der  Lage  der  Hilfsorgane. 

Betrachten  wir  zunächst  d«»n  Einfluß  d«'r  di«*nstlich«*n  Stel- 
lung. Die  Höh«;  der  Entlohnung  ist  bei  «hm  Postm«;istcrn  durch 
die  Einnahmen  aus  d«*n  Beförderungsgebühren,  bezw.  den  an 
ihre  Stelle  tretenden  Pauschalien  und  durch  die  Bestallung  als 
Entgelt  für  den  Manipulationsdienst  g«*g(»b«‘n.  Die  ersten  be- 
stehen  natürlich  nur  bei  Ämtern  mit  Stalldienst  und  schwanken 
in  ihr»*r  Höhe  sehr  bedeutend,  die  letzt«*ren  „überschritten“, 
nach  dem  Ausdrucke  eines  Amtsberichtes  „niemals  die  beschei- 
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densten  Grenzen.“  Noch  bis  1873  gab  es  zahlreiche  Ämter  mit. 
80  und  100  H.  Bestallung.  Die  übrigen  Bezüge  sind  bestimmten 
sachlichen  Zwecken  gewidmet  und  bleiben  daher  hier  außer  Be- 
tracht. Diese  geringe  Entlohnung  des  Kanzleidienstes  entsprach 
seinem  Umfange.  Wo  der  Fahrdienst  nicht  damit  verbunden 
war,  sollte  es  sich  nur  um  seine  Ausübung  im  Nebenberufe 
durch  Personen  handeln,  für  welche  der  Privaterwerb  die  Grund- 
lage ihrer  materiellen  Existenz  bot. 

Bei  den  Expeditoren  liegt  die  Sache  anders.  Sie  sind  Be- 
rufsbedienstete, ihre  Dienststellung  ist  ihr  Erwerb.  Die  Bezüge 
werden  zumeist  aus  den  vom  Staate  gewährten  Manipulations- 
beihilfen bestritten.  Wiederholt  wird  den  Postmeistern  einge- 
schärft, daß  diese  voll  zur  Bezahlung  der  Hilfskräfte  verwendet 
werden  sollen.  Bei  dem  niedrigen  Diensteinkommen  der  Inhaber 
kann  es  aber  nicht  wundernehmen,  wenn  diese  Vorschrift 
nicht  streng  eingehalten  wird.  Die  Besoldung  war  unter  diesen 
Umstünden  kärglich  und  blieb  darum  auch  nicht  ohne  nachtei- 
ligem Einfluß  auf  die  Brauchbarkeit  des  Materials,  das  sich  dem 
nichtärarischen  Postdienste  zuwandte.  Doch  davon  später,  liier 
sei  nur  erwähnt,  daß  die  freie  Vereinbarung  zu  einem  niedri- 
geren Ansätze  für  die  Expeditorinnen  führte.  Ein  erster  An- 
haltspunkt für  die  Differenzierung  der  Geschlechter. 

Daß  bei  dem  Grundgedanken  des  Institutes  der  nichtärari- 
schen Postanstalten  an  eine  Altersversorgung  der  Postinhaber 
nicht  gedacht  wurde,  bedarf  keiner  näheren  Erklärung.  Auch 
eine  Pflicht  der  Fürsorge  jfür  die  in  mittelbarem  Dienste  des 
Staates  stehenden  Expeditoren  wurde  nicht  anerkannt.  In 
Krankheitsfällen  beließ  man  dem  Postmeister,  bezw.  Expedienten 
seine  Bezüge;  dagegen  hatte  er  selbst  für  die  Besorgung  der 
Dienstes  Verrichtungen  durch  einen  zuverlässigen  Substituten  unter 
eigener  Haftung  gegenüber  der  Postanstalt  zu  sorgen.  Die  Be- 
handlung der  Hilfsorgane  wurde  entsprechend  der  sonstigen 
Haltung  gegenüber  dieser  Bedienstetengruppe  dem  privaten 
Übereinkommen  überlassen. 

Die  tatsächliche  Lage  der  Expeditoren  aber  gestaltete  sich 
erfreulicher,  als  es  nach  dem  Gesagten  aussohen  möchte.  Wir 
müssen  dabei  ihre  sonstigen  Arbeitsbedingungen  berücksichtigen. 
Zwei  Momente  stehen  dabei  im  Vordergrund.  Der  Standort  der 
nichtärarischen  Postämter  ist  zumeist  das  flache  Land  oder  die 
kleineren  Städte.  Der  Dienst  trägt  alle  Züge  des  Kleinbetriebes 
an  sich.  Die  Arbeitsteilung  ist  gering,  die  Beschäftigung  daher 


35] 


Die  iiichtärarischen  Postanstalten. 


35 


abwechslungsreich.  Noch  ist  der  Postverkehr  wenig  entwickelt. 
Der  Dienst  spielt  sich  daher  gemächlich  ab,  und  wenn  auch 
die  Amtszeit  vielfach  länger  dauert,  so  kann  von  anstrengender 
Arbeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  enge  persönliche  Berührung  mit 
dem  Vorgesetzten  und  den  Mitbediensteten  bringt  einen  fami- 
liären Zug  hinein.  Auch  das  Verhältnis  zu  dem  Publikum  ist 
vielfach  das  zwischen  Bekannten.  Dazu  kommt  die  enge  Verbindung 
von  Privatwohnung  und  Amtskanzlei.  Der  Expeditor  ist  seinem 
Dienstherrn  des  öfteren  im  Gewerbebetriebe  behilflich ; die 
Expeditorin  greift  bei  der  Besorgung  des  Haushaltes  mit  zu. 
Endlich  umschlingt  die  Landpostbediensteten  ein  starkes,  eini- 
gendes Band,  das  Standesbewußtsein.  Davon  werden  wir  noch 
zu  sprechen  haben. 

Das  Diensteinkommen  ist  aber  für  die  materielle  Lage 
der  Postinhaber  nur  dort  von  entscheidender  Bedeutung,  wo 
der  Beförderungsdienst  einen  größeren  Umfang  besitzt.  Sonst 
bestimmt  sie  sich  durch  ihren  Privater  werb.  Dieser  entspringt 
natürlich  den  mannigfaltigsten  Quellen.  Wir  finden  Arzto  unter 
ihnen,  Apotheker,  pensionierte  Offiziere  und  Staatsbeamte,  Kauf- 
leute, Gastwirte,  Handwerker,  Kleinhändler,  kurzum  Vertreter 
der  verschiedenen  Klassen  des  Mittelstandes.  Und  zwar  gehören 
im  allgemeinen  die  Postmeister  zum  besitzenden  Mittelstand,  die 
Expedienten  sind  vorwiegend  kleine  Leute.  Das  nämliche  gilt  von 
den  weiblichen  Inhabern,  die  zum  größten  Teil  selbst  aus 
Familien  von  Landpostbediensteten  stammen. 

Obwohl  also  die  Grundlage  ihrer  materiellen  Existenz 
eigentlich  durch  ihre  privatwirtschaftliche  Wirksamkeit  gebildet 
wird,  fällt  der  Schwerpunkt  ihrer  sozialen  Interessen  auf  das 
Gebiet  ihrer  dienstlichen  Tätigkeit.  Trotz  mannigfacher  Unter- 
schiede im  einzelnen,  charakterisieren  sie  sich  deutlich  als  eine 
einheitliche,  zusammengehörige  Gruppe.  Sie  besitzen  ein  stark 
ausgeprägtes  Standesbewußtsein,  das  sich  äußert  in  dem  Stolz 
auf  die  kulturelle  Aufgabe  der  Postanstalt,  in  der  Betonung  ihrer 
Stellung  als  Organe  des  Staates,  in  ihrer  Loyalität  gegenüber 
der  Krone  und  den  Behörden,  in  der  Wertschätzung  von  Titel, 
Uniform,  Jubiläumsmedaille,  in  der  Empörung  über  die  Bezeich- 
nung ihrer  Ämter  als  Privatpost,  Postgeschäft,  Pachtobjekte.  Sie 
halten  viel  darauf,  zu  den  Gebildeten  gerechnet  zu  werden  und 
zeigen  auch  wirklich  ein  reges  Interesse  an  der  technischen 
Entwicklung  des  Postwesens.  Ihre  Sprache,  wie  sie  sich  bei 
Reden  in  Versammlungen  und  Artikeln  ihrer  Berufszeitschriften 
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äußert,  gefällt  sich  in  hochtönenden  Worten  und  ist  getragen 
von  einem  dichterischen  Schwung,  welcher  den  unmittelbaren 
.Zusammenhang  mit  der  Poesie  der  Postkutsche  und  des  Posthorns 
verrät.  Hier  liegt  auch  der  Schlüssel  für  die  Erklärung  ihres 
stark  entwickelten  Standesgefühles.  Amt  oder  doch  Beruf  sind 
vielfach  innerhalb  der  Postmeisterfamilien  vom  Vater  auf  den 
Sohn  übergangen,  lange  Zeit  auf  Grund  eines  Rechtsanspruches, 
später  wenigstens  durch  faktische  Erblichkeit.  Die  Verbindung 
zwischen  den  einzelnen  stellt  die  Berufstätigkeit  her.  Ein 
gewisser  weiterer  Blick  ergibt  sich  aus  der  stetigen  Berührung 
mit  dem  Reiseverkehr ; entstanden  «loch  die  Zeitungen  in  engster 
Verbindung  mit  dem  Postwes<*n.  Als  Folgen  dieses  Standesb«*- 
wußtseins  zeigen  sich  warme  sympathische  Gefühle  gegenüber 
den  Berufsgenossen,  Bereitwilligkeit  zu  gegenseitiger  Unter- 
stützung. Sie  bezeichnen  sich  häufig  als  eine  Familie.  Heiraten 
zwischen  Berufsangehörigen  sind  an  der  Tagesordnung.  D«*r 
starke  Gemeingeist  ermöglicht  die  Gründung  und  Behauptung 
mächtiger  Verbände  trotz  groß<*r  räumlicher  Trennung  und  natio- 
naler Verschiedenheit.  Auf  der  Kehrseite  kommt  mitunter  eine 
gewisse  Überhebung  gegenüber  Außenstelmnden  zum  Durchbruch, 
welche  eine  andere  Meinung  über  die  aktuellen  Berufsfragen  nicht 
gelten  läßt.  Ihre  hervorstechenden  wirtschaftlichen  Eigenschaften 
sind  Fleiß,  Arbeitsamkeit,  Sparsamkeit ; sie  sind  gerne  bereit, 
große  Summen  für  Zwecke  ihr«'r  künftigen  Versorgung  aufzu- 
wenden. Sie  zeigen  eine  bewunderungswürdige  Vereinstätigkeit. 
Auch  im  Dienste  lassen  sie  es  an  Gewissenhaftigkeit  und  Emsig- 
keit nicht  fehlen.  In  politischer  Beziehung  nehmen  sie  eine 
ruhige,  besonnene  Stellung  ein  und  wissen  mit  ihren  Forderungen 
Maß  zu  halten.  Obwohl  sie  die  hohen  Aufgaben  des  Staates 
vollauf  zu  würdigen  wissen,  sind  sie  im  allgemeinen  ganz  von 
dem  liberalen  Ideenkreis  beherrscht;  den  Sozialismus  lehnen  si«i 
schon  aus  Standesbewußtsein  ab.  Erst  als  ihre  Unzufriedenheit 
infolge  vergeblicher  Hoffnung  auf  Besserung  ihrer  Lage  — wir 
werden  darauf  noch  zurückkommen  — ihr«;  höchste  Steigerung 
erfährt,  macht  sich  das  Eindringen  sozialistischer  Anschauungen 
bemerkbar.  Einen  schönen  Ausdruck  ihres  Gem«*insinnes  bildet  auch 
die  Behandlung  der  Expeditoren,  die  allerdings  zum  großen  Teile 
aus  Familien  von  Landpostbediensteten  stammen.  Sie  beziehen 
dieselben  in  den  Kreis  der  Stand«,sg«*nossen  ein  und  halten  sich 
zur  Mitvertretung  ihrer  Interessen  verpflichtet.  Das  Verhältnis 
zwischen  beiden  Teilen  entspricht  vielfach  demjenigen  zwischen 
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Meister  und  Gesellen  in  der  Blütezeit  des  Handwerkes.  Infolge 
dessen  treten  bei  allem  Bewußtsein  des  sozialen  Unterschiedes 
nur  schwache  Ansätze  zur  Bildung  eines  sozialen  Gegensätze^, 
zu  Sonderorganisation,  hervor. 

Was  die  Stellungnahme  der  Landpostbediensteten  zur  Frauen- 
frage anbelangt,  so  zeigt  sich  hier  kein  Unterschied  gegenüber 
der  sonstigen  Auflassung  des  bürgerlichen  Mittelstandes.  Als 
wirtschaftliche  Aufgabe  der  Frau  galt  die  Leitung  des  Haus- 
wesens, und  nur  die  örtliche  Nähe  von  Amtskanzlei  und  Wohnung 
hatte  eine  gelegentliche  Beihilfe  der  Hausfrau  und  der  weiblichen 
Familienangehörigen,  wie  bei  den  übrigen  Arbeitsverrichtungen 
des  Gewerbebetriebes,  so  auch  im  Postdienste,  zur  Folge.  Die 
Zulassung  der  Frau  zum  ausübenden  Dienste  wurde  daher  nicht 
als  Eintritt  des  weiblichen  Geschlechtes  in  die  ihm  bisher  ver- 
schlossene Wirtschaftssphäre  des  Mannes,  sondern  als  willkom- 
mene Erleichterung  der  Arbeitslast  empfunden.  Erst  allmählich 
zeigte  sich  ein  Hinausgehen  der  Frau  über  den  Familienkreis, 
aber  das  gemeinsame  Standesbewußtsein,  das  bisher  die  Frauen 
als  Familienmitglieder  mit  umschloß,  umfaßte  sie  jetzt  auch  als 
Berufskollegen  und  verhinderte  so  die  Entstehung  eines  Gegen- 
satzes zwischen  beiden  Geschlechtern.  Man  betrachtete  dabei  die 
Stellung  der  Frau  im  Postdienste  ähnlich  wie  ihre  Tätigkeit  in 
dem  Gewerbe  ihres  Vaters  oder  Gatten,  an  eine  Gleichberechti- 
gung auf  dem  Gebiete  des  Erwerbslebens  dachte  man  ebenso- 
wenig wie  an  eine  Erweiterung  ihrer  politischen  Rechte.  Dies 
zeigt  sich  insbesondere  bei  der  standesmäßigen  Organisation  zur 
Verbesserung  ihrer  materiellen  und  dienstlichen  Verhältnisse, 
indem  die  Vertretung  der  Interessen  der  weiblichen  Landpost- 
bediensteten als  selbstverständlich  galt,  aber  die  Leitung  der 
bezüglichen  Bewegung  ausschließlich  in  den  Händen  der  Männer 
blieb.  Auch  die  Frauen  teilten  diese  Auffassung  ihrer  Stellung 
vollständig,  eine  selbständige  Geltendmachung  ihrer  Bedürfnisse 
wurde  nicht  einmal  in  Erörterung  gezogen.  Erst  die  starke 
Zunahme  der  weiblichen  Konkurrenz  im  Expeditorenstande  und 
ihre  geringeren  Lohnansprüche-  schufen  hier  einem  gewissen  Gegen- 
satz, der  von  Zeit  zu  Zeit  zu  elementarem  Ausdruck  kam,  z.  B. 
als  die  Frage  aufgeworfen  wurde,  ob  nicht  die  Expeditorinncn 
in  gleicher  Weise  wie  ihre  männlichen  Kollegen  nach  einer 
bestimmten  Reihe  von  Jahren  in  den  eigentlichen  Staatspostdienst 
übernommen  werden  könnten.  Doch  gewann  dieser  Gegensatz 
niemals  eine  beherrschende  Bedeutung. 
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Nach  dem  Gesagten  bedarf  es  keiner  besonderen  Erklärung 
dafür,  daß  die  Frauen  in  Bezug  auf  die  weitere  Ausgestaltung 
ihres  Dienstverhältnisses  zunächst  vollständig  die  Schicksale  der 
männlichen  Angestellten  teilten.  Wir  sind  daher  auch  bis  auf 
weiteres  immer  noch  in  der  Lage,  von  einer  getrennten  Behand- 
lung beider  Geschlechter  abzusehen. 

Tn  der  Schilderung  der  sozialen  Verhältnisse  und  des  Ideen- 
kreises, der  den  Stand  der  Landpostbediensteten  beherrscht,  sind 
wir  allerdings  schon  etwas  über  den  bisher  betrachteten  Zeit- 
abschnitt hinausgegangen,  in  welchem  die  verhältnismäßige  Bedeu- 
tung der  Postbeförderung  den  Postmeistern  reichliche  Einkünfte 
brachte,  während  dem  beschränkten  Umfange  des  Manipulations- 
dienstes ein  geringes  Entgelt  entsprach.  Aber  schon  seit  der 
Mitte  des  lOten  Jahrhunderts  zeigte  sich  im  Fuhrgewerbe  infolge 
der  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  eine  starke  Erschütterung, 
im  Amtsdienste  dagegen  infolge  des  mächtigen  Aufschwunges 
des  Brief-  und  Geldverkehres  eine  ebenso  rasche  Ausdehnung. 
D iese  Verschiebung  im  Schwergewichte  der  postalischen  Auf- 
gaben hatte  natürlich  einerseits  eine  stetige  Vermehrung  der 
Ämter  mit  reinem  Kanzleidienste  zur  Folge,  andererseits  führte 
sie  zu  einer  anhaltend  steigenden  Inanspruchnahme  der  Arbeits- 
kraft der  Bediensteten,  zu  welcher  ihre  niedrige  Entlohnung 
in  ein  krasses  Mißverhältnis  geriet. 

In  den  Kreisen  der  Postinhaber  rief  der  Druck  der  Ver- 
hältnisse eine  tiefe  Gärung  hervor,  welche  schließlich  zu  ener- 
gischen Bestrebungen  im  Sinne  einer  Anpassung  ihrer  Bezüge 
an  die  bedeutend  gewachsenen  Anforderungen  führte.  Dazu 
kam  noch  die  Rückwirkung  der  Gehaltsreguliefung  der  Staats- 
beamten, die  in  derselben  Zeit  erörtert  und  durchgeführt  wurde. 
Die  wiederholte  Überreichung  von  bezüglichen  Petitionen  an 
die  Behörden,  die  Gründung  von  Kronlandsvereinen,  der  Beschluß 
und  die  Abhaltung  eines  Postmeistertages  hatten  auch  tatsächlich 
den  Erfolg,  daß  sich  das  Handelsministerium  im  Jahre  1873  zur 
Reorganisierung  der  nichtärarischen  Postanstalten  entschloß. 
Diese  lief  im  wesentlichen  auf  die  Einführung  eines  festen 
Bezugsschemas  für  die  Bestallung  und  das  Amtspauschale  hinaus, 
wobei  die  „reelle  Brief-  und  Fahrposteinnahme“,  d.  h.  der 
Erlös  aus  dem  Wertzeichen  verschleiß,  und  die  Einzahlungen  für 
Postanweisungen,  zur  Grundlage  der  Bemessung  gewählt  wurden. 
Die  Bestallung  variierte  darnach  bei  einer  Einnahme  bis  2000  tl. 
von  150  bis  500  H.,  das  Amtspauschale  von  40  bis  120  H.. 
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während  für  die  größeren  Ämter  besondere  Expeditorenbeihilfen 

in  Aussicht  gestellt  waren.  Die  Regulierung  der  Bezüge  hatte 

von  3 zu  3 Jahren  zu  erfolgen,  so  daß  dadurch  eine  allmähliche, 

sozusagen  automatische  Erhöhung  der  Entlohnung  parallel  mit 

der  Steigerung  der  Amtseinnahmen  gewährleistet  war.  Die  oben 

•• 

erwähnten  80  und  100  fl.-Amter  verschwanden  vollständig.  Im 
übrigen  wurde  die  Titelfrage  und  die  Übernahme  in  den  Staats- 
postdienst  einer  neuen  Normierung  unterworfen.  Danach  können 
die  Landpostbediensteten  mit  abgelegter  Expeditorenprüfung 
nach  einjähriger  Dienstzeit  zu  Praktikanten,  nach  dreijähriger 
und  Ablegung  der  Verkehrsprüfung  zu  Assistenten  (11.  Rangs- 
klasse) ernannt  werden.  Postmeister,  deren  Ämter  ärarisiert  werden, 
treten  sogar  mit  Nachsicht  der  Studien  in  den  Staatsdienst  über. 
Kurz  darauf  erfolgte  auch  die  Verleihung  einer  neuen,  derje- 
nigen der  wirklichen  Staatsbeamten  nachgebildeten  Uniform  mit 
den  Abzeichen  der  untersten  Rangsklassen.  Die  beiden  letzten 
Vorzüge,  die  Übernahme  in  den  Staatsdienst  und  die  Verleihung 
einer  Uniform,  kamen  den  weiblichen  Bediensteten  übrigens 
nicht  zugute. 

Bei  den  größeren  Ämtern  überschritt  aber  die  Ausdehnung 
des  Geschäftsumfanges  dasjenige  Maß  von  Leistungsfähigkeit, 
welches  von  einer  Privatperson  mit  geringerer  fachlicher  Bildung 
bei  Tätigkeit  im  Nebenberuf  gefordert  werden  konnte.  Unter  dem 
Drängen  des  Parlamentes  wurde  auch  die  Überführung  der  grö- 
ßeren Ämter  in  den  Staatsbetrieb  energisch  in  Angriff  genom- 
men. Man  hielt  sich  beiderseits  an  den  Grundsatz,  daß  die 
Anstalten  mit  über  10.000  H.  Einnahmen  ärarisiert  werden  sollten. 

Obwohl  diese  Ziffer  mit  Rücksicht  auf  den  Geschäftsumfang  der 
•• 

Ämter,  bei  denen  die  Arbeitskraft  der  Bediensteten  voll  in  An- 
spruch genommen  wird,  viel  zu  hoch  gegriffen  war,  verhinderten 
die  größeren  Personal-  und  Sachkosten  des  ärarischen  Betriebes 
selbst  die  genaue  Einhaltung  dieser  Norm.  Es  seien  im  Folgenden 
nur  die  wichtigsten  bezüglichen  Zahlen  zur  Veranschaulichung 
der  Verhältnisse  angeführt: 
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Jahr 

Zahl 

der 

I 

Verhält- 

niszahl 

derärar. 

Anstal- 

ten 

V erhältinsmalJigc 
Vermehrung  der 

Zahl  der  Hedien- 
steten  auf  ein 

iirar. 

nichtär. 

ä rar. 

nichtär. 

ära  r. 

nichtär. 

Postanstalten 

Anst 

Uten 

Amt 

1870 

128 

3087 

3-8 

1 

- 

43  *9 

1-0* 

1875 

224 

3915 

5-4 

70 

1(5 

44-3 

15 

1*80 

229 

3793 

5-7 

8 

3 

421 

1«» 

1885 

275 

3988 

G*5 

19 

5 

40-8 

1-9 

181)0 

359 

i 

4385 

7-G 

29 

10 

43-2 

2-0 

1895 

514 

5114 

91 

41 

1(5 

41  *2 

2-3 

* .Jahr  1872. 


Wir  sehen  aus  dieser  Aufstellung,  daß  die  Vermehrung  der 
ärarischen  Anstalten  in  dem  Zeitraum  1870 — 1895  verhältnis- 
mäßig viel  stärker  war  als  die  der  nichtärarischen.  Der  perzen- 
tuelle  Anteil  der  ersteren  verbesserte  sich  dauernd.  Die  Ziffer  der 
Bediensteten  für  das  Amt  zeigt  eine  merkliche  Abnahme,  der 
Ausdruck  für  die  Errichtung  kleiner  Anstalten  an  kleineren 
Orten.  Wenn  diese  Ziffer  seit  1890  wieder  steigt,  so  erklärt  sich 
diese  Erscheinung  aus  der  Eröffnung  der  großen  Tclegraphen- 
und  Telephonzentral en  seit  Mitte  der  80er  Jahre.  Trotz  alledem 
behaupten  die  nichtärarischen  Ämter  nicht  nur  der  Zahl  nach 
ein  auffallendes  Übergewicht,  sondern  sie  wachsen  auch  in  ihrem 
Umfange,  wenn  wir  als  Maßstab  dafür  das  eigentliche  Amts- 
personal (die  Dienerschaft  ist  in  der  Tabelle  nur  bei  den  ära- 
rischen berücksichtigt)  gelten  lassen,  auf  mehr  als  das  Doppelte. 
Betrachten  wir  schließlich  noch  die  Zahl  der  nichtärarischen 
Ämter  mit  einer  Einnahme  von  10.000  H.  und  darüber.  Sie 
belief  sich  bereits  1880  auf  54,  1890  auf  108,  1899  sogar 
auf  122. 

Die  Übernahme  der  größeren  Anstalten  in  die  unmittelbare 
staatliche  Verwaltung  konnte  also  mit  der  Entwicklung  des 
Postwesens  nicht  Schritt  halten.  Dabei  erfuhr  der  Geschäfts- 
umfang  der  Landpostämter  eine  neue  Erweiterung  durch  die 
Übertragung  des  Telegraphen-  und  Fernsprechdienstes,  durch 
die  Neueinführung  der  Postsparkasse  und  des  Scheckverkehres. 
Die  volle  Inanspruchnahme  der  Arbeitskraft  durch  die  Dienstes- 
verrichtungen beschränkte  die  Möglichkeit,  im  Privaterworbe 
tätig  zu  sein,  mehr  und  mehr.  Es  entstand  eine  Klasse  von 
Berufspostmeistern,  welche  die  Verpflichtung  zur  Beistellung  des 
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Amtslokales,  (las  sie  vielfach  selbst  erst  mietweise  aufnehmen 
muhten,  und  die  Haftung  und  Ersatzpflicht  für  ihre  Hilfsorgane 
bei  der  bedeutenden  Zunahme  des  Geldverkehres  als  äußerst 
drückend  empfanden.  Hiezu  kam  noch,  daß  das  geltende  Ent- 
lohnungsschema keinen  Maßstab  für  die  wirklich  geleistete 
Arbeit  bildete,  da  einmal  neue  Dienstesverrichtungen  ohne  Ziffern- 
effekt auf  die  Amtseinnahmen  hinzuwuchsen  und  dann  die  Herab- 
setzung des  Portos  und  die  Verdrängung  der  Postanweisung 
durch  den  Scheck  vielfach  sogar  eine  Schmälerung  desselben 
zur  Folge  hatten.  So  kam  es,  daß  die  Berufspostmeister  in  Bezug 
auf  die  Arbeitslast  den  Staatspostbeamten  gleichgestellt  waren, 
ohne  ihre  Rechte  zu  besitzen,  und  natürlich  die  Forderung  nach 
Beseitigung  dieser  Ungleichmäßigkeit  erhoben.  Es  handelte  sich 
dabei  vor  allem  um  die  Gewährung  einer  festen  Anstellung  auf 
Lebensdauer,  die  Erhöhung  der  persönlichen  Bezüge  nach  Maß- 
gabe des  Erfordernisses  für  den  standesgemäßen  Unterhalt,  eine 
Versorgung  im  Alter  und  in  Fällen  früher  eintretender  Dienst- 
untauglichkeit, die  Befreiung  von  allen  Sachleistungspflichten 
und  der  Haftpflicht  für  die  Expeditoren  und  Dienerschaftspersonen. 

Die  Verfolgung  dieser  Ziele  bildete  die  wichtigste  Aufgabe 
der  bereits  erwähnten  Postmeistervereine.  Schon  seit  ihrer  Grün- 
dung hatten  sie  den  Gedanken  der  Errichtung  einer  Alters-  und 
Hinterbliebenenversorgung  ins  Auge  gefaßt.  Das  Handelsministe- 
rium stand  dem  Gedanken  sympathisch  gegenüber;  hatte  es  ja 
schon  bisher  durch  häufige  Verleihung  der  Ämter  nach  dem 
Tode  des  Inhabers  an  seine  Witwe,  bezw.  seine  Angehörigen 
eine  gewisse  Rücksichtnahme  in  entsprechendem  Sinne  für  nötig 
erachtet ! So  sahen  sich  die  führenden  Köpfe  in  den  Vereinen 
ermutigt,  die  Vorarbeiten  für  die  Verwirklichung  ihres  Planes 
in  Angriff'  zu  nehmen.  Man  einigte  sich  auf  die  Gründung  eines 
Pensionsvereines.  Eine  Rundfrage  an  die  Landpostbediensteten 
ließ  eine  starke  Beteiligung  derselben  an  dem  Unternehmen  als 
gesichert  erscheinen.  Man  legte  nun  den  ausgearbeiteten  Plan 
dom  Ministerium  vor,  mit  der  Bitte,  die  Postverwaltung  möge 
die  Geschäftsbesorgung  übernehmen  und  eine  jährliche  Subvention 
von  20.(X)0  fl.  bewilligen.  In  dem  Amtsberichte  vom  Jahre  1880 
finden  wir  eine  längere  Auseinandersetzung  darüber.  Unter 
anderem  heißt  es  dort:  „Abgesehen  von  den  Erwägungen  huma- 
nitärer Natur,  sind  es  wichtige  dienstliche  Rücksichten,  aus 
welchen  die  Errichtung  eines  solchen  Pensionsvereines  umso 
wünschenswerter  erscheint,  je  größer  von  Jahr  zu  Jahr  die  Zahl 
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jener  Postmeister  und  Postexpedienten  wird,  die  sich  ausschließ- 
lich dem  Postdienste  widmen  und  darin  allein  die  Mittel  ihrer 
Existenz  finden  müssen.“  Uber  die  dienstlichen  Rücksichten, 
welche  man  mit  zur  Befürwortung  des  Planes  heranzog,  belehrt 
uns  der  Motivenberieht  zu  dem  Gesetzentwurf,  „betreffend  die 
dem  Pensionsverein  für  Landpostbedienstete  der  im  R.  v.  Kgr. 
u.  L.  zu  gewährenden  Begünstigungen.“  Es  heißt  dort: 

„Es  ist  gewiß  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Moment,  wenn 
jetzt,  da  die  Haftungsfähigkeit  der  Postmeister  für  ärarisches 
Gut  nicht  mehr  wie  ehemals  durch  ein  namhaftes  Privatvermögen, 
sondern  meist  bloß  durch  die  kleine  Dienstkaution  gewährleistet 
ist,  die  Pflichttreue  derselben  durch  die  gesicherte  Aussicht 
auf  den  Schutz  des  Alters,  auf  die  Versorgung  der  Familie 
gekräftigt  wird. 

„Vielleicht  erscheint  die  Erwartung  nicht  unbegründet,  daß 
der  als  Subvention  verausgabte  Betrag  durch  die  Verminderung 
der  von  der  Postanstalt  zu  leistenden  Schadenvergütungen  wieder 
hereingebracht  werde.“ 

Nach  eingehenden  Beratungen  in  den  beteiligten  Ministerien 
entschloß  sich  die  Regierung  endlich  zur  Vorlage  des  angeführten 
Gesetzentwurfes,  der  eine  Staatssubvention  von  20.000  fl.  auf 
6 Jahre  und  die  Führung  der  Kassengeschäfte  durch  die  Post- 
anstalt vorsah.  Von  dem  Betrage  von  20.000  fl.  entfielen  nach 
dem  Motivenberieht  beiläufig  7000  fl.  allein  auf  die  von  den 
Landpostbediensteten  eingehobenen  Ordnungsstrafgelder.  Der 
Entwurf  wurde  ohne  Debatte  in  allen  3 Lesungen  angenommen 
und  erhielt  die  Allerhöchste  Sanktion  am  16.  Juni  1882.  So  trat 
der  Verein  ins  Leben,  „dessen  Erstehen  — nach  den  Worten 
eines  Amtsberichtes  — einen  bedeutungsvollen  Abschnitt  in  der 
Entwicklungsgeschichte  des  österreichischen  Landpostwesens 
markiert.“ 

Der  Beitritt  zum  Verein  stand  allen  Landpostbediensteten 
offen,  von  einer  obligatorischen  Verpflichtung  zum  Eintritte 
glaubte  man  absehen  zu  können,  „weil  — nach  dem  Schluß- 
passus des  Motivenberichtes  — schon  nach  den  ersten  Anmel- 
dungen kaum  ein  Zweifel  darüber  besteht,  daß  der  Geist  kolle- 
gialer Eintracht,  welcher  im  Kreise  der  Landpostbediensteten 
waltet,  seine  einigende  Kraft  auch  in  diesem  Falle  bewähren  und 
einem  Unternehmen  zur  gedeihlichen  Entwicklung  verhelfen 
wird,  welche  bestimmt  und  geeignet  ist,  die  Interessen  dieses 
für  das  allgemeine  Wohl  überaus  wichtigen,  durch  opferwillige 
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Hingebung  an  die  schweren  und  verantwortungsvollen  Berufs- 
pflichten ausgezeichneten  Standes  in  dienstlicher  und  sozialer 
Hinsicht  wirksam  zu  fördern.“ 

Die  Beiträge  wurden  mit  einer  Eintrittsgebühr  von  10  und 
mit  laufenden  Jahresbeiträgen  von  4 v.  H.  der  angemel- 
deten Pension,  bezw.  Jahresbestallung  festgesetzt.  Die  Invaliden- 
pension betrug  nach  lOjähriger  Angehörigkeit  45,  nach  35jäh- 
riger  als  Höchstbetrag  80  v.  11.,  die  Witwenpension  ebensoviel, 
der  Betrag  für  die  Waisen  75w/o  davon. 

Die  weitere  Vereinsgeschichte  kann  hier  natürlich  nur  in 
den  größten  Zügen  verfolgt  werden.  Die  Hoffnungen,  die  man 
1882  auf  die  Möglichkeit,  mit  den  statutarischen  Beiträgen  die 
Leistungen  bestreiten  zu  können,  und  auf  den  freiwilligen  Bei- 
tritt der  Bediensteten  gesetzt  hatte,  erwiesen  sich  als  trügerisch. 
Die  Prüfung  der  Vereinsbilanz  durch  das  versicherungstechnische 
Bureau  des  Ministeriums  des  Innern  ergab  ein  Defizit  von  gegen 
500.000  fl.  Es  mußte  daher  im  Jahre  1890  zu  einer  Erhöhung 
der  Beitragsquote  von  4 auf  G v.  H.,  zu  einer  Herabsetzung 
der  Witwenpension  auf  den  festen  Betrag  von  50°/0  der  Pensions- 
quote des  Mannes  geschritten  werden.  Am  wichtigsten  aber  war 
die  Einführung  des  obligatorischen  Beitrittes  aller  Postmeister, 
Expedienten  und  Inhaberinnen,  welche  an  Post-  und  Telegraphen- 
bestallung zusammen  mindestens  400  fl.  beziehen.  Die  Befreiung 
der  kleineren  Ämter  entsprach  der  Tatsache,  daß  ihre  Verwal- 
tung nach  wie  vor  nur  einen  Nebenberuf  bildete. 

Die  Statutenänderungen  von  1890  hatten  eine  Kräf- 
tigung des  Vereines  zur  Folge,  aber  ohne  das  Defizit  verbannen 
zu  können.  Die  Staatssubvention  mußte  wiederholt  erhöht  werden, 
so  18^)0  auf  30.000,  1896  auf  50.0fK),  1897  auf  74.000  fl.  Trotz- 
dem ließ  die  versicherungstechnische  Bilanz  keine  weitere  Stei- 
gerung der  Vereinsleistungen  zu.  Nur  wurde  im  Jahre  1898  auf 
besondere  Befürwortung  des  Handelsministeriums  die  Erhöhung 
der  Invalidenpension  auf  100"  0 nach  40jähriger  Dienstzeit  ge- 
stattet. Unter  diesen  Verhältnissen  entstand  der  Gedanke,  den 
Verein  seines  bisherigen  Charakters  als  Versicherungsgesellschaft 
zu  entkleiden  und  in  einen  staatlichen  Pensionsfond  timzu- 
wandeln, der  den  strengen  Bestimmungen  des  Versicherungs- 
rechtesnichtunterliegt. Mit  Rücksicht  auf  die  Tatsache,  daß  die  ver- 
sicherungsteclinischen  Berechnungen  über  den  Stand  des  Vereines 
auf  der  allzu  vorsichtigen  Annahme  des  Ablebens  aller  Mit- 
glieder ohne  Berücksichtigung  des  Zuwachses  von  Neuein- 
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tretenden  aufgebaut  waren,  stimmten  das  Handels-  und  Finanz- 
ministerium und  das  Ministerium  des  Innern  dein  Plane  zu,  dessen 
Verwirklichung  daher  Uber  kurz  oder  lang  bevorsteht.  Mit  Hin- 
blick darauf  haben  die  Landpostbediensteten  ihre  Wünsche  auf 
Abänderung  der  bisherigen  Mitgliederrechte  und  -pflichten  in 
eine  Resolution  zusammengefaßt.  Insbesondere  wird  darin  eine 
möglichst  vollkommene  Annäherung  an  das  Pensionsrecht  der 
Staatsbeamten  gefordert. 

Die  Fürsorgebestrebungen  unserer  Bediensteten  blieben 
nicht  auf  die  Altersversorgung  durch  den  Pensionsverein  beschränkt. 
Sie  vermochten  im  Wege  der  Selbsthilfe  noch  weitere  wichtige 
Veranstaltungen  ins  Leben  zu  rufen.  Schon  die  KronJandsvoreine 
gewähren  ihren  Mitgliedern  Darlehen  und  Unterstützungen  in 
Notfällen.  Noch  im  Jahre  1882  erfolgte  dann  die  Gründung  des 
„Hilfsvereines  für  diu  Landpostbediensteten  Österreichs“,  der 
nach  Art  einer  Volksversicherung  Todesfall prämien  im  Betrage 
von  220  H.,  seit  1804  von  24t)  H.  ausbezahlt.  Die  Zulassung 
der  Dienerschaft  wird  angestrebt.  Als  ferner  im  Jahre  1800  von 
Seite  verschiedener  politischer  Behörden  auf  Grund  des  Gesetzes 
von  1888  die  Krankenversicherungspflicht  der  Expeditoren  aus- 
gesprochen wurde,  da  nahm  man  die  Gründung  von  eigenen 
Krankenkassen  in  Angriff,  um  den  Schimpf  einer  Gleichstellung 
der  Hilfsorgane  mit  den  manuellen  Arbeitern  abzuwehren.  Im 
Jahre  1804  entstand  das  „Spar-  und  Vorschußkonsortium  der  k.  k. 
nichtärarischen  Postbediensteten  Österreichs“,  dessen  Statuten  auf 
Grund  des  Gesetzes  über  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften festgestellt  waren.  Die  Postmeistervereine  selbst  betei- 
ligten sich  durch  Konsortialanteilc  und  Einlagen. 

Neben  den  Bestrebungen,  die  auf  Sicherung  des  Alters 
und  die  Hinterbliebenenversorgung  gerichtet  waren,  beschäftigte 
die  Landpostbediensteten  die  Frage  der  Besserung  ihrer  Dienst- 
lind  Bezugsverhältnisse  unaufhörlich.  Schon  seit  Ende  der  70er 
Jahre  wird  sie  eingehend  in  ihren  Zeitungen  und  auf  ihren 
Vereinsversammlungen  erörtert,  in  Form  von  Petitionen  vor  die 
Ministerien  und  den  Reichsrat  gebracht.  Ja  man  entschließt  sich 
sogar  zur  Überreichung  eines  Majestätsgesuches.  Die  Vereins- 
präsidenten  scheuen  keine  Mühe,  Audienz  auf  Audienz  bei  den 
obersten  Behörden  und  Vorgesetzten  zu  erwirken.  Zwei  Post- 
meistertage finden  statt.  Die  Kosten  dieser  Bestrebungen  belaufen 
sich  nach  ihren  Angaben  binnen  25  Jahren  auf  1 4 Million 
Gulden.  Auf  ihr  ungestümes  Drängen  hin  entschließt  sich  endlich 
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am  Beginn  der  Wer  Jahre  das  Handelsministerium  zu  einer 
ernsten  Inangriffnahme  der  Landpostreform,  indem  es  zu  den 
Vorberatungen  wiederholt  die  Beteiligten  heranzieht.  Wir  können 
hier  die  vielfachen  Umänderungen,  welche  der  Entwurf  bis  zu 
seinem  Inslebentreten  durchzumachen  hatte,  die  Enttäuschung, 
die  jedesmal  die  Vertagung  seiner  Verwirklichung  unter  den 
Bediensteten  hervorrief,  die  entschiedene  Unterstützung  von  Seite 
des  Abgeordnetenhauses  und  der  Landtage  nicht  näher  verfolgen. 
Wir  beschränken  uns  darauf,  festzustellen,  dali  die  lange  Ver- 
zögerung der  Reorganisation  infolge  der  zahlreichen  Minister- 
wechsel, der  politischen  Lage,  des  ablehnenden  Verhaltens  von 
Seiten  der  Finanzverwaltung  gegenüber  einer  Belastung  des 
Staatsschatzes  ohne  Eröffnung  neuer  Hinkünfte  eine  hochgradige 
Erregung  der  Beteiligten  zur  Folge  hatte,  die  einer  ruhigen, 
sachlichen  Beurteilung  der  Neugestaltung  im  Wege  stand.  Ver- 
wirrenil wirkte  es  auch,  daß  man  im  Jahre  ISO!)  den  anfäng- 
lichen Plan,  die  Reform  auf  Grund  eines  zu  diesem  Zwecke 
ausgearbeiteten  Organisationsstatutes  mit  einem  Schlage  durch- 
zuführen, aufgab  und  sie  in  einer  Reihe  von  Verordnungen  succes- 
sive  zur  Verwirklichung  gelangen  ließ.  Eine  teilweise  Deckung  der 
Kosten  bot  die  gleichzeitige  Erhöhung  verschiedener  Postgebühren. 

Bevor  wir  auf  diese  dritte  Phase  in  der  Entwicklung  des 
Landpostwesens  eingehen,  müssen  wir  die  Verhältnisse  der  weib- 
lichen Bediensteten  in  der  geschilderten  Periode  etwas  näher 
betrachten.  Der  Ausgangspunkt  ihrer  Stellung  war  die  voll- 
ständige formale  Gleichheit  beider  Geschlechter  in  dienstlicher 
und  materieller  Beziehung.  Allein  wir  sind  bereits  auf  Ansätze 
zu  einer  Differenzierung  gestoßen,  z.  B.  rücksichtlich  der  Ent- 
lohnung der  Expeditoren.  Und  wenn  wir  uns  die  Auffassung 
des  wirtschaftlichen  Verhältnisses  von  Mann  und  Frau,  wie  sie 
im  Postmeisterstande  verwaltet,  vor  Augen  halten,  drängt  sich  die 
Wahrscheinlichkeit  auf,  daß  der  Unterschied  noch  tiefer  in  die 
Entwicklung  eingriff.  Bestätigt  sich  diese  Vermutung,  so  ist  das 
für  die  Lösung  unseres  Problemes  von  um  so  größerer  Bedeutung. 
Denn  es  handelt  sich  hier  nicht  um  von  vornherein  beabsichtigte 
Wirkungen  einer  bewußten  Staatsdienstpolitik,  da  die  Verwaltung 
«len  Dingen  im  Landpostwesen  freien  Lauf  ließ  und  sich  nur 
auf  die  Geltendmachung  ihrer  sachlichen  und  wirtschaftlichen 
Interessen  beschränkte.  Das  Ergebnis  ist  der  Ausfluß  freiwal- 
tender Tendenzen,  die  aus  den  gegebenen  natürlichem  und 
gesellschaftlichen  Bedingungen  entsprangen. 
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Zunächst  eine  Orientierung  über  die  Zahl  der  weiblichen 
Landpostbediensteten. 
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Nach  dieser  Tabelle  betrug  die  Gesamtzahl  im  Jahre  1873, 
also  vier  Jahre  nach  der  Zulassung,  445,  im  Jahre  1890  5166 
Personen.  Sie  stieg  also  in  dieser  Periode  um  das  ll  Ofache. 
Die  stärkste  Steigerung  entfiel  auf  die  Zeit  von  1873 — 85  und 
1890 — 95.  Die  Neueinstellungcn  nahmen  demnach  auch  im  letzten 
Jahrzehnt  einen  bedeutenden  Umfang  an.  Ja,  wenn  wir  das  Ent- 
stellen der  Sehlußzahl  betrachten,  so  zeigt  sich,  daß  über  die 
Hälfte  gerade  auf  seine  Rechnung  zu  setzen  ist. 

Von  dieser  Gesamtziffer  entfallen  auf  die  Inhaberinnen 
am  Anfang  54  v.  H.,  am  Ende  nur  mehr  30.  Der  Rückgang 
ihren  Anteiles  beruht  aber  nicht  etwa  auf  einer  stationären 
Gestaltung,  sondern  beide  Gruppen  erhöhten  ihren  Bestand  in 
paraleller  Entwicklung,  nur  daß  die  Vermehrung  der  Hilfsorgane 
schon  in  dem  ersten  Jahrzehnt  und  dann  auch  später  bedeutend 
stärker  war.  Ziehen  wir  wieder  die  Schlußzahl  zu  rate,  so  zeigt  sich, 
daß  in  den  Jahren  1890-  -99,  in  welchen  eine  Verdoppelung 
gegenüber  der  bisherigen  Zahl  eintrat,  l/i  dos  Zuwachses  von 
Seiten  dor  Inhaberinnen,3/ 4 von  Seiten  der  Expoditorinnen  ausging. 

Zur  Würdigung  dieser  Zahlen  ist  allerdings  noch  eine  Be- 
merkung hinzuzufügen.  Die  absoluten  Ziffern  dor  Hilfsorgane 
und  damit  der  Gesamtheit  sind  nämlich  zu  groß  angesetzt,  weil 
die  amtliche  Statistik  einmal  die  Expeditoren,  welche  nicht  im 
aktiven  Postdienste  stehen,  sondern  privat  wirtschaftlich  tätig 
sind,  mitzählt,  und  dann  diejenigen,  welche  als  Expedienten 
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kleinere  Ämter  verwalten,  sowohl  in  der  Gruppe  der  Inhaber 
als  in  derjenigen  der  Hilfsorgane  führt.  Da  dieser  Fehler  überall 
derselbe  ist,  macht  er  sich  allerdings  nur  bei  dem  Vergleiche 
der  beiden  Gruppen  miteinander  geltend.  Die  Expeditorenziffer 
bedarf  einer  ziemlich  starken  Korrektur  in  beschränkendem 
Sinne,  für  die  sich  ein  Anhaltspunkt  aus  dem  Verfasser  zufällig 
bekannten  Daten  des  Jahres  1900  ergibt.  Darnach  waren  von 
der  Gesamtzahl  der  weiblichen  Expeditoren  ungefähr  18%  nicht 
im  Postdienste,  20%  zugleich  Expedientinnen.  Berücksichtigt  man 
diesen  Ausfall  von  38%  bei  der  Schlußziffer  unserer  Tabelle,  so 
erhalten  wir  für  die  Gesamtzahl  den  Wert  von  3785,  für  die 
Expeditoren  2255.  Somit  erhöht  sich  der  verhältnismäßige  Anteil 
der  Inhaberinnen  auf  41 0 0. 

Das  Ergebnis  der  Jahre  1809 — 99  war  also  eine  auffallend 
starke,  ununterbrochene  Vermehrung  des  weiblichen  Landpost- 
personals in  der  Gruppe  der  Amtsleiter  wie  der  Hilfsorgane, 
besonders  aber  in  der  letzteren.  Dabei  ist  noch  zu  berücksichtigen, 
daß  bei  den  Inhaberinnen  der  Anteil  der  ungeprüften,  die  den 
Amtsdienst  nicht  selbst  wahrnehmen,  in  dem  betrachteten  Zeit- 
raum immer  mehr  zurücktritt.  Zugleich  ein  Beweis  dafür,  wie 
die  Frauen  die  ihnen  gebotene  Gelegenheit  zur  Betätigung 
ihrer  Kräfte  im  Postdienste  wohl  zu  nützen  verstanden. 

Die  besprochenen  Zahlen  erhalten  aber  erst  ihre  richtige 
Beleuchtung,  wenn  wir  den  verhältnismäßigen  Anteil  beider 
Geschlechter  ins  Auge  fassen. 

Darüber  gibt  folgende  Tabelle  Auskunft: 
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Danach  ergibt  sich  eine  stetige  Steigerung  <ler  weiblichen 
Verhältniszahl  von  8*4  im  Jahre  1873  auf  403  im  Jahre  1890. 
Auch  innerhalb  der  beiden  Gruppen  erfährt  das  weibliche  Ele- 
ment eine  ununterbrochene  Zunahme,  aber  bei  den  Amtsleitern 
erreicht  sie  nur  27*3%  der  Gesamtziffer,  während  sie  bei  den 
Hilfsorganen  die  Zahl  der  männlichen  Kollegen  sogar  überholt. 
Die  oben  gerügten  Fehler  der  Statistik  betreffen  die  weiblichen 
und  männlichen  Bediensteten  gleichmäßig  und  können  daher 
füglich  außer  Betracht  bleiben. 

Wie  ist  nun  diese  überraschend  starke  Beteiligung  der 
Frauen  am  Landpostdienste  zu  erklären?  Für  eine  unmittelbare 
Begünstigung  von  Seiten  der  Verwaltung  gibt  es  kein  Anzeichen. 
Bei  Ausschreibung  eines  Amtes  entschieden  die  Direktionen 
zwischen  den  männlichen  und  weiblichen  Bewerbern  einfach 
nach  Maßgabe  der  konkreten  Situation  ohne  Feststellung  eines 
zahlenmäßigen  Verhältnisses.  Ebenst»  stellte  man  das  Befähigungs- 
dekret als  Expeditor  jedem  aus,  der  sich  meldete  und  den  vor- 
geschriebenen  Bedingungen  entsprach.  Mochte  er  dann  selbst 
sehen,  wie  er  sich  weiter  helfen  konnte.  So  hing  alles  von  dem 
Anreize  ab,  den  die  Dienstes-  und  Bezugsverhältnisse  ausübten. 
Die  geringe  Entlohnung  des  Kanzleidienstes  hatte  dabei  leicht- 
verständlicherweise eine  stärkere  Bewerbung  von  Seiten  der 
genügsameren  Frauen  zur  Folge.  Noch  mehr  aber  galt  das 
von  der  kargen  Bemessung  der  Manipulationsbeihilfen  für  die 
Entlohnung  der  Hilfsorgane.  Die  Postmeister  waren  zur  Ver- 
wendung der  billigeren  weiblichen  Kräfte  geradezu  gezwungen. 
Dazu  kam  noch  das  Bestreben  der  Postverwaltung,  die  tüch- 
tigeren männlichen  Expeditoren  durch  Gewährung  einer  höheren 
Entlohnung  und  die  Aussicht  auf  spätere  Anstellung  in  den 
ärarischen  Dienst  zu  ziehen.  Denn  dadurch  blieben  für  den 
Landpostdienst  zum  großen  Teile  nur  die  unzuverlässigeren 
Elemente  verfügbar,  denen  gegenüber  man  den  Expeditorinnen 
natürlich  den  Vorzug  gab.  Das  passive  Verhalten  der  leitenden 
Behörden  gegenüber  der  Zunahme  der  weiblichen  Bediensteten 
dauerte  auch  noch  fort,  als  die  Reformfrage  bereits  in  Fluß  ge- 
kommen war,  obwohl  aus  den  Kreisen  der  Postmeister  zahlreiche 
Beschwerden  über  ihre  Zwangslage  laut  wurden.  Aus  der  oben 
geführten  zahlenmäßigen  Untersuchung  ergibt  sich,  daß  der 
größte  Zuwachs  in  der  weiblichen  Gruppe  der  Expeditoren  auf 
den  Zeitraum  1890 — 95  fällt. 

Aus  unserer  Statistik  gewinnen  wir  aber  noch  weitere 
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Anhaltspunkte  für  die  Beurteilung  der  Verhältnisse  des  weib- 
lichen Dienstes.  Die  Vertretung  der  Frauen  in  den  Amtsleiter- 
stellen im  Vergleiche  zu  den  Männern  ist  viel  geringer  als  bei 
den  ausübenden  Funktionen.  Wie  stellt  es  nun  weiter  mit  der 
Größe  der  bekleideten  Ämter?  Die  Normalverordnung  von  1879 
sieht  für  die  Anstalten  von  2000  fl.  Einnahme  an  ein  Hilfsorgan 
vor.  Nach  der  amtlichen  Statistik  betrug  die  Zahl  dieser  Ämter 
im  Jahre  1890  2382.  Nach  der  Tabelle  auf  Seite  47  haben  wir 

in  diesem  Jahre  4437  Inhaber.  Demnach  entfallen  54%  auf  die 
•« 

größeren  Ämter.  Bezüglich  der  Beteiligung  beider  Geschlechter 
läßt  uns  die.  Statistik  im  Stich.  Wir  finden  aber  genügende 
Anhaltspunkte  im  Postalmanach  des  Jahres  1890,  der  die  Personal- 
daten des  nichtärarischen  Dienstes  etwas  ausführlicher  behandelt. 
Die  Zahl  der  Ämter  mit  2000  fl.  Einnahme  und  darüber,  die 
von  Frauen  verwaltet  wurden,  betrug  danach  ungefähr  180.  Bei 
808  weiblichen  Inhabern  zusammen  macht  das  22%.  Wir  kommen 
somit  zu  dem  Gesamtergebnis,  daß  die  weiblichen  Landpost- 
bediensteten  relativ  am  stärksten  im  ausübenden  Dienste  und, 
soweit  an  leitender  Stelle  befindlich,  bei  der  Verwaltung  der 
kleineren  Ämter  in  Verwendung  stehen.  Auch  in  dieser  Frage 
erfahren  wir  nichts  von  einer  Direktive  der  Regierung.  Ebenso- 
wenig hört  man  die  Frauen  sich  über  ungerechte  Behandlung 
beschweren.  So  müssen  wir  annehmen,  daß  sie  von  selbst  nur 
rücksichtlich  der  kleineren  Ämter  in  Mitbewerb  traten.  Der 
Dienst  bei  den  größeren  Anstalten  steigert  die  Verantwortlich- 
keit und  erfordert  die  Leitung  von  mehreren  Hilfspersonen, 
Expeditoren  und  Dienern.  Zu  diesen  Aufgaben  fühlen  sich  die 
Frauen  offenbar  nur  selten  berufen. 

Besonderes  Interesse  besitzt  auch  noch  die  Frage,  in  welcher 
Zahl  weibliche  Inhaber  an  der  Spitze  von  Ämtern  mit  männ- 
lichem Personal  standen.  Als  Quelle  dienen  uns  wieder  die  An- 
gaben dos  Postalmanachs.  Von  den  oben  angeführten  180  An- 
stalten weisen  80  männliche,  40  nur  weibliche  Expeditoren  auf. 
40  werden  durch  Administratoren  verwaltet;  20  haben  keine 
Hilfsorgane.  Bei  zusammen  808  weiblichen  Inhabern  hatten  also 
ungefähr  10%  männliche  Expeditoren.  Aber  selbst  bei  diesen 
lag  die  eigentliche  Leitung  des  Amtes  zumeist  gar  nicht  in 
ihrer  Hand,  sondern  eben  in  der  Hand  des  ihr  formell  unter- 
geordneten Expeditors,  der  sehr  häufig  aufs  engste  mit  ihr  ver- 
wandt, z.  B.  ihr  Gatte  oder  Sohn  war.  Die  Zahl  der  wirklichen 
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selbständigen  weiblichen  Leiter  von  Ämtern  mit  männlichem 

Hilfspersonal  ist  demnach  nur  sehr  gering. 

Die  tatsächliche  Beschränkung  der  Frauen  auf  die  kleineren 

Ämter  hat  aber  noch  eine  andere  Seite  von  großer  Wichtigkeit. 

Da  sich  Größe  des  Amtes  und  Höhe  der  Besoldung  entsprechen, 

bedeutet  die  Differenzierung  beider  Geschlechter  in  Bezug  auf 

die  Dienststellen  auch  eine  Differenzierung  in  Bezug  auf  die 

Entlohnung.  Wenn  wir  die  geringe  Bewerbung  der  weiblichen 

•• 

Bediensteten  um  die  größeren  Ämter  unter  diesem  Gesichts- 
punkte betrachten,  so  sehen  wir,  daß  mit  ein  Grund  dafür  die 
geringeren  Bedürfnisse  der  F rau  waren.  Das  gleiche  Moment 
haben  wir  bereits  oben  bei  den  Bezügen  der  Expeditoren  wirk- 
sam gesehen. 

War  der  Ausgangspunkt  des  weiblichen  Dienstes  die  voll- 
ständige rechtliche  Gleichstellung  beider  Geschlechter,  so  führte 
die  Entwicklung  von  selbst,  ohne  bewußte  Einflußnahme  irgend 
eines  Faktors,  auf  Grund  der  natürlichen  und  gesellschaftlichen 
Bedingungen  zu  einer  tatsächlichen  Differenzierung  in  Bezug  auf 
Verantwortlichkeit  der  übertragenen  Dienststellen,  Höhe  der 
Entlohnung  und  Überordnung  über  männliches  Personal.  Mit 
diesen  Tatsachen  mußte  die  Reform  des  Jahres  1800  rechnen. 

Wir  wollen  bei  ihrer  Besprechung  zuerst  die  allgemeinen 
Grundzüge  betrachten  und  erst  dann  zu  der  besonderen  Gestaltung 
des  weiblichen  Dienstes  übergehen. 

Die  Reform  stellt  sich,  der  vorgezeichneten  Aufgabe  voll- 
kommen entsprechend,  als  eine  Anpassung  der  für  die  Regelung 
der  Staatsbeamtenstellung  maßgebenden  Gesichtspunkte  an  die 
eigenartigen  Verhältnisse  der  Landpost  unter  weitgehender  Be- 
rücksichtigung der  Wünsche  von  Seiten  der  Bediensteten  dar. 
Vor  allem  wurde  eine  Einteilung  der  Ämter  in  3 Klassen  nach 
Maßgabe  eines  Arbeitseinheitenschemas  vorgenommen,  ln  die 
dritte  Klasse  fallen  die  Ämter,  deren  Geschäftsumfang  eine  volle 
Arbeitskraft  nicht  erfordert.  Für  diese  bleibt  ebenso  wie  für  den 

Postbeförderungsdienst  das  alte  Vertragssystem  bestehen.  Die 

•• 

Postmeister  bei  den  Ämtern  I.  und  II.  Klasse  dagegen  treten 
„durch  Ernennung  mittels  Dekretes  in  ein  dauerndes  Dienst- 
verhältnis zur  Post-  und  Telegraphenanstalt,  wodurch  sie  Beamte 
dieser  Anstalt  mit  besonderen  Vorzügen  und  Berechtigungen 
werden“.  (Einleitung  zu  der  Verordnung  vom  19.  Mai  19<X), 
R.  G.  Bl.  Nr.  87.) 

Man  hat  also  auch  jetzt  nicht  an  die  Einreihung  in 
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das  System  der  Rangsklassen  gedaelit,  die  Grundlage  der 
Anstellung  bleibt  privatrechtlicb.  Abgesehen  davon  findet 

eine  starke  Annäherung  an  das  Dienstverhältnis  der  Staats- 
beamten statt.  Die  Standesptlichten,  die  allgemeine  Treue- 
und  Gehorsamspflicht  gegenüber  dem  Staate,  werden  darauf 
übertragen.  Die  Auffassung  als  Konzession  verschwindet, 
mit  ihr  das  Recht  auf  das  verliehene  Amt.  An  deren  Stelle 
tritt  die  unbeschränkte  Dienstpflicht,  welche  eine  Neben- 
beschäftigung von  der  Genehmigung  durch  die  Vorgesetzte 
Behörde  abhängig  macht  und  sich  auf  den  ganzen  Bereich  des 
Staatsgebietes  erstreckt.  Allerdings  zeigt  sich  noch  als  Rudiment 
der  festen  Verbindung  mit  dem  Amt  ein  Rekursrecht  gegen  die 
Versetzung  mit  aufschiebender  Wirkung.  Zu  dem  ist  die  Über- 
tragung der  alten  Sachleistungspflichten  an  die  Postmeister  bei- 
behalten worden,  weil  sich  die  unmittelbare  Aufnahme  der 
Amt8räumlichkeiten  durch  den  Staat  bei  der  Unmöglichkeit 
einer  vollständigen  Ausnützung  derselben  und  einer  genaueren 
Kenntnis  der  Ortsverhältnisse  dringend  widerriet.  Nur  erfuhr 
das  bezügliche  Entgelt  eine  beträchtliche  Erhöhung,  wobei  der 
Preisverschiedenheit  der  Direktionsbezirke  Rechnung  getragen 
wurde.  Die  allgemeinen  Dienstpflichten  haben  eine  schärfere 
Formulierung  erfahren,  indem  die  entsprechenden  Bestimmungen 
der  für  die  Staatspostbeamten  geltenden  Dienstordnung  und 
des  Amtsunterrichtes  für  die  Postamtsverwalter  ausdrücklich 
übertragen  wurden.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Disziplinarrecht 
und  der  Ersatzpflicht. 

Unter  den  Rechten  der  Postmeister  wurde  der  Anspruch 
auf  Titel  und  Uniform,  der  einen  wichtigen  Punkt  unter  den 
Forderungen  auf  Hebung  der  sozialen  Stellung  ihres  Standes 
bildete,  in  Annäherung  an  ihre  Wünsche  geregelt. 

Auch  ihre  Bezüge  erfuhren  eine  gründliche  Umgestaltung.  Die 
Entlohnung  für  die  persönliche  Dienstleistung,  die  Besoldung,  tritt 
in  den  Vordergrund  und  gewinnt  schon  den  ( Charakter  des  standes- 
gemäßen Unterhaltes.  Sie  ist,  losgelöst  von  der  Entwicklung  des 
verwalteten  Amtes,  mit  bestimmten  Sätzen  festgesetzt.  Als  Ent- 
gelt für  besondere  Dienstleistungen  finden  sich  Nachtdienst- 
gebühren und  Fahrtbegleitungspauschalien,  als  Entschädigung 
für  den  Dienstaufwand  die  Amtspauschalien,  Manipulations- 
beihilfen, Dienerpauschalien  und  Botenlöhne.  Die  Verpflichtung 
zur  Bestreitung  der  Substitutionskosten  im  Krankheitsfalle  ist 
aufgehoben;  auch  zur  Herstellung  der  angegriffenen  Gesundheit 
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oder  zur  Besorgung  dringender  Familienangelegenheiten  können 
Urlaube  bis  zu  4 Wochen  unter  Fortbezug  des  Diensteinkommens 
bewilligt  werden.  Bezüglich  der  Altersversorgung  verbleibt  es 
bei  dem  obligatorischen  Beitritt  zum  Pensionsverein,  dessen  Um- 
wandlung in  einen  staatlichen  Fond  ja  bevorsteht.  Die  Be- 
günstigungen bei  der  Übernahme  in  den  Staatspostdienst  bleiben 
bestehen. 

Der  Verleihung  des  Beamtencharakters  entspricht  eine 
Erhöhung  der  Anforderungen  an  die  Vorbildung.  Vorbedingung 
für  die  Ernennung  zum  Postmeister  II.  Klasse  wird  — gemäß 
einem  alten  Wunsche  der  Bediensteten  — die  Ablegung  der 
Expeditorenprüfung,  Vorbedingung  für  die  Ernennung  ztnn 
Postmeister  I.  Klasse  die  Absolvierung  der  Postmeisterprüfung, 
welche  der  Aratsleiterprüfung  der  Postoffiziale  entspricht.  Als 
Schulbildung  wird  von  den  Expeditoren  der  erfolgreiche  Besuch 
von  4 .Jahrgängen  einer  Mittelschule  gefordert.  Die  Bürgerschule 
genügt  nicht  mehr.  Im  übrigen  bleiben  die  Voraussetzungen  der 
Anstellung  unverändert.  Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses 
erfolgt  wie  bei  den  Staatsbeamten  durch  Tod,  Dienstesaus tritt, 
Versetzung  in  den  Ruhestand  oder  strafweise  Entlassung. 

Unter  den  Forderungen  der  Postmeister  befand  sich  auch 
die  auf  Beseitigung  ihrer  Haftpflicht  für  das  Verschulden  ihrer 
Hilfsorgane  und  des  manuellen  Personals.  Beide  Wünsche  sind 
nicht  in  Erfüllung  gegangen.  Bezüglich  der  Dienerschaft  hat. 
man  aus  denselben  Gründen,  aus  denen  man  von  der  staatlichen 
Beistellung  des  Amtslokales  absah,  sich  von  vornherein  ableh- 
nend verhalten.  Bezüglich  der  Expeditoren  aber  ist  man  gewillt, 
dem  unerquicklichen  Zustande  einer  privatrechtlichen  Abhängig- 
keit staatlichen'  Funktionäre  von  anderen  Funktionären  ein  Ende 
zu  bereiten  und  sie  mit  einer  derjenigen  der  Postmeister  analogen 
Stellung  unter  Einführung  einer  Pensionsberechtigung  in  den 
Staatsdienst  zu  übernehmen. 

Aus  der  rechtlichen  Loslösung  der  Postmeister  von  ihrem 
Amte  ergab  sich  die  Notwendigkeit  einer  Organisation  des 
Personal körpers.  Für  den  Bezirk  jeder  Direktion  sind  die  Post- 
meister in  einen  Status  zusammengefaßt,  der  in  2 Klassen  zer- 
fällt. Die  Zahl  der  Stellen  in  jeder  Statusklass:*  entspricht  der 
Zahl  der  Ämter  in  den  beiden  obersten  Klassen.  Die  Beförde- 
rung aus  der  einen  Klasse  in  die  andere  erfolgt  durch  Ernennung. 
Innerhalb  der  beiden  Klassen  gibt  es  verschiedene  Gehaltsstufen, 
in  welche  der  Postmeister  nach  dem  Dienstalter  vorriiekt.  Der 
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Zeitpunkt  der  Vorrückung  richtet  sich  nach  der  Erledigung  d«*r 
Stellen.  Man  hat  das  System  der  Gradual  Vorrückung  gewählt, 
weil  dieses  infolge  der  besonderen  Verhältnisse  im  Landpost- 
dienste gegenwärtig  eine  günstigere  Gestaltung  der  Beförderungs- 
aussichten verspricht  als  die  Quinquennalvorrückung.  Da  sie 
aber  im  Disziplinarwege  abgesprochen  werden  kann,  hat  sie 
trotzdem  bei  den  Bediensteten  wenig  Anklang  gefunden.  Um 
eine  weitere  Gehaltsaufbesserung  zu  ermöglichen,  wurden  dann 
noch  Dienstalters-(Quinquennal-)Zu!agen  eingeführt,  auf  welche 
mit  der  Erreichung  der  höchsten  Gehaltsstufe  in  jeder  Klasse 
ein  Rechtsanspruch  erwächst.  Ihre  Zahl  ist  für  die  II.  Klasse 
gröber  als  für  die  I.,  mit  Rücksicht  auf  diejenigen,  die  sich  der 
Voraussetzung  für  die  Beförderung  in  die  I.  Klasse,  der  Post- 
meisterprüfung, nicht  unterziehen  können  oder  wollen. 

Wenn  die  staatliche  Anstellung  der  Expeditoren  durch- 
geführt wird,  dann  soll  ein«*  analoge  Organisation  auch  für  sie 
g«*schaffen  werden.  Der  erste  Schritt  dazu  ist  bereits  mit  der 
Verordnung  vom  22.  Januar  1901  g«*schehen,  welche  die  Auf- 
st«*llung  eines  Expeditorenstatus  für  jeden  Dir«*ktionsbezirk  an- 
ordnet. Heute  beginnt  für  den  Kxpeditor  ein  ger«*geltes  Avan- 
cement erst  mit  der  Ernennung  zum  Postmeister  II.  Klasse. 

Dies  die  Grundzüge  d«*r  R«*form.  Ihre  Aufnahme  in  den 
Kreis«*n  der  Bediensteten  entsprach  d«*n  Verbesserungen  nicht, 
die  sie  für  ihre  Dienst-  und  Bezugsverhältniss«*  mit  sich  brachte. 
Die  lange  Verzögerung  ihr«*r  Durchführung  hatte  einerseits 
Mißtrauen  in  ihren  Kreisen  gew«*ckt,  andererseits  das  Maß  ihrer 
Forderungen  immer  mehr  gesteigert.  So  kam  es,  daß  sie  für 
viele  B«*stimmungen,  die  auf  den  ersten  Blick  ungünstig  zu  sein 
schienen,  ab«*r  gerade  in  ihrem  Int«*resse  getroffen  waren,  kein 
Verständnis  hatten,  und  dann  daß  naturg«*mäß  ein  Teil  ihrer 
Ford«‘rung«*n  unerfüllt  bli«*b.  Es  ist  nun  <*ine  alte  Erfahrung 
bei  jedem  größeren  Reformwerk,  daß  ein  T«*il  der  Personen,  auf 
welche  es  sich  erstreckt,  dabei  benachteiligt  wird  und  sein«*m 
Unwillen  darüber  in  lauten  B«*schwerden  Luft  macht,  während 
die  and«*rn,  welche  eine  Besserung  ihr«*r  Verhältnisse  erfahren 
hab«*n,  sich  still  und  ruhig  verhalten.  Auch  der  Landpostreform 
wird  heute  von  Seit«*n  der  Bediensteten  Lob  und  Anerk«*nnung 
nur  in  geringem  Ausmaße  zuteil.  In  den  verschiedenen  B«*rufs- 
organisationen  dagegen  erhebt  sich  eine  heftige  Sprache,  und 
Angriffe  gegen  eine  Reihe  von  Einzelheiten  werden  stürmisch 
erhoben.  Diese  haben  die  Vereinspräsidenten  dann  in  einem 
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Memorandum  an  das  Ministerium  zusammengefaßt.  Um  die 
Stimmung  zu  beleuchten,  aus  welcher  dasselbe  hervorgegangen 
ist,  sei  seine  Einleitung  — es  liegt  allerdings  hierbei  nur  der 
gedruckte  Entwurf  zugrunde,  der  einigt?  Abänderungen  erfahren 
hat  — wiedergegeben. 


„Hohes  k.  k.  Handelsministerium! 

„Überzeugt  von  der  Unzulänglichkeit  der  bisher  getroffenen 
Neubestimmungen,  gedrängt  von  der  immer  heftiger  und  scharfer 
in  den  Versammlungen  zum  Ausdrucke  gebrachten  Unzufrieden- 
heit in  unseren  Berufskreisen,  enttäuscht  in  unseren  begründeten 
Hoffnungen,  verkürzt  in  unseren  berechtigten  Erwartungen, 
treten  wir  Präsidenten  der  einzelnen  Kronlandspostmeister-  und 
Expeditorenvereine  als  berechtigte  Vertreter  des  Gesamtstandes 
der  sogenannten  Landpostbediensteten  abermals  vor  unsere  oberste 
Zentralbehörde,  um  im  wohlverstandenen  Vorteile  der  Anstalt 
und  des  Dienstes  einerseits,  wie  auch  nicht  minder  im  wohl- 
erwogenen Interesse  aller  Bediensteten  andererseits,  — gestützt 
auf  die  vielen  günstigen  Verheißungen,  erfolgreichen  Verspre- 
chungen in  früheren  Jahren  und  auf  die  zweckdienlich  binden- 
dem Zusagen  unseres  obersten  Herrn  Chefs  der  Verbesserungs- 
fähigkeit  der  gegenwärtig  gütigen  Neubestimmungen  — auf  die 
aus  der  allgemeinen  Unzufriedenheit  resultierendem  destruktiven, 
gefährlichen  Strömungen  in  unseren  Kreisen  die  Aufmerksam- 
keit  zu  lenken  und  dem  Landpostbediensteten  endlich  eine  ihrer 
Bedemtung,  Arbeitsleistung  und  Verantwortung  entsprechemde 
soziale  und  wirtschaftliche  Stellung,  nach  so  langem  Darben  und 
opfervollen  Zuwarten  zu  beschaffen.“ 

Es  kann  natürlich  in  diesem  Zusammenhänge  auf  eine 
Besprechung  der  einzelnen  Punkte  nicht  eingegangen  werden. 
Im  allgemeinen  läßt  sich  sagen,  die  vorgebrachten  Klagen  wider- 
sprechen zum  Teil  den  Tatsachen,  über  die  vielleicht  nicht  hin- 
längliche Klarheit  herrscht,  zum  Teil  beziehen  sie  sich  auf 
Bestimmungen,  welche  aus  sachlichen  Gründen  eine  Änderung 
nicht  zulassen.  Andere  wieder  wenden  sich  an  die  falsche  Adresse 
und  verlangen  Verfügungen,  zu  denen  dem  Ministerium  die 
Zuständigkeit  fehlt,  bei  einem  Teile  handelt  es  sich  um  Reformen, 
deren  Durchführung  beschlossene  Sache  ist.  Bei  manchen  der 
ausgesprochenen  Wünsche,  besonders  hinsichtlich  einer  noch 
weiter  gehenden  Erhöhung  der  Bezüge,  hindert  die  Kostenfrage 
die  Erfüllung.  Da  das  Memorandum  nach  ausdrücklicher  Be- 
tonung die  Wünsche  und  Forderungen  der  Landpostbediensteten 
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zusammen  faßt  und  diese,  soweit  sie  überhaupt  erfüllbar  wären, 
sicli  nur  auf  untergeordnete  Punkte  beziehen,  liefert  es  geradezu 
einen  Beweis  dafür,  daß  die  Reform  den  wichtigsten  Bedürfnissen 
der  Bediensteten  durchaus  gerecht  geworden  ist. 

Immerhin  kann  man  die  Reform  noch  nicht  als  den  Schluß- 
stein in  der  Ausgestaltung  des  Landpostwesens  bezeichnen.  Die 
Entwicklung  drängt  unverkennbar  dahin,  den  Dualismus  in  der 
Gestaltung  des  Postdienstes  vollständig  zu  beseitigen.  Die  trei- 
bende Kraft  ist  dabei  die  steigende  Verdichtung  des  Verkehres. 
Die  Annäherung  der  Stellung  der  Landpostbediensteten  an  die- 
jenige der  Staatspostbeamten  wird  durch  eine  gänzliche  Anglei- 
chung abgelöst  werden.  Ein  deutliches  Anzeichen  dafür  liegt 
schon  heute  in  der  Spaltung  der  nichtärarischen  Anstalten  in 
eine  Gruppe  von  größeren  durch  dauernd  angestellte  Berufs- 
beamte verwalteten  und  eine  Gruppe  von  kleineren,  bei  welchen 
der  Dienst  durch  Privatpersonen  im  Nebenberuf  versehen  wird. 
Soweit  die  letzteren,  die  Ämter  III.  Klasse,  entwicklungsfähig 
sind,  werden  sie  allmählich  in  die  I.  und  II.  Klasse  aufsteigen. 
Diesem  Ergebnis  wird  auch  durch  die  Reform  damit  Rechnung 
getragen,  daß  die  größeren  Ämter  der  III.  Klasse  den  Expedi- 
toren, also  berufsmäßig  ausgebildeten  Organen,  Vorbehalten  sind. 
Die  kleineren  dagegen  werden  allmählich  verschwinden  und  den 
Postablagen  Platz  machen.  Das  sind  Hilfsstellen,  bei  denen 
Private  den  Wertzeichenverschleiß  und  die  Entgegennahme,  sowie 
Ausgabe  der  einfacheren  Postsendungen  besorgen,  und  die  durch 
ein  System  von  Landbriefträgergängen  mit  einem  Postamte  in 
Verbindung  stehen.  Auch  dieser  Prozeß  wird  durch  das  Handels- 
ministerium absichtlich  gefördert.  Vergleiche  die  bezügliche  Ver- 
ordnung vom  29.  März  1900,  P.  u.  T.  V.  B.  Nr.  95.  Haben  sich 
die  Verhältnisse  in  dem  angegebenen  Sinne  genügend  ausgereift, 
dann  ist  der  Zeitpunkt  für  die  vollständige  Übernahme  des  Post- 
betriebes in  die  unmittelbare  Staatsverwaltung  gekommen,  und 
wir  erreichen  dann  auch  in  ( Österreich  den  Zustand,  der  in  dem 
Bereiche  der  deutschen  Reichspost  schon  längst  eingetreten  ist. 

Alles  in  allem  genommen,  bedeutet  die  Reform  einen  wich- 
tigen Schritt  in  der  Entwicklung  des  österreichischen  Landpost- 
wesens. Sie  schließt  sich  in  durchaus  zweckentsprechender  Weise 
den  umgestalteten  Bedingungen  des  Dienstverhältnisses  an  und 
schafft  für  längere  Zeit  hinaus  eine  brauchbare  Grundlage  für 
seine  weitere  Ausgestaltung.  Dies  günstige  Urteil  über  die  Post- 
verwaltung in  Bezug  auf  die  Erfüllung  ihrer  Aufgabe  erleidet 


Digitized  by  Google 


56 


I)io  nichtararischen  Postanstnlten. 


nur  insofern  eine  Einschränkung,  als  das  Inslebentreten  der 
Reform  mit  Rücksicht  auf  die  bedrängte  Lage  der  Bediensteten 
zweifellos  verspätet  war.  Zum  mindesten  hätte  man  es  vermei- 
den müssen,  durch  vorzeitige  Versprechungen  und  die  immer 
wiederholte  Verzögerung  ihrer  Verwirklichung  eine  nur  zu  er- 
klärliche Verbitterung  in  den  Kreisen  der  Landpostorgane  her- 
vorzurufen, für  welche  das  oben  angeführte  Memorandum  ein 
beredtes  Zeugnis  abgibt. 

Wir  verabschieden  uns  jetzt  endgiltig  von  der  Geschichte 
des  Landpostwesens  und  seiner  Bediensteten,  deren  Darstellung 
wir  nur  deswegen  einen  so  breiten  Raum  widmen  mußten,  um 
Verständnis  für  die  Verhältnisse  des  weiblichen  Dienstes  zu 
gewinnen. 

Bezüglich  des  Rechtsverhältnisses  der  weiblichen  Bedien- 
steten hat  die  Reform  an  der  Gleichstellung  beider  Geschlechter 
grundsätzlich  festgehalten.  Dies  gilt  von  allen  drei  Kategorieen: 
den  Postmeistern,  Postexpedienten  und  Expeditoren.  Als  Post- 
meisterinnen treten  auch  die  Frauen  durch  Ernennung  mittels 
Dekretes  in  ein  dauerndes  Dienstverhältnis  zur  Post-  und  Tele- 
graphenanstalt und  werden  dadurch  Beamte  dieser  Anstalt.  In 
Bezug  auf  die  Standespflichten,  die  Dienstes-  und  Sachleistungs- 
obliegenheiten, sowie  die  Disziplinarstellung  und  Ersatzpflicht 
gibt  es  keinen  Unterschied  zwischen  den  Geschlechtern. 

Eine  Abweichung  aber  erfuhr  die  Behandlung  der  Verehe- 
lichung. Mit  Rücksicht  auf  die  Bedeutung  des  Dienstgeheim- 
nisses im  Bereiche  der  Post  und  Telegraphenanstalt  wurde  die 
Verheiratung  als  Ausschließungs-,  bezw.  Auflösungsgrund  fest- 
gestellt. Aber  dabei  ist  doch  eine  Konzession  an  die  gegebene 
Entwicklung  gemacht  worden.  Die  Direktionen  sind  nämlich 
ermächtigt,  den  Postmeisterinnen  auch  noch  nach  erfolgter  Ver- 
ehelichung das  Verbleiben  im  Dienste  zu  gestatten.  Allerdings 
nicht  ohne  Kautel.  Sie  werden  durch  den  § 22  der  Normal- 
bestimmungen über  die  Dienst-  und  Bezugsverhältnisse  der  Post- 
meister „verpflichtet,  vor  ihrer  Verehelichung  eine  gerichtlich 
oder  notariell  beglaubigte  Erklärung  ihres  Bräutigams  darüber 
vorzulegen,  daß  derselbe  von  dem  Inhalte  der  Normalbestimmun- 
gen (über  die  Dienst-  und  Bezugsverhältnisse  der  Postmeister) 
Kenntnis  genommen  habe  und  sohin  einverstanden  sei,  daß  seine 
künftige  Gattin  ihr  Dienstverhältnis  unter  den  Normen,  welche 
in  den  Normalbestimmungen  oder  den  eventuell  an  deren  Stelle 
tretenden  Vorschriften  festgesetzt  sind,  fortsetze“.  Unter  der 
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gleichen  Bedingung  ist  sogar  die  Neubegründung  eines  Dienst- 
verhältnisses mit  verheirateten  Kxpeditorinnen  für  zulässig  er- 
klärt. Diese  Bestimmung  ist  erforderlich  mit  Rücksicht  aut'  das 
österreichische  Privatrecht.  Nach  § 92  des  a.  b.  G.  B.  ist  die 
Gattin  „verbunden,  dem  Manne  in  seinen  Wohnsitz  zu  folgen, 
in  der  Haushaltung  und  Erwerbung  nach  Kräften 
beizustehen,  und  soweit  es  die  häusliche  Ordnung  erfordert, 
die  von  ihm  getroffenen  Maßregeln  sowohl  selbst  zu  befolgen 
als  befolgen  zu  machen“.  Nach  Art.  7 des  H.  G.  B.  kann  „eine 
Ehefrau  ohne  Einwilligung  ihres  Mannes  nicht  Handelsfrau  sein“. 

Durch  die  geforderte  Erklärung  des  Ehemannes  werden  diese 
Rechtsfolgen  der  Ehe  vermieden. 

Das  Auskunftsmittel  scheint  auf  den  ersten  Blick  eine  viel- 
versprechende Bedeutung  zu  besitzen.  Beseitigt  man  auf  die 
angegebene  Weise  die  Gefahren,  welche  die  ehelichen  Verpflich- 
tungen für  die  dienstliche  Verwendung  im  Gefolge  haben,  so 
wäre  damit  allgemein  die  Heranziehung  von  verheirateten  Frauen 
zum  Staatsdienste  ermöglicht.  Allein  der  Schwerpunkt  unserer 
Bestimmung  liegt  nicht  auf  der  Zulassung  zum  Dienste  über- 
haupt, sodern  zum  Dienste  bei  den  nichtärarischen  Postämtern. 
Denn  hier  obwalten  ganz  besondere  Verhältnisse,  die  eine  Über- 
tragung auf  anders  geartete  Zustände  nicht  gestatten.  Der  räum- 
liche Zusammenhang  zwischen  Kanzlei  und  Privatwohnung  erlaubt 
in  Ausnahmsfällen  ein  Nebeneinander  von  dienstlicher  und  häus- 
licher Tätigkeit.  Noch  besteht  ferner  eine  starke  Verbindung 
zwischen  Person  und  Amt,  man  vergleiche  das  oben  erwähnte 
Rekursrecht  gegen  Versetzungen.  Aber  damit  kommen  wir  auch 
schon  auf  den  wunden  Punkt.  Wie  steht  es,  wenn  die  Versetzung 
unvermeidlich  wird V Soll  der  Mann  der  Frau  auf  den  neuen 
Dienstort  folgen?  Soll  eine  tatsächliche  Trennung  der  Ehe 
eintreten?  Und  wenn  nun  gar  beide  Gatten  im  Dienste  stehen? 
Es  ist  klar,  daß  die  notwendige  Rücksichtnahme  auf  «las  Tflie- 
band  die  Freiheit  bei  der  Berufung  auf  einen  bestimmten  Dienst- 
posten fast  gänzlich  aufhebt.  Das  bedeutet  aber  einen  krassen 
Widerspruch  mit  der  räumlich  unbeschränkten  Dienstpflicht  für 
den  ganzen  Bereich  des  Staatsgebietes. 

Sehen  wir  uns  übrigens  den  rechtlichen  Charakter  der  ge- 
forderten Erklärung  etwas  näher  an,  so  finden  wir,  daß  es  sich 
um  eine  private  Vereinbarung  über  die  rechtlichen  Wirkungen 
der  Ehe  handelt.  Solche  Vereinbarungen  sind  aber  nur  bezüglich 
des  ehelichen  Güterrechtes  möglich,  die  personen  recht  liehen 
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Bestimmungen  des  Institutes  sind  durchweg  zwingender  Natur 
und  unterliegen  keinerlei  Privatdisposition.  Nun  bestimmt  aber 

der  oben  citierte  § 92:  „Die  Gattin ist  verbunden,  dem 

Manne  in  seinen  Wohnsitz  zu  folgen  . . . Dem  gegenüber  ent- 
halten die  Normalbestimmungen  die  Vorschrift,  daß  die  Post- 
meister, ohne  Unterschied,  ob  Mann  oder  Frau,  ob  ledig  oder 
verheiratet,  „zu  einem  anderen  Postamte  I.  oder  II.  Klasse  ihres 
bisherigen  oder  eines  anderen  Direktionsbezirkes  versetzt  wer- 
den“ können.  Diese  Bestimmung  widerspricht  dem  § 92,  sie 
kann  also  auch  durch  Willensübereinstimmung  der  Beteiligten 
keine  rechtliche  Wirksamkeit  erlangen,  es  ist  ebenso  gut,  als 
ob  eine  solche  nicht  stattgefunden  hätte. 

Heute,  am  Beginn  der  neuen  Ara  des  Landpostwesens,  ist 
die  Zahl  der  verheirateten  Postmeisterinnen  ziemlich  beträcht- 
lich. Dabei  handelt  es  sich  natürlich  zumeist  um  solche,  die 
schon  bei  der  Ernennung  zu  Beamten  verehelicht  waren.  Die 
Gestaltung  der  Zukunft  hängt  davon  ab,  in  welchem  Maße  die 
Direktionen  bei  Neuernennungen  von  ihrem  Rechte  Gebrauch 
machen.  Bewegt  sich  die  Entwicklung  des  Landpostwesens  wirklich 
in  der  oben  angedeuteten  Richtung  einer  gänzlichen  Übernahme 
in  den  unmittelbaren  Staatsbetrieb,  dann  müssen  die  Rudimente 
der  älteren  Gestaltung  allmählich  verschwinden,  und  unter  ihnen 
die  Verbindung  von  Amtslokal  und  Privatwohnung.  Wie  soll  es 
der  Ehefrau  aber  dann  noch  möglich  sein,  ihren  häuslichen  Auf- 
gaben nachzukommen,  ohne  ihre  dienstlichen  Obliegenheiten  zu 
versäumen?  Es  scheint  also,  daß  die  Beschränkung  der  Ehefrau 
durch  die  Reform  nur  den  ersten  Schritt  zu  ihrer  gänzlichen 
Ausschließung  bedeutet. 

Abgesehen  von  der  Verehelichungsfrage  findet  sich  ein 
Unterschied  in  den  Anstellungsbedingungen  beider  Geschlechter 
auch  in  Bezug  auf  die  Anforderungen  an  die  Vorbildung.  Diese, 
sind  weniger  streng  für  die  weiblichen  Organe;  es  genügt  die 
Absolvierung  der  Bürgerschule  oder  einer  höheren  weiblichen 
Bildungsanstalt.  Interessant  ist  noch  die  Regelung  der  Unifor- 
mierung. Den  Postmeisterinnen  wird  nämlich  die  Berechtigung 
zum  Tragen  einer  Uniformblouse  im  inneren  Amtsdienste  ver- 
liehen. Wir  können  vorweg  nehmen,  daß  sie  die  einzige  Gruppe 
von  weiblichen  Staatsbediensteten  sind,  denen  auch  ein  äußeres 
Symbol  ihres  Standes  zusteht. 

Die  dienstliche  Stellung  der  Expe  ditorinnen  hat  bisher 
eine  Neuregelung  noch  nicht  erfahren.  Sie  stehen  in  privatem 
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Rechtsverhältnis  zu  den  Inhabern.  Bezüglich  der  Expedien- 
t innen  ist  es  bei  dem  alten  Vertragssystem  geblieben.  Nur  hat 
man  in  der  Verehelichungsfragc  den  gleichen  Weg  wie  bei  den 
Postmeisterinnen  eingoschlagen.  Im  Wesen  ihrer  Stellung  ist  diese 
Maßnahme  nicht  begründet,  sie  sind  keine  Beamten.  Höchstens 
käme  die  Gefahr  der  Verletzung  des  Dienstgeheimnisses  in  Betracht. 
Aber  sie  ist  unter  den  neuen  Verhältnissen  nicht  größer  geworden, 
als  sie  früher  war,  und  früher  hat  sie  zu  ernsten  Klagen  keinen 
Anlaß  gegeben.  Es  müssen  also  besondere  Gründe  vorgewaltet 
haben.  Davon  später! 

Auch  in  organisatorischer  Beziehung  hielt  man  an  der 
Gleichstellung  fest.  Man  nimmt  beide  Geschlechter  unterschiedslos 
sowohl  in  den  Postmeister-,  als  in  den  Expeditorenstatus  auf  und 
unterwirft  sie  damit  den  gleichen  Beförderungsgrundsätzen. 
Indes  nur  mit  einer  einschneidenden  Beschränkung.  Die  bisherige 
Entwicklung  hatte,  wie  wir  das  oben  des  näheren  gesehen  haben, 
zu  einem  fast  allgemeinen,  tatsächlichen  Ausschluß  der  Frauen 
von  den  größeren  Ämtern  geführt.  Mit  Rücksicht  darauf  schloß 
man  die  Postmeisterinnen  von  der  Beförderung  in  die  I.  Status- 
klasse aus.  Bei  den  Ämtern  der  I.  Klasse  sind  nämlich  2 bis 
5 Expeditoren,  möglicherweise  alle  männlichen  Geschlechtes,  und 
ebensoviel  oder  mehr  Diener  in  Verwendung.  Man  nimmt  nach 
der  bisherigen  Erfahrung  an,  daß  die  Autorität  der  Frauen  zur 
Leitung  eines  so  großen  Personales  nicht  ausreicht.  Nur  die 
Postmeisterinnen,  welche  bereits  ein  Amt  der  I.  Klasse  beklei- 
deten, wurden  nach  dem  Grundsätze,  daß  wohlerworbene  An- 
sprüche nicht  verletzt  werden  sollten,  dabei  belassen.  Diese 
Gruppe  steht  aber  auf  dem  Aussterbeetat. 

Wie  gestaltet  sich  unter  diesen  Verhältnissen  die  dienstliche 
Laufbahn  der  weiblichen  Landpostorgane  V Da  die  I.  Klasse  des 
Postmeisterstatus  für  sic  verschlossen  ist,  müßte  man  zunächst 
annehmen,  daß  sie  auf  eine  Rangsstufe  weniger  zu  rechnen  haben 
wie  ihre  männlichen  Kollegen.  Sie  würden  danach  als  Expodi- 
torinnen beginnen  und  dann  zu  Postmeisterinnen  II.  Klasse  er- 
nannt werden,  ohne  einmal  an  leitende  Stellen  gelangt,  ein 
weiteres  Avancement  vor  sich  zu  sehen.  Die  Reform  hat  aber 
eine  andere  Regelung  im  Auge.  Die  Ämter  der  III.  Klasse, 
welche  nach  dem  alten  Vertragssystem  an  Expedienten  verliehen 
werden,  zerfallen  in  6 Stufen,  deren  9 oberste  — wie  wir  schon 
an  früherer  Stelle  angedeutet  haben  — die  Arbeitskraft  des 
Inhabers  doch  schon  mit  einiger  Vollständigkeit  in  Anspruch 
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nehmen.  Trotzdem  schien  ihr  Geschäftsumfang  dem  Ministerium 
zu  klein,  um  sie  in  den  Kreis  der  dauernd  von  Berufsbeamten 
zu  versehenden  Ämter  aufzunehmen.  Man  begnügte  sich  damit, 
bei  Ausschreibung  derselben  den  Expeditoren  den  unbedingten 
Vorzug  vor  allen  Mitbewerbern  einzuräumen.  Es  wird  nämlich 
darauf  gerechnet,  daß  die  weiblichen  mit  ihren  geringeren  mate- 
riellen Ansprüchen  sich  vorzugsweise  bewerben  und  so  die 
gebotene  Gelegenheit  zu  früherer  Verselbständigung  benützen. 
Die  Dienstlaufbahn  der  weiblichen  Landpostorgane  soll  also  fol- 
gende Gestalt  annehmen:  Zuerst  Dienst  als  Hilfsorgan,  dann 

Übernahme  eines  größeren  Amtes  der  III.  Klasse,  endlich  Er- 
nennung zur  Postmeisterin  II.  Klasse.  Bei  den  Männern  dagegen 
erfolgt  in  der  Regel  der  sofortige  Übergang  vom  Expeditoren- 
zum  Postmeisterstatus.  So  ist  also  für  beide  Geschlechter  eine 
parallele  Gestaltung  der  Beförderung  in  Aussicht  genommen,  die 
erste  Zeit  als  Untergebene,  die  Folgezeit  als  Vorgesetzte  in 
2 Abstufungen.  Jetzt  wird  es  auch  verständlich,  warum  die 
Kautel  in  Bezug  auf  die  Verehelichung  auf  die  weiblichen 
Expedienten  übertragen  wurde. 

Wie  soll  man  den  Weg,  auf  welchem  die  Differenzierung 
in  der  Beförderung  beider  Geschlechter  erreicht  wurde,  beur- 
teilen ? 

Wenn  die  Staatsanstellung  der  Expeditoren  durchgeführt 
ist,  dann  bleibt  auch  bei  den  Frauen  der  Beamtentypus  von 
Anfang  an  die  Grundlage  der  Rechtsstellung.  Denn  mit  der 
Übertragung  eines  Amtes  der  III.  Klasse  scheiden  sie  aus  dem 
Expeditorenstatus  nicht  aus.  Diese  beeinflußt  nur  die  Gestaltung 
des  Entgeltes.  Nebenwirkungen  ungünstiger  Art  sind  aber  die  Ver- 
pflichtung zur  Tragung  der  Substitutionskosten  in  Krankheitsfällen 
und  eine  ungünstigere  Behandlung  in  Bezug  auf  die  Urlaubs- 
bewilligung. 

Viel  einschneidender  sind  die  Wirkungen  in  Hinsicht  auf 
die  Beförderung.  Was  zunächst  die  Erlangung  der  höheren  Rangs- 
stufen betrifft,  so  muß  sich  die  Expeditorin  um  ein  Amt  der 
III.  Klasse  bewerben.  Hierin  liegt  keine  Benachteiligung  gegen- 
über den  Männern,  da  auch  der  unmittelbaren  Ernennung  zum 
Postmeister  II.  Klasse  eine  derartige  Bewerbung  vorausgehen 
muß.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Übergang  in  den  Postmeister- 
status einerseits,  in  die  1.  Klasse  andererseits.  Hier  aber  sind 
die  materiellen  Bedingungen  für  die  Frauen  ungünstiger.  Denn 
während  die  Männer  mit  einiger  Sicherheit  ihre  Aussichten  auf 
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die  Ernennung  in  die  I.  Klasse  berechnen  können,  begegnen 
die  Frauen  der  Konkurrenz  von  Seiten  der  männlichen  Expe- 
ditoren, welche  den  Umweg  über  die  Ämter  der  III.  Klasse 
regelmäßig  vermeiden.  Nun  besteht  zwar  die  Vorschrift,  daß  all- 
gemein bei  den  Ernennungen  in  den  Postmeisterstatus  nach  der 
Reihung  vorzugehen  ist.  Diese  Bestimmung  kann  aber  nicht 
eingehalten  werden,  wenn  die  regelmäßige  Dienstlaufbahn  der 
Frauen  über  die  Ämter  der  III.  Klasse  führen  soll.  So  kommt 
es  also,  daß  die  Beförderung  der  weiblichen  Bediensteten  im 
Endstadium  durch  die  der  männlichen  im  Anfangsstadium 
gefährdet  wird. 

Noch  größer  sind  die  Mißstände  bei  der  Geh  altsvorrückung. 
Für  die  Dienstzeit  als  Expeditor  fehlt  derzeit  noch  die  Regelung. 
Die  Durchführung  der  Staatsanstellung  dürfte  hier  für  beide 
Geschlechter  analoge  Bedingungen  schaffen.  Wird  die  Frau  nun 
Amtsleiterin  bei  einem  Amte  der  III.  Klasse,  dann  richten  sich 
ihre  Bezüge  ausschließlich  nach  der  Entwicklung  seines  Geschäfts- 
urafanges.  Diese  kann  ebenso  leicht  ein  rasches  Aufsteigen  in 
eine  höhere  Stufe,  ja  selbst  in  eine  höhere  Klasse  zur  Folge 
haben,  als  eine  Verbesserung  überhaupt  ausschließen.  Die  Gehalts- 
erhöhung ist  also  weder  für  einen  bestimmten  Zeitpunkt  vor- 
gesehen, noch  von  der  besseren  oder  schlechteren  Dienstführung 
ahhängig.  Nicht  einmal  leicht  zu  übersehende,  eine  gewisse 
Regelmäßigkeit  verbürgende  Dienstalters-  und  Vorrückungs- 
verhältnisse in  dem  Personalkörper  sind  entscheidend.  Die  Vor- 
rückung wird  zu  einem  Spiel  des  Zufalls.  Auch  Dienstalters- 
zulagen  wie  im  Postmeisterstatus  fehlen  vollständig.  In  der 
II.  Klasse  des  Status,  welche  für  die  Frauen  den  Abschluß  ihrer 
Dienstlaufbahn  bedeutet,  gibt  es  2 Gehaltsstufen  mit  Gradual- 
vorriickung.  Daran  schließen  sich  3 Dienstaltcrszulagen.  Die 
dritte  Zulage  — im  Gegensätze  zu  den  2 Zulagen  in  der 
I.  Klasse  — wurde  mit  besonderer  Rücksicht  auf  den  Ausschluß 
der  Frauen  von  einer  weiteren  Beförderung  eingerichtet.  Besonders 
klar  treten  die  Unvollkomm enheiten  des  geschilderten  Beförde- 
rungssystemes  zutage,  wenn  man  die  bevorstehende  Staats- 
anstellung  der  Expeditoren  beiderlei  Geschlechter  in  Rücksicht 
zieht.  Es  ergibt  sich  dann  ein  sachlich  ganz  unbegründeter 
Zwiespalt  zwischen  Rechtsstellung  und  Bezugsvorrückung.  Der 
Beamtencharakter  bleibt  der  Expeditorin  während  der  Übertragung 
eines  Amtes  der  III.  Klasse  gewahrt,  ihr  Bezug  dagegen  hört 
auf,  sich  nach  bestimmten  organisatorischen  Normen  zu  richten. 
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Erst  mit  der  Übertragung  der  nächst  höheren  Stelle  treten  diese 
wieder  in  ihr  Recht. 

Es  ist  naheliegend,  daß  die  längere  Vereinigung  der  weiblichen 
Beamten  mit  einer  Gruppe  von  Nichtbeamten  auch  psychologisch 
nachteilig  wirkt.  Wie  soll  sich  unter  diesen  Umständen  das  Bewußt- 
sein von  den  besonderen  Standesaufgaben  lebendig  erhalten?  Die 
feste  Verbindung  mit  dem  Amte  bildet  geradezu  das  Gegenteil  zu 
der  dem  Wesen  des  Staatsdienstes  entsprechenden  Auffassung, 
daß  die  Dienstpflicht  örtlich  nicht  begrenzt  ist. 

Der  Versuch,  bei  Differenzierung  der  Geschlechter  im  ein- 
zelnen an  der  einheitlichen  Organisation  im  allgemeinen  fest- 
zuhaltcn,  muß  nach  alledem  als  verfehlt  bezeichnet  werden.  Er 
macht  es  notwendig,  die  Dienstlaufbahn  der  weiblichen  Organe 
über  eine  Gruppe  von  Dienstposten  zu  fuhren,  deren  Gehalts- 
verhältnisse nicht  mit  Rücksicht  auf  Berufsbeamte  geregelt  sind. 
Er  führt  zu  einer  gegenseitigen  Beeinflussung  der  Beförderung 
in  dem  Personalkörper  des  einen  Geschlechtes  durch  den  des 
anderen  Geschlechtes,  bei  den  Frauen  im  letzten,  bei  den  Männern 
im  Anfangsstadium  der  Dienstzeit.  Er  beseitigt  den  Vorteil  der 
Übersichtlichkeit,  auf  welchen  die  Aufstellung  eines  Status  vor- 
zugsweise abzielt.  Als  Folgerung  ergibt  sich  daraus  die  Not- 
wendigkeit, zu  einer  getrennten  Organisation  überzugehen,  die 
sich  sachgemäß  auch  auf  die  Dienstposten  ausdehnen  wird. 
Nimmt  man  die  größeren  Ämter  der  III.  Klasse  in  den  Kreis 
der  dauernd  von  Berufsbeamten  wahrzunehmenden  Stellen  auf. 
was  auch  in  der  Richtungslinie  der  Entwicklung  des  Land- 
postwesens im  allgemeinen  gelegen  ist,  und  behält  sie,  wie 
einen  bestimmten  Teil  der  Ämter  II.  Klasse,  den  Frauen  vor, 
dann  gelangt  man  auf  einfache  Weise  zu  einer  Regelung,  die  dem 
Bedürfnis  nach  Sonderorganisation  der  Geschlechter  entspricht. 

Wir  haben  bisher  die  Rechtsstellung  und  die  Organisation  der 
weiblichen  Landpostbediensteten  besprochen.  Wir  wenden  uns 
jetzt  zur  Betrachtung  der  praktischen  Gestaltung  des  Dienst- 
verhältnisses auf  diesen  Grundlagen.  Bei  den  einzelnen  Arbeits- 
bedingungen müssen  wir  natürlich  auf  ihre  rechtliche  Festlegung 
zurückkommen.  Voranzuschicken  ist,  daß  für  die  Geltendmachung 
der  vermögensrechtlichen  Ansprüche  der  Bediensteten  an  den 
Staat  der  Rechtsweg  offen  steht,  während  die  Forderungen  der 
Post-  und  Telegraphenanstalt,  wenn  sie  lediglich  aus  dem  Dienst- 
verhältnisse hergeleitet  werden,  im  administrativen  Wege  auszu- 
tragen sind. 
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I)cr  Dienst  bei  den  nichtärarischen  Postämtern  trägt  im 
allgemeinen  den  Charakter  des  Kleinbetriebes.  Daher  fehlt  eine 
ins  einzelne  gehende  Arbeitsteilung.  Die  Amtsleiter  wie  die 
Hilfsorgane  haben  den  ganzen  Manipulationsdienst  zu  versehen. 
Ks  handelt  sich  dabei  um  den  Verkauf  von  Wertzeichen  u.  dglM 
die  amtliche  Behandlung  der  eingelieferten  und  anlangenden 
Brief-  und  Fahrpostsendungon,  die  Abfertigung  der  Landbrief- 
träger, bei  den  größeren  Ämtern  um  den  Telegraphen-  ein- 
schließlich dos  Telephondienstes,  endlich  um  den  Post- 

sparkassendienst. Den  Amtsleitern  obliegt  darüber  hinaus  die 
Leitung  und  Überwachung  der  Tätigkeit  ihrer  Hilfsorgane.  Dazu 
gehören  die  Diener,  die  Postgehilfen  und  die  Expeditoren.  Die 
Postgehilfen  sind  auf  Rechnung  des  Inhabers  verwendete,  zu 
ihrem  Hausstände  gehörige  Personen  beiderlei  Geschlechtes.  Sie 
werden  bei  den  kleineren  Ämtern  beschäftigt,  wo  die  Haltung 
eines  Expeditors  nicht  erforderlich  ist.  Bei  den  Ämtern  der 
II.  Kl  asse  kommen  an  deren  Stelle  1-  2 Expeditoren  in  Betracht. 
Nach  der  bisherigen  Gestaltung  waren  es  zumeist  entweder  Ver- 
wandte der  Inhaberin  oder  Frauen. 

Uber  den  Grad  der  Inanspruchnahme  eines  Amtsleiters  der 
II.  Klasse  2.  Stufe,  bei  der  in  der  Regel  ein  Hilfsorgan  nicht 
vorgesehen  ist,  belehrt  uns  eine  offenbar  von  berufener  Seite 
aufgestellte  Berechnung  in  der  Zeitschrift  für  Post  und 
Telegraphie: 

„Wenn  wir  ....  in  Betracht  ziehen,  ob  das  Bezugschema 
für  die  VI.  Klasse  (heute  II.  Klasse  2.  Stufe)  ausreichend  be- 
messen ist,  so  ist  zunächst  festzustellen,  daß  es  sich  hier  um 
• • 

Ämter  mit  einer  Einheitenzahl  zwischen  12.001 — 20.000  jährlich 
handelt,  bei  denen  ein  achtstündiger  Parteienverkehr  an  Wochen- 
tagen (bei  wesentlichen  Erleichterungen  an  Feiertagen  und  noch 
weitergehenden  an  Sonntagen)  vorgeschrieben  ist.  Km  die  Sache 
noch  anschaulicher  zu  machen,  sei  konstatiert,  daß  also  bei  einem 
derartigen  Amte — wenn  bloß  die  Wochen-  und  Feiertage  gerechnet 
werden  — täglich  durchschnittlich  38  bis  maximal  64  rezepis- 
sirte  Sendungen  zu  behandeln  sind.  Auf  die  Stunde  berechnet 
kommen  also  circa  5 — 8 Sendungen,  so  daß  dem  Postmeister  zur 
Behandlung  einer  rezepissirten  Sendung  12—8  Minuten  zur 
Verfügung  stehen.  Hievon  ist  allerdings  abzuziehen  der  Zeitauf- 
wand, welche  die  Behandlung  der  eingelangten  Exhibite  — 
werden  übrigens  bei  einem  Amte  der  VI.  Klasse  nicht  allzu 
zahlreich  sein!  — die  Übernahme  und  Abfertigung  der  Expedi- 
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tionen;  die  Erstattung  der  Rechnungen  und  Eingaben;  die  Ab- 
rechnung mit  dem  Briefträger  etc.  etc.  erfordern.  Wir  möchten 
alles  das  beileibe  nicht  unterschätzen;  aber  ein  Postmeister  bei 
einem  Amte,  welches  nur  12.001  Einheiten  aufweist,  wird  sich, 
abgesehen  von  einzelnen  Stunden  oder  Tagen,  wirklich  nicht  allzu 
sehr  plagen  müssen.  Das  ändert  sich  natürlich  mit  der  zuneh- 
menden Einheitenanzahl,  und  wenn  einmal  die  Einheitenanzahl 
bis  zur  Höhe  von  fast  20.000  anzusteigen  beginnt,  wird  der 
Postmeister  im  allgemeinen  schon  emsig  bei  der  Arbeit  sein 
müssen,  um  nachzukommen  ; aber  — offen  gestanden  — wenn 
der  Mann  tüchtig  und  im  Dienste  halbwegs  erfahren  ist,  wird 
er  sich  noch  immer  nicht  überanstrengen  und  zur  Bewältigung 
der  Nebenarbeiten  (Erstattung  der  Eingaben  und  Rechnungen 
etc.  etc.)  nicht  seine  dienstfreie  Zeit  in  Anspruch  nehmen 

müssen Nun  ändert  sich  wohl  das  Bild  etwas,  wenn  bei 

derartigen  Ämtern  Expeditionen  während  der  Nachtzeit  — 
eigentlichen  Nachtdienst  dürfte  es  bei  Ämtern  der  VI.  Klasse 

nur  in  ganz  sporadischen  Fällen  geben  — Vorkommen ; 

was  die  nächtlichen  Expeditionen  anbelangt,  so  sind  hiefür  ja 
besondere  Gebühren  vorgesehen  und  der  Postmeister  wird  wohl 
nicht  immer  selbst  diese  Expeditionen  abfertigen  oder  übernehmen.“ 

Bei  den  Ämtern  der  1.  Stufe  verteilt  sich  der  etwa  doppelt 
so  umfangreiche  Manipulationsdienst  auf  den  Leiter  und  den 
Expeditor,  wobei  die  eigentliche  Verwaltungstätigkeit  dem 
ersteren,  der  größere  Teil  des  ausübenden  Dienstes  dem  letzteren 
zufällt.  Bei  den  Ämtern  der  III.  Klasse  sind  die  Obliegenheiten 
entsprechend  weniger  ausgedehnt.  Darin  liegt  eine  gewisse 
Rücksichtnahme  auf  die  Kräfte  des  weiblichen  Geschlechtes. 

Der  Nachtdienst  wird  besonders  entlohnt.  Die  Expedi- 
torinnen  sind  gewöhnlich  davon  befreit.  Wo  keine  Eisenbahn- 
oder Postverbindung  auf  die  Nachtstunden  trifft,  entfällt  er  ganz. 
An  Sonn-  und  Feiertagen  ist  auch  der  Tagdienst  reduziert. 
Die  Urlaubsverhältnisse  sind  verschieden.  Don  Postmeisterinnen 
kann  zur  Herstellung  der  angegriffenen  Gesundheit  oder  zur 
Besorgung  dringlicher  Familienangelegenheiten  Urlaub  bis4Wochen 
unter  Fortbezug  des  Diensteinkommens  gewährt  werden.  Bei 
den  Ämtern  der  III.  Klasse  dagegen  treffen  die  Inhaberin  die 
Substitutionskosten.  Boi  den  Expeditorinncn  richtet  sich  heute  alles 
noch  nach  den  getroffenen  Vereinbarungen. 

Der  Dienst  ist  mangels  weitergehender  Arbeitsteilung 
mannigfaltig.  Die  Amtsräumlichkeiten  werden  durch  den  Amts- 
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leiter  aufgenommen.  Sie  sind  natürlich  recht  verschieden.  Da  es 
sich  aber  vorwiegend  um  ländliche  Dienstorte  handelt  und  die 
enge  Verbindung  mit  der  Wohnung  die  häusliche  Fürsorge  in 
Bezug  auf  Reinlichkeit  auch  auf  sie  lenkt,  dürften  dieselben  im 
großen  und  ganzen  entsprechen.  Auf  den  familiären  Charakter 
des  Verhältnisses  zwischen  Vorgesetzten  und  Bediensteten  und 
dieser  untereinander  haben  wir  schon  oben  hingewiesen.  Die 
Expeditorinnen  leben  zumeist  in  der  Hausgemeinschaft  oder 
haben  doch  wenigstens  einen  starken  persönlichen  Rückhalt  an 
der  Frau  des  Postmeisters,  oder  wenn  dieser  weiblichen  Ge- 
schlechtes ist,  an  ihm  selbst.  Allerdings  werden  sie  auch  bei 
größeren  Ämtern  verwendet.  Dort  findet  sich  häufig  ein  Neben- 
einander von  beiden  Geschlechtern.  Nach  übereinstimmenden 
Versicherungen  der  Inspektionsorgane  und  Amtsleiter  haben  sich 
dabei  keine  Mißstände  ergeben.  Tm  Gegenteil,  häufig  macht  sich 
ein  günstiger  Einfluß  des  weiblichen  Elementes  auf  Anschauungs- 
weise und  Umgangsformen  der  Expeditoren  bemerkbar.  Bis- 
her war  zwar  für  das  Verhältnis  zwischen  den  weiblichen  Hilfs- 
organen und  ihren  Vorgesetzten  die  private  Dienststellung  maß- 
gebend, und  diese  verlieh  ihm  einen  persönlichen  Charakter.  Aber 
auch  die  staatliche  Anstellung  wird  daran  zunächst  wenig  ändern, 
zumal  da  das  gemeinsame  Standesbewußtsein  nur  eine  Förderung 
erfahren  kann. 

Eine  hervorragende  Stelle  unter  den  Arbeitsbedingungen 
genießt  das  Arbeitseinkommen.  Es  zerfällt  in  die  Aktivitäts- 
bezüge und  Versorgungsgenüsse.  Eine  besondere  Bedeutung 
besitzt  das  Verhältnis  zwischen  beiden  Geschlechtern.  Wie  in 
Bezug  auf  das  Rechtsverhältnis  und  die  Organisation  ist  auch 
in  der  Frage  der  Entlohnung  die  formelle  Gleichheit  beider 
Geschlechter  durch  die  Reform  beibehalten  worden,  d.  h.  bei  Be- 
kleidung eines  gleichartigen  Dienstpostens  wird  das  gleiche  Ent- 
gelt gewährt.  Die.  Verschiedenheit  der  Dienstlaufbahn  hat  aber 
eine  Verschiedenheit  des  Diensteinkommens  zur  Folge.  Das 
Gehaltsschema  für  die  Frauen  ist  folgendes: 

Postämter  III.  Klasse. 

Bestallung  Telegraphenzulage 

3.  Stufe  . . . 700  K 150  K 

2.  „ . . . 000  „ 150  „ 

1.  „ ...  1100  „ 150  „ 

Wiener  Htaatswiss.  Studieu.  IV.  B<1.,  I. 


Zusammen 
850  Ä 
1050  „ 
1250  „ 
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Besoldung  der  Postmeister  IL  Klasse. 


2.  Stufe 1400  K 

1 1600  w 

Nach  der  1.  Dienstalterszulage 1700  * 

r n 2.  „ 1800  „ 

* »3.  „ 1900  „ 


Was  die  Ex  p e d i t or  i n n e n betrifft,  so  können  wir  auf  Grund 
der  Stellenvermittlung  in  der  „Allgemeinen  Postmeisterzeitung“ 
die  Löhne  für  die  Zeit  seit  Ende  der  80er  Jahre  einigermaßen 
feststellen.  Sic  erhalten  in  der  Regel  240—360  K Jahreslohn  und 
freie  Station,  d.  h.  Verpflegung  und  Wohnung.  Ausnahmsweise 
findet  sich  auch  600 — 800  K und  Quartier. 

Das  Organisationsstatut  von  1806  sieht  folgende  Monats- 
bezüge vor : 

I1L.  Klasse  II.  Klasse  I.  Klasse 

des  Expeditorenstatus 


2.  Stufe 

1.  Stufe 

2.  Stufe 

1.  Stufe 

2.  Stufe 

1.  Stufe 

,Je  nach  der 

60 

72 

84 

96 

108 

120 

Größe  des 

54 

66 

78 

90 

102 

114 

Dienstortes 

48 

60 

72 

84 

in» 

108 

Für  die  dritte  Klasse  ist  die  Form  des  Taggeldes,  für  die 
beiden  anderen  die  des  Monatslohnes  gewählt.  Wollen  wir  diese 
Sätze  mit  den  obigen  vergleichen,  so  müssen  wir  dort  einen  Zu- 
schlag für  die  Wohnung  machen.  Nehmen  wir  mit  Rücksicht  auf  den 
ländlichen  Charakter  der  Dienstorte  10  A'  monatlich  an,  dann  betra- 
gen die  bisherigen  Bezüge  60 — 77  K,  die  beiden  niedrigsten  Sätze 
des  Statuts  bleiben  hinter  diesen  zurück:  mit  dem  Höchstsätze 
der  II.  Klasse,  2.  Stufe  werden  sie  bereits  überschritten.  Berück- 
sichtigen wir  dabei,  daß  die  Bezüge  der  III.  Klasse,  2.  Stufe  für 
die  Probepraxis  berechnet  sind,  die  jetzt  noch  unentgeltlich  ist, 
so  haben  die  Expeditorinnen  von  der  Staatsanstellung  eine 
bedeutende  Aufbesserung  zu  erwarten. 

Für  die  Inhaberinnen  kommt  zunächst  die  Bestallung  der 
Ämter  III.  Klasse  in  Betracht.  Für  die  Stellen  mit  Telegraphen- 
dienst ist  eine  Telegraphenzulage  vorgesehen.  Die  bisherige 
Entlohnung  der  Expeditorinnen  wird  erst  bei  der  2.  Stufe  über- 
schritten. Der  Anfangsgehalt  ist  also  recht  bescheiden.  Ein  regel- 
mäßiges Vorrücken  kommt  nicht  in  Frage.  Alle  drei  Jahre  findet 
auf  Grund  der  geleisteten  Menge  von  Arbeitseinheiten  eine  neue 
Stufeneinteilung  statt.  Da  die  Ämter  zumeist  eine  steigende 
Tendenz  ihres  Geschäftsumfanges  aufweisen,  erfolgt  die  Auf- 
nahme in  die  höhere  Stufe  in  der  Regel  nach  3 — 6,  mitunter 
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auch  erst  9 Jahren.  Das  Tempo  der  Vorrückung  im  Postineister- 
status  läßt  sich  derzeit  noch  nicht  feststellen.  Die  Dienstalters- 
zulagen sind  Quinquennal Zulagen.  Auffallend  ist  der  Mangel  einer 
Berücksichtigung  der  Ortsunterschiede  bei  Bemessung  der  Besol- 
dung.  Diese  sind  aber  mit  Rücksicht  auf  die  wirtschaftliche  und 
kulturelle  Verschiedenheit  der  einzelnen  Kronlünder  und  Rezirke 
des  Reiches  ziemlich  bedeutend.  Rei  der  Entlohnung  der  Expedi- 
toren und  der  Festsetzung  der  Dienerpauschalien  ist  darauf 
Rücksicht  genommen  worden. 

Neben  dem  Haupteinkommen  sind  noch  die  Vergütungen 
für  besondere  Dienstleistungen  in  Retracht  zu  ziehen.  Die 
Fahrt begleitungspauschalien  scheiden  für  das  weibliche  Personal 
aus.  Die  Nachtdienstgebühren  betragen  je  nach  der  Länge  des 
Dienstes  25  h bis  1 die  Postsparkassenremuneration  10  h für 
jedes  am  Jahresende  bestehende  Einlagebüchel  und  2l/2  A für 
jede  im  Spar-,  Scheck-  und  Clearingverkehr  bewerkstelligte  Ein- 
lage. Die  Höhe  des  jährlichen  Verdienstes  aus  diesen  beiden 
Quellen  ist  schwer  festzustellen.  Die  Remuneration  dürfte  — dafür 
gibt  es  bestimmte  Anhaltspunkte  — im  günstigsten  Falle  100  K 
nicht  erreichen.  An  den  Nachtdienstgebühren  nehmen  auch  die; 
Expeditorinnen  teil,  soweit  sie  überhaupt  dazu  verwendet  werden. 

Risher  haben  wir  nur  die  Berufsbediensteten  im  Auge 
gehabt.  Die  Ämter  der  4.-6.  Stufe,  III.  Klasse  werden  von 
Expedientinnen  im  Nebenberuf  verwaltet.  Rei  ihnen  beträgt  di«; 
Restallung  550.  450  und  350  K,  die  etwaige  Telegraphen- 
zulage 100  K. 

Fragen  wir  uns,  ob  die  angegebemm  Rezüge  zur  Bestrei- 
tung des  standesgemäßen  Unterhaltes  ausreichen.  Die  Expedi- 
torinnen erhalten  bei  Gewährung  von  freier  Station  einen  Be- 
trag von  20 — 30  K monatlich  bar  ausbezahlt.  Hiervon  sind  Klei- 
dung, Wäscln'  und  die  übrigen  materiellen  Existenzmittel,  ferner 
die  geistigen  und  gt'selligen  Bedürfnisse  zu  bestreiten.  Ein  kleiner 
Betrag  muß  auch  für  den  Fall  der  Not,  für  Krankheiten  und 
Stellenlosigkeit  zurückgelegt  werden.  Mit  Rücksicht  darauf  ist 
«las  Dmnsteinkommen  recht  bescheiden.  Das  Gleiche  gilt  natürlich 
auch  bei  den  Amtsleiterinnen  für  die  Anfangssätze  der  III.  Klasse, 
umsomehr,  als  hier  häufig  die  Kosten  einer  selbständigen  Wohnung 
aufgebracht  werden  müssen.  Erst  in  der  1.  Stufe  der  III.  Klasse 
und  im  Postmeisterstatus  sind  die  Rezüge  als  auskömmlich  zu 
bezeichnen.  Besonders  ungünstig  stehen  sich  natürlich  die  Be- 
diensteten an  Orten  mit  teurerer  Lebenshaltung.  Eine  Berück- 
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sichtigung  der  Preisunterschiede  durch  Abstufung  der  Entlohnung 
nach  Dienstorten  wäre  dringend  geboten. 

Wir  haben  jetzt  noch  die  Bezüge  beider  Geschlechter  zu 
vergleichen.  Bei  der  Gruppe  der  Expeditoren  ist  eine  starke  Ver- 
schiedenheit schon  früh  unverhüllt  zutage  getreten.  Bei  den 
Männern  ist  ein  Gehalt  von  000 — 1200  K die  Regel,  wobei  viel- 
fach eine  freie  Schlafstätte  in  der  Amtskanzlei  gewährt  wird. 
Die  Aufnahme  gegen  vollständige  Verpflegung  und  360 — 600  K 
findet  sich  seltener.  Gegenüber  den  oben  angegebenen  Bezügen 
der  Frauen  ist  das  ungefähr  das  ll/2fache.  Wie  sich  die  Ver- 
hältnisse nach  der  Durchführung  der  Staatsanstellung  gestalten 
werden,  ob  und  wie  man  dabei  eine  Differenzierung  durchführen 
wird,  läßt  sich  derzeit  noch  nicht  absehen.  Bezüglich  der  Amts- 
leiter ist  ein  genauerer  Vergleich  nicht  möglich,  weil  das  Tempo 
der  Vorrückung  von  zu  verschiedenartigen  Momenten  abhängig 
ist.  Wir  können  nur  die  Bezüge;  des  Anfangs-  und  Endstadiums 
gegenüberstell (‘n.  Das  Einkommen  der  3 obersten  Stufen  der 
III.  Klasse  schwankt  zwischen  700  und  1250  K,  die  Postmeister 
II.  Klasse  erhalten,  von  den  Dienstzulagen,  welche  auf  die  zweite 
Periode  entfallen,  abgesehen,  1400—1600  K.  Der  Frauenlohn 
beträgt  also  im  Anfangsstadium  50—78  v.  H.  des  Männerlohnes. 
In  der  zweiten  Hälfte  haben  wir  auf  der  einen  Seite  1400  bis 
1900  K.,  auf  der  andern  1800  bis  2800  K.  Das  Verhältnis  ist  78 — 68°  0, 
also  günstiger.  Natürlich  liegt  dieser  Annäherung  kein  bestimmter 
gehaltspolitischer  Gesichtspunkt  zugrunde,  es  handelt  sich  um  eine 
zufällige  Folge  der  formalen  Gleichstellung.  Ebenso  steht  es  mit 
der  Progression  der  Gehaltssätze.  Die  Endbesoldung  beträgt  bei  den 
Frauen  271,  bezw.  224 °/0  des  Anfangsbezuges,  je  nachdem  wir 
die  Telegraphenzulage  beiseite  lassen  oder  einrechnen,  bei  den 
Männern  nur  200%.  Gehen  wir  hingegen  von  dem  bisherigen 
Anfangslohn  der  Hilfsorgane  aus,  dann  erhalten  wir  317  v.  H. 
für  die  Frauen,  467  für  die  Männer.  Viel  Wert  ist  auf  die  letzten 
Zahlen  nicht  zu  legen,  weil  die  Spannung  bei  den  Expeditoren 
viel  größer  ist,  als  bei  ihren  weiblichen  Kollegen. 

Was  die  Versorgung  in  Krankheitsfällen  betrifft,  so  sind 
die  Hilfsorgane  von  ihren  Dienstherren  bei  den  Bezirkskranken- 
kassen oder  diesen  entsprechenden  Instituten  zu  versichern.  Die 
Amtsleiterinnen  haben,  so  lange  sie  Ämter  der  III.  Klasse  be- 
kleiden, die  Kosten  ihrer  Substitution  selbst  zu  tragen.  Werden 
sie  zu  Postmeisterinnen  ernannt,  dann  läuft  ihre  Besoldung  noch 
ein  Jahr  lang  fort;  darauf  werden  sie  in  den  zeitlichen  Ruhe- 
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stand  versetzt  lind  ihre  Bezüge  richten  sich  nach  ihren  An- 
sprüchen an  den  Pensionsverein  für  Landpostbedienstete.  Das 
Gleiche  gilt  von  der  Altersversorgung.  Der  Beitritt  ist  für  die 
Inhaberinnen  der  größeren  Ämter  der  III.  Klasse  und  die  Post- 
meisterinnen obligatorisch,  die  Expeditorinncn  fakultativ.  Die  erste- 
ren  haben  ihre  Bestallung,  bezw.  Besoldung  als  Pensionsquote  anzu- 
melden. Die  letzteren  können  dies  für  einen  Betrag  bis  1000  K tun. 
Die  Beiträge  bestehen  in  einer  Eintrittsgebühr  von  10%  und  jähr- 
lichen Mitgliedsbeiträgen  von  6%.  Diese  Gebühren  sind  aber 
nur  auf  die  anfänglich  als  Pensionsquote  angemeldeten  Beträge 
berechnet.  Steigt  die  Bestallung,  bezw.  Besoldung,  so  kann  nach- 
träglich eine  erhöhte  Quote  angemeldet  werden.  Dann  sind  ent- 
weder die  danach  entfallende  höhere  Eintrittsgebühr  und  die 
höheren  Jahresbeiträge  für  die  ganze  Zeit  der  Mitgliedschaft 
samt  Zinseszinsen  nachzuzahlen,  wenn  die  erhöhte  Pension  sofort 
gesichert  werden  soll.  Oder  es  müssen  nur  vom  Augenblicke  der 
Erhöhung  die  höhere  Eintrittsgebühr  und  die  höheren  Mitglieds- 
beiträge erstattet  werden;  dann  erwächst  der  Anspruch  auf 
die  erhöhte  Pension  erst  nach  Ablauf  einer  10jährigen  Karenzzeit. 
1 )er  Pensionsanspruch  beträgt  nach  lOjähr.  Dienstzeit  45"  0 d.  Quote 
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Die  Progression  nimmt  also  mit  höherem  Dienstalter  zu,  eine 
ganz  unmotivierte  Besonderheit. 

Auch  die  vater-  und  mutterlosen  Waisen  der  weiblichen 
Mitglieder  erhalten  eine  Pension.  Diese  kommt  den  Kindern  aus 
eitier  Ehe,  welche  bei  Begründung  der  Mitgliedschaft  bestand, 
oder  der  ersten  Ehe,  die  nach  dem  Eintritt  in  den  Verein 
geschlossen  wurde,  zugute.  Um  den  Kindern  aus  einer  späteren 
neuen  Ehe  einen  Anspruch  zu  sichern,  bedarf  es  der  Nach- 
zahlung einer  weiteren  Eintrittsgebühr  und  einer  2"  „igen 
Mehrzahlung  an  Jahresbeiträgen.  Jedoch  ist  eine  solche  Pensions- 
sicherstellung nur  gestattet,  wenn  der  Vater  selbst  dem  Land- 
postdienste angehört.  Ein  Pensionsanspruch  für  den  überlebenden 
Ehegatten  besteht  nicht.  Die  Höhe  der  Waisenpension  beträgt 
37%%  der  Versorgung  des  weiblichen  Mitgliedes.  Sie  läuft  bis  zum 
18.  Lebensjahre.  Mehrere  Waisen  erhalten  sie  zu  gleichen  Teilen. 
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Der  Pensionsanspruch  erlischt  1.  bei  Verurteilung  wegen 
eines  Verbrechens  oder  wegen  der  Übertretung  des  Diebstahles, 
der  Veruntreuung,  der  Teilnehmung  an  derselben  und  des  Be- 
truges, 2.  bei  straf  weiser  Dienstentlassung.  In  beiden  Fällen 
kann  die  Generalversammlung  unter  Berücksichtigung  aller  Um- 
stände die  Rückzahlung  eines  Teiles  der  geleisteten  Jahres- 
beiträge bis  zur  Hälfte  derselben  beschließen.  Tritt  die  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  vor  erreichter  Pensionsfähigkeit  ein, 
dann  kann  die  Hälfte  der  geleisteten  Jahresbeträge  zurück- 
verlangt werden;  das  Gleiche  gilt  bei  freiwilligem  Dienstaustritt, 
also  insbesondere  bei  Resignation  wegen  Verehelichung.  Neben 
Pensionsansprüchen  kommen  auch  Gnadengaben  vor. 

Die  Leitung  des  Vereines  ruht  in  den  Händen  der  General- 
versammlung und  des  Zentralaussehusses,  der  gruppenweise  von 
den  Mitgliedern  gewählt  wird.  Eine  Wahl  von  weiblichen  Land- 
postbediensteten  hat  bisher  nicht  stattgefunden.  Die  Oberaufsicht 
führt  der  Staat.  Inwieweit  derselbe  auch  materiell  belastet  wird, 
ist  oben  bei  der  Geschichte  des  Vereines  besprochen  worden. 
Bei  der  Übernahme  der  Expeditoren  in  den  Staatsdienst  ist  für 
diese  der  obligatorische  Beitritt  in  Aussicht  genommen.  Der 

Vollständigkeit  halber  sei  noch  angeführt,  daß  die  Nichtberufs- 

• • 

bediensteten,  also  die  Expedientinnen  der  kleineren  Ämter,  eben- 
falls zum  Beitritt  berechtigt  sind. 

Fassen  wir  unsere  Ergebnisse  in  Bezug  auf  die  praktische 
Gestaltung  des  Dienst Verhältnisses  zusammen,  so  können  wir 
sagen:  Der  Landpostdienst  eröffnet  den  Frauen  ein  weites  Feld 
befriedigender  Betätigung.  Sie  werden  nicht  nur  zu  ausübenden 
Leistungen,  sondern  auch  zu  leitenden  Stellen  zugelassen.  Die 
Arbeitsbedingungen  müssen  nach  den  verschiedenen  Richtungen 
hin  als  durchaus  günstig  bezeichnet  werden.  Nur  das  Dienst- 
einkommen läßt  im  Anfangsstadium  noch  vieles  zu  wünschen 
übrig.  Ihre  Rechtsstellung  nähert  sich  dem  berufsmäßigen 
Beamtenverhältnis  an,  hat  sich  aber  bis  jetzt  noch  nicht  voll- 
ständig konsolidiert.  Übrigens  hat  die  Verwendung  von  Frauen 
im  Landpostdienste  anscheinend  bereits  das  Höchstmaß  ihrer 
Ausdehnungsfähigkeit  erreicht.  Aber  an  einen  Rückgang  derselben 
ist  deswegen  vorderhand  nicht  zu  denken. 

Wir  haben  bisher  die  praktische  Gestaltung  des  weiblichen 
Landpostdienstes  einseitig  vom  Standpunkte  der  Frauen  aus 
betrachtet.  Gemäß  unserer  Ausführung  in  der  Einleitung  bedarf 
es  auch  einer  Beleuchtung  derselben  vom  Standpunkte  der  Ver- 
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waltung  aus.  Es  handelt  sieh  dabei  um  die  Zahl,  das  Verwen- 
dungsgebiet, die  Leistungen  der  Bediensteten,  die  Gegenleistungen 
des  Staates. 

Die  starke  Beteiligung  des  weiblichen  Elementes  am  Land- 
postdienste wurde  bereits  oben  ziffernmäßig  festgestellt.  Wir 
fanden  dabei  für  das  Jahr  1899  unter  12.815  Angestellten  5166 
oder  40*3  v.  H.  Frauen.  Davon  entfielen  auf  die  Gruppe  der 
Amtsleiter  5601  Personen,  darunter  1550  oder  27*3  v.  H.  Frauen, 
auf  die  Gruppe  der  Hilfsorgane  7214,  darunter  3636  oder  50*4 
v.  II.  Frauen.  Die  Ziffer  für  die  Hilfsorgane  ist  dabei  zu  groß, 
weil  auch  die  Expeditoren  auf  Ämtern  der  Iü.  Klasse  und  außer- 
halb des  Postdienstes  mitgerechnet  sind.  Für  das  Jahr  1900 
können  wir  nun  mit  Hilfe  von  zuverlässigen  Angaben  aus  ver- 
schiedenen Quellen  die  Verteilung  des  weiblichen  Personals  auf 
die  einzelnen  Gruppen  annähernd  genau  feststellen. 

Unter  4415  weiblichen  Expeditoren  waren  2679  als  Hilfs- 
organe bedienstet,  932  bekleideten  Ämter  der  III.  Klasse,  804 
waren  nicht  im  Postdienste.  Die  Zahl  der  Postmeisterinnen 

I.  Klasse  (die  allmählich  in  Fortfall  kommen)  betrug  62,  die  der 

II.  Klasse  204.  Nehmen  wir  als  Gesamtzahl  der  Amtsleiterinnen 
die  Ziffer  von  1899  — die  entsprechende  von  1900  steht  nicht 
zur  Verfügung  — mit  1530,  so  erhalten  wir  folgende  Gruppie- 
rung der  weiblichen  Landpostbediensteten: 


Hilfsorgane 

Inhaberinnen 1530 

davon  Postmeisterinnen 

Expeditorinncn  auf  Ämtern  der  I II.  Klasse 
Expedientinneu  im  Nebenberuf  . 
Summe  der  weiblichen  Bediensteten 


Absolute 

2679 


206 

932 

332 

4209 


Verhftl  tnis-Zahlen 
<>4 

6 

22 

8 

100  " 


Wir  sehen  daraus  zunächst,  daß  der  Anteil  der  Frauen, 
welche  die  postalischen  Funktionen  nur  im  Nebenberuf  ausüben, 
nur  gering  ist.  Betrachten  wir  die  Berufsbediensteten  für  sich, 
so  gab  es,  rund  gerechnet,  dreimal  soviel  Hilfsorgane  als  Inhabe- 
rinnen III.  Klasse,  und  wieder  dreimal  soviel  Inhaberinnen 

III.  Klasse  als  Postmeisterinnen.  Der  Personalkörper  der  weib- 
lichen Landpostbeamten  verjüngt  sich  also  sehr  stark  nach 
oben  hin. 

Die  entsprechenden  Zahlen  für  die  männlichen  Bediensteten 

sind : 


72 


Die  nichtärarischen  Postanstalten. 


Hilfsorgane 

Inhaber 4071 

davon  Postmeister 

Expeditoren  auf  Ämtern  III.  Klasse. 
Expedienten  im  Nebenberuf  . 

Summe 


Absolut 

Verhältnismäßig 

1497» 

27 

1740 

31 

707» 

13 

1626 

29 

f»5t  »t  i 

lob 

Bei  den  Männern  ist  also  die  Zahl  der  Privatpersonen 
ziemlich  hoch,  die  Zahl  der  Expeditoren  auf  Ämtern  III-  Klasse 
verhältnismäßig  niedrig.  Der  liest  von  ungefähr  60  v.  H.  der 
Gesamtzahl  verteilt  sich  ziemlich  gleichmäßig  auf  die  Hilfs- 
organe  und  Postmeister.  Von  den  letzteren  entfällt  ungefähr 
ein  Drittel  auf  die  I.  Statusklasse. 

Danach  sind  ---  es  gehört  dies  eigentlich  nicht  in  diesen 
Zusammenhang  — die  Vorrückungsverhältnisse  innerhalb  der 
Amtsleitergruppe  für  beide  Geschlechter  ziemlich  gleich,  hier  und 
dort  entfällt  ein  Drittel  auf  die  höhere  Stufe.  Bedeutend  ungün- 
stiger aber  steht  es  mit  der  Beförderung  vom  Hilfsorgan  zum 
Inhaber  für  die  Frauen.  Hier  interessiert  uns  allein  das  Kontingent, 
das  beide  Geschlechter  zu  den  verschiedenen  Kategorieen  des 
Personalkörpers  stellen.  Betrachten  wir  die  Verhältniszahlen,  so 
waren : 


Von 

den  Nebenberufsexpedienten 

männlich 

83 

weiblicl 

17 

f» 

„ Berufsbediensteten 

50 

50 

w 

„ berufsmäßigen  Amtsleitern 

07 

33 

n 

„ Postmeistern 

87 

13 

V 

r Hauptberufsexpedienten 

43 

57 

w 

„ Hilfsorganen 

36 

64 

Nach  dieser  Aufstellung  wurde  das  Gros  der  Nichtberufs- 
bediensteten von  den  Männern  gebildet.  Innerhalb  der  Beamten 
halten  sich  beide  Geschlechter  genau  die  Wage.  Dabei  entfällt 
aber  von  den  Amtsleitern  auf  die  Frauen  ein  Drittel,  von  den 
Hilfsorganen  zwei  Drittel.  Bei  den  ersteren  wieder  überwiegt 
das  männliche  Geschlecht  sehr  stark  in  der  Gruppe  der  Post- 
meister; es  stellt  aber  auch  einen  auffallend  hohen  Prozentsatz 
zu  den  Berufsexpedienten.  Wir  sehen  also,  daß  das  weibliche 
Element  im  Landpostdienste  für  die  kleinen  von  Privaten  ver- 
walteten Ämter  kaum  in  Betracht  kommt,  bei  den  größeren  aber 
das  Hauptkontingent  der  Hilfsorgane  und  ein  bedeutend  kleine- 
res, aber  immerhin  nicht  unbeträchtliches  auch  der  Amtsleiter 
stellt. 
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Dies  Verhältnis  ist  ein  Ergebnis  der  freien,  von  keinerlei 
positiver  Politik  beeinflußten  Entwicklung.  Die  Staatsverwaltung 
begann  sich  für  die  Personalverhältnisse  erst  zu  interessieren, 
als  die  Reformfrage  in  Fluß  kam.  Wir  haben  oben  gesehen,  daß 
die  Vermehrung  der  Frauen  auch  im  letzten  Jahrzehnt  fort- 
dauerte. Aber  es  regten  sich  doch  starke  Bedenken.  Man  gelangte 
zu  der  Überzeugung,  daß  einem  weiteren  Fortschreiten  in  dieser 
Richtung  Einhalt  geboten  werden  müsse.  Insbesondere  fiel  das 
Überhandnehmen  der  weiblichen  Hilfsorgane  auf.  Daher  ent- 
schloß sich  das  Organisationsstatut  von  1806  zu  einer  Beschrän- 
kung der  Frauen  im  Expeditorenstatus  auf  30%.  Aber  bei  der 
tatsächlichen  Durchführung  in  der  Verordnung  über  die  Aufstel- 
lung eines  Expeditorenstatus  sah  man  sich  doch  wieder  zu  einer 
Erweiterung  auf  40%  veranlaßt.  Und  diese  Verhältniszahl  soll  nur 
für  den  Fall  gelten,  als  sich  männliche  Bewerber  in  genügender 
Zahl  melden.  Dabei  ist  allerdings  noch  zu  berücksichtigen,  daß 
auch  die  Manipulationsdiurnisten  der  ärarischen  Ämter  in  den 
Expeditorenstatus  Aufnahme  finden.  Immerhin  bildeten  die  weib- 
lichen Expeditoren,  auch  wenn  man  diese  einrechnet,  im  Jahre 
1899  noch  43*8%. 

Die  Befürchtungen  in  Bezug  auf  die  allzugroße  Ausdeh- 
nung des  Frauenelementes  erklären  sich  aus  der  Beschränkung 
ihres  Verwendungsgebietes.  Sie  kommen  für  die  größeren  Ämter 
nicht  in  Betracht,  weil  ihnen  nach  allseitiger  Angabe  die  nötige 
Autorität  über  das  Personal  fehlt  und  die  Energie  und  Ent- 
schiedenheit zur  Bewältigung  der  umfangreichen  Amts-,  beson- 
ders Kassengeschäfte.  Gesellschaftliche  Rücksichten  schließen  sie 
vom  Nacht-  und  Bahndienst  aus  oder  bewirken  doch  weitgehende 
Beschränkungen.  Dies  gilt  für  die  Inhaberinnen  so  gut  wie  für 
die  Expeditorinnen.  Wo  ein  ungebildetes,  rohes  Publikum  im 
Amte  verkehrt,  wie  vielfach  in  Industrie-  und  Weingegenden, 
kommt  man  mit  weiblichen  Bediensteten  nicht  aus.  Sonst  ergeben 
sich  allerdings  aus  dem  Verkehr  mit  dem  Publikum  keine 
Schwierigkeiten,  da  sich  häufig  ein  gewisses  persönliches  Ver- 
hältnis herausbildet.  Dazu  kommt  noch  die  Gewöhnung  an  die 
Frau  als  Amtsperson.  Der  Berufsbeamtentypus  hat  sich  unter  den 
Landpostbediensteten  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  ausgebil- 
det und  Anerkennung  verschafft.  Neue  Schwierigkeiten  werden  sich 
aber  nach  der  Durchführung  der  Staatsanstellung  der  Expeditoren 
ergeben.  Bisher  hat  der  schon  wiederholt  betonte  familiäre 
Charakter  des  Dienstverhältnisses  eine  besondere  Rücksicht  auf 
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Familienanschluß  Zusammenarbeit  beider  Geschlechter  über- 
flüssig gemacht.  Wird  die  Zuweisung  der  weiblichen  Hilfsorgane 
zur  Aufgabe  des  Staates,  dann  muß  er  im  Einzelfalle  diese 
Momente  im  Auge  behalten.  Über  die  Frage  der  Versetzung 
haben  wir  rücksichtlich  der  verheirateten  Postmeisterinnen  schon 
oben  gesprochen.  Sie  bleibt  selbstverständlich  auch  bei  den 
ledigen  Bediensteten  heikel.  Zu  erwähnen  ist,  daß  im  Organi- 
sationsstatut als  Gegenstück  zu  dem  aufschiebenden  Rekursrecht 
der  Postmeister  den  Expeditoren  eine  „Vorstellung“  ohne  diese 
Wirkung  eingeräumt  war. 

Was  die  Leistungen  der  weiblichen  Landpostorgane  betrifft, 
so  wird  versichert,  daß  ihre  physische  Ausdauer  strengeren  An- 
forderungen nicht  genüge.  Die  größere  Beweglichkeit  der  Frauen 
spielt  keine  Rolle,  weil  sic  mangels  genauerer  Arbeitsteilung  und 
infolge  des  geringen  Geschäftsandrangos  der  Landpostämter  nicht 
zur  Geltung  gelangen  kann.  Die  weiblichen  Krankheiten  sind 
wegen  der  engen  Verbindung  von  Amt  und  Wohnung  weniger 
störend.  Von  geistigen  Eigenschaften  wird  der  Fleiß,  der  Dienst- 
eifer und  die  Ordnungsliebe  der  Expeditorinnen  betont.  Beson- 
ders aber  rühmt  man  ihre  Verläßlichkeit  und  Ehrlichkeit,  durch 
welche  sie  sich  vielfach  wohltuend  von  ihren  männlichen  Kol- 
legen unterscheiden.  Warum  die  Qualifikation  der  letzteren  kein«' 
hervorragende  ist,  wurde  oben  besprochen.  Auch  die  Verträglich- 
keit der  Frauen  wird  lobend  anerkannt,  ihre  größere  Geduld 
kommt  wegen  der  mannigfaltigen  Natur  des  Dienstes  nicht  weiter 
in  Betracht.  Dag  *gen  wird  ihnen  die  nötige  Energie  und  Ruhe 
in  Fällen,  die  rasche  Entscheidung  fordern,  zumeist  abgespro- 
chen. Deswegen  vermeidet  man  es,  sie  zur  Kassengebarung  heran- 
zuziehen. Vereinzelt  finden  sich  auch  Klagen  über  den  man- 
gelnden Stand  ihrer  Bildung.  Aber  auch  beim  männlichen  Per- 
sonal wurde  es  mit  den  bezüglichen  Anforderungen  nicht  allzu 
streng  genommen.  Erst  die  Reform  sucht  hier  Abhilfe  zu  schaffen. 
Ob  dann  der  Unterschied  der  Vorbildung  einen  stärkeren  Ein- 
fluß auf  die  Güte  der  beiderseitigen  Dienstleistungen  gewinnt, 
läßt  sich  natürlich  nicht  Vorhersagen.  Was  die  weibliche  Amts- 
leitung betrifft,  so  wird  sie  bei  den  kleineren  und  mittleren 
Dienststellen  als  völlig  entsprechend,  teilweise  sogar  als  muster- 
haft bezeichnet.  Bei  den  größeren  Ämtern  standen  sie  nur 
ausnahmsweise  an  der  Spitze  der  Geschäfte. 

Unser  Urteil  über  die  Leistungen  der  Frauen  stützt  sich 
auf  die  übereinstimmenden  Angaben  der  Zentrale,  der  Inspek- 
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tionsorgane  und  der  Amtsleiter.  Bei  allen  diesen  Faktoren  be- 
gegnen sie  dem  größten  Wohlwollen. 

Hervorzuheben  ist  noch,  daß  es  den  weiblichen  Landpost- 
bediensteten  durchaus  gelungen  ist,  den  besonderen  Anforde- 
rungen ihrer  Stellung  als  Staatsorgane  gerecht  zu  werden.  Die 
Wurzeln  ihres  Standesbewußtseins  haben  wir  bei  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  besprochen.  Günstig  hat  hier  jedenfalls  die 
formale  Gleichstellung  mit  den  Männern  gewirkt.  Auch  bei  den 
Expeditorinnen,  die  mit  dem  Gedanken  rechnen,  dereinst  selb- 
ständig Ämter  zu  leiten,  hat  sich  die  richtige  Auffassung  durch- 
gesetzt. Daneben  gibt  es  allerdings  auch  solche  unter  ihnen,  die 
einen  rein  wirtschaftlichen  Standpunkt  einnehmen.  So  kam  es 
häutig  vor,  dass  sich  Mädchen  für  den  Sommer  an  Kurorten  als 
Expeditorinnen  verdingten,  um  auf  diese  Weise  das  Nützliche 
mit  dem  Angenehmen  zu  vereinigen.  Diese  sollen  aber  mit  der 
Staatsanstellung  abgestoßen  werden.  Die  Verwaltung  hat  die 
Ausbildung  des  Beamtentypus  bei  den  weiblichen  Bediensteten 
mit  richtigem  Verständnis  unterstützt.  Alan  ließ  es  den  Frauen 
ruhig  durchgehen,  wenn  sie  trotz*  Fehlens  einer  ermächtigenden 
Vorschrift  Requisite  des  Dienstkleides  anlegten.  Die  Reform  hat 
dann  die  Uniformierungsfrago  geregelt.  Die  Anerkennung  der 
Frau  als  Amtsperson  von  Seiten  des  Publikums  war  haupt- 
sächlich eine  Folge  dieser  dem  Wesen  des  Staatsdienstes  durch- 
aus entsprechenden  Bestrebungen. 

Endlich  die  Kosten  des  weiblichen  Landpostdienstes.  Nach 
der  bisherigen  Gestaltung  kann  man  nur  bezüglich  der  Ililfs- 
organe  behaupten,  daß  ihre  Arbeitsleistungen  billiger  gekommen 
wären.  Bezüglich  der  Amtsleitung  galt  ja  der  Satz:  Gleiche 

Arbeit,  gleicher  Lohn.  Wenn  wir  aber  bedenken,  daß  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Frauen  auf  die  erste  Kategorie  entfiel, 
so  müssen  wir  doch  sagen,  daß  die  weiblichen  Bediensteten  im 
allgemeinen  geringere  Ausgaben  verursachen.  Dazu  kommt,  noch 
ein  Weiteres.  Es  hat  sich  gezeigt,  daß  ihre  starke  Beteiligung 
am  Landpostdienste  eine  unmittelbare  Folge  des  niedrigen  Ent- 
geltansatzes war.  Für  diesen  war  einfach  eine  genügende  Anzahl 
von  männlichen  Organen  nicht  zu  bekommen.  Hätte  man  die 
Frauen  nicht  zugelassen,  so  wäre  man  gezwungen  worden,  höhere 
Entlohnungen  auszuwerfen.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  er- 
fährt unser  obiges  Urteil  eine  neue  Bekräftigung. 

Die  Frauen  sind  also  heute  ein  unentbehrliches  Glied  im 
Personalkörper  des  österreichischen  Landpostwesens  geworden. 
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Insbesondere  haben  sie  sich  in  der  Stellung  als  Hilfsorgane  und 
Leiter  von  kleineren  Ämtern  sehr  brauchbar  und  verläßlich  er- 
wiesen, während  dafür  infolge  des  verhältnismäßig  --niedrigen 
Entgeltes  nur  ein  weniger  gut  qualifiziertes  Material  von  männ- 
lichen Bediensteten  gewonnen  werden  konnte.  Dies  günstige 
Urteil  gilt  nicht  nur  von  der  Erfüllung  ihrer  dienstlichen 
Obliegenheiten,  sondern  auch  von  der  Auffassung  ihrer  Standes- 
pflichten. Für  die  Verwaltung  von  größeren  Ämtern  und  schwieri- 
geren Dienstposten  reichen  sie  dagegen  nicht  aus.  Die  Rück- 
wirkungen der  gesellschaftlichen  Sonderstellung  wurden  bisher 
durch  die  eigentümlichen  Verhältnisse  des  nichtärarischen  Dienstes, 
die  feste  Verbindung  von  Person  und  Amt,  den  ländlichen  Stand- 
ort und  den  familiären  Charakter  des  Kleinbetriebes  bedeutend 
gemildert.  Sie  müssen  sich  in  der  Zukunft  außerordentlich  ver- 
stärken, weil  die  Reform  das  enge  V erhältnis  zwischen  Bediensteten 
und  Amt,  Vorgesetzten  und  Untergebenen  im  Sinne  einer  größeren 
Elastizität  des  Verwaltungsapparates  aufhebt. 

Betrachten  wir  zum  Schluß  rückblickend  die  Faktoren,  welche 
für  die  Gestaltung  des  weiblichen  Landpostdienstes  in  ( >sterreich 
maßgebend  waren,  so  sehen  wir,  daß  die  Frauen  selbst  keinerlei 
unmittelbaren  Einfluß  darauf  genommen  haben.  Sie  überließen 
die  Vertretung  ihrer  Interessen  den  männlichen  Bediensteten  und 
begnügten  sich  mit  der  Teilnahme  an  deren  Errungenschaften  in 
Bezug  auf  die  Fortbildung  des  Dienstverhältnisses.  Besondere 
Forderungen  hinsichtlich  der  Stellung  der  Frauen  wurden  von 
dieser  Seite  nicht  erhoben.  Die  Beschränkung  auf  die  unter- 
geordneten Posten  und  die  geringeren  Bezüge  nahm  man  als 
einen  natürlichen  Ausfluß  «1er  wirtschaftlich-gesellschaftlichen 
Verhältnisse  hin,  ohne  daraus  weitere  Folgerungen  für  die  Aus- 
gestaltung d«*s  weiblichen  Dienstes  zu  ziehen.  In  Presse  und 
Parlament  nimmt  zwar  die  Erörterung  der  Landpostfrage  im 
allgemeinen  einen  breiten  Raum  ein,  die  Frauen  im  Landpost- 
dienste scheinen  aber  für  die  < fffentlichkeit  nicht  zu  existieren. 
Selbst  die  Zeitschriften,  in  denen  von  der  Anstellung  zweier 
weiblichen  Straßenbahnschaffm'r  in  Valparaiso  gebührende  Notiz 
genommen  wird,  übergehen  eine  Gruppe  von  mehreren  tausen- 
den heimischer  Bediensteter  mit  Stillschweigen.  Daher  hätte 
denn  die  Verwaltung,  frei  von  Rücksichten  auf  die  Meinung 
anderer  Faktoren,  auf  die  Richtungslinie  der  Entwicklung  b«>- 
stimmend  einwirken  können.  Aber  ihre  Personalpolitik  im  Land- 
postwesen beschränkte  sieh  ja  die  längste  Zeit  auf  die  Geltend- 
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machung  der  fiskalischen  Interessen.  So  wurden  die  natürlichen, 
wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Bedingungen  ausschlag- 
gebend. Selbst  als  die  Reform  zur  Aufgabe  des  passiven  Ver- 
haltens nötigte,  begnügte  man  sich  mit  der  rechtlichen  Sanktio- 
nierung des  Gewordenen.  Nur  im  Punkte  der  Verehelichung 
ging  man  schüchtern  darüber  hinaus.  Im  übrigen  aber  mangelt 
es  an  klarer  Erkenntnis  der  besonderen  Bedürfnisse  des  weib- 
lichen Dienstes.  Der  bisherigen  formalen  Gleichheit  zuliebe  ver- 
blieb es  bei  der  einheitlichen  Organisation  der  Geschlechter,  ob- 
wohl dieselbe  bedeutende,  auf  der  Hand  liegende  Mißstände  für 
alle  Beteiligten  zur  Folge  hat.  Dagegen  bleibt  es  ein  Verdienst, 
und  hat  gute  Früchte  gezeitigt,  wenn  man  Gewicht  darauf  legt, 
das  Standesbewußtsein  bei  den  Frauen  zu  wecken  und  lebendig 
zu  erhalten. 


Drittes  Kapitel. 

Die  ärarischen  Postanstalten. 

Q u e 1 1 e u wie  beim  zweiten  Kapitel. 

Im  April  1809  war  die  Zulassung  von  Frauen  zur  Ausübung 
des  Postdienstes  bei  den  nichtärarischen  Ämtern  erfolgt,  noc  h 
in  demselben  Jahre  ist  sie  auf  den  Telegraphondienst  ausgedeh  nt 
worden.  Im  Jahre  1871  begann  unter  dem  Handelsminister 
Schäffle  die  Beschäftigung  von  Frauen  im  Telegraphendienste 
der  ärarischen  Anstalten.  Die  bezügliche  Verordnung  (vom 
17.  August)  trägt  die  Überschrift:  „Versuchsweise  Verwendung 
von  Frauenspersonen  im  Staatstelegraphendienste.“  Mit  ihr  wird 
folgende  Instruktion  erlassen : 

„1.  Zur  Verwendung  im  Staatstelegraphendie  nste  als 
Telegraphistinen  können  nur  solche  unverheiratete  Frauens- 
personen (Mädchen  oder  Witwen)  aufgenommen  werden,  welche 
das  siebzehnte  Lebensjahr  überschritten  haben,  sich  einer  guten 
Gesundheit  erfreuen,  mit  gesundem  Gehöre  und  Gesichte  aus- 
gestattet * sind,  sich  über  ein  moralisches  Vorleben  ausweisen 
können  und  eine  Prüfung,  welche  sich  auf  Schön-,  Schnell-  und 
Rechtschreiben,  ferner  die  Fachkenntnisse  (Apparatdienst  und 
Dienstvorschriften)  zu  erstrecken  hat,  mit  gutem  Erfolge 
abgelegt  haben. 
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„2.  Die  Telegraphistiiien  werden  gegen  eine  monatliche 
Entlohnung  von  20  fl.,  nebst  Tantieme  und  Nachtdienstgebühr, 
nach  den  für  den  Bezug  derselben  seitens  der  Telegraphen- 
beamten aufgestellten  Normen  aufgenommen.  Eine  höhere  Ent- 
lohnung wird  denjenigen  Telegraphistinen  zugestanden,  welche 
sich  über  den  Besitz  befriedigender  Sprachkenntnisse  ausweisen, 
oder  den  Dienst  am  Hughes’schen  Apparate  versehen,  und  zwar 
hat  in  jedem  dieser  Fülle  eine  Erhöhung  um  5 fl.  und  bei  dem 
Zusammentreffen  beider  Momente  um  10  fl.  monatlich  stattzufinden. 

„Der  Bezug  des  Taggeldes  ist  an  die  wirklich  stattgefundene 
Dienstleistung  geknüpft  und  wird  für  jeden  Tag  der  Abwesen- 
heit vom  Dienste  eingestellt. 

„3.  Vorläufig  haben  die  Telegraphistinen  den  Dienst  von 
8 Uhr  Morgens  bis  9 Uhr  Abends,  und  zwar  abwechselnd  von 
8 Uhr  Morgens  bis  2 Uhr  Nachmittags  und  von  2 Uhr  Nach- 
mittags bis  9 Uhr  Abends  zu  versehen.  Wenn  dieselben  auch 
während  der  Nacht  den  Dienst  zu  versehen  haben,  so  hat  die 
Eintheilung  so  zu  geschehen,  daß  im  Durchschnitte  per  Tag 
(resp.  Nacht)  höchstens  eine  achtstündige  Arbeitsdauer  und  die 
Wiederkehr  des  Nachtdienstes  nicht  unter  fünf  Tagen  stattfinde. 
Auch  haben  bei  Vorsehung  des  Nachtdienstes  immer  mehrere 
Frauenspersonen  zugleich  im  Amte  gegenwärtig  zu  sein. 

„4.  Die  Telegraphistinen  haben  die  Bedienung  der  ihnen 
zugewiesenen  Apparate  einschließlich  der  Expedition  der  Depe- 
schen unter  Aufsicht  der  hiezu  bestimmten  Beamten  nach  den- 
selben Vorschriften  zu  vollziehen,  welche  für  diese  Dienstes- 
verrichtungen im  Allgemeinen  aufgestellt  sind  oder  in  der  Zu- 
kunft hinausgegeben  werden,  und  haben  sie  namentlich  jene 
Ersätze  zu  leisten,  welche  aus  dem  Verluste  oder  der  Verstümme- 
lung von  Depeschen  für  das  Ärar  erwachsen,  insoferne  sie  hie- 
bei ein  Verschulden  trifft. 

„5.  Die  Telegraphistinen  haben  das  Gelöbnis  der  Ver- 
schwiegenheit zu  leisten  und  hat  jede  Verletzung  des  Dienst- 
geheimnisses sofortige  Entlassung  ohne  Kündigung  zur  Folge. 

„ß.  Mit  Ausnahme  des  unter  Punkt  5 angeführten  Falles 
wird  das  Dienstverhältnis  durch  14tägige  Kündigung  von  beiden 
Seiten  gelöst. 

„Die  Kündigung  wird  als  eingetreten  angesehen  durch  das 
Nichterscheinen  im  Dienste  oder  die  ordnungswidrige  Entfernung 
aus  demselben  ohne  gehörige  Entschuldigung,  sowie  durch  ein- 
getretene Verehelichung. 
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„7.  Insoweit  hier  nicht  in  anderer  Weise  verfügt  wurde, 
sind  die  Telegraphistinen  in  Allem  gleich  den  Diurnisten  zu 
behandeln. 

„8.  Die  Verwendung  der  Telegraphistinen  iin  Staatsdienst 
ist  eine  zeitliche  und  verschafft  denselben  keinen  wie  immer 
gearteten  Anspruch  auf  Versorgung  aus  dem  Staatsschätze.“ 

Die  Heranziehung  der  Frauen  erfolgte  also  mit  Rücksicht 
auf  den  Versuchscharakter  in  der  Form  des  jederzeit  lösbaren 
Diurnistenverhältnisses.  Aber  der  Umstand,  daß  eine  dauernde 
Verwendung  bezweckt  wird,  kommt  in  der  Einräumung  einer 
Kündigungsfrist  zum  Ausdruck.  Eine  entsprechende  Rücksicht- 
nahme fehlt  in  der  Bestimmung,  wonach  der  Bezug  des  Tag- 
geldes in  Fällen  unverschuldeter  Behinderung,  also  hauptsächlich 
bei  Erkrankungen,  eingestellt  wird.  Von  großer  Wichtigkeit  ist 
natürlich  der  Ausschluß  der  Ehefrau. 

Die  Verwendung  erfolgte  zunächst  nur  in  der  Wiener 
Telegraphenzentrale,  nach  einem  Jahre  auch  in  anderen  größeren 
Städten.  Daneben  dachte  man  auch  daran,  die  Frauen  für  die 
kleineren  ärarischen  Anstalten  heranzuziehen.  In  dem  Erlaß  vom 
15.  Oktober  1871  mit  der  Überschrift : n Verwendung  der  Gattin 
oder  einer  weiblichen  Verwandten  neben  dem  bei  einem 
Telegraphenamte  fungierenden  Beamten  bei  Stationen  mit  vollem 
Tagesdienst“  wird  diese  gestattet,  „wenn  dadurch  die  Zuweisung 
eines  anderen  Beamten  erspart  wird.“  Im  allgemeinen  gelten  auch 
hier  die  Bestimmungen  der  Verordnung  vom  17.  August.  Nur 
wird  die  Haftung  für  den  Dienst  und  die  Geldgebarung  dem 
Amtsleiter  übertragen.  Es  findet  also  eine  starke  Annäherung 
an  die  Verhältnisse  des  nichtärarischen  Dienstes  statt.  Allein 
diese  Verordnung  blieb  nur  auf  dem  Papier.  Der  Amtsbericht 
des  Ministeriums  erwähnt  ihren  Erlaß  nicht  einmal,  geschweige 
denn  einen  Erfolg.  Die  in  den  Folgejahren  betriebene  Aufhebung 
der  kleinen  ärarischen  Telegraphenämter  und  die  Kombinierung 
desTelegraphendicnstesmit  den  nichtärarischen  Postämtern  machte 
sie  gegenstandslos.  So  verschwanden  die  verheirateten  Frauen 
wieder  aus  dem  Dienste,  ehe  sie  noch  in  denselben  wirklich  ein- 
getreten waren.  Schon  ein  halbes  Jahr  nach  der  Zulassung,  am 
2.  März  1872,  wird  die  Entlohnung  nach  zufriedenstellender 
2monatlicher  Dienstleistung  auf  25  fl.  erhöht.  Am  31.  Dezember 
desselben  Jahres  wird  die  14tägige  Kündigung  in  eine  (5 wöchent- 
liche umgewandelt. 

Es  dauerte  nicht  mehr  lange,  so  eröffneten  sich  auch  die 
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Schranken  des  Postdienstes.  Mit  Erlaß  vom  19.  Februar  1874 
werden  die  Modalitäten  bestimmt,  unter  denen  Frauen  als  Post- 
manipulantinnen  bei  den  Stadtpostämtern  in  Wien  und  Prag 
verwendet  werden  dürfen.  Die  betreffenden  Vorschriften  ent- 
sprechen im  allgemeinen  denjenigen  für  die  Telegraphistinnen.  Im 
einzelnen  ist  unter  den  Vorbedingungen  der  Anstellung  ein  Höchst- 
alter von  40  Lebensjahren  und  der  Ausschluß  auch  der  Witwen  mit 
Kindern  zu  erwähnen.  Der  Anstellung  geht  eine  (»wöchentliche 
Probezeit  voraus,  an  welche  sich  eine  Aufnahmsprüfung  aus 
den  einfachen  Postvorschriften  anschließt.  Die;  Ablegung  der 
Expeditorenprüfung  befreit  hievon.  Nach  Ablegung  der  Prüfung 
erhalten  die  Manipulantinnen  ein  Aufnahmsdekret,  in  welchem 
auf  den  zeitlichen  Charakter  ihrer  Verwendung  und  das  Fehlen 
jedes  Anspruches  auf  bleibende  Versorgung  aus  dem  Staats- 
schätze ausdrücklich  hingewiesen  wird.  Eine  bestimmte  Kündigungs- 
frist ist  nicht  angegeben.  .Unter  ihren  Pflichten  wird  besonders  die 
Gehorsamspflicht  gegenüber  den  dienstlichen  Weisungen  der 
Amtsvorgesetzten  betont.  Zur  Sicherung  ihrer  Ersatzpflicht  dient 
eine  Kaution  von  50  fl.,  die  auch  ratenweise  gezahlt  werden 
kann.  Die  Verwendung  erfolgt  vorläufig  nur  zum  Briefaufgabs- 
dienst, Verschleiß  der  Wertzeichen,  Annahme  von  Depeschen, 
Ausgabe  von  post  lagernden  und  amtlichen  Briefsendungen.  Die 
tägliche  Arbeitsdaucr  beträgt  höchstens  8 Stunden  und  hat  auf 
die  Zeit  von  (> — 9 Uhr  zu  entfallen,  sodaß  Nachtdienst  aus- 
geschlossen ist.  Die  Entlohnung  beträgt  1 fl.  Taggeld,  wird  in 
dekursiven  Monatsraten  auch  während  der  Probezeit  ausbe- 
zahlt. Ein  Nebenverdienst  besteht  nicht. 

„Mit  Rücksicht  auf  die  günstigen  Erfahrungen,  welche  die 
Verwendung  von  Frauen  bei  den  ärarischen  Postämtern  in  Wien 
und  Prag  ergeben  hat  und  im  Hinblick  auf  die  tlmnlichste  Be- 
schränkung der  Betriebsauslagen  durch  Heranziehung  billigerer 
Arbeitskräfte  wurden  später  auch  bei  den  Ararialpostämtern  in 
Linz,  Brünn,  Lemberg  und  Graz  Postmanipulan  tinnen  für  die 
leichteren  und  weniger  verantwortlichen  Dienstverrichtungen 
zugelassen. u So  meldet  der  Amtsbericht  und  gibt  uns  damit  zugleich 
Auskunft  darüber,  daß  finanzielle  Rücksichten  ausschlaggebend 
waren.  Es  galt  damals,  mit  allem  Nachdruck  auf  die  Beseitigung 
des  Defizites,  sowohl  bei  der  Post-  als  bei  der  Telegraphen- 
anstalt — beide  Zweige  waren  bis  1883  noch  getrennt  — hinzu* 
arbeiten.  Man  hoffte,  durch  möglichst  starke  Einschränkung  der 
Personalkosten  zum  Ziele  zu  gelangen.  Besonders  bei  der  Tele- 
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graphenanstalt  versuchte  man  es  mit  der  Besetzung  kleinerer 
Stationen  durch  Dienerpersonal,  Heranziehung  von  Postmeistern 
und  Privaten  zur  Vorsehung  des  Telegraphendienstes,  mit  dem 
Ersatz  der  Amtsboten  durch  Depeschenausträger,  der  Reduktion 
des  ärarischen  Manipulationspersonals  und  endlich  mit  der  Ver- 
wendung von  Telegraphistinnen  an  Stelle  von  Subalternbeamten. 
Einen  starken  Druck  übte  in  dieser . Beziehung  die  1873er  Krise 
aus,  welche  einen  bedeutenden  Rückgang  des  Depeschenverkehres 
sowie  eine  Minderung  der  Posteinnahmen  zur  Folge  hatte.  Immer 
wieder  wird  in  den  Aratsberichten  auf  eine  „möglichst  ausge- 
dehnte Verwendung  von  kündbaren  und  geringer  besol- 
deten Arbeitskräften  an  Stelle  der  fix  Angestellten  Bedien- 
steten“ verwiesen.  Allerdings  mußte  man  sich  bezüglich  der 
Telegraphistinnen  im  Jahr^  1879  wegen  ihrer  beschränkten  Ver- 
wendbarkeit zum  Nachtdienste  und  außerhalb  des  Wohnortes, 
so  wie  mit  Rücksicht  auf  die  etwaige  Aktivierung  des  Feld- 
telegraphen zur  Festlegung  eines  Höchstsatzes  von  25%  des 
gesamten  Manipulationspersonals  entschließen.  Allein  dieser  Satz 
war  bereits  1878  überschritten  worden  und  auch  in  der  Folge- 
zeit verschob  sich  das  Verhältnis  weiter  zu  Gunsten  der  Tele- 
graphistinnen. Im  Jahre  1883  zählten  sie  380  Köpfe  und  bildeten 
28%  des  Manipulationspersonals.  Die  Postraanipulantinnen 
dagegen  blieben  seit  ihrer  Kreierung  ohne  Abweichung  auf  5%. 
Sie  machten  1883  170  Personen  aus. 

Die  Zahl  von  550  Frauen  im  Staatspost-  und  Telegraphen- 
dienste beweist,  daß  sie  sich  einen  dauernden  Platz  unter  dem 
Personal  dieser  Anstalt  errungen  hatten.  Des  öfteren  versichern 
die  amtlichen  Berichte  die  gute  Verwendbarkeit  der  weiblichen 
Angestellten.  Der  Versuch  von  1871  und  1874  hatte  also  zu 
befriedigenden  Ergebnissen  geführt.  Damit  entstand  das  Bedürfnis 
der  Anpassung  des  Dienstverhältnisses  an  seinen  dauernden 
Charakter.  Alle  Forderungen,  welche  für  die  Regelung  des  berufs- 
mäßigen Staatsdienstes  in  Betracht  kommen,  wurden  aktuell,  so 
die  Frage  der  festen  Anstellung,  der  standesgemäßen  Besoldung, 
der  allmählichen  Vorrückung  und  einer  entsprechenden  Alters- 
versorgung. 

Die  Verwaltung  setzte  erklärlicherweise  diesen  Wünschen 
einen  ziemlich  starren  Widerstand  entgegen,  da  sie  das  ganze 
Verhältnis  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Kostenersparnis  ge- 
schaffen hatte.  Infolge  dessen  blieb  ihr  auch  das  Verständnis  der 
Aufgabe  verschlossen,  unter  den  weiblichen  Bediensteten  eine 
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Auffassung  ihrer  Stellung  und  ihres  Verhältnisses  zum  Staate 
groß  zu  ziehen,  die  sich  von  dem  gewöhnlichen  Arbeitsverhält- 
nis unterschieden  hätte.  Daß  die  Frauen  aber  ihrerseits  nur  die 
wirtschaftliche  Seite  des  Dienstverbandes  im  Auge  hatten,  war 
mit  Rücksicht  auf  ihren  durch  die  Verhältnisse  erzwungenen 
Eintritt  in  das  Erwerbsleben  nur  zu  natürlich.  So  gewinnt  die 
folgende  Entwicklung  den  Charakter  eines  nackten  Kampfes  um 
bessere  Arbeitsbedingungen.  Den  Frauen  kam  es  dabei  zugute, 
daß  sie  hauptsächlich  in  den  großen  Städten  verwendet  wurden. 
Dadurch  wurde  ihnen  die  Vereinigung  zu  gemeinsamen  Beratungen, 
die  Überreichung  von  Petitionen  an  die  Vorgesetzten  Behörden 
und  Ministerien,  die  Fühlungnahme  mit  dem  Abgeordnetenhause 
besonders  erleichtert. 

Am  dringendsten  war  das  Bedürfnis  nach  Erhöhung  der 
Bezüge,  welches  sich  für  alle  gleicn  fühlbar  machte,  auch  für 
diejenigen,  die  ihre  Stellung  nicht  als  dauernden  Beruf  ansahen. 
Wir  können  natürlich  die  einzelnen  Schritte  in  dieser  Richtung 
nicht  näher  verfolgen.  Schließlich  wurde  den  Postmanipulan- 
tinnen  auf  die  Befürwortung  des  Abgeordnetenhauses  hin  im 
Jahre  1881  an  Stelle  des  Taggeldes  von  1 fl.  ein  fester  Monats- 
lohn von  86  fl.  zugesagt.  Die  Telegraphistinnen  brachten  es  von 
25  fl.  auf  80  fl.  Bei  jeder  Staatsvoranschlagsdebatte  kehrte  die 
Frage  der  Bezugsaufbesserung  in  den  Reden  und  Resolutionen 
wieder.  Aber  erst  im  Jahre  1887  begann  die  Postverwaltung  ein 
geregeltes  System  in  die  Entlohnung  zu  bringen,  indem  sie 

4 Lohnstufen  mit  30,  35,  40  und  45  fl.  schuf.  Der  Anfangsbezug 
der  Postraanipulantinnen  von  36  fl.  war  unterdessen  wieder  ver- 
schwunden. Nach  den  Angaben  des  Handelsministcrs  im  Abge- 
ordnetenhause entfielen  im  Jahre  1893  8°/0  der  Frauen  in  die 
höchste,  49  in  die  niedrigste,  und  43  in  die  beiden  mittleren 
Lohnstufen.  Das  Jahr  1895  brachte  dann  die  Stufe  von  50  fl. 
Ein  fester  Anspruch  auf  Erhöhung  der  Bezüge,  wie  ihn  die 
Staatsbeamten  bezüglich  der  Gehaltsstufen  besitzen,  wurde  den 
weiblichen  Bediensteten  allerdings  nicht  eingeräumt.  Die  Vor- 
rückung war  indessen  als  Quinquennium  gedacht  und  wurde 
auch  im  Abgeordnetenhause  wiederholt  als  solches  bezeichnet. 

Die  Gewährung  der  Quinquennien  gibt  uns  einen  Maßstab 
für  die  Beurteilung  der  staatlichen  Lohnpolitik.  Bei  den  Mani- 
pulantinnen  erfolgte  die  Einräumung  eines  höheren  Bezuges  erst 
nach  1880,  obwohl  die  Dienstältesten  bereits  im  Jahre  1879 

5 Jahre  gedient  hatten,  das  zweite  Quinquennium  kam  1887 
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statt  1884,  hier  allerdings  verbunden  mit  dem  dritten,  welches 
dem  tatsächlich  erreichten  Dienstalter  um  2 Jahre  vorausging, 
endlich  das  vierte  im  Jahre  1895,  also  ein  Jahr,  nachdem  die 
ältesten  Manipulantinnen  auf  eine  20jährigo  Dienstzeit  zurück- 
blicken  konnten.  Bei  den  Telegraphistinnen  war  das  Verhältnis 
zwischen  der  Gewährung  der  Zulagen  und  dem  erreichten  Dienst- 
alter noch  viel  ungünstiger,  weil  man  erst  anfangs  der  Achtziger- 
Jahre  den  Grundgehalt  mit  30  fl.  normiert  hatte.  Aber  selbst  wenn 
wir  von  den  25  fl.  des  Jahres  1872  ausgehen,  verspätete  sich  die 
erste  Zulage  um  3,  die  zweite  um  5 Jahre.  Erst  die  dritte  er- 
folgte rechtzeitig,  und  von  da  an  suchte  man  auch  die  Verspä- 
tung wieder  auszugleichen,  indem  man  bei  der  Feststellung  des 
Bezuges  im  Einzelfalle  die  Gesamtdienstzeit  zugrunde  legte. 

Während  im  allgemeinen  die  materielle  Gleichstellung  der 
Postmanipulantinnen  und  Telegraphistinnen  durchaus  entspre- 
chend war,  hatte  sie  andererseits  die  Rückermäßigung  der 
Anfangsbezüge  der  Manipulantinnen  von  36  auf  30  fl.  zur  Folge. 
Von  diesem  Grundgehalte  aus  hatten  die  weiblichen  Bediensteten 
allerdings  jetzt  Aussicht,  in  5jährigen  Zwischenräumen  innerhalb 
von  20  Dienstjahren  auf  50  fl.  monatlich  aufzusteigen. 

Die  zweite,  die  materiellen  Interessen  stark  berührende 
Frage  war  die  Einführung  einer  Altersversorgung.  Sie  fiel  be- 
sonders ins  Gewicht  für  diejenigen,  welche  den  Staatsdienst  als 
dauernden  Beruf  ins  Auge  gefaßt  hatten,  und  gewann  naturgemäß 
gegen  Mitte  der  Achtziger  - Jahre  Bedeutung,  als  eine  größere 
Anzahl  auf  eine  10jährige  Dienstzeit  zurückblickte,  welche  nach 
Analogie  des  staatlichen  Pensionsrechtes  als  normale  Karenzzeit 
betrachtet  wurde.  Auch  hierbei  fanden  die  Bediensteten  im  Parla- 
mente eine  entschiedene  Unterstützung.  Von  1887  an  kehrt  bei 
jeder  Etatsberatung  eine  Resolution  wieder,  welche  die  Regie- 
rung zur  Einführung  einer  obligatorischen  Altersversicherung 
unter  Beitragsleistung  des  Staates  auffordert.  Entsprechend  dieser 
Anregung  tritt  die  Postverwaltung  an  den  Pensionsverein  für 
Landpostbedienstete  heran  und  bewirkt  eine  Statutenänderung, 
welche  den  Manipulantinnen  und  Telegraphistinnen  den  Eintritt 
ermöglicht.  Dabei  werden  die  Jahresbeiträge  wegen  des  Fort- 
falles der  Witwen-  und  Waisenversicherung  von  6 auf  4"  „ er- 
mäßigt. Im  Jahre  1893  endlich  erfolgt  die  Dekretierung  des 
obligatorischen  Beitrittes  der  auf  systemisierten  Stellen  verwen- 
deten Manipulantinnen  und  Telegraphistinnen.  Der  Staat  über- 
nimmt dabei  20"  0 der  Eintrittsgebühr  und  50"  0 des  Mitglieds- 
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beitrages.  Die  anzumeldende  Pensionsquote  beträgt  ohne  Rück- 
sicht auf  den  tatsächlich  bezogenen  Gehalt  500  fl.,  die  Beiträge 
der  Bediensteten  demnach  80%  von  10%  oder  40  fl.  als  Ein- 
trittsgebür  und  50%  von  4%  oder  10  fl.  als  Jahresbeitrag.  Zu- 
dem wird  im  Erstjahre  der  Anstellung  ein  erhöhtes  Taggeld 
von  1 fl.  10  kr.  oder  30  fl.  50  kr.  für  das  Jahr  mehr  gewährt, 
so  daß  sich  die  Eintrittsgobiikr  tatsächlich  auf  3 fl.  50  kr.  er- 
mäßigt. Die  Ordnungsstrafgelder  der  weiblichen  Bediensteten 
werden  dem  Verein  zugewiesen.  Die  Pensionsansprüche  sind  die 
gleichen  wie  bei  den  Landpostbediensteten,  sie  betragen  also 
nach  10 — 35  Dienstjahren  45 — 80%  der  angemeldeten  Quote, 
seit  1898  nach  40  Dienstjahren  100%,  so  daß  sie  jetzt  225  bis 
500  fl.  ausmachen.  An  der  Leitung  des  Vereines  sind  die  Frauen 
in  der  Weise  beteiligt,  daß  sie  2 Mitglieder  in  den  Zentral- 
ausschuß entsenden. 

Das  bei  Berechnung  des  Pensionsanspruches  zugrunde  zu 
legende  Dienstalter  läuft  nach  den  Statuten  des  Vereines  vom 
Tage  des  Eintrittes  in  denselben.  Nun  hatten  aber  viele  der 
weiblichen  Bediensteten  bereits  eine  lange  Dienstzeit  hinter  sich, 
welche  sie  naturgemäß  für  das  Ausmaß  ihrer  Altersversorgung 
wirksam  zu  machen  wünschten.  Im  Rahmen  des  Pensionsvereines 
ließ  sich  diese  Wirkung  aber  nur  durch  Nachkauf  der  zurück- 
gelegten Dienstjahre  erreichen.  Diesbezüglich  wurden  etwas  er- 
leichterte Bedingungen,  insbesondere  die  Ratenzahlung  und  Vor- 
schüsse des  Staates  gewährt.  Aber  die  Nachzahlungen  erreichten 
eine  sehr  bedeutende  Höhe.  Sie  betragen  für  1 Dienstjahr  22  fl. 
50  kr.,  für  5 Dienstjahre  124  fl.  50  kr.,  für  10  283  fl.,  für  15 
485  fl.  50  kr.,  für  20  744  fl.,  für  25  Dienstjahre  1074  fl.  Diese 
Beträge  waren  außerordentlich  belastend,  zum  Teil  unerschwing- 
lich. Die  Möglichkeit  der  Sicherung  bereits  zurückgelegter 
Dienstjahre  verlor  unter  diesen  Verhältnissen  für  einen  großen 
Teil  jede  praktische  Bedeutung.  Die  Frauen  wendeten  sich  daher 
an  die  Postverwaltung  und  baten  um  Übernahme  der  Nachzah- 
lungen durch  den  Staat.  Auch  an  das  Abgeordnetenhaus  trat 
man  wiederum  heran,  und  gelegentlich  der  Etatsberatungen 
wurde  von  verschiedener  Seite  ein  warmes  Wort  zu  ihren 
Gunsten  gesprochen.  Die  Postverwaltung  aber  lehnte  mit  Rück- 
sicht auf  die  Kosten  von  ungefähr  200.000  fl.  entschieden  ab. 
Sie  suchte  nur  die  Nachzahlungen  durch  Gewährung  des  oben 
erwähnten  Quinquenniums  von  50  fl.  einigermaßen  zu  erleichtern. 
So  verblieb  es  bei  den  angegebenen  Bestimmungen,  welche  die 
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älteren  Manipulantinnen  auf  Jahre  hinaus  empfindlich  belasteten, 
und  denen  sie  sich  natürlich  nur  widerstrebend  fügten.  Ebenso 
verhielt  man  sich  auch  gegenüber  den  Telegraphistinnen,  die  bei 
Verstaatlichung  der  verschiedenen  Privatgesellschaften  übernom- 
men wurden.  Der  Nachkauf  der  zurückgelegten  Dienstjahre  blieb 
der  privaton  Abmachung  ihres  Versorgungsvereines  mit  dem 
Pensionsverein  überlassen. 

Die  weiblichen  Bediensteten  nehmen  an  den  Generalver- 
sammlungen des  Pensionsvereines  regen  Anteil,  indem  sie  dabei 
der  Vereinsleitung  mit  einem  gewissen  Mißtrauen  in  Betreff  der 
paritätischen  Wahrung  der  Interessen  begegnen.  Im  allgemeinen 
aber  wurde  ihren  Wünschen  durchweg  Rechnung  getragen.  Da 
sie  größtenteils  mit  Rücksicht  auf  die  ungünstige  Bilanz  bisher 
nicht  durchgesetzt  werden  konnten,  erscheinen  sie  in  der  im 
vorigen  Kapitel  erwähnten  Resolution.  In  ihrem  Sinne  wurden 
bezüglich  der  Umwandlung  des  Vereines  in  einen  staatlichen 
Fond  folgende  Wünsche  ausgesprochen : Herabsetzung  ihres  Bei- 
trages auf  3%,  Recht  der  Wahrung  des  durch  1()-  und  mehr- 
jährige Dienstzeit  erworbenen  Pensionsrechtes  im  Falle  eines 
freiwilligen  Austrittes,  Anspruch  der  Hinterbliebenen  auf  ein 
Sterbequartal.  Außerdem  beziehen  sich  die  allgemein  aufgestellten 
Forderungen : Bemessung  der  Ruhegenüsse  nach  Maßgabe  der 

für  die  Staatsbeamten  geltenden  Bestimmungen,  Herabsetzung 
der  zum  Bezug  der  vollen  Quote  berechtigenden  Dienstzeit  von 
40  auf  35  Jahre,  Ersatz  der  Nachzahlungen  bei  Erhöhung  der  Quote 
durch  eine  mäßige  Erhöhung  der  Jahresbeiträge  ebenso  auf  sie 
wie  auf  die  Landpostbediensteten. 

Der  Pensionistenstand  der  Manipulantinnen  betrug  Ende 
1000  46  KOpfe  mit  einer  Gesamtpension  von  12.162  fi.  oder 
254  fl.  für  den  Kopf.  Diese  Zahl  entspricht  einer  durchschnittlichen 
Dienstzeit  von  15 — 20  Jahren.  Die  tatsächlich  erreichte  ist  natür- 
lich höher,  weil  nicht  alle  Pensionisten  sich  überhaupt  für  ein 
zurückgelegtes  Dienstjahr  und  die  Nachkaufenden  nicht  für  alle 
Dienstjahre  einen  Anspruch  gesichert  haben. 

Die  dritte  Forderung  in  Bezug  auf  die  Ausgestaltung  des 
Dienstverhältnisses  zielte  auf  die  feste  Anstellung  ab.  Anfänglich 
wurde,  wie  wir  gesehen  haben,  die  Entlohnung  für  jeden  Kranken- 
tag in  Abrechnung  gebracht,  die  Kündigungsfrist  betrug  14  Tage. 
Letztere  war  schon  Ende  1872  auf  6 Wochen  ausgedehnt  wor- 
den. Auch  der  Fortbezug  des  Diensteinkommens  in  Krankheits- 
und Urlaubsfällen  wurde  allmählich  bis  zu  einem  Hüchstausmaß 
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von  1 — 2 Monaten  eingeräumt.  Damit  hatte  sich  die  Regelung 
des  Dienstverhältnisses  schon  weit  von  dem  der  Diurnisten  ent- 
fernt. Die  Gewährung  einer  Pensionsberechtigung  widerlegte  am 
besten  den  Hinweis  auf  die  zeitliche  Verwendung.  Auch  in  Be- 
zug auf  die  Dienstpflichten  erschien  eine  schärfere  Formulierung 
für  angemessen.  Die  einzelnen  Direktionen  erließen  bezügliche 
Dienstbelehrungen,  welche  für  die  Postmanipulantinnen  und 
Telegraphistinnen  gemeinsam  Geltung  hatten.  Darin  finden  sich 
Vorschriften  tiber  dienstlichen  Gehorsam,  Benehmen  im  Verkehr 
mit  den  Postbediensteten,  im  Verkehr  mit  dem  Publikum,  Fleiß 
und  Tätigkeit,  Verschwiegenheit  und  Geschenkannahme  in  Amts- 
sachen, Redlichkeit  und  gewissenhafte  Verwaltung  der  anver- 
trauten Ararialgüter,  Verhalten  außer  dem  Amte,  Verantwort- 
lichkeit und  Ersatzpflicht.  Für  die  Verletzung  der  verschiedenen 
Pflichten  waren  Strafen,  für  die  schwersten  Fälle  Entlassung 
angedroht.  So  hatten  sieh  in  dem  Dienstverhältnisse  die  wesent- 
lichen Elemente  der  Beamtenstellung  herausgebildet,  die  starke 
persönliche  Unterordnung  unter  das  Staatsinteresse,  die  sich  auch 
in  das  Privatleben  hinein  erstreckt,  die  fachliche  Vorbildung, 
die  dauernde  Verwendung.  Nur  die  entsprechenden  Rechte  fehlten. 

Auch  in  dieser  Frage  fanden  die  weiblichen  Bediensteten 
im  Abgeordnetenhause  Verständnis  und  Unterstützung.  Seit  1890 
bildet  die  Forderung  ihrer  definitiven  Anstellung  ein  stets  wieder- 
kehrendes Gravamen  gegenüber  der  Postverwaltung.  Als  Vor- 
bote der  Regelung  zeigt  sich  im  Jahre  1896  zum  erstenmale  im 
Staatsvoranschlage  ein  gesonderter  Ausweis  der  weiblichen  Be- 
diensteten, während  sie  bisher  unter  einem  mit  den  ständigen 
und  zeitweilig  auf  genommenen  Hilfskräften  angesetzt  worden 
waren.  Aber  erst  die  Verordnung  vom  31.  Juli  1898  P.  u.  T.  V.  Bl. 

Nr.  79  ex  1898  brachte  endlich  das  ersehnte  Definitivum. 

•• 

Gleichzeitig  wurde  eine  wichtige  organisatorische  Änderung 
vorgenommen,  nämlich  die  Vereinigung  der  beiden  Gruppen 
unter  dem  Namen  Post-  und  Telegraphenmanipulantinnen.  Diese 
Maßregel  war  schon  langer  Hand  vorbereitet,  indem  man  die  Post- 
manipulantinnen zur  Erlernung  des  Telegraphen-,  die  Telegraphi- 
stinnen zur  Erlernung  des  Postdienstes  anhielt.  Sie  bedeutet  auch 
nur  scheinbar  eine  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Arbeitsteilung. 
Denn  tatsächlich  bleiben  die  Arbeitsleistungen  getrennt.  Die 
Übung  und  Fertigkeit  des  Personales  spielt  naturgemäß  in  den 
großen  Telegraphen-  und  Telephonzentralen  eine  wichtige  Rolle. 
Aber  die  Möglichkeit  der  Heranziehung  zu  beiden  Dienstzweigen 
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sichert  dem  einzelnen  Angestellten  eine  erhöhte  Verwendbarkeit. 
Besonders  macht  sich  das  bei  den  kleinen  Ämtern  mit  kombi- 
niertem Dienste  geltend.  Auch  eine  Rücksichtnahme  auf  Ände- 
rungen der  körperlichen  Befähigung  mit  vorschreitendem  Lebens- 
alter ist  dadurch  ermöglicht.  Kurz,  der  ganze  Personalkörper 
gewinnt  an  Elastizität.  In  der  gleichen  Richtung  sind  sehr  günstige 
Ergebnisse  bei  der  durchgängigen  Vereinigung  der  Telegraphen- 
mit  der  Postanstalt  in  den  Jahren  1882—  83  gemacht  worden. 

Mit  der  angegebenen  Verordnung  wurden  die  „Normal- 
bestimmungen über  das  Dienstverhältnis  der  bei  den  Ararial- 
Post-  und  Telegraphenämtern  (Staats-Telephonzentralen)  in  Ver- 
wendung stehenden  weiblichen  Arbeitskräfte“  erlassen.  Am 
wichtigsten  ist  davon  der  § 18,  der  besagt:  „Die  definitiv'  an- 

gestellten  Post-  und  Telegraphenmanipulantinnen  treten  in  ein 
dauerndes  Dienstverhältnis  zur  Post-  und  Telegraphenanstalt . . . ; 
sie  erlangen  jedoch  hiedurch  nicht  den  Charakter  von  wirk- 
lichen Staatsbeamten.  Ihr  Anspruch  auf  einen  Ruhe-  oder  Ver- 
sorgungsgenuß richtet  sich  nach  den  diesfülligen  besonderen  Be- 
stimmungen.“ Das  will  heißen,  eine  Einreihung  der  Manipulan- 
tinnen  in  eine  der  11  Rangsklassen  findet  nicht  statt,  die  Grund- 
lage ihrer  Anstellung  bleibt  privatrochtlich.  Im  ganzen  Text  der 
Verordnung  ist  auch  die  Bezeichnung  Beamte  absichtlich  ver- 
mieden, obwohl  sie  genau  so  gut  hätte  angewendet  werden 
können,  wie  dies  2 Jahre  später  hinsichtlich  der  Postmeister 
geschehen  ist.  Was  die  festgesetzten  Rechte  und  Pflichten  be- 
trifft, so  enthalten  die  Normalbestimmungen  im  allgemeinen  nur 
eine  Kodifikation  der  bereits  bestehenden  Normen.  Ihre  Besol- 
dungs-  und  Versorgungsansprüche  erfahren  in  Bezug  auf  das 
Ausmaß  keine  Neuregelung.  Dagegen  bildet  die  Gewährung  des 
Rechtes  auf  Anstellung  und  eines  festen  Anspruches  auf  Quin- 
quennalvorrückung  nur  das  logische  Gegenstück  zu  den  bereits 
übertragenen  Pflichten.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Einführung 
eines  geregelten  Disziplinarverfahrens  durch  Ausdehnung  der 
für  die  Staatsbeamten  geltenden  Bestimmungen. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  unter  den  Aufnahmswerberinnen 
den  Töchtern,  bezw.  Witwen  und  geschiedenen  Frauen  von 
Bediensteten  der  Post-  und  Telegraphenanstalt,  dann  von  Staats- 
bediensteten und  Offizieren  ein  Vorrang  eingeräumt  wird.  Es 
tritt  uns  also  hier  auch  die  Geltendmachung  des  humanitären 
Gesichtspunktes  entgegen.  Übrigens  wurde  er  auch  schon  lange 
Zeit  vorher  stets  berücksichtigt. 
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Durch  dio  Zuerkennung  des  Dcfinitivums  im  Jahre  1898 
hatte  die  Regelung  der  Anstellung  einen  gewissen  Abschluß  er- 
reicht. Aber  die  Unzufriedenheit  mit  der  Entlohnung  dauerte 
fort.  Man  bezeichnete  den  Anfangsgehalt  von  30  H.  als  zu  nied- 
rig und  forderte  eine  raschere  Vorrückung.  Eine  Petition  noch 
aus  demselben  Jahre  verlangte  einen  Monatslohn  von  35  fl.  von 
der  eigentlichen  Anstellung  an,  der  sich  in  Triennien  auf  75  H. 
erhöhen  sollte.  Diese  Forderung  wurde  mit  Hinweis  auf  „ihre 
mißliche  Lage  infolge  der  außerordentlichen  Teuerungsverhält- 
nisse“  und  ihren  „außerordentlich  anstrengenden  und  nervenauf- 
regenden  Dienst^  begründet.  Natürlich  blieb  die  Gehaltsregulie- 
rung der  Beamten  durch  das  Gesetz  vom  19.  September  1898 
nicht  ohne  Rückwirkung.  In  wiederholten  Petitionen  und  Audienzen 
urgierte  man  die  Erfüllung  der  vorgebrachten  Wünsche.  Aber 
die  innerpolitischen  Wirren,  die  auch  die  Landpostreforra  ins 
Stocken  gebracht  hatten,  verhinderten  das  Handelsministerium, 
ihnen  entgegenzukommen.  Erst  im  Jahre  1900  wurde  mit  Ver- 
ordnung vom  19.  März  dem  Wunsche  nach  rascherer  und  gün- 
stigerer Vorrückung  entsprochen.  An  Stelle  der  Quinquennien 
traten  Quadriennien,  wie  sie  das  Gesetz  von  1898  für  die  Staats- 
beamten eingeführt  hatte,  der  Höchstsatz  wurde  von  50  H.  nach 
20  Dienstjahren  auf  75  fl.  nach  37  Dienstjahren  gesteigert.  Der 
bisherige  Maxiraallohn  von  50  fl.  tritt  somit  nach  17  Jahren  ein. 
Zugleich  wurde  die  Einteilung  der  Manipulantinnen  in  die  Lohn- 
stufen nach  Maßgabe  und  unter  Anrechnung  der  bisher  voll- 
streckten Dienstzeit  verfügt,  wodurch  die  Aufbesserung  gewisser- 
maßen rückwirkende  Kraft  erhielt.  Eine  Erhöhung  des  Anfangs- 
gehaltes hatte  die  Verordnung  nicht  gebracht,  ebensowenig  die 
Quinquennalvorrückung  für  die  erste  Zulage  aufgehoben.  Der  Grund 
war  in  beiden  Punkten  rein  finanzieller  Natur.  Bei  der  starken 
Verjüngung  des  Altersaufbaues  der  Manipulantinnen  nach  oben, 
welche  infolge  der  erst  in  letzter  Zeit  stark  einsetzenden  Aus- 
dehnung ihrer  Anstellung  eintrat,  bedeutete  eine  Aufbesserung  des 
Anfangsgehaltes  die  schwerste  Belastung  des  Ausgabenetats.  Ferner 
war  im  Jahre  1890  das  Telephonnetz  der  Wiener  Privat  telegraphen- 
gcscllschaft  übernommen  worden.  Die  Einführung  eines  Quadrien- 
niums  für  die  erste  Lohnerhöhung  hätte  der  großen  Zahl  der  Xeu- 
aufgenommenen  gerade  im  Jahre  190(1  den  Anspruch  auf  Erhöhung 
gegeben.  Um  nun  einer  plötzlichen  bedeutenden  Steigerung  des  Auf- 
wandes zu  begegnen,  sah  man  sich  veranlaßt,  in  den  beiden  angege- 
benen Punkten  für  den  Augenblick  von  einer  Änderung  abzusehen. 
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Vergleichen  wir  wiederum  das  erreichte  Dienstalter  mit 
der  Gewährung  der  Zulagen,  so  hätte  die  Erhöhung  über  50  fl. 
für  die  ältesten  Telegraphistinnen  1897,  für  die  ältesten  Post- 
manipulantinnen  1899  eintreten  sollen.  Die  Aufwendung  für  die 
Beschleunigung  der  Vorrückung  ist  im  Staatsvoranschlag  von 
1900  mit  40.000  Kronen  angesetzt. 

Durch  die  Erhöhung  der  Bezüge  entstand  übrigens  eine 
Inkongruenz  gegenüber  den  Statuten  des  Pensionsvereines,  indem 
nach  diesen  trotz  der  Steigerung  des  Endgehaltes  von  G00  auf 
IKK)  fl.  nur  die  alte  Pensionsquote  von  500  fl.  angemeldet  werden 
kann.  Hier  zeigt  sich  wieder  die  geringe  Eignung  eines  Ver- 
sicherungsvereines für  Pensionszwecke.  In  seinem  Rahmen  kann 
eine  Erhöhung  des  Ruhegenusses  entsprechend  der  Erhöhung 
des  Aktivitätsbezuges  nur  in  der  Weise  erreicht  werden,  daß 
entweder  die  höheren  Beträge  samt  Zinseszinsen  auf  die  bereits 
zurückgelegte  Dienstzeit  nachgezahlt  werden  oder  für  die  höhere 
Pension  eine  neue  Karenzzeit  eintritt.  Im  ersten  Falle  wird  die 
Bedeutung  der  Gehaltserhöhung  für  den  Augenblick  illusorisch 
gemacht  und  darüber  hinaus  eine  neue  Belastung  geschaffen,  im 
zweiten  Falle  aber  gerade  für  die  Dienstälteren  die  Möglichkeit, 
auch  tatsächlich  in  den  Bezug  der  höheren  Versorgung  zu  ge- 
langen, gefährdet.  Trotz  alledem  stellten  die  Manipulantinnen  im 
Jahre  1901  auf  der  Generalversammlung  den  Antrag,  dali  sie 
ihren  jeweiligen  Gehalt  als  Quote  anmelden  können,  und  dieser 
Antrag  wurde  auch  der  wiederholt  erwähnten  Resolution  beige- 
schlossen. Übrigens  ist  die  Frage  der  Erhöhung  der  Pensions- 
quote nicht  gar  so  dringlich,  weil  die  älteren  Manipulantinnen 
zum  großen  Teil  dem  Versorgungsverein  der  österreichischen 
Telegraphistinnen  angehören  und  so  gedeckt  sind.  Bei  Umwand- 
lung des  Vereines  in  einen  Fond  werden  die  besprochenen 
Schwierigkeiten  leicht  beseitigt  werden  können. 

Die  Neugestaltung  der  Entlohnung  und  Vorrückung  im 
Jahn*  1900  kam  nur  den  älteren  Manipulantinnen  zugute,  da 
sie  keine  Änderung  vor  dem  9.  Dienstjahre  bewirkte.  Den  jün- 
geren war  es  hauptsächlich  um  eine  Erhöhung  des  Grundgehaltes 
auf  70,  bezw.  80  K zu  tun.  Auch  im  Parlamente  wurde  diese 
Forderung  durch  Anfragen  und  Anträge  unterstützt.  Die  betei- 
ligten Behörden  erteilten  eine  ermutigende  Zusage,  da  brachte 
die  Verordnung  vom  9.  Mai  1901  eine  bittere  Enttäuschung. 
Diese  führte  einmal  das  höhere  Taggeld  von  2 A’  20  h für  die 
Zeit  des  obligatorischen  Beitrittes  zum  Pensionsverein,  welches 
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zeitweilig  aufgehoben  worden  war,  wieder  ein,  und  zwar  für  das 
zweite  Dienstjahr.  Ferner  erhöhte  sie  den  anfänglichen  Monats- 
lohn, der  mit  der  definitiven  Anstellung  nach  dem  dritten  Dienst- 
jahre an  Stelle  des  Taggeldes  tritt,  von  0)0  auf  68  K.  Im  übrigen 
aber  blieb  das  Gehaltsschema  unverändert,  so  daß  in  der  Zeit 
vom  dritten  bis  zum  neunten  Dienstjahre,  also  während  6 Jahren, 
nur  eine  Erhöhung  um  2 K nach  dem  fünften  Dienstjahre  statt- 
hat. In  das  System  der  Quadriennien  paßt  diese  Regelung  durch- 
aus nicht,  da  jetzt  die  eigentlichen  Vorrückungen  auf  das  4., 
10.,  14.  u.  s.  w.  Dienstjahr  entfallen.  Die  Verbindung  der  defi- 
nitiven Anstellung  mit  einer  Gehaltserhöhung  ist  durchaus  zweck- 
entsprechend. Indessen  hätte  man  diese  Erhöhung  in  Analogie 
zu  den  übrigen  mit  10  K normieren  sollen,  woran  sich  dann  in 
sachlicher  Weise  die  alten  Quadriennien  anschließen  könnten. 
Aber  die  endliche  Regelung  der  Expeditorenfrage  schien  der 
Postverwaltung  dringlicher,  und  eine  doppelte  Inanspruchnahme 
des  Etats  für  2 gleichzeitige  Bezugsaufbesserungen  größeren 
Stils  wurde  als  unzulässig  betrachtet.  Man  wollte  aber  den 
Forderungen  der  Manipulantinnen  auf  Erhöhung  ihrer  Anfangs- 
bezüge wenigstens  einiges  Entgegenkommen  beweisen,  ohne  viel 
dafür  opfern  zu  müssen.  Daher  die  Einführung  des  merkwürdi- 
gen Satzes  von  68  K , dem  gegenüber  der  Lohn  von  70  K nach 
5 Dienstjahren  noch  eine  Erhöhung  bedeuten  konnte.  Die  voll- 
ständige Umstürzung  des  alten  Schemas  ließ  sich  so  vermeiden. 

Die  Verordnung  von  1901  und  ihre  Wirkung  ist  ein  deut- 
licher Beweis  dafür,  auf  welche  Abwege  die  rein  wirtschaftliche 
Auffassung  des  Dienstverhältnisses  führen  mußte.  Ein  System 
von  Abschlagszahlungen  an  Stelle  einer  zielbewußten  Gehalts- 
politik! Natürlich  wurde  der  Zweck,  die  Fordernden  zu  beru- 
higen, nicht  erreicht.  Darüber  vergewissert  uns  eine  Versamm- 
lung, welche  von  Seite  der  Manipulantinnen  kurze  Zeit  nach 
Erlaß  der  Neuregelung  in  Wien  abgehalten  wurde.  Dort  kam 
die  allgemeine  Erbitterung  über  die  Post  Verwaltung  in  heftigen 
Reden  zum  Ausdruck,  und  es  wurde  das  Festhalten  an  der 
Petition  des  „Allgemeinen  Österreichischen  Frauenvereines“ 
proklamiert,  die  viel  weitergehende  Forderungen  enthält.  Es  hätte 
einer  richtigen  Auffassung  der  staatlichen  Aufgaben  in  Bezug 
auf  die  Gehaltspolitik  sicherlich  besser  entsprochen,  entweder 
für  den  Augenblick  die  Erfüllung  der  vorgebrachten  Wünsche 
ganz  bis  auf  einen  Zeitpunkt  zu  vertagen,  in  welchem  sich  eine 
endgültige  Regelung  durchführen  ließ,  oder  den  interimistischen 
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Charakter  der  Maßregel  durch  Gewährung  des  verfügbaren 
Betrages  in  Form  von  Teuerungszulagen  auch  für  die  Beteiligten 
klarzustellcn.  So  aber  findet  die  für  Staatsbedienstete  wahrlich 
wenig  passende  Auffassung  neue  Nahrung,  welche  sich  von 
Lizitando-Forderungen  den  größten  Erfolg  verspricht.  Aus  der 
Verordnung  geht  aber  weiter  hervor,  und  das  ist  auch  ein 
Punkt,  der  nicht  übersehen  werden  darf,  daß  man  die  Bezugs- 
aufbesserung in  den  Anfangsdienstjahren  als  nicht  dringlich 
betrachtet,  sondern  offenbar  damit  rechnet,  daß  die  meisten  der 
weiblichen  Bediensteten  gerade  in  dieser  Zeit  noch  häusliche 
Unterstützungen  beziehen. 

Bevor  wir  uns  nach  der  Betrachtung  der  Entwicklung  des 
Dienstverhältnisses  einer  genaueren  Erörterung  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  zuwenden,  müssen  wir  noch  die  dabei  in 
Betracht  kommenden  Zahlen  ins  Auge  fassen. 
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* Gegen  1872.  — **  Gegen  1805. 

Nach  dieser  Übersicht  betrug  die  Zahl  der  weiblichen  Be- 
diensteten 1872,  d.  h.  im  ersten  Jahre  nach  der  Anstellung  von 
Telegraphistinnen  163,  1874,  also  im  Erstjahre  der  Anstellung 
von  Postmanipulantinnen,  bereits  420;  im  Jahre  1900  dagegen 
3060  oder  das  18*8fache  der  Zahl  von  1872,  das  7*3fache  der 
Zahl  von  1874.  Die  Vermehrung  war  am  stärksten  naturgemäß 
in  der  Anfangsperiode  bis  1875,  ging  dann  bis  gegen  die  Mitte 
der  Achtziger- Jahre  bedeutend  zurück,  um  von  da  an  bis  zur 
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Gegenwart  wieder  rasch  zu  wachsen.  Der  Höhepunkt  liegt  dabei 
in  der  Mitte  der  Neunziger-Jahre.  Eine  Beleuchtung  erfährt 
diese  Entwicklung  durch  die  Gestaltung  des  Verhältnisses  zwi- 
schen den  beiden  Kategorieen,  den  Telegraphistinnen  und  Manipu- 
lantinnen.  Dasselbe  blieb  bis  zum  Beginn  der  Neunziger-Jahre 
stetig  ungefähr  70  : 30;  von  da  an  verschob  es  sich  bis  1897, 
dem  Jahre  vor  ihrer  Vereinigung  bis  auf  83  : 17.  Der  Haupt- 
grund lag  in  der  Verstaatlichung  des  Telephonbetriebes. 

Diese  Zahlen  beweisen  uns  schon,  daß  die  Vermehrung 
des  weiblichen  Standes  gerade  im  letzten  Jahrzehnt  besonders 
stark  war.  Noch  deutlicher  wird  diese  Tatsache,  wenn  wir  von 
der  heutigen  Schlußziffer  ausgehen  und  ihr  Zustandekommen 
betrachten.  Im  Erstjahre  der  Anstellung  belief  sich  die  Zahl  der 
weiblichen  Bediensteten  auf  5%  derselben.  Die  beiden  Folge- 
jahre fügten  weitere  10°/o  hinzu.  Von  da  an  zeigt  sich  entspre- 
chend der  oben  festgestellten  Verlangsamung  des  Zuwachses  in 
dem  ganzen  15jährigen  Zeitabschnitt  von  187G — 90  nur  eine 
Vermehrung  um  ll°/o,  so  daß  im  Jahre  1890  erst  2G°/0,  also  l/A 
des  heutigen  Standes  erreicht  war.  Somit  entfällt  auf  den  Zu- 
wachs im  letzten  Jahrzehnt  s/4  der  heutigen  Ziffer,  wobei  etwas 
mehr  wie  l/4  auf  die  erste  Hälfte,  beinahe  l/2  auf  die  zweite 
Hälfte*  der  Neunziger-Jahre  zu  rechnen  sind.  Daraus  erhellt  auch, 
wie  dringlich  die  Einführung  des  Definitivums  gerade  seit  dem 
Beginn  der  Neunziger-Jahre  geworden  war. 

Hatte  schon  vorhin  der  verhältnismäßige  Anteil  der  Tele- 
graphistinnen an  der  Gesamtzahl  der  weiblichen  Bediensteten 
und  seine  Steigerung  vom  Anfang  der  Neunziger-Jahre  an  ganz 
deutlich  erkennen  lassen,  daß  einerseits  der  heutige  Stand  zum 
größten  Teile  aus  Telegraphistinnen  besteht  und  andererseits  der 
starke  Zuwachs  in  dem  letzten  Jahrzehnt  gerade  auf  diese 
Gruppe  zurückzuführen  ist,  so  können  wir  jetzt  mit  Hilfe  der 
angeführten  Zahlen  auch  ihren  Anteil  ziemlich  genau  feststellen. 
Tm  Jahre  1897  betrug  der  Gesamtstand  der  Frauen  82°  0 des 
heutigen.  Davon  kommen  auf  die  Postmanipulantinnen  (immer 
in  °/0  des  heutigen  Standes)  nur  15,  auf  die  Telegraphistinnen 
G7,  also  mehr  als  4mal  soviel.  Von  dieser  Zahl  waren  aber  nicht 
weniger  als  49°  0 in  der  Zeit  von  1890- — 97  zugewachsen.  Wir 
sehen  also,  beinahe  die  Hälfte  der  heutigen  Schlußziffer  entfällt 
auf  die  Vermehrung  der  Telegraphistinnen  in  der  angegebenen 
Periode,  d.  h.  in  die  Zeit  der  Verstaatlichung  der  verschiedenen 
Telephonnetze. 
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Aber  auch  die  Postmanipulantinnen  sind  in  diesen  7 Jahren 
bedeutend  stärker  als  in  den  vorausgegangenen  15  an  der  Ver- 
mehrung des  Gesamtstandes  beteiligt,  indem  sieh  ihre  Zahl 
im  Durchschnitt  Jahr  für  Jahr  um  l°/0  der  Gesamtschlußziffer 
erhöhte.  Dies  beweist,  daß  die  Ausdehnung  der  Frauenbeschäfti- 
gung nicht  nur  auf  Rechnung  der  Entwicklung  des  Fernsprech- 
verkehres zu  setzen  ist,  sondern  auch  abgesehen  davon  begünstigt 
wurde. 

Im  Anschluß  daran  soll  zugleich  die  Bedeutung  der  weib- 
lichen Bediensteten  für  den  Gesamtbeamtenstand  der  Post-  und 
Telegraphenanstalt  erörtert  werden.  Dazu  folgende  Tabelle: 


Zahl  der  Die  weibl.  Verhältnismäßiger  Zuwachs 


Jahr 

weibl. 

ral.Maui- 

Bediensteten 

der 
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steten 
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männl.  Mani- 
pulation sbeam  teil 
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3158 
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5 

— 

— 
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420 
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18 

1875 

451 

3893 

4344 

10 
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518 

3901 

4419 

12 

13 

— 

1885 

537 

4537 

5074 

11 

4 

16 

1890 

781 

5456 

6237 

13 

45 

20 

1895 

1637 

6968 

8605 

19 

110 

28 

1899 

2851 

7703 

10554 

27 

74 

11 

* Gegen  1872. 


Bei  der  obigen  Tabelle  sind  die  Manipulantinnen  mit  dem 
männlichen  Manipulationspersonal  als  Praktikanten,  Beamten  der 
XI.  und  X.  Rangsklasse  und  Manipulationsdiurnisten  in  Ver- 
gleich gestellt.  Daraus  zeigt  sich  eine  fast  stetige  Steigerung  des 
Anteils  der  weiblichen  Bediensteten  an  der  Gesamtzahl,  von 
5%  im  Jahre  1872  auf  27  im  Jahre  1899.  Der  letzte  Satz  ist 
etwas  zu  hoch,  weil  in  diesem  Jahre  150  —200  Manipulations- 
beamte in  der  IX.  Rangsklasse  standen,  die  nicht  mitberück- 
sichtigt werden  konnten.  Nur  in  der  Periode  1880 — 85  findet 
sich  ein  kleiner  Rückgang.  Die  Steigerung  ist  bewirkt  durch 
den  stärkeren  Grad  der  Vermehrung  des  weiblichen  Personals. 
Ein  direkter  Rückgang  des  männlichen  ist  aus  der  Übersieht 
nicht  zu  entnehmen.  Am  geringsten  war  die  Steigerung  in  dem 
Zeitraum  1875 — 80,  wo  sie  als  Verhältniszahl  gar  nicht  mehr  in 
Betracht  kommt.  Auch  in  dieser  Tabelle  kommt  die  starke  Ver- 
mehrung der  Frauen  seit  Beginn  der  Neunziger-Jahre  in  einem 
rasch  steigenden  Prozentanteil  an  der  Gesamtziffer  zum  Aus- 
druck. Dabei  hat  sich  auch  das  männliche  Personal  von  1890 
bis  1895  am  stärksten,  nämlich  um  mehr  als  l/4,  vermehrt. 
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Betrachten  wir  die  Holle  der  beiden  Kategorien  von  weib- 
lichen Bediensteten  getrennt,  und  wir  können  sie  bis  1883,  wo 
die  Telegraphen-  mit  der  Postanstalt  vereinigt  wurde,  auch  be- 
züglich ihrer  Stellung  zu  dem  Gesamtmanipulationspersonal  ver- 
folgen, so  finden  wir,  dafi  die  Telegraphistinnen  im  Erstjahre 
ihrer  Anstellung  13%  ausmachten,  um  bis  1883  auf  28%  zu 
steigen.  Dieser  höhere  Prozentsatz  entstand  einmal  durch  die 
Steigerung  der  Ziffer  der  Telegraphistinnen  und  dann  durch  den 
Rückgang  der  Ziffer  des  männlichen  Personals  seit  1875.  Im 
Bereiche  der  Telegraphenanstalt  hat  also  ein  direkter  Ersatz  von 
männlichen  durch  weibliche  Bedienstete  stattgefunden,  und  zwar 
handelt  es  sich  dabei  um  den  eigentlichen  Telegraphendienst,  da 
die  Verstaatlichung  des  Fernsprechers  erst  viel  später  einsetzte. 
Bei  den  Postmanipulantinnen  bleibt  das  Prozent  Verhältnis  von 
1874 — 83  unverändert,  indem  beide  Gruppen  eine  parallele  Ver- 
mehrung aufweisen. 

Fassen  w ir  jetzt  das  Bild,  welches  uns  die  Zahlen  gegeben 
haben,  in  wenigen  Worten  zusammen,  so  finden  wir  eine  starke 
Ausdehnung  der  Beschäftigung  von  weiblichen  Bediensteten  seit 
Anfang  ihrer  Verwendung  bis  zur  Gegenwart,  die  eine  beson- 
dere Verstärkung  seit  Beginn  der  Neunziger-Jahre  erhielt.  Der 
Löwenanteil  entfällt  dabei  auf  die  Gruppe  der  Telegraphistinnen, 
welche  schon  nach  wenigen  Jahren  ein  Viertel  des  gesamten 
Telegraphenmanipulationspersonals  ausmachten,  und  auf  deren 
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Rechnung  auch  die  starke  Vermehrung  in  dem  letzten  Jahr- 
zehnt, der  Verstaatlichungsära  des  Fernsprechers,  zurückzu- 
führen ist. 

Um  zur  heutigen  Rechtsstellung  der  Post-  und  Telegraphen- 
manipulantinnen  überzugehen,  so  ist  die  Grundlage  ihres  Dienst- 
verhältnisses, wie  bereits  oben  festgestellt,  formell  privatrechtlich 
geblieben,  aber  materiell  doch  stark  dem  öffentlich-rechtlichen 
Staatsdienste  angenähert.  Auf  der  PHichtenseite  besteht  sogar 
vollständige  Gleichheit,  indem  die  98er  Verordnung  die  Be- 
stimmungen hinsichtlieh  der  Pflichten,  sowie  der  Verantwortlich- 
keit und  Ersatzpflicht  der  wirklichen  Staatsbediensteten  auf  die 
Manipulant  innen  überträgt.  Sie  haben  also  Standes-  und  Dienst- 
pflichten. Zu  den  ersteren  gehören:  die  allgemeine  Treue-  und 
Gehorsamspflicht,  ihre  negative  Seite,  die  Pflicht  der  Wahrung 
des  Dienstgeheimnisses  — auch  nach  dem  Austritt  aus  dem 
Diensto;  ferner  das  Verbot,  Beschwerden  gegen  Verfügungen 
ihrer  Vorgesetzten  oder  ihre  sonstigen  aus  dem  Dienst  verbände 
entspringenden  Beziehungen  durch  die  Presse  zu  veröffentlichen ; 
endlich  die  Pflicht  eines  ehrenhaften  und  standesgemäßen  Be- 
nehmens im  Privatleben  und  das  Verbot  einer  Nebenbeschäfti- 
gung, welche  mit  der  Dienststellung  nicht  vereinbar  ist.  Zu  der 
zweiten  Gruppe  gehören : die  allgemeine  zeitlich  und  örtlich 
unbeschränkte  Dienstpflicht,  die  zum  Ausdruck  gelangt  in  der 
Pflicht,  sich  an  jedem  Dienstorte  verwenden  zu  lassen  und  auch 
außerordentliche  Geschäfte,  die  über  das  Maß  der  gewöhnlichen 
Dienstesobliegenheiten  hinausgehen,  zu  besorgen,  wobei  aller- 
dings das  Recht  einer  Beschwerde  ohne  aufschiebende  Wirkung 
an  die  Vorgesetzte  Behörde  eingeräumt  ist;  ferner  die  besondere 
Amtspflicht,  die  sich  auflöst  in  die  Pflicht  zur  gewissenhaften 
Amtsführung,  die  Präsenz-  und  Residenzpflicht,  d.  h.  das  Verbot, 
sich  ohne  Urlaub  dem  Amte  oder  Dienste  zu  entziehen,  und 
in  das  Verbot  der  Geschenkannahme  in  Amtssachen.  Die  Ver- 
letzung dieser  Pflichten  wird  im  Disziplinarwege  geahndet,  und 
auch  diesbezüglich  sind  die  Manipulantinnen  den  wirklichen 
Staatsbeamten  gleichgestellt. 

Die  wichtigsten  Disziplinarbestimmungen,  enthalten  in  der 
kaiserlichen  Verordnung  vom  10.  März  1860,  R.  G.  Bl.  Nr.  64, 
der  Verordnung  der  Zentralstellen  vom  16.  Februar  1863, 
R.  G.  Bl.  Nr.  32,  und  dem  Amtsunterricht  für  die  k.  k.  Post- 
und  Telegraphendirektionen,  P.  u.  T.  V.  Bl.  Nr.  18  ex  1885, 
seien  hier  kurz  angeführt. 
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Jede  Verletzung  der  Dienst-  und  Standespfliehten  wird  ent- 
weder durch  Ordnungs-  oder  Disziplinarstrafen  geahndet.  Die 
Ordnungsstrafen  bestehen  in  der  mündlichen  und  schriftlichen 
Rüge  oder  in  Geldbußen  bis  zu  40  K.  Zur  Verhängung  derselben 
sind  die  Amtsvorsteher,  die  Inspektionsorgane  und  die  Direk- 
tionen ermächtigt.  Bezügliche  Rekurse  gehen  an  die  letzteren. 

Die  Disziplinarstrafen  sind  der  Verweis,  die  Disziplinar- 
geldstrafe,  die  Entziehung  des  Anspruches  auf  Vorrückung  in 
einen  höheren  Monatslohn,  die  strafweise  Versetzung  im  Dienste 
und  die  Dienstentlassung.  Der  Höchstbetrag  der  Disziplinar- 
geidstrafen ist  gleich  dem  dreimonatlichen  Gehalt.  Dem  Straf- 
fälligen darf  nur  ein  Drittel  des  Lohnes  entzogen  werden.  Die 
strafweise  Versetzung  kann  mit  gleicher  oder  geringerer  Besol- 
dung statt  finden. 

Bezüglich  der  Strafzumessung  bestehen  bestimmte  Vor- 
schriften nur  in  Betreff  der  strafweison  Entlassung.  Diese  hat 
nämlich  in  gewissen  Fällen  strafgerichtlichor  Verurteilung  (‘in- 
zutreten, und  zwar  wegen  eines  Verbrechens,  ferner  wegen  der 
Übertretung  des  Diebstahls,  der  Veruntreuung,  der  Teilneh- 
mung daran  und  des  Betruges,  wenn  auf  eine  wenigstens 
Omonatlieho  Freiheitsstrafe  erkannt  wurde,  dann  bei  schuldhafter 
Krida  und  endlich  bei  Versetzung  unter  Kuratel  wegen  Ver- 
schwendung. In  den  angeführten  Fällen  bedarf  es  keines  beson- 
deren Disziplinarstraferkenntnisses.  Die  Entlassung  kann  ferner 
eintreten  wegen  strafgerichtlicher  Verurteilung  zu  einer  geringeren 
Strafe  als  in  den  angeführten  Fällen,  bei  Verlust  der  Achtung 
und  Vertrauenswürdigkeit  durch  unehrenhafte  Handlungen, 
wegen  eines  durch  besondere  Vorschriften  mit  Entlassung  be- 
drohten Dienstvergehens,  wie  Betrieb  eines  unerlaubten  Neben- 
geschäftes,  eigenmächtiges  Verlassen  des  Dienstes,  Nichtabfuhr 
eines  Überschusses  an  die  Postkasse,  grobe  Verletzung  des  Amts- 
geheimnisses. Bezüglich  der  Strafzumessung  hat  also  die  Diszi- 
plinarbehörde eine  weitgehende  diskretionäre  Gewalt. 

In  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  Verhängung  von  Diszi- 
plinarstrafen ist  nur  bestimmt,  daß  dem  Beschuldigten  „die 
gegen  ihn  erhobenen  Beschuldigungen,  deren  Thatbestand  ge- 
nügend sicherzustellen  ist,  zu  .seiner  schriftlichen  oder  münd- 
lichen ....  Rechtfertigung  vorzuhalten  sind“,  und  daß  besondere 
l fisziplinarkommissionen  nach  Beratung  über  die  gepflogenen 
Erhebungen  auf  die  Strafen  zu  erkennen  haben.  Diese  Kommis- 
sionen bestehen  bei  den  einzelnen  Direktionen  aus  Mitgliedern 
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der  Direktion  und  sonstigen  höheren  Beamten.  Die  Disziplinar- 
strafe ist  in  den  Qualifikationstabellen  zu  vermerken  und  kann 
nach  tadelloser  dreijähriger  Aufführung  wieder  gelöscht  werden. 
Gegen  Erkenntnisse  der  Disziplinarkommissionen  ist  binnen 
14  Tagen  ein  Rekurs  an  das  Handelsministerium  zulässig. 

Zu  unterscheiden  von  den  Disziplinarstrafen  ist  die  Suspen- 
sion vom  Dienste.  Diese  hat  den  Charakter  einer  Vorbeugungs- 
maßregel und  ist  bei  Eröffnung  des  Konkurses,  Einleitung  einer 
strafgerichtlichen  oder  Disziplinaruntersuchung,  welche  Entlas- 
sung zur  Folge  haben  könnte,  oder  wenn  die  Sicherheit  oder  das 
Ansehen  des  Amtes  die  Entfernung  erfordert,  in  der  Regel  durch 
die  Direktion,  in  Fällen  außerordentlicher  Gefahr  oder  gröbli- 
cher Insubordination  durch  den  Amtsvorsteher  oder  die  Inspek- 
tionsorgane zu  verhängen.  Gleichzeitig  erfolgt  Suspension  von 
den  Bezügen. 

Für  die  Geltendmachung  der  Haftung  und  Ersatzpflicht  ist 
der  administrative  Weg  vorgeschrieben. 

Während  so  die  Pflichten  der  weiblichen  Bediensteten  im 
allgemeinen  denen  der  wirklichen  Staatsbeamten  gleich  sind, 
gilt  das  Umgekehrte  von  ihren  Rechten.  Bevor  wir  aber  darauf 
näher  eingehen,  müssen  wir  noch  die  Vorbedingungen  der  Auf- 
nahme besprechen. 

Ausgeschlossen  von  der  Anstellung  sind  verheiratete  Frauen, 
bezw.  Witwen  mit  Kindern.  Die  Rücksichtnahme  auf  die  An- 
gehörigen von  Staatsbediensteten  ist  bereits  besprochen  worden. 
Nach  einem  allgemeinen  Grundsätze  des  österreichischen  Staats- 
dienstrechtes dürfen  Bewerberinnen,  welche  mit  Bediensteten 
verwandt  oder  verschwägert  sind,  nicht  in  unmittelbarer  Unter- 
ordnung unter  diese  angestellt  werden.  Im  übrigen  wird  der 
Nachweis  der  österreichischen  Staatsangehörigkeit,  der  staats- 
bürgerlichen und  moralischen  Unbescholtenheit,  ein  Lebensalter 
von  18 — 40  Jahren,  der  Nachweis  der  körperlichen  Eignung  und 
vollen  Diensttauglichkeit,  einer  genügenden  allgemeinen  Bildung 
und  der  vollen  fachlichen  Eignung  zum  Dienste  verlangt.  Als 
entsprechende  Vorbildung  wird  der  erfolgreiche  Besuch  von 
mindestens  drei  Jahrgängen  einer  höheren  weiblichen  Bildungs- 
anstalt oder  einer  vollständigen  Bürgerschule  betrachtet.  In 
deren  Ermanglung  hat  eine  sog.  Intelligenzprüfung  einzutreten. 
Als  Nachweis  der  dienstlichen  Eignung  gilt  die  Absolvierung 
der  Manipulantinnenprüfung.  Diese  schließt  sich  an  einen  fl  bis 
4monatlichen  Lehrkursus  über  die  einfacheren  Gegenstände  des 
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Post-,  Telegraphen-  und  Telephondienstes  an;  sie  ist  schriftlich 
und  mündlich  und  mit  einer  praktischen  Erprobung  verbunden. 
Die  Ansprüche  an  die  Vorbildung  der  Frauen  sind  demnach 
viel  weniger  streng  als  an  diejenige  der  Staatspostbeamten.  Denn 
von  diesen  wird  die  Absolvierung  einer  vollständigen  Mittel- 
schule, Gymnasium,  Oberrealschule  oder  einer  gleichgestellten 
Anstalt  gefordert.  Auch  die  Verkehrsprüfung  erfordert  einen  viel 
größeren  Umfang  der  allgemeinen  und  Einzel  kenn tnisse. 

Nach  Ablegung  der  Manipulantinnenprüfung  werden  die 
Bewerberinnen  in  Vormerkung  genommen  und  je  nach  Bedarf 
entweder  aushilfsweise  in  der  Eigenschaft  einer  Kandidatin  oder 
dauernd  im  Wege  der  Verleihung  einer  systemisierten  Bost-  und 
Telegraphenmanipulantinnenstelle,  aber  zunächst  in  provisorischer 
Eigenschaft,  zum  Dienste  herangezogen.  Sie  müssen  dann  eine 
Kaution  von  100  K leisten.  Bezüglich  der  Kandidatinnen  hat 
sich  die  Praxis  herausgebildet,  sie  auf  je  40  Tage,  häufig  mehr- 
mals im  Jahre,  einzuberufen.  Sie  beziehen,  wie  auch  die  Mani- 
pulantinnen  in  provisorischer  Eigenschaft,  ein  Taggeld  als  Ent- 
lohnung. Die  Kandidatinnen  können,  wenn  sie  entbehrlich  ge- 
worden oder  sich  ihre  offenbare  Nichteignung  herausstellt,  sofort, 
die  provisorischen  Manipulatinnen  unter  Einhaltung  einer 
6wöchentliehen  Kündigungsfrist  entlassen  werden.  Verehelichung 
hat  auch  bei  den  letzteren  sofortige  Enthebung  zur  Folg«*. 
„Nach  Vollstreckung  einer  mindestens  dreijährigen  befriedigen- 
den Dienstzeit  sind  die  auf  systemisierten  Stellen  untergcbrachten 
Post-  und  Teh'graphenmanipulantinnen  von  Aratswegen  unter 
Ausfertigung  eines  förmlichen  Anstellungsdekretes  in  ihrer  Eigen- 
schaft definitiv  zu  bestätigen,  worauf  dieselben  den  Diensteid 
abzulegen  haben.“  Die  provisorische  Anstellung  dauert  bei  den 
Staatspostbeamten  durchschnittlich  2 — 4 Jahre.  Während  dieser 
Zeit  kann  ihnen  ein  Adjutum  gewährt  werden. 

Was  nun  die  Rechte  der  Manipulantinnen  betrifft,  so  fehlen 
besondere  Standesrechte  mit  Ausnahme  des  Titels  „Post-  und 
Telegraphenmanipulantin“.  Insbesondere  gibt  es  keine  Uniform. 
Welche  Bedeutung  das  äußere  Symbol?  für  die  Ausbildung  und 
Kräftigung  d«.*s  Standesbewußtseins  b«*sitzt,  haben  wir  oben  er- 
örtert. Bei  der  überwiegend  wirtschaftlichen  Auffassung  des 
Di«‘nstverhältniss«*s  durch  die  Verwaltung  kann  es  nicht  wunder- 
nehmen,  wenn  darauf  kein  Gewicht  gelegt  wurde. 

Unter  den  Vermögensrechten  steht  das  U«*cht  auf  dauernd«* 
Anstellung  in  erster  Linie.  Es  ist  «ladureh  umschrieben,  daß  für 
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die  definitiven  Manipulantinnen  eine  gänzliche  Auflösung  des 
Dienstverhältnisses  nur  durch  freiwilligen  Dienstaustritt,  Ver- 
setzung in  den  dauernden  Ruhestand  und  straf  weise  Dienstentlassung 
eintreten  kann.  Das  Hauptdiensteinkommen  ist  der  Monatslohn, 
der  im  vorhinein  ausbezahlt  wird.  Seine  Erhöhung  erfolgt  in 
Form  von  Quadriennien,  auf  die  ein  fester  Anspruch  besteht, 
der,  wie  bereits  erwähnt,  nur  im  Diszipliuarwege  entziehbar  ist. 
Bei  den  Staatsbeamten  unterliegen  die  Quadriennien  selbst  dieser 
Beschränkung  nicht.  Als  Nebenverdienst  haben  wir  die  Hughes- 
Zulage,  die  Depeschenstücktantieme,  die  Nachtdienstgebühren 
und  eine  Neujahrsremuneration.  Als  Entschädigung  für  den  Dienst- 
aufwand kommen  die  Diäten  in  Betracht.  Die  Altersversorgung 
richtet  sich  nach  den  Statuten  des  Pensionsvereines.  Rücksicht- 
lich der  Nebenbezüge  und  Ersatzleistungen  sind  die  Manipulan- 
tinnen  den  Staatspostbeamten  formell  gleichgestellt.  Als  Haupt- 
bezug haben  diese  aber  einen  Jahresgehalt  und  eine  Aktivitäts- 
zulage, welche  nach  der  Größe  der  Dienstorte  abgestuft  ist. 

Was  die  Geltendmachung  dieser  vermögensrechtlichen  An- 
sprüche betrifft,  so  fehlte  es  vor  1898  an  einer  bezüglichen 
Bestimmung.  Da  das  Dienstverhältnis  privatrechtlich  war,  galt 
infolge  dessen  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte.  Seit 
1898  sind  aber  die  Manipulantinnen  der  Dienstordnung  von  1852 
unterworfen  und  diese  schreibt  den  administrativen  Weg  vor. 
Da  sie  aber  in  einem  privatrechtlichen  Verhältnis  stehen,  kann 
hiedurch  nicht,  wie  bei  den  wirklichen  Staatsbeamten,  die  Kom- 
petenz des  Reichsgerichtes  begründet  werden.  So  wäre  also 
jeder  Rechtsschutz  ausgeschlossen  — wenn  die  Bestimmung  nicht 
ungiltig  wäre!  Vergleiche  «las  schon  im  vorigen  Kapitel  citierte 
Erkenntnis  des  Reichsgerichtes,  live  Nr.  938.  Daher  sind  nach 
wie  vor  die  ordentlichen  Gerichte  kompetent. 

Was  die  Begünstigung  rücksichtlich  der  Exekution  auf  die 
Bezüge  der  Manipulantinnen  betrifft,  so  bleibt  es  fraglich,  ob  sie 
unter  das  Gesetz  vom  29.  April  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  68,  „be- 
treffend die  Sicherstellung  und  Exekution  auf  Bezüge  aus  dem 
Arbeits-  und  Dienstverhältnisse,“  und  die  Novelle  vom  26.  Mai 
1888,  R.  G.  Bl.  Nr.  75,  oder  unter  das  Gesotz  vom  21.  April  1882, 
R.  G.  Bl.  Nr.  123,  „betreffend  die  Exekution  auf  die  Bezüge 
der  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen  und  ihrer  Hinter- 
bliebenen“ fallen.  Denn  der  oberste  Gerichtshof  hat  mit  Ent- 
scheidung Nr.  11232  die  Anwendbarkeit  dos  letzteren  auf  die 
Beamten  der  Staatsbahnen  angenommen,  weil  diese  Beamte  im 
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Dienste  des  Staates  seien.  Die  Rechtsstellung  der  Manipulantinnen 
ist  nun  durchaus  analog,  obwohl  bei  ihnen  die  Bezeichnung  als 
Beamte  geflissentlich  vermieden  wird.  Nach  beiden  Gesetzen 
bleibt  ihnen  ein  Gesamtbetrag  von  1600  K jedenfalls  frei.  Das 
82er  Gesetz  aber  beschränkt  die  Exekution  noch  überdies  auf 
1y3  des  Jahresbezuges  und  nimmt  die  Nebenbezüge  voll- 
ständig aus. 

DasTransportbegUnstigungsnormale  vom  30.  November  1891 
könnte  nach  Artikel  VIII  auch  auf  die  Manipulantinnen  ausge- 
dehnt werden.  Die  hiezu  geforderte  Vereinbarung  der  Zentral- 
stellen ist  aber  nicht  getroffen  worden. 

Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  durch  den 
Tod,  den  freiwilligen  Dienstaustritt,  die  strafweise  Entlassung  und 
die  Versetzung  in  den  dauernden  Ruhestand.  Bezüglich  der  Ver- 
ehelichung besteht  die  Vorschrift,  daß  die  definitiven  Mani- 
pulantinnen vor  Abschluß  derselben  ihre  Dienstesresignation  ein- 
reichen müssen,  widrigenfalls  sie  im  Disziplinarwege  entlassen 
werden. 

Aus  der  Verschiedenheit  der  Rechtsstellung  zwischen  den 
Manipulantinnen  einerseits,  den  Staatsbeamten  andererseits  ergibt 
sich  die  Notwendigkeit  der  Sonderorganisation.  Die  Manipulan- 
tinnen bilden  für  den  Bezirk  jeder  Direktion  einen  eigenen 
Status,  und  ebenso  ist  bei  den  einzelnen  Postanstalten  eine  Anzahl 
von  eigenen  Stellen  für  sie  systemisiert.  Innerhalb  der  Gruppe 
der  Manipulantinnen  gibt  es  keine  Rangsabstufung.  Daher  fehlen 
weibliche  Vorgesetzte  im  eigentlichen  Sinne.  Auch  ist  eine 
Beförderung  durch  Rangserhöhung  ausgeschlossen ; es  bleibt  nur 
die  Gehalts vorrückung.  Wie  schon  in  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung ausgeführt,  gibt  es  ein  Quinqucnnium  und  8 Quadrien- 
nien.  In  das  erste  Quinqucnnium  wird  auch  die  Dienstzeit  als 
Kandidatin  oder  in  provisorischer  Eigenschaft  eingerechnet.  Der 
Rechtsanspruch  auf  die  Zulagen  auf  der  einen,  der  Mangel  einer 
Rangsabstufung  auf  der  anderen  Seite  hat  eine  jedenfalls  nicht 
beabsichtigte  Folge.  Er  sichert  den  Frauen  eine  sehr  weitgehende 
Unabhängigkeit  von  der  Wohlmeinung  ihrer  Vorgesetzten,  wie 
sie  andere  Bedienstetenkategorien  nicht  besitzen.  Daraus  erklärt 
sich  auch  die  energische  Vertretung  ihrer  Interessen,  die  man 
«an  sich  von  weiblichen  Angestellten  nicht  erwarten  sollte,  und  die 
auch  bei  den  übrigen  Gruppen  fehlt,  wie  wir  noch  sehen  werden. 

Wir  wenden  uns  jetzt  der  praktischen  Gestaltung  des  Dienst- 
verhältnisses zu. 
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Zunächst  ein  paar  Worte  zur  allgemeinen  Charakteristik. 
Während  die  nichtärarischen  Ämter  durchwegs  den  Typus  des 
Kleinbetriebes  auf  dem  flachen  Lande  zeigen,  haben  wir  es  bei 
den  ärarischen  Anstalten  mit  Großbetrieben  in  den  größeren 
und  mittleren  Städten  zu  tun.  1 )er  stärkere  Geschäftsumfang  führt 
zu  einer  weitgehenden  Arbeitsteilung,  die  Zahl  der  Organe  in 
einem  Amte  wächst,  die  dauernde  Berührung  mit  den  Mitbeamten 
und  Vorgesetzten  beschränkt  sich  auf  die  dienstliche  Tätigkeit, 
in  dem  Verkehr  mit  dem  Publikum  tritt  die  persönliche  Bezie- 
hung zurück. 

Was  die  Arbeitsleistungen  anbelangt,  so  ist  der  überwiegen- 
den Regel  nach  der  Post-,  der  Telegraphen-  und  der  Fernsprech- 
dienst getrennt. 

Im  Postdienste  werden  die  Manipulantinnen  zumeist  zum 
Schalterdienste,  und  zwar  bei  der  Briefpostauf-  und  -Abgabe  ver- 
wendet. Sie  besorgen  den  Wertzeichen  verschleiß,  den  Verkauf 
der  verschiedenen  Formularien,  sie  nehmen  die  rekommandierten 
Briefe  entgegen,  händigen  die  Nachnahmesendungen  und  post- 
lagernden Briefe  aus.  Daneben  besorgen  sie  die  Kartierung,  d.  h. 
die  Ordnung  und  Abstempelung  der  einlangenden  Briefpost- 
sendungen. Zur  Fahrpost,  welche  die  Packetpost  und  den  Post- 
sparkassendienst  umfaßt,  werden  sie  nicht  herangezogen. 

Im  Telegraphendienste  besorgen  sie  einmal  am  Schalter 
die  Übernahme  und  Taxierung  der  Depeschen,  ferner  den 
Apparatdienst,  d.  h.  die  Aufnahme  und  Abtelegraphierung  der 
Depeschen.  Meist  werden  sie  mit  dem  Morseapparate  betraut, 
eine  größere  Zahl  auch  mit  dem  Hughes,  einzelne  mit  dem 
Multiplex.  Ferner  besorgen  sie  im  Rohrpostdienste  die  Ordnung 
der  ein-  und  auslaufenden  Rohrpostsendungen.  Eine  Rohrpost 
gibt  es  nur  in  Wien  und  Prag.  Dort  wird  auch  mitunter  nach 
monatlichem  Turnus  zwischen  Apparat-  und  Rohrpostdienst 
gewechselt. 

Im  Telephondienste  sind  sie  bei  der  Fernsprechvermitt- 
lung beschäftigt,  und  zwar  sowohl  beim  lokalen,  wie  beim  inter- 
urbanen  Dienste.  Der  letztere  ist  viel  verantwortlicher,  weil  die 
Zeitdauer  der  Gespräche  wegen  der  entfallenden  Taxen  über- 
wacht werden  muß.  Außerdem  wird  auf  möglichst  gute  Aus- 
nützung der  Leitung  gesehen,  die  durch  entsprechende  Rei- 
hung der  angemeldeten  Gespräche  und  Benützung  einer  von 
auswärts  hergestellten  Verbindung  zur  Erledigung  der  mit  dem 
betreffenden  Orte  verlangten  Anschlüsse  erreicht  wird.  Beim 
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Telephon  kommt  ferner  allein  eine  Überordnung  über  anderes 
Personal  vor,  und  zwar  im  Aufsichtsdienste.  Sie  sind  dabei 
8— -10  Manipulantinnen  übergeordnet.  Ihre  Funktionen  bestehen 
in  der  Überwachung  der  Manipulation,  Aufnotierung  der  nicht 
erreichbaren  Abonnentenstationen,  Prüfung  der  Verbindungen 
durch  Sprechversuche,  wenn  sich  die  Parteien  über  dieselben 
beklagen,  Aufstellung  der  Diensteinteilung  für  die  Pausen  u.  ä.  m. 
Eine  eigentliche  Befehlsgewalt  steht  ihnen  nicht  zu,  — werden 
ihre  Aufforderungen  von  den  Manipulantinnen  nicht  befolgt,  so 
müssen  sie  sich  an  den  Dienstvorstand  wenden  — sie  haben 
mehr  die  Stellung  einer  Abteilungsältesten. 

Bei  allen  von  den  Frauen  wahrgenommenen  Dienstverrich- 
tungen handelt  es  sich  also  um  weniger  verantwortliche,  meist 
mechanische  Tätigkeit.  Auch  haben  sie  nirgends  ein  Diener- 
personal zu  leiten.  Was  die  Beziehung  des  Dienstes  zu  den 
Parteien  betrifft,  so  gehört  die  Briefpost  und  die  Depeschen- 
annahme zum  eigentlichen  äußeren  Dienst.  Auch  beim  Telephon 
findet  eine  mittelbare  Berührung  mit  dem  Publikum  statt.  Der 
Telegraphenapparatdienst  sowie  der  Rohrpostdienst  dagegen 
gehören  zum  inneren  Dienste. 

Die  beschriebenen  Arbeitsleistungen  sind  ihrerNatur  nach  nicht 
mit  besonderen  körperlichen  Anstrengungen  verbunden.  Früher 
mußten  allerdings  beim  Hughesapparate  die  Gewichte  mit  dem 
Fuße  aufgezogen  werden,  und  da  dies  in  sehr  kurzen  Inter- 
vallen zu  geschehen  hat,  war  die  Inanspruchnahme  hierdurch  so 
stark,  daß  sich  als  Berufskrankheiten  Unterleibsleiden  zeigten. 
Nach  dem  Geschäftsbericht  der  Wiener  Direktion  über  das 
Jahr  1899  entfielen  von  sämtlichen  Erkrankungen  des  Tele- 
graphenpersonals 31°  0 auf  Erkrankungen  der  Verdauungsorgane. 
Neuerdings  ist  man  im  Begriffe,  und  hat  das  auch  schon  vielfach 
durchgeführt,  einen  elektrischen  Aufzug  anzubringen,  der  diese 
Arbeit  übernimmt.  Beim  Telephon-  und  Telegraphendienste  wirkt 
die  andauernde  Tätigkeit  ungünstig  auf  die  Nerven  zurück;  16°  0 
der  Erkrankungen  nach  dem  Wiener  Geschäftsbericht  gegen  9"  0 
bei  der  Post!  Ferner  hat  das  viele  Sprechen  beim  Telephon 
häufig  Halsleiden  zur  Folge.  Außerdem  gibt  es  hier  noch 
besondere  Gravamina.  Die  Manipulantinnen  beklagen  sich  über 
die  sogenannten  Ohrensignale,  die  dadurch  entstehen,  daß  der 
Benützer  läutet,  wenn  die  Manipulantin  den  Apparat  am  Kopfe 
hat,  und  sie  so  einen  elektrischen  Schlag  ins  Ohr  bekommt. 
Anfänglich  verursachte  auch  das  Tragen  der  neueingeführten 
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Kopfapparate  vielfach  Kopfschmerzen,  allmählich  aber  scheint 
man  sich  daran  zu  gewöhnen. 

Die  Arbeitsleistungen,  welche  die  einzelne  Manipulantin  zu 
verrichten  hat,  sind  natürlich  sehr  wenig  abwechslungsreich  und 
ermüden  infolge  ihrer  Eintönigkeit  geistig  stark.  Besonders  bezüglich 
des  Fernsprechdienstes  versichern  die  Aufsichtsbeamten  wieder- 
holt, daß  sie  denselben  nicht  aus  halten  würden. 

Ins  richtige  Licht  wird  der  Dienst  und  seine  Einwirkung 
auf  das  geistige  und  körperliche  Wohlbefinden  erst  gesetzt, 
wenn  wir  ihn  in  Verbindung  mit  der  Zeitdauer,  für  welche  er 
in  Anspruch  genommen  wird,  und  der  äußeren  Umgebung,  in 
der  er  stattfindet,  betrachten. 

Schon  die  Verordnungen  von  1871  und  74  hatten  einen 
Sstündigen  Normalarbeitstag  für  die  weiblichen  Bediensteten 
vorgeschrieben.  Im  Jahre  1884  Avurde  er  auch  auf  das  männliche 
Personal  ausgedehnt,  im  Jahre  1898  von  neuem  angeordnet. 
Tatsächlich  aber  sind  die  8 Stunden  zum  Maximalarbeitstag  für 
die  Frauen  geworden,  im  Durchschnitt  ist  der  Dienst  bedeutend 
kürzer.  Bei  den  Postämtern  in  Wien  z.  B.  beträgt  er  5 — 7 
Stunden.  Bei  den  Telephonzentralen  herrscht  ein  komplizierter 
Turnus,  der  Arbeitstage  von  4 bis  71/2  Stunden  aufweist.  Der 
Durchschnitt  ist  5l/2  bis  6 Stunden.  Dabei  schwankt  die  Inten- 
sität der  Inanspruchnahme  mit  der  Intensität  des  Geschäftsver- 
kehres und  konzentriert  sich  in  der  Kegel  auf  wenige  Stunden, 
während  der  Dienst  in  der  übrigen  Zeit  leichter  ist.  Über- 
stunden kommen  nur  ganz  ausnahmsweise  vror,  an  den  Tagen, 
an  welchen  der  Verkehr  besonders  anschAvillt,  und  werden 
entsprechend  vergütet.  Nachtdienst  gibt  es  in  der  Regel  nur 
beim  Fernsprechdienste.  Derselbe  betrügt  z.  B.  in  Wien  10  Stunden, 
aber  mit  einer  etwa  4stündigen  Unterbrechung,  dies  deswegen, 
Aveil  man  den  Dienstantritt  nicht  in  die  Nacht  verlegen  will. 
Auf  den  Monat  entfallen  in  Wien  2 — 3 Nachtdienste.  Bei  der 
Post  gibt  es  Nachtdienst  wieder  nur  in  Ausnahmsfällen,  z.  B.  zu 
Weihnachten  und  Neujahr.  Was  die  Sonn-  und  Feiertage  betrifft, 
so  bat  sich  das  Abgeordnetenhaus  seit  1882  immer  Avieder  für  eine 
Einschränkung  des  Dienstes  an  diesen  Tagen  eingesetzt.  Die 
Verwaltung  versucht  seit  1884  mit  einem  4stündigen  Dienst 
auszukommen.  Dabei  Avird  je  nach  den  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Ämter  jeder  2.  bis  6.  Sonntag  ganz  freigegeben.  Ein 
Anspruch  auf  Urlaubserteilung  besteht  nicht.  Aber  die  Direktionen 
sind  ermächtigt,  Urlaub  bis  zu  3 Monaten  unter  Fortbezug  des 
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Lohnes  zu  gewähren.  In  der  Praxis  werden  14  Tage  ohne 
ärztliches  Zeugnis,  längere  Urlaube  nur  bei  Erkrankungen 
gewährt. 

Was  die  Arbeitsräume  anlangt,  so  sind  hier  die  Verhält- 
nisse recht  verschieden.  Im  allgemeinen  wird,  besonders  wo  sich 
die  Amtsräume  in  älteren  Gebäuden  befinden,  Uber  schlechte 
Lüftung,  mangelhafte  Reinigung,  mitunter  auch  unzulängliche 
Beheizung  im  Winter  geklagt.  Beim  Schalter  scheint  Zugluft 
unvermeidlich  zu  sein.  Die  mangelhafte  Lüftung  ist  allerdings 
zum  Teil  auf  die  Bediensteten  selbst  zurUckzuführen,  welche  die 
Fenster  aus  Furcht  vor  Zugluft  nicht  gerne  öffnen.  Die  neueren 
Amtsgebäude,  insbesondere  die  beiden  Telephonzentralen  in  Wien, 
stehen  vollkommen  auf  der  Höhe  der  modernen  Bauhygiene. 

Schließlich  muß  darauf  verwiesen  werden,  daß  das  Bureau- 
leben der  Beamten  im  allgemeinen  keinen  günstigen  Einfluß  auf 
die  Gesundheit  besitzt.  Besonders  häufig  sind  Erkrankungen  der 
Atmungs-  und  Verdauungsorgane.  Nach  dem  bereits  genannten 
Wiener  Geschäftsberichte  entfielen  von  allen  Erkrankungen  auf 
die  erste  Gruppe  bei  der  Post  30°/0,  beim  Telegraph  83u  0,  auf 
die  zweite  18,  bezw.  31°  0. 

Was  endlich  das  Verhältnis  zu  den  Vorgesetzten  und  gleich- 
gestellten Beamten  betrifft,  so  begegneten  die  Frauen  anfänglich 
einer  starken  Opposition,  die  in  der  Furcht  vor  einer  erdrücken- 
den Konkurrenz  der  billigeren  Arbeit  wurzelte.  Allmählich  schliffen 
sich  die  Gegensätze  infolge  der  dienstlichen  und  außerdienst- 
lichen Berührung,  der  aufkeimenden  Erkenntnis,  daß  die  Zu- 
lassung von  Frauen  gelegentlich  den  eigenen  Angehörigen  zu- 
gute kommen  könne,  der  Beruhigung,  welche  die  Beschränkung 
der  Frauen  auf  die  einfacheren  mechanischen  Dienstleistungen 
hervorrief,  ab,  um  teils  einer  gleichgiltigen  Haltung,  teils  sogar 
kollegialen  Gefühlen  Platz  zu  machen.  Allerdings  muß  sich  dieser 
Prozeß  bei  den  neueintretenden  jungen  Beamten  häufig  ganz 
von  neuem  abspielen,  so  daß  es  an  gegenseitigen  Reibereien 
nicht  fehlt.  Bei  den  kleineren  Ämtern  ist  meist  eine  vollständige 
Trennung  der  Amtsräume  möglich,  indem  die  Frauen  zur  Brief- 
post, die  Männer  zur  Fahrpost  und  dem  höheren  Dienst  ver- 
wendet werden.  Ebenso  gibt  es  im  Telephondienst  der  Regel 
nach  bei  demselben  Amt  nur  Manipulanten  desselben  Geschlechtes. 
Keine  Trennung  dagegen  besteht  vielfach  im  Telegraphendienst, 
besonders  bei  den  Zentralen.  Die  Amtsvorstände,  welche  zu  den 
dienstälteren  Beamten  gehören,  haben  häufig  schon  jahrelang 
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mit  weiblichem  Personal  gearbeitet  und  sind  teilweise  mit  den 
erzielten  Ergebnissen  sehr  zufrieden.  Die  gegenseitigen  Beziehun- 
gen gewinnen  dadurch  einen  freundlicheren  Charakter.  Wo  sich 
aber  zwischen  den  Vorstand  und  die  Manipulantinnen  infolge 
der  Grüße  der  Anstalten  eine  Anzahl  jüngerer  Beamten  als  Zwi- 
schenglied einschiebt,  da  geht  häutig  die  unmittelbare  Berührung 
mit  dem  Amtsvorstande  und  darum  auch  das  gegenseitige  Ver- 
ständnis verloren,  während  die  jüngeren  Beamten  den  Gegen- 
satz, bewußt  oder  unbewußt,  offen  halten.  Dazu  kommt  noch 
die  natürliche  Erscheinung,  daß  bei  größerem  Personal  die  Person 
als  einzelne  mehr  in  den  Hintergrund  tritt,  die  Zugehörigkeit 
zur  Gruppe  und  damit  der  Gruppengegensatz  sich  stärker  gel- 
tend macht.  Auch  spielt  die  Aufrechterhaltung  einer  strengen 
Disziplin  eine  größere  Rolle.  Endlich  wächst  die  Verantwortlich- 
keit und  darum  Gereiztheit  des  Vorstandes.  Besonders  leicht 
kommt  es  bei  der  Frage  der  Urlaubserteilung  zu  Differenzen, 
indem  der  Amtsvorstand  mit  seinem  verfügbaren  Personal  ins 
Gedränge  kommt  und  darum  die  Gewährung  vielleicht  etwas 
unwirsch  verweigert,  während  die  Petentinnen  seinem  Verhalten 
eine  besondere  Mißgunst  unterzuschieben  geneigt  sind.  Aus  sol- 
chen Mißverständnissen  heraus  erklären  sich  zum  großen  Teil 
die  häufigen  Klagen  der  Manipulantinnen  über  rücksichtslose 
Behandlung.  Ernstere  Mißstände  haben  sich  aus  der  Zusammen- 
arbeit  und  Unterordnung  der  weiblichen  Bediensteten  unter  männ- 
liche Beamte  nirgends  ergeben. 

Das  gute  persönliche  Verhältnis  der  Frauen  untereinander 
wird  allgemein  bestätigt.  Sie  sind  stets  bereit,  sich  im  Dienste 
gegenseitig  zu  helfen.  Besonders  die  älteren  stehen  den  jüngeren 
belehrend  zur  Seite.  Nur  zwischen  den  „Aufsichten“  und  den 
übrigen  kommt  es  öfters  zu  Zwistigkeiten. 

Fassen  wir  das  Gesagte  in  wenigen  Worten  zusammen,  so 
zeigt  der  Dienst  der  Manipulantinnen  kein  besonders  günstiges, 
aber  auch  kein  besonders  ungünstiges  Bild.  Die  Ansprüche  an 
ihre  intellektuellen  Fähigkeiten  sind  nicht  groß,  andererseits 
bietet  das  ewige  Einerlei  ihrer  Verrichtungen  wenig  geistig«* 
Anregung.  Die  sanitären  Bedingungen  weisen  die  bekannten 
Schattenseiten  der  Bureauarbeit  auf.  Das  Verhältnis  zu  den 
männlichen  Bediensteten  leidet  zuweilen  unter  Mißstimmungen 
und  unausgeglichenen  Gegensätzen.  Die  Inanspruchnahme  ihrer 
physischen  Krilfte  ist  stark,  aber  nicht  übermäßig.  Nervosität 
scheint  die  unausbleibliche  Folge  des  Telegraphen-  und  Tele- 
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phondienstes  zu  sein.  Aber  eine  Überanstrengung  tritt  nur  dort 
ein,  wo  die  Frauen  infolge  ihrer  geringen  Bezüge  zu  einer  an- 
haltenden Tätigkeit  auch  außerhalb  ihrer  Dienststunden  ver- 
anlaßt werden.  Wir  kommen  damit  zu  der  wichtigen  Frage  der 
Entlohnung. 

Was  die  Hauptbezüge  betrifft,  so  erhalten  die  Kandidatinnen 
und  Manipulantinncn  in  provisorischer  Eigenschaft  für  jeden 
Tag  der  Dienstleistung  2 K Taggeld.  Da  die  ersteren  nur  vor- 
übergehend einberufen  werden,  kann  bei  ihnen  von  einem  regel- 
mäßigen Diensteinkommen  nicht  die  Rede  sein.  Die  letzteren 
werden  dauernd  verwendet  und  erhalten  somit  im  monatlichen 
Durchschnitt  ßO  K.  Mit  der  definitiven  Anstellung  gebührt  ein 
Monatslohn  von  08  K.  Dieser  erhöht  sich  nach  dem  fünften 
Dienstjahre  auf  70  K.  Von  da  an  steigt  er  nach  je  4 Jahren  um 
10  K bis  auf  150  K nach  37  Dienstjahren. 

Dazu  kommen  die  Nebenbezüge,  die  Hugheszulage,  die 
Depeschenstiicktantieme,  die  Nachtdienstgebühr  und  die  Neu- 
jahrsremuneration. Die  Hugheszulage  stammt  schon  aus  dem  Jahre 
1871.  Di«;  Depeschentantieme  ist  zuletzt  im  Jahre  1879  neuge- 
regelt worden.  Sie  wird  nach  Maßgabe  der  geleisteten  Arbeits- 
einheiten, als  welche  die  Aufnahme  oder  Abtelegraphierung  einer 
Depesche  bis  zu  10  Worten,  die  Annahme  von  2 Depeschen  am 
Schalter,  die  Bestellung  von  3 im  Expedit  gelten,  berechnet. 
Der  Einheitssatz  beträgt  beim  Hughes-  und  Multiplexapparate 
0*6  Ä,  beim  Morse  und  den  übrigen  Dienstleistungen  0*4  h. 
Dabei  ist  eine  obligatorische  Minimalleistung  von  400  Einheiten 
in  Abzug  zu  bringen.  Die  Amts  Vorsteher  sind  besonders  ange- 
wiesen, durch  entsprechende  Diensteinteilung  für  eine  gleich- 
mäßig«; Teilnahme  aller  Manipulanten  an  der  Tantieme  zu  sorg«*n. 
Auch  im  T«;l«>phondienste  gibt  <*s  für  «lie  b«;sonders  belasteten 
Arbeitsplätze  eine  ähnliche  Vergütung.  Die  Nachtdienstgebühr 
richtet  sich  heute  nach  einer  Norm  von  1891.  Die  Manipulan- 
tinnen sind  diesbezüglich  den  subalternen  Verkehrsbeamten 
gleichg«\stellt.  Sie  beträgt  für  jeden  ganzen,  d.  h.  sich  iib«*r 
12  Uhr  erstreckenden,  bezw.  halben  Nachtdienst  je  nach  den 
4 Aktivitätszulagenklassen  2 K , 1 K 60  h,  1 K 40  //,  1 K 20  h, 
bezw.  die  Hälfte  davon.  Die  Neujahrsremuneration  wird  regel- 
mäßig  bei  zufriedenstellender  Dmnstleistung  in  der  liöh«;  von 
20 — 30  K für  das  Jahr  gewährt.  Bis  vor  kurzem  kam  si«*  nur 
den  Dienstjüngeren  zugute,  denen  dadurch  ein  Ausgleich 
gegenüber  den  höheren  Bezügen  ihrer  älteren  Kolh’ginnen  g«1- 
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boten  werden  sollte.  Sie  kommt  aber  als  einmalige  Leistung  für 
die  Berechnung  des  Monats  Verdienstes  nicht  in  Betracht.  Aus 
analogen  Gründen  kann  hier  auf  die  Betrachtung  der  Diäten 
verzichtet  werden. 

Die  Hugheszulage  beträgt  10  K.  Der  durchschnittliche  Ver- 
dienst an  Telegraphentanti&me  schwankt  je  nach  der  Stärke 
der  betreffenden  Linie  zwischen  4 und  20  K monatlich.  An  Nacht- 
dienstgebühr beziehen  die  Manipulantinnen  im  Telephondienste 
in  Wien  zwei-  bis  dreimal  monatlich  2 K , also  im  Durchschnitt  5 K. 

Berechnen  wir  nun  mit  Hilfe  dieser  Angaben  das  durch- 
schnittliche Monatseinkommen  für  die  Anfangszeit  bis  zur  defini- 
tiven Anstellung,  so  müssen  wir  dabei  berücksichtigen,  daß  der 
Hughesdienst  noch  nicht  in  Betracht  kommt  und  die  höheren 
Sätze  der  Tantieme  nur  für  die  Dienstälteren,  welche  wegen 
ihrer  größeren  Fertigkeit  zu  den  stärkeren  Linien  herangezogen 
werden,  praktisch  werden.  Wir  haben  also  einen  Hauptbezug 
von  60  K,  auf  die  Nebenbezüge  entfallen  beim  Telephondienste 
5 K,  beim  Telegraphendienste  etwa  4 K\  der  Postdienst  geht 
leer  aus.  Der  Monats  verdienst,  beläuft  sich  demnach  «am  Anfänge 
auf  60-  -65  K.  Mit  der  festen  Anstellung  steigt  der  Lohn  auf 
68  K , die  Nebenbezüge  bleiben;  wir  haben  jetzt  68 — 7.8  K. 
Nach  dem  fünften  Dienstjahre  zeigt  der  Postdienst  70  K , das 
Telephon  um  5 K mehr;  beim  Telegraph  kommt  schon  eine 
höhere  Tantieme  und  die  Hugheszul.age  in  Betracht.  Von  da 
an  steigen  die  Bezüge  um  den  Betrag  des  Quadrienniums,  und 
im  Telegraphendienste  noch  darüber  hinaus  um  das  Ausmaß  der 
Tantieme  bei  stärkeren  Linien. 

Dieses  Einkommen  soll  nun  zur  Bestreitung  des  standes- 
gemäßen Unterhaltes  dienen.  Es  sind  damit  also  nicht  nur  die 
materiellen  Existenz-,  sondern  auch  die  geistig-geselligen  Bedürf- 
nisse zu  docken.  Der  Bezug  muß  hinreichen  zur  Bezahlung 
von  Ernährung,  Wohnung,  Beheizung,  Beleuchtung,  Bekleidung, 
Wäsche,  ein  kleiner  Betrag  auch  für  geistige  Nahrung,  Lektüre 
von  Zeitungen  und  Büchern,  Besuch  von  Theatern,  eingesetzt, 
ein  wenig  auch  an  die  Erholung  gedacht  werden. 

Fassen  wir  zunächst  die  Verhältnisse  der  Großstadt  ins 
Auge  und  stellen  nach  den  Ergebnissen  der  Enquete  das  Monats- 
budget einer  Manipulantin  mit  den  allereinfachsten  Ansprüchen 
auf.  Die  durchschnittliche  Ausgabe  für  Beköstigung  beträgt 
täglich  1 —2  K , also  im  Monatsdurchschnitt  45  K,  für  Wohnung 
15 — 30  Ky  also  durchschnittlich  etwa  20  K,  für  Beheizung, 
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Beleuchtung,  Bekleidung  und  Wäsche  sind  «5  K,  für  die  höheren 
Bedürfnisse  ebensoviel  in  Anschlag  zu  bringen.  Wir  kommen 
somit  zu  einem  Mindestmonatsbedarf  von  75  K.  Der  Anfangs- 
bezug der  Manipulantin  in  provisorischer  Eigenschaft  beläuft 
sich  aber  nur  auf  G0--65  K,  von  der  festen  Anstellung  an  aut 
68 — 73  K.  Er  ist  also  unbedingt  für  die  Bestreitung  des  Unterhaltes 
zu  niedrig.  Es  läßt  sich  vielleicht  rechtfertigen,  daß  man  in  der 
Probezeit,  in  der  die  Leistungen  noch  gering  sind  und  die  Frage 
der  dauernden  Verwendung  noch  offen  steht,  die  Bezüge  auf  das 
zur  Deckung  der  Existenzbedürfnisse  Notwendige  einschränkt, 
dann  könnte  man  den  erforderlichen  Mindestbezug  auf  70  K 
herabsetzen.  Aber  auf  der  anderen  Seite  wäre  die  Forderung 
umsomehr  berechtigt,  den  Probedienst  auf  das  unumgängliche 
Maß  zu  verkürzen. 

Wir  sehen  also  aus  der  Bemessung  der  Anfangsbezüge,  daß 
die  Verwaltung  auf  Frauen  rechnet,  die  von  ihren  Angehörigen 
unterstützt  werden.  Dieser  Gesichtspunkt  hat  sich  uns  ja  schon 
oben  bei  dem  Zusammenhalt  der  Lohnregulierungen  von  1000 
und  1001  unwillkürlich  aufgedrängt. 

Die  Folgen  der  zu  niedrigen  Bezüge  zeigen  sich  ganz 
deutlich  darin,  daß  die  Manipulantinnen  weit  über  die  3 Anfangs- 
jahre hinaus  auf  Unterstützung  von  Seiten  ihrer  Familie  oder 
Nebenverdienst  angewiesen  sind.  Da  hat  sich  nun  der  Zustand 
herausgebildet,  daß  die  ärmeren  ihren  Kolleginnen  einen  Teil 
des  Dienstes  gegen  Bezahlung  abnehmen  und  so  häufig  Doppel- 
dienste machen.  Von  anderen  wird  die  dienstfreie  Zeit  zu 
Kontor-  und  Handarbeiten,  Erteilung  von  Unterricht  u.  ä.  ver- 
wendet. Die  Folge  ist  nicht  selten  Überanstrengung  und  Er- 
schütterung der  Gesundheit.  Auch  eine  Rückwirkung  auf  die 
Arbeitsfreudigkeit  und  Leistungsfähigkeit  im  Dienste  ist  unaus- 
bleiblich. Mit  dem  Gesichtspunkte  der  Gewährung  des  standes- 
gemäßen Unterhaltes,  der  dem  Wesen  des  Staatsdienstes  ent- 
spricht, ist  eine  solche  Lohnpolitik  natürlich  unvereinbar.  Auf 
der  anderen  Seite  muß  man  auch  davon  absehen,  mit  dem  Ver- 
bote einer  nicht  standesgemäßen  Nebenbeschäftigung  Ernst  zu 
machen. 

Betrachten  wir  jetzt  die  Verhältnisse  in  den  kleineren 
Städten  — es  gibt  Manipulantinnen  in  allen  vier  Ortsklassen 
der  Aktivitätszulage  — so  bietet  sich  ein  Anhaltspunkt  für  die 
Höhe  des  Bedarfes  in  den  oben  festgestellten  Bezügen  der  Expedi- 
torinnen.  Diese  betrugen  monatlich  60 — 77  K.  Dabei  ist  die 


Digitized  by  Google 


109] 


Die  ära  rischen  Postanstalten. 


109 


Wohnung  mit  10  K berechnet.  Für  die  kleineren  Städte  muß 
dieser  Betrag  etwas  erhöht  werden,  sagen  wir  auf  14  K.  Wir 
kommen  somit  auf  einen  Mindestansatz:  von  64  K.  Dafür  würde 
also  der  tatsächliche  Anfangslolin  vielleicht  gerade  noch  aus- 
reichen, obwohl  zu  berücksichtigen  ist,  daß  sich  in  den  klei- 
neren Städten  die  bezogenen  Nachtdienstgebühren  vermindern. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  die  Notwendigkeit  einer 
Erhöhung  des  Anfangsdiensteinkommens  der  Manipulantinnen 
in  den  Großstädten.  Damit  wird  zugleich  die  Abstufung  des 
Lohnes  nach  der  Einwohnerzahl  der  Dienstorte  gefordert,  weil 
dieselbe  einen  ungefähren  Maßstab  für  die  Verschiedenheit  der 
Preisverhältnisse  abgibt.  Eine  derartige  Differenzierung  besteht 
gegenwärtig  nur  bei  Bemessung  der  Nachtdienstgebühren.  Sie 
hat  aber  auch  bei  dem  Ilauptbezug  nicht  immer  gefehlt.  Das 
ersehen  wir  aus  den  Erläuterungen  zum  Staatsvoranschlage  von 
1880,  wo  eine  Mehrforderung  „wegen  Aufbesserung  der  Bezüge 
der  Telegraphistinnen,  insoferne  als  die  Telegraphistinnen  in 
den  Provinzen  mit  jenen  in  Wien  gleich  besoldet  werden  sollen“, 
eingesetzt  ist. 

Es  erübrigt  noch  die  Bezüge  der  weiblichen  Bediensteten 
mit  denen  der  männlichen  Beamten  zu  vergleichen. 

Zunächst  ein  Wort  über  die  Manipulationsdiurnisten.  Diese 
dem  Landpostdienste  entnommenen  Organe  bildeten  im  Jahre  1899 
14%  der  männlichen  Manipulationsbeamtenschaft.  Sie  beziehen 
ein  Taggeld  von  2 K 50  A,  3 K und  3 K 50  A,  je  nach  der 
Dauer  ihrer  Verwendung,  und  werden  dann  gewöhnlich  nach 
7 — 8jähriger  Dienstleistung  zu  Beamten  der  XI.  Rangsklasse 
ernannt.  Ihre  Monatsbezüge  betragen  also  75,  90  und  105  K> 
die  Manipulantinnen  haben  in  derselben  Zeit  60,  68  und  70  K. 
Das  macht  67 — 80%  oder  % bis  %. 

Über  das  Verhältniss  zu  den  wirklichen  Staatsbeamten 
gibt  folgende  Tabelle  Auskunft : 

Die  Bezüge  der 


Dienstjahr 

Manipulantinnen 

K 

Verkelirsbemnten 

K 

^iiiuipuiauLiuiit'ii 

" „ der  Bezüge  der 
Verkehrsbeamte  n 

1—3 

7:K) 

400- soo 

— 

4— f> 

K16 

I960 

42 

6—7 

S40 

11*60 

43 

h — y 

H40 

2160 

39 

10—13 

060 

26S0 

36 

14—17 

10X0 

2HSO 

3* 

1K-21 

1200 

3400 

35 
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des  Mannes  auf  die  Zeit  der  Beförderung  zum  Offizial  nach 
9 Dienstjahren,  d.  h.  auf  das  27. — 29.  Lebensjahr  fällt,  dann 
ergibt  sich  Folgendes:  Die- Bezüge  der  Manipulantin  belaufen  sieh 
nach  der  obigen  Aufstellung  gegenüber  den  Bezügen  der  ledigen 
Beamten  (nach  Eintritt  des  Definitivums)  auf  39—42°  0,  gegen- 
über denjenigen  des  verheirateten  auf  35-  47%.  Die  Frauen  sind 
also  nach  der  gegenwärtigen  Gehaltsbemessung  in  den  späteren 
Dienstjahren,  vom  10.  angefangen,  gegenüber  den  Männern  teil- 
weise ganz  entsprechend,  teilweise  sogar  recht  günstig  gestellt. 
Gegenüber  den  jüngeren  Beamten  aber  sind  sie  bedeutend 
benachteiligt,  indem  sie  statt  ungefähr  -/3  nur  */5  von  deren 
Besoldung  beziehen.  Dazu  kommt  noch,  und  das  schwächt  auch 
die  günstige  Stellung  gegenüber  den  älteren  Beamten  etwas  ab, 
daß  die  Nebenbezüge  der  männlichen  Bediensteten  meist  höher 
sind.  Auf  der  anderen  Seite  darf  allerdings  nicht  vergessen  werden, 
daß  die  Gehaltsbemessung  mit  Rücksicht  auf  eine  geregelte  Vor- 
rückung den  wahrscheinlichen  Zeitpunkt  der  Verehelichung  nur 
annäherungsweise  in  Rechnung  ziehen  kann,  daß  also  ein  Teil 
des  Diensteinkommens  in  den  jüngeren  Jahren  mit  zur  Sammlung 
eines  kleinen  Kapitals  für  die  Zeiten  der  Ehe  dienen  muß.  Trotz- 
dem bleibt  der  Anfangsbezug  der  Manipulantinncn  verhältnis- 
mäßig viel  zu  niedrig.  Erst  nach  dem  21.  Dienstjahre  erhält  sie  s/3 
von  dem,  was  der  Beamte  mit  der  festen  Anstellung  bezieht. 

Noch  deutlicher  zeigt  sich  die  ungleichmäßige  Verteilung 
der  niedrigeren  und  höheren  Bezüge  bei  den  Frauen,  wenn  wir 
die  Verteilung  des  Diensteinkommens  auf  die  Gesamtdienstzeit 
betrachten.  Sehen  wir  von  dem  Provisorium  ab,  so  beträgt  der 
Endgehalt  bei  ihnen  221%  des  Anfangsgehaltes,  bei  den 
Beamten  194%. 

Wir  sehen  also,  daß  die  Erhöhung  der  Anfangsbezüge  der 
Manipulantinncn  nicht  nur  mit  Rücksicht  auf  das  oben  fest- 
gestellte Existenzminimum,  sondern  auch  mit  Rücksicht  auf  ein 
richtiges  Verhältnis  zu  der  Entlohnung  der  männlichen  Beamten 
und  eine  bessere  Verteilung  des  Gesamtbezuges  auf  die  Gesamt- 
dienstzeit gefordert  werden  muß.  Bedenken  wir,  daß  bei  der 
vorausgehenden  Berechnung  die  II.  Klasse  der  Aktivitätszulagen, 
welche  die  größeren  Städte  des  Reiches  außer  Wien  umfaßt, 
zugrunde  gelegt  wurde,  so  zeigt  sich  wieder  die  besondere 
Dringlichkeit  der  Erhöhung  für  die  Großstädte. 

Nach  der  Betrachtung  der  Aktivitätsbezüge  gelangen  wir 
jetzt  zu  ihren  Versorgungsansprüchen. 
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Was  zunächst  die  Krankheitsfälle  anbelangt,  so  sind  die 
Kandidatinnen  und  provisorischen  Manipulantinnen  den  Mani- 
pulationsdiurnisten gleichgestellt,  d.  h.  sie  verbleiben  3 Monate 
lang  im  Genüsse  ihres  Taggeldes.  Nach  der  definitiven  Anstellung 
dauert  der  Fortbezug  des  Monatslohnes  ein  Jahr  .fort,  worauf 
Versetzung  in  den  zeitlichen  Ruhestand  eintritt.  Diesbezüglich 
sind  sie  den  Staatsbeamten  gleichgestellt. 

Bei  Versetzung  in  den  dauernden  — wie  auch  in  den 
zeitlichen  — Ruhestand  richten  sich  ihre  Ansprüche  auf  Krlangung 
eines  Ruhegenusses,  sowie  das  Ausmaß  desselben  nach  den 
Satzungen  des  Pensionsvereines  für  Landpostbedienstete.  Die 
wichtigsten  Bestimmungen  haben  wir  bereits  gelegentlich  der 
geschichtlichen  Betrachtung  und  im  vorigen  Kapitol  besprochen. 
An  dieser  Stelle  handelt  es  sich  vor  allem  um  einen  Vergleich 
mit  dem  Zivilstaatspensionsrechte. 

Die  Jahresbeiträge  der  Manipulantinnen  betragen  2%  ihrer 
Pensionsquote,  der  für  Pensionszwecke  zu  leistende  Beitrag  der 
Staatsbeamten  3°/0.  Dagegen  haben  die  Manipulantinnen  keinen 
Anspruch  auf  Hinterbliebenen  Versorgung. 

Die  anrechenbare  Dienstzeit  beginnt  mit  dem  Eintritt  in 
den  Verein,  welcher  bei  Verleihung  einer  systemisierten  Stelle 
obligatorisch  ist.  Nach  der  Verordnung  von  1901  dürfte  das 
zweite  Dionstjahr  die  Regel  sein.  Eine  Anrechnung  der  Dienstzeit 
als  Kandidatin  fehlt.  Bei  den  Beamten  wird  die  ganze  Zeit  ihrer 
Dienstleistung  als  Praktikant,  angerechnet. 

Der  anrechenbare  Bezug  der  Manipulantinnen  ist  ein-  für 
allemal  mit  1000  K festgesetzt.  Warum  trotz  der  Erhöhung  dos 
Monatslohnes  im  .Fahre  1900  eine  Erhöhung  der  Pensionsquote 
nicht  zugelassen  wurde,  ist  bereits  besprochen  worden.  Auch  vor 
dieser  Zeit  war  nicht  der  ganze  Jahresbezug  anrechenbar,  viel- 
mehr bei  Einführung  der  obligatorischen  Altersversorgung  um 
SO  K , seit  1895  um  200  K weniger.  Dieser  Betrag  wurde 
gewissermaßen  als  Aktivitätszulage  behandelt.  Er  macht  7,  bezw. 
17%  des  Gesamtbezuges  aus.  Bei  den  Staatsbeamten  beträgt  die 
nicht  anrechenbare  Zulage  13 — 27%. 

Die  Pensionsberechtigung  beginnt  bei  beiden  Kategorien 
mit  Vollendung  des  10.  anrechenbaren  Dienstjahres.  Was  das 
Ausmaß  der  Bezüge  betrifft,  so  ist  zu  berücksichtigen,  daß  bei 
Gründung  des  Pensionsvereines  und  bei  Verfügung  des  obligato- 
rischen Beitrittes  der  Manipulantinnen  die  kaiserliche  Verordnung 
vom  9.  Dezember  18(>0,  R.  G.  BI.  Nr.  157,  in  Geltung  war,  die 
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erst  im  Jahre  1896  durch  das  Gesetz  vom  14.  Mai,  R.  G.  Bl. 
Nr.  74,  abgelöst  wurde. 

Das  Ausmaß  der  Ruhegenüsse  beträgt  in  Perzenten  des 
anrechenbaren  Akti vitittsbezuges : 


Bei  der  Staätspension 


Nach  Dienstjahren 

Bei  der  Vereinspension 

nach  der  Ver- 
ordn. von  18HH 

nach  dem 
Gesetze  v.  1890 

10-14 

45 

33 

40—48 

15—19 

50 

37-5 

50—58 

20—24 

55 

50 

HO— 68 

25—29 

HO 

62*5 

70—78 

30—34 

70 

75 

80-88 

35—39 

SO 

S7  • 5 

5K> — 98 

40 

100 

100 

100. 

Gegenüber 

den  Bestimmungen 

der  Verordnung  von  1866 

war  die  Vereinspension  bis  zum  24.  Dienstjahre  günstiger,  wurde 
dann  ungünstiger,  um  erst  im  40.  Jahre  wieder  gleich  zu  sein. 
Gegenüber  dem  Gesetze  von  1806  aber  ist  die  Vereinspension 
nur  in  den  ersten  Jahren  günstiger;  dann  verschiebt  sich  das 
Verhältnis  immer  mehr  zu  ihren  Ungunsten,  bis  sie  im  40.  Jahre 
wieder  gleichgestellt  ist.  Die  Erhöhung  ist  bei  der  Staatspension 
durchaus  gleichmäßig,  2 : 2°  0 im  Jahre,  bei  der  Vereinspension 
sprunghaft,  in  den  ersten  3 Quinquennien  um  je  5°/0,  in  den 
folgenden  2 um  je  10%,  im  letzten  plötzlich  um  20%  steigend. 
Die  Progression  steigt  also  mit  dem  Dienstalter  und  sichert 
vor  allem  den  Dienstjüngeren  einen  höheren  Bezug.  Der  letztere 
Gesichtspunkt  hat  etwas  für  sich ; aber  gerade  in  den  höheren 
Jahren  bedeuten  die  großen  Sprünge  eine  starke  Benachteiligung 
der  Bezugsberechtigten,  bei  denen  das  Fehlen  eines  Dienstjahres 
oft  den  Verlust  von  10,  im  letzten  Quinquennium  gar  20%  zur 
Folge  haben  kann.  Die  angestrebte  Bemessung  nach  Maßgabe 
der  Staatspension  würde  die  Abhängigkeit  des  Ruhegenusses 
von  solchen  Zufälligkeiten  beseitigen. 

Das  Ponsionsbezugsrecht  der  aktiven  Manipulantin  erlischt 
durch  Tod  und  Strafentlassung,  ferner  bei  sechsmonatlichem 
Rückstände  der  Einzahlungen,  der  Pensionistin  bei  Verurteilung 
wegen  solcher  strafbaren  Handlungen,  die,  wenn  im  Aktivstande 
begangen,  Entlassung  zur  Folg«;  gehabt  hätten,  durch  Verjährung 
binnen  5 Jahren,  durch  Auswanderung  und  endlich  bei  Atige- 
hörigkeit  zu  einem  anderen  Altersversorgungsvereine  in  der 
Höhe  der  von  dort  bezogenen  Pension.  Bei  den  Staatsbeamten 
gelten  im  allgemeinen  analoge  Erlöschungsgründ«*,  dagegen  wird 
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dort  die  Höhe  der  Pension  durch  Beitritt  zu  öinern  Privatvereine 

nicht  getroffen.  Während  bei  der  Staatspension  aber  in  den 

angeführten  Fällen  jedes  Anrecht  erlischt,  macht  sich  der  Cha- 

•• 

rakter  der  Vereinsleistungen  als  Äquivalent  für  die  Einzahlungen 
insofern  geltend,  als  bei  Verlust  des  Anspruches  infolge  von 
Verurteilung  und  Entlassung  die  Generalversammlung  unter 
Berücksichtigung  aller  Umstände  die  Rückzahlung  eines  Teiles 
der  geleisteten  Jahresbeiträge  bis  zur  Hälfte  derselben  be- 
schließen kann. 

Werden  die  Manipulantinnen  vor  erlangter  Pensionsberech- 
tigung in  den  dauernden  Ruhestand  versetzt,  dann  können  sie 
nur  die  Hälfte  der  geleisteten  Jahresbeiträge  zurückfordern.  Die 
Staatsbeamten  dagegen  werden  bei  Dienstunfähigkeit  infolge 
Krankheit  oder  infolge  einer  von  ihnen  nicht  absichtlich  herbei- 
geführten körperlichen  Beschädigung,  wenn  sie  mindestens 
5 Dienstjahre  vollstreckt  haben,  so  behandelt,  als  ob  sie 
10  Dienstjahre  wirklich  zurückgelegt  hätten.  Wenn  sie  wegen 
Wahnwitz,  zugestoßener  Krankheit  oder  Erblindung  ohne  Ver- 
schulden zu  allem  Brotverdienst  unfähig  werden,  behalten  sie 
ein  Viertel  von  ihrem  Gehalte.  In  allen  tibrigdn  Fällen  gebührt 
ihnen  eine  einmalige  Abfertigung,  welche  für  eine  Dienstzeit 
bis  zu  fünf  Jahren  mit  dem  einfachen,  von  mehr  als  fünf  Jahren 
mit  dem  zweifachen  Betrage  des  Jahresgehaltes  zu  bemessen  ist. 
Die  Beamten  sind  also  bei  vorzeitiger  Dienstuntauglichkeit  viel 
günstiger  gestellt. 

Im  Falle  der  Verehelichung  muß  der  Dienstaustritt  erfolgen. 
Die  Pensionsberechtigung  geht  damit  verloren,  es  kann  nur  die 
Hälfte  der  Jahresbeiträge  zurückgefordert  werden.  Die  Abänderung 
dieser  Bestimmung  bildet  ein  Postulat  der  oben  angeführten 
Resolution.  Verehelicht  sich  heute  aber  eine  Manipulantin  im 
Pensionistenstande  — angenommen,  dieser  Fall  käme  vor  — 
dann  verbleibt  sie  im  Genüsse  ihres  Ruhebezuges,  da  eine 
gegenteilige  Vorschrift  fehlt. 

Neben  den  Pensionsansprüchen  können,  um  das  nochmals 
zu  wiederholen,  auch  von  der  Generalversammlung  Gnadengaben 
gewährt  werden. 

Überblicken  wir  die  Pensionsverhältnisse  der  Manipulan- 
tinnen, so  entsprechen  dieselben  im  allgemeinen  den  Ansprüchen 
der  Staatsbeamten.  In  einzelnen  Punkten  sind  sie  sogar  günstiger. 
Eine  ernste  Beschwerde  erhebt  sich  jedoch  gegen  die  Ungleich- 
mäßigkeit der  Progression  und  die  Inkongruenz  zwischen  dem 
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erreichbaren  Gehalt  und  der  höchsten  Pensionsquote.  Hier  muh 
die  Umwandlung  des  Vereines  in  einen  staatlichen  Fond  Abhilfe 
schaffen.  • 

Zu  den  Unterstützungen  im  Notfälle  gehören  schließlich 
noch  die  Lohn  Vorschüsse  und  Geldaushilfen.  Die  ersteren  können 
den  definitiven  Manipulantinnen  bis  zu  dem  dreifachen  Betrage 
des  Monatslohnes  unter  denselben  Voraussetzungen  und  Rück- 
zahlungsbedingungen wie  den  wirklichen  Staatsbeamten  bewilligt 
werden.  Die  letzteren  können  für  eine  Manipulantin  im  Jahre 
60  K,  für  einen  Beamten  200  K betragen. 

Die  große  Zahl  der  weiblichen  Bediensteten  bei  den  ära- 
rischen  Postanstalten,  die  Ausdehnungsfähigkeit  ihrer  Verwendung 
allein  mit  Rücksicht  auf  die  künftige  Entfaltung  des  Femsprech- 
verkehres  lassen  diesen  Verwaltungszweig  für  die  Frauen,  welche 
in  das  Erwerbsleben  zu  treten  genötigt  sind,  eine  große  Bedeutung 
gewinnen.  Die  Anforderungen  des  Dienstes  an  die  körperlichen 
und  geistigen  Kräfte  sind  zwar  ernst  und  streng,  die  Tätigkeit 
bietet  wenig  Mannigfaltigkeit  und  Anregung,  das  Aufrüeken  zu 
höheren  Stellen  mit  größerer  Selbständigkeit  ist  ihnen  versagt. 
Aber  dafür  wird  ihnen  eine  gesicherte  Lebensstellung  geboten, 
welche  ihnen  die  Sorge  für  die  Zeit  ihrer  Erwerbsunfähigkeit 
abnimmt.  Und  wenn  sie  auch  nicht  gerade  auf  Rosen  gebettet 
sind,  so  würde  die  Tatsache  eines  geachteten  Berufes  den 
Anforderungen  der  meisten  durchaus  genügen,  wenn  nicht  die 
karge  Bemessung  der  Anfangsbezüge,  besonders  in  den  Groß- 
städten, zu  Nebenerwerb  und  starken  Entbehrungen  zwänge  und 
so  das  Aufkommen  einer  zufriedenen  Stimmung  verhinderte. 

Die  doppelte  Seite  unseres  Problems  verlangt  nun  auch 
eine  Betrachtung  der  Gestaltung  des  Dienstverhältnisses  vom 
Standpunkte  der  Verwaltung.  Auf  die  starke  Vertretung  des 
weiblichen  Elementes  im  Personalkörper  der  ärarischen  Post- 
anstalten ist  bereits  an  früherer  Stelle  ausführlich  eingegangen 
worden. 

Wir  fanden  dabei  für  das  Jahr  1899  eine  Zahl  von  2851 
Frauen,  welche  27%  der  gesamten  Manipulationsbeamtenschaft 
ausmachten.  Die  gegenwärtige  und  künftige  Bedeutung  der 
Manipulantinnen  ist  aber  auch  von  ihrer  geographischen  Ver- 
teilung abhängig.  Darüber  geben  uns  zunächst  folgende  Zahlen 
Aufschluß : 

Von  den  weiblichen  Bediensteten  entfallen  auf  die  einzelnen 
Direktionsbezirke  % : 
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Daraus  ergibt  sich,  daß  Wien  weitaus  den  Vorrang  besitzt, 
an  zweiter  Stelle  Prag  steht  und  die  übrigen  Bezirke  mit  Brünn 
an  der  Spitze  in  weitem  Abstande  folgen.  Das  starke  Über- 
gewicht der  beiden  größten  Direktionen  hat  sich  erst  seit  Beginn  der 
Achtziger-Jahre,  Verstaatlichung  und  Ausbau  des  Telephons, 
herausgebildet.  1871)  waren  die  Unterschiede  viel  geringer. 
Erinnern  wir  uns  an  den  raschen  Zuwachs  des  weiblichen 
Bestandes  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehntes,  so  muß  bei  dem 
Rückgang  Wiens,  trotz  der  Verstärkung  des  Prager  Anteils, 
doch  auch  eine  beträchtliche  Vermehrung  in  den  übrigen  Be- 
zirken stattgefunden  haben.  Dafür  einige  zahlenmäßige  Belege: 
Der  Perzentsatz  der  Manipulantinnen  an  dem  Gesamt- 
manipulationspersonal beträgt  in  den  einzelnen  Direktions- 
bezirken : 
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Danach  zeigt  sich  in  dem  ersten  Jahrzehnt  mit  Ausnahme 
von  Wien,  Triest  und  Zara  überall  ein  Rückgang,  in  dem 
zweiten  ausnahmslos  eine  Verstärkung,  die  mit  Ausnahme  von 
Linz  den  Anfangsbestand  überholt.  Ara  weitesten  geht  diese 
Entwicklung  in  Wien,  dann  folgt  Innsbruck,  Lemberg.  Prag, 
Triest  und  Zara.  Über  dem  Perzentsatze  des  Reiches  steht  1800 
nur  Wien,  in  den  Vorjahren  auch  andere  Bezirke;  weitaus  am 
meisten  zurück  Zara. 
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Ein  richtiges  Bild  über  die  Vertretung  des  weiblichen 
Elementes  in  den  verschiedenen  Bezirken  erhalten  wir  aber  erst, 
wenn  wir  ihren  Perzentanteil  an  der  Zahl  der  Manipulantinnen 
mit  demjenigen  an  dem  Gesamtbeamtenstande  vergleichen.  Der 
letztere  betrug: 
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Er  blieb  also  im  großen  und  ganzen  gleich,  nur  Wien 
ging  zurück,  Prag  und  Brünn  gewannen.  Was  den  in  Frage 
stehenden  Vergleich  betrifft,  so  stimmten  im  Jahre  1870  die 
beiden  Perzentsätze  ziemlich  genau  in  allen  Bezirken  mit  Aus- 
nahme von  Lemberg  und  Zara.  Seither  aber  entwickelte  sich 
eine  starke  Differenz  zu  Gunsten  der  Frauen  in  Wien,  während 
von  den  übrigen  Direktionen  keine  einzige  stärker  an  der  Zahl 
der  Manipulantinnen  als  an  der  Gesamtzahl  beteiligt  ist.  Auf- 
fallend ist  die  Vergrößerung  des  Rückstandes  in  Lemberg, 
während  Prag  die  verhältnismäßig  starke  Verminderung  von 
1880  wieder  so  ziemlich  wett  gemacht  hat. 

Aus  der  vorausgegangenen  Betrachtung  ergibt  sich  zweierlei 
in  Bezug  auf  die  Bedeutung  der  Manipulantinnen  für  den  Ge- 
samtbereich  der  Postverwaltung:  Einmal,  daß  sie  im  großen 

und  ganzen  in  allen  Bezirken  ein  ansehnliches  Kontingent  zu 
dem  Manipulationspersonal  stellen  und  dann,  daß  ihre  Beschäfti- 
gung noch  in  vielen  Direktionen  einer  nicht  unbedeutenden 
Ausdehnung  fähig  ist.  Dabei  muß  noch  erwähnt  werden,  daß 
Innsbruck  und  Zara  bis  1807  — für  die  Zeit  nachher  läßt  sich 
das  wegen  der  Vereinigung  der  beiden  Gruppen  mit  Hülfe  der 
{Statistik  nicht  mehr  feststellen  — gar  keine  Frauen  im  Post- 
dienste verwendeten,  denen  sich  auch  Czernowitz  nach  einem 
schüchternen  Versuch  wieder  anschloß. 

Wir  wären  somit  zu  der  Frage  des  Verwendungsgebietes 
gelangt.  Aus  dem  Vorausgegangenen  ist  hier  zu  wiederholen, 
daß  der  Schwerpunkt  der  Frauenbeschäftigung  beim  Telegraphen 
und  Fernsprecher  liegt.  Bei  dem  ersteren  fand  seit  Mitte  der 


Digitized  by  Google 


118 


Die  ärarischen  Postanstalten. 


[118 


Siebziger-Jahre,  wie  wir  sahen,  ein  unmittelbarer  Ersatz  von 
männlichem  durch  weibliches  Personal  statt;  auf  Rechnung  des 
letzteren  ist  ja  hauptsächlich  die  starke  Vermehrung  der  Mani- 
pulantinnen  in  dem  letzten  Jahrzehnt  zu  setzen.  Der  bevor- 
stehende Ausbau  des  Telephonnetzes  wird  in  der  gleichen  Rich- 
tung fortwirken.  Einen  interessanten  Beleg  für  das  erörterte 
Verhältnis  der  Dienstzweige  bietet  auch  der  bereits  erwähnte 
Geschäftsbericht  der  Wiener  Direktion,  wonach  die  Frauen  im 
Postdienste  nur  9,  im  Telegraphendienste  einschließlich  des 
Fernsprechers  55°/0  des  Gesamtpersonales  (die  Manipulations- 
diurnisten mit  einbegriffen)  ausmachten. 

Auch  auf  die  Arbeitsleistungen  sind  wir  schon  des  näheren 
eingegangen.  Es  handelt  sich  einerseits  um  den  Schalterdienst 
bei  der  Briefpostauf-  und  -Abgabe,  andererseits  um  die  Bedie- 
nung der  elektrischen  Apparate.  Diese  Verrichtungen  sind  vor- 
wiegend mechanischer  Natur,  stellen  nur  geringe  Anforderungen 
an  die  persönliche  Selbständigkeit  und  verursachen  keine  große 
Verantwortung.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Aufsichtsdienste  in 
den  Apparatsälen  der  Telephonzentralen.  Es  erhebt  sich  nun  die 
Frage,  wie  die  Frauen  diesen  Obliegenheiten  gerecht  wurden? 

Im  allgemeinen  wird  von  der  Zentralleitung  immer  betont, 
daß  ihre  Leistungen  im  Durchschnitt  hinter  denjenigen  der 
Beamten  Zurückbleiben,  und  angenommen,  daß  die  Arbeit  von 
3 Frauen  ungefähr  derjenigen  von  2 Männern  entspricht.  Wir 
müssen  aber  natürlich  mehr  ins  einzelne  gehen,  um  zu  einem 
sicheren  Urteil  zu  gelangen. 

Was  die  körperliche  Leistungsfähigkeit  anbetrifft,  so 
behauptet  der  langjährige  Vorstand  einer  großen  Telegraphen- 
zentrale, daß  die  Manipulantinnen  den  Beamten  diesbezüglich 
nicht  nachstünden.  Sie  seien  auch  zu  den  schwersten  Linien 
verwendbar  und  verwendet.  Allerdings  ist  ihre  Arbeitszeit  dabei 
kürzer,  und  sie  sind  vom  Nachtdienst  mit  seinem  störenden 
Einfluß  auf  die  Regelmäßigkeit  der  Lebensführung  befreit.  Zu- 
dem führt  er  Klage  über  ihre  Nervosität  und  die  Stärke  ihrer 
Krankenabsenz,  welche  in  zahllosen  Urlaubsgesuchen  zum  Aus- 
druck gelange.  Tatsächlich  ist  der  Krankenstand  der  Frauen  bei 
der  Wiener  Zentrale  bedeutend  höher  als  derjenige  der  Männer, 
manchmal  2 — 3mal  so  hoch,  obwohl  das  männliche  Personal 
überwiegt.  Was  die  Dauer  der  vollen  Leistungsfähigkeit  anbe- 
langt, so  erklärt  derselbe  Beamte,  daß  sie  bis  zur  Pensionierung 
unverändert  bleibe,  es  müßten  sich  denn  besondere  Erkrankungen 
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oder  ein  Nachlassen  der  Sehschärfe  zeigen.  Aber  der  Eintritt 
der  Altersperiode  falle  auf  einen  früheren  Zeitpunkt  als  bei  den 
Männern.  Volles  Lob  spendet  er  dagegen  ihrer  manuellen  Fertig- 
keit, die  bei  einzelnen  die  Fähigkeit  der  männlichen  Bediensteten 
übertreffe. 

Auch  bei  den  Telephonzentralen  wird  dieser  Umstand 
betont.  Eine  besondere  Befähigung  zum  Femsprechdicnste  ist 
mit  dem  höheren  Sprachorgan  gegeben.  Die  physische  Ausdauer 
wird  nicht  geringer  als  bei  den  Männern  eingeschätzt.  Der 
Dienst  mache  wegen  seiner  nervenangreifenden  Wirkung  eine 
kürzere  Arbeitszeit  notwendig.  Eine  auffallend  starke  Kranken- 
absenz habe  sich  nicht  gezeigt,  wenn  man  von  den  kurzen 
periodischen  Erkrankungen  absehe.  Erfahrungen  über  das  durch- 
schnittliche Dienstaltor  liegen  infolge  der  erst  vor  wenigen  Jahren 
erfolgten  Übernahme  in  den  Staatsbetrieb  nicht  vor. 

Bei  den  Postämtern  schließlich  versichern  die  Amtsvor- 
stände im  allgemeinen,  daß  die  Frauen  in  den  ihnen  übertragenen 
Dienstleistungen  vollkommenen  Ersatz  bieten.  Die  Kranken- 
absenz wird  überall  als  gering  bezeichnet,  vielfach  ausdrücklich 
ihrer  geringeren  Urlaubsansprüche  Erwähnung  getan.  Eine 
frühere  Alterung  zeige  sich  schon  um  des  willen  nicht,  weil 
bei  den  Beamten  die  größere  Verantwortung  im  Kassendienste 
aufreibend  wirke. 

Um  a\if  Grund  dieser  Angaben  zu  einem  festen  Urteil  zu 
gelangen,  müssen  wir  uns  noch  vergegenwärtigen,  daß  die  Mani- 
pulantinnen  zu  der  Paketpost,  bei  welcher  ein  persönliches  Mit- 
zugreifen unvermeidlich  ist,  nicht  verwendet  werden.  Wir  können 
jetzt  sagen,  daß  die  Frauen  zwar  zu  schwererer  körperlicher 
Arbeit  nicht  tauglich  sind,  daß  sie  sich  aber  zu  Leistungen  mit 
geringeren  Anforderungen  an  physische  Stärke  und  größeren  an 
Beweglichkeit  und  Ausdauer  durchaus  befähigt  zeigen  und  darin 
im  allgemeinen  nicht  hinter  den  Männern  Zurückbleiben.  Wahr- 
scheinlich aber  wirkt  eine  stärkere  Inanspruchnahme  auf  ihre 
Körperkonstitution  ungünstiger  zurück.  Wir  werden  später  auf 
Grund  einer  genaueren  zahlenmäßigen  Untersuchung  zu  dem 
Ergebnis  gelangen,  daß  ihre  Versetzung  in  den  Ruhestand  früher 
eintritt. 

In  Bezug  auf  die  intellektuelle  Befähigung  liegen  Erfah- 
rungen nur  soweit  vor,  als  es  sieh  um  mechanische  Arbeits- 
leistungen handelt.  In  diesen  zeigen  sie  sich  bei  Fernsprecher 
und  Telegraph  nach  dem  Berichte  der  österreichischen  Verwal- 
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tung  an  (las  internationale  Telegraphenbureau  „ziemlich  geschickt 
und  anstellig  und  den  Männern  durchaus  gewachsen“.  Allerdings 
ist  infolge  der  Verschiedenheit  in  der  Vorbildung  ihr  Verständnis 
für  die  technische  Konstruktion  der  Apparate  geringer;  aber  sie 
sind  doch  imstande,  kleinere  Störungen  am  Morse  selbst  in  Ord- 
nung zu  bringen.  Auch  bei  der  Post  wird  manchmal  ihre  zu 
geringe  Vorbildung  bemängelt.  Dagegen  hat  es  sich  als  unbe- 
denklich erwiesen,  ihnen  den  interurbanen  Telephondienst  zu 
übertragen,  der,  wie  wir  oben  erwähnt  haben,  schon  mehr 
innere  Selbständigkeit  erfordert.  Was  die  Erlernung  des  Dien- 
stes anbetrifft,  so  sind  die  Angaben  widersprechend.  Während 
von  der  einen  Seite  über  langsame  Auffassung  geklagt  wird, 
hören  wir  von  anderen,  daß  es  ihnen  rasch  gelinge,  sich  mit 
ihren  Obliegenheiten  vertraut  zu  machen. 

Uber  ihre  Befähigung  zu  verantwortlicheren  Dienstleistun- 
gen läßt  sich  mangels  erfolgter  Verwendung  etwas  Sicheres  nicht 
aussagen.  Auch  hier  sind  die  Meinungen  selbst  unter  den 
Beamten,  die  längere  Zeit  mit  weiblichem  Personal  gearbeitet 
haben,  geteilt.  Die  einen  glauben,  sie  ohne  weiteres  zur  Fahr- 
post, wo  größere  Einzahlungen  und  Auszahlungen  gemacht  wer- 
den, verwenden  zu  können.  Dafür  sprächen  auch  die  günstigen 
Erfahrungen  im  Landpostdienste.  Die  anderen  befürchten  das 
Fehlen  der  erforderlichen  Ruhe  und  Besonnenheit. 

Das  ist  aber  schon  nicht  mehr  eine  Frage  des  Intellektes, 
sondern  des  Charakters.  Gibt  uns  diesbezüglich  die  bisherige 
Beschäftigung  besondere  Erfahrungen  an  die  Hand?  Es  wird 
vielfach  betont,  daß  die  Manipulantinnen  schon  jetzt  beim 
Schalterdienste  stärker  unter  Kassenverlusten  zu  leiden  haben 
als  ihre  männlichen  Berufskollegen.  Andere  berichten  aber,  daß 
sie  selbst  bei  großem  Andrange  des  Publikums  die  Fassung  nicht 
verlieren.  Es  dürfte  richtig  sein,  daß  vielen  die  nötige  Selb- 
ständigkeit infolge  ihrer  Erziehung  abgeht,  während  doch  ein 
nicht  gerade  verschwindender  Teil  eine  größere  Verantwortung 
ruhig  übernehmen  könnte.  Auch  Mangel  an  Energie  und  Entschie- 
denheit, und  darum  an  Autorität,  wird  den  Frauen  häufig  vorge- 
halten. Die  Erfahrung  bekräftigt  diese  Behauptung.  Denn  im 
Aufsichtsdienste  ist  ihre  Stellung  gegenüber  den  untergeordneten 
Bediensteten  recht  prekär.  Der  Respekt  der  Manipulantinnen  vor 
ihren  Geschlechtsgenossinnen  ist  nur  gering.  Allerdings  fehlt  es 
den  Aufsichtsfräuleins  an  einer  eigentlichen  Befehlsgewalt,  wie 
schon  besprochen  wurde.  Soweit  es  bei  der  früheren  Telegraphen- 
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ge  seil  Schaft  in  Wien  weibliche  Vorgesetzte  gab,  beruhte  ihre 
Autorität  auf  der  Abhängigkeit  der  Diensteinteilung  von  ihnen. 
Diese  führte  aber  zu  einer  Günstlingswirtschaft,  welche  dringend 
der  Abhilfe  bedurfte  und  bei  der  Verstaatlichung  die  Beseitigung 
der  weiblichen  Vorstände  veranlagte. 

Das  Gegenstück  zu  dein  Mangel  an  Beherrschung  und 
Energie  ist  der  Besitz  einer  allseits  gerühmten  Geduld,  Fügsam- 
keit und  Verträglichkeit.  Die  Geduld  zeigt  sich  besonders  im 
Telephondienste,  wo  die  Beamten  infolge  der  nervenangreifenden 
und  dabei  in  ödem  Einerlei  sich  abwickelnden  Bedienung  des 
Apparates  leicht  in  gereizte  Stimmung  kommen  und  diese  gegen- 
über ungeduldigen  Benutzern  des  Fernsprechers  zum  Ausdrucke 
bringen.  Bei  den  Frauen  dagegen  kommen  Reibereien  mit  den 
Parteien  sehr  selten  vor.  Zwar  wird  von  Seite  des  Publikums 
und  einzelner  Beamten  behauptet,  daß  es  die  weiblichen  Bedien- 
steten an  Höflichkeit  gegenüber  den  Frauen  fehlen  ließen,  bei 
den  Amtsvorständen  dagegen  scheinen  weder  bezüglich  des 
Fernsprech-  noch  des  Postdienstes  Klagen  darüber  einzulaufen. 
Die  Verträglichkeit  und  Fügsamkeit  der  Manipulantinnen  tritt 
besonders  bei  den  kleineren  Ämtern  zutage,  wo  sie  mehr  Ver- 
ständnis und  guten  Willen  bei  Umänderung  der  Diensteinteilung, 
in  Substitutionsfällen  u.  dgl.  beweisen  als  die  männlichen  Beamten. 
Die  etwas  gereizte  Stimmung  bei  den  größeren  Ämtern  haben 
wir  schon  oben  erörtert.  Es  scheint  aber  eine  allgemeinere 
Tatsache  zu  sein,  daß  die  Behandlung  der  Frauen  an  die  Vor- 
gesetzten besondere  Anforderungen  stellt.  Denn  sie  verlangen 
in  der  Hegel  auch  im  Dienste  ein  gewisses  ritterliches  Entgegen- 
kommen, an  das  sie  sonst  von  Seite  des  männlichen  Geschlechtes 
gewöhnt  sind.  Dann  wird  von  allen  Seiten  betont,  daß  sie  sehr 
peinlich  auf  gleichmäßige  Behandlung  aller  Kolleginnen  sehen 
und  leicht  zum  Vorwurfe  der  Parteilichkeit  neigen.  Überhaupt 
vermögen  sie  dienstliches  und  persönliches  Verhältnis  nicht 
scharf  zu  trennen.  Ein  geringer  Tadel  ihrer  Leistungen  hat 
häutig  einen  Tränenstrom  zur  Folge.  So  gilt  es  für  den  über- 
geordneten Beamten,  die  richtige  Mitte  zwischen  Höflichkeit  und 
Dienststrenge  einzuhalten,  eine  Aufgabe,  deren  Erfüllung  feines 
Taktgefühl  erfordert.  Es  wird  daher  allgemein  versichert,  daß 
es  leichter  sei,  sich  die  erforderliche  Autorität  über  männliches 
Personal  zu  verschaffen.  Im  Zusammenhänge  damit  erklärt  sich 
auch  das  Versagen  der  weiblichen  Vorgesetzten.  Ist  es  schon 
für  den  männlichen  Beamten  eine  schwierige  Aufgabe,  sich  das 
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nötige  Ansehen  über  die  seiner  Leitung  unterstellten  Frauen  zu 
sichern,  so  wird  sie  noch  schwieriger  für  die  weiblichen  Auf- 
sichtspersonen, denen  gegenüber  es  von  vornherein  an  Bereit- 
willigkeit zu  Unterordnung  fehlt.  Wenn  von  Seite  der  Vorstände 
bei  den  kleineren  Ämtern  fast  nie  die  Notwendigkeit  einer 
besonders  abgewogenen  Behandlung  hervorgehoben  wird,  so  liegt 
das  in  der  größeren  Selbständigkeit  der  weiblichen  Dienstposten 
bei  diesen  Ämtern,  der  zufolge  die  fortwährende  Beaufsichtigung 
und  Befehlserteilung  entfällt.  Wenn  also  das  dem  weiblichen 
Charakter  eigene  größere  Maß  von  Fügsamkeit  sich  in  dienst- 
licher Hinsicht  günstig  bemerkbar  macht,  so  stellt  doch  ande- 
rerseits die  Leitung  von  weiblichem  Personal  größere  Anforderung 
an  Beherrschung  und  Taktgefühl  des  übergeordneten  Beamten. 
Eine  derartige  Einwirkung  auf  die  Vorgesetzten  Organe  hat 
sicherlich  auch  ihr  Gutes. 

Unbestritten  ist  ferner  die  Ordnungsliebe,  die  Ehrlichkeit, 
der  Fleiß  und  die  Pflichttreue  der  Manipulantinnen.  Tn  diesen 
Eigenschaften  zeichnen  sie  sich  vielfach  vorteilhaft  vor  den 
männlichen  Bediensteten  aus.  Schon  im  ersten  Jahre  ihrer  Ver- 
wendung nannte  sie  der  Sektionschef  Kolbenstciner  „emsig,  eifrig, 
verläßlich  und  ihren  Pflichten  sehr  hingebend.“ 

Aus  dem  Vorausgegangenen  folgt,  daß  die  Manipulantinnen 
sich  auch  in  Bezug  auf  ihre  geistigen  Anlagen  für  die  ihnen 
übertragenen  Dienstleistungen,  besonders  wo  dieselben  große 
Anforderungen  an  die  Geduld  stellen,  recht  gut  eignen.  Dagegen 
haben  sie  bisher  als  Vorgesetzte  versagt,  und  die  Verwendung 
zu  dem  verantwortlicheren  Kassendienste  begegnet  Bedenken  hin- 
sichtlich des  Besitzes  der  notwendigen  Beherrschung  und  Ruht;. 

Auch  die  Rückwirkung  der  gesellschaftlichen  Stellung  auf 
die  dienstliche  Verwendnng  bedarf  einer  besonderen  Betrachtung. 
Man  hält  daran  fest,  die  Frauen  so  wenig  als  möglich  zum 
Nachtdienste  heranzuziehen.  Bei  den  Telephonzentralen  ließ  sich 
das  aber  nicht  umgehen.  Da  der  Fernsprecher  gerade  in  der 
Nacht  viel  weniger  benutzt  wird,  ist  der  Dienst  nicht  besonders 
anstrengend.  Beim  Telegraph  und  der  Post  hat  der  Ausschluß 
der  Frauen  eine  stärkere  Belastung  der  Männer  zur  Folge.  Auch 
die  Erschwerung  der  Möglichkeit.,  die  Frauen  zu  außerhalb 
ihres  Domizils  gelogenen  Dienststellen  im  Bedarfsfälle  zu  ver- 
wenden, verringert  die  Elastizität  des  Beamtenkörpers.  Wenn 
Versetzungen  notwendig  werden,  wehren  sich  die  Betroffenen 
mit  allen  ihnen  zugebote  stehenden  Mitteln  dagegen.  Diese 
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Schwierigkeit  hat,  wie  wir  gesehen  haben,  schon  ira  Jahre  1879 
zu  dem  Versuch  geführt,  die  Zahl  der  Telegraphistinnen  auf 
25%  zu  beschränken.  Es  wird  ferner  darauf  verwiesen,  daß  bei 
Verwendung  von  weiblichem  Personal  die  notwendige  Trennung 
der  Arbeits-,  mindestens  aber  der  Wasch-  und  Toiletteräurae 
besondere  Kosten  verursache.  Aber  dies  Moment  spielt  keine 
große  Rolle.  Denn  wir  fanden  bei  der  Post,  daß  die  Dienst- 
einteilung in  der  Regel  eine  Trennung  der  Geschlechter  zur 
Folge  hat.  Beim  Telephon  gibt  es  in  denselben  Zentralen  zu- 
meist nur  Manipulanten  des  einen  oder  des  anderen  Geschlechtes. 
Schließlich  beruhen  überhaupt  nach  den  gemachten  Erfahrungen 
die  übertriebenen  Bedenken  gegen  gemeinsame  Arbeit  auf  unbe- 
rechtigtem Vorurteil.  Die  Kosten  der  gesonderten  Nebenräum- 
lichkeiten aber  fallen  bei  Ämtern  mit  größerem  Personalstande 
kaum  ins  Gewicht. 

Eine  bedeutsame  Folge  der  besonderen  gesellschaftlichen 
Stellung  liegt  endlich  in  dem  Einflüsse  der  Ehe  auf  das  Dienst- 
verhältnis. Die  Verheiratung  selbst  bewirkt  das  Ausscheiden  der 
Manipulantin  gerade  in  der  Vollkraft  der  Jahre,  und  nachdem 
sie  sich  erst  richtig  in  ihren  Obliegenheiten  eingearbeitet  hat. 
Aber  darüber  hinaus  wirkt  die  [(Hoffnung  auf  die  Verheiratung, 
welche  für  die  meisten  lange  Jahre  beherrschend  bleibt.  Der 
Dienst  erscheint  nur  als  ein  Durchgangsstadium  zur  Ehe,  nicht 
als  dauernder  Beruf.  Das  räumen  selbst  die  älteren  Manipulan- 
tinnen,  die  sich  schon  mehr  mit  den  Ideen  der  Frauenemanzipation 
befreundet  haben,  bezüglich  ihrer  jüngeren  Kolleginnen  ein.  Nach 
Angaben  von  Seiten  der  Amtsvorstände  soll  sich  erst  im  Laufe 
der  ersten  4 bis  5 Jahre  die  Auffassung  des  Dienstes  als  Lebens- 
beruf durchringen.  Sie  berichten,  daß  die  Bedienstete  häufig 
schon  als  Braut  eintritt,  um  dann,  wenn  sie  ein  bestimmtes  Alter 
erreicht,  oder  ihr  Bräutigam  sich  eine  ausreichende  Position  ver- 
schafft. hat,  ihre  Dienstesresignation  wegen  Verehelichung  anzu- 
melden. Unter  20  Rückzahlungen  des  Pensions Vereines  sollen 
15  an  Manipulantinnen,  und  davon  13  wegen  Heirat  erfolgen. 
Nach  dem  oft  erwähnten  Wiener  Geschäftsbericht  befanden  sich 
1899  unter  94  Abgängen  der  Frauen  65  wegen  Verzichtes.  Und 
daß  Verehelichungen  auch  in  höheren  Dienstjahren  Vorkommen, 
beweist  die  Resolution  im  Pensionsvereine,  in  der  unter  anderem 
das  Recht  der  Wahrung  des  durch  10-  und  mehrjährige  Dienst- 
zeit erworbenen  Pensionsanspruches  im  Falle  eines  freiwilligen 
Austrittes  gefordert  wird. 
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Wir  sind  übrigens  in  der  Lage,  den  Abgang  der  Mani- 
pulantinnen einerseits,  der  Beamten  andererseits  mit  Hülfe  des 
Postalmanachs  von  1890 — 98,  welcher  zufälligerweise  die  genaue- 
ren Personaldaten  der  weiblichen  Bediensteten  enthält,  mit 
ausreichender  Sicherheit  zahlenmäßig  festzustellen.  Wir  müssen 
nur  die  Entwicklung  der  einzelnen  Jahrgänge  durch  eine  Reihe 
von  Dienstjahren  verfolgen.  Um  zufällige  Schwankungen  aus- 
zugleichen, wollen  wir  immer  den  Durchschnitt  von  3 Jahr- 
gängen wählen.  Dann  geben  uns  die  Jahrgänge  1890 — 92  die 
Zahlen  für  die  ersten  6 Dienstjahre,  die  Jahrgänge  1884 — 86 
für  das  7. — 12.  Dienstjahr,  die  Jahrgänge  1878 — 80  für  das 
13.-  -18.  Dienstjahr,  endlich  die  Jahrgänge  1872 — 74  für  das 
19. — 24.  Dienstjahr.  Das  Ergebnis  ist  folgendes: 

Der  perzentuelle  Abgang  betrug 

iu  den  Perioden  bei  den  Beamten  hei  den  Manipulantinnen 
1. — 6.  Dienstjahr  15*7  41  ■ 4 

7.— 12.  „ 10*7  28 -6 


18. — 18. 


V 


111 


111 


19.-24. 


P 


{>•<; 


24-8 


Berechnen  wir 
1.  Dienstjahr  an. 

Derselbe  betrug 

in  den  Perioden 
1. — (5.  Dienstjahr 
7.-12. 

13.— 18. 

10.-24. 


daraus  den  perzentuellen  Abfall  vom 


bei  den  Beamten 
15*7 
90 
8-4 
G-4 


hei  den  Manipulantinnen 
41*4 
1(5*8 
4*<; 

71 


Da  wir  die  Anfangsziffern  der  Telegraphistinnen  im  Jahre 
1872  und  der  Postmanipulantinnen  im  Jahre  1874  aus  der  Sta- 
tistik entnehmen  können,  läßt  sich  für  diese  beiden  Jahrgänge 
als  Kontrolle  unserer  Berechnung  der  tatsächliche  Abgang 
feststellen. 

Derselbe  betrug  in  Perzenten  der  Anfangsstärke: 


Nach 

•5  Dienstjahren 


bei  den 
Telegraphist. 

63-  8 
70  (5 


bei  den 
Postmanipul. 

(53  * 0 
70*  1 


nach  unserer 
Berechnung 
41*4 
58-2 
(52*8 
(50*0 


Die  Kontrolle  stimmt  also  vollkommen. 

Diese  Berechnung  zeigt,  daß  der  Abgang  der  Manipulan- 
tinnen in  dem  ersten  Sextennium  außerordentlich  stark  ist,  viel 
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starker  als  bei  ihren  männlichen  Kollegen.  Aber  auch  das  zweite 
Sextennium  zeigt  noch  eine  auffallende  Ziffer,  die  unsere  obige 
Behauptung,  daß  Verehelichungen  auch  in  höheren  Dienstjahren 
Vorkommen,  glänzend  bestätigt.  Das  Anwachsen  der  Abfalls- 
ziffer  in  dem  letzten  Sextennium  ist  darauf  zurückzufilhren,  daß 
sich  die  Pensionierung  bereits  fühlbar  macht,  während  bei  den 
Beamten  keine  Spur  davon  zu  merken  ist. 

Infolge  der  Auffassung  ihrer  Stellung  als  vorübergehenden 
Erwerb  betrachten  viele  die  geforderten  Leistungen  und  die 
gewährten  Gegenleistungen  nur  unter  wirtschaftlichen  Gesichts- 
punkten, ein  weitergehendes  Interesse  an  den  Dienstverrichtungen 
und  ihrem  Zwecke  ist  nicht  vorhanden,  das  Bewußtsein  der 
besonderen  Pflichten  von  Staatsbediensteten  gegenüber  dem 
Staate  fehlt  vollständig.  Allerdings  hat  auch  die  Verwaltung 
nichts  getan,  um  dieser  Auffassung  entgegenzutreten.  Indes  nicht 
genug  damit,  bleibt  selbst  der  Diensteifer  nicht  unberührt.  Beson- 
ders in  den  Anfangsjahren,  aber  auch  später,  mangelt  es  häufig  an 
dem  nötigen  Ernst.  Das  ist  sicherlich  mit  ein  Grund,  warum  man 
sich  scheut,  ihnen  verantwortlichere  Funktionen  zu  übertragen. 
So  wird  es  damit  beispielsweise  motiviert,  daß  sie  im  Telegraphen- 
dienste nicht  zu  den  internationalen  Linien  verwendet  werden, 
obwohl  sie  volle  Eignung  dazu  besäßen.  Ein  Gegengewicht  gegen 
diese  wirtschaftliche  Betrachtungsweise  bietet  nur  der  äußere 
Dienst  beim  Schalter,  wo  ihnen  der  Verkehr  mit  dem  Publikum 
ihre  Stellung  als  Amtsorgan  täglich  und  stündlich  zum  Bewußt- 
sein bringt.  Im  inneren  Dienste  gewinnt  ihre  Tätigkeit  wirklich 
den  Anschein  von  Arbeitsleistungen  für  den  Staat  wie  für  einen 
anderen  Großun ternehmer . 

Fassen  wir  das  Gesagte  zusammen,  so  kommen  wir  zu  fol- 
gendem Urteil  über  die  Bewährung  der  Manipulantinnen.  Ihre 
körperlichen  und  geistigen  Anlagen  sind  den  ihnen  übertragenen 
mechanischen  Leistungen  vollkommen  entsprechend.  Ihre  ma- 
nuelle Geschicklichkeit  läßt  sie  im  .Telegraphendienste  den 
Männern  durchaus  gewachsen,  ihre  große  Geduld  und  ihr  helleres 
Organ  im  Telephondienste  sogar  überlegen  erscheinen.  Aller- 
dings bedarf  ihre  Arbeitskraft  größerer  Schonung  als  bei  «len 
Männern  und  zeigt  ein  Nachlassen  in  früherem  Alter.  Sie 
sind  bestrebt,  ihre  Obliegenheiten  nach  bestem  Wissen  und  Ge- 
wissen zu  erfüllen.  Aber  sie  gehen  darin  nicht  vollständig  auf; 
das  Ideal  ihrer  Hoffnungen  bleibt  ein  außerhalb  derselben 
gelegenes  Ziel,  die  Ehe.  Daher  richten  si<»  sich  nicht  von  vorn- 
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herein  auf  eine  Dauer  des  Dienstverbandes  ein.  Ihr  Interesse 
erstreckt  sich  nicht  auf  ein  über  die  wirtschaftliche  Beziehung 
hinausgehendes,  engeres  Verhältnis  zu  ihrem  staatlichen  Dienst- 
herrn. Sie  erhebon  keinen  Anspruch,  als  vollberechtigtes  Glied 
des  Beamtenorganismus  betrachtet  zu  werden.  Infolgedessen 
scheut  man  sich,  ihnen  verantwortlichere  Aufgaben  anzuvertrauen. 
Diese  Bedenklichkeit  wird  durch  die  Beobachtung  verstärkt, 
daß  ihnen  öfter  die  nötige  Ruhe  und  Entschiedenheit  abgeht.  Zur 
Leitung  von  untergeordnetem  Personal  haben  sie  sich  zweifellos 
bisher  als  ungeeignet  erwiesen.  Endlich  hat  ihre  geringere  Be- 
wegungsfreiheit eine  Minderung  der  Elastizität  des  Bediensteten- 
körpers zur  Folge.  Sonach  bleibt  es  zwar  sicher,  daß  auch  rein 
sachliche  Gründe  zu  der  starken  Ausdehnung  ihrer  Verwendung 
— mindestens  im  Fernsprechdienste  — geführt  haben,  aber  sie 
wäre  mit  Rücksicht  auf  alle  die  angeführten  einschränkenden 
Momente  nicht  möglich  gewesen,  wenn  der  Staat  nicht  aus 
finanziellen  Gründen  seine  volle  Rechnung  dabei  gefunden  hätte. 

Finanzielle  Gesichtspunkte  waren  es  ja  auch,  welche  den 
ersten  Anstoß  zu  der  Heranziehung  gaben.  Sie  bildete  eine  unter 
den  Maßnahmen,  mit  welchen  man  das  Defizit  der  Telegraphen- 
anstalt bannen  wollte.  Der  Versuch  war  mit  Erfolg  gekrönt. 
Das  im  einzelnen  näher  nachzuweisen,  würde  zu  weit  führen. 
Es  mag  hier  genügen  das  finanzielle  Ergebnis  mit  dem  Wachs- 
tum ihrer  Zahl  zu  vergleichen. 


Jahr 

Überschuß  (-f ) bezw.  Defizit  ( — ) 
der  Telegraphenanstalt 

Die  weibl. 

bildeten  n 
Manipulation 

18159 

— 299.831 

fl. 

— 

1870 

— 559.478 

r 

— 

1871 

— 730.784 

tt 

— 

1872 

— 705.031 

f* 

13 

1873 

— 1,222.684 

ff 

19 

1874 

— 2,105.103 

T 

20 

1875 

— 1,045.727 

ff 

20 

1870 

— 780.964 

V 

22 

1877 

— 489.142 

tf 

25 

1878 

— 448.084 

f* 

27 

1879 

— 294.704 

TT 

20 

1880 

277.294 

r 

2(5 

1881 

f 052.945 

i* 

27 

1882 

600.278 

T» 

28 

1883 

-f  406.959 

TT 

28 

des 
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Daß  an  der  Beseitigung  des  Defizits  wirklich  die  Ver- 
minderung der  Personalausgaben  beteiligt  ist,  zeigt  ein  Ver- 
gleich der  Bezüge  für  den  Personalkopf  am  Anfang  und  Ende 
der  betreffenden  Periode.  Wir  nehmen  jedesmal  den  Durch- 
schnitt von  2 Jahren,  um  kleinere  Zufälligkeiten  auszugleichen. 


Durchschnitt 
der  Jahre 
1871/72 
1882/83 
Abnahme 


Bezüge  für  den 
Kopf  in  fl. 
706 
681 


Durchschnitt 
der  Jahre 
1874/75 
1882/83 


Bezüge  für  den 
Kopf  in  H. 
801 
681 

- 15  0% 


Der  Anfangspunkt  bei  der  zweiten  Berechnung  liegt  nach 
der  Gehaltsregulierung  der  Beamten  von  1873,  bei  der  ersten 
vor  derselben. 

Schließlich  seien  auch  noch  die  Leistungen  für  den  Kopf, 
die  Zahl  der  Depeschen,  angeführt,  obwohl  mit  Rücksicht  auf 
die  Mannigfaltigkeit  der  dabei  mitwirkenden  Umstünde  nicht 
allzuviel  Gewicht  darauf  gelegt  werden  darf.  Um  die  Schwan- 
kungen auszugleichen,  muß  dabei  der  Durchschnitt  einer  größeren 
Anzahl  von  Jahren  zugrunde  gelegt  werden. 


Durchschnitt  der  Jahre 
1870,74 
1879/83 
Zunahme 


Leistungen  für  den  Kopf 
7849 
7883 
0-4% 


Suchen  wir  jetzt  einen  Anhaltspunkt  für  die  Ersparnis  zu 
gewinnen,  welche  mit  der  Beschäftigung  von  Frauen  erzielt 
wird.  Nach  der  Tabelle  auf  Seite  109  betragen  die  Bezüge  der 
Manipulantin  durchschnittlich  40%  von  denjenigen  der  Beamten. 
Nach  der  Meinung  des  Ministeriums  leisten  3 Manipulantinnen 
soviel  wie  2 Beamte.  Nehmen  wir  nun  den  Beamtengehalt  als 
Einheitssatz,  so  kommen  wir  zu  folgendem  Ergebnis: 

3 Manipulantinucu  kosten  . . 120% 

2 Beamte  kosten  ....  200% 

Die  Ersparnis  hei  3 Manipul.  beträgt  also  . 80% 

Bei  1 Manipulantin  ....  27%. 

Noch  sind  davon  verschiedene  Abzüge  zu  machen,  z.  B.  di«' 
Kosten  der  gesonderten  Toiletteräume  und  der  Aufwand  für 
das  Mehr  an  Substitutionen.  Beide  Betrüge  sind  nicht  hoch  zu 
veranschlagen.  Bezüglich  der  ersteren  wurde  das  schon  aus- 
geführt. Bezüglich  der  letzteren  ist  zu  erwähnen,  daß  die 
Krankenabsenzen  durchaus  nicht  immer  besondere  Substitutions- 
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kosten  im  Gefolge  haben,  da  man  bei  stärkerem  Präsenzstand 
häutig  mit  Verschiebungen  in  der  Diensteinteilung  auskommt. 

Wie  steht  es  nun  mit  dem  früheren  Eintritt  der  Alters- 
periode? Darüber  geben  uns  die  Daten  des  Postalmanachs  für 
die  männlichen  Beamten,  die  Listen  des  Pensionsvereines  für 
Landpostbedienstete  für  die  Manipulantinnen  Auskunft. 

Im  Oktober  1901  hatten  wir  57  Pensionistinnen.  Das  jüngste 
Lebensalter  betrug  30,  das  höchste  67  Jahre.  Die  Hauptmasse 
der  Pensionierungen  entfällt  auf  die  Jahre  40 — 55,  nämlich  07% ; 
auf  die  Zeit  vorher  12,  auf  die  Zeit  nachher  21%.  Das  durch- 
schnittliche Lebensalter  bis  zur  Pensionierung  beträgt  49  Jahre. 

Diese  Angaben  über  das  Lebensalter  ermöglichen  einen 
Rückschluß  auf  das  Dienstalter.  Nehmen  wir  an,  die  Manipu- 
lantinnen treten  regelmäßig  mit  18  Jahren  ein,  dann  beträgt  die 
durchschnittliche  Dauer  ihrer  Aktivität  31  Jahre.  Mit  einem 
Dienstalter  bis  zu  21  Jahren  gehen  ab  11%,  mit  einem  solchen 
von  22—26  21%,  27-31  23%,  32—36  23%,  über  36  21%. 

Tatsächlich  ist  das  berechnete  Dienstalter  zu  hoch.  Denn 
im  Jahr«*  1901  waren  erst  29  Jahre  seit  der  Zulassung  ver- 
flossen. Für  eine  Berechnung  der  künftigen  Gestaltung  ab«;r 
reichen  unsere  Zahlen  wohl  aus. 

Was  die  Beamten  betrifft,  so  empfiehlt  es  sich,  zwei 
Gruppen  zu  unterscheiden,  nämlich  di«*jenigen,  welche  mit  der 
IX.  Rangsklasse  abgehen,  und  diejenigen,  welche  in  die  höheren 
Ränge  aufsteigen.  Nach  dem  Almanach  fanden  in  der  zweiten 
Gruppe  im  Jahre  1900  57  Pensionierungen,  in  der  ersten  97  statt. 
Das  Durchschnittslebensalter  betrug  62.  bezw.  57  Jahre,  von 
beiden  zusammengenommen  58  Jahre.  Nehmen  wir  an,  daß  die 
Beamten  nach  vollendetem  20.  Lebensjahre  eintreten,  so  kommen 
wir  auf  ein  Durchschnittsdienstalter  von  42,  bezw.  37,  bezw. 
38  Jahren.  Das  tatsächlich  erreichte  Dienstalter,  das  wir  hier 
feststellen  können,  war  wiederum  kürzer,  nämlich  40,  bezw.  34, 
bezw.  36  Jahre. 

Wir  kommen  somit  zu  dem  Ergebnis,  daß,  wenn  die 
Manipulantinnen  mit  18,  die  Beamten  mit  20  Lebensjahren  ein- 
treten, das  wahrscheinliche  Dienstalter  der  ersteren  um  6 bis 
7 Jahre  kürzer  ist  als  das  der  letzteren. 

Welche  Bedeutung  hat  nun  der  frühere  Eintritt  d«*r 
Pensionierung  für  die  Belastung  des  Staatsschatzes? 

Die  Ruhegebühren  w«*rd«*n  von  dem  Pensionsvereine  bestritten. 
Derselbe  erhält  zwar  vom  Staate  einen  namhaften  Beitrag,  der 
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auch  mit  Rücksicht  auf  den  Beitritt  der  Manipulantinnen  erhöht 
worden  ist;  aber  seine  Mittel  sind  doch  vollständig  von  dem 
Vermögen  des  Fiskus  getrennt,  so  daß  seine  Belastung  von  dem 
letzteren  nicht  empfunden  wird,  es  müßte  denn  eine  Gefährdung 
seiner  Zahlungsfähigkeit  eintroten.  Die  Vereinsleitung  ist  aber 
überzeugt,  daß  die  übernommene  Altersversorgung  der  Mani- 
pulantinnen ihrem  Institute  nur  zum  Vorteile  gereiche. 

Da  die  Ruhegenüsse  also  nicht  auf  Rechnung  des  Staats- 
schatzes gehen,  kommt  es  nur  mehr  auf  das  Verhältnis  der 
Kosten  der  abtretenden  Bediensteten  zu  den  Kosten  des  Ersatzes 
an.  Das  bedeutet  aber  unter  allen  Umständen  eine  namhafte 
Ersparnis.  Wäre  die  Pensionistin  statt  nach  31  nach  37  Dienst- 
jahren in  den  Ruhestand  versetzt  worden,  dann  hätten  ihre 
Aktivitätsbezüge  noch  für  das  32.  und  33.  Dienstjahr  3120  Ky 
für  das  34. — 37.  6720,  zusammen  also  9840  K , betragen.  Die 
freigewordene  Stelle  wird  nun  einer  Kandidatin  mit  etwa  1 jähriger 
anrechenbarer  Dienstzeit  verliehen.  Ihr  Lohn  beansprucht  für 
die  beiden  ersten  Jahre  1460  K,  für  die  beiden  folgenden  1632, 
für  die  beiden  letzten  Dienstjahre  1680,  zusammen  4772  K.  Um 
ganz  vorsichtig  zu  sein,  wollen  wir  annehmen,  daß  der  Ausfall 
einer  geschulten  Arbeitskraft  durch  die  Besetzung  ihrer  Stelle 
mit  einem  Neuling  nicht  voll  ausgeglichen  wird.  Es  müßten 
etwa  für  2 austretende  Manipulantinnen  3 neue  eingereiht 
werden.  Dann  wäre  auf  die  Ersatzkosten  für  jede  Pensionistin 
noch  ein  Zuschlag  von  2386  K zu  machen.  Es  muß  gleich 
bemerkt  werden,  daß  diese  Berechnung  keinesfalls  zu  ungünstig 
ist,  weil  dabei  außer  Betracht  bleibt,  daß  sich  der  Arbeitswert 
der  Ersatzmanipulantin  im  Laufe  von  6 vollen  Jahren  bedeutend 
erhöht.  Wir  hätten  also  jetzt  gegenüber  einer  Entlastung  des 
Staatsschatzes  mit  9840  K eine  Neubelastung  mit  7158  K,  d.  h. 
eine  Ersparnis  von  2682  K\ 

Wir  sehen  also,  daß  nach  der  heutigen  Gestaltung  der 
Altersversorgung  die  frühere  Pensionierung  der  Manipulantinnen 
keine  Verteuerung  ihrer  Arbeitskraft  bedeutet. 

Würde  eine  Ersparnis  auch  eintreten,  wenn  die  Mani- 
pulantinnen nach  Analogie  der  Beamten  einen  Pensionsanspruch 
gegen  den  Staat  besäßen?  Der  Ruhegenuß  beträgt  nach  dem 
Gesetze  von  1896  nach  31  Dienstjahren  82%;  bei  einem  Lohn 
von  1560  K also  1279-2  K.  Bei  einem  Lebensalter  von  65  Jahren 
würde  die  Manipulantin,  die  mit  49  Jahren  abgeht,  16  Jahre 
Pension  beziehen.  Das  gäbe  einen  Gesamtbetrag  von  20.467*2  K 
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zu  Lasten  des  Staatsschatzes.  Würde  die  Pensionierung  dagegen 
erst  nach  37  Dienstjahren  erfolgen,  so  betrüge  der  Ruhegenuß 
94%  von  1680  K oder  1579*2  K für  das  Jahr.  Das  entspräche 
bei  lOjährigem  Pensionistenstande  einer  Summe  von  15.792  K. 
Der  frühere  Eintritt  der  Pensionierung  bedeutet  unter  diesen 
Umständen  eine  Mehrbelastung  von  4675*2  K.  Davon  kommt 
die  Ersparnis  am  Aktivitätsgehalte  mit  2682  K in  Abzug,  so  daß 
sich  schließlich  eine  Mehrbelastung  von  1993*2  K ergibt.  Legen 
wir  derselben  Berechnung  ein  Lebensalter  von  70  Jahren  zugrunde, 
dann  beträgt  die  Pensionslast  nach  31  Dienstjahren  26.863*2  K, 
nach  37  Dienstjahren  23.688  K , die  endliche  Mehrbelastung 
493*2  K. 

Die  überraschende  Tatsache,  daß  der  frühere  Eintritt  der 
Arbeitsunfähigkeit  eine  Verbilligung  der  Arbeitskosten  bewirkt, 
erweist  sich  somit  als  eine  Folge  der  eigentümlichen  Gestaltung 
der  Pensionsverhältnisse.  Aber  auch  wenn  wir  die  normale 
Regelung  ins  Auge  fassen,  bleibt  der  Unterschied  auffallend 
gering.  Diese  Erscheinung  bedarf  einer  besonderen  Erklärung. 
Wir  müssen  davon  ausgehen,  daß  es  sieh  um  vorwiegend  mecha- 
nische Verrichtungen  handelt,  die  keine  größere  Verantwortung 
erheischen.  Bei  Arbeitsleistungen  dieser  Art  wird  nun  nach  einer 
gewissen,  nicht  allzu  langen  Zeit  der  Höhepunkt  der  Fertigkeit 
erreicht,  über  den  hinaus  es  keine  weitere  Vervollkommnung 
gibt.  Ist  nun  das  Entlohnungsschema  so  gestaltet,  daß  mit 
längerer  Dienstzeit  Gehalt  und  Pensionsanspruch  successivc 
steigen,  so  kann  der  Fall  eintreten,  daß  die  daraus  erwachsenden 
Mehrausgaben  höher  sind  als  die  Kosten  einer  früheren  Pensio- 
nierung einerseits  und  der  Entlohnung  eines  eben  erst  in  den 
Besitz  der  vollen  Fertigkeit  gelangten  Arbeiters  andererseits. 

Um  zu  unserem  Ausgangspunkte  zurückzukehren,  so  sind 
die  Abzüge  an  der  Ersparnis,  welche  aus  der  Beschäftigung  der 
Frauen  hervorgeht,  nur  gering.  Es  erübrigt  jedenfalls  ein  Gewinn 
von  % bis  V4  des  Beamtengehaltes  für  jede  Manipulantin.  Im 
Jahre  1900  gab  es  nun  rund  3000  Manipulantinnen.  Das  käme 
auf  eine  Gesamtersparnis  von  600 — -750  Beamtengehälter  hinaus. 
Setzen  wir  diese  nach  einem  mäßigen  Anschläge  gleich  je 
2500  K , dann  ergibt  sich  ein  Betrag  von  1,500.000  -1,875.000  Kl 

W enn  wir  in  dem  vorausgegangenen  Kapitel  zu  dem  Ergeb- 
nisse gelangten,  daß  die  weiblichen  Organe  ein  unentbehrliches 
Glied  in  dem  Organismus  des  Landpostwesens  geworden  sind, 
so  können  wir  nunmehr  das  Gleiche  auch  bezüglich  der  ärari- 
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schon  Post-  und  Telegraphenanstalten  sagen.  Über  ein  Viertel 
der  Verkehrsboamtenschaft  wird  heute  von  ihnen  gebildet.  Sie 
sind  in  allen  Bezirken  in  namhafter  Zahl  vertreten.  Der  Fernsprech- 
dienst ist  fast  schon  ihre  Domäne  geworden,  zum  Telegraphen 
stellen  sie  ein  beträchtliches  Kontingent,  bei  den  Postämtern 
geht  man  daran,  ihnen  einen  ganzen  Zweig,  die  Briefpostauf- 
und  -Abgabe,  zu  übertragen.  Bei  allen  diesen  Verrichtungen 
bietet  ihre  Gruppe  im  ganzen  genommen  vollen  Ersatz  für  das 
männliche  Personal.  Was  die  nächste  Zukunft  betrifft,  so  wird 
man  ihnen  das  bisher  eingeräumte  Gebiet  zweifelsohne  belassen 
und  sie  zur  Briefpost  noch  in  stärkerem  Maße  heranziehen.  Eine 
ausgiebigere  Vermehrung  der  für  sie  bestimmten  Stellen  steht 
dann  im  Gefolge  der  Entwicklung  des  Telephonverkehres  bevor. 
Ihre  Bedeutung  für  die  Post  Verwaltung  beruht  aber  nicht  nur 
auf  ihrer  großen  Zahl  und  ihrer  besonderen  Eignung  für 
bestimmte  Dienstzweige,  sondern  vor  allem  in  der  günstigen 
Einwirkung  ihrer  geringeren  Entlohnung  auf  die  Höhe  des 
Personaletats.  Dieser  Umstand  bildet  auch  die  stärkste  Triebfeder 
für  die  Erweiterung  ihres  Verwendungsgebietes  über  die  bis- 
herigen Obliegenheiten  hinaus.  Ob  man  sie  zu  dem  verantwort- 
licheren Dienst  bei  der  Fahrpost  heranziehen  wird,  steht  heute 
noch  dahin.  Ansätze  in  dieser  Richtung  sind  keine  vorhanden. 
Soviel  ist  aber  sicher,  daß  sie  derzeit  für  leitende  Stellen  nicht 
in  Betracht  kommen. 

Nachdem  wir  jetzt  das  Dienstverhältnis  der  Post-  und 
Telegraphenmanipulantinnen  in  Vergangenheit  und  Gegenwart, 
vom  Standpunkte  der  Bediensteten  und  der  Verwaltung  betrachtet 
haben,  erübrigt  noch  ein  Urteil  über  die  für  seine  Entwicklung 
maßgebenden  Faktoren.  Ganz  im  Gegensätze  zu  den  weiblichen 
Landpostorganen,  stehen  die  Manipulantinncn  seit  ihrer  Zulassung 
im  Mittelpunkte  einer  lebhaften  Discussion.  Bei  unserer  Unter- 
suchung hat  es  sich  schon  deutlich  gezeigt,  wie  das  Abgeord- 
netenhaus die  Gestaltung  ihrer  Lage  mit  regem  Interesse 
verfolgte  und  stets  bereit  war,  sich  für  ihre  Wünscht;  in  Bezug 
auf  die  Ausbildung  ihrer  Rechtsstellung  und  die  Verbesserung 
ihrer  Lohnansprüche  einzusetzen.  Auffallend  ist  es,  besonders 
für  ( )sterreich,  daß  von  dieser  Seite  kaum  einmal  ein  grund- 
sätzlicher Widerspruch  gegen  die  Verwendung  von  Frauen  im 
Postdienste  erhoben  wurde.  Diese  Aufgabe  blieb  den  männlichen 
Bediensteten  überlassen,  die  es  auch  in  ihren  Berufsvereinen  und 
Zeitschriften  nicht  an  heftigen  Angriffen  gegen  die  Existenz- 
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berechtigung  und  die  Leistungen  ihrer  weiblichen  Kollegen 
fehlen  ließen.  Zwar  hat  die  Aussichtslosigkeit  des  Kampfes,  die 
Beschwichtigung  der  übertriebenen  Furcht  vor  einer  erdrückenden 
Konkurrenz,  die  ständige  Berührung  im  Dienste,  endlich  die  Ein- 
sicht in  die  Vorteile  für  die  eigenen  Angehörigen  allmählich  den 
Boden  für  eine  ruhigere  Auffassung  geschaffen.  Es  bildeten  sich  per- 
sönliche Beziehungen  heraus;  Heiraten  zwischen  Manipulantinnen 
und  Beamten  sind  nichts  Seltenes.  Aber  selbst  die  Zugehörigkeit  zu 
derselben  Gesellschaftsschichte  — stammen  doch  die  weiblichen 
Bediensteten  zum  großen  Teile  aus  Beamtenfamilien  — hat  bis 
heute  den  Interessengegensatz  nicht,  zu  überbrücken  vermocht. 
So  kam  es,  daß  die  Frauen  nicht,  wie  im  Landpostdienste,  auf 
eine  Vertretung  ihrer  Forderungen  durch  ihre  männlichen 
Berufsgenossen  rechnen  konnten.  Sie  blieben  auf  ihre  eigene 
Initiative  angewiesen.  Dabei  kam  es  ihnen,  wie  schon  erwähnt, 
natürlich  zugute,  daß  sie  vorwiegend  in  den  größeren  Städten 
und  bei  den  größeren  Ämtern  in  Verwendung  standen.  So 
konnten  sie  ihre  Lage  gemeinsam  beraten,  ihre  Wünsche  formu- 
lieren und  sich  durch  Deputationen  vor  den  kompetenten  Stellen 
Gehör  verschaffen.  Selbstverständlich  suchten  sie  auch  vielfach 
Anlehnung  bei  den  bestehenden  Frauen  vereinen,  wo  man  sie  mit 
offenen  Armen  aufnahm.  Das  blieb  nicht  ohne  Folgen.  Erschöpfte 
sich  schon  von  vornherein  das  Interesse  an  ihrem  Dienstverhält- 
nisse in  seinen  wirtschaftlichen  Bedingungen,  so  wurde  die  Ein- 
seitigkeit ihrer  Bestrebungen  unter  solchen  Einflüssen  erklärlicher- 
weise nur  noch  verschärft.  Wenn  wir  uns  aber  vor  Augen  halten, 
wie  sie  jede  Verbesserung  in  mühsamem  Kampfe  ihrer  Vorgesetzten 
Behörde  abringen  mußten,  dann  werden  wir  nicht  zweifeln, 
wem  die  eigentliche  Schuld  an  diesem  unerquicklichen  Zustande 
beizumessen  ist.  Die  Verwaltung  hat,  was  die  formellle  Seite  des 
Dienstverhältnisses  anbetrifft,  zwar  langsam  und,  veranlaßt  durch 
das  Drängen  des  Parlamentes  und  der  Bediensteten,  ihre  Aufgabe 
im  ganzem  richtig  gelöst.  Ihre  Gehaltspolitik  bleibt  aber  noch 
heute  hinter  den  gerechtfertigten  Anforderungen  zurück.  Für 
die  erzieherische  Aufgabe  gegenüber  der  neuen  Bediensteten- 
kategorie bewies  sie  ebenfalls  kein  Verständnis.  Dagegen  zeigte 
sie  eine  glücklichere  Hand  bei  der  Regelung  der  Organisation. 
Die  Unmöglichkeit  der  einheitlichen  Zusammenfassung  des 
Personalkörpers  war  allerdings  mit  der  Verschiedenheit  der 
Rechtsstellung  gegeben.  Aber  man  stellte  ihr  auch  eine  Trennung 
der  für  beide  Geschlechter  bestimmten  Dienstposten  gegenüber,. 
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veranlaßt  durch  die  Erfahrung,  daß  gerade  eine  bestimmte  Gruppe 
von  Verrichtungen  der  Natur  der  Frauen  besonders  entsprach.  Im 
übrigen  gelangte  man  zur  Erkenntnis  einer  grundlegenden  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  des  männlichen  und  weiblichen 
Dienstes  nicht.  Nur  in  der  Frage  der  Verheiratung  nahm  man 
von  Anfang  an  die  richtige  Haltung  ein,  indem  man  über  die 
Unvereinbarkeit  der  Ehe  mit  den  Verpflichtungen  eines  dauernden 
Anstellungsverhältnisses  im  klaren  war. 


Viertes  Kapitel. 

Die  österreichischen  Staatsbahnen. 

Quellen:  Verordnungs-  und  Anzeigeblatt  der  k.  k.  Generaldirektion  der 
österr.  Staatsbahnen  1884 — 9<>.  Amtsblatt  des  k.  k.  Eisenbahnmini- 
steriums  1897 — 99.  Sammlung  der  für  den  Amtsbereich  der  k.  k.  österr. 
Staatsbahnen  gütigen  Circular-Verordnungen,  Wien  1900.  Almanach  der 
k.  k.  österr.  Staatsbahnen.  Dienstordnung,  Statut  der  Krankenkasse, 
Provisionsstatut  Statut  für  die  berufsgeuossenschaftlichc  Unfallvcr- 
sicherungsaustalt  der  österr.  Eisenbahnen.  Hauptergebnisse  der  öster- 
reichischen Eisenbahnstatistik  1895—99. 

Am  Beginn  der  Achtziger-Jahre  setzte  die  Verstaatlichungs- 
ära im  österreichischen  Eisenbahnwesen  ein.  Damit  entstand  die 
Aufgabe,  das  Personal  der  bisherigen  Privatbahnen  in  den  Dienst 
des  Staates  zu  übernehmen.  Die  Gestaltung,  welche  die  Dienst- 
und  Bezugsverhältnisse  unter  der  Herrschaft  des  bisherigen 
Systems  angenommen  hatten,  wich  naturgemäß  von  den  Normen 
des  Staatsdienstrechtes  in  vielfacher  Beziehung  ab.  Daher  ent- 
schloß man  sich,  es  grundsätzlich  bei  der  alten  privatrechtlichen 
Regelung  der  Anstellungsbedingungen  bewenden  zu  lassen,  und 
nur  durch  allmähliche  Übertragung  der  Bestimmungen  des  öffent- 
lichen Rechtes  zu  einer  starken  Annäherung  an  die  Stellung 
der  eigentlichen  Staatsbediensteten  zu  gelangen.  Auf  diesem 
Grundgedanken  beruhte  schon  die  Dienstordnung  vom  Jahre 
1884,  welche  die  Rechte  und  Pflichten  kodifi kalorisch  zusammen- 
faßt. Der  wichtigste  Schritt  aber  war  die  Aufhebung  des  freien 
Kündigungsrechtes  der  Verwaltung  im  Jahre  1890  und  die  Re- 
zeption der  Bestimmungen  über  die  Disziplinarentlassung  der 
Staatsbeamten  im  Jahre  1895.  Ihren  Abschluß  fand  die  bezeichnete 
Entwicklung  in  der  heute  geltenden  Dienstordnung  von  1898, 
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welche  bereits  mit  ihren  weitgehenden  Bestimmungen  zu 
Gunsten  der  Sicherung  der  Ansprüche  von  Seiten  der  Beamten 
vor  dem  Staatsdienstrecht  einen  nicht  unbeträchtlichen  Vor- 
sprung gewonnen  hat. 

Unter  den  bei  der  Verstaatlichung  übernommenen  Ange- 
stellten befanden  sich  auch  einige  wenige  weibliche  Bedienstete, 
im  Jahre  1883  13  an  der  Zahl.  Mit  Rücksicht  darauf  trifft  die 
Dienstordnung  von  1884  eine  Regelung  ihres  Anstellungsverhält- 
nisses.  Das  Personal  der  Staatsbahnen  zerfallt  in  die  Gruppe  der 
statusmäßig  eingereihten  Bediensteten  und  in  die  Gruppe  der 
llilfsbediensteten.  Die  Rechte  der  ersten  Kategorie  sind  nach 
analogen  Grundsätzen  wie  diejenigen  der  wirklichen  Staatsdiener 
geordnet,  die  zweite  steht  nur  in  losem  Dienstverbande  zu  der 
Verwaltung.  Zu  ihr  gehören  auch  die  weiblichen  Bediensteten. 
Aber  cs  findet  sich  doch  schon  eine  Reihe  von  Bestimmungen, 
welche  weit,  über  das  Diurnistenverhältnis  hinausgehen.  Sie 
beziehen  kein  Taggeld,  sondern  einen  Monatslohn.  Dieser  wird 
bei  Erkrankungen  während  voller  3 Monate  ausbezahlt.  Außer- 
dem sind  sie  zum  Eintritt  in  die  Krankenkasse  verpflichtet.  Ihre 
Kündigung  ist  an  die  Einhaltung  einer  vierwöehentlicheu  Frist 
gebunden. 

Trotzdem  hatte  ihn*  Verwendung  keinen  dauernden  Cha- 
rakter. Ergab  sich  infolge  vorübergehender  Ausdehnung  der 
Bureaugeschäfte  ein  besonderer  Bedarf  an  Arbeitskräften,  so 
wurden  sie  für  die  Dauer  desselben  herangezogen,  um  nach 
seiner  Beendigung  ihre  Kündigung  zu  erhalten.  Für  ihre  Bezüge 
gab  es  keine  festen  Normen.  Immerhin  betrachtete  es  die  Ver- 
waltung als  ihre  Pflicht,  der  Frauen  mit  besonderer  Fürsorge 
zu  gedenken.  Dafür  zeugt  ein  Circularerlaß  der  Generaldirektion 
von  1885,  in  welchem  „um  den  weiblichen  Bediensteten  eine 
Erleichterung  der  Dienstesobliegenheiten  zu  Theil  werden  zu 
lassen  ....  angeordnet“  wird,  „daß  dieselben  an  Sonn-  und 
Feiertagen  regelmäßig  vom  Dienste  zu  dispensieren  sind“.  Aller- 
dings war  die  zeitweilige  Beschränkung  oder  Einstellung  dieser 
Begünstigung  „wegen  eines  außergewöhnlichen  Geschäftsan- 
dranges“ zugelassen. 

Die  Zahl  der  weiblichen  Bediensteten  war  unterdessen 
{bis  1885)  auf  43  gestiegen;  sie  stieg  weiter  bis  1890  auf  52, 
bis  1891  auf  76.  Ihre  Verwendung  erfolgte  fast  ausschließlich 
im  Bureaudienst.  Sie  hatten  sich  dabei  recht  gut  angelassen. 
Das  finanzielle  Ergebnis  der  Staatsbahnen  war  hinter  den  Er- 
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Wartungen  zurückgeblieben.  Man  sann  auf  Abhilfe.  Unter 
solchen  Umstunden  war  es  naheliegend,  durch  stärkere  Heran- 
ziehung des  weiblichen  Elementes  am  Personaletat  Ersparungen 
zu  machen. 

Der  entscheidende  Schritt  geschah  im  Jahre  1893,  indem 
man  mit  einer  genaueren  Regelung  des  Dienstverhältnisses 
begann.  Mit  Erlaß  vom  29.  September  wurde  ein  festes  Ent- 
lohnungsschema  eingeführt,  das  5 Lohnstufen  enthielt  und  die 
Zeitabschnitte  bestimmte,  innerhalb  deren  bei  zufriedenstellender 
Dienstleistung  die  Beförderung  erfolgen  soll.  In  demselben  Jahre 
wurde  ihnen  die  Möglichkeit  einer  Altersversorgung  gewährt, 
dadurch,  daß  man  sie  zur  Teilnahme  an  dem  Provisionsinstitute 
für  die  Diener  und  Arbeiter  zuließ,  allerdings  „mit  der  Beschrän- 
kung, daß  sie  niemals  für  ihren  Gatten  irgendwelche  Ver- 
sorgungsansprüche erwerben  können“. 

Der  genannte  Erlaß  enthielt  aber  auch  eine  wichtige  Be- 
stimmung in  Bezug  auf  die  Aufnahmsbedingungen,  indem  er 
sagt:  „Posten  weiblicher  Bediensteter  dürfen  prinzipiell  nur  an 
Angehörige  und  Hinterbliebene  eigener  Bediensteter  verliehen 
werden,  und  sollen  für  diese  Posten  in  erster  Linie  solche  be- 
dürftige Witwen  und  Waisen  eigener  Bediensteter  . . . berück- 
sichtigt werden,  die  entweder  gar  keine,  oder  doch  nur  eine 
geringfügige  Pension  . . . beziehen.“  Man  benützte  also  die  Aus- 
dehnung der  Beschäftigung  von  Frauen  gleichzeitig  dazu,  um 
für  die  Verbesserung  der  Lage  des  eigenen  Personals  Fürsorge 
zu  treffen.  Dieser  humanitäre  Gedanke  in  der  Behandlung  des 
Institutes  der  weiblichen  Angestellten  blieb  auch  in  der  ganzen 
Folgezeit  lebendig,  und  zwar  so  stark,  daß  er,  wie  wir  noch 
schon  werden,  selbst  einer  sachgemäßen  Ausgestaltung  im  Wege 
stand.  Schon  im  nächsten  Jahre  erschien  ein  Erlaß,  der  bestimmte, 
daß  „Posten  weiblicher  Bediensteter  a usnahmslos  mit  anspruehs- 
berechtigten  W i t w e n und  W a i s e n zu  besetzen“  seien.  Dadurch 
wurden  die  Frauen,  deren  Ehegatten  noch  aktiven  Dienst  leisten 
oder  pensioniert  sind,  von  der  Anstellung  ausgeschlossen.  Man 
darf  nicht  etwa  glauben,  der  Beweggrund  der  Vorschrift  liege 
in  der  Überzeugung  von  der  Unvereinbarkeit  der  Ehe  mit  den 
dienstlichen  Verpflichtungen.  Denn  sonst  müßten  auch  die 
Witwen  mit  unmündigen  Kindern  ausgeschlossen  werden,  die 
doch  von  den  Sorgen  der  Haushaltsführung  und  Erziehung  in 
starkem  Maße  in  Anspruch  genommen  werden.  Andererseits 
werden  die  ledigen  Töchter  von  noch  lebenden  Bediensteten 
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betroffen,  auf  welche  der  angeführte  Gesichtspunkt  sicherlich 
nicht  paßt.  Endlich  enthält  der  Erlaß  gar  keine  Direktive  für 
die  Behandlung  der  Witwen  und  Waisen,  die  sich  nach  Begrün- 
dung des  Dienstverhältnisses  verheiraten.  Der  Praxis  nach  wird 
in  solchen  Fällen  durchaus  nicht  immer  das  Kündigungsrecht 
geliandhabt.  Übrigens  sei  gleich  hier  erwähnt,  daß  entgegen 
dem  klaren  Wortlaut  des  94er-Erlasses  vereinzelt  Angehörige  von 
lebenden  Bediensteten  aufgenommen  wurden.  Dieser  Umstand 
bewog  das  Eisenbahnministerium  noch  im  Jahre  1899,  die  Be- 
stimmung aufs  neue  einzuschärfen,  daß  ausnahmslos  Witwen  und 
Waisen  zu  berücksichtigen  seien. 

Gegen  Ende  des  Jahres  1894  erschien  ein  neuer  Erlaß, 
der  wieder  für  den  Geist  bezeichnend  ist,  welcher  in  der  Bahn- 
verwaltung gegenüber  den  weiblichen  Bediensteten  vorwaltet. 
Er  beginnt:  „Um  die  Stellung  der  weiblichen  Bediensteten, 
soweit  als  noch  nöthig  ist,  besser  zu  gestalten,  finde  ich  zu  be- 
willigen, daß  denselben,  insoferne  sie  im  Conceptdienstc  Ver- 
wendung finden  oder  durch  ihren  Dienst  (wie  beispielsweise 
Cassierinnen)  durch  mehr  als  7 Stunden  täglich  in  Anspruch 
genommen  werden,  nichtanrechenbare  Zulagen  ausgeworfen 
werden  können  . . . Von  einer  derartigen  Zulage  sind  jedoch 
Witwen,  die  eine  Pension  beziehen,  bei  denen  also  der  Monats- 
lohn nur  die  Ergänzung  des  Ruhegenusses  bildet,  ausgeschlossen.“ 
Derselbe  Erlaß  enthält  die  Einführung  des  Titels  „Manipulantin“. 

Einen  neuen  Fortschritt  in  Bezug  auf  die  Festigung  des 
Dienstverhältnisses  bezweckte  die  im  Folgejahr  ergangene  Be- 
stimmung, daß  den  Manipulantinnen  bei  Erkrankungen  während 
des  4. — 6.  Monates  der  halbe  Gehalt  ausgefolgt  werden  soll. 
Dadurch  soll  verhütet  werden,  daß  bei  einer  längeren,  ernsteren 
Krankheit  zur  Kündigung  geschritten  werden  muß.  Eine  Ver- 
besserung der  Kranken  Versorgung  brachte  dann  auch  im  Jahre 
1898  der  Erlaß  eines  neuen  Kassenstatutes,  mit  welchem  die 
Kassenleistungen  beträchtlich  erweitert  wurden. 

Die  Dienstordnung  von  1898,  welche  für  die  Stellung  der 
statusmäßig  eingereihten  Bediensteten  von  großer  Bedeutung  ist, 
brachte  für  die  Manipulantinnen  in  der  Hauptsache  nur  die 
Zusammenfassung  der  für  sie  geltenden  Normen.  Man  beließ  sie 
in  der  Kategorie  der  Hilfsbediensteten  und  versagte  ihnen  so 
die  Teilnahm«?  an  den  Vorzügen  des  verbesserten  Disziplinar- 
verfahrens. Dagegen  wurde  die  Gewährung  eines  Rechts- 
anspruches auf  Erholungsurlaub  auf  sie  ausgedehnt.  Eine  kleine 
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äußere  Anerkennung  bietet  auch  die  Umänderung  der  Bezeichnung 
„Monatslohn“  in  „Monatsgehalt“. 

Der  Ausgestaltung  des  Rechtsverhältnisses  seit  1893  ging 
eine  Ausdehnung  der  Verwendung  parallel.  Darüber  belehrt  uns 
folgende  Tabelle  : 
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Wir  sehen  also,  daß  eine  beträchtliche  Verstärkung  erst 
in  dem  letzten  Jahrfünft  eingetreten  ist.  In  diese  Periode  fällt 
die  Schaffung  des  Eisenbahnministeriums  — bisher  ressortierten 
die  Staatsbahnen  vom  Handelsministerium  — und  die  Eröffnung 
der  Wiener  Stadtbahn.  Der  Hauptanteil  des  Zuwachses  ist  auf 
das  letztere  Ereignis  zurückzuführen,  wie  sich  aus  der  plötzlichen 
Vermehrung  des  Stationspersonals  deutlich  ergibt.  Aber  auch  die 
übrigen  Zahlen  beweisen,  daß  das  Ministerium  auf  die  Erweite- 
rung der  Beschäftigung  sein  Augenmerk  richtete.  Schon  die 
Generaldirektion  hatte  seit  ihrer  Entschließung  von  1893  die 
Frauen  in  steigendem  Maße  zu  den  verschiedenen  Zweigen  des 
Bureaudienstes  herangezogen.  Unter  der  neuen  Leitung  fanden 
diese  Versuche  eine  energische  Fortsetzung. 

Was  nun  die  heutige  Rechtsstellung  der  Manipulantinnen 
betrifft,  so  hat  uns  die  bisherige  Betrachtung  gezeigt,  daß  wir 
mitten  in  einer  noch  nicht  abgeschlossenen  Entwicklung  stehen. 
Das  Dienstverhältnis  hat  sich  von  seinem  ursprünglichen,  auf 
vorübergehenden  Bedarf  angelegten  Charakter  nicht  emanzipiert, 
aber  doch  schon  eine  Reihe  von  Bestimmungen  in  sich  auf- 
genommen, welche  der  Beziehung  zu  dem  Dienstherrn  eine 
größere  Festigkeit  verleihen.  Natürlich  liegt  dabei  auch  eine  Ein- 
wirkung des  humanitären  Gedankens  zugrunde.  Derselbe  macht 
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sich  schon  außerordentlich  stark  bei  der  Gestaltung  der  Auf- 
nahmsbedingungen geltend. 

Die  allgemeinen  Voraussetzungen  sind  die  österreichische 
Staatsbürgerschaft,  moralische  und  strafgerichtliche  Unbescholten- 
heit, gesunde  Körperbeschaffenheit,  Kenntnis  der  deutschen 
Dienstsprache,  eventuell  der  Landessprache  in  Wort  und  Schrift, 
Nichtvorliegen  einer  nahen  Verwandtschaft  zu  einem  unmittel- 
baren Vorgesetzten.  Weitere  Bedingung  ist  die  Eigenschaft 
einer  Witwe  oder  Waise  eines  Bediensteten  der  Staatsbahnen. 
Es  fehlt  also  eine  Bestimmung  über  das  Alter  und  die  erforder- 
liche Vorbildung.  Nach  der  ersten  Dienstordnung  von  1884  galt 
die  allgemeine  Altersvorschrift,  18 — 35  Jahre,  auch  für  die 
weiblichen  Bediensteten.  Zweck  der  Aufhebung  war  es  wohl, 
einen  weiteren  Spielraum  für  die  Berücksichtigung  der  konkreten 
Verhältnisse  zu  schaffen,  insbesondere  auch  den  Witwen  mit 
über  35  Jahren  die  Möglichkeit  eines  Zusatzverdienstes  zu  ihrem 
Versorgungsanspruch  offen  zu  halten.  Der  gleichen  Fürsorge- 
tendenz entspricht  auch  der  Mangel  einer  Vorschrift  bezüglich 
des  zweiten  Punktes.  Die  Bediensteten  der  Staatsbahnen  sind 
zum  großen  Teil  an  kleinen  Orten  längs  der  Strecken  stationiert. 
Für  ihre  Angehörigen  bietet  sich  infolgedessen  vielfach  keine 
Möglichkeit,  sich  eine  höhere  Bildung  als  die  der  Volksschule 
anzueignen.  Würde  man  strengere  Anforderungen  an  die  Aufnahms- 
werberinnen  stellen,  so  wäre  ein  sehr  großer  Teil  von  anspruchs- 
bcrechtigten  Personen  tatsächlich  ausgeschlossen. 

Die  Aufnahme  in  den  Dienstverband  geschieht  zufolge 
genereller  Bestimmung  für  die  Hilfsbediensteten  durch  die  dem 
Ministerium  unmittelbar  untergeordneten  Behörden,  also  durch 
die  Staatsbahndirektionen,  beziehungsweise  das  Zentralwagen- 
dirigierungsamt.  Die  Manipulantinnen  erhalten  ein  Anstellungs- 
dekret und  haben  durch  Handschlag  ein  Gelöbnis  an  Eidesstatt 
abzulegen.  Eine  besonders  normierte  Probezeit  besteht  nicht, 
die  Ausbildung  erfolgt  durch  allmähliche  Einführung  in  die 
Dienstesobi iegenheiten.  Eine  Dienstprüfung  ist  nicht  vorgesehen. 
Die  dienstlichen  Pflichten  sind  im  IV.  Abschnitt  der  Dienst- 
ordnung ausführlich  geregelt.  In  den  meisten  Beziehungen  sind 
die  Hilfsbedien8toten  den  übrigen  gleichgestellt.  Auch  hier 
können  wir  Standespfliehten  und  Dienstpflichten  im  eigentlichen 
Sinne  unterscheiden. 

Zu  den  ersteren  gehört  die  allgemeine  Treue-  und  Gehorsams- 
pflicht. Sie  haben  die  bestehenden  Gesetze  und  Verordnungen 
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in  und  außer  Dienst  strengstens  zu  beobachten.  „Agitationen, 
welche  die  Disziplin  zu  lockern  geeignet  sind,  Verhetzungen 
des  Personals,  Schmähungen  der  Vorgesetzten  oder  der  Vor- 
gesetzten Behörden,  mögen  diese  Handlungen  in  welcher  Form 
immer  erfolgen,  sowie  die  Theilnahme  an  solchen  Handlungen 
sind  strenge  untersagt.“  Sie  „haben  das  Interesse  des  Dienstes 
in  und  außer  Dienst  zu  wahren  und  zu  fördern,  wahrgenommene 
oder  drohende  Nachtheile  mit  allen  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
abzuwenden“.  Auch  außer  Dienst  sind  sie  den  Vorgesetzten 
„gebührende  Achtung  schuldig“  und  haben  den  Mitbediensteten 
„mit  Höflichkeit  und  Verträglichkeit  zu  begegnen“.  Die  negative 
Seite  der  Treuepflicht  ist  die  Amtsverschwiegenheit.  Ferner  „wird 
von  jedem  Bediensteten  gefordert,  daß  er  sich  auch  außer  Dienst 
anständig  und  ehrenhaft  benehme  und  sich  von  Bestrebungen 
fernhalte,  die  mit  den  durch  den  Eintritt  in  den  Staatseisenbahn- 
dienst  übernommenen  Berufspflichten  unvereinbar  sind  oder  der 
im  Eisenbahndienste  unerläßlichen  strengen  Disziplin  zuwider- 
laufen“. Infolgedessen  haben  sie  von  jeder  Bestrafung  oder 
Strafanklage  gegen  sich  Meldung  zu  erstatten.  Die  Bestimmungen 
über  die  „Besorgung  von  Nebenämtern,  Nebenbeschäftigungen 
und  Abgabe  außergerichtlicher  Gutachten“  sind  auf  die  Hilfs- 
bediensteten nicht  ausgedehnt. 

Die  angeführten  allgemeinen  Verpflichtungen  bilden  natürlich 
auch  mit  den  Inhalt  der  eigentlichen  Dienstpflicht.  Diese  ist 
örtlich  und  zeitlich  unbegrenzt.  „Die  Bediensteten  sind  ver- 
pflichtet, jeden  ihnen  zugewiesenen  Dienstposten  zu  versehen“ 
und  „haben  nötigenfalls  bei  außerordentlichem  Bedarf  nicht  bloß 
die  etwa  eingeführten  Arbeitsstunden  einzuhalten,  sondern  auch 
außer  denselben  Dienst  zu  leisten  und  über  Auftrag  ihrer  Vor- 
gesetzten auch  andere  als  die  ihnen  gewöhnlich  zugewiesenen 
Arbeiten  ohne  Anspruch  auf  eine  besondere  Entlohnung  zu  ver- 
richten“. — „Die  Bediensteten  haben  den  Geschäften  und  Ver- 
richtungen, die  der  ihnen  jeweilig  übertragene  Dienstposten 
erheischt,  mit  Treue,  Fleiß  und  Redlichkeit  nach  bestem  Wissen 
und  Können  zu  obliegen . .“  (Amtspflicht),  „sind  verpflichtet,  ihre 
ganze  Thätigkeit  dem  Dienste  zur  Bewältigung  der  ihnen  über- 
tragenen Arbeiten  zu  widmen“  (Arbeitspflicht).  — „Kein  Bedien- 
steter darf  ohne  Vorwissen  und  Genehmigung  seiner  Vorgesetzten 
den  Dienstort  verlassen,  vom  Dienste  ausbleiben,  sich  aus  dem- 
selben zu  entfernen  oder  sich  durch  andere  im  Dienste  vertreten 
lassen“  (Residenz-  und  Präsenzpflicht).  - - Sie  sind  zu  einem 
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höflichen  Verhalten  gegenüber  dem  Publikum,  zur  Unparteilich- 
keit und  zur  Enthaltung  von  einer  Geschenkannahme  in  Amts- 
sachen verpflichtet.  Sie  haften  für  das  ihnen  anvertraute  Gut; 
„die  Ersätze  werden  im  Dienstwege  festgestellt  und  . . . durch 
Abzüge  ....  im  Wege  der  Compensation  ohne  Dazwischenkunft 
der  Gerichte  hereingebracht.“ 

Die  Verletzung  dieser  Pflichten  wird  im  Disziplinarwege 
geahndet.  Als  Dienstvergehen  ist  jede  Verletzung  der  Berufs- 
pflichten durch  die  Amtsführung  oder  das  persönliche  Verhalten 
bezeichnet.  Die  Strafen  zerfallen  in  Ordnungsstrafen  und  Diszi- 
plinarstrafen. Die  er8teren  sind  die  Rüge,  Geldbußen  bis  zum 
Betrage  von  40  K;  die  letzteren  der  schriftliche  Verweis,  Geld- 
strafen bis  zur  Höhe  von  4°/o  des  Jahresgehaltes,  „mit  der 
Beschränkung,  daß  dem  Bediensteten  monatlich  nicht  mehr  als 
ein  Viertel  seines  Gehaltes  als  Strafe  in  Abzug  gebracht  werden 
darf,“  die  strafweise  Versetzung  im  Dienste,  die  Dienstesentlassung. 
Folge  der  Disziplinarstrafen  ist  der  Verlust  der  Fähigkeit  zu 
Beförderungen.  Sie  kann  erst  nach  einjähriger  befriedigender 
Dienstleistung  und  tadelfreier  Aufführung  wieder  erlangt  werden. 
Bezüglich  der  Strafzumessung  ist  gesagt:  „Absichtliche  Ver- 
letzungen oder  gröbliche  Außerachtlassungen  der  Berufspflichten, 
durch  welche  der  Bedienstete  die  Vertrauenswürdigkeit  für  den 
Dienst  überhaupt  oder  für  einen  bestimmten  Posten  eingebüßt 
oder  beeinträchtigt  hat,  werden  mit  Disziplinarstrafen  geahndet.“ 
Die  Tatbestände,  welche  mit  Entlassung  bestraft  werden  können, 
sind  taxativ  aufgezählt.  Was  die  Kompetenz  und  das  Verfahren 
anbelangt,  so  können  Ordnungsstrafen  bis  zu  10  K auch  von 
den  Dienstvorständen  verhängt  werden,  zu  Disziplinarstrafen  sind 
nur  die  Vorstände  der  Vorgesetzten  Behörden  ermächtigt.  Wäh- 
rend für  die  statusmäßig  eingereihten  Bediensteten  ein  bis  ins 
einzelne  geregeltes  Disziplinarverfahren  in  zwei  Instanzen  besteht, 
deren  Erkenntnisse  allerdings  der  Bestätigung  des  Ministeriums 
unterliegen,  fehlt  für  die  Hilfsbediensteten  ein  eigentliches  Ver- 
fahren. Bezüglich  der  Ordnungsstrafen  ist  nur  vorgeschrieben, 
daß  dem  Bediensteten  Gelegenheit  zur  Verantwortung  gegeben 
werden  muß,  daß  die  Strafverfügung  schriftlich  unter  Angabe 
der  Gründe  zu  erfolgen  hat,  und  daß  binnen  14  Tagen  nach 
Zustellung  des  Erkenntnisses  eine  einmalige  Berufung  an  die 
übergeordnete  Behörde  ohne  aufschiebende  Wirkung  ergriffen 
werden  kann.  Diese  Bestimmungen  sind  wohl  analog  auf  die 
D isz i p 1 inars trafen  auszudehnen. 
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Die  Verhftngung  der  Suspension  ist  für  die  Hilfsbediensteten, 
nicht  vorgesehen. 

Noch  stärker  als  bei  den  Disziplinarbestimm ungen  macht 
sich  der  unfertige  Charakter  des  Dienstverhältnisses  bei  der 
Gestaltung  der  Rcchtsanprtiche  geltend.  Das  einzige  Ehrenrecht 
der  Manipulantin  ist  ihr  Recht  auf  den  Titel.  Eine  Rangs- 
abstufung und  Uniform  fehlt.  Das  Gleiche  gilt  von  dem  Recht 
auf  dauernde  Anstellung.  Es  besteht  eine  einmonatliche  Kündi- 
gung. Unter  den  Vermögensrechten  nimmt  der  Monatsgehalt 
die  erste  Stelle  ein.  Ein  Quartiergeld  ist  nicht  gewährt,  trotz 
der  außerordentlich  starken  Unterschiede  der  Stationsorte.  Der 
Gehalt  wird  seit  1888  im  vorhinein  ausbozalilt.  Er  beträgt  im 
Anfänge  70  K.  Die  Beförderung  erfolgt  durch  Erhöhung  um 
je  10  K.  Einen  Anspruch  auf  dieselbe  gibt  es  wieder  nicht. 
Wenn  ein  festes  Schema  aufgestellt  ist,  wonach  die  Vorrückung 
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bei  zufriedenstellender  Dienstleistung  erfolgen  kann,  so  handelt 
es  sich  dabei  um  Mindestgrenzen,  an  welche  die  Direktionen 
nicht  gebunden  sind.  Als  Nebenverdienst  haben  wir  die  1804 
eingeführten  Dienstzulagen,  deren  Gewährung  freie  Ermessens- 
sache ist,  und  die  Neujahrsremuneration.  Zu  der  Entschädigung 
für  den  Dienstaufwand  gehören  die  Diäten  als  Ersatz  für  die 
mit  Dienstreisen  oder  Verwendung  außerhalb  des  Stationsortes 
verbundenen  Mehrauslagen,  das  Spesenpauschale  für  die  betref- 
fenden Nebenauslagen  (Fahrten  von  und  zu  den  Bahnhöfen, 
Gepäcksübertragung,  Mauten,  Trinkgelder),  die  Rückerstattung 
der  verausgabten  Fahrgebühren,  wo  es  keine  Freikarten  gibt. 
Bei  Versetzungen  gebührt  auch  eine  Übersiedlungsentschädi- 

Ein  starker  Einschlag  sozialpolitischer  Natur  zeigt  sich 
dann  in  der  Behandlung  der  Urlaubsfrage  und  der  Fürsorge  im 
Krankheitsfalle.  Die  Manipulantinnen  haben  nämlich  einen 
Anspruch  auf  14tägigen  Erholungsurlaub  unter  Fortbezug  des 
Diensteinkommens,  allerdings  nur,  „wenn  es  der  Dienst  zuläßt 
und  keine  Substitutionskosten  erwachsen.“  Außerdem  kann  der 
Urlaub  „durch  die  zuständige  Behörde  jederzeit  zurückgenommen 
werden,  wenn  es  im  dienstlichen  Interesse  geboten  ist.“  Bei  den 
Urlaaibsreisen  wird  freie  Fahrt  gewährt. 
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Bezüglich,  der  Kranken  Versorgung  besteht  zunächst  die 
Verpflichtung  zum  Beitritt  zu  der  „Krankenkasse  für  das  Per- 
sonal der  k.  k.  österr.  Staatsbahnen“.  Dieselbe  ist  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  30.  März  1880,  R.  G.  Bl.  Nr.  33,  und  des 
Gesetzes  vom  4.  April  1889,  R.  G.  Bl.  Nr.  39,  errichtet,  sichert 
ihren  Mitgliedern  aber  noch  darüber  hinausgehende  Leistungen. 
Außerdem  erhalten  die  Manipulantinnen  während  der  ersten  drei 
Monate  ihrer  Krankheit  ihren  ganzen  Gehalt,  während  weiterer 
drei  Monate  die  Hälfte  desselben  ausbezahlt.  In  dieser  Bestim- 
mung macht  sich  die  Tatsache,  daß  das  Dienstverhältnis  auf  die 
Dauer  berechnet  ist,  am  deutlichsten  bemerkbar.  Im  Gegensätze 
zu  dem,  was  man  allgemein  erwarten  sollte,  verbessert  sich 
nämlich  die  Sicherheit  der  Rechtsstellung  mit  dem  Eintritt  der 
Krankheit.  Während  sie  sonst  binnen  Monatsfrist  enthoben 
werden  können,  sind  sie  jetzt  für  ein  halbes  Jahr  versorgt ! Die 
Gründe,  aus  welchen  die  Ausdehnung  der  Gehaltszahlung  auf 
den  4.  bis  6.  Monat  mit  dem  halben  Betrage  erfolgte,  waren, 
wie  wir  oben  besprochen  haben,  rein  humanitärer  Natur.  Aber 
durch  ein  Versehen  wäre  die  Begünstigung  beinahe  in  eine 
Benachteiligung  verwandelt  worden.  Denn  nach  den  Kasse- 
statuten gebührt  ein  Krankengeld  von  60%  des  Gehaltes,  das 
sich  auf  70%  erhöht,  wenn  das  betreffende  Mitglied  für  unselb- 
ständige Angehörige  zu  sorgen  hat.  Aber  dieses  Krankengeld 
wird  erst  gewährt,  wenn  der  Gehaltsbezug  aufgehört  hat.  Danach 
erhielten  die  Manipulantinnen  in  dom  4.  bis  6.  Krankenmonate 
weniger  als  in  den  folgenden.  Freilich  bietet  sich  ein  Ausweg, 
wenn  auf  den  Gehalt  durch  Ansuchen  um  Urlaub  gegen  Karenz 
der  Bezüge'  verzichtet  wird. 

Die  Bestimmungen  des  Kassenstatutes,  von  denen  hier  nur 
das  Wichtigste  besprochen  werden  kann,  sind  im  allgemeinen 
und  im  einzelnen  von  dem  verständnisvollen  sozialpolitischen 
Geiste  getragen,  der  für  die  ganze  Personalpolitik  der  Staats- 
bahnverwaltung  bezeichnend  ist.  Die  Beiträge  betragen  21'  ,,,  um 
1°  0 weniger  als  das  Gesetz  vorschreibt.  Die  gesetzlichen  Ansprüche 
erstrecken  sich  auf  freie  ärztliche  Behandlung,  die  notwendigen 
Heilmittel  und  sonstigen  therapeutischen  Behelfe,  das  Kranken- 
geld und  einen  Beerdigungskostenbeitrag  für  die  Hinterbliebenen. 
An  Stelle  der  ärztlichen  Behandlung  kann  auch  auf  die  Höchst- 
dauer von  3 Monaten  nach  Anordnung  der  Kassen  Verwaltung 
Spitalsverpflegung  treten.  Die  weiblichen  Mitglieder  haben  ferner 
Anspruch  auf  geburtshilflichen  Beistand  und  6 wöchentliches 
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Krankengeld  für  die  Zeit  nach  der  Entbindung.  In  dieser  Zeit 
ist  ihre  Beschäftigung  zu  jeglicher  Arbeit  im  Bahndienste  ver- 
boten. Im  übrigen  erstrecken  sich  die  Rechte  auf  Kassenleistungen 
im  allgemeinen  über  die  Zeit  der  Erkrankung,  für  den  Fall,  daß 
unterdessen  das  Dienstverhältnis  gelöst  wird,  was  bei  den  Mani- 
pulantinnen  gewöhnlich  nach  Ablauf  des  Gmonatlichen  Gehalts- 
bezuges geschieht,  über  20,  bezw.  40,  bezw.  52  Wochen,  je 
nachdem  das  Mitglied  unter  2,  2 — 5 oder  über  5 Dienstjahre 
zählt.  Diese  Fristen  gelten  auch  unter  allen  Umständen  für  das 
Krankengeld.  Dabei  wird  ein  Rückfall  innerhalb  von  8 Wochen 
als  Fortsetzung  der  Erkrankung  behandelt.  Außer  den  gesetzlich 
geforderten  Leistungen  gewährt  die  Kasse  für  die  unselbständigen 
Kinder  der  Mitglieder  ärztliche  Behandlung,  freie  Medikamente 
und  einen  Beerdigungskostenbeitrag,  ferner  den  Mitgliedern  selbst 
unter  gewissen  Voraussetzungen  außergewöhnliche  Kuren,  endlich 
bei  besonders  berücksichtigungswürdiger,  durch  Krankheit  oder 
Todesfälle  hervorgerufener  Notlage  eine  Geldunterstützung. 

Die  Verwaltung  der  Kasse  erfolgt  durch  die  Staatsbahn- 
leitung unter  beratender  Beihilfe  von  Bedienstetenausschüssen, 
für  welche  auch  die  Manipulantinnen  aktives,  aber  kein  passives 
Wahlrecht  besitzen.  Die  Staatsverwaltung  trägt  ein  Drittel  der 
laufenden  Beitrüge  und  kommt  im  Falle  eines  Defizits,  wenn 
die  gesetzlich  zulässige  Erhöhung  oder  Verminderung  der  Bei- 
träge nicht  ausreicht,  für  den  Abgang  auf.  Bisher  war  die  Kasse 
stets  aktiv. 

Während  die  Krankenversorgung  der  Manipulantinnen 
obligatorisch  ist,  ist  die  Altersversorgung  nur  fakultativ.  Sie 
erfolgt  durch  das  „Provisions-Institut  für  Diener  und  Hilfs- 
bedienstete der  k.  k.  österr.  Staatsbahnen Zugelassen  können 
— über  Entscheidung  der  Vorgesetzten  Behörde  — nur  die- 
jenigen werden,  welche  das  55.  Lebensjahr  noch  nicht  über- 
schritten haben,  mindestens  ein  Jahr  im  Dienste  gestanden  sind 
und  nicht  eine  600  K übersteigende  Versorgungsrente  aus 
Staatsmitteln  beziehen.  Die  Versorgungsansprüche  der  Mani- 
pulantinnen erstrecken  sich  nicht  auf  Gatten  und  Kinder.  Die 
Beiträge  belaufen  sich  auf  4°/0  des  Monatsgehaltes.  Bei  Über- 
schreitung des  35.  Lebensjahres  ist  für  jedes  höher«?  .Jahr  ein 
besonderes  Eintrittsgeld  von  2°  0 des  Gehaltos,  eventuell  in 
24  Monatsraten  zu  entrichten.  Ganz  ausnahmsweise  kann  nach 
öjähriger  zufriedenstellender  Dienstleistung  und  ebensolanger 
Teilnahme  an  dem  Provisionsinstitut  die  Anrechnung  der  vor 
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dem  Eintritt  geleisteten  Dienstzeit  gegen  Nachzahlung  der 
doppelten,  bei  sofortiger  Teilnahme  zu  entrichtenden  Jahres- 
beiträge nebst  4%  Zinsen  gestattet  werden. 

Die  Provisionsberechtigung  beginnt  nach  lOjähriger  Mit- 
gliedschaft, im  Falle  einer  Dienstunfähigkeit  wegen  Krankheit 
oder  einer  nicht  absichtlichen  körperlichen  Beschädigung  nach 
5 Jahren.  Die  Provision  wird  auf  Grund  des  letzten  Gehalts- 
bezuges berechnet,  beträgt  nach  10  Jahren  40%  desselben  und 
steigt  für  jedes  folgernde  Jahr  um  24/10%,  so  daß  nach  35  Jahren 
der  volle  Gehalt  als  Provision  gebührt.  Mindestens  jedoch  muß 
sie  300  K betragen.  Nebenbezüge  wie  Unfallsrente,  Haftpflicht- 
entschädigung werden  eingerechnet.  Ein  Mitglied,  welches  infolge 
eines  in  Ausübung  des  Dienstes  erlittenen  Unfalles  dienstuntaug- 
lich geworden  ist,  erhält  unter  allen  Umständen  die  für  eine 
Teilnahmsdauer  von  10  Jahren  entfallende  Provision. 

Eine  Manipulantin,  die  wegen  Kündigung  aus  dom  Institute 
ausgeschieden  ist,  ohne  provisionsberechtigt  zu  sein,  hat  An- 
spruch auf  Rückerstattung  ihrer  Einzahlungen  samt  Zinsen.  Wird 
sie  wieder  in  den  Dienst  aufgenommen,  so  kann  ihr  gegen 
Wiedereinzahlung  der  rückerhaltenen  Einlagen  samt  Zinsen  die 
Anrechnung  der  früheren  Teilnahmszeit  bewilligt  werden.  Diese 
Bestimmung  ist  besonders  wichtig  für  den  Fall  der  Ehe.  Bei 
freiwilligem  Austritt  verfallen  alle  Einlagen ; die  verwirkte  Teil- 
nahmszeit kann  in  keinem  Falle  wieder  angerechnet  werden. 
Das  letztere  gilt  auch  bei  strafweiser  Entlassung.  Dagegen 
werden  dann  die  Einzahlungen  ohne  Zinsen  zurückerstattet.  Im 
Falle  der  Verehelichung  ruht  der  Bezug  während  der  Dauer 
der  Ehe.  Nach  Aufhebung  derselben  lebt  er  wieder  auf,  min- 
destens insoweit  er  einen  Witwenbezug  aus  Staatsmitteln  über- 
steigt. Er  wird  endlich  bei  Verurteilung  wegen  eines  Verbrechens 
gänzlich  verwirkt. 

Die  Verwaltung  des  Institutes  erfolgt  in  analoger  Weise 
wie  bei  der  Krankenkasse  durch  das  Ministerium  und  die  Bahn- 
verwaltung unter  Beirat  eines  Mitgliederausschussos,  für  den  die 
Manipulantinnen  aktives  und  passives  Wahlrecht  besitzen.  Die 
Staatsbahnen  zahlen  die  Hälfte  der  Mitgliedsbeiträge  sowie  die 
Strafgelder,  welche  von  den  Mitgliedern  des  Institutes  herein- 
gebracht werden,  ein  und  kommen  für  einen  etwaigen  Fehl- 
betrag auf.  Bis  jetzt  hat  sich  ein  solcher  nicht  gezeigt,  aber  sein 
Erscheinen  wird  befürchtet. 

Die  Unfallversicherung  der  Manipulantinnen  ist  wiederum 
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obligatorisch.  Sie  ist  der  „Berufsgenossenschaftlichen  Unfall- 
versicherungsanstalt der  österr.  Eisenbahnen“  übertragen.  Da 
sie  infolge  der  Dienstleistungen,  zu  welchen  die  Frauen  ver- 
wendet werden,  nur  ausnahmsweise  in  Anspruch  genommen  wird, 
braucht  hier  auf  ihre  Bestimmungen  nicht  näher  eingegangen 
zu  werden.  Nur  soviel  sei  erwähnt,  daß  die  Beiträge  ganz  von 
der  Verwaltung  bestritten  werden  und  die  Höchstrente  60"  0 des 
vollen  Jahres  Verdienstes  beträgt. 

Abgesehen  von  den  Kranken-,  Alters-  und  Unfallversor- 
gungsansprüchen wird  den  Manipulantinnen  in  Fällen  unver- 
schuldeter Notlage  von  der  Verwaltung  bereitwilligst  mit  Geld- 
unterstützungen ausgekolfen. 

Von  allgemeinerer  Bedeutung  ist  das  Recht  der  Beschwerde- 
führung gegen  Verfügungen  eines  Vorgesetzten,  von  welchem 
bei  dem  nächsthöheren  Vorgesetzten  binnen  14  Tagen  im 
Dienstwege  mündlich  oder  schriftlich  Gebrauch  zu  machen  ist. 
Die  Beschwerde  hat  keine  aufschiebende  Wirkung  und  kann 
im  Falle  offenbaren  Mutwillens  mit  einer  Ordnungsstrafe  ge- 
ahndet werden. 

Eine  Versetzung  in  den  Ruhestand  im  technischen  Sinne 
kann  bei  den  Hilfsbediensteten  nicht  eintreten,  die  Auflösung 
des  Dienstverhältnisses  erfolgt  durch  beiderseitige  Kündigung, 
strafweise  Entlassung  und  Tod.  Die  Kündigung  erfolgt  am  Ende 
jedes  Monats  ohne  Angabe  von  Gründen.  Die  Kündigungsfrist 
ist  beiderseits  einmonatlich  wie  bei  den  Beamtenaspiranten 
und  Volontären,  während  Diurnisten,  Aushilfs-Unterbeamte  und 
Diener,  sowie  auf  stabilem  Posten  verwendete  Arbeiter  nur 
14  Tage  haben.  Von  dem  Kündigungsrecht  wird  allerdings  heute 
nur  dann  Gebrauch  gemacht,  wo  bei  Beamten  Versetzung 
in  den  Ruhestand  eintritt  und  außerdem  in  der  Regel  bei  Ver- 
ehelichung. In  diesem  Falle  besteht  keine  Pflicht  zur  Dienstes- 
resignation. Es  muß  nur  von  der  Änderung  des  Familienstandes 
Anzeige  erstattet  werden.  Bei  Kündigung  haben  die  Bediensteten 
ein  Recht  auf  Ausstellung  eines  Zeugnisses  über  die  Art  und 
Dauer  ihrer  Verwendung  und  ihre  Qualifikation.  Im  Falle  des 
Todes  wird  den  Erben  der  noch  nicht  behobene  Teil  der  Bezüge 
ausbezahlt,  während  in  keinem  Falle  der  Auflösung  des  Dienst- 
verhältnisses eine  Rückforderung  der  dem  Ausgeschiedenen  etwa 
nicht  gebührenden  Quote  von  an  ihn  ausgezahlten  Bezügen 
stattfindet. 

Die  Geltendmachung  der  vermögensrechtliehen  Ansprüche 
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erfolgt  im  Wege  der  ordentlichen  Gerichte.  Ihre  Bezüge  sind 
unter  allen  Umständen,  mögen  sie  unter  das  Gesetz  von  1873 
oder  1882  fallen,  da  sie  derzeit  im  Höchstfälle  1600  K nicht 
erreichen,  gänzlich  vor  Exekution  sichergestellt. 

Was  nun  die  Organisation  betrifft,  so  sind  die  Manipu- 
lantinnen  von  den  wirklichen  Beamten  schon  dadurch  gotrennt, 
daß  sie  unter  die  Kategorie  der  Hilfsbediensteten  fallen.  Hierher 
gehören  außer  ihnen  die  Volontäre  und  Diurnisten,  die  Aus- 
hilfs-Unterbeamten und  Aushilfsdiener  und  die  Arbeiter.  Am 
nächsten  verwandt  mit  ihrer  Stellung  ist  die  der  Diurnisten. 
Auch  diese  werden  zu  den  einfacheren  Arbeiten  des  Bureaudienstes 
verwendet,  auch  bei  ihrer  Beschäftigung  handelt  es  sich  um 
eine  Verbindung  wirtschaftlicher  und  humanitärer  Gesichtspunkte. 
Es  sollen  in  erster  Linie  „ältere,  im  Genüsse  einer  Pension 
stehende,  jedoch  noch  leistungsfähige  Bewerber“  aufgenommen 
werden,  „die  ohne  weitere  Ansprüche  das  Diurnaleinkommen 
als  Aufbesserung  ihrer  materiellen  Lage  betrachten.“  Wichtig 
ist  vor  allem  die  Bestimmung,  daß  „Personen,  welche  den  für 
Beamtenposten  im  mittleren  Eisenbahn-Betriebs-  und  Verwaltungs- 
dienste vorgeschriebenen  Aufnahmsbedingungen  entsprechen“, 
nicht  als  Diurnisten  angestellt  werden  dürfen.  Damit  ist  einem 
Mißbrauch,  der  vielfach  bei  den  Privatbahnen  herrscht,  Diur- 
nisten an  Stelle  von  Beamten  zu  verwenden  und  Ersparnisse 
am  Gehalt  zu  machen,  ein  Riegel  vorgeschoben.  Aber  gegen- 
über diesen  Analogien  zwischen  den  beiden  angeführten  Kate- 
gorien von  Hilfsbediensteten  bestehen  auch  tiefgreifende  Diver- 
genzen. Während  die  Heranziehung  von  Diurnisten  immer  nur 
den  Charakter  einer  Aushilfsmaßregel  von  untergeordneter  Be- 
deutung besitzt,  weist  das  Institut  der  Manipulantinnen  Tendenzen 
einer  Ausbreitung  und  Festigung  auf,  welche  ihm  eine  dauernde 
wichtige  Stellung  im  Personalkörper  zu  erobern  beginnen. 
Demzufolge  hat  sich  das  Rechtsverhältnis  der  letzteren  weit  über 
dasjenige  der  ersteren  entwickelt;  es  seien  nur  die  längeren 
Krankheitsbezüge  und  Kündigungsfristen,  der  feste  Anspruch 
auf  Urlaub  erwähnt.  Die  Manipulantinnen  sind  heute  zu  einer 
selbständigen  Gruppe  innerhalb  der  Hilfsbediensteten  geworden. 
Allein  diese  Tatsache  hat  bisher  die  rechtliche  Sanktion  noch 
nicht  erhalten.  Wie  bei  den  übrigen  Hilfsbediensteten  gibt  es 
auch  bei  den  Manipulantinnen  keine  feste  Zahl  von  svstemi- 
sierten  Dienstposten  im  Bereiche  der  einzelnen  Bahnbehörden. 
Die  Aufnahme  erfolgt  durch  die  Vorstände  derselben  mit  Rück- 
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sicht  auf  den  vorhandenen  Bedarf  und  die  Anzahl  der  vor- 
gemerkten Bewerber  nach  freiem  Ermessen.  Allerdings  zeigen 
sich  auch  hier  schon  Ansätze  zu  einer  weiteren  Ausgestaltung. 
Im  Wiener  Lokalverkehr  werden  die  Dienststellen  an  den 
Kassen  fast  ausschließlich  an  Manipulantinnen  übertragen,  und 
Ähnliches  zeigt  sich  auch  in  verschiedenen  Zweigen  des  Bureau- 
dienstes. Neben  dem  Fehlen  des  Status  ist  in  diesem  Zusammen- 
hänge das  Fehlen  der  Rangsabstufung  zu  erwähnen.  Die  Vor- 
rückung erfolgt  in  der  besprochenen  Form  der  Gehaltserhöhung.  Ein 
Provisorium,  wie  es  bei  den  Post-  undTelegraphenmanipulantinnen 
auch  vor  der  Einführung  des  Definitivums  bestand,  gibt  es  im 
Bahndienste  nicht.  Die  dem  dauernden  Charakter  der  Beschäfti- 
gung entsprechenden  Rechte  beginnen  vielmehr  mit  dem  Tage 
der  Anstellung.  Mittelbar  erhält  allerdings  das  Erstjahr  die  Natur 
einer  Probedienstzeit,  indem  es  einen  niedrigeren  Gehalt  auf- 
weist und  das  Recht  des  Eintrittes  in  das  Provisionsinstitut  an 
eine  einjährige  Dienstleistung  gebunden  ist. 

An  die  Erörterung  der  formalen  Beziehung  zwischen  den 
Manipulantinnen  als  einzelne  und  Glied  ihrer  Gruppe  einerseits 
und  dem  Staate  andererseits,  wie  sie  in  Rechtsstellung  und 
Organisation  gegeben  ist,  schließt  sich  die  Betrachtung  der 
praktischen  Gestaltung  ihres  Dienstverhältnisses,  die  wieder  erst 
vom  Standpunkte  der  Bediensteten  und  dann  der  Verwaltung 
vorgenommen  werden  soll. 

Was  zunächst  die  Arbeitsleistungen  anbetrifft,  so  werden 
die  Frauen  im  äußeren  Dienste  bei  den  Personenkassen  der 
kleineren  Stationen  oder  im  Lokalverkehr,  im  inneren  Dienste 
zu  untergeordneten  Schreib-,  Manipulations-  und  Rechenarbeiten 
sowie  zur  Bedienung  des  Telegraphen  und  Telephons  verwendet. 
Bei  den  Kassen  handelt  es  sich  meist  um  eine  leichte  Gebarung 
mit  einfachen  Routen  und  geringen  Geldbeträgen.  Im  Bureau- 
dienst spielt  die  Schreibmaschine  eine  große  Rolle.  Der  Rechen- 
dienst erfordert  vorwiegend  statistische  Arbeiten,  d.  h.  Zusam- 
menstellung und  Addition  von  Zahlen;  vereinzelt  kommt  auch 
leichtere  Buchführung  vor.  Beim  Telegraph  werden  sie  auch 
zum  Zugmeldungsdienst  verwendet.  Alle  diese  Verrichtungen 
sind  mehr  weniger  mechanischer  Natur. 

Die  Arbeitszeit  beträgt  in  den  Ministe rialbureaux  G Stunden, 
täglich  von  9 — 3 Uhr,  in  den  übrigen  Bureaux  7 Stunden,  wobei 
häufiger  Überschreitungen  Vorkommen.  Auch  sonst  gilt  eine 
7stlindige  Dienstzeit  als  Normalfall,  wie  der  oben  angeführte 
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Erlaß  von  1894  beweist,  der  für  regelmäßig  längeren  Dienst 
besondere  Zulagen  vorsieht.  Im  Schalterdienst  aber  dauert  er  durch- 
wegs länger.  Bei  der  Wiener  Stadtbahn  speziell  richtet  er  sich 
nach  der  Zahl  der  bei  jeder  Haltestelle  stationierten  Manipu- 
lantinnen. ln  der  Regel  ist  einen  Tag  24stündiger  Dienst  zu 
machen,  von  8 Uhr  früh  bis  8 Uhr  früh;  davon  sind  3 bis 
0 Stunden  um  oder  nach  Mitternacht  frei.  Aber  ein  Teil  dieser 
Ruhezeit  wird  zur  Vornahme  des  Kassenschlusses  benötigt,  nur 
der  Rest  kommt  dem  Schlafe  auf  dem  Sofa  der  Schalterräume 
zugute.  Auf  den  Tag  mit  24stündigem  Dienst  folgt  ein  freier 
Tag,  der  dritte  Tag  hat  dann  etwa  G Stunden  Dienst.  Werden 
aber  bei  der  betreffenden  Haltestelle  nur  2 Manipulantinnen 
verwendet,  dann  wechselt  24stlindiger  Dienst  mit  24stündiger 
Dienstfreiheit  ab.  Wir  hätten  also  bei  Berechnung  einer  drei- 
stündigen Pause  10l/s  Stunden  Dienst  im  Durchschnitt,  wo  ein 
dreitägiger  Turnus  besteht,  7 Stunden  für  den  Tag.  Im  Sommer 
ist  die  Nachtpause  des  „langen  Dienstes“  etwas  kürzer,  weil 
dann  der  letzte  Zug  des  Abends  und  der  erste  des  Morgens 
später,  bezw.  früher  geht.  In  Bezug  auf  das  Ausmaß  der  Dienst- 
stunden besteht  im  allgemeinen  kein  Unterschied  zwischen  den 
männlichen  und  weiblichen  Bediensteten. 

Rücksichtlich  des  Dienstes  an  Sonn-  und  Feiertagen  ordnet 
der  eingangs  erwähnte  Circularerlaß  von  1885  die  regelmäßige 
Dispensierung  der  weiblichen  Bediensteten  an.  Tatsächlich  wird 
daran  auch  in  der  Regel  für  den  Bureaudienst  als  Richtschnur 
festgehalten.  Beim  Schalterdienste,  insbesondere  bei  der  Stadt- 
bahn, wo  überhaupt  nur  Manipulantinnen  in  Verwendung  stehen, 
mußte  davon  abgegangen  werden.  Denn  einmal  kann  doch  nicht 
gerade  nur  für  den  Sonntag  männliches  Personal  in  Bewegung 
gesetzt  werden,  und  dann  ist  gerade  an  diesen  Tagen  der  Ver- 
kehr auf  den  Lokalstrecken  am  stärksten,  so  daß  alle  verfüg- 
baren Kräfte  herangezogen  -werden  müssen.  Dadurch  wird  die 
erwähnte  wohltätige  Bestimmung  allerdings  für  einen  großen 
Teil  der  weiblichen  Bediensteten  außer  Kraft  gesetzt.  Für  den 
Uberdienst  an  Sonn-  und  Feiertagen  wird  kein  besonderes  Ent- 
gelt gewährt;  nur  bei  Verwendung  auf  fremden  Stationen 
gebührt  eine  Diät.  Am  stärksten  ist  die  Inanspruchnahme  natur- 
gemäß im  Sommer,  während  der  Winter  häufiger  freie  Sonntage 
bringt.  Über  die  Urlaubsfrage  ist  schon  gesprochen  worden.  Die 
Ausnahmen,  welche  zur  Versagung  berechtigen,  treten  selten  ein. 

Die  Arbeitsstätte  der  Manipulantinnen  ist  entweder  der 
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Fahrkartenschalter  oder  das  Bureau.  Etwas  allgemeines  läßt 
sich  bei  der  Verschiedenheit  der  konkreten  Verhältnisse  darüber 
nicht  sagen.  Nur  in  Bezug  auf  den  Schalter  ist  zu  erwähnen, 
daß  dieselben  infolge  ihrer  Lage  an  den  Korridoren  zumeist 
sehr  zugig  sind.  Bei  der  Wiener  Stadtbahn  wird  viel  über 
Feuchtigkeit  und  schlechte  Luft  — die  Fenster  können  wegen 
des  Bauches  der  darunter  durchfahrenden  Lokomotiven  nicht 
geöffnet  werden  — geklagt. 

Was  das  Verhältnis  zu  den  Vorgesetzten  und  Mitarbeitern 
betrifft,  so  bedurfte  es,  wie  überall,  so  auch  bei  den  Staatsbahnen 
einer  gewissen  Zeit,  bis  sich  die  männlichen  Beamten  an  das 
weibliche  Personal  gewöhnt  hatten.  Da  die  Anstellung  noch  in 
der  Entwicklung  und  Ausdehnung  begriffen  ist,  so  stehen  wir 
mitten  in  der  Übergangsperiode.  Die  Beamten  sind  häufig  im 
Dienste  sehr  streng,  in  der  Absicht,  den  Manipulantinnen  fühlen 
zu  lassen,  daß  sie  eigentlich  den  Anforderungen  des  Dienstes 
nicht  gewachsen  seien.  Aber  dieser  Widerstand  wird  doch  all- 
mählich durch  die  Erkenntnis  des  humanitären  Charakters  der 
Institution  abgeschwächt.  Daß  die  höheren  Vorgesetzten,  die  in 
näherer  Berührung  mit  der  Zentralleitung  stehen,  der  dort  herr- 
schenden Auffassung  als  Fürsorgeinstitut  leichter  gerecht  wer- 
den, bedarf  keiner  näheren  Erklärung.  Immerhin  haben  sich  die 
meisten  Direktionen  nur  langsam  zu  einer  Ausdehnung  der  Be- 
schäftigung entschließen  können. 

Die  Entlohnung  ist  in  der  Hauptsache  durch  das  oben 
angegebene  Schema  bestimmt.  Die  Erhöhung  des  Gehaltes 
erfolgt  in  der  Begel  in  den  angegebenen  Terminen.  Wir  haben 
also  einen  Anfangsbezug  von  70  K,  nach  einem  Jahr  80  K u.  s.  w. 
bis  zu  dem  derzeitigen  Höchstsätze  von  110  K.  Dieser  wird 
nach  10  Dienstjahren  erreicht.  Berücksichtigen  wir,  daß  die 
Neuregelung  des  Dienstverhältnisses  seit  1893  datiert,  so  reicht 
das  heutige  Schema  etwa  bis  zum  Jahre  1907  aus.  Die  Vor- 
rück ungstermi ne  verlängern  sich  progressiv.  Der  Zweck  ist 
offenbar,  den  Bediensteten  am  Anfänge  ein  rascheres  Aufsteigen 
zu  den  höheren  Sätzen  zu  ermöglichen.  Auf  diese  Weise  erreicht 
der  Monatsgehalt  schon  vom  zweiten  Dienstjahre  an  80  A’,  ein 
Satz,  der  nach  unseren  Untersuchungen  in  dem  vorausgegan- 
genen Kapitel  auch  für  die  Großstädte  als  ausreichend  gelten 
muß.  Dazu  kommen  dann  noch  die  Nebengebühren  als  Diäten 
und  Dienstzulagen  für  den  Nachtdienst.  I >ie  letzteren  werden 
beispielsweise  allen  Manipulantinnen  bei  der  Wiener  Stadtbahn 
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in  der  Höhe  von  10  K gewährt.  Die  Neujahrsremunerationen 
betragen  bis  40  K.  Berücksichtigen  wir,  daß  manche  der  Be- 
diensteten außerdem  eine  kleine  Pension  oder  Provision  beziehen, 
dann  müssen  wir  sagen,  daß  die  Entlohnung  wirklich  nicht  nach 
fiskalischen  Gesichtspunkten,  sondern  wohlwollend  und  sachgemäß 
geregelt  ist. 

Für  einen  Vergleich  ihrer  Bezüge  mit  denjenigen  der 
männlichen  Bediensteten  haben  wir  zunächst  die  Diurnisten 
heranzuziehen.  Diese  beziehen  im  Anfang  2 K 50  A,  frühestens 
nach  1 Jahre  3 K,  nach  weiteren  2 Jahren  3 K 50  h Taggeld. 
Werden  sie  technisch  verwendet,  dann  erhalten  sie  je  50  h mehr. 
Davon  müssen  wir  aber  hier  absehen.  Der  Anfangsbezug  der 
Diurnisten  beträgt  also  75  K monatlich,  der  Manipulantinnen 
70  K oder  03%.  Der  Ilüchstbezug  der  ersteren  nach  4 Jahren 
105  K , der  Monatsgehalt  der  letzteren  im  4. — 6.  Dienstjahre 
90  K oder  86%.  Vom  4.  Jahre  an  bleibt  er  bei  j enen  stationär, 
während  bei  diesen  eine  weitere  regelmäßige  Vorrückung  bis 
zum  11.  Dienstjahre  auf  110  K oder  5%  über  den  Höchstsatz 
der  Diurnisten  statthat.  Die  Unterschiede  sind  also  sehr  gering, 
die  Verteilung  der  Gehaltserhöhung  auf  eine  längere  Periode 
bei  den  Manipulantinnen  richtiger. 

Bei  den  Beamten  müssen  wir  die  verschiedene  Bemessung 
des  Quartiergeldes  je  nach  der  Größe  des  Stationsortes  in  Rück- 
sicht ziehen.  Unter  Zugrundelegung  der  normalen  Beförderung 

beträgt : In  den  Quartiergeldklassen 

Wien  I.  II.  III.  IV.  V. 

Kronen 

Der  Anfangsgehalt 2000  1880  1820  1700  1700  K>40. 

Der  Gehalt  nach  11  Dienstjahren  . 3200  .‘5040  29(50  2880  2800  2720. 

Der  Jahresgehalt  der  Manipulantinnen  bildet  davon  w 0 : 

Im  Anfang 42  45  40  48  49  51. 

Nach  11  Dienstjahren 41  43  45  40  47  49. 

Er  variiert  also  zwischen  rund  40  und  50%.  Die  Ver- 
größerung des  Unterschiedes  in  den  höheren  Dienstjahren  ist 
verschwindend.  Die  Beamten  sind  eben  in  der  Zeit  bis  zu  ihrem 
durchschnittlichen  Heiratsalter  verhältnismäßig  günstiger  gestellt 
als  nachher.  Sie  müssen  in  der  ersten  Periode  für  die  zweite 
Periode  Ersparnisse  machen.  Allerdings  ist  dabei  nicht  berück- 
sichtigt, daß  die  Nebenbezüge  in  der  späteren  Dienstzeit,  absolut 
genommen  und  im  Vergleich  zu  den  Manipulantinnen,  höher  sind. 

Das  Dienstverhältnis  der  Manipulantinnen  zeigt  also  nach 
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dem  Gesagten  sowohl  in  Bezug  auf  die  Inanspruchnahme  der 
Arbeitskraft,  als  auch  in  Bezug  auf  die  Entlohnung  ein  im 
großen  und  ganzen  befriedigendes  Bild.  Von  wirklich  harter 
Anstrengung  kann  man  nur  bei  der  Wiener  Stadtbahn  reden, 
wo  die  besonderen  Verhältnisse  eine  allzu  lange  Dauer  des 
Dienstes  zur  Folge  haben.  Hier  zeigen  sich  auch  zweifellos 
nachteilige  Wirkungen  für  die  Gesundheit.  Die  zu  verrichtenden 
Leistungen  sind  zwar  überall  mechanischer  Natur,  aber  doch 
weder  bei  den  Kassen  noch  im  Bureau  so  eintönig,  daß  sie  mit 
einer  Beeinträchtigung  der  Gemütsverfassung  verbunden  wären. 

Wenn  wir  jetzt  zur  Besprechung  der  Bedeutung  der  weib- 
lichen Bediensteten  für  die  Staatsbahnverwaltung  übergehen,  so 
haben  wir  ihre  Zahl  oben  für  das  Jahr  1900  mit  481  festgestellt. 
Das  entspricht  einem  Anteil  von  ungefähr  5%  an  der  Gesamt- 
heit der  Beamten  in  den  beiden  untersten  Dienstklaßsen,  der 
Manipulantinnen  und  Unterbeamten,  von  11%  an  der  Gesamtzahl 
ohne  Einrechnung  der  Unterbeamten.  Ihre  Rolle  ist  also  bis- 
her nur  untergeordnet.  Über  die  Verteilung  auf  die  Direktions- 
bezirke belehrt  uns  folgende  Übersicht : 
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Bei  der  Zentral leitung  und  der  Direktion  Wien  zusammen 
waren  beschäftigt  % der  Gesamtzahl  : 


1883 Öl 

1885 58 

181H) 59 

1895  47 

1900  45 


\yir  sehen,  von  jeher  besaß  der  Wiener  Bezirk  ein  ent- 
schiedenes Übergewicht,  das  trotz  allmählicher  Abnahme  heute 
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noch  beinahe  die  Hälfte  ausmacht.  Auf  die  Direktion  allein  ent- 
fallen 36% ; von  den  übrigen  Bezirken  kommen  auf  Linz  10%, 
Prag  9%;  mehr  wie  5%  noch  auf  Innsbruck,  Villach  und  Sta- 
nislau,  die  übrigen  5 Direktionen  beschäftigten  zusammen  nur 
16%.  Im  Wiener  Bezirk  selbst  überwiegt  wieder  der  Stationsort 
Wien,  auf  den  allein  ungefähr  ein  Drittel  der  Gesamtzahl  der 
Manipulantinnen  entfällt.  Auf  die  Stadt-,  Verbindungs-  und 
Donauufertalbahn  kommen  dabei  22%  aller  weiblichen  Bedien- 
steten der  Staatsbahnen.  Auch  die  absoluten  Zahlen  der  anderen 
Bezirke  außer  Wien  sind  recht  niedrig;  in  keinem  finden  wir 
ein  halbes  Hundert;  mehr  als  40  nur  in  Linz  und  Prag. 

Soviel  über  die  Zahl  und  die  geographische  Verteilung. 
Was  die  Dienstzweige  betrifft,  in  welchen  die  Manipulantinnen 
verwendet  werden,  so  finden  wir  die  bezüglichen  Daten  eben- 
falls in  der  Tabelle  auf  Seite  137.  Das  Schwergewicht  ruhte  bis 
1890,  also  drei  .Jahre  vor  der  Neuregelung,  auf  dem  Rechnungs- 
dienst, verschob  sich  bis  1895  auf  die  übrigen  Zweige  des 
Bureaudienstes,  um  erst  in  der  Folgezeit  auf  den  Schalterdienst 
überzugehen.  Dieser  machte  im  Jahre  1900  48%  der  Gesamt- 
zahl aus.  Davon  entfielen  auf  den  Wiener  Bezirk  28°  0,  auf  den 
W iener  Lokalverkehr  allein  22%  oder  beinahe  die  Hälfte.  Rund 
5%  kommen  je  auf  die  Direktionen  Linz,  Prag  und  Villach, 
der  Rest  auf  die  übrigen  7.  Also  mit  Ausnahme  des  Wiener 
Bezirkes  bisher  nur  sehr  schwache  Ansätze  zu  einer  breiteren 
Verwendung  im  Schalterdienste.  Das  Gleiche  lehrt  uns  die  Zahl 
der  Stationen,  auf  welchen  Manipulantinnen  verwendet  wurden. 
Sie  betrug  98  oder  4°  „ von  2353  Stationen  der  österreichischen 
Staatsbahnen. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Verwendbarkeit  der  weiblichen 
Bediensteten  ? Bei  der  Anfertigung  einfacher  Schreibarbeiten,  wo 
es  hauptsächlich  auf  nette  Ausführung  und  schöne  Schrift  an- 
kommt, ohne  daß  eine  höhere  geistige  Tätigkeit  erforderlich 
wäre,  haben  sie  sich  nach  übereinstimmendem  Urteil  recht  gut 
bewährt.  Besondere  Eignung  besitzen  sie  für  die  Bedienung  der 
Schreibmaschine  wegen  ihrer  Fingerfertigkeit  und  der  Klavier- 
kenntnis, welche  sie  zumeist  mitbringen.  Auch  zu  leichterer 
Rechen-  und  Konzeptsarbeit  reicht  ihre  Befähigung  aus.  Im  all- 
gemeinen ist  ihre  Ordnungsliebe  und  Ehrlichkeit  größer  als  bei 
den  männlichen  Beamten.  Daher  hat  man  mit  ihrer  Verwendung  im 
einfachen  Kassendienst  zumeist  gute  Erfahrungen  gemacht. 
Allerdings  zeigt  es  sich  häufiger,  daß  sie  bei  starkem  Andrange 
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an  den  Schaltern  die  notige  Ruhe  und  Besonnenheit  verlieren, 
infolgedessen  stilrker  unter  Kassenverlusten  zu  leiden  haben, 
obwohl  es  sich  dabei  um  eine  sehr  einfache  Gebarung  handelt. 
Zur  Fahrkartenausgabe  für  kompliziertere  Routen  haben  sie  sich 
bisher  nicht  als  besonders  brauchbar  erwiesen.  Der  Hauptgrund 
liegt  in  dem  Mangel  der  erforderlichen  geographischen  Kennt- 
nisse. Damit  kommen  wir  auf  einen  Übelstand  allgemeinerer  Natur. 
Das  Fehlen  einer  Vorschrift  in  Bezug  auf  die  Vorbildung  hat 
zur  Folge,  daß  die  meisten  Manipulantinnen  eine  nur  unvoll- 
kommene Volksschulbildung  aufweisen.  Darin  liegt  das  stärkste 
Hindernis  für  eine  Heranziehung  zu  schwierigeren  Dienstesverrich- 
tungen. Es  zeigt  sich  also,  daß  die  Geltendmachung  des  humani- 
tären Gedankens  bei  der  Festsetzung  der  Vorbedingungen  für 
die  Anstellung  mit  den  sachlichen  Bedürfnissen  in  Widerspruch 
gerät.  Es  ist  allerdings  vereinzelt  auch  vorgekommen,  daß  die 
Vorbildung  von  weiblichen  Bediensteten  sie  zur  Ablegung  der 
von  den  wirklichen  Beamten  geforderten  Verkehrsprüfung  be- 
fähigte und  in  zwei  Fällen  erfolgte  daraufhin  die  Ernennung 
zum  definitiven  Beamten  unter  Einreihung  in  das  System  der 
Dienstklassen.  Die  beiden  Beamtinnen  sollen  sich  auf  den  ihnen 
übertragenen  Posten  im  Bureaudienst  ganz  ausgezeichnet  bewährt 
haben.  Aber  dabei  handelt  es  sich  doch  um  solche  Ausnahmen, 
daß  eine  Wiederholung  des  Experimentes  als  ausgeschlossen 
betrachtet  wird.  Eine  nachteilige  Wirkung  entspringt  auch  dem 
Umstand,  daß  zwischen  dem  Abgang  von  der  Schule  und  der 
Aufnahme  in  den  Dienst  regelmäßig  eine  Periode  liegt,  in  der 
die  Mädchen  nicht  nur  einer  weiteren  Fortbildung  entbehren, 
sondern  auch  ihre  bereits  erworbenen  Kenntnisse  vergessen. 
Was  die  Auffassung  der  Dienstesverpflichtungen  anbetrifft,  so  wird 
über  zu  geringen  Ernst,  besonders  bei  Verwendung  im  inneren 
Dienste,  geklagt.  Im  Kassendienste  dagegen  ist  die  größere 
Verantwortlichkeit,  die  Haftung  für  Verluste  von  starkem  er- 
zieherischen Einfluß.  Dasselbe  gilt  von  dem  Bewußtsein  ihrer 
Standespflichten,  welches  durch  die  Ausübung  amtlicher  Funk- 
tionen gegenüber  dem  Publikum  lebendig  erhalten  wird.  Die 
Besonderheit  der  gesellschaftlichen  Stellung  der  Frau  macht 
sich  im  Bahndienste  naturgemäß  stark  bemerkbar.  Häufigerer 
Stationswechsel  ist  mit  Rücksicht  auf  den  Familienanschluß  aus- 
geschlossen. Auch  gegen  eine  längere  Verwendung  an  kleineren 
Stationen,  wo  neben  der  Manipulantin  nur  mehrere  jüngere 
Beamte  Dienst  leisten,  liegt  man  gewichtige  Bedenken,  indem 
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man  Eifersüchteleien  oder  gar  ernstere  Folgen  für  die  jüngeren 
Damen,  die  dort  oft  ausschließlich  auf  den  Verkehr  mit  ihren 
Mitbediensteten  angewiesen  sind,  befürchtet.  Tatsächlich  ist  aber 
die  Zahl  der  Stationen,  bei  welchen  nur  eine  Manipulantin  ohne 
Geschlechtsgenossen  beschäftigt  ist,  verhältnismäßig  groß.  Sie 
beträgt  .‘14,  also  ungefähr  ein  Drittel  der  Stationen  mit  weiblichem 
Personal.  Allerdings  entfallen  mehrere  hievon  auf  die  größeren 
Städte,  wo  die  besprochene  Rücksichtnahme  nicht  als  erforder- 
lich erachtet  wird.  Um  schließlich  noch  von  der  finanziellen 
Seite  zu  sprechen,  so  ist  es  unzweifelhaft,  daß  mit  der  gerin- 
geren Entlohnung  Ersparnisse  erzielt  werden.  Ein  bestimmter 
Maßstab  läßt  sich  aber  dafür  nicht  aufstellen,  weil  ihre  Obliegen- 
heiten nur  einen  Teil  der  Funktionen  umfassen,  welche  von  den 
männlichen  Verkehrsbeamten  versehen  verden.  In  Bezug  auf 
die  Altersversorgung  kann  noch  berichtet  werden,  daß  die  Ver- 
waltung des  Provisionsinstitutes  von  einer  verhältnismäßig 
starken  Belastung  derselben  durch  seine  weiblichen  Mitglieder 
überzeugt  ist. 

Werfen  wir  nach  alledem  die  Frage  auf,  wie  es  mit  den 
Aussichten  auf  eine  Erweiterung  des  Verwendungsgebietes  der 
Manipulantinnen  steht,  so  müssen  wir  dabei  die  einzelnen  Dienst- 
zweige der  »Staatsbahnverwaltung  ins  Auge  fassen.  Wir  haben 
1.  den  administrativen  Dienst,  2.  den  Bau-  und  Bahnerhaltungs- 
dienst, 3.  den  Zugförderungs-  und  Werkstättendienst,  4.  den 
Verkehrs-,  Telegraphen-  und  kommerziellen  Dienst,  5.  die  Ein- 
nahmenkontrolle, den  finanziellen  und  Materialdienst,  6.  den 
reinen  Kanzlei-  und  Manipulationsdienst.  Die  Frauen  wurden 
bisher  nicht  verwendet  im  Bau-  und  Bahnerhaltungsdienst,  im 
Zugförderungs-  und  Werkstättendienst,  endlich  im  eigentlichen 
Verkehrsdienst.  In  dem  erstangeführten  Zweig  sind  technische 
Kenntnisse  nötig,  und  es  handelt  sich  dabei  um  die  Überwachung 
der  Streckenarbeiter.  Bei  dem  zweiten  kommt  die  Führung  und 
Instandhaltung  der  Lokomotiven  in  Betracht,  bei  dem  letztgenannten 
das  Rangieren  und  die  Abfertigung  der  Züge.  All  das  erfordert 
große  physische  Anstrengungen,  Mut,  Besonnenheit  und  Geistes- 
gegenwart, kurzum  spezifisch  männliche  Eigenschaften.  Dazu 
kommt  noch  der  obrigkeitliche  Charakter  der  damit  verbun- 
denen Bahnpolizei  und  die  Aufgabe,  die  Herrschaft  über  das 
die  Bahn  benützende  Publikum  zu  behalten.  Von  diesen  Dienst- 
zweigen werden  die  Frauen,  mindestens  bei  den  stärkeren 
Linien  immer  ausgeschlossen  bleiben.  Im  administrativen  und 
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im  Kanzlei-  und  Manipulationsdienst  handelt  es  sich  haupt- 
sächlich um  Schreibarbeiten  und  Aktenmanipulation.  Bei  der 
Einnahmenkontrolle  und  im  finanziellen  Dienst  um  einfachere 
Rechenarbeiten.  Auf  beiden  Gebieten  ist  ohne  Erhöhung  der 
Vorbildung  eine  Ausdehnung  der  Verwendung  im  großen  Um- 
fange noch  möglich.  Bei  gesteigerten  Anforderungen  körne 
auch  noch  die  Buchführung  in  Betracht.  Der  Materialdienst 
scheidet  wieder  aus,  weil  er  sich  zumeist  in  den  Magazinen  ab- 
wickelt, wo  die  Magazinsarbeiter  zu  überwachen  sind  und  kör- 
perliche Kraft  zu  dem  unvermeidlichen  Verrücken  der  Kolli 
erforderlich  ist.  Zudem  ist  häufig  damit  Expeditionsdienst  ver- 
bunden. Im  Telegraphendienst  werden  die  Frauen  auch  zum 
Zugmelden  verwendet.  Im  kommerziellen  Dienst  endlich  handelt 
es  sich  um  das  eigentliche  Personen-  und  Güterfrachtgeschäft, 
einschließlich  der  Kassengebarung.  Bisher  wurden  die  Frauen 
zu  den  Güterkassen,  bei  denen  es  sieh  um  komplizierte 
Frachtenrechnungen  handelt,  nicht  verwendet;  ebensowenig 
zu  den  Personenkassen  für  die  Fernzüge.  Die  Beschäftigung  bei 
den  Güterkassen  ist  nur  eine  Frage  der  Zeit;  hier  steht  «len 
Frauen  noch  ein  weites  Betätigungsfeld  in  Aussicht.  Rück- 
sichtlich  der  Personenkassen  lehrt  unsere  obige  statistische  Be- 
trachtung das  Gleiche.  Es  kommt  darauf  an,  bei  den  größeren 
Stationen  aus  den  Dienstposten  mit  vereinigtem  Verkehrs-  und 
kommerziellen  Dienst  die  Fahrkartenausgabe  als  selbständige 
Funktion  abzulösen  und  dafür  besondere  Dienststellen  zu  schaffen. 
Es  ist  nun  höchstwahrscheinlich,  daß  die  Ersparnis  im  Gefolge 
der  Beschäftigung  von  weiblichem  Personal  über  kurz  oder  lang 
zu  einer  intensiven  Ausnützung  der  gebotenen  Gelegenheiten 
führen  wird. 

Dazu  ist  es  aber  erforderlich,  daß  die  Verwaltung  in  dem 
Wettstreit  des  humanitären  und  sachlichen  Gesichtspunktes  bei 
der  Ausgestaltung  d<*8  Dienstverhältnisses  dem  letzteren  gruiul- 
sätzlich  den  Vorrang  anweist.  Das  langsame  Tempo  der  bis- 
herig«in  Entwicklung,  die  zögernde  Haltung  der  Direktionen,  die 
ihren  Sitz  in  der  Provinz  haben,  und  daher  nicht  wie  Wien 
in  sozusagen  stündlicher  Berührung  mit  der  Zentrale  stehen,  ist 
hauptsächlich  auf  die  ungenügende  Gewähr  zurückzuführen, 
welche  die  niedrig  gestellten  Anforderungen  an  Vorkenntnisse 
und  dienstliche  Ausbildung  für  eine  befriedigende  Erfüllung  der 
in  Betracht  kommenden  Obliegenheiten  bieten  konnten.  Ansätze 
in  der  angegebenen  Richtung  kamen  schon  b«'i  Eröffnung  der 
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Wiener  Stadtbalm  unaufhaltsam  zum  Durchbruch,  wo  man  sich 
über  die  Beschränkungen  in  Bezug  auf  das  Dienststundenausmaß 
und  den  Sonn-  und  Feiertagsdienst,  sogar  in  stärkerem  Maße, 
als  es  unbedingt  nötig  gewesen  wäre,  hinwegsetzte.  Aus  den 
gleichen  Gründen  wird  es  auch  nötig  sein,  bei  der  Aufnahme 
an  einer  oberen  Altersgrenze,  wenigstens  der  tatsächlichen  Übung 
nach,  festzuhalten,  um  sich  einen  festen  Stamm  von  wohl- 
verwendbaren Bediensteten  zu  schaffen.  Vielleicht  wird  man  für 
den  eigentlichen  Bureaudienst  davon  absehen  können  und  eine  weit- 
gehende Rücksicht  auf  bedürftige  Witwen  nach  Beamten  walten 
lassen.  Tn  Bezug  auf  die  untere  Grenze  empfiehlt  es  sich,  nach 
dem,  was  wir  oben  fanden,  den  Termin  des  Schulabganges  und 
Dienstantrittes  näher  zusammenzurücken.  Schließlich  wird  auch 
bei  stärkerer  Ausdehnung  der  Beschäftigung  die  aus  rein  humani- 
tären Gründen  errichtete  Schranke  fallen  müssen,  welche  die 
unverheirateten  Angehörigen  von  lebenden  Bediensteten  aus- 
schließt. Die  Wege,  welche  dann  die  Ausbildung  der  Rechts- 
stellung und  Organisation  zu  gehen  haben,  sind  bereits  zur  Ge- 
nüge angedeutet  worden,  und  bei  dem  wohlwollenden  Verhalten 
der  Bahnverwaltung  gegenüber  ihren  Bediensteten  ist  es  ziemlich 
wahrscheinlich,  daß  die  Manipulantinnen  dabei  nicht  zu  ihrem 
Nachteile  abschnciden  werden.  Im  Sinne  dieser  ganzen  Ent- 
wicklung ist  aber  auch  die  Aufgabe  gelegen,  mehr  wie  bisher 
darauf  hinzuwirken,  daß  eine  Auffassung  des  Dienstverhältnisses 
bei  den  Frauen  Eingang  finde,  welche  seinem  berufsmäßigen 
Charakter  und  seiner  engen  Beziehung  zu  der  Verwirklichung 
eines  staatlichen  Verwaltungszweckes  gerecht  wird. 

Mit  dieser  Zukunftsbetrachtung  ist  auch  das  Urteil  über 
die  bisherige  Dienstpolitik  gegeben.  Mit  einiger  Übertreibung 
könnte  man  sagen,  die  Bahnverwaltung  hat  mehr  das  Interesse 
der  Bediensteten  als  des  Dienstes  im  Auge  gehabt.  In  diesem 
Tadel  liegt  zugleich  ein  hohes  Lob,  das  an  Berechtigung  ge- 
winnt, wenn  wir  bedenken,  wie  die  bezüglichen  Schritte  ohne 
äußeren  Antrieb  aus  freien  Stücken  erfolgt  sind.  Im  Parlamente 
geschieht  der  Manipulantinnen  kaum  einmal  Erwähnung.  Die 
männlichen  Bediensteten  begegnen  ihnen  anfangs  mit  beinahe 
feindseliger  Haltung.  Die  Frauen  selbst  aber,  die  als  Beamten- 
angehörige  meist  vermögenslos  sind  und  geringe  Aussichten  auf 
Verheiratung  haben,  betrachten  ihre  Anstellung  im  Bahndienste 
vielfach  als  ein  segensreiches  Institut.  Nur  soweit  einzelne  mit 
den  Kreisen  der  bürgerlichen  Frauenbewegung  in  Berührung 
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gekommen  sind,  haben  sie  sich  (len  dort  herrschenden  Ansichten 
angeschlossen  und  suchen  ihren  Ideen  in  den  Kreisen  der  Kolle- 
ginnen Eingang  zu  verschaffen. 


Fünftes  Kapitel. 

Das  Postsparkassenamt  und  die  übrigen  Behörden 

•• 

und  Ämter. 

Quellen:  Stenographische  Protokolle  des  Abgeordnetenhauses.  Circular- 
verordnungsblatt des  Postsparkassenamtes  1883 — iä).  Alnianach  der 
Polizeidirektiou  Wien. 

Außer  bei  der  Post-  und  Telegraphenanstalt  und  den  Staats- 
bahnen werden  Frauen  im  österreichischen  Staatsdienste  in 
größerer  Zahl  nur  bei  dem  Postsparkassenamte  beschäftigt.  Da- 
neben gibt  es  noch  eine  Reihe  von  Behörden  und  Ämtern,  bei 
welchen  weibliche;  Angestellte  in  geringerem  Umfange  Verwen- 
dung finden.  Nirgends  ist  es  dort  bisher  zur  Ausbildung  einer 
festen  Dienststellung  gekommen.  Die  formale  Grundlage  bildet 
überall  das  sofort  lösbare  Diurnistenverhältnis,  während  die 
materiellen  Bedingungen  im  einzelnen  vielfach  voneinander  ab- 
weichen. Im  Folgernden  sollen  nur  diejenigen  Ämter  berück- 
sichtigt werden,  über  welche;  aus  diesem  oder  jenem  Grunde 
Material  zur  Verfügung  stand.  Der  Vorteil  einer  vollständigen 
Darstellung  stünde  zu  dem  Nachteil  einer  verwickelten  und  zeit- 
raubenden Einzel  Untersuchung  bezüglich  aller  in  Betracht  kom- 
menden Behörden  nicht  im  richtigen  Verhältnis.  Wir  beschränken 
uns  daher  — abgesehen  von  dem  Postsparkassenamt  — auf  die 
Verhältnisse  eles  handelsstatistischen  Dienstes,  der  statistischen 
Zentralkommission,  der  niederösterrcichischen  Statthalterei  und 
der  Polizeidirektion  Wien. 

Das  Postsparkassenamt. 

Das  Beamtenpersonal  des  Postsparkassenamtes  setzte  sich 
seit  seiner  Eröffnung  im  Jahre;  188.-1  aus  wirklichen  Staats- 
beamten, mit  Vertrag  gegen  Kündigung  angestellten  Beamten, 
Hilfsbeamten  und  Kalkulantinnen  zusammen.  Die  beiden  zuletzt 
genannten  Gruppen  werden  nur  zur  Besorgung  von  mechanischen 
Arbeiten  verwendet.  Allein  den  Hilfsbeamten  ist  elas  Aufsteigen 
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in  die  Kategorie  der  vertragsmäßig  angestellten  Beamten  ermög- 
licht, welche  mit  selbständigeren  Dienstleistungen  im  Sparkassen- 
fache  betraut  sind.  Infolge  dessen  kam  ihnen  die  Vergünstigung 
zugute,  deren  diese  Beamtengruppe  im  Jahre  1899  durch 
definitive  Einreihung  der  Dienstälteren  in  die  XI.  Rangsklasse 
teilhaftig  wurde.  Neben  den  Kalkulantinnen  werden  im  Amte 
auch  sogenannte  Arbeiterinnen  zu  manuellen  Verrichtungen 
verwendet. 

Bevor  wir  auf  die  nähere  Erörterung  des  Dienstverhält- 
nisses eingehen,  müssen  wir  uns  ein  Bild  über  die  in  Betracht 
kommenden  Zahlen  verschaffen.  Darüber  gibt  folgende  Tabelle 
Auskunft: 
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Aus  dieser  Aufstellung  ergibt  sich,  daß  die  Zahl  der  Kal- 
kulantinnen in  der  betrachteten  Periode  von  1888 — 99  kontinuier- 
lich zugenommen  hat,  daß  ihr  Verhältnisanteil  an  dem  Gesamt- 
beamtenstande sich  bis  zu  Beginn  der  Neunziger- Jahre  vergrößerte, 
um  dann  die  erreichte  Höhe  zu  behaupten,  daß  aber  die  Steige- 
rung im  Vergleich  zum  Hilfspersonal  bis  heute  angedauert  hat. 
Im  Jahre  RXX)  machte  die  Anzahl  der  Kalkulantinnen  230  aus, 
die  der  Arbeiterinnen  26. 

Die  Rechtsstellung  beider  Kategorien  ist  die  gleiche.  Sie 
sind  auf  die  Dauer  des  Bedarfes  angestellt,  können  jederzeit 
gekündigt  werden.  Eine  Kündigungsfrist  ist  nicht  verabredet. 
Die  Entlohnung  gebührt  für  jeden  Tag  der  erfolgten  Dienst- 
leistung. Aber  die  rechtliche  Gestaltung  des  Dienstverhältnisses 
ist  kein  getreues  Abbild  der  Praxis.  Von  dem  Kündigungsrecht 
macht  das  Amt  nur  ausnahmsweise  Gebrauch,  bei  Verhinderung 
an  der  Dienstleistung  durch  Krankheit  wird  der  Lohn  weiter 
bezahlt,  im  Falle  eintretender  Arbeitsunfähigkeit  gewährt  ein 
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besonderer  Fond  Altersunterstützungen  ira  Gnadenwege,  es 
besteht  eine  Vorrückung  in  höhere  Entlohnungsstufen.  Daraus 
ergibt  sich,  daß  die  tatsächliche  Stellung  weit  über  das  Diurnisten- 
verhältnis hinausgewachsen  ist  und  sich  mehr  und  mehr  einem 
auf  die  Dauer  angelegten  Dienstverbande  nähert.  Wir  gehen 
nun  zu  dem  einzelnen  über. 

Voraussetzung  der  Aufnahme  ist  der  Besitz  der  österreichi- 
schen Staatsbürgerschaft,  ein  Alter  von  18  Jahren  — eine 
Höchstaltersgrenze  fehlt  — strafrechtliche  und  moralische  Un- 
bescholtenheit. Berücksichtigt  werden  nur  Angehörige  von  Staats- 
beamten und  Offizieren.  Ausgeschlossen  sind  ferner  verheiratete 
Frauen.  Für  die  Arbeiterinnen  ist  eine  weitere  Qualifikation 
nicht  gefordert.  Die  Kalkulantinnen  aber  müssen  den  Nachweis 
über  die  Absolvierung  der  Bürgerschule  erbringen  und  sich  einer 
Aufnahmsprüfung  unterziehen,  welche  sich  auf  Zinsenrechnung, 
Kolonnenaddition  und  einen  schriftlichen  Aufsatz  erstreckt.  Diese 
Vorbedingungen  gelten  in  gleicher  Weise  auch  für  die  Hilfs- 
beamten. 

Die  Arbeitsleistungen  der  Kalkulantinnen  zerfallen  in 
4 Gruppen.  Im  Buchungsbureau  sind  die  Scheek-Ein-  und  Aus- 
zahlungen zu  buchen.  Die  Kalkalantin  hat  also  auf  Grund  der 
Anweisung  die  Eintragung  zu  machen  und  dann  die  Kolonnen 
zusammenzuzählen.  Bei  der  Schreibmaschine,  zu  welcher  seit 
1890  nur  Frauen  verwendet  werden,  sind  die  Zahlungsanwei- 
sungen auszustellen.  Eine  dritte  Gruppe  besorgt  das  Rangieren 
der  Konti.  Dabei  handelt  es  sich  um  Herausnahme  und  Wieder- 
einreihung der  betreffenden  Blätter,  was  insoferne  Sorgfalt 
erfordert,  als  eine  falsche  Einstellung  die  Wiederauffindung  sehr 
schwierig  macht.  Endlich  wird  ein  kleiner  Teil  zu  leichteren 
Rechenarbeiten  verwendet.  Das  Gros  der  Kalkulantinnen  befindet 
sich  bei  der  Schreibmaschine  und  ira  Buchungsbureau;  zu  dem 
letzteren  sind  sie  erst  später  herangezogen  worden.  Weibliche 
Vorsteherinnen  im  eigentlichen  Sinne  gibt  es  nicht.  Einige 
haben  nur  rein  mechanisch  die  Arbeiten  zu  verteilen  und  ent- 
gegenzunehmen. Früher  wurden  diese  allerdings  als  „Vorsteherin“ 
und  „Vorsteherin-Stcllvertreterinnen“  bezeichnet.  Die  Arbeite- 
rinnen besorgen  den  Telephondienst,  werden  zur  Zusammen- 
stellung der  Behelfe  für  die  Postämter  im  Okonoinat,  zu  Buch- 
bindereiarbeiten, kurz  zu  leichteren  Handarbeiten  verwendet. 

Die  Arbeitszeit  beträgt  ö1/*  Stunden  täglich  und  dauert 
von  8 — 2l/S  Uhr.  Wird  am  Tage  länger  gearbeitet,  so  werden 


Digitized  by  Google 


160 


Das  Postsparkassenamt  und  die  übrigen  Behörden. 


[160 


Doppelschichten  gemacht.  Nur  zur  Zeit  des  Rechnungsabschlusses, 
d.  h.  am  Anfänge  jedes  Monates,  fügt  man  Überstunden  in 
größerem  Umfange  ein.  Die  Entlohnung  dafür  beträgt  40  //, 
bei  Nachtdienst  1 K.  Ein  Anspruch  auf  Urlaub  besteht  nicht. 
Der  Sonntag  wird  seit  neuerer  Zeit  freigegeben. 

Bezüglich  der  Arbeitsräume  ist  zu  bemerken,  daß  dieselben 
für  beide  Geschlechter  getrennt  sind.  Daher  findet  eine  dienst- 
liche Berührung  mit  gleichgestellten  männlichen  Beamten  nicht 
statt.  Die  Behandlung  durch  die  Dienstvorstände  ist  höflich,  die 
Anrede:  „Fräulein.“ 

Der  Hauptbezug  ist  das  Taggeld,  für  welches  verschiedene 
Abstufungen  bestehen,  die  je  nach  dem  Dienstalter  und  bei 
zufriedenstellender  Leistung  gewährt  werden.  Die  Stufen  be- 
tragen 2 K,  2 K 50  h,  3 A',  3 K 50  h,  4 A.  Eine  bestimmte 
Vorschrift  über  die  Erhöhung  des  Taggeldes  fehlt.  Indes  hat 
sich  eine  feste  Übung  ausgebildet,  wonach  die  Kalkulantinnen 
zuerst  2mal  alle  3 Jahre,  dann  2mal  alle  2 Jahre  vorrücken.  Bei 
den  Hilfsbeamten  beträgt  das  Anfangsdiurnum  derzeit  2 K 50  /i, 
früher  2 K,  sie  erhalten  nach  je  2 Jahren  um  50  h mehr  bis  zu  4 K. 
Dann  werden  sie  zu  definitiven  Rechnungsführern  ernannt,  d.  h. 
zu  Beamten  in  privatrechtlicher  Stellung.  Nach  Ablegung  einer 
Prüfung  aus  Staatsverrechnungskunde  können  sie  als  Ober- 
rechnungsführer in  die  XI.  Rangsklasse  eingereiht  werden  und 
dann  als  Revisoren  in  die  X.,  als  Oberrevisoren  in  die  IX. 
avancieren.  Außer  ihren  ordentlichen  Bezügen  erhalten  die 
Kalkulantinnen  noch  die  erwähnte  Vergütung  für  Überstunden 
und  Nachtdienst.  Der  Monatsverdienst  davon  beläuft  sich  auf 
ungefähr  15  A-  Die  Staatsaushilfen  werden  nur  an  die  ver- 
heirateten Hilfsbeamten  gewährt.  Das  Monatseinkommen  beträgt 
demnach  in  den  3 ersten  Dienstjahren  60  A an  Taggeld  und 
etwa  15  K an  Nebengebühren,  zusammen  75  A.  Das  reicht  also 
zur  Bestreitung  des  Lebensunterhaltes  gerade  aus.  Das  Höchst- 
einkommen beläuft  sich  auf  120  A an  Taggeld  und  die  ange- 
gebenen 15  A,  zusammen  135  K. 

Was  das  Verhältnis  zu  der  Entlohnung  der  Männer  betrifft, 
so  dient  folgende  Aufstellung  als  Orientierung : 
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Der  Gehalt 


Dienstjahr 

Gehalt  der 

Kalkulantinncu  llilfsheamtcn 

der  Kalkulantinuen 
% von  demjenigen  der 
Hilfsbeamten 

1 — 2. 

730 

913 

81 

3. 

730 

1095 

66 

4. 

913 

101)5 

83 

5.—  6. 

913 

1278 

71 

7.—  8. 

1095 

1460 

75 

9. — 10. 

1278 

1800 

71 

über  10. 

146t) 

1800 

81 

2200 

<56 

2400 

61 

2)100 

56 

3000 

49 

3200 

46 

3400 

43 

Danach  macht  die  Entlohnung  der  weiblichen  Bediensteten 
in  den  ersten  8 Dienstjahren,  in  welchen  ihre  männlichen 
Kollegen  zu  der  Kategorie  der  Hilfsbeamten  gehören,  zwischen 
66  und  81%,  also  fast  durchwegs  mehr  als  % des  Gehaltes  dieser 
aus.  Das  Gleiche  gilt  auch  für  die  Zeit  nach  der  dekretmäßigen 
Anstellung  derselben  als  Rechnungsftihrer  ( Gehalt  1400  K,  Quar- 
tiergeld 400  JC).  Erst  von  dem  Augenblick  an,  wo  jene  zu  Staats- 
beamten ernannt  werden,  sinkt  das  Diensteinkommen  der  Frauen 
unter  % herab  und  erniedrigt  sich  fortgesetzt  bis  auf  43%  von 
der  obersten  Gehaltsstufe  der  X.  Rangsklasse.  Diese  Wirkung 
kommt  dadurch  zustande,  daß  die  Beförderung  der  Kalkulantinnen 
mit  dem  11.  Dienstjahre  abschließt. 

Die  Verteilung  der  Kalkulantinnen  auf  die  einzelnen 
Lohnstufen  ergibt  sich  aus  dom  Personalstandsausweis  vom 
1.  Oktober  1001. 

Es  bezogen : 


4 K — h 

206 

Hilfsbeamte 

42  Kalkulantinnen 

3 K 50  h 

108 

n 

22 

T) 

3 K — h 

247 

V 

40 

V 

2 K 50  h 

320 

» 

75 

» 

2 K — h 

— 

n 

42 

n 

Außerdem  gal 

) es 

103  Rechnung 

«führer, 

240  Oberrec 

führer,  65  Revisoren,  4 Oberrevisoren. 

Die  Bezüge  der  Arbeiterinnen  sind  niedriger.  Im  Jahre 
1900  gab  es  Taggeldsätze  von  1 K 80  h,  1 K 00  h,  2 K und 
2 K 20  h.  Das  Monatseinkommen  betrug  54-  -66  K.  Sic  sind 
meist  Töchter  von  Amtsdienern,  während  die  Kalkulantinnen 
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schon  wegen  der  geforderten  höheren  Vorbildung  aus  Offiziers- 
und Beamtenkreisen  stammen. 

Zu  erwähnen  ist  noch,  daß  bei  Ordnungswidrigkeiten  Straf- 
abzilge  gemacht  werden. 

I)  ie  Krankenversorgung  regelt  eine  Verordnung  des  Handels- 
ministeriums, dieselbe,  welche  sich  auch  auf  die  Kandidatinnen 
und  provisorischen  Post-  und  Telcgraphcnmanipulantinnen  bezieht. 
Danach  wird  das  Taggeld  3 Monate  fortbezahlt. 

Ein  Anspruch  auf  Pensionsbezüge  fehlt.  Dagegen  besteht 
seit  1891  ein  Fond  für  Alters-  und  ln  validen  Versorgung,  der 
aus  dem  Botriobsüberschuß  des  Amtes  dotiert  wird.  Beiträge 
werden  von  dem  Personal  nicht  erhoben.  Bei  seiner  Gründung 
hatte  er  ein  Vermögen  von  1811.028  K,  im  Jahre  1899  von 
1,089.222  K.  Eine  Inanspruchnahme  durch  Kalkulantinnen  kam 
bisher  nicht  vor.  Ferner  haben  wir  einen  Unterstützungsverein 
der  Bediensteten  des  k.  k.  Postsparkassenamtes,  der  ebenfalls 
aus  dem  Reingewinn  reichlich  dotiert  wird.  Die  Mitglieder  haben 
monatliche,  nach  Altersklassen  bemessene  Beiträge  von  20-  44  h 
zu  leisten.  Sein  Zweck  ist  die  Auszahlung  von  Todesfallprämien 
im  Betrage  von  200  K ; seit  1890  kann  man  sich  durch  höhere 
Beiträge  eine  Prämie  bis  600  K sichern.  Dem  Verein  gehören 
alle  Bediensteten  an.  Sein  Vermögen  betrug  im  Jahre  1898 
116.774  Ä. 

Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  durch  beider- 
seitige sofortige  Kündigung.  Das  Amt  macht  davon  aber  nur 
dort  Gebrauch,  wo  bei  den  Staatsbeamten  Dienstescntlassung 
eintreten  würde,  und  außerdem  im  Falle  der  Verehelichung. 

Aus  dem  Gesagten  geht  hervor,  daß  das  Postsparkassen- 
amt seine  weiblichen  Bediensteten  sowohl  in  Bezug  auf  die 
geforderten  Leistungen,  als  auch  in  Bezug  auf  die  gewährten 
Gegenleistungen  ziemlich  günstig  gestellt  hat.  Die  Entlohnung 
der  Kalkulantinnen  beispielsweise  weist  eine  viel  raschere  Stei- 
gerung als  bei  den  Post-  und  Telcgraphcnmanipulantinnen  auf, 
indem  der  Satz  von  120  K dort  schon  nach  11  Dienstjahren, 
hier  erst  nach  25  erreicht  wird.  Andererseits  zeigt  sie  den 
empfindlichen  Nachteil,  nur  bis  zum  11.  Dienstjahre  erhöht  zu 
werden,  während  bei  der  Postanstalt  für  eine  regelmäßige  Vor- 
rückung bis  zum  37.  Dienstjahre  gesorgt  ist.  Hier  ist  also  die 
Aufgabe?  der  Verwaltung  klar  gegeben.  Größeres  Gewicht  aber 
besitzt  die  Forderung  nach  Ausgestaltung  des  Rechtsverhält- 
nisses. Die  tatsächliche  Fortbildung  der  Dienststellung  während 
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der  18jährigen  Wirksamkeit  des  Amtes  ist  der  beste  Beweis  für 
den  dauernden  Charakter  des  Institutes  der  Kalkulantinnen. 
Und  die  Verwaltung  selbst  konnte  sich  wiederholt  gegenüber 
dem  Parlamente  darauf  berufen,  dato  sie  das  Interesse  ihrer 
Bediensteten  aus  eigener  Initiative  weit  über  ihre  rechtlichen 
Verpflichtungen  hinaus  wahrnehme.  Es  scheint  auch  heute  die 
Absieht  zu  bestehen,  eine  endgiltige  Regelung  der  Anstellungs- 
bedingungen vorzunehmen.  Dabei  wird  man,  nach  der  bisherigen 
Haltung  in  dieser  Frage  zu  schließen,  sicherlich  nicht  auf  den  im 
Abgeordnetenhause  wiederholt  gelegentlich  geäußerten  Wunsch 
zurückkommen,  eine  vollständige  Gleichstellung  beider  Ge- 
schlechter durchzuführen. 

Denn  schon  die  bisherige  Entwicklung  hat  dazu  geführt, 
die  Hilfsbeamten  nach  Ablauf  einer  längeren  Dienstzeit  auch 
zu  den  höheren  Obliegenheiten  des  eigentlichen  Sparkassen- 
dienstes heranzuziehen,  nachdem  sie  eine  Prüfung  über  Staats- 
verrechnungskunde abgelegt  haben,  während  den  Kalkulan- 
tinnen dieses  Gebiet  verschlossen  blieb.  Auch  in  Bezug  auf  die  r 
untergeordneten  Arbeitsleistungen  Anden  wir  eine  Differenzierung 
des  Verwendungsgebietes,  indem  auf  der  einen  Seite  die  Schreib- 
maschine vollständig  weiblichen  Händen  anvertraut  ist,  während 
auf  der  anderen  die  Manipulation  mit  den  Kontis  vorwiegend 
von  Männern  besorgt  wird.  Hier  leistet  ein  tüchtiger  Hilfs- 
beamter durchwegs  mehr  wie  eine  tüchtige  Kalkulantin,  schon 
deswegen,  weil  er  meist  keiner  Leiter  zur  Erreichung  der  Kästen 
bedarf  und  durch  seine  Kleidung  an  der  Arbeit  weniger  behin- 
dert ist,  als  die  Frau.  Aber  auch  sonst  gibt  man  dem  männ- 
lichen Personal  den  Vorzug  überall,  wo  die  Dienstesverrichtungen 
mit  größeren  körperlichen  Anstrengungen  verbunden  sind. 
Daher  kommt  es,  daß  die  Zahl  der  Kalkulantinnen  nur  ein 
Fünftel  des  gesamten  Ililt’spersonales  ausmacht.  Auch  wird  ein 
getrennter  Vorraerk  über  beide  Geschlechter  geführt.  Wenn  also 
doch  eine  allmähliche  Ausdehnung  der  Beschäftigung  von  Frauen 
eingetreten  ist,  so  kommen  dafür  neben  den  sachlichen  Gründen 
— besondere  Eignung  zur  Schreibmaschine  — sicherlich  finan- 
zielle in  Betracht.  Was  die  Bewährung  der  Kalkulantinnen  in 
den  ihnen  übertragenen  Dienstleistungen  betrifft,  so  wird  vor 
allem  ihre.  Zuverlässigkeit  gerühmt.  In  diesem  Punkte  sollen  die 
Hilfsbeamten  zum  Teil  viel  zu  wünschen  übrig  lassen.  Ein  Ein- 
fluß des  Alters  in  Bezug  auf  die  Arbeit  selbst  hat  sich  nicht 
gezeigt;  nur  nehmen  es  die  jüngeren  etwas  weniger  ernst  mit 
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ihrem  Berufe.  Übrigens  ist  der  Abgang  durch  Verheiratung  nur 
gering,  4 — -5  Personen  im  Jahr.  Auffallend  ist  es  auch,  daß  die 
Krankenabsenz  des  weiblichen  Personals  schwächer  ist,  als  die 
des  männlichen.  Diese  Erscheinung  wird  auf  ihr  größeres  Pflicht- 
bewußtsein zurückgeführt.  Schließlich  bleibt  noch  zu  erwähnen, 
daß  über  die  schwierige  Behandlung  der  Frauen  geklagt  wird. 
Die  Dienstvorstände  müssen  besonders  ausgewählt  werden.  Bei 
geringem  Tadel  sollen  Ohnmaehtsanfälle  Vorkommen.  Jede  Äuße- 
rung wird  als  eine  persönliche  Angelegenheit  aufgefaßt. 

Ob  man  die  Frauen  in  Zukunft  auch  zu  den  höheren 
Dienstleistungen  verwenden  wird,  läßt  sich  heute  noch  nicht 
mit  Bestimmtheit  entscheiden.  Sicherlich  hat  die  Erfahrung  im 
privaten  Erwerbsleben  gezeigt,  daß  sie  vielfach  dazu  die  nötige 
Eignung  besitzen.  Und  da  es  sich  hier  zwar  um  selbständigere 
Arbeiten  handelt,  bei  denen  aber  keine  leitenden  Funktionen 
auszuüben  sind,  begegnen  sie  auch  von  dieser  Seite  her  keinem 
Bedenken.  Vielleicht  müßte  man  nur  die  Anforderungen  in 
Bezug  auf  die  Vorbildung  erhöhen. 

Der  handelsstatistische  Dienst. 

Der  statistische  Dienst  des  Handelsministeriums  zerfällt  in 
die  Statistik  des  auswärtigen  Handels,  in  die  Arbeitsstatistik  und 
die  Zwischenverkehrsstatistik.  Bei  allen  drei  Zweigen  gibt  es 
eine  Reihe  mechanischer  Arbeitsleistungen,  welche  von  Hilfs- 
bediensteten verrichtet  werden.  Frauen  aber  stehen  nur  bei  der 
Statistik  des  auswärtigen  Handels,  und  zwar  seit  1804  in  Ver- 
wendung. 

Ihre  Anstellung  erfolgt  in  der  Form  des  jederzeit  lös- 
lichen Diurnistenverhältnisses.  Tatsächlich  aber  werden  sie 
dauernd  verwendet,  indem  man  die  Zeiten  geringeren  Geschäfts- 
andranges zur  Erledigung  von  Vorarbeiten  benützt.  Eine  feste 
Regelung  ihres  Dienstverhältnisses  fehlt.  Alles  beruht  auf  tat- 
sächlicher Übung.  Eine  bestimmte  Vorbildung  wird  nicht  gefor- 
dert, dagegen  eine  Aufnahmsprüfung  vorgenommen.  Dieselbe 
erstreckt  sich  auf  höhere  Arithmetik,  wie  sie  in  der  Bürger- 
schule gelehrt  wird,  Topographie  nebst  einigen  Kenntnissen  in 
der  Handelsgeographie  und  auf  Stilistik.  Angehörige  oder 
Hinterbliebene  von  Beamten  und  Offizieren  erhalten  bei  gleicher 
Qualifikation  den  Vorzug,  in  erster  Linie  Waisen.  Verheiratete 
Personen  sind  ausgeschlossen.  Wer  die  Prüfung  besteht,  wird  in 
Vormerkung  genommen.  Die  Zahl  der  Vorgemerkten  betrug  im 
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Jahre  1901  60,  der  in  Verwendung  stehenden  18.  Bei  der 
Indienststellung  erhalten  sie  ein  Dekret,  es  werden  ihnen  die 
Dienstesbedingungen  raündlieh  mitgeteilt  und  auf  die  Disziplinar- 
gewalt aufmerksam  gemacht.  Eine  Vereidigung  findet  nicht  statt. 

Die  Arbeitsleistungen  bestehen  in  der  Übertragung  der 
Waren  aus  den  Anmeldescheinen  in  bestimmte  Bögen,  dem 
sogenannten  Kontieren,  und  in  der  Summierung  der  Posten  in 
jeder  Warenkategorie,  dem  sogenannten  Ablaterieren.  Ferner 
werden  die  Frauen  an  der  Schreibmaschine,  der  Kopiermaschine 
und  zu  einfacheren  Wertberechnungen  verwendet.  Das  Kopieren 
wird  mittelst  besonderer  Hilfsapparate  besorgt,  zu  deren  Be- 
dienung grolie  Geschicklichkeit  und  Sorgfalt  erforderlich  ist. 
Bei  den  Schreibmaschinen  wird  Konzept  und  Diktat  verlangt. 
Neuerdings  sind  auch  Rechenmaschinen  in  Verwendung,  doch 
diese  werden  bisher  zumeist  von  männlichen  Kräften  bedient. 
Dagegen  sind  bei  der  Schreib-  und  Kopiermaschine  ausschließlich 
Frauen  beschäftigt. 

Die  Amtsstunden  sind  von  8 — 2 im  Sommer  und  von  9 — 3 
im  Winter  festgesetzt,  betragen  also  6 Stunden.  Überstunden 
kommen  vor  und  werden  mit  einer  jährlichen  Remuneration  bis 
zu  50  K entlohnt.  Die  Arbeitsräume  sind  für  beide  Geschlechter 
getrennt,  eine  dienstliche  Berührung  mit  den  männlichen  Hilfs- 
bediensteten findet  nicht  statt.  Diese  sind  der  Anstellung  von 
Frauen  aus  Furcht  vor  ihrer  Konkurrenz  nicht  günstig  gesinnt. 

In  Bezug  auf  die  Entlohnung  sind  beide  Geschlechter 
gleichgestellt.  Für  das  Taggeld  bestehen  4 Stufen  zu  2 K 50  h, 
3 K , 3 K 50  h,  4 K.  Für  die  Vorrückung  gibt  es  keine  bestimmten 
Regeln.  Das  höchste  Taggeld  soll  -nach  9 — lOjähriger  Dienst- 
zeit gewährt  werden.  Da  die  Frauen  erst  seit  1894  in  Verwen- 
dung stehen,  haben  sie  das  höchste  Bezugsausmaß  bisher  noch  nicht 
erreicht.  Die  Bediensteten  in  der  niedrigsten  Stufe  haben  den 
Titel  Diurnist,  beziehungsweise  Diurnistin,  in  den  höheren  Kai- 
kulant,  beziehungsweise  Kalkulantin.  Sonst  erhält  das  Hilfs- 
personal noch  eine  Staatsaushilfe  bis  zu  50  K und  die  erwähnte 
Remuneration  für  Überstunden  mit  dem  gleichen  Betrage,  also 
zusammen  im  Höchstfall  ICK ) K im  Jahr.  Die  ordentlichen 
Monatsbezüge  betragen  nach  den  obigen  Angaben  75,  90,  105 
und  120  K.  Sie  sind  also  schon  von  Anfang  an  ausreichend  und 
günstiger  als  im  Postsparkassenamte  und  bei  den  Post-  und  Tele- 
graphenmanipulant in  neu. 

Für  Fälle  von  Erkrankungen  sorgt  die  bereits  mehrfach 
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erwähnte  Verordnung,  welche  ihnen  die  Bezüge  auf  3 Monate 
sichert.  Ein  Anspruch  auf  Altersversorgung  fehlt.  In  besonders 
berücksichtigungswürdigen  Fällen  gewährt  das  Amt  nach  min- 
destens einjähriger  Verwendung  Unterstützungen  bis  zu  50  K. 

Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  durch  sofortige 
Kündigung.  Doch  ist  eine  vorausgehende  14tägige  Verständi- 
gung üblich.  Die  Lösung  tritt  ein  bei  länger  als  3 Monate 
dauernder  Krankheit  und  in  der  Kegel  bei  Verehelichung. 

Was  die  Bewährung  der  weiblichen  Bediensteten  anbetrifft, 
so  haben  sie  zum  großen  Teil  höhen*  Töchterschulen  absolviert, 
und  zeigen  daher  größere  Sprachkenntnisse.  Auch  ihre  allgemeine 
Bildung  ist  durchschnittlich  höher  als  die  der  männlichen  Be- 
diensteten. Ferner  zeigen  sie  größeres  Geschick  bei  Bedienung 
der  Schreibmaschine  wegen  ihrer  Fingerfertigkeit  und  ihrer  Übung 
im  Klavierspiel.  Auch  finden  sie  sich  trotz  der  größeren  phy- 
sischen Anstrengung  gerade  zu  dieser  Arbeit  gerne  bereit. 
Endlich  wird  die  größere  Fügsamkeit  und  Verträglichkeit,  der 
Frauen  gelobt. 

Die  männlichen  Hilfsbediensteten  werden  ebenfalls  zum 
Kontieren  und  zu  Wertbereehnungen  verwendet,  daneben  aber 
auch  zu  Protokollierungen  und  zu  der  Expedition,  d.  h.  der 
Aktenübernahme  und  -Abfertigung. 

Trotz  der  günstigen  Qualifikation  der  Frauen  wird  von 
weiterer  Indienststellung  Abstand  genommen,  ja  sogar  an  eine 
Restringierung  gedacht.  Die  augenblickliche  Zahl  ist  schon  etwas 
gegen  die  erreichte  Höchstzahl  zurückgegangen.  Der  Grund 
dafür  liegt  in  der  als  notwendig  erachteten  räumlichen  Tren- 
nung der  Geschlechter  und  in  der  stärkeren  Krankenabsenz  der 
Frauen.  Wir  sehen  also,  daß  hier  die  gleiche  Entlohnung  von 
männlichen  und  weiblichen  Bediensteten  infolge  der  beschränk- 
teren Verwendbarkeit  der  letzteren  zu  einem  Hindernis  für  die 
Ausdehnung  ihrer  Beschäftigung  wird. 

Die  statistische  Zentralkommission. 

Bei  der  statistischen  Zentralkommission  werden  seit  1807 
Frauen  im  Diurnistenverhältnis  verwendet.  Die  Anstellung 
erfolgt  nur  auf  die  Dauer  des  Bedarfes,  welcher  nach  Maßgabe 
der  zu  erledigenden  Arbeiten  sehr  schwankt.  In  den  Jahren 
189H — 1900  wurden  ungefähr  30  Frauen  verwendet,  rin  «Juli  1901 
z.  B.  13.  Eine  bestimmte  Vorbildung  ist  nicht  gefordert.  Bürger- 
schule, Handelsschule  oder  Fortbildungsschule  findet  sich  als 
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Regel.  Mit  Vorliebe  werden  Lehramtskandidatinnen  vor  Erlan- 
gung einer  Stelle  verwendet.  Wo  besondere  Kenntnis  in  den 
österreichischen  Landessprachen  erforderlich  ist,  werden  auch 
weniger  Gebildete  herangezogen.  Sonstig«'  Vorbedingungen  be- 
stehen nicht,  insbesondere  ist  Verehelichung  weder  Ausschi  ieüungs- 
noch  Auflösungsgrund.  Die  Bewerberinnen  werden  in  Vormer- 
kung genommen.  Die  Zahl  derselben  ist  sehr  groß. 

Die  Arbeit  besteht  in  sogenannter  Tabellenarbeit,  d.  h.  es 
sind  gegebene  Daten  in  bestimmte  Kolonnen  einzutragen  und  zu 
addieren.  Dazu  bedarf  es  gewisser  Sprachkenntnisse.  Das  durch- 
schnittliche Arbeitspensum  betrug  beispielsweise  1898  — liMX) 
200  Fragebogen  täglich.  Dasselbe  wurde  durch  verschiedene 
Erprobungen  festgestellt  und  von  denjenigen  gefordert,  welche 
wegen  Beschränktheit  der  Amtsräume  die  Arbeit  mit  nach  Hause 
bekamen.  Da  die  Amtsstunden  mit  6 festgesetzt  sind,  muß  man 
sich  ziemlich  streng  daran  halten,  um  das  Pensum  zu  erledigen. 
Die  Bezüge  betragen  2 K 50  h im  Durchschnitt,  früher  nur  2 K. 
Sie  werden  auch  an  Sonn-  und  Feiertagen  gewährt.  Der  Monats- 
verdienst beläuft  sich  also  auf  75  K.  Versorgungsansprüche 
fehlen  natürlich  gänzlich.  Die  Enthebung  erfolgt  je  nach  Bedarf, 
eine  Kündigungsfrist  besteht  nicht.  Doch  werden  die  Damen 
schon  vorher  auf  ihre  Entlassung  aufmerksam  gemacht. 

Zu  den  gleichen  Arbeiten  werden  außerdem  Diurnisten  ver- 
wendet. Diesen  ist  die  Maschinenarbeit  Vorbehalten.  Sie  beziehen 
im  Durchschnitt  4 K Taggeld.  Die  Leistungen  «1er  Frauen  sind 
zufriedenstellend.  Sie  sollen  auch  in  Zukunft  zu  größeren 
Arb»'iten  d«;s  Amtes  wie  bisher  herangezogen  werden.  Die  Be- 
werberinnen stammen  zum  Teile  aus  den  besten  Häusern.  Es 
ist  noch  zum  Schlüsse  zu  erwähnen,  daß  bei  einem  »Streik  der 
Diurnisten  im  Sommer  des  Jahres  1901  «lie  Reserve  der  vor- 
gemerkten  Frauen  vollzählig  einberufen  wurde. 

Die  niederösterreichische  Statthalterei. 

Bei  der  niederösterreichischen  Statthalterei  werden  seit 
1894  Frauen  in  d«'r  sogenannten  Schreibstube  verwendet.  Auch 
sie  stehen  im  Di urnal Verhältnis.  Als  Vorbildung  wir«l  die  Ab- 
legung  einer  Bürgerschule  gefordert.  Der  Nachweis  «ler  Handels- 
schule gibt  den  Vorzug.  In  d»*r  R«*gel  werden  nur  Angehörige 
von  Staatsbediensteten  angestellt.  Die  Beschäftigung  ist  dauernd, 
während  die  männlichen  Diurnisten  nur  vorübergehend  ver- 
wendet werden.  Ihr  Titel  lautet  „Diurnistin“;  aus  Höflichkeits- 
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rilcksichten  werden  sie  mit  „ Manipulantin  u angeredet,  obwohl 
sie  keine  Aktenarbeit  verrichten.  Verehelichung  gilt  in  der 
Regel  als  Dienstentlassungsgrund.  Ihre  Arbeitsleistung  ist  haupt- 
sächlich Bedienung  der  Schreibmaschine.  Mit  deren  Einführung 
begann  ihre  Anstellung.  Sie  müssen  nach  ganzen  Sätzen,  nicht 
nach  Worten  arbeiten,  damit  es  schneller  geht;  auch  Diktando. 
Ein  kleiner  Teil  wird  zum  Mundieren  und  Kollationieren  (Uber- 
lesen und  Vergleichen)  verwendet.  Die  Amtsstunden  sind  von 
8—3  Uhr,  also  7 Stunden.  Überstunden  sind  selten  und  werden 
besonders  vergütet.  Die  Arbeitsräume  der  Gaschlechter  sind 
getrennt.  Die  Entlohnung  beträgt  2 A 40  h bis  2 K 80  h. 
Die  Vorrückung  erfolgt  nach  der  Vakanz  und  dem  Dienstalter. 
Von  den  im  Juli  1901  beschäftigten  0 Diurnistinnen  standen 
2 in  dem  höheren  Bezug.  Das  Monatseinkommen  beläuft  sich 
also  auf  72,  beziehungsweise  84  K. 

Die  Erfahrungen  mit  den  weiblichen  Bediensteten  an  der 
Schreibmaschine  sind  sehr  günstig.  Sie  eignen  sich  dazu  besser 
als  die  Männer,  auch  in  Bezug  auf  die  Ausdauer.  Dabei  arbeiten 
alle  Maschinen  in  einem  Raume  mit  grobem  Geräusch.  Uber 
Häufigkeit  von  Krankheitsfällen  wird  nicht  geklagt.  Ihr  Dienst- 
eifer wird  anerkannt.  Sie  entstammen  meist  Beamtenfamilien. 
Eine  Erweiterung  ihrer  Verwendung  ist  nicht  in  Aussicht  ge- 
nommen. Es  soll  ihnen  in  der  Hauptsache  nur  der  Schreibmaschi- 
nendienst übertragen  bleiben.  Ein  Hindernis  bietet  auch  das 
Festhalten  an  der  räumlichen  Trennung  beider  Geschlechter, 
da  die  zur  Verfügung  stehenden  Lokalitäten  beschränkt  sind. 

Ebenso  wie  bei  der  Statthalterei  werden  auch  bei  vielen 
Bezirkshauptmannschaften,  wo  man  an  die  Einführung  von 
Schreibmaschinen  geschritten  ist,  Diurnistinnen  beschäftigt.  Die 
Regelung  ihres  Dienstverhältnisses  wie  die  Feststellung  ihrer 
Entlohnung  ist  den  Bezirkshauptleuten  überlassen,  welche  die 
Kosten  aus  ihrem  Amtspauschale  zu  bestreiten  haben. 


Die  Polizeidirektion  Wien. 

Die  Anstellung  von  weiblichen  Bediensteten  im  Zentral- 
meldungsamt der  Polizeidirektion  Wien  begann  im  November 
1892.  Die  Zahl  der  Manipulantinnen  betrug: 


Im  Jahre  1893 

51 

1900 

05 

1894 

58 

Juni  1901 

84 

1897 

57 

Juli  1901 

91 

1898 

00 
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Es  waren  also  schon  im  Jahre  1893  51  an  der  Zahl  in 
Dienst  gestellt;  bis  zum  Jahre  1900  fand  eine  Vermehrung  um 
14  statt,  bis  zum  Juli  1901  eine  weitere  um  26.  In  der  Regel 
werden  nur  Waisen  nach  Polizeibediensteten  aufgenommen. 
Meldet  sich  indessen  keim*  genügende  Anzahl,  dann  läßt  man 
auch  besser  qualifizierte  Privatpersonen  zu.  Eine  Altersgrenze 
besteht  nicht.  Sie  müssen  unverheiratet  sein.  Bei  der  Aufnahme 
wird  eine  leichte  Prüfung  über  die  Schulgegenstände  vorgenom- 
men. Die  Anstellung  ist  nur  zeitlich  und  kann  beliebig  gekündigt 
werden.  Eine  Kündigungsfrist  fehlt. 

W as  die  Arbeitsleistungen  betrifft,  so  wird  eine  kleine  Zahl 
beim  Expedit,  d.  h.  bei  der  Übernahme  und  Ausfertigung  der 
Akten,  verwendet,  die  überwiegende  Mehrzahl  dagegen  zum 
Nachscblagen  und  Einordnen  der  Meldezettel.  Die  Nachschla- 
gungen erfolgen  auf  die  Anfragen  von  Behörden  und  Privaten. 
Jeder  Manipulantin  sind  ein  oder  mehrere  bestimmte  Buchstaben 
zugewiesen,  so  daß  sie  alle  Anfragen  nach  Namen,  welche  mit 
diesen  Buchstaben  beginnen,  zu  erledigen  hat.  An  sich  sind 
diese  Arbeiten  recht  einfach  und  wurden  früher  von  Polizei- 
invaliden besorgt.  Aber  ihre  richtige  Beleuchtung  erhalten  sie 
erst  im  Zusammenhang  mit  Arbeitszeit  und  Arbeitsstätte. 

Die  Amtsstunden  sind  von  8 — 2 Uhr,  also  mit  6 Stunden, 
festgesetzt.  Allein  sie  werden  nur  bei  denjenigen  Manipulan- 
tinnen  eingehalten,  welche  nicht  am  Kasten  mit  dem  Nach- 
schlagen der  Zettel  beschäftigt  sind.  Die  übrigen  müssen  die  ihnen 
überwiesenen  Anfragen  erledigen,  auch  wenn  sie  bis  7 Uhr 
abends  und  länger  damit  zu  tun  haben,  ja  sie  nehmen  sich 
zum  Teil  noch  Zettel  mit  nach  Hause,  um  sie  in  der  Nacht 
fertigzustellen.  Diese  Überstunden  werden  von  Amts  wegen 
nicht  vergütet.  Dagegen  werfen  die  Behörden,  welche  das  Amt 
besonders  in  Anspruch  nehmen,  einen  bestimmten  Betrag  für 
Gratifikationen  an  die  Bediensteten  aus.  Die  geschilderte  Über- 
lastung hat  allerdings  erst  seit  der  Heimatsrechtsno veile  be- 
gonnen, wo  die  amtlichen  Anfragen  eine  plötzliche  Ausdehnung 
erfuhren,  ohne  daß  zunächst  Neueinstellungen  von  Arbeitskräften 
stattgefunden  hätten.  Seit  dem  letzten  Jahre,  in  welchem  die 
Zahl  der  weiblichen  Bediensteten  um  26  vermehrt  wurde,  dürften 
sich  die  Verhältnisse  gebessert  haben.  An  Sonntagen  wird  bis 
1 Uhr  Dienst  geleistet,  jeder  dritte  Sonntag  ist  durchschnittlich 
frei.  Zum  Nachtdienst  werden  die  Frauen  nicht  verwendet.  Urlaub 
wird  in  verschiedenem  Ausmaße  bis  zu  mehreren  Wochen  gewährt. 
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Was  das  Dienstlokal  betrifft,  so  klagen  die  Manipulan- 
tinnen  über  Enge  des  Raumes,  Mangel  an  Lüftung  und  Reini- 
gung, der  besonders  nachteilig  wirkt,  weil  die  Meldezettel  mit 
Staub  bedeckt  sind  und  bei  ihrer  Durchblätterung  diesen  Staub 
in  die  Luft  wirbeln.  Dieser  Mißstand  soll  vielfach  Brustkrank- 
heiten zur  Folge  haben.  In  dem  Arbeitsraume  befinden  sich 
auch  männliche  Bedienstete,  ohne  daß  die  Zusammenarbeit  zu 
Klagen  Anlaß  böte.  Unter  den  Manipulantinnen  selbst  scheint 
die  Kollegialität  recht  wenig  entwickelt  zu  sein.  Auch  das 
Verhältnis  zu  den  Vorgesetzten  ist  vielfach  gespannt.  Es  werden 
bittere  Beschwerden  über  ihre  Härte  und  Strenge  erhoben.  Die 
weiblichen  Vorgesetzten  haben  nur  eine  untergeordnete  Be- 
aufsichtigung auszuüben,  Rückstände  aufzuschreiben  und  ähn- 
liches mehr. 

D ie  Entlohnung  beträgt  2 K , 2 K 40  h und  8 K für  den 
Tag.  Eine  bestimmte  Norm  für  die  Erhöhung  besteht  nicht, 
sie  hängt  von  dem  Amtsvorstande  ab.  Im  Juli  1001  bezogen 
2 K 54,  2 K 40  h 27,  3 K 10  Manipulantinnen.  In  der  Regel 
erhalten  die  Dienstälteren  das  höhere  Taggeld.  Aber  die  Be- 
handlung der  einzelnen  ist  doch  recht  verschieden.  Nach  dem 
Ausweise  von  1000  z.  B.  bezogen  mehr  als  2 K 18  Frauen, 
davon  standen  0 im  8.  Dienstjahre,  8 im  7.  Dienstjahro,  1 im 
5.  Dienstjahre;  dagegen  mußten  sich  15,  die  ebenfalls  im  5. — 8. 
Dienstjahre  standen,  mit  dem  niedrigsten  Satze  begnügen.  Außer 
ihrem  Taggelde  erhalten  sie  eine  Neujahrsremuneration  bis  zu 
00  K,  partizipieren  an  den  oben  erwähnten  Gratifikationen. 
Diejenigen,  welche  bei  den  Fremdenlisten  beschäftigt  sind,  be- 
ziehen eine  monatliche  Vergütung  von  20 — 30  K , welche  von 
den  Hoteliers  bestritten  wird.  Diese  letzteren  stehen  sich  also 
recht  gut.  Bei  den  übrigen  beträgt  das  regelmäßige  Monats- 
einkommen 60  Zf,  ein  Teil  bekommt  nach  ungefähr  ojähriger 
Dienstzeit  72  K , nach  7 — 8jähriger  Dienstzeit  0O  K. 

In  Krankheitsfällen  werden  die  Bezüge  längere  Zeit,  manch- 
mal bis  3 Monate  fortgezahlt.  Bisweilen  werden  auch  besondere 
Krankenunterstützungen  gewährt,  ferner  in  Fällen  unverschul- 
deter Notlage  Geldaushilfen.  Eine  Altersversorgung,  obwohl  an- 
fänglich in  Aussicht  gestellt,  besteht  derzeit  nicht.  Bei  Ver- 
heiratung wird  das  Dienstverhältnis  gelöst. 

Die  Manipulantinnen  sind  meist  Angehörige  von  Wach- 
leuten und  Polizeiagenten  mit  niedrigem  Bildungsniveau  und 
geringen  Ansprüchen.  Daher  kann  man  gegen  ihn*  Entlohnungs- 
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Verhältnisse*  niclit  allzuviel  einwenden.  In  Fabriken  und  Ge- 
schäften haben  sie  zumeist  nur  auf  40 — 50  K Monatsverdienst 
zu  rechnen.  Sehr  ernst  aber  sind  die  Bedenken  gegen  die  über- 
mäßige Inanspruchnahme  ihrer  Arbeitskraft  durch  die  systema- 
tische Verlängerung  ihrer  Arbeitszeit  und  gegen  die  sanitären 
Verhältnisse  ihres  Arbeitsraumes.  Hier  ist  Abhilfe  dringend 
geboten.  Im  übrigen  ist  bei  der  weiteren  Ausgestaltung  ihres 
Dienstverhältnisses  — das  Institut  befindet  sich  ja  noch  im 
Anfangsstadium  seiner  Entwicklung  — das  Schwergewicht  auf 
die  definitive  Anstellung,  die  Gewährung  eines  Anspruches  auf 
Altersversorgung  und  eine  geregelte  Vorrückung  zu  legen. 

Von  Seite  der  Manipulantinncn  selbst  gehen  keine  Be- 
strebungen auf  Besserung  ihres  Dienstverhältnisses  aus;  daran 
hindert  sie  schon  ihre  Uneinigkeit.  Dagegen  hat  man  sich  int 
Abgeordnetenhause  ihrer  Stiche  angenommen.  Im  Jahre  1901 
wurden  die  besprochenen  Übelstände  zum  Gegenstand  einer 
Interpellation  an  den  Minister  des  Innern  gemacht.  Der  Minister 
suchte  in  seiner  Beantwortung  die  Angaben  teilweise  richtigzu- 
stellen, gab  aber  doch  di»?  starke  Zunahme  des  G»*schäfts- 
umfang<»s  zu,  „mit  welcher  die  Ausgestaltung  d»*r  Di<*nst»*sorga- 
uisation  nicht  vollkomnnm  Schritt  zu  halten  vermochte.“  Er 
versprach  gleichzeitig,  daß  b»‘i  der  in  Aussicht  genommenen 
Reform  des  Meldungsdienst«*s  »las  Bestreben  vorwalten  werde, 
„zu  einer  Verbesserung  der  Lag»?  d»?r  dort  verwendeten  weib- 
lichen  Hilfskräfte  beizutragen.“  Ferner  kündigte  er  »lic*  ob«*n 
erwähnt»?  Vernndirung  der  Stellen  an. 

Was  schließlich  die  Bewährung  der  Manipulantinn»»n  betrifft, 
so  erklärt  »l«*r  Amts  Vorstand,  »laß  ihr»?  L»*istungsfähigkeit  unver- 
gleichlich größer  sei  als  die  »1er  früh»*r  verwendeten  Invaliden. 
Das  erklärt  sich  zum  Teil  schon  aus  der  Gemütsverfassung  der 
letzteren,  die  lindst  abgehärmte  Familienväter  waren.  Die  Mani- 
pulantinnen  »lagegen  bekunden  nach  <li»*s»*r  Quelle  Eifer,  um  ihr»? 
Stellung  nicht  zu  verlieren,  <li<?  sie  m»*hr  ver»li»*n»?n  lass»*,  als  die 
Pension  ihrer  Mutter  beträgt.  Entsch<*id»*nd  ab»*r  für  »lie  b»*sser<* 
Eignung  <l»*r  Frauen  ist  ihre  größere  Fingerfertigkeit  und 
Findigkeit,  da  die  Angaben  auf  den  M»*I»lezetteln  häufig  umleut- 
I icli  o»h*r  verschriebt?n  und  Verän»lerung»*n  der  Personalien  wie 
Wohnung  u.  s.  vv.  nicht  vermerkt  sind. 


Der  Anstellung  von  Frau»*n  b»*i  d»*n  angeführten  Behörden 
und  Ämtern  li»*gt  üb»?rall  das  Diurnisüniverhültnis  zugrunde. 
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Aber  nur  bei  der  statistischen  Zentralkommission  entspricht  das- 
selbe dem  Grundgedanken,  auf  welchem  es  beruht,  der  Heran- 
ziehung von  Arbeitskräften  zur  Befriedigung  eines  vorüber- 
gehenden Bedarfes.  Bei  den  anderen  Ämtern  dagegen  ist  die 
Verwendung  auf  die  Dauer  berechnet  und  hat  auch  tatsächlich 
die  Folge  gehabt,  daß  man  die  Gegenleistungen  des  Staates 
beträchtlich  über  das  rechtlich  begründet«*  Maß  ausdehnen  mußte. 
Auf  diese  Weise  beginnt  das  Dienstverhältnis  praktisch  die 
Flemente  der  dauernden  Anstellung  in  sich  aufzunehmen,  eine 
Entwicklung,  welche  bei  den  einzelnen  Ämtern  verschieden 
weit,  am  weitesten  beim  Postsparkassenamte  gediehen  ist.  Denn 
bei  diesem  reicht  erstens  die  Beschäftigung  bis  auf  den  Anfang 
«ler  Achtziger-Jahre  zurück,  während  «lie  übrigen  erst  um  ein 
Jahrzehnt  später  begannen,  und  hat  zweitens  wie  bei  keinem 
der  anderen  mit  Ausnahme  d«*r  Polizeidirektion  einen  großen 
Umfang  erreicht.  ' 

Was  «len  Kreis  der  herangezogenen  Frauen  betrifft,  so 
wird  er  fast  überall  auf  Angehörige  und  Hinterbliebene  von 
Staatsbediensteten  und  Offizieren  beschränkt  oder  ihnen  doch 
mindestens  der  Vorzug  vor  anderen  Mitbewerbern  zugebilligt. 
Der  Bestand  einer  Ehe  gilt  in  der  Regel  als  Ausschi ießungs-, 
bezw.  Auflösungsgrund,  wo  nicht  wie  bei  der  statistischen  Zentral- 
kommission nur  eine  vorübergehende  lh'schäftigung  beabsichtigt 
wird.  Die  Frauen,  welch«*  b«*i  den  verschiedenen  Behörden  An- 
stellung suchten  und  fanden,  stammen  — mit  eine  Folge  der 
«*rwähnten  Begünstigungsvorschrift  — zum  größten  T«*il  aus  den 
Kreisen  d«*s  gebildeten  Mittelstandes.  Das  gibt  ihnen  einen 
Vorzug  vor  den  sonst  verwendeten  Diurnisten,  d«*r  aber  wieder 
entfällt,  wo  <*8  auf  höhere  Spezial kenntniftso  ankommt,  deren 
Erlangung  diesen  ermöglicht,  ihnen  v«*rsagt  ist,  wie  beispiels- 
weise  im  Postsparkasscndicnst.  Nur  bei  d«*r  Polizeidirektion  üb«*r- 
wiegen  di<*  Angehörigen  «l«*r  unteren  Organe,  eine  Tatsache, 
welch«*  ein  geringeres  Ausmaß  der  zuerkannten  Bezüge  zur 
Folg«*  hat.  In  dieser  Differcnzi«*rung  kommt  also  gewissermaßen 
«las  Moment  der  standesg<*mäß«*n  Besoldung  zum  Ausdruck. 
Ebenso  stellt  <*s  mit  den  Arbeiterinnen  <l«*s  Postsparkassenamtes. 

Di«*  Verwendung  erfolgt  überall  im  inneren  Dienste.  Eine 
Berührung  mit  den  Partei«*n  find«*t  nicht  statt.  Tn  Bezug  auf 
ihre  Obliegenheiten  z«*igt  sich  eine  Arbeitsteilung  zwischen 
beiden  Geschlechtern.  I)i<*  Frau«*n  besitzen  eine  besondere  Eig- 
nung zu  Verrichtung«*n,  «lie  Fingerf«*rtigkeit  und  große  Beweg- 
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lichkcit  erfordern,  wie  vor  allem  die  Bedienung  der  Schreib- 
maschine. Damit  ist  gesagt,  daß  auch  sachliche  Gründe  bei 
ihrer  Heranziehung  mitspielen.  Bei  den  anstrengenderen  Arbeiten 
genießen  die  Männer  den  Vorzug.  Was  die  physische  Konstitution 
betrifft,  so  stehen  die  Wahrnehmungen  bei  den  einzelnen  Ämtern 
nicht  miteinander  im  Einklang.  Bei  den  einen  wird  kein  Unter- 
schied, bei  den  anderen  eine  stärkere  Krankenabsenz  der  Frauen 
behauptet,  die  bei  dem  handelsstatistischen  Dienst  sogar  zu  einer 
Reduktion  des  weiblichen  Personals  geführt  hat. 

In  psychologischer  Beziehung  wird  den  Frauen  Diensteifer 
und  Pflichttreue  nachgerühmt.  Ein  Standesbewußtsein  hat  sich 
bei  ihnen  naturgemäß  nicht  entwickelt,  schon  weil  sie  nur  im 
inneren  Dienste  Beschäftigung  finden,  und  dann  weil  die  bis- 
herige Gestaltung  ihres  Dienstverhältnisses  nicht  danach  angetan 
war.  Als  Vorgesetzte  im  eigentlichen  Sinne  werden  sie  nirgends 
verwendet,  vereinzelt  wird  ihnen  die  Funktion  einer  Abteilungs- 
ältesten übertragen.  Ihre  Behandlung  durch  die  Dienstvorstände 
scheint  eine  besonders  abgewogene  Haltung  und  feinen  Takt 
zu  erfordern.  Auch  die  soziale  Stellung  der  Frau  bleibt  nicht 
ohne  Rückwirkung.  Wir  finden  häutig  ihren  Ausschluß  vom 
Nachtdienst  und  die  Trennung  der  Arbeitsräume  für  beide  Ge- 
schlechter. Wo  man  an  der  letzteren  festhält,  wird  sie  zu  einem 
Hindernis  für  die  Ausdehnung  ihrer  Anstellung. 

Fast  durchweg  ist  ihre  Entlohnung  niedriger  als  die  der 
Männer.  In  dieser  Möglichkeit  liegt  die  stärkste  Triebfeder  ihrer 
Verwendung,  für  welche  also  der  finanzielle  Gesichtspunkt  ent- 
scheidend ist.  Das  zeigt  sich  am  deutlichsten  darin,  daß  die 
gleiche  Entlohnung  beider  Geschlechter  für  die  Frauen  die  Ent- 
ziehung derjenigen  Aufgaben  zur  Folge  hat,  bei  welchem  sie 
nicht  wegen  ihrer  spezifischen  Anlagen  einen  entschiedenen 
Vorzug  beanspruchen  können. 

Schließlich  ist  noch  zu  erwähnen,  daß,  wo  überhaupt  ihre 
dauernde  Verwendung  beabsichtigt  ist,  ob  der  Verschiedenheit 
der  Entlohnung  und  des  Verwendungsgebietes  regelmäßig  eine 
getrennte  Zusammenfassung  des  weiblichen  Personals  erfolgt. 
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Sechstes  Kapitel. 

Die  Frauen  im  österreichischen  Privatdienst  und 
ausländischen  Staatsdienst. 

Quellen:  K.  k.  priv.  Kaiser  Fcrdinands-Xordbahu,  Dienstpragmatik  und 
Statut  der  Krankenkasse.  K.  k.  priv.  Südbahu-Gcsellschaft,  Allgemeine 
Dienstordnung  für  die  Beamten  und  Diener.  Artikel  Hahnbeaintinnen  in: 
Dokumente  der  Frauen,  Jahrg.  I.  — Journal  telcgraphique : De  l'emploi 
des  femmes  dans  le  serviee  telcgraphique  et  telCphonique.  Annexe  a 
la  Cireulaire  Xo.  505  du  8 Aoüt  1899;  Complemeut  de  l’Etude  sur 
l’emploi  des  femmes  ....  Annexe  ä la  Cireulaire  Xo.  511  du  11  De- 
cembre  1899.  — Die  Gesetzblätter  und  Stnutsvornnschläge  des  Deut- 
sehen  Reiches,  Preußens,  Bayerns,  Württembergs  und  Badens.  Die 
Abschnitte  über  das  Dienstrecht  dieser  Staaten  in  Marquardscn's  Hand- 
buch des  öffentlichen  Rechtes.  Archiv  für  Post-  und  Telegraphie, 
Berlin  Jahrgang  1900.  Verordnungsblatt  der  Generaldirektion  der 
badischen  Staatscisenbahn.  Eisenbahn- Verordnungs-Blatt  pnd  Eisenbahn- 
Nachrichteu-Blatt.  Berlin. 


Kim*  eingehende  Betrachtung  der  Verhältnisse  des  inlän- 
dischen Privatdienstes  und  ausländischen  Staatsdienstes  ist  natür- 
lich im  Rahmen  dieser  Arbeit  nicht  möglich.  Ks  ist  überhaupt 
nicht  der  Zweck  dieses  Kapitels,  eine  Ergänzung  derselben  durch 
einen  Überblick  über  die  heute  verkommenden  Vorwendungs- 
arten von  Frauen  im  öffentlichen  Dienste  zu  geben,  es  handelt 
sich  vielmehr  darum,  den  bisherigen  Ergebnissen  andere  Er- 
fahrungen gegenüber  zu  stellen,  um  ihre*  allgemeine  Bedeutung 
prüfen  und  die  österreichische  Staatsdienstpolitik  besser  beurteilen 
zu  können.  Es  soll  also  nur  auf  diejenigen  Verwaltungen  ein- 
gegangen werden,  über  die  sich  das  Material  verhältnismäßig 
leicht  beschaffen  ließ.  Aber  auch  dort  ist  an  Vollständigkeit 
nicht  zu  denken.  Zum  Vergleich  eignen  sich  nur  solche  Institute, 
die  über  ein  größeres  Personal  verfügen.  l)as  ist  beim  Post-  und 
Bahnbetriebe  der  Fall.  Was  den  Privatdienst  betrifft,  so  haben 
wir  die  großen  österreichischen  Privatbahngesellsehaften  und  die 
Telographengesollschaft  in  Wien.  Was  den  Staatsdienst  angeht, 
so  sollen  hauptsächlich  die  reichsdeutschen  Verwaltungen  heran- 
gezogen werden. 


Über  die  Zahl  der  bei  der  Wiener  Privat-Telegraphen- 
gesellschaft  verwendeten  weiblichen  Arbeitskräfte  haben  wir  nur 
wenige  Daten:  Nach  dem  Amtsberichte  dos  Handelsministeriums 
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betrug  sie  1873  : 244,  1874  : 154,  1875  : 1(>7.  Im  Jahre  18115 
wurden  ungefähr  300  Frauen  von  der  Staatsverwaltung  über- 
nommen. Wir  sehen  daraus,  daß  die  Krise  von  1873  starke 
Entlassungen  zur  Folge  gehabt  hat. 

Die  Gesellschaft  besorgt«»  den  Telegraphen-  und  Telephon- 
dienst im  Wiener  Lokalbezirk,  bei  letzterem  auch  die  inter- 
urbanen  Verbindungen.  Ihr  Manipulationspersonal  bestand 
fast  ausschließlich  aus  Frauen,  auch  die  Vorgesetzten  waren  zum 
Teil  weiblichen  Geschlechtes.  Die  Folge  war  eine  unerquickliche 
Günstlingswirtschaft,  die  wir  schon  oben  gelegentlich  erwähnt 
haben.  Die  Arbeitszeit  wechselte  stark.  Sie  betrug  nach  den 
Angaben  unserer  Enquete  in  der  Zentrale  halbtägig  (5 — 7 Stunden, 
bei  einzelnen  Stationen  ö1/.*— 6,  bei  anderen  bis  zu  9 Stunden. 
Nachtdienst  war  selten.  Zeitweilig  gab  es  nach  einer  Angabe 
einmal  im  Monat  24stündigen  Dienst.  Der  Dienst  scheint  nicht 
allzu  schwer  gewesen  zu  sein.  Es  ist  von  Handarbeiten  und 
Losen  während  desselben  die  Rede.  Was  die  Entlohnung  betrifft, 
so  betrug  sie  in  der  Regel  20 — 30  H.,  in  Ausnahmsfällen  bei 
sehr  langer  Dienstzeit  auch  35  H.,  die  Vorsteherinnen  bezogen 
bis  zu  50  H.  Dabei  wurde  mitunter  vollständig  ausgesetzt  und 
die  Bezahlung  eingestellt.  Die  Gehaltserhöhungen  waren  durch- 
aus ungeregelt,  bei  manchen  traten  sie  schon  nach  1 Jahre,  bei 
anderen  erst  nach  8 Jahren  ein.  B<*i  Krankheit  und  Urlaub 
wurde  das  Entgelt  in  Abzug  gebracht.  Erst  das  Krankenver- 
sicherungsgesetz schuf  hier  Abhilfe.  Eine  Altersversorgung 
fehlte.  Es  war  nur  einer  hochherzigen  Stiftung  des  Baron 
Wimpffen  zu  verdanken,  daß  der  „Verein  der  österreichischen 
Telegraphistinnen“  diese  Aufgabe  übernehmen  konnte.  Bei  der 
Verstaatlichung  war  der  Verein  in  der  Lage,  seinen  Mitgliedern 
einen  Pensionsanspruch  für  die  zurückgelegte  Dienstzeit  beim 
Pensionsverein  für  Landpostbedienstete  nachzukaufen. 

Das  Dienstverhältnis  war  also  rein  nach  privatwirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten  geregelt.  Es  bedarf  keiner  weiteren  Aus- 
führung, daß  dio  Verstaatlichung  des  Betriebes  für  die  Tele- 
graphistinnen eine  entschiedene  Besserung  ihrer  Stellung  bedeutet«* 
und  auch  von  ihnen  freudig  begrüßt  wurde. 


Von  den  11  <r 

n 

reich  hatten  nur  3 
Zahl  von  weiblichen 
Bahnwächterfrauen. 


rößeren  Privatbahngesellschaften  in  Öster- 
cine  einigermaßen  in  Betracht  kommende 
Bediensteten,  natürlich  abgesehen  von  den 
Es  sind  das  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 
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die  Südbahngesell  Schaft  und  die  österreich-ungarische  Staats- 
eisenbahngesellschaft.  Sie  zählten  im  Jahre  18119  ungefähr  90, 
bezw.  130,  bezw.  60  Beamtinnen. 

Bei  der  Nordbahn  ist  das  Dienstverhältnis  durch  die  Dienst- 
pragmatik von  1898,  die  im  wesentlichen  der  Dienstordnung 
für  die  Staatsbahnen  nachgebildet  ist,  ausführlich  geregelt.  Es 
können  danach  nur  Frauen  (Witwen)  oder  Töchter  von  aktiven 
oder  gewesenen  Bediensteten  der  Gesellschaft  angestellt  werden, 
wobei  Angehörige  des  definitiven  Personals  vorzugsweise  berück- 
sichtigt werden.  Von  den  weiteren  Aufnahmsbedingungen  ist 
hier  noch  das  Alter  von  20 — 35  Jahren  zu  erwähnen,  von  dem 
nur  hinsichtlich  der  Diurnisten  mit  Genehmigung  des  General- 
direktors abgegangen  werden  kann. 

Die  weiblichen  Hilfskräfte  werden  zunächst  als  Diurnistinnen 
mit  einem  Taggelde  von  3 K angestellt.  Im  Krankheitsfall 
erhalten  sie  während  dreier  Monate  ihre  Bezüge  fortgezahlt  und 
darüber  hinaus  noch  etwa  Krankengeld  von  Seiten  der  Kranken- 
kasse, zu  deren  Beitritt  sie  verpflichtet  sind.  Nach  zufrieden- 
stellender Probedienstzeit  erfolgt  die  Stabilisierung  als  Kanzlistin. 
Ausgeschlossen  bleiben  die  pensionsberechtigten  Witwen  eines 
Bediensteten  der  Gesellschaft.  Deren  Taggeld  wird  in  Zwischen- 
räumen von  3 -4  Jahren  erhöht.  Das  höchste  derzeit  von  einer  Diur- 
nistin bezogene  Taggeld  beträgt  4 K 50  h.  Die  Kündigungsfrist 
beträgt  1 Monat.  Die  Kanzlistinncn  gehören  zum  Stande  der 
Unterbeamten,  denen  sie  vollständig,  auch  in  Bezug  auf  den 
Gehalt,  gleichgestellt  sind. 

Die  Dienstpflichten  sind  analog  denen  der  Manipulantinnen 
der  Staatsbahnen.  Auch  das  Disziplinarreeht  ist  entsprechend. 
Sie  unterstehen  zwar  dem  ordentlichen  Disziplinarverfahren, 
aber  dieses  nimmt,  viel  weniger  Rücksicht  auf  die  Interessen  der 
Bediensteten  wie  die  Bestimmungen  der  Staatsbahnen ; ins- 
besondere legt  es  in  zahlreichen  Fällen  die  sofortige  Entlassung 
ohne  besonderes  Verfahren  in  die  Hände  des  Dienst  Vorstandes, 
so  «lab  materiell  kein  großer  Unterschied  gegenüber  den  Mani- 
pulantinnen besteht,  für  welche  überhaupt  kein  Disziplinarver- 
fahren vorgeschrieben  ist. 

Auch  die  Rechte  sind  in  ähnlicher  Weise  wie  bei  den 
Staatsbahnen  kodifiziert.  Die1  Kanzlistinncn  beziehen  Gehalt  und 
Quartiergeld.  Der  Gehalt  ist  nach  3 Rangsstufen  und  je  2 bis 
4 Gehaltsklassen  abgestuft.  Die  Vorrückung  in  die  höhere  Ge- 
haltsklasse erfolgt  bei  zufriedenstellender  Dienstleistung  längstens 
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nach  3 Jahren.  Der  Mindestsatz  beträgt  11(X)  K,  jede  Gehalts- 
klasse um  100  K mehr,  der  Höchstsatz  2000  K.  Das  Quartiergeld 
ist  nach  3 Ortsklassen  bemessen,  beträgt  in  der  III.  Rangsstufe 
480 — 320  K,  in  der  I.  720 — 480  K.  Die  Gesamtbezttge  belaufen 
sich  also  vor  der  Stabilisierung  auf  90  K,  nach  derselben  auf 
1580 — 1420  K,  im  Höchstfälle  auf  2720 — 2480  K.  Das  Gehalts- 
schema ist  also  bedeutend  günstiger  wie  bei  den  Staatsbahnen 
oder  irgendeinem  Zweig  der  Staatsverwaltung. 

Die  Kanzlistinnen  haben,  „soweit  es  der  Dienst  zuläßt  und 
soweit  dadurch  keine  Substitutionskosten  erwachsen,“  nach  min- 
destens 3jühriger  Dienstzeit  Anspruch  auf  einen  Erholungsurlaub 
von  14  Tagen.  Es  kann  derselbe  auch  unter  Fortbezug  der 
Entlohnung  bis  auf  1 Monat  verlängert  werden.  Im  Krankheits- 
fälle erhalten  sie  bis  zu  6 Wochen  den  vollen  Gehalt  und  das 
Quartiergeld,  darüber  hinaus  bis  zum  Ablaufe  von  6 Monaten 
die  Ergänzung  des  Krankengeldes  auf  die  vollen  ständigen  Be- 
züge und  weiter  noch  auf  die  Dauer  des  Krankengeldbezuges 
das  Quartiergeld,  bezw.  Naturalquartier.  Die  obligatorischen 
Beiträge  zur  Krankenkasse  betragen  2%,  die  Kassenleistungen 
erstrecken  sich  auf  20  Wochen,  das  Krankengeld  macht  60"  0 
aus.  Hier  sind  die  Bestimmungen  bei  den  Staatsbahnen  in  Bezug 
auf  di«?  Zeitdauer  der  Bezüge  teilweise  günstiger. 

Die  weiblichen  Bediensteten  sind  Mitglieder  der  Unfall- 
versicherungsanstalt der  österreichischen  Eisenbahnen;  eine 
Altersversorgung  dagegen  besteht  nicht*). 

Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  durch  Kündi- 
gung, Entlassung  und  Ableben.  Die  Kündigungsfrist  beträgt 
beiderseits  3 Monate,  mit  Rücksicht  auf  das  oben  zitierte  Gesetz 
über  die  Exekutionsbegünstigung  der  im  Privatdienste  dauernd 
Angestellten.  Zur  Verehelichung  bedarf  es  einer  besonderen 
Bewilligung  der  Direktion.  Wird  diese  nicht  eingeholt,  dann 
tritt  sofortige  Entlassung  ein.  Die  Bewilligung  ist  an  die  Aus- 
stellung eines  Reverses  gebunden,  daß  die  Betreffende  für  den 
Fall,  als  sie  zu  einer  Witwenpension  berechtigt  würde,  auf  die- 
selbe während  der  Dauer  ihrer  Anstellung  verzichtet.  Bei  Eintritt 
der  Dienstunfähigkeit  und  Kündigung  seitens  der  Verwaltung 
gebührt  nach  mindestens  5 jähriger  Dienstzeit  eine  Abfertigung 
im  Betrage  des  einjährigen  letzten  Gehaltes. 


*)  Neuerdings  soll  ihnen  der  Beitritt,  zum  Pensiousinstitut  ermöglicht 
werden. 

Wiener  •taaUwiM.  Studien.  IV.  lJd.,  1.  Heft.  12 
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Während  so  die  Stellung  der  weiblichen  Bediensteten  bei 
der  Nordbahn  im  allgemeinen  bedeutend  günstiger  als  bei  den 
Staatsbahnen  erscheint,  so  schneiden  diese  im  Vergleich  mit  der 
Südbahn  und  Staatseisenbahngesellschaft  zu  ihrem  Vorteil  ab. 

Auch  bei  der  Südbahn  ist  die  Aufnahme  auf  Angehörige 
von  Bediensteten  der  Gesellschaft  beschränkt.  Dabei  wird  nach 
den  Vorschriften  der  Dienstordnung  für  die  Beamtinnen  von 
1883  stets  der  bedürftigsten  Bewerberin  der  Vorzug  gegeben. 
Auch  verheiratete  Frauen  von  pensionierten  und  unter  Umstän- 
den auch  aktiven  Bediensteten  können  angestellt  werden.  Das 
normale  Lebensalter  beträgt  16 — 40  Jahre.  Der  definitiven  An- 
stellung geht  ein  mindestens  einjähriges  Provisorium  voraus. 
Der  Monatsgehalt  während  desselben  beträgt  30  fl.  Für  die 
definitive  Anstellung  bestehen  3 Gehaltsklassen  mit  360  fl. 
Jahresgehalt  und  60  fl.  Lokalzulage,  420  fl.  und  80  fl.,  480  fl.  und 
120  fl.  Anfangs-  und  Höchstsatz  sind  also  um  je  60  fl.  niedriger 
als  bei  den  Staatsbahnen.  Kin  Anspruch  auf  Urlaub  besteht 
nicht.  Bei  Krankheit  werden  die  Bezüge  während  3er  Monate 
fortbezahlt.  Bei  längerer  Dauer  kann  die  Hälfte  zurückbehalten 
werden,  nach  Ablauf  eines  Jahres  tritt  die  Entscheidung  über 
ihre  Beibehaltung  oder  Entlassung  ein.  Die  Beamtinnen  sind 
bei  der  Unfallversicherungsanstalt  versichert.  Eine  Altersver- 
sorgung fehlt.  Dagegen  besteht  ein  obligatorischer  Sparfond. 
Das  Dienstverhältnis  wird  beendigt  durch  gegenseitige  Kün- 
digung, strafweise  Entlassung  oder  Tod.  Die  Kündigungs- 
frist beträgt  während  der  Probezeit  14  Tage,  nach  der  definitiven 
Anstellung  6 Wochen  mit  Dienstaustritt  am  Monatsende.  „Die 
strafweise  Entlassung  tritt  ein,  wenn  eine  Beamtin  unredliche 
Handlungen  begeht,  oder  sich  andere  Handlungen  zu  Schulden 
kommen  läßt,  welche  das  Interesse  des  Dienstes  in  hohem  Grade 
verletzen.“  Dies  die  einzige  Bestimmung  in  Disziplinarsachen. 
Eine  Regelung  der  Strafen,  der  Strafzumessung  und  des  Ver- 
fahrens fehlt  vollständig. 

In  Bezug  auf  die  Staatscisenbahngescll schaft  sind  wir  auf 
die  Angaben  des  oben  zitierten  Artikels  in  den  Dokumenten  der 
Frauen  angewiesen.  Wir  haben  diese  bisher  nicht  verwendet, 
obwohl  sie  manche  Ergänzung  enthalten  würden,  weil  sie  sich, 
soweit  sie  kontrolliert  werden  konnten,  vielfach  als  durchaus  irrig 
berichtet  herausstellten.  In  Ermanglung  anderweitiger  Quellen 
mögen  sie  immerhin  hier  herangezogen  werden.  Danach  fehlt  eine 
definitive  Anstellung.  Der  Anfangsgehalt  beträgt  30  fl.  im  Monat 


Die  Frauen  iin  österr.  Privatdienst  u.  auslftud.  Staatsdienst.  179 


und  steigt  nach  je  3 — 5 Jahren  um  5 fl.  bis  auf  50  fl.  Obligato- 
rischer Beitritt  zur  Krankenkasse  ist  vorgeschrieben.  Der  Beitrag 
beträgt  2%.  Der  Eintritt  in  den  Provisionsfond  ftir  Unterbeamte 
ist  fakultativ,  der  Beitrag  macht  5%  aus.  Die  Statuten  sind 
dem  Provisions-Institute  der  Staatsbahnen  nachgebildet. 

Obwohl  die  Angaben  über  die  Südbahn  und  Staatseisen- 
bahn sehr  lückenhaft  sind,  bei  der  ersteren  deswegen,  weil  die 
Dienstordnung  nur  die  wichtigsten  Bestimmungen  enthält,  ohne 
ein  Urteil  über  die  praktische  Gestaltung  zu  ermöglichen,  läßt 
sich  doch  mit  Sicherheit  sagen,  daß  das  Dienstverhältnis  der 
Staatsbahnmanipulantinnen  in  vielfacher  Beziehung  günstiger  ist 
als  bei  den  angeführten  Privatgesellschaften. 

Aus  diesem  nur  höchst  unvollständigen  Bild  über  die  Ver- 
hältnisse des  österreichischen  Privatdienstes  läßt  sich  immerhin 
entnehmen,  daß  die  weiblichen  Staatsbediensteten  im  Vergleich 
dazu  nicht  ungünstig  gestellt  sind.  Wir  wenden  uns  nun  zu 
dem  ausländischen  Staatsdienst,  über  welchen  ausführlicheres 
Material  zugebote  steht,  das  uns  auch  einige  Anhaltspunkte  für 
die  Würdigung  der  Bedeutung  der  Frauen  für  den  Staatsdienst 
überhaupt  an  die  Hand  gibt. 

Über  die  Verwendung  von  Frauen  im  Telegraphen-  und  Fern- 
sprecherdienst der  Welt  orientiert  uns  eine  Publikation  des  Bureaus 
des  internationalen  Telegraphen  Vereines,  welche  auf  Grund  einer 
amtlichen  Kundfrag«*  an  die  verschiedenen  Verwaltungen  zu- 
sammengestellt wurde.  Wenn  auch  die  dortigen  Angaben  vielfach 
lückenhaft,  teilweise  auch  irrtümlich  sind,  so  geben  sie  «loch  einen 
brauchbaren  Überblick  und  sollen  daher  den  nächsten  Gegen- 
stan«l  der  Betrachtung  bilden.  Zunächst  hören  wir,  «laß  von  fast 
sämtlichen  Verwaltungen  des  internationalen  Vereines  Frau«*n 

im  Fernsprech-  und  Telegraphendienste  verwendet  werden.  Nur 

•• 

9 von  47  schließen  sie  aus,  und  zwar : Ägypten,  Bosnien-Herz«*- 
gowina,  Griechenland,  Luxemburg,  Montenegro,  Natal,  Siam, 
Türkei,  Tunis.  In  den  Vereinigten  Staaten  werden  sie  von  «len 
dortigen  Privatgesellschaften  herangezogen.  Die  Zulassung  er- 
folgte zumeist  in  den  letzten  3 Jahrzehnten.  Vor  Beginn  der 
Siebziger-Jahre  begannen  nur  einzelne  Verwaltungen,  am  frü- 
hesten Norwegen  seit  1858,  dann  Rußland  und  Dänemark  1864, 
Schweden  1865  und  die  Schweiz  1869. 

Was  di«*  Aufnahmsbedingungen  betrifft,  so  sind  sie  bei  6 Ver- 
waltungen: Bulgarien,  Dänemark,  Niederlande,  Rumänien,  Ruß- 

12* 
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land  und  Schweiz,  für  beide  Geschlechter  gleich.  Das  Mindest- 
alter schwankt  zwischen  14  und  18,  das  Höchstalter  zwischen 
17  und  45  Jahren.  Meist  wird  körperliche  Gesundheit  und 
moralische  Unbescholtenheit  gefordert.  In  Bezug  auf  die  Vor- 
bildung wird  in  der  Hegel  eine  bessere  Schulbildung  verlangt, 
ein  Gymnasium  nur  in  Bulgarien.  Dem  Dienst  geht  sehr 
häufig  der  Besuch  eines  Lehrkurses  und  die  Ablegung  einer 
bezüglichen  Prüfung  voraus.  Verheiratete  Frauen  werden  nur 
in  Belgien,  Bulgarien,  Frankreich,  Italien,  Neu-Südwales,  Nieder- 
lande, Portugal,  Rumänien,  Rußland  und  Schweden  unter  verschie- 
denen Bedingungen!*  zugelassen ; meist  wird  gefordert,  daß  der 
Gatte  selbst  Telegraphen-  oder  doch  wenigstens  Staatsbeamter  sei. 
Nur  Angehörige  von  Beamten  werden  in  Portugal  angestellt, 
mehrere  Verwaltungen  geben  denselben  den  Vorzug  vor  anderen 
Bewerbern. 

Bezüglich  der  Organisation  hißt  sich  auf  Grund  der  Angaben 
nicht  entscheiden,  wo  beide  Geschlechter  einheitlich,  wo  sie 
getrennt  zusammengefaßt  sind.  Eine  Rangsgliederung  unter  den 
Frauen  gibt  es  bei  13  Verwaltungen. 

Im  allgemeinen  besteht  kein  Unterschied  in  der  Beschäfti- 
gung beider  Geschlechter,  indes  werden  die  Frauen  vorzugs- 
weise bei  den  ganz  kleinen  und  ganz  großen  Ämtern,  und  zwar 
bei  den  weniger  stark  belasteten  Linien  verwendet.  Ira  Tele- 
graphendienste ist  ihnen  zumeist  die  Bedienung  des  Morse  über- 
tragen. Zu  den  qualifizierten  Apparaten  wie  Hughes,  Baudot, 
Wheatstone,  Klopfer,  Multiplex,  Quadruplex  werden  sie  bei 
12  Verwaltungen  herangezogen,  zu  der  Telegrammannahme  am 
Schalter  bei  10.  Beim  Fernsprecher  besorgen  sie  überall  den 
Vermittlungsdienst,  nur  selten  auch  den  Aufsichtsdienst.  In 
Überordnung  über  männliches  Manipulationspersonal  scheinen 
sie  nirgends  zu  stehen.  Zur  Leitung  kleinerer  Anstalten,  bei 
welchen  sie  den  ganzen  Dienst  verrichten,  werden  sie  in  meh- 
reren Ländern  verwendet. 

Was  die  Arbeitszeit  betrifft,  so  beträgt  ihre  Dauer 
im  Durchschnitt  7 -8  Stunden,  in  der  Schweiz  im  Sommer  9, 
in  Bulgarien  bei  einigen  Ämtern  10.  Vom  Nachtdienst  sind  sie 
grundsätzlich  ausgeschlossen  bei  11  Verwaltungen,  nur  im 
Fernsprecherdienst  werden  sie  beschäftigt  bei  4.  In  mehreren 
Ländern  ist  das  wöchentliche  Dienst  Stundenausmaß  geringer  als 
dasjenige  für  die  Männer.  Fast  überall  sind  die  Arbeitsplätze 
nicht  vollständig  räumlich  getrennt,  aber  meistens  werden  die 
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Frauen  für  sich  gruppiert.  Übelstände  aus  Anlaß  der  gemeinsamen 
Arbeiten  werden  nirgends  berichtet. 

Über  die  Entlohnung  gibt  folgende  Tabelle  Auskunft: 

Die  Jahresbezüge  des  weiblichen  Manipulationspersonals  betragen  in  Francs: 
(In  Klammern  sind  die  Höchstsätze  der  weiblichen  Aufsichtsorgane  bel- 

gesetzt.) 


Belgien 

....  1000—2400 

(2800) 

Bulgarien  . 

....  1596— 2532 

Dänemark. 

....  500—1500 

Deutschland  . 

....  1026—2247 

Frankreich 

....  1000 — 1800 

(2200) 

Großbritannien  . 

....  650-5700 

(7500) 

Italien  .... 

....  910—1460 

(2500) 

Niederlande  . 

....  800—4400 

Norwegen. 

....  980—1960 

(2380) 

Österreich. 

....  804  -2000 

Portugal  . 

....  255—552 

Rumänien  . 

....  1200—3600 

Rußland  . 

....  1800— 2400 

Schweden  . 

....  1000—1660 

Schweiz  . 

. . . . 1200— 3300 

Serbien 

....  768—1020 

Spanien 

....  730—910 

Ungarn 

....  8*10 — 1680 

Asiatisches  Rußland  . . . 2520 — 3300 

Ceylon 396—763 

Japan 146—490 

Kap 1500— 3000 

Neu-Seeland 1000 — 3000 

Neu-Siidwales 650 — 1500 

Niederländiscli-Indicn  . . . 960 — 2880 

Senegal 1950—2850 

Südaustralicn 348 — 2000 

Viktoria 1000—1750  (2750) 

Von  den  angeführten  28  Verwaltungen  — die  übrigen 

geben  keine  präzisen  Daten  — haben  niedrigere  Anfangssätze 
als  Österreich  11,  davon  in  Europa  7,  niedrigere  Maximalsätze 
für  das  Manipulationspersonal  13,  davon  in  Europa  9.  Danach 
würde  also  Österreich  in  der  Mitte  stehen.  Aber  es  ist  nicht  zu 
vergessen,  daß  die  Anfangssätze  der  eigentlichen  Beamtinnen 
auch  bei  vielen  der  ausgewiesenen  11  Verwaltungen  höher  sind, 
weil  sich  die  betreffenden  Mindestziffern  zum  Teil  auf  Land- 
postämter beziehen.  Damit  scheint  sich  zu  bestätigen,  daß  die 
Anfangssätze  in  Österreich  verhältnismäßig  zu  niedrig  sind, 
während  die  Höchstsätze  entsprechen.  Eine  auffallende  Erschei- 
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nung  verdient  noeli  Erwähnung.  In  einigen  Ländern  sind  näm- 
lich die  Telegraphen-  und  Fernsprechbeamtinnen  differenziert 
und  die  letzteren  niedriger  entlohnt.  Dies  läßt  sich  feststellen 
für  Bulgarien,  Neu-Seeland,  Niederlande,  Norwegen,  Rußland 
und  Schweiz.  Der  Grund  dürfte  in  der  geringeren  Qualifikation 
ihrer  Arbeitsleistungen  liegen. 

Die  Entlohnung  der  weiblichen  Beamten  ist  in  der  Regel 
niedriger  als  die  der  männlichen.  Gleichheit  besteht  nur  bei 
6 Verwaltungen:  Bulgarien,  Niederlündisch-Indien,  Niederlande, 
Rußland,  Schweiz,  Senegal.  Die  betreffenden  europäischen  Ver- 
waltungen haben  auch  gleiche  Aufnahmsbedingungen.  Gleich- 
heit für  eine  Kategorie  besteht  bei  weiteren  5,  und  zwar  bei 
Belgien,  Kapland,  Neu-Südwales,  Portugal,  Viktoria.  Aber  auch 
bei  diesen  beiden  Gruppen  sind  zumeist  die  höheren  Gehalts- 
stufen den  Frauen  verschlossen.  In  allen  übrigen  Ländern  sind 
ihre  Bezüge  durchwegs  niedriger. 

Die  Angaben  über  die  Kranken-  und  Altersversorgung 
sind  zu  lückenhaft,  um  der  Anführung  wert  zu  sein. 

Soviel  über  das  Dienstverhältnis.  Was  nun  die  Bedeutung 
der  Frauen  für  die  Verwaltung  betrifft,  so  enthält  die  Publi- 
kation folgende  Zahlen  über  das  männliche  und  weibliche  Per- 
sonal, aus  welchen  sieh  der  Prozentanteil  des  letzteren  be- 
rechnen läßt. 
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Anmerkungen 

P+4 

U tu 

* e 

Belgien 

1356 

287 

17 

Von  den  Frauen  am  Telephon  199. 

Bulgarien  .... 

635 

31 

5 

Dänemark  .... 

290 

87 

23 

Deutsehlaul.  . . 

4100 

— 

Davon  3700  am  Telephon. 

Frankreich  . . . 

1017 

2381 

70 

Niederlande  . . . 

1116 

229 

17 

Norwegen  .... 

254 

186 

42 

Österreich  .... 

— 

2063 

— 

Nach  unseren  obigen  Tabellen 

Portugal  .... 

247 

120 

33 

für  1897. 

Rumänien  .... 

1245 

147 

11 

Post  und  Telegraph  vereinigt. 

Rußland 

1373 

25 

Post  und  Telegraph.  Im  Bezirk 

Schweden  .... 

218 

1264 

* 

St.  Petersburg,  Moskau  und 
Finland  75%. 

I 
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Land 

i 

JOUUJJl^ 

Frauen 

Frauen  % 
der 

Gesamtzahl 

Am  merkungen 

Schweiz 

1972 

1148 

37 

Serbien  

555 

37 

6 

Spanien 

2169 

49 

2 

Ungarn 

3003 

216 

7 

Ceylon 

115 

5 

4 

Japan  

27 

411 

94 

Von  den  Frauen  am  Telephon  366 

Kochinchina.  . . 

— 

6 

— 

Neu-Seeland . . . 

1156 

6 

— 

Ncu-Südwales  . . 

737 

69 

9 

Niederl.  Indien  . 

79 

12 

13 

Portugics.  Kol..  . 

— 

2 

— 

Senegal  

40 

7 

15 

Südaustralien  . . 

796 

124 

13 

Viktoria 

240 

146 

38 

Tn  dieser  Tabelle  fehlen  vor  allen  Dingen  Großbritannien 
und  Italien. 

In  Bezug  auf  die  absolute  Zahl  stehen  an  erster  Stelle  die 
Reichspost  mit  über  4000,  dann  folgen  Frankreich  und  Öster- 
reich mit  über  2000,  dann  Rußland,  Schweden  und  die  Schweiz 
mit  Uber  1000.  Auch  Großbritannien  dürfte  in  den  ersten  Reihen 
stehen,  da  London  allein  1105  Frauen  beschäftigt.  Von  den 
übrigen  Verwaltungen  erreicht  keine  500.  Die  relativen  Zahlen 
lassen  sich  für  das  Reich,  ( Österreich  und  Großbritannien  nicht 
feststellen.  Über  50%  des  Personales  ist  weiblich  bei  Japan, 
Schweden  und  Frankreich,  über  30°/0  bei  Norwegen,  Schweiz, 
Portugal,  Viktoria.  Österreich  dürfte  zwischen  30  und  50%  haben. 
Eine  Ausdehnung  der  Beschäftigung  erwarten  die  Niederlande, 
Japan  und  Viktoria,  die  Neueinstcllung  haben  sistiert  Belgien, 
Ceylon  und  Spanien. 

Wir  haben  nun  über  das  Urteil  zu  berichten,  welches  die 
einzelnen  Verwaltungen  über  ihre  weiblichen  Bediensteten  fällen. 

In  physischer  Beziehung  lobt  die  Reichspost,  Belgien  und 
die  Schweiz  ihr  hohes  Sprachorgan,  Belgien  ihre  Handfertigkeit. 
Was  ihre  allgemeine  Kür  per  kraft  anbelangt,  so  wird  dieselbe 
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zumeist  geringer  als  diejenige  der  Männer  eingeschätzt.  Klagen 
darüber  laufen  ein  von  Seiten  Belgiens,  Dänemarks,  Japans, 
der  Niederlande,  Rumäniens,  Schwedens,  der  Schweiz  und  Spa- 
niens, also  von  Ländern  der  verschiedensten  geographischen  Ver- 
hältnisse. Nur  Bulgarien  und  Frankreich  sprechen  sich  ausdrück- 
lich zu  Gunsten  der  Frauen  aus.  Auch  über  die  höhere  Jvranken- 
absenz  werden  Beschwerden  erhoben  von  Belgien,  Großbritannien, 
den  Niederlanden  und  der  Schweiz.  In  dem  erstgenannten 
Lande  haben  beide  Momente  wesentlich  zu  dem  Beschlüsse,  die 
Neueinstellung  im  Telegraphendienste  zu  Bistieren,  beigetragen. 
In  Bezug  auf  das  Höchstdienstalter  glauben  Österreich  und 
Ungarn,  daß  die  Dienstzeit  nicht  viel  kürzer  sei  als  bei  den 
Männern.  Als  Durchschnittsalter  — wenig  brauchbar!  — gaben 
an : Belgien  19,  Bulgarien  20,  Dänemark  22,  Italien  20,  Ruß- 
land 25,  Norwegen  25—30,  Großbritannien  unter  Ausscheidung 
der  wegen  Krankheit  in  Ruhestand  versetzten  31,  Schweden  35. 

Die  erforderliche  geistige  Befähigung  wird  ihnen  nirgends 
abgesprochen.  Die  gleiche  Eignung  wie  die  Männer  anerkennen 
ausdrücklich  Großbritannien,  Rußland  und  Schweden,  auch  Däne- 
mark und  die  Schweiz  rücksichtlich  des  Morsedienstes.  Eine 
geringere  Veranlagung  nehmen  Belgiern,  Ceylon,  Italien,  Neu- 
seeland und  die  Niederlande  an.  Die  Reichspost  und  Schweden 
betonen  den  Mangel  an  technischen  Kenntnissen  und  an  Auf- 
nahmsfähigkeit für  ihre  Erlernung. 

Was  die  Charaktereigenschaften  der  Frauen  betrifft,  so 
haben  Deutschland,  Italien,  ( )sterreich  und  Schweden  infolge 
des  Mangels  an  Ruhe  und  Energie  ungünstige  Erfahrungen  im 
Aufsichtsdienste  gemacht.  Deutschland  und  Belgien  behaupten 
auch  ihre  geringe  Eignung  zum  Schalterdienst.  Andererseits 
haben  sie  sich  gerade  dabei  in  Rumänien  wegen  ihres  freund- 
lichen und  zuvorkommenden  Wesens  bewährt.  Diese  Eigen- 
schaften kommen  auch  neben  der  großen  Geduld  dem  Telephon- 
dienste zugute  und  werden  hierbei  ausdrücklich  von  Deutsch- 
land, Italien,  Österreich,  Rumänien,  der  Schweiz  und  Süd- 
australien  hervorgehoben.  Ihre  gute  Disziplin  wird  besonders  in 
Italien  wohltuend  empfunden,  ihrer  Ordnungsliebe  und  Pflicht- 
treue von  den  Niederlanden,  Italien,  Österreich,  Rußland,  Schweden 
und  Südaustralien  Erwähnung  getan.  Nur  Senegal  begründet  die 
Abstoßung  der  Frauen  mit  der  Unmöglichkeit,  sie  zu  Ruhe  und 
Pünktlichkeit  zu  erziehen.  Dabei  spielt  aber  das  Klima  eine 
besondere  Rolle. 
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Als  Wirkungen  der  sozialen  Stellung  der  Frau  wird  ihre 
Nichtverwendbarkeit  zum  Nachtdienste  und  die  Schwierigkeit 
ihrer  Versetzung  bezeichnet.  In  dieser  Beziehung  liegen  Klagen 
von  Seiten  Belgiens,  Bulgariens,  Ceylons,  Großbritanniens,  der 
Schweiz  und  Senegals  vor.  Eine  Beeinträchtigung  ihrer  Anstellung 
durch  Kosten  besonderer  Toiletteräume  wird  nirgends  erwähnt. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  daß  inan  die  hohe  Ver- 
wendbarkeit der  Frauen  beim  Telephon  infolge  ihrer  Stimmlage 
und  ihrer  größeren  Geduld  anerkennt,  im  übrigen  aber  ihren 
Arbeitswert  zumeist  niedriger  einschätzt  als  den  der  Männer. 
Im  großen  und  ganzen  stimmen  die  österreichischen  Erfahrungen 
mit  den  Ergebnissen  der  anderen  Länder  überein,  nur  im  ein- 
zelnen lauten  sie  günstiger,  insbesondere,  was  die  Bewährung 
bei  stärkeren  Telegraphenlinien  und  dem  einfacheren  Schalter- 
dienste betrifft.  Soviel  ist  aber  klar,  daß  der  Hauptgrund  der 
Heranziehung  und  Verstärkung  des  weiblichen  Personals  in 
finanziellen  Rücksichten  liegt.  Das  ergibt  sich  schon  aus  der 
allgemeinen  Verbreitung  seiner  niedrigeren  Entlohnung  und 
wird  auch  ausdrücklich  von  einer  ganzen  Reihe  von  Verwal- 
tungen an  das  internationale  Bureau  berichtet.  Selbst  für 
Schweden  war  dieses  Moment  im  späteren  Verlaufe  eingestan- 
denermaßen ausschlaggebend,  obwohl  hier  die  ersten  Anstellungen 
mit  Rücksicht  auf  den  Appell  der  Stände  an  die  Regierung, 
dem  steigenden  Frauenüberschuß  durch  Eröffnung  neuer  Erwerbs- 
quellen Rechnung  zu  tragen,  erfolgt  waren.  Dasselbe  Motiv  wird 
auch  von  Südaustralien  angeführt. 

Fassen  wir  zum  Schlüsse  die  Ergebnisse  der  Publikation 
kurz  zusammen.  Im  Laufe  der  letzten  drei  Jahrzehnte  hat  in  allen 
Kulturländern  die  Verwendung  von  Frauen  im  Fernsprech-  und 
Telegraphendienste  Eingang  gefunden,  bei  dem  ersteren  Zweige 
wegen  ihrer  besseren  Eignung,  bei  dem  letzteren  wegen  ihrer 
größeren  Billigkeit  im  Vergleich  zu  den  Männern.  Die  Frauen  müssen 
zumeist  ledig  sein  oder  sind  doch  in  ihrer  Verheiratung  beschränkt. 
Die  Verwendung  erfolgt  vornehmlich  im  Apparatdienst,  seltener 
im  Aufsichtsdienst.  Die  Erfahrungen  sind  im  allgemeinen  befrie- 
digend, besonders  beim  Telephon,  während  beim  Telegraph 
doch  die»  Verwendbarkeit  der  Männer  größer  ist.  Dagegen  ist 
die  Entlohnung  des  weiblichen  Personals  zumeist  niedriger.  Was 
Österreich  betrifft,  so  steht  es  sowohl  in  Bezug  auf  den  Beginn 
der  Beschäftigung  als  auch  in  Bezug  auf  ihre  Ausdehnung  in 
den  ersten  Reihen ; auch  die  gemachten  Erfahrungen  sind  ver- 


186  Die  Frauen  im  österr.  Privatdienat  u.  ausländ.  Staatsdienst.  [ 1 SG 


hältnismäßig  günstig.  Die  Entlohnung  dagegen  läßt  rücksicht- 
licli  der  Anfangssätze  viel  zu  wünschen  übrig. 

Wir  gehen  jetzt  zur  Betrachtung  der  weiblichen  Bedien- 
steten im  Post-  und  Telegraphendienste  Deutschlands  über.  Die 
Verwaltung  dieser  Dienstzweige  ist  unter  das  Reich,  Bayern  und 
Württemberg  geteilt. 

Die  Reichspostverwaltung  beschäftigt  Frauen  seit  1874. 
Baden  hatte  schon  1863  begonnen ; bei  dem  Übergang  seiner 
Verwaltung  auf  das  Reich  im  Jahre  1872  waren  105  Beamtinnen 
vorhanden.  Der  Staatssekretär  des  Reichspostamtes,  Stephan, 
war  der  Anstellung  von  Frauen  nicht  günstig  gesinnt.  Die 
Abneigung  der  Verwaltung  blieb  daher  lange  ausschlaggebend, 
erst  seit  den  Neunziger-Jahren  wurde  mit  einer  ausgedehnteren 
Indienststellung  begonnen. 

Es  werden  Schreibgehilfinnen  einerseits,  Post-,  beziehungsw. 
Telegraphengehilfinnen  andererseits  unterschieden.  Die  ersteren 
sind  bei  Postämtern  III.  Klasse,  d.  h.  in  kleineren  Orten  auf 
dem  Lande,  bedienstet.  Sie  müssen  Angehörige  oder  Verwandte 
des  Postverwalters,  die  bei  ihm  Kost  und  Wohnung  erhalten, 
oder  doch  ortsansässige  Personen  sein.  Die  Vorbedingungen  der 
Anstellung  sind  Gesundheit,  Rüstigkeit,  Fehlen  entstellender 
Gebrechen,  Unbescholtenheit,  Mindestalter  von  16  Jahren,  ange- 
messene Schulbildung.  Die  Schreibgehilfinnen  stehen  in  privatem 
Lohnverhältnis  zum  Postverwalter,  haben  keinen  Anspruch  auf 
dauernde  Anstellung  oder  Ruhegehalt.  Sie  können  jederzeit  ent- 
lassen oder  zeitweise  außer  Beschäftigung  gesetzt  werden.  Nach 
vollendeter  Ausbildung  im  Post-  und  Telegraphendienste  erhalten 
sic  je  nach  dem  Umfange  ihrer  Leistungen  durch  den  Post- 
verwalter eine  Vergütung  bis  zum  Höchstbetrage  von  jährlich 
500  Mark.  Sie  müssen  der  Postkrankenkasse  beitreten.  Ein 
Anspruch  auf  Altersversorgung  fehlt.  Die  Einstellungen  dieser 
Schreibgehilfinnen  ist  namentlich  für  Ämter,  deren  Geschäfts- 
umfang im  Sommer  wächst,  in  Aussicht  genommen. 

Die  Post-  und  Telegraphengehilfinnen  stehen  in  unmittel- 
barem Dienstverhältnis  zur  Reichspost-  und  Telegraphenverwal- 
tung und  haben  Beamteneigenschaft.  Ihre  Anstellung  ist  also 
öffentlich-rechtlicher  Natur.  Sie  haben  die  allgemeinen  Rechte 
und  Pflichten  der  Reichsbeamten.  Die  Vorbedingungen  ihrer 
Anstellung  sind  folgende:  Es  können  nur  wohlerzogene  junge 
Mädchen  oder  kinderlose  Witwen  aus  achtbarer  Familie  im 
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Alter  von  18 — 30  Jahren  angestellt  werden.  Sie  müssen  eine 
gute  Schulbildung  genossen  haben  und  mindestens  folgenden 
Anforderungen  genügen : Sie  müssen  richtig  und  gewandt  deutsch 
sprechen  und  schreiben,  mit  den  gewöhnlichen  Rechnungsarten 
— einschließlich  der  Dozimalbruch-  und  Verhftltnisrechnung  — 
vertraut  sein,  eine  deutliche  Handschrift  besitzen  und  die  Lage 
der  wichtigeren  Orte,  Flüsse,  Gebirge  u.  s.  w.  kennen.  Der  Besitz 
dieser  Kenntnisse  wird  durch  schriftliche  Prüfung  ausgewiesen. 
Eine  höhere  Schulbildung  ist  wünschenswert  und  einschließlich 
der  Kenntnis  des  Französischen  für  gewisse  Verkehrsämter 
(Auslandsverkehr)  notwendig.  Sonstige  Anforderungen  sind  Eig- 
nung für  den  Post-,  bezw.  Telegraphen-  und  Fernsprechdienst, 
Gesundheit,  eine  den  Jahren  angemessene  kräftige  Entwicklung, 
Fehlen  entstellender  Gebrechen,  Besitz  eines  ungeschwächten 
Seil-  und  Hörvermögens,  sowie  guter  Atmungswerkzeuge,  tadel- 
loser Leumund,  Schuldenfreiheit.  Sie  sollen  tunlichst  ortsansässig 
sein,  mindestens  aber  festen  und  dauernden  Familienanschluß 
bei  Verwandten  im  Orte  der  Beschäftigung  nachweisen.  Ent- 
sprechend der  in  der  letzten  Zeit  beabsichtigten  Ausdehnung 
ihrer  Verwendung  wird  die  letzte  Anforderung  nicht  mehr  in 
allen  Fällen  festgehalten;  es  wird  nur  mehr  darauf  gesehen,  daß 
die  Unterkunft  in  jeder  Beziehung  angemessen  sei.  Bewerberinnen, 
welche  diesen  Anforderungen  genügen,  werden  in  eine  Wartliste 
eingereiht  und  nach  Bedarf  zur  Ausbildung  einberufen.  Dieselbe 
ist  unentgeltlich  und  dauert  2 — 4 Monate.  Anstellung  in  Beamten- 
eigensehaft  ist  zunächst  widerruflich,  vom  2.  Dienstjahre  ab  mit 
4wöchentlieher  Kündigungsfrist,  und  gewährt  keinen  Anspruch 
auf  Zulagen,  Unterstützungen  u.  s.  w.  Nach  einer  mindestens 
9jährigen  zufriedenstellenden  Dienstzeit  und  befriedigenden  Füh- 
rung erfolgt  die  etatsmäßige  Anstellung. 

Die  Verwendung  erfolgt  als  Postgehil linnen  bei  den  Ober- 
postdirektionen, Postämtern  I.  Klasse,  Bahnpostämtern  und  Post- 
scheckämtern zur  Bedienung  von  Schreibmaschinen  und  im  Recli- 
nungsdienst,  als  Telegraphengehilfinnen  bei  Telegraphenämtern, 
Fernsprechämtern  und  Telegraphenbetriebsstellen  bei  Postämtern 
l.  Klasse  im  Apparatdienst  (Morse,  Klopfer,  Telephon),  im  Auf- 
sichtsdienste (beim  Fernsprecher),  im  Schalterdienst  (nur  bei  selb- 
ständigen Telegraphenämtern),  endlich  ira  Schreibmaschinendienst. 
Das  Dienststundenausmaß  beträgt  im  Höchstfälle  8 Stunden,  der 
Fernsprechdienst  ist  kürzer.  Nachtdienst  kommt  nur  bei  den 
Fernsprechämtern  vor.  Urlaub  wird  an  die  nicht  etatsmäßig 
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Angestellten  Ins  10  Tage,  an  die  etatsmüßigen  bis  14  Tage 
gewährt.  Die  Arbeitsräume  sind  nicht  vollständig  getrennt. 
Übelstände  haben  sich  daraus  nicht  ergeben. 

Das  Diensteinkominen  beträgt  in  den  ersten  beiden  Dienst- 
jahren 2*25  Mark  täglich,  im  3.  und  4.  Jahre  2*50  Mark,  vom 
5.  an  3 Mark.  Bei  ct&tsmäßiger  Anstellung  erhalten  sie  einen 
Jahresgehalt  von  1100  Mark,  der  von  3 zu  3 Jahren  um  100  Mark 
bis  auf  1500  Mark  steigt.  Daneben  gebührt  ihnen  ein  Wohnungs- 
geldzuschuß von  540 — 180,  im  Durchschnitt  der  5 Klassen  (mit 
Ausnahme  derjenigen  von  Berlin)  von  298  Mark.  Ein  Anspruch 
auf  die  Bezugserhöhung  besteht  nicht,  sie  wird  regelmäßig  bei 
zufriedenstellender  Dienstleistung  gewährt.  Der  Höchstsatz  wird 
nach  31  Dienstjahren  erreicht.  Das  Diensteinkommen  der  ent- 
sprechenden männlichen  Beamten,  der  Gehilfen,  Assistenten  und 
Oberassistenten  beträgt  vor  der  etatsmäßigen  Anstellung  3 Mark 
bis  4*50  Mark  täglich,  nach  derselben  1500 — 3000  Mark.  Die 
Frauen  beziehen  also  in  der  ersten  Periode  75 — 67°/0,  in  der 
zweiten  73 — 50. 

Die  Tagegelder  fallen  bei  Erkrankung  fort.  Dagegen 
besteht  eine  obligatorische  Krankenkasse.  Bei  der  ctatsmäßigen 
Anstellung  wird  das  Diensteinkommen  weiter  bezahlt.  Die 
Pensionsberechtigung  beginnt  mit  dem  10.  Dienstjahre,  wobei 
jedoch  die  Dienstzeit  vor  vollendetem  20.  Lebensjahre  außer 
Betracht  bleibt.  Der  Wohnungsgeldzuschuß  ist  in  dem  oben 
angegebenen  mittleren  Betrage  anrechenbar.  Die  Pension  beträgt 
nach  10  Jahren  15/60  und  steigt  bis  zum  40.  Dienstjahre  um  je 
1/60  bis  auf  ^/ßo*  Die  Altersversorgung  der  männlichen  Beamten 
ist  die  gleiche.  Die  Post-,  bezw.  Telegraphengehilfinnen  sind 
definitiv.  Aber  Verheiratung  hat  Dienstentlassung  zur  Folge. 

Über  die  Zahl  der  Frauen  im  Reichspost-  und  Telegraphen- 
dienste stehen  uns  keine  verläßlichen  Angaben  zur  Verfügung. 
Im  Telegraphendienste  gab  es  im  Jahre  1899  nach  einer  amt- 
lichen Mitteilung  4437.  Die  Zahl  der  etatsmäßigen  Telegraphen- 
gehilfinnen betrug  1900  378  und  1901  742.  Postgehilfinnen 
hatten  bis  dahin  das  9.  Dienstjahr  noch  nicht  vollendet. 

Was  die  Bewährung  der  Frauen  betrifft,  so  wird  ihnen  im 
Fernsprechdienste  fast  durchweg  der  Vorzug  vor  den  Beamten 
zuerkannt.  Ihre  höhere  Stimmlage  macht  sie  leichter  verständ- 
lich, sie  besitzen  größere  Geduld  und  Höflichkeit,  sind  gegen 
die  Teilnehmer  rücksichtsvoller.  Daher  wickelt  sich  der  Verkehr 
glatter  ab,  Beschwerden  sind  seltener.  Den  Anforderungen  des 


Die  Fraueu  im  österr.  Privatdienst  u.  ausländ.  Staatsdienst.  189 


intcrurbanen  Dienstes  sind  nur  die  tüchtigsten  gewachsen.  Im 
Aufsichtsdienste  werden  sic  zur  Üb  erwachung  einer  pünktlichen 
Abwicklung  des  Apparatdienstes  mit  gutem  Erfolge  herangezogen. 
Für  die  schwierigeren  Aufsichtsgeschäfte  fehlen  ihnen  eingehen- 
dere technische  Kenntnisse,  sowie  Ruhe  und  Entschiedenheit. 
Daher  ist  männliche  Aufsicht  neben  und  über  der  weiblichen 
unentbehrlich.  Im  Telegraphendienste  werden  ihre  Leistungen 
am  Morsfi  im  ganzen  günstig  beurteilt,  bei  stärkerem  Arbeits- 
andrange verlieren  sie  allerdings  leicht  die  Ruhe  und  den  Über- 
blick. Daher  lassen  sie  sich  vorteilhaft  im  allgemeinen  nur  bei 
den  weniger  belasteten  Leitungen  verwenden.  Auch  bereitet 
ihnen  die  Aneignung  der  telegraphen-technischen  Kenntnisse 
Schwierigkeiten,  weil  die  nötige  Vorbildung  und  das  Auffassungs- 
vermögen fehlt.  Über  den  Klopferdienst  liegen  noch  nicht  hin- 
reichende Erfahrungen  vor.  Anscheinend  ist  hier  die  Schwierig- 
keit des  Erlernens  noch  größer.  Im  Schalterdienst,  Telegramm- 
annahme-und  Abfertigungsdienst  ist  der  Umfang  ihrer  Verwendung 
nur  gering.  Verschiedentlich  haben  sie  sich  dabei  nicht  bewährt. 
Bei  Erledigung  einfacherer  Kanzlei-,  Bureau-  und  Rechenarbeiten 
leisten  sie  gute  Dienste.  Die  Gründe  der  Heranziehung  sind 
offenbar  finanzielle,  beim  Fernsprecher  auch  sachliche. 

Die  bayerische  Post-  und  Telegraphenverwaltung  beschäftigt 
weibliches  Personal  im  Landpostdienste  und  beim  Fernsprecher 
in  den  größeren  Städten.  Die  Verhältnisse  des  Landpostdienstes 
sind  ähnlich  wie  in  Österreich  geregelt.  Die  Amtsleiterinnen 
(Postagentinnen)  stehen  in  einem  beiderseits  kündbaren  Vertrags- 
verhältnisse zur  Postverwaltung  und  die  Hilfsorgane  sind  Ange- 
stellte der  ersteren.  Seit  1898  ist  ihnen  auch  eine  Altersversorgung 
zuteil  geworden.  Im  unmittelbaren  Staatsdienste  werden  seit 
Herbst  1895  bei  den  größeren  Telephonanstalten  an  Stelle 
der  bisher  verwendeten  Unterbeamten  Telephonistinnen  beschäf- 
tigt. Sie  haben  die  letzteren  in  der  Zwischenzeit  fast  vollsti 
verdrängt. 

Die  Aufnahmsbedingungen  sind  folgende:  10. — 25.  Lebens- 
jahr, vollkommene  Gesundheit,  ungetrübter  Leumund,  lediger 
Stand,  Zugehörigkeit  zu  einer  achtbaren  Familie  oder  Anschluß 
an  eine  solche,  gute  Schulbildung  und  Fähigkeit,  ein  französi- 
sches oder  englisches  Diktat  ohne  grobe  Verstöße  nieder- 
zuschreiben und  übersetzen  zu  können.  Eine  höhere  Vorbildung 
gewährt  den  Vorzug  vor  anderen  Bewerbern.  Schließt  sich  der 
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Dienstantritt  nicht  unmittelbar  an  den  Austritt  aus  der  Schule, 
so  ist  ein  Attest  Uber  die  Führung  und  Beschäftigung  in  der 
Zwischenzeit  zu  erbringen.  Der  Aufnahme  geht  eine  Probe- 
dienstleistung von  6 Wochen  voraus.  Darauf  ist  die  Fachprüfung 
abzulegen,  die  sich  auf  die  Dienstvorschriften,  die  Organisation 
der  Verwaltung,  die  erforderlichen  Manipulationen  und  ihren 
Zweck,  die  Vorschriften  über  das  Verhalten  gegenüber  den 
Telephonteilnehmern,  die  bestehenden  Ortsnetze  und  interurbanen 
Verbindungen,  die  Gebührenbestimmungen  und  die  Grundzüge 
der  technischen  Einrichtung  der  Umschaltestellen  erstreckt. 

Nach  der  Fachprüfung  erfolgt  die  Aufnahme  in  den  Dienst. 
Die  Telephonistinnen  gehören  zu  den  nichtpragmatischen  Beamtem 
und  Bediensteten,  als  solche  haben  sie  nur  eine  privatrechtliche 
Stellung.  Innerhalb  dieser  Gruppe  zahlen  sie  zu  dem  nicht- 
statusmüßigen Personal.  Das  hat  aber  keine  weitere  praktische 
Bedeutung. 

Die  Verwendung  erstreckt  sich  auf  den  Umschaltedienst. 
In  der  letzten  Zeit  wurden  auch  besonders  dienstgewandte  und 
verläßliche  Personen  versuchsweise  zum  Aufsichtsdienste  heran- 
gezogen. Über  die  Arbeitszeit  fehlt  eine  Angabe.  Zum  Nacht- 
dienst werden  sie  herangezogen,  aber  es  müssen  mindestens 

2 Telephonistinnen  dienstlich  anwesend  sein.  Bezüglich  der 
Sonn-  und  Feiertage  werden  sie  gleich  dem  männlichen  Personal 
behandelt.  Einen  Urlaub  erhalten  sie  während  der  ersten 

3 Dienstjahre  bis  zu  7,  im  4. — 8.  Dienstjahre  bis  zu  10,  später 
bis  zu  14  Tagen. 

Die  Entlohnung  beträgt  während  der  Probezeit  2 Mark, 
nach  der  definitiven  Aufnahme  2*20  Mark.  Nach  3jühriger 
Dienstzeit  erhalten  sie  einen  festen  Jahresbezug.  Dieser  beträgt: 
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Diese  Entlohnung  ist  gleich  den  Bezügen  der  früher  ver- 
wendeten Unterbeamten. 

Bei  Erkrankungen  werden  vom  Augenblick  des  Beginnes 
der  Probedienstleistung  die  vollen  Bezüge  für  die  Dauer  von 
13  Wochen  fortbezahlt. 
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Ihre  Altersversorgung  ist  folgendermaßen  geregelt:  Nach 

3jähriger  Dienstzeit  erhalten  sie  feste  Sustentationsanwart- 
schaften.  Die  anrechenbare  Dienstzeit  beginnt  mit  dem  4.  Dienst- 
jahre, indessen  bleibt  die  Dienstzeit  vor  dem  20.  Lebensjahre 
- — von  unverschuldeten  Unfällen  im  Dienste  abgesehen  — außer 
Betracht.  Der  anrechenbare  Gehalt  ist  der  feste  Jahresbezug 
abzüglich  eines  Betrages  von  60  Mark,  welcher  der  nichtan- 
rechenbaren Gehaltszulage  der  Unterbeamten  entspricht.  Die  Pen- 
sion beträgt  im  Krstjahre  30%  und  steigt  jährlich  um  2%  bis 
zu  dem  Höchstsätze  von  1200  Mark.  Bei  Dienstunfähigkeit 
infolge  eines  Unfalles  im  Betriebe  gebührt  eine  Pension  in  der 
Höhe  von  06%%  des  ganzen  jährlichen  Diensteinkommens. 

Das  Dienstverhältnis  der  nichtpragmatischen  Beamten,  also 
auch  der  Telephonistinnen,  kann  beiderseits  jederzeit  gelöst 
werden.  Eine  Kündigungsfrist  ist  nicht  vorgesehen.  Verhei- 
ratung ist  Endigungsgrund. 

Die  Zahl  der  Telephonistinnen  betrug  in  den  Jahren  1898 
bis  1899  101,  1900 — 1901  375.  Die  Erfahrungen  waren  im  all- 
gemeinen befriedigend  und  führten,  wie  erwähnt,  auch  zur 
Heranziehung  zum  Aufsichtsdienst.  Nur  über  geringere  körper- 
liche Widerstandsfähigkeit  wird  geklagt.  Sie  macht  sich  durch 
häufigere,  oft  nur  durch  geringfügiges  Unwohlsein  bewirkte 
Dienstesabsenzen  bemerkbar. 

Die  Gründe  der  Anstellung  liegen  in  der  besonderen  Eig- 
nung der  Frauen  zum  Telephondienst.  Finanzielle  Gesichts- 
punkte kommen  nicht  in  Betracht,  da  die  Entlohnung  gleich  der- 
jenigen der  vorher  verwendeten  Unterbeamten  ist. 

Auch  von  der  Württembergischen  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung werden  Frauen  im  Landpostdienste  als  Postagen- 
tinnen und  im  Stadtpostdienste  als  Telegraphen-  und  Telephon- 
gehiltinnen  verwendet.  Den  letzteren  ist  seit  dem  Jahre  1901 
die  etatsmäßige  Anstellung  eröffnet  worden.  Die  Generaldirektion 
begründet  diesen  Schritt  in  den  Erläuterungen  zu  dem  betref- 
fenden Titel  des  Etats  mit  dem  Vorgänge  von  Bayern  und  der 
Reichspostverwaltung  und  bezeichnet  ihn  als  „eine  Maßnahme, 
für  welche  nicht  nur  erhebliche  dienstliche  Gründe,  sondern 
auch  beachtenswerte  Gründe  der  Billigkeit  sprechen“. 

Was  die  Vorbedingungen  für  die  Verwendung  bei  den 
Telephonanstalten  betrifft  — für  den  Telegraphendienst  dürften 
entsprechende  Bestimmungen  gelten,  so  wird  verlangt:  ein  Lebens- 
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alter  von  16 — 25  Jahren,  eine  den  Anforderungen  des  Dienstes 

entsprechende  Körperbesehaffenheit  und  Rüstigkeit,  insbesondere 

normales  Hör-  und  Sehvermögen,  lediger  Stand,  guter  Leumund, 

gute  Schulbildung,  die  Ablegung  einer  AufnahmsprUfung,  welche 

sich  auf  orthographisches  und  grammatikalisches  Schreiben 

(Diktat  und  Aufsatz),  Fähigkeit,  ein  leichteres  französisches 

Diktat  ohne  gröbere  Verstölie  niederzuschreiben  und  zu  über- 

•* 

setzen,  einige  Kenntnisse  in  der  Geographie  Deutschlands,  Öster- 
reichs und  der  Schweiz,  Gewandtheit  im  Rechnen  in  den  4 Grund- 
arten, und  zwar  mit  ganzen  Zahlen,  gewöhnlichen  und  Dezimal- 
brüchen, erstreckt.  Die  Prüfung  ist  schriftlich  und  mündlich. 

Nach  bestandener  Prüfung  haben  sich  die  Anwärterinnen 
einer  unentgeltlichen  2monatlichen  Probedienstleistung  zu  unter- 
ziehen. Sie  werden  dann  nach  Bedarf  an  Stelle  erkrankter  oder 
beurlaubter  Gehilfinnen  einberufen,  später  als  vollbeschäftigte 
Telephon-  bezw.,  Telegraphengehilfinnen  gegen  Taggeld  in  stets 
widerruflicher  Weise  beschäftigt.  Die  Gehilfin  dagegen  hat  ihren 
Dienstaustritt  einen  Monat  früher  anzuzeigen.  Die  etatsmäßige 
Anstellung  erfolgt  nach  einer  Dienstzeit  von  mindestens  6 Jahren, 
jedoch  nicht  vor  zurückgelegtem  25.  Lebensjahr.  Damit  wird 
ein  öffentlich-rechtliches  Dienstverhältnis  zum  Staate  begründet. 
Dasselbe  gibt  aber  in  Württemberg  für  die  Subaltern-  und  Unter- 
beamten kein  Recht  auf  dauernde  Anstellung,  es  besteht  ein 
freies  Kündigungsrecht,  welches  nur  an  eine  vierteljährliche 
Frist  gebunden  ist. 

Über  die  Arbeitsleistungen  läßt  sich  nur  soviel  sagen,  daß 
die  Frauen  im  Apparatdienste  verwendet  werden.  Nähere  An- 
gaben fehlen  hierüber,  ebenso  über  die  Arbeitszeit.  In  Bezug 
auf  den  Urlaub  bestimmt  eine  allgemeine  Vorschrift  für  die  nicht 
lebenslänglich  angcstellten  Beamten,  daß  er  im  Höchsttalle 
14  Tage  betragen  darf,  wenn  die  Bewerber  nicht  an  den  Kosten 
der  Stellvertretung  teilnehmen  wollen. 

Angaben  über  die  Höhe  des  Taggeldes  stehen  nicht  zur 
Verfügung.  Der  etatsmäßige  Gehalt  beginnt  mit  1000  Mark 
und  steigt  von  3 zu  3 Jahren  um  je  1(X)  Mark  bis  auf  1500  Mark. 
Das  Wohnungsgeld  beträgt  150,  130  und  100  Mark.  Der  Höchst- 
gehalt wird  also  normalmäßig  nach  21  Dienstjahren  erreicht. 
Ein  Recht  auf  Gehaltsvorrückung  fehlt.  Dieselbe  hängt  von  der 
Würdigkeit  und  zufriedenstellenden  Dienstführung  ab.  Aller- 
dings muß  bei  Übergehungen  Gelegenheit  zur  Rechtfertigung 
gegeben  werden.  Ferner  hat  die  Entziehung  der  Erhöhung 
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nicht  notwendig  eine  Verschiebung  der  nächsten  Vorrückung 
zur  Folge. 

Was  das  Verhältnis  zu  den  Bezügen  der  Männer  anbetrifft, 
so  erhalten  die  Telegraphisten  und  Obertelegraphisten  in 
Abständen  von  3 und  3 Jahren  1300,  1400,  1500,  1600,  1800, 
2000,  2200,  2400  und  2600  Mark.  Bei  Annahme  einer  etats- 
mäßigen Anstellung  nach  6 Jahren  würde  die  Entlohnung  der 
Frauen  in  dem  ersten  21  Dienstjahren  zwischen  75 — 81%  davon 
schwanken,  nach  dem  21.  Dienstjahre  sinkt  sie  allmählich  bis 
auf  58%. 

Bei  Erkrankungen  dauert  die  volle  Gehaltszahlung  im 
Höchstfälle  6 Monate.  Darüber  hinaus  hat  der  Bedienstete  einen 
Beitrag  zu  den  Kosten  der  Amtsverweserei  zu  leisten.  Ein  Anspruch 
auf  Ruhegehalt  fehlt  in  Württemberg  bei  allen  unter  Vorbehalt 
der  Kündigung  angestellten  Beamten,  jedoch  kann  ihnen  eine 
angemessene  Unterstützung  nach  dein  Grade  ihrer  Bedürftigkeit 
gewährt  werden.  Verehelichung  scheint  Auflösungsgrund  zu  sein. 

Die  Zahl  der  etatsmäßigen  Gehilfinnen  betrug  nach  dem 
Voranschlag  für  1901  45,  für  1902  60,  die  Zahl  der  Obertele- 
graphisten und  Telegraphisten  85,  bezw.  90.  Danach  bilden  die 
Frauen  35,  bezw.  40%.  Genauere  Zahlen  lassen  sich  nicht  geben, 
weil  die  nichtetatsmäßigen  Bediensteten  nicht  angeführt  sind. 

Die  Verwendung  der  weiblichen  Bediensteten  scheint,  nach 
den  Gehaltssätzen  geschlossen,  eine  Ersparnis  zu  bedeuten. 

Die  Stellung  der  weiblichen  Bediensteten  bei  den  3 Post- 
verwaltungen des  Deutschen  Reiches  weist  viele  Analogien  mit 
den  österreichischen  Verhältnissen  auf.  Überall  werden  nur  unver- 
heiratete Frauen  beschäftigt.  Sie  bilden  eine  selbständige  Gruppe 
ohne  Rangsgliederung;  ihre  Bezüge  sind  niedriger  als  diejenigen 
der  neben  ihnen  verwendeten  Subalternbeamten.  In  letzterer 
Hinsicht  macht  Bayern  eine  Ausnahme,  wo  sic  an  Stelle  von 
Unterbeamten  getreten  sind  und  deren  Bezüge  erhalten  haben. 
Dagegen  bestehen  auch  namhafte  Differenzen,  insbesondere  schon 
in  der  Grundlage  der  Anstellung.  Diese  ist  nämlich  im  Reich 
und  Württemberg,  abgesehen  von  den  Anfangsjahren,  öffentlich- 
rechtlich,  in  Bayern  und  Österreich  privatrechtlich.  Ein  Defi- 
nitivum  aber  hat  neben  Österreich  nur  das  Reich.  Wir  gehen 
jetzt  etwas  genauer  auf  die  Einzelheiten  ein. 

Was  die  Vorbedingungen  betrifft,  so  ist  das  Höchstalter 
bei  den  deutschen  Verwaltungen  niedriger  als  in  Ostemuch, 
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25,  bczw.  30  gegenüber  40  Jahren.  Ein  niedrigeres  Mindest- 
alter von  16  statt  18  Jahren  haben  die  beiden  süddeutschen 
Länder.  Die  Anforderungen  in  Bezug  auf  die  Vorbildung  sind 
im  allgemeinen  gleich  — merkwürdigerweise  verlangt  die  Reichs- 
post  nicht  durchwegs  Kenntnis  einer  fremden  Sprache  — und 
mit  neuerlicher  Ausnahme  Bayerns  überall  niedriger  als  rück- 
sichtlich  der  männlichen  Beamten.  Übereinstimmend  wird  Gesund- 
heit und  physische  Eignung,  ferner  moralische  Unbescholtenheit 
verlangt.  Bayern  und  die  Reichspost  fordern  Familienanschluß 
am  Dienstorte,  die  letztere  gestattet  neuerdings  Abweichungen. 

Die  dienstliche  Ausbildung  erfolgt  bei  den  deutschen  Ver- 
waltungen durch  eine  kurze  praktische  Einführung,  in  Österreich 
durch  einen  Lehrkurs,  woran  sich  eine  Fachprüfung  schließt. 
Diese  findet  sich  nur  bei  Bayern.  Die  Ausbildungszeit  wird  nur 
in  Bayern  entlohnt.  Nach  Vollendung  der  Ausbildung  ist  das 
Dienstverhältnis  überall  zunächst  ein  loseres,  die  Stabilisierung 
(Ersatz  der  Taggelder  durch  einen  Jahresbezug,  in  Österreich 
Monatsbezug)  tritt  in  Bayern  wie  in  Österreich  nach  3 Jahren, 
in  Württemberg  nach  6,  im  Reiche  nach  9 Dienstjahren  ein. 

Die  Verwendung  erfolgt  — wir  müssen  natürlich  mangels 
ausreichender  Daten  vom  Landpostdienste  absehen  — überall 
zum  Fernsprechdienste,  überall  mit  Ausnahme  Bayerns  zum  Tele- 
graphendienste, nur  im  Reiche  und  < Österreich  auch  zum  Post- 
dienste. Was  die  Verbreitung  der  Frauen  auf  die  verschiedenen 
Dienstzweige  und  innerhalb  derselben  betrifft,  befindet  sich 
< tsterreich  weit  im  Vorsprunge,  erklärlicherweise,  da  die  deut- 
schen Verwaltungen  mit  der  Beschäftigung  erst  in  den  90er  Jahren 
begannen  oder  Ernst  machten.  Zum  Aufsiclitsdienste  beim  Fern- 
sprecher werden  sie  überall  herangezogen  — von  Württemberg 
fehlt  ein  Anhaltspunkt  dafür.  Über  die  Arbeitszeit  besitzen 
wir  keine  genügenden  Angaben,  im  Fernsprechdienst  kommt  — 
Württemberg  läßt  uns  wieder  im  Stich  anscheinend  überall 
Nachtdienst  vor.  Der  Höchsturlaub  beträgt  bei  den  deutschen 
Verwaltungen  14  Tage,  in  ( >sterreich  3 Monate. 

Die  Entlohnung  zeigt  überall  bis  zur  Stabilisierung  die 
Form  des  Taggeldes,  nach  derselben  eines  Jahresbezuges,  in 
Österreich  Monatslohnes.  Zu  diesem  Hauptbezug  tritt  im  Reiche 
und  Württemberg  ein  Wohnungsgeldzuschuß,  der  in  Bayern  schon 
einbezogen  ist.  Ein  Analogon  fehlt  in  Österreich,  welches  dafür 
aber  als  Nebenbezüge  die  Ilugheszulage,  die  Depeschentantieme 
und  Nachtdienstgebühr  versieht-.  Das  müssen  wir  uns  vor  Augen 
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halten,  wenn  wir  jetzt  die  JahresbezUge  miteinander  vergleichen. 


Diese  betragen  absolut 
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1 7.  Dienstjahr,  2 einschließlich  des  Wohnungsgelddurchschnittes. 


Danach  sind  die  österreichischen  Sätze  überall  niedriger. 
Die  Differenz  beträgt  vom  6.  bis  zum  21.  Dienstjahre  40—75%, 
erst  von  dem  letzteren  an  verringert  sie  sich  kontinuierlich,  weil 
das  Maximum  im  Reiche  und  Württemberg  schon  nach  21,  in 
Bayern  nach  28  Dienstjahren  erreicht  ist,  während  in  Österreich 
die  Steigerung  bis  zum  38.  Jahre  andauert. 

Die  Oehalts vorrückung  nach  der  Stabilisierung  erfolgt  im 
Reiche  und  Württemberg  von  3 zu  3 Jahren,  in  Bayern  einmal 
nach  3 und  2,  dann  nach  je  5 Jahren,  in  < Österreich  alle  4 Jahre. 
Ein  Rechtsanspruch  besteht  nur  in  ( )sterreich,  bei  den  deutschen 
Verwaltungen  ist  sie  Sache  freier  Gewährung,  Württemberg  ver- 
langt bei  Präterierung  Gehör  der  Übergangenen. 

Das  Verhältnis  des  Frauen-  zum  Männergehalt  schwankt 
in  < Österreich  zwischen  35  und  47,  bei  der  Reichspost  zwischen 
73  und  51,  in  Würtemberg  (nach  der  etatsmäliigen  Anstellung) 
zwischen  Hl  und  58%,  in  Bayern  sind  die  Telephonistinnen  den 
Unterbeamten  gleichgestellt.  Das  Verhältnis  ist  also  am  ungün- 
stigsten in  Österreich.  Das  Ergebnis  gewinnt  noch  an  Gewicht, 
wenn  wir  die  Entlohnung  der  männlichen  Subalternbeamten  in 
den  drei  Staaten  miteinander  vergleichen.  Diese  betrug  absolut 
und  in  Prozent  der  österreichischen  Sätze  in  Kronen: 


Dienstjahr 

( )sterreich 

Reichspost 

Württemberg 
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19*  >o 
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2»>KO 
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Es  zeigt  sich  also,  daß  die  Verkehrsbeamten  in  Österreich 
verhältnismäßig  sehr  gut  bedacht  sind,  während  man  das  von 
den  Manipulantinnen  nicht  sagen  kann.  < >b  bei  der  Verteilung 
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dos  Gesamtgehaltes  auf  die  Gesamtdienstzeit  in  den  deutschen 
Systemen  Rücksicht  auf  die  verschiedenen  Bedürfnisse  der  beiden 
Geschlechter  genommen  ist,  lHlJt  sich  aus  den  uns  zur  Verfügung 
stehenden  Daten  nicht  ersehen. 

In  Bezug  auf  die  Kranken  Versorgung  stellen  die  beiden 
Verwaltungen  mit  Definitivum  ihre  weiblichen  Bediensteten 
besser  als  Bayern  und  Württemberg.  Eine  Altersversorgung  fehlt 
bei  letzterem.  In  Österreich  ist  sie  dem  Pensionsverein  für  Land- 
postbedienstete  übertragen  und  macht  45 — 100"  0 aus,  bei  der 
Reichspost  25 — 75,  in  Bayern  30—  75.  Die  Regelung  ist  in 
Österreich  nur  scheinbar  günstiger,  einmal  weil  der  der  Pen- 
sionsboreclinung  zugrunde  liegende  Gehalt  viel  niedriger  ist, 
und  dann  weil  er  nur  mit  einer  der  neueren  Gehaltsrogulierung 
nicht  mehr  entsprechendem  Quote  in  Betracht  kommt. 

Was  die  Bewährung  der  Frauen  betrifft,  so  liegt  ein  genauerer 
Bericht  nur  von  Seiten  der  Reichspostverwaltung  vor.  Vergleichen 
wir  ihn  mit  den  österreichischen  Erfahrungen,  so  sind  die 
letzteren  günstiger.  Während  dort  der  interurbane  Fernsprecher- 
dienst,  die  Verwendung  zu  stärker  in  Anspruch  genommenen 
Linien  und  komplizierten  Apparaten,  endlich  der  Schalterdienst 
größeren  Schwierigkeiten  begegnet,  haben  wir  in  < )sterreich 
keine  entsprechenden  Klagen  gehört. 

Zusammenfassend  können  wir  sagen,  daß  das  Dienstver- 
hältnis der  Post-  und  Telegraphenbeamtinnen  in  Österreich,  von 
der  formellen  Seite  betrachtet,  günstiger  ist  als  bei  den  deutschen, 
insbesondere  süddeutschen  Verwaltungen,  in  materieller  Beziehung 
aber  hinter  denselben  weit  zurückstoht. 


Von  den  8 roiehsdeutschen  Staatsbahnverwaltungen  war 
die  großherzoglich  badische  dio  erste,  welche  mit  der  Verwen- 
dung weiblicher  Hilfskräfte  im  Verkehrsdiensto  begann.  Die 
Erstanstellung  erfolgte  im  Jahre  1864.  Heute  werden  Frauen 
einmal  im  inneren  Abfertigungsdienst  der  kleineren  Stationen  als 
Beihilfen  des  Stationsvorstandes,  zu  dessen  Familienangehörigen 
sie  zählen,  verwendet,  und  dann  im  Fahrkarten-,  Telegraphen- 
und  Rechnungsdienst  auf  großen  Stationen. 

Die  erst«*  Gruppe  wird  meist  von  den  Ehefrauen  gebildet. 
Sie  werden  einige  Zeit  im  Dienste  oingoübt,  haben  dann  eine 
Prüfung  im  Rechnen,  Schreiben,  Lesen  und  im  einfacheren 
Telegraphen-  und  Rechnungsdienste  abzulegen.  Die  Dienst- 
geschäfte sind  nach  Anleitung  und  unter  Verantwortung  des 
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Stationsvorstandes  zu  besorgen  und  bestehen  in  der  Beihilfe  im 
Personen-  und  Güterabfertigung»-  sowie  im  Telegraphen-  und 
Rechnungsdienst.  Für  diese  Beihilfe  wird  dem  Stationsvorsteher 
eine  Vergütung  bis  zu  300  Mark  jährlich  gewährt.  Wir  haben 
es  also  hier  mit  einer  Form  der  Heranziehung  von  weiblichen 
Angehörigen  der  Beamten  zu  tun,  der  wir  schon  bei  den  Post- 
gehilfinnen der  nichtärarischen  Ämter  und  den  Schreibgehilfinnen 
der  Reichspostverwaltung  begegnet  sind. 

Die  berufsmäßigen  weiblichen  Kisenbahnbediensteten  führen 
den  Titel  Expeditions-,  bezw.  Telegraphengehilfin.  Ihre  Auf- 
nahmsbedingungen sind  ausführlich  geregelt.  Es  wird  gefordert : 
Ein  Lebensalter  von  18 — 2 5 Jahren,  lediger,  bezw.  verwitweter 
Civilstand,  Gesundheit  und  guter  Leumund.  Die  genügende  Vor- 
bildung wird  durch  eine  Prüfung  festgestellt,  und  muß  umfassen: 
Fähigkeit  zur  Fertigung  eines  deutschen  Aufsatzes,  Kenntnis  der 
allgemeinen  und  Landesgeographie,  Kenntnis  des  Rechnens  in 
den  vier  Grundarten,  mit  gewöhnlichen  und  Dezimalbrüchen, 
der  Maß-,  Gewichts-,  Gesellschaft»-  und  Zinsrechnungen,  Kenntnis 
der  französischen  Sprache  (Übersetzung  einer  Abhandlung  aus 
dem  Deutschen  ins  Französische  und  umgekehrt;  nebst  kurzem 
Gespräch  in  französischer  Sprache).  Die  Bildungserfordernisse 
der  männlichen  Expeditions-  und  Telegraphengehilfen  sind  höher. 

Nach  Ablegung  dieser  Prüfung  werden  die  Bewerberinnen 
in  eine  Wartliste  aufgenommen  und  dann  nach  Bedarf  zu  einer 
unentgeltlichen  Lehr-  und  Probezeit  von  4 —6  Monaten  ein- 
berufen. An  diese  schließt  sich  eine  praktische  Dienstprüfung 
und  die  selbständige  Verwendung  gegen  Wartegeld.  Etwa  2 Jahre 
nach  Diensteintritt  findet  die  Bestätigung  als  Expeditions-  oder 
Telegraphengehilfin  statt,  welche  Anspruch  auf  eine  jährliche  in 
bestimmten  Abschnitten  bis  zum  15.  Dienstjahre  durch  Zulagen 
steigende  Jahresvergütung  gewährt.  2 Jahre  nach  der  Bestäti- 
gung kann  die  Beamteneigenschaft  verliehen  werden,  die  zwar 
keine  etatsmäßige  Anstellung  oder  etwa  einen  Anspruch  auf 
Ruhegehalt  gewährt,  auf  Grund  deren  aber  ihnen  ein  nach  dem 
vorliegenden  Bedürfnis  zu  bemessender  widerruflicher  Unter- 
stützungsgehalt bis  zu  40%  ihres  zuletzt  bezogenen  Dienst- 
einkommens bewilligt  werden  kann.  Um  den  älteren  Gehilfinnen 
die  Möglichkeit  einer  etatsmäßigen,  d.  h.  definitiven  Anstellung 
und  damit  einen  Anspruch  auf  Ruhegehalt  zu  geben,  sind  seit  18(.K) 
etatsmäßige  Stellen  für  sie  geschaffen  worden.  Die  etatsmäßige 
Anstellung  erfolgt  gegenwärtig  nach  12 — 15  Jahren,  gewährt  An- 
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spruch  auf  einen  in  bestimmten  Abschnitten  steigenden  Jahres- 
gehalt, das  gesetzliche  Wohnungsgeld  und  eine  Dienstzulage. 

Die  Verwendung  erfolgt  im  Fahrkartenschalter-  und  Tele- 
graphendienst, neuerdings  auch  im  Rechnungsdienst  der  größeren 
Stationen.  Die  Dienststunden  betragen  wie  bei  den  Männern  im 
Durchschnitt  8 Stunden.  Nachtdienst  kommt  vor,  doch  soll  er 
nicht  in  der  Nacht  beendigt  werden.  Ein  Anspruch  auf  Urlaub 
besteht  nicht,  doch  wird  ihnen  jährlich  ein  solcher  bis  zu 
14  Tagen,  bei  etatsmäßiger  Anstellung  bis  zu  4 Wochen  bewilligt. 
Die  Amtsräume  sind  überall  von  denen  der  Beamten  getrennt, 
indem  an  den  Schaltern  und  in  den  Telegraphenbureaux  sowie 
in  den  Reehnungsbureaux,  in  welchen  Frauen  verwendet  werden, 
in  der  Regel  männliches  Personal  nicht  beschäftigt  wird.  Weib- 
liche Vorgesetzte  gibt  es  nicht.  Das  Verhältnis  zwischen  männ- 
lichen und  weiblichen  Beamten  ist  befriedigend.  Häufig  sollen 
Heiraten  zwischen  Beamten  und  Beamtinnen  Vorkommen. 

Was  die  Entlohnung  betrifft,  so  haben  wir  folgendes  Schema. 

Ohne  Berücksichtigung  der  etatsmäßigen  Anstellung: 


Dienstjahr 

Art  des  Bezuges  Höhe 

der  Bezüge  iu  Mark 

1.-2. 

Wartegeld 

800 

3. 

Jahresvergütung 

1000 

4. 

f» 

1100 

5. 

n 

1200 

<>.—7. 

r» 

1300 

8. — 9. 

1400 

10.— 11. 

w 

1500 

12.— 14. 

n 

1600 

15. — 17. 

w 

1650 

18. 

w 

1700 

Mit  Bor 

ücksichtigung  der  etatsmäßigen 

Anstellung : 

Dienstzulaere  und 

Dienstjahr 

Jahresgehalt  ...  , , , 

® \N  ohnungsgeld 

Zusammen 

14.-15. 

1100 

450 

1550 

16.— 18. 

1200 

450 

1650 

10.-21. 

1300 

450 

1750 

22.-24. 

1400 

450 

1850 

25. 

1500 

450 

1950 

Die  entsprechenden  männlichen  Subalternbeamten,  die  Expe- 
ditionsassistenten, beziehen  einen  Gehalt  von  1400—2200  Mark  und 
ein  dem  obigen  entsprechendes  Wohnungsgeld  von  350  Mark. 
Nach  der  etatsmäßigen  Anstellung  betragen  also  die  Mindest-  und 
Höchstbezüge  der  Frauen  89,  bezw.  76°  0 derjenigen  der  Männer. 
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Die  Krankenversorgung  ist  in  folgender  Weise  geregelt : 
Die  Gehilfinnen  gehören,  solange  sie  nicht  die  Beamteneigen- 
schaft besitzen,  als  pflichtige  Mitglieder  der  den  reichsgesetz- 
lichen Vorschriften  genügenden  Eisenbahnbetriebskrankenkasse 
an,  welche  ihren  Mitgliedern  bei  Erkrankung  neben  freier  ärzt- 
licher Behandlung  und  freien  Arzneimitteln  auf  die  Dauer  eines 
Jahres  ein  Krankengeld  in  der  Höhe  von  2/3  des  Tagesverdienstes 
gewährt.  Man  beläßt  sie  aber  in  den  ersten  14  Tagen  im  Bezüge 
ihres  vollen  Diensteinkommens  und  behält  dafür  das  Kranken- 
geld ein.  In  Fällen  langer  Krankheit  oder  größerer  Hilfsbedürftig- 
keit können  Zuwendungen  aus  besonderen  Unterstützungsmitteln 
gemacht  werden.  Nach  Erhalt  der  Beamteneigenschaft  beziehen 
die  Gehilfinnen  im  Erkrankungsfalle  das  Diensteinkommen  auf 
ein  Vierteljahr  fort.  Sie  können  überdies  als  berechtigte  Mit- 
glieder in  der  Betriebskrankenkasse  verbleiben  und  sich  deren 
Leistungen  auch  weiterhin  sichern.  Über  die  Altersversorgung 
vor  etatsmäßiger  Anstellung  ist  oben  gesprochen  worden.  Nach 
derselben  haben  sie  Anspruch  auf  Ruhegehalt.  Die  anrechen- 
bare Dienstzeit  beginnt  mit  der  Verleihung  der  Beamteneigen- 
schaft. Die  Pension  beträgt  nach  10  Dienstjahren  35"  ()  und  steigt 
mit  jedem  weiteren  Dienstjahre  um  1%  auf  höchstens  70°/0. 

Die  Verehelichung  einer  Gehilfin  hat  Ausscheiden  aus  dem 
Dienste  zur  Folge.  Ob  vor  der  etatsmäßigen  Anstellung  für  die 
Lösung  des  Verhältnisses  Kündigungsfristen  bestehen,  und  welche, 
darüber  fehlen  nähere  Angaben. 

Die  Zahl  der  Gehilfinnen  betrug  nach  dem  Etat  von  1901 
89,  davon  29  etatsmäßig;  die  Zahl  der  männlichen  Gehilfen  082 
und  der  allerdings  nicht  ausschließlich  im  Abfertigungsdienste 
verwendeten  Assistenten  325.  Die  Frauen  machten  danach  rund 
10%  aus.  Über  die  Bewährung  der  Frauen  berichtet  die  Ver- 
waltung, daß  die  mit  den  Gehilfinnen  gemachten  Erfahrungen  als 
günstige  bezeichnet  werden  können.  «Zur  Zeit  wird  auf  den 
Stationen  Mannheim,  Heidelberg,  Karlsruhe  und  Freiburg  der 
gesammte  Fahrkartenschalter-  und  Telegraphendienst,  in  Offen- 
burg und  Basel  der  Telegraphendienst  von  Gehilfinnen  besorgt, 
auch  werden  bei  den  Güterverwaltungen  Heidelberg  und  Karls- 
ruhe einige  ältere  Gehilfinnen,  die  vorher  im  obigen  Dienste 
verwendet  waren,  daselbst  jetzt  im  Rechnungsdienste  verwendet. 
Das  weiblich«'  Personal  hat  seine  Aufgabe  bisher  im  allgemeinen 
leicht  erfaßt  und  den  Dienst  mit  Eifer,  Nüchternheit  und  Pünkt- 
lichkeit versehen.“  Allerdings  gelten  die  Assistenten  als  besser 
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vorgebildet  (Einjährigen-Zeugnis).  Nach  anderen  Quellen  sollen 
die  Beamtinnen  weniger  Bescheid  wissen,  unbestimmter  ant- 
worten, in  allem  Mechanischen  aber  auch  nach  dieser  Quelle 
vollständig  befriedigen.  Was  schließlich  die  physische  Leistungs- 
fähigkeit betrifft,  so  war  ein  Versagen  der  Kräfte  bei  stärkerer 
dienstlicher  Inanspruchnahme  noch  wenig  zu  konstatieren;  der 
Krankenabgang  dürfte,  wenigstens  bei  den  älteren  Gehilfinnen, 
etwas  höher  sein,  als  bei  den  Männern.  Daß  eine  Ersparnis  mit 
der  Verwendung  erzielt  worden  sei,  will  die  Verwaltung  nicht 
Wort  haben;  die  Bezüge  beider  Geschlechter  differieren  auch 
nicht  beträchtlich. 

In  allerneuester  Zeit  ist  ein  Versuch  mit  der  Verwendung 
einiger  Frauen  mit  gewöhnlicher  Volksschulbildung  als  Maschinen- 
schreiberinnen gemacht  worden ; «las  Ergebnis  scheint  günstig 
zu  sein. 


Im  Gegensätze  zu  Baden  entschloß  man  sich  in  Preußen 
erst  spät,  das  weibliche  Element  in  dem  zum  größten  Teile  aus 
gedienten  Berufssoldaten  bestehenden,  von  militärischem  Geiste 
erfüllten  Subaltern-  und  IJnterbeaintenkörper  einzufügen.  Ganz 
entsprechend  wie  in  < Österreich  war  es  die  Direktion  am  Sitze 
der  Zentralleitung,  welche  um  die  Mitte  der  Neunziger-Jahre 
mit  großem  Ernste  an  diese  Aufgabe  hernuging.  Vereinzelt 
folgten  andere  Direktionen,  aber  erst  im  Jahr«*  1901  brachte 
«las  Ministerium  ein  System  in  die  Versuche,  indem  an  alle 
Direktionen  die  strengt*  Weisung  erging,  Frauen,  soweit  es  die 
V orschriften  gestatteten,  in  möglichst  ausgedehntem  Maße  zum 
Dienste  hcranzuziehen.  Die  den  Direktionen  untergeordneten 
Betriebsinspektionen  folgten  zumeist  nur  widerwillig. 

Die  Heranziehung  von  Frauen  zum  Betriebsdienste  hatte 
gewisse  organisatorische  Veränderungen  zur  Voraussetzung, 
weicht»  zugleich  im  Sinnt*  einer  Politik  größter  Sparsamkeit  in 
den  Personalausgaben  gelegen  waren.  Bei  den  größeren  Sta- 
tionen, wo  der  Personenkassendienst  eine  volle  Arbeitskraft  in 
Anspruch  nahm,  erwies  es  sich  nämlich  als  möglich,  denselben 
aus  tlem  Geschäftskreise  der  subalternen  Stationsbeamten  aus- 
zuscheiden und  an  Unterbeamte,  die  sogenannten  Fahrkarten- 
ausgebor,  zu  übertragen.  Die  geringere  Vorbildung,  welche  die 
neugesehaffenen  Dienstposten  erforderten,  fand  sich  auch  bei 
den  Frauen.  Im  Etat  von  1898,99  erscheinen  100  Stellen  für 
Fahrkartenausgeber  vorgesehen,  von  «lenen  50  Stellen  den  Militär- 
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anwärtern  Vorbehalten  sind,  die  übrigen  aber  an  weibliche  Per- 
sonen übertragen  werden  sollen.  Neben  diesen  etatsmüßigeu 
Fahrkartcnausgeberinnen  gab  es  aber  noch  bei  vielen  Direk- 
tionen zu  den  gleichen  Dienstleistungen  verwendete  Gehilfinnen, 
deren  Anstellung  vollständig  im  Wirkungskreise  der  Mittel- 
behörden lag.  Das  Ministerium  urgierte  nun  eine  ausgedehntere 
Heranziehung  um!  Ausbildung  dieser  weiblichen  Hilfskräfte.  Im 
Jahre  1000  wurden  den  Frauen  weitere  Funktionen  eröffnet, 
indem  bei  der  Neuregelung  des  Telegraphendienstes  neben 
dem  Weichenstellerpersonal  an  Telegraphengehilfinnen  gedacht 
wird.  In  demselben  Jahre  werden  sie  auch  im  Fernsprechdienste 
verwendet.  Die  Zentralleirung  begnügt  sich  aber  nicht  mit  der 
Krmöglichung  der  Verwendung  von  Frauen,  sie  will  sich  auch 
überzeugen,  ob  im  Sinne  ihrer  Intentionen  von  dieser  Möglich- 
keit tatsächlich  Gebrauch  gemacht  wird.  Zu  diesem  Beliufe 


fordert  sie  von  sämtlichen  Direktionen  eine  Nachweisung  der 
im  Fahrkartenausgabe-,  Telegraphen-  und  Fernsprechdienste 
verwendeten  männlichen  und  weiblichen  Personen  ein,  und 
drückt  in  einem  scharfen  Erlasse  im  Januar  1901  ihre  Un- 
zufriedenheit über  den  zu  geringen  Umfang  der  Beschäftigung 
von  Frauen  aus.  In  einzelnen  Bezirken  hatte  eine  solche  über- 
haupt nicht  stattgefunden.  Die  entschiedene  Spracht;  des  Mini- 
steriums verfehlte  ihre  Wirkung  nicht.  Jetzt  gingen  sogar  ein- 
zelne Direktionen  selbständig  darauf  aus,  neue  Dienstzweige  für 
die  Frauen  ausfindig  zu  machen,  und  versuchten  sie  im  Kanzlei- 
dienste und  im  Güterabfertigungsdienste  zu  verwenden.  Im  Juni 
1901  endlich  faßt  der  Minister  in  einem  Erlaß  die  Anstellungs- 
und Bezugsbedingungen  des  weiblichen  Personals  in  einheit- 
licher Regelung  zusammen. 

Danach  kommt  derselbe  für  die  bisher  genannten  4 Dienst- 
zweige — Telegraphen-  und  Fernsprechdienst  sind  vereinigt  — 
sowohl  in  Beamteneigenschaft,  wie  als  Hilfspersonal  in  Betracht. 
W ir  haben  die  Hilfsfahrkartenausgeberinncn,  Hilfstelegra- 
phistinnen, Abfertigungs-  und  Kanzleigehilfinnen  auf  der  einen, 
die  Fahrkartenausgeberinnen,  Telegraphistinnen,  Abfertigungs- 
beamtinnen und  Kanzlistinnen  auf  der  anderen  Seite.  Von  den 
eigentlichen  Beamtinnen  sind  derzeit  nur  für  die  Fahrkarten- 
ausgeberinnen etatsmäßige  Stellen  vorgesehen,  die  übrigen  be- 
ziehen eine  diätarische  Besoldung. 

Für  die  Anstellung  des  Hilfspersonals,  das  zum  Teil  nur 
für  die  Dauer  des  Bedarfes  zur  Dienstleistung  herangezogen 
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wird,  bestehen  keine  ins  einzelne  gehenden  Vorschriften.  Wird 
das  Hilfsbeamtenverhältnis  aber  mit  Hoffnung  auf  spätere  An- 
stellung begründet,  und  das  dürfte  häufig  der  Fall  sein,  dann 
müssen  die  Bedingungen  für  die  Anstellung  in  Beamteneigen- 
schaft erfüllt  werden. 

Diesbezüglich  wird  verlangt:  Die  Bewerberinnen  müssen 
unverheiratet  oder  kinderlose  Witwen  im  Alter  von  20 — 30  Jahren 
sein.  Ausnahmsweise  können  auch  Frauen,  die  früher  im  Aus- 
hilfsdienste beschäftigt  wurden,  bis  zum  40.  Lebensjahre  zu- 
gelassen werden.  Erforderlich  ist  weiter  gute  sittliche  Führung, 
körperliche  Tauglichkeit,  gute  Schulbildung,  Schreibgewandtheit 
und  deutliche  Handschrift.  Die  Annahme  erfolgt  zunächst  im 
Probedienst,  der  6 Monate  dauert.  Derselbe  wird  vergütet.  Nach 
Ablauf  der  Probezeit  müssen  sich  die  Telegraphistinnen  einer 
Prüfung  unterziehen.  Dann  erfolgt  die  Vereidigung  und  die 
diätarische  Anstellung.  Von  der  Beendigung  der  Probezeit 
rechnet  auch  das  Anwärterdienstalter  für  die  Aufbesserung  der 
diätarischen  Besoldung  und  die  Reihenfolge  der  etatsmüßigen 
Anstellung. 

Die  weiblichen  Bediensteten  im  Beamtenverhältnis  gehören 
zur  Kategorie  der  Unterbeamten  und  teilen  deren  allgemeine 
Rechte  und  Pflichten. 

Die  Arbeitsleistungen  der  einzelnen  Gruppen  sind  ver- 
schieden. Im  äußeren  Dienste  werden  nur  die  Fahrkarten- 
ausgeberinnen  verwendet,  und  zwar  bei  einfachen  Verhältnissen, 
im  Vergnügungs verkehr,  für  die  Lokalzüge  und  dergleichen, 
ferner  in  den  Rundreisebureaux.  Die  Telegraphistinnen  sind 
in  den  Direktionsbureaux  zur  Verbindung  der  einzelnen  Dienst- 
stellen, in  den  Wagenbureaux,  den  Telegraphenbureaux  der 
größeren  Stationen,  wo  sie  aber  den  Zugmeldedienst  nicht  besorgen, 
endlich  beim  Fernsprecher  in  den  sogenannten  Geschäftshäusern 
mit  der  Beantwortung  von  telephonischen  Anfragen  des  Publi- 
kums beschäftigt.  Die  Abfertigungsbeamtinnen  besorgen  im 
Güterabfertigungsdienst  namentlich  die  Anfertigung  von  Fracht-, 
Roll-  und  Schalterkarten,  sowie  Avisen,  führen  die  Nachnahme- 
bücher, fertigen  die  Monatsrechnungen  an  und  bessern  die  Tarife 
aus.  Dabei  werden  teilweise  auch  Schreibmaschinen  benützt. 
Das  Gleiche  gilt  auch  von  den  Direktionsbureaux  und  den  dort 
bediensteten  Kanzlistinnen. 

In  Bezug  auf  die  Arbeitsdauer  besteht  ein  Unterschied 
zwischen  beiden  Geschlechtern  nicht.  Der  durchschnittliche 
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Dienst  betrugt  10  Stunden.  Die  Mittagspause  richtet  sich  nach 
den  dienstlichen  Verhältnissen.  Nachtdienst  ist  — wohl  mit  Aus- 
nahme der  Berliner  Stadtbahn  — grundsätzlich  ausgeschlossen. 
Überstunden  werden  nicht  besonders  vergütet.  Im  Durchschnitt 
ist  jeder  3.  -4.  Sonntag  frei.  Ein  Anspruch  auf  Urlaub  fehlt. 
In  der  Regel  werden  8 Tage  gewährt. 

Was  die.  Entlohnung  betrifft,  so  erhalten  die  weiblichen 
Hilfspersonen  eine  Tagesvergütung  bis  zu  2 Mark ; ebenso  hoch 
ist  die  Vergütung  während  des  Probedienstes.  Die  diätarische 
Jahresbesoldung  beträgt  im  1.  Jahre  720,  im  2.  780,  im 
3.  900  Mark.  In  dem  1.  und  2.  Jahre  können  daneben  noch 
Ortszulagen  bis  80  Mark  bewilligt  werden.  Der  etatsmäßige 
Gehalt  hat  eine  interessante  Entwicklung  zu  verzeichnen.  An- 
fänglich waren  die  Fahrkartenausgeberinnen  ihren  männlichen 
Kollegen  gleichgestellt  und  bezogen  wie  die  Post-  und  Tele- 
graphengehilfinnen 1100 — 1500  Mark  mit  einer  von  3 zu  3 Jahren 
je  100  Mark  betragenden  Aufbesserung.  Durch  Erlaß  vom 
10.  Februar  1899  wird  ihr  Diensteinkommen  auf  900 — 1400  Mark 
herabgesetzt.  Es  tritt  also  eine  Differenzierung  der  Geschlechter 
ein.  Der  Wohnungsgeldzuschuß  beträgt  240 — 60,  im  anrechen- 
baren Durchschnitt  113  Mark.  (Bei  der  Post  gebührt  er  nach 
dem  höheren  Tarife  der  Subalternbeamten).  Ein  Rechtsanspruch 
auf  die  Gehaltsaufbesserung  besteht  nicht. 

Im  Vergleiche  zu  den  Bezügen  der  Männer  haben  die 
Fahrkartenausgeberinnen  nach  der  etatsmäßigen  Anstellung 
82 — 93%,  die  Telegraphistinnen  sind  den  Weichenwärtern  gleich- 
gestellt, die  Kanzlistinnen  erhalten  60 — 64%  der  Kanzlisten 
n.  Klasse  und  55—52%  der  Kanzlisten  I.  Klasse.  Eine  den 
Abfertigungsbeamtinnen  entsprechende  etatsmäßige  männliche 
Kategorie  fehlt.  Allerdings  ist  der  Vergleich  nur  mit  allem  Vor- 
behalt zu  verwerten,  weil  wir  die  Dauer  des  beiderseitigen 
diätarischen,  beziehungsweise  Hilfsbeamtenverhältnisses  nicht 
kennen. 

In  Krankheitsfällen  sind  die  Hilfsbeamtinnen  auf  die 
Krankenkasse  verwiesen,  die  wirklichen  Beamtinnen  behalten 
ihr  Diensteinkommen  unverkürzt.  Die  Altersversorgung  der 
ersteren  geschieht  durch  die  Arbeiterpensionskasse,  die  letzteren 
erhalten  nach  10 — 40  Dienstjahren  x%0 — 4%0  ihres  Gehaltes 
samt  Wohnungsgeldzuschußdurchschnittes.  Dabei  wird  die  diäta- 
rische und  die  Dienstzeit  als  vollbeschäftigte  Gehilfin,  soweit  sie 
5 Jahre  übersteigt,  angerechnet. 
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Das  Dienst Verhältnis  der  Unterbeamten  in  Preußen  ent- 
behrt des  Definitivums.  Es  besteht  vielmehr  eine  einmonatliche 
Kündigung.  Von  derselben  wird  allerdings  in  der  Kegel  nur 
dann  Gebrauch  gemacht,  wenn  bei  den  Beamten  Disziplinar- 
entlassung  eintreten  würde.  Bei  Verehelichung  erlischt  es  von 
selbst  mit  Ablaut'  des  Kalendermonates,  nach  der  etatsmäßigen 
Anstellung  mit  Ablaut’  des  Kalenderviertcl  jalires.  Durch  beson- 
dere Genehmigung  kann  es  auch  früher  beendigt  werden. 

Die  Zahl  der  etatsmäßigen  Fahrkartenausgeberinnen  betrug 
1898  88,  1900  206,  1901  221.  Über  die  Zahl  der  diätarischen 
und  Hiltsbeamtinnen  fehlen  die  Angaben.  Über  die  Bewährung 
der  Frauen  kann  heute,  da  sich  ihre  Verwendung  noch  im 
Anfangsstadium  befindet,  ein  Urteil  nicht  gefällt  werden.  Der 
Hauptgrund  ihrer  Verwendung  war  jedenfalls  finanzieller  Natur. 


Die  württembergische  Staatseisenbahn  beschäftigt  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  6 Gehilfinnen  im  Kassen-  und  Telegraphen- 
dienste  gegen  Taggeld.  Im  Jahre  1901  wurden  nun  für  diese 
etatsmäßige  Stellen  als  Stationsgehilfinnen  geschaffen,  deren 
Bezüge  denjenigen  der  Telegraphengehilfinnen  genau  ent- 
sprechen. Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  auch  die  bayrische 
Staatseisenbahnverwaltung  sich  mit  der  Absicht  trägt,  weib- 
lich»; Personen  zum  Schreib-  und  Kartierungsdienst,  zum  Tele- 
graphendienst und  dem  Dienste  an  den  Personenkassen  heran- 
zuziehen. Über  die  anderen  reichsdeutschen  Staatseisenbahnen 
stehen  uns  keine  Daten  zur  Verfügung. 


Und  nun  wieder  ein  Vergleich  der  österreichischen  und 
reichsdeutschen  Verhältnisse.  Hier  wie  dort  werden  Frauen  zu 
denjenigen  Funktionen  des  untergeordneten  Eisenbahndienstes 
herangezogen,  welche  von  dem  eigentlichen  Fahrdienste  getrennt 
sind,  zum  Kassen-,  Telegraphen-  und  Bureaudienste.  Vielfach 
mußten  die  betreffenden  Obliegenheiten  erst  aus  dem  Geschäfts- 
kreise verantwortlicherer  Dienstposten  ausgeschieden  werden, 
um  die  Verwendung  der  weiblichen  Kräfte  zu  ermöglichen. 
Die  Stellung  der  Frauen  im  Personalkörper  ist  verschieden,  in 
Baden  und  Württemberg  rechnen  sie  zu  den  Subalternbeamten, 
in  Preußen  zu  den  Unterbeamten,  in  Österreich  stehen  sie  in 
der  Mitte  zwischen  beiden  Gruppen.  Infolgedessen  zeigt  auch 
überall  das  Rechtsverhältnis  ein  abweichendes  Bild,  welches  in 
Österreich  einen  besonderen  Zug  durch  den  humanitären  Cha- 
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rakter  dos  Institutes  erhält,  während  sich  die  deutschen  Ver- 
waltungen allein  von  sachlichen  und  finanziellen  Gesichtspunkten 
leiten  lassen. 

Dieser  Unterschied  tritt  schon  in  der  Normierung  der 
Vorbedingungen  zutage,  indem  in  Österreich  nur  Witwen  und 
Waisen  von  Bahnbediensteten  zugelassen  werden,  ohne  daß  eine 
bestimmte  Vorbildung  und  ein  bestimmtes  Lebensalter  gefordert 
wird.  Auch  bei  den  deutschen  Verwaltungen  werden  nur  unver- 
heiratete Frauen  aufgenommen,  aber  ohne  jede  Beschränkung 
zu  Gunsten  des  eigenen  Personals.  Von  Baden  beispielsweise 
erfahren  wir  ausdrücklich,  daß  die  Bewerberinnen  aus  den 
verschiedensten  Gesellschaftskreisen  hervorgehen,  daß  Töchter 
höherer  und  niederer  Beamten  ebenso  unter  ihnen  vertreten 
sind,  wie  Angehörige  anderer  Stände,  aus  den  Städten  und  vom 
Lande.  Dafür  sind  die  sachlichen  Anforderungen  höher.  Preußen 
verlangt  ein  Lebensalter  von  20 — 30,  Baden  von  18 — 25  Jahren, 
beide  eine  gute  Schulbildung;  besonders  «las  letztere  hat  dies- 
bezüglich strengere  Vorschriften,  da  er  die  Frauen  zu  den 
Subalternbeamten  einreiht.  Beide  haben  eine  mehrmonatliche 
Probezeit  und  wenigstens  für  einige  Funktionen  eine  besondere 

Dienstprüfung  und  begründen  selbst  nach  der  cndgiltigcn  Auf- 

•• 

nähme  nicht  sofort  ein  festes  Dienstverhältnis.  Bei  ( )stcrreich 
fehlen  diese  Zwischenstadien. 

Die  dauernde  Anstellung  ist  in  Deutschland  überall  etats- 
müßig,  also  öffentlich-rechtlicher  Natur,  in  Österreich  privat- 
rechtlich.  Aber  gerade  dieser  Unterschied  besitzt  keine  große 
Bedeutung,  weil  die  Unterbeamten  in  Preußen  und  die  Sub- 
alternbeamten  in  Württemberg  überhaupt  nicht  definitiv  werden 
können,  so  daß  sich  diesbezüglich  nur  Baden  von  Österreich 
unterscheidet. 

Die  Arbeitsleistungen  sind,  wie  gesagt,  im  großen  und 
ganzen  dieselben,  nur  Baden  kann  sein«  höher  qualifizierten 
Beamtinnen  auch  zu  den  schwierigeren  Funktionen  des  Kassen- 
dienstes verwenden.  In  Bezug  auf  die  Arbeitsdauer  unterscheiden 
Preußen  und  Baden  beide  Geschlechter  nicht;  in  Österreich  hat 
man  versucht,  in  weitgehendem  Maße  auf  das  weibliche  Geschlecht 
Rücksicht  zu  nehmen,  ist  aber  durch  die  Verhältnisse  teilweise 
verhindert  worden,  sich  an  diesen  Grundsatz  differenzieller 
Behandlung  zu  halten.  Ebenso  steht,  es  mit  dem  Sonntags-  und 
Nachtdienst.  Nur  in  der  Urlaubsfrage  hat  man  die  Gewährung 
eines  festen  Anspruches  aufrechterhalten,  während  Preußen  und 
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Baden  davon  absehen,  das  letztere  aber  in  den  thatsächlichen 
Befreiungen  weiter  gebt. 

Was  die  Entlohnung  betrifft,  so  finden  wir  bei  den  deutschen 
Verwaltungen,  entsprechend  der  eigenartigen  rechtlichen  Gestal- 
tung des  Anfangsdienstes,  mehrere  voneinander  abweichende 
Stadien,  während  < Isterreich  sofort  einen  festen  Monatsgehalt 
aufweist.  Dieser  Umstand  erschwert  den  Vergleich  der  Bezüge, 
weil  dort  die  Dienstzeit  vor  der  ctatsinäßigen  Anstellung  nicht 
festgelegt  ist  und  daher  eigentlich  nur  bei  genauerer  Kenntnis 
der  konkreten  Verhältnisse  bestimmt  werden  kann.  Das  ist  im 
Folgenden  zu  berücksichtigen,  indem  die  Dauer  der  außeretats- 
mäßigen Verwendung  wahrscheinlich  zu  kurz  angesetzt  ist. 
Auch  durch  die  NichtberUcksichtigung  der  Nebengebühren  — 
die  Dienstzulage  beispielsweise  macht  im  Jahre  mindestens 
120  K aus  — verschiebt  sich  das  Bild  zu  Ungunsten  < >sterreichs. 
Unter  diesem  Vorbehalt  soll  die  folgende  Tabelle  gegeben  werden, 
in  welcher  das  absolute  Ausmaß  der  Bezüge  in  Kronen  und  das 
perzentuelle  Mehr  über  die  österreichischen  Sätze  enthalten  ist 


Dienstjahr 

Österreich 

Huden 

Preulieu 

Württemberg 

1. 

840 

060 

14 

874 

4 

— 

— 

6. 

1080 

1560 

44 

1216 

12 

1352 

25 

11. 

1820 

1800 

36 

1456 

10 

1472 

11 

1(». 

r 

1980 

50 

169»; 

28 

1712 

30 

21. 

r* 

2100 

59 

1816 

38 

1832 

39 

25. 

r 

2340 

77 

t» 

t» 

1952 

48. 

Wir  sehen  also,  daß  bis  zu  dem  11.  Dienstjahre,  d.  h.  dem 
letzten,  für  welches  in  < >8terreieh  eine  Gehaltssteigerung  vor- 
gesehen ist,  nur  Baden  eine  namhafte  Differenz  aufweist.  Nach 
dem  11.  Dienstjahre  aber  wächst  sie  bei  allen  Verwaltungen 
progressiv,  am  wenigsten  noch  bei  den  preußischem  Unter- 
beamtinnen. 

Das  Verhältnis  zwischen  beiden  Geschlechtern  ist  schon 
bei  den  einzelnen  Verwaltungen  recht  verschieden.  In  Baden 
beziehen  die  Frauen  nach  der  etatsmäßigen  Anstellung  80 — 76%, 
in  Preußen  sind  einzelne  Gruppen  gleichgestellt,  andere  haben 
nur  82 — 03,  wieder  andere  60 — 64%;  in  Österreich  kommen  die 
Manipulantinnen  auf  40 — 50%  der  Subalternbeamten,  während 
sie  am  Anfänge  weniger,  später  mehr  als  die  Diurnisten  erhalten. 

Für  Erkrankungsfälle  besteht  überall  eine  Krankenkasse, 
nach  der  Stabilisierung  wird  auch  der  Gehalt  für  eine  gewisse 
Zeit  fortbezahlt.  Eine  Altersversorgung  fehlt  in  Württemberg, 
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in  Baden  gebührt  nach  10 — 45  Dienstjahren  ein  Ruhegehalt  von 

35 — 70%,  in  Preußen  nach  10 — 40  Dienstjahren  in  der  Höhe  von 
•• 

2o — 75%.  In  Österreich  ist  die  Versorgung  fakultativ  und  gewährt 
nach  10 — 35  Dienstjahren  40 — 100%.  Abgesehen  von  dem  Fehlen 
einer  Beitrittspflieht,  ist  sie  also  in  Österreich  am  günstigsten. 

Ein  Definitivum  gibt  es  nur  in  Baden ; Württemberg  hat 
eine  vierteljährliche,  Preußen  und  < )sterreich  eine  monatliche 
Kündigungsfrist.  Verehelichung  ist  in  Deutschland  grundsätzlich 
Endigungsgrund,  in  ( )sterreich  ist  es  den  Direktionen  überlassen, 
das  Dienstverhältnis  weiter  fortzusetzen  oder  aufzulösen. 


Siebentes  Kapitel. 

Zusammenfassung. 

Die  Verwendung  von  Frauen  im  österreichischen  Staats- 
dienst reicht  auf  etwas  über  3 Jahrzehnte  in  die  Vergangenheit 
zurück.  Der  erste  Schritt  geschah  im  Jahre  1809  durch  di«* 
Zulassung  der  Frauen  zur  Ausübung  d«*s  Dienstes  bei  den  nicht- 
ärarischen Postanstalten.  Noch  in  demselben  Jahre  wurde  ihnen 
bei  diesen  Ämtern  auch  der  Telegraphendienst  eröffnet.  Nacli- 
dem  sie  sich  in  beiden  Zweigen  bewährt  hatten,  bt'gann  man 
mit  <l«:r  Indienststellung  von  Telegraphistinnen  bei  den  ärari- 
schen  Ämtern  im  Jahre  1871,  und  1874  endlich  wurde  das 
Institut  der  Postmanipulantinnen  geschaffen.  Auch  b«*i  den  öster- 
reichischen Eisenbahnen  erfolgte  vereinzelt  schon  am  Beginn 
«ler  Siebziger-Jahre  «lie  Verwendung  von  weiblichen  Arb«*its- 
kräften,  aber  es  herrschte  damals  fast  ausschli«*ßlich  «las  System 

y v 

«les  Privatbetriebes.  Erst  «lie  Verstaatlichungsära  am  Anfang  der 
Achtziger-Jahre  führte  zur  Anstellung  von  Frauen  im  staatlichen 
Eisenbahndienste.  In  «li<*  gl«*iche  Epoche  fällt  die  Errichtung  des 
Postsparkassenamtes.  Veranlaßt  durch  die  günstigen  Erfahrungen 
der  Postanstalt,  begann  man  hier  sogleich  bei  «ler  Gründung 
mit  «ler  Verwendung  von  weiblichen  Bediensteten.  Ein  Jahrzehnt 
spät«*r  entschloß  sich  dann  eine  Reihe  von  anderem  Behörden, 
das  Beispiel  «h*r  genannten  Verwaltungen  nachzuahmen. 

Über  den  Umfang  der  Anstellung  im  Laufe  der  letzten 
30  Jahre  belehrt  uns  folgende  Tabelle: 


Digitized  by  Google 


208 


Zusammenfassung. 


[208 


Nichtkrar. 

Postanst. 

__  *■# 
^ 00 
S 0 
0 0 

*■« 

s 

fl 

i 

0 

9 

n 

» 

w 

* s £ 

ii* 

C 

JO  *3  — 

u ; 

§ * £ 
«SS-g 

Jahr 

s 

x ~ 

ZZ  u 

mm  _ 

1 ^ 

i 

• 

* 5 

o 

— u 
5 o 

fS 

mm 

t B 

'S  ü 
o 

— 5* 

• In 
*-  bt 
u .2 
:<*  V 

' H 

ja 

j 5 
2 
et 

5 

00 

J2  'S 

U S 

s ~ 

2 

* 

o 

* 

Polizeidircl 

Wien 

— ~i"T 
5=5 

X*1 
* * 

- « 3 

-r 

i 

*«* 

ih 

i 9 " 
“st 
**  ~ “ 

5 = = 
P s 
| 5 Cf 

> 

& x £ 

IM 

5 "3  » 

1869 

i<;9 

— 

— 

— 

— 

169 

— 

2 

1875 

244 

324 

451 

— 

— 

— 

1019 

503 

10 

1880 

371 

615 

518 

— 

— 

— 

— 

1504 

48 

5 

188f> 

573 

1175 

537 

43 

32 

— 

— 

2360 

57 

10 

185*0 
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40 
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30 

* Zahlen  von  185*9.  Vergleiche  dazu  die  Bemerkung 
Jie  korrigierten  Zahlen  für  1900  auf  Seite  71. 

auf  Seite  46 

Im  Erstjahre  «der  Verwendung  wies  die  österreichische 
Staatsverwaltung  einen  Bestand  von  109  weiblichen  Bediensteten 
auf.  Bis  1900  war  diese  Zahl  auf  8950,  soweit  wir  die  Ziffern 
feststellen  konnten,  gestiegen,  also  um  das  53fache.  Betrachten 
wir  die  einzelnen  Perioden,  so  finden  wir  die  stärkste  ver- 
hältnismäßige Vermehrung  im  ersten  Jahrfünft,  eine  Versechs- 
fachung,  dann  1890 — 95  eine  Steigerung  um  90°/0.  Die  übrigen 
Quinquennien  schwanken  zwischen  39  und  57,  so  daß  die  ge- 
ringste Zunahme  stets  ein  Drittel  weit  überschritt.  Was  das 
Zustandekommen  der  Endziffer  betrifft,  so  fallen  auf  die  Jahre 
bis  1890  nur  37 °/0;  beinahe  zwei  Drittel  sind  dem  letzten  Jahr- 
zehnt zugute  zu  schreiben.  Der  Großteil  der  weiblichen  Bedien- 
steten kommt  auf  die  Post-  und  Telegraphenanstalt,  im  Jahre 
1885  97°  0,  im  Jahre  1900  90"  0.  Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich, 
daß  auch  die  stärkt*  Vermehrung  des  letzten  Jahrzehntes  zum 
überwiegenden  Teile  durch  die  Post  Verwaltung  herbeigeführt 
wurde.  Von  den  restlichen  10u  w des  Jahres  1900  entfallen  auf 
die  Staatsbahnen  5,  auf  das  Postsparkassenamt  3,  auf  die  Polizei- 
direktion l°/0.  Bei  der  Postanstalt  überwiegen  die  nichtärarischen 
Ämter  mit  56°/0  gegen  nur  34  der  ärarischen.  26°  0 aller  weib- 
lichen Bediensteten  stehen  in  Wien  und  Niederüsterreich. 

Was  nun  die  Ressort  Zugehörigkeit  der  einzelnen  Verwaltungs- 
zweige angeht,  so  untersteht  die  Postanstalt,  das  Postspar- 
kassenamt und  die  Statistik  des  auswärtigen  Handels  dein 
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Handelsministerium,  die  Staatsbahnen  dem  Eisenbahnministerium, 
die  Polizeidirektion  und  Statthalterei  ressorticren  vom  Mini- 
sterium des  Innern,  die  statistische  Zentralkommission  vom 
Ministerium  für  Kultus  und  Unterricht.  Es  entfallen  also  von 
«len  im  Jahre  1900  vorhandenen  weiblichen  Staatsbediensteten 
über  93%  in  das  Ressort  des  Handelsministeriums.  Das  Eisenbahn- 
ministerium  wurde  erst  1896  geschaffen.  Bis  dahin  gehörten 
auch  die  Manipulantinnen  der  Staatsbahnen  zum  Bereiche  der 
Handelszentrale,  die  also  99°  0 des  weiblichen  Bediensteten- 
körpers  umfaßte.  Danach  hätte  man  erwarten  sollen,  daß  sich 
die  Entwicklung  ihres  Dienstverhältnisses  nach  einheitlichen 
Gesichtspunkten  vollziehe.  Unsere  Untersuchung  hat  uns  das 
Gegenteil  gelehrt.  Nicht  nur  sind  die  Anstalten  mit  einer  g«*,- 
wissen  Selbständigkeit  gegenüber  der  Zentralbehörde  ihren  eigenen 
Weg  gegangen,  auch  innerhalb  eines  und  desselben  Verwaltungs- 
zweiges, der  Postanstalt,  weist  die  Rechtsstellung  zweier  verschie- 
dener Kategorien,  der  ärarischen  und  nichtärarischcn  Bediensteten, 
eine  vollständig  voneinander  abweichende  Geschichte  auf. 

Übereinstimmung  herrscht  nur  b«*züglich  der  privatrecht- 
lichen Grundlage  der  Anstellung.  Schon  die  Bemessung  der 
Entlohnung  verbot  eine  Einreihung  in  das  System  der  XI  Rangs- 
klassen. Nun  bil(l«‘t  aber  die  privatrechtliche  Anstellung  an  sich 
kein  Hindernis  für  di«*  Schaffung  <*in««s  dienstlichen  Gewalt- 
Verhältnisses  mit  seiner  weitgehenden  persönlichen  Unterordnung 
auf  der  einen,  seinen  dauernden  VersorgungsansprUcben  auf  der 
anderen  Seite.  Was  dort  durch  öffentliche  Normen,  kann  hi«*r 
«lurch  die  Normalbestimmungen  erreicht  werden,  denen  sich  die 
Bediensteten  b«*i  der  Aufnahme  unterwerfen,  un«l  «lie  so  die 
Kraft  von  Vertragsbedingungtm  erlangen.  Allerdings  handelt  es 
sich  dabei  um  Verordnungen,  und  diese  können  von  der  Ver- 
waltung einseitig  abgeändert  werden,  mit  Ausnahm«*  des  An- 
spruches auf  dauernde  Anstellung,  wo  ein  solcher  gewährt  ist; 
b«*i  gesetzlicher  Regelung  ist  auch  rücksichtlich  der  Einzelheiten 
die  Zustimmung  der  Volksvertretung  erforderlich.  Übrigens 
können  auch  in  dem  ersten  Falle  bestimmte  Recht«*  gewähr- 
leistet werden,  deren  Modifikation  sich  dann  dem  freien  Er- 
messen der  Behörde  entzieht,  wie  «las  z.  B.  b«u  den  Postmeist«*- 
rinnen  rücksichtlich  des  Besoldungsbezuges  g«'schehen  ist.  Im 
ganzen  ist  «lie  Frage  mehr  von  theoretischer  Bedeutung.  Praktische 
Wirkungen  ergeben  sich  aus  «lern  privatrechtlichen  Verhältnis 
nur  in  Bezug  auf  die  besonderen  Rechtsvorschriften,  den«*n  di«* 
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Staatsdiener  unterliegen.  Nach  österreichischem  Recht  gehören 
die  Bosoldungsanspriicho  der  wirklichen  Staatsbediensteten  allein 
vor  das  Forum  des  Reichsgerichtes.  Für  die  privatrechtlich  un- 
gestellten  Kategorien  sind  die  ordentlichen  Gerichte  kompetent. 
Die  letzteren  sind  also  günstiger  gestellt  als  die  ersteren.  Das 
Gegenteil  gilt  bezüglich  der  Befreiung  von  den  Gemeinde-, 
Landes-  und  Grundentlastungsfoiidszuschlügcn  und  der  Begünsti- 
gungen bei  Eisenbahnfahrten.  Hier  ist  nur  der  öffentlich-recht- 
lichen Bediensteten  gedacht.  Was  die  Exekution  auf  ihre  Bezüge 
betrifft,  so  hat  das  österreichische  Recht  verschiedene  Normen 
für  die  im  öffentlichen  Dienste  stehenden  Personen,  Gesetz  vom 
21.  April  1882,  R.  G.  Bl.  Nr.  123,  und  für  die  im  Privatdienste 
dauernd  Angestellten,  Gesetz  vom  20.  April  1873,  R.  G.  Bl. 
Nr.  08,  und  Novelle  vom  26.  Mai  1888,  Nr.  75.  Bei  den  ersteren 
unterliegt  von  ständigen  Dienstbezügen  „der  Exekution  nur  ein 
Drittel,  und  auch  dieses  mit  der  Beschränkung,  dali  dem  Exe- 
kuten  von  «1er  Gesamtsumme  dieser  Bezüge  ein  Jahresbezug 
von  800  H.  freibleiben  muH“.  Bei  den  letzteren  besteht  ebenfalls 
ein  exekutionsfreies  Minimum  von  800  fl.,  aber  ohne  die  Beschrän- 
kung auf  ein  Drittel  — wenn  «las  Dienstverhältnis  dauernd  ist. 
„Als  dauernd  in  diesem  Sinne  gilt  «las  Dienstverhältnis,  wenn 
dasselbe  nach  G«*s«'tz,  Vertrag  oder  Gewohnheit  minil«!st«nis  auf 
1 Jahr  bestimmt  o«l«*r  bei  unbestimmter  Dauer  für  «li«;  Auflösung 
eine  Kündigungsfrist  von  mindestens  3 Monat«*n  einzuhalten  ist.“ 
Ist  das  Dienstverhältnis  nicht  dauernd,  dann  ist  die  Exekution 
auf  ihre  Bezüge  nicht  in  Bezug  auf  die  Höhe  des  Betrages  be- 
schränkt, sondern  nur  daran  gebunden,  dali  1.  «lie  Dienste  g«*- 
leistet  sind  und  2.  der  Tag  der  Zahlung  abgelaufen  ist.  Ist 
daher  das  Dienstverhältnis  einer  Kategorm  jederzeit  o«l«‘r  unter 
Einhaltung  einer  kürzeren  als  der  dreimonatlichen  Frist  künd- 
bar, dann  liegt  es  ganz  in  der  Hand  der  Verwaltung,  ob  sie 
dieser  Kategorie  ein  exekutionsfreies  Minimum  von  800  fl.  ver- 
schaffen will  o«ler  nicht.  Sie  muß  nur  «erklären,  «laß  sie  an  ein 
länger  als  1 Jahr  dauerndes  Dienstverhältnis  g«“«lacht  habe.  Zu 
erwähnen  ist  noch,  «laß  die  Trennungslinie  zwischen  «lern  öffent- 
lichen und  Privat  «lie  n st««  von  der  Praxis  nicht  scharf  gezogen 
wird.  Nach  einer  Entsch«;iduug  des  obersten  Gerichtshofes  (ent- 
halten in  den  Sammlungen  Nr.  11.232)  gilt  «las  Gesetz  vom 
21.  April  1882  auch  für  «lie  Staatsbahnbeamten,  weil  diese  „B«*amto 
im  Dienste  <l««s  Staates“  seien.  Analog««  Behandlung  verdienen 
auch  die  übrigen  Gruppen,  welche  definitiv  angestellt  sin«l,  von 
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weiblichen  Bediensteten  also  die  Postmanipulantinnen  und  Post- 
meisterinnen. 

Zu  einer  festen  Ausgestaltung  in  den  Grundzügen  ist  Ins 
heute  nur  das  Dienstverhältnis  der  Post-  und  Telegraphen- 
manipulantinnen  gelangt.  Sie  haben  das  Detinitivum  und  eine 
obligatorische  Altersversorgung.  Das  Gleiche  gilt  allerdings 
auch  von  den  Postmeisterinnen.  Aber  diese  bilden  nur  das  dritte 
Stadium,  mit  welchem  die  Dienstlaufbahn  der  Landpostorgane 
endet.  Bezüglich  der  beiden  anderen  ist  die  Entwicklung  noch 
durchaus  im  Rückstand.  Die  Expeditorinnen  stehen  derzeit  in 
unmittelbarem  Dienstverhältnis  zu  ihrem  Vorgesetzten,  die  Berufs- 
expedientinnen  haben  einen  veralteten  Dienstvertrag,  der  auf  ganz 
anders  geartete  Verhältnisse  zugeschnitten  ist.  Und  selbst  wenn  die 
Reorganisation  dieser  beiden  Gruppen  in  naher  Zeit  durch- 
geführt sein  wird,  bleiben  doch  noch  tiefeinschneidende  Inkon- 
gruenzen, die  dringend  nach  Beseitigung  verlangen.  Die  Ge- 
währung des  Definitivum8  ist  sowohl  bei  den  Manipulantinnen 
wie  bei  den  Postmeisterinnen  erst  sehr  spät  eingetreten,  dort 
nach  27-,  hier  nach  31  jähriger  Verwendung. 

Bei  den  übrigen  Verwaltungszweigen  bemerkt  man  bisher 
nur  schwache  Ansätze  einer  rechtlichen  Anerkennung  ihres 
dauernden  Verhältnisses.  Am  stärksten  sind  sie  bei  den  Mani- 
pulantinnen der  Staatsbahnen  entwickelt,  bei  denen  eine  ein- 
monatliche Kündigungsfrist  neben  einer  sechsmonatlichen  Gehalts- 
zahlung im  Krankheitsfalle  hergeht.  Dazu  kommt  eint*  obliga- 
torische Kranken-  und  fakultative  Altersversorgung.  Bei  den 
anderen  Gruppen  fehlt  jede  Kündigungsfrist.  Den  Bediensteten 
im  Bereiche  des  Handelsministeriums,  bei  dem  Postsparkassen- 
amte und  dein  handelsstatistischen  Dienste,  kommt  eine  all- 
gemeine Verordnung  zugute,  welche  dreimonatliche  Gehalts- 
zahlung bei  Erkrankung  vorschreibt.  Damit  sind  die  Rechts- 
ansprüche erschöpft.  Alles  übrige  ist  Sache  des  freien  Ermessens. 
Allerdings  hat  die  Praxis,  mitunter  in  sehr  weitreichendem  Maße, 
die  Bedingungen  geschaffen,  welche  der  dauernden  Verwendung 
entsprechen.  Mit  einer  vorübergehenden  Beschäftigung  rechnet 
nur  die  statistische  Zentralkommission. 

Wir  sehen,  die  allgemeinen  Grundsätze  des  Staatsdienst- 
rechtes  haben  sich  in  der  Rechtsstellung  der  Frauen  bisher  nur 
unvollkommen  dureligcsetzt.  Eine  richtige  Beleuchtung  erfährt 
die  Entwicklung  aber  erst  durch  den  Vergleich  mit  den  männ- 
lichen Kategorien,  an  deren  Stelle  und  neben  welchen  sie  ver- 
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wendet  werden.  Die  Dienste  von  wirklichen  Staatsbeamten  ver- 
richten nur  die  Post-  und  Telegraphenmanipulantinnen.  Bei 
ihnen  hat  die  Ausgestaltung  auch  die  weitesten  Fortschritte 
gemacht.  Bei  den  Staatsbahnen  konnte  den  Beamten  anfänglich 
dreimonatlich  gekündigt  werden,  später  erhielten  sie  das  Defini- 
tivum.  Die  Manipulantinncn  besetzen  teils  Beamten-,  teils  Diur- 
nistenstellen.  Ihr  Rechtsverhältnis  steht  in  der  Mitte  zwischen 
beiden  Gruppen.  Bei  den  kleineren  Behörden  konkurrieren  die 
weiblichen  Bediensteten  mit  Diurnisten.  Auch  deren  Stellung 
ist  nur  mangelhaft  geregelt.  Das  Postsparkassenamt  zählte  lange 
Zeit  zu  dieser  Grupp»;.  Neuestens  ist  aber  <l»*n  Hilfsbeamten  mit 
höherem  Dienstalter  die  <l»*finitivc  Anstellung  und  sogar  der  Über- 
gang in  die  Rangsklassen  eröffimt  worden.  Bei  den  nichtärarischen 
Postanstalten  befinden  sich  beid»i, Geschlechter  in  einem  Übergangs- 
stadium,  die  bevorstehende  Durchführung  der  Reorganisation  ver- 
spricht ab»*r  bei  den  Männern  einen  vorläufigen  Abschluß  zu 
bringen,  während  bei  den  Frauen  »lie  verschiedene  Behandlung 
in  Bezug  auf  die  Beförderung  bei  einheitlicher  Organisation  dem 
noch  im  Wege  steht. 

Wir  kommen  damit  zur  Organisationsfrage.  Fast  überall 
fanden  wir  eine  Trennung  beider  Geschlechter.  Selbst  bei  den 
zuletzt  genannten  Anstalten  durchbricht  di»*  materielle  Gestal- 
tung  die  formelle  Einheit.  Ein»;  Rangsabstufung  fimlet  sich  nur 
bei  ihnen.  Sonst  fehlt  sie  innerhalb  der  weiblichen  Grupp»*n, 
auch  wo  si<*  bei  den  entsprechenden  männlichen  Beamten  besteht. 
Durchgebild»*t  ist  »lie  Organisation  auch  wiederum  nur  im  ära- 
rischen Postdi«*nst.  Hier  gibt  es  einen  Status  »ler  Manipu- 
lantinnen  auf  der  einen  Seite,  eine  feste  Zahl  von  systemisierten 
Dienstposten  auf  »ler  anderen.  Im  nichtärarischen  Dienste  findet 
sich  zwar  auch  beides,  ab»*r  ohne  Trennung  der  Geschlecht»;r. 
Bei  den  übrigen  Behörden  haben  sich  <li<*  Verhältnisse  noch 
nicht  entsprechend  konsolidiert. 

Sovi<;l  über  die  Rechtsstellung  uml  Organisation  im  all- 
g»;meinen.  Nun  zum  einzelnen. 

Zunächst  die  Vorbedingungen  »ler  Aufnahme.  Keiner 
besonderen  Erörterung  b<;darf  »li<*  Forderung  der  österreichischen 
Staatsbürgerschaft,  der  staatsbürg<*rlichen  un»l  moralischen  Un- 
bescholtenheit,  d»*r  körperlichen  Eignung,  d<*r  etwaigen  Kenntnis 
d»;r  Landessprachen,  sowie  d»;s  Fehlens  eines  engen  Ver- 
wamltschaftsverhältnisses  zu  d»;n  unmitt»dbar»*n  Vorgesetzten. 
Als  Mindestaltcr  wir»l  in  d»*r  Regel  das  IM.  Leb»;nsjahr  betrachtet. 
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Ausdrücklich  ist  das  nur  von  beiden  Kategorien  der  Post- 
bediensteten gesagt.  Bei  den  Staatsbahnen  wurde  die  Alters- 
grenze aus  oben  besprochenen  Gründen  aufgehoben.  Bei  den 
übrigen  Behörden  geht  man  zuweilen  darunter  hinab.  Ein  Höchst- 
alter ist  nirgends  festgesetzt.  Bei  den  Post-  und  Telegraphon- 
nmnipulantinnen  bedarf  es  zur  Aufnahme*  einer  Bewerberin  von 
über  40  Jahren  der  Genehmigung  des  Ministeriums. 

Was  die  Anforderungen  an  die  allgemeine  Vorbildung  an- 
belangt, so  wird  in  der  Regel  die  Ablegung  der  Bürgerschule 
gefordert,  so  für  beide  Kategorien  von  Postbediensteten,  beim 
Postsparkassenamt  und  der  Statthalterei.  Die  Polizeidirektion 
und  das  handelsstatistische  Amt  nimmt  eine  Intelligenzprüfung 
vor.  Nur  die  Staatsbahnen  verzichten  im  Interesse  des  humani- 
tilren  Charakters  ihres  Institutes  auf  bestimmte  Anforderungen. 
Die  Vorschriften  für  die  entsprechenden  männlichen  Kategorien 
sind  verschieden.  Von  den  Diurnisten  verlangt  man  nur  die 
nötige  Fertigkeit  im  Schön-  und  Schnellschreiben  und  Sicherheit 
in  der  Orthographie.  Ihnen  gegenüber  sind  die  weiblichen  Bedien- 
steten also  mindestens  nicht  im  Vorteil.  Von  den  nichtärarischen 
Postbediensteten  werden  4 Jahrgänge  einer  Mittelschule  gefordert, 
ebenso  von  den  Staatsbahnbeamten,  die  im  Kanzleidienste  ver- 
wendet werden;  bei  diesen  genügt  allerdings  auch  Bürger-  und 
Gewerbeschule.  Von  den  übrigen  Staatsbahnbeamten  und  Staats- 
postbeamten verlangt  man  die  Absolvierung  einer  vollständigen 
Mittelschule.  Wo  die  weiblichen  Bediensteten  also  mit  eigent- 
lichen Beamten  konkurrieren,  sind  die  Ansprüche  an  deren 
Vorbildung  in  der  Regel  höher.  Eine  allgemeine  Ausnahme  gilt 
von  den  anspruchsberechtigten  Unteroffizieren. 

Eine  fachliche  Vorbildung  ist  nur  für  die  beiden  Gruppen 
der  weiblichen  Postbediensteten  vorgeschrieben.  Bei  den  Mani- 
pulantinnen  findet  ein  Kurs,  bei  den  Expeditorinnen  eine  Probe- 
praxis statt,  deren  Erfolg  in  beiden  Fällen  durch  eine  Dienst- 
prüfung festgestellt  wird.  Die  Anforderungen  an  die  männlichen 
Organe  sind  im  nichtärarischen  Dienste  dieselben,  die  Verkehrs- 
prüfung der  Staatspostbeamten  dagegen  stellt  höhere  Anforde- 
rungen an  Allgemein-  und  Spezialkenntnisse.  Für  die  Mani- 
pulantinnen  der  Staatsbahnen  ist  keine  Dienstprüfung  vor- 
geschrieben, ebensowenig  wie  für  die*  Diurnisten.  Die*  Beamten 
dagegen  haben  eine  Te*li*graph<*n-,  e*ine  Verkehrs-  um!  eine 
besondere*  Fachprüfung  abzule*ge*n. 

Bei  einem  Teil  ele*r  Behürelen,  welche  Frauen  beschäftigen, 
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wird  die  Anstellung  derselben  als  Versorgung  für  Angehörige 
und  Hinterbliebene  von  eigenen  Bediensteten  betrachtet.  So  bei 
den  Staatsbahnen,  welche  nur  der  Hinterbliebenen  gedenken, 
und  bei  der  Polizeidirektion,  wo  man  allerdings  in  der  letzten 
Zeit  den  Grundsatz  durchbrochen  hat.  Ausschließlich  Angehörige 
von  Staatsbediensteten  und  Offizieren  werden  auch  bei  dem 
Postsparkassenamte  aufgenommen,  die  übrigen  Ämter  geben  ihnen 
wenigstens  den  Vorzug.  Nur  bei  den  nichtärarischen  Postanstalten 
fehlen  bezügliche  Bestimmungen. 

Was  endlich  den  Zivilstand  betrifft,  so  sind  grundsätzlich 
überall,  wo  nicht  an  eine  bloß  vorübergehende  Verwendung 
gedacht  ist,  verheiratete  Frauen  von  der  Anstellung  ausgeschlossen. 
Nur  bei  den  nichtärarischen  Postanstalten  ist  es  den  Direktionen 
gestattet,  unter  Anwendung  gewisser  Kautelen  davon  abzugehen. 
Die  Folge  ist  die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  bei  nach- 
träglicher Verehelichung.  Hier  gilt  die  gleiche  Ausnahme 
der  nichtärarischen  Anstalten.  Auch  bei  den  Staatsbahnen  ist 
die  Kündigung  nur  Regel.  Bei  den  kleineren  Behörden  werden 
vereinzelt  Verheiratete  im  Dienste  belassen.  Am  strengsten  sind 
die  bezüglichen  Vorschriften  für  den  ärarischen  Postdienst.  Auch 
Witwen  und  geschiedene  Frauen  mit  unselbständigen  Kindern 
sind  ausgeschlossen.  Bei  den  Staatsbahnen  gilt  aus  humanitären 
Gründen  das  Gegenteil.  Im  übrigen  fehlt  es  an  bezüglichen 
Normen. 

Bei  Eintritt  in  den  Dienst  ist  ein  Diensteid  von  den  weib- 
lichen Postbediensteten,  den  Manipulantinnen  erst  nach  der 
definitiven  Anstellung,  zu  leisten.  Vorher  geht  nur  ein  Hand- 
gelöbnis; ebenso  bei  den  Manipulantinnen  der  Staatsbahnen. 
Für  die  übrigen  Gruppen  ist  weder  das  eine  noch  das  andere 
vorgesehen.  Sie  werden  auch  nirgends  als  eigentliche  Organe, 
Vertreter  des  Staates,  verwendet.  Die  Postbediensteten  haben 
eine  Kaution  zu  leisten.  Eine  besonders  markierte  Probezeit 
kommt  nur  dort  vor,  wo  das  Definitivmn  besteht,  also  bei  beiden 
Gruppen  der  Post  Verwaltung.  Ein  verdeckter  Ansatz  findet 
sich  auch  bei  den  Staatsbahnen. 

Was  die  Pflichten  der  weiblichen  Bediensteten  betrifft,  so 
fehlt  eine  Festlegung  derselben  bei  den  kleineren  Behörden  auch 
für  die  männlichen  Angestellten.  Bei  beiden  Zweigen  der  Post- 
anstalt  und  den  Staatsbahnen  finden  die  Bestimmungen  für  die 
männlichen  Beamten  Anwendung.  Das  Gleiche  gilt  von  der 
Disziplinarbehandlung,  nur  daß  bei  den  Staatsbahnen  ein  ge- 
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r«*g«*ltes  Verfahren  für  die  Frauen  fehlt.  Die  Ersat/.pHicht  für 
verschuldete  Beschädigung  von  staatlichem  Gut  wird  überall  im 
administrativen  Wege  ausgetragen.  Von  der  abweichendem  Nor- 
mierung der  Pflichten  und  der  Disziplinarbehandlung  derjenigen 
nichtärarisehen  Postbediensteten,  bezüglich  deren  die  Reorgani- 
sation noch  nicht  durchgeführt  ist,  kann  hier  füglich  abgesehen 
werden. 

Während  also  die  Pflichten  der  weiblichen  Kategorien  die- 
selben sind  wie  die  der  männlichen  Bediensteten,  unterscheiden 
sich  die  Rechte  beider  Geschlechter  in  sehr  bedeutendem  Maß«;. 
Von  Ehrenrechten  finden  wir  allgem«;in  das  Recht  auf  den 
Titel.  Einen  Anspruch  auf  Rang  und  Uniform  besitzt  derzeit 
nur  ein  kleiner  T«*il  der  nichtärarischen  Postorgane.  Unter  den 
Vermögensrechten  hat  die  Entlohnung  bald  die  Form  des  Jahres- 
bezuges:  B«;soldung  der  Postmeisterinnen,  Bestallung  der  Expe- 
dientinnen,  bald  die  eines  Monatsbezuges:  Monatslohn  der  Post- 
und  Telegraphenmanipulantinnen,  Monatsgehalt  der  Manipulan- 
tinnen  der  Staatsbahmm,  bald  die  eines  Taggeldes,  so  bei  d«*n 
übrigen  Behörden.  Die  Expeditorinnen  werden  derzeit  noch  von 
ihrem  privaten  Dienstherrn  entlohnt.  Überall  besteht  der  Grund- 
satz, daß  die  B«*züge  mit  längerer  Dienstzeit  steigen.  Ein 
Rechtsanspruch  auf  die  Erhöhung  besteht  allerdings  nur  bei 
den  Post-  und  Telegraphenmanipulantinnen,  Quadriennalvor- 
rückung,  und  den  Postmeisterinnen,  Gradual  vorrückung,  in 
gewissen  Sinne  auch  bei  den  Expedientinnen,  3jährige  Reguli«*-  , 
rung  «1er  Bestallung  nach  Maßgalx*  des  Gescliäftsumfanges  d«*r 
verliehenen  Ämter.  Bei  den  übrig«m  Grupp«*n  entschei«let  das 
Ermess«m  d«*r  Vorgesetzten  Behörde,  wobei  sich  allerdings  bei 
den  größeren  Anstalten,  «l«*n  Staatsbahnen  und  dem  Postspar- 
kass«;namt,  fest«*  Grumlsätze  h«*rausg«*bildet  haben.  Soweit  ein 
Rechtsanspruch  b«*steht,  kann  er  im  W«‘gc*  des  Disziplinarver- 
fahrens entzogen  werden.  Eine  Bezugserhöhung  im  Weg«*  <1<t 
Ernennung  in  eine  höhere  Diensteskat«*gorie  kommt  nur  b«*i  den 
nichtärarisehen  Postb<*dienst«*t«*n  vor. 

Es  f«*hlt  also  überall  ein«;  Abstufung  dos  Hauptbezuges 
nach  der  Verschi«*denheit  d«*r  Dienstorte.  Das  ist  selbstverständ- 
lich b«*i  <l«*n  kleineren  Behörd«m,  «lic  ausschließlich  in  Wi«*n 
domiziliert  sind,  bei  der  Postanstalt  und  den  Staatsbahnen  dagegen 
ein  schwerer  Mangel.  Die  Höh«;  des  Anfangslohnes  schwankt 
zwischen  monatlich  54  und  75  K.  Der  erste  Satz  findet  sich 
nur  bei  den  Arbeiterinnen  der  Postsparkasse;  die  Expeditorinnen, 
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die  Post-  und  Telegraphenmanipulantinnen,  die  Kalkulantinnen 
der  Postsparkasse,  die  Manipulantinnen  der  Polizeidirektion  haben 
60  A”.  die  Manipulantinnen  der  Staatsbahnen  70  K,  dann  kommt 
die  Statthalterei  mit  72  K und  die  beiden  statistischen  Ämter 
mit  75  K.  Die  Höchstsätze  betragen  im  nichtärarischen  Post- 
dienste 158  K,  im  ärarischen  150  K,  bei  dem  Postsparkassen- 
und  handelsstatistischen  Amt  120  K , bei  den  Staatsbahnen  1 10  K, 
bei  der  Polizei  90  K,  der  Statthalterei  84  K.  Die  Erlangung 
derselben  erfolgt  bei  normaler  Vorrückung  mit  Ausnahme  der 
beiden  Zweige  des  Postdienstes  nach  etwa  10  Jahren,  für  die 
spätere  Dienstzeit  ist  nicht  vorgesorgt,  während  das  Entgelt  bei 
den  Postinanipulantinnen  gleichmäßig  bis  zum  37.  Dienstjahre, 
bei  den  nichtärarischen  Organen  ebenfalls  bis  in  die  höchste 
Dienstzeit  ansteigt.  Die  Spannung  zwischen  Anfangs-  und  End- 
bezug beträgt  100%  bei  der  Postsparkasse*,  60  beim  Arbeits- 
statistischen  Amt,  57  bei  den  Staatsbahnen,  50  bei  der  Polizei- 
direktion, 31*5  in  den  ersten  10  Dienstjahren  der  Postmanipu- 
lantinnen,  146*6  während  ihrer  Gesamtdienstzeit,  ungefähr  190 
hei  den  nichtärarischen  Bediensteten.  Die  Steigerung  ist  also 
am  raschesten  bei  der  Postsparkasse,  Verdoppelung  nach  10  Jahren, 
am  langsamsten  bei  den  ärarischen  Postanstalten ; sie  ist  am 
ausgiebigsten  bei  den  nichtärarischen  Ämtern,  an  zweiter  Stelle 
folgen  die  ärarischen.  Aus  dem  Gesagten  sehen  wir,  1.  daß  sich 
für  den  Anfangsgehalt  ein  mittlerer  Ansatz  herausgebildet  hat, 
um  den  die  konkrete  Bemessung  auf-  und  abschwankt,  und  zwar 
in  der  Höhe  von  ungefähr  60  A',  daß  2.  nur  bei  beiden  Zweigen 
der  Post  ein  für  die  ganze  Dienstzeit  ausreichendes  Entlohnungs- 
schema besteht  und  3.  der  Ausbau  desselben  bei  den  übrigen 
Ämtern  mit  einer  Verlangsamung  des  Vorrückungstempos  verknüpft 
sein  muß,  sollen  nicht  die  bisherigen  Höchstsätze  weit  über- 
schritten werden. 

Über  das  Verhältnis  der  gewährten  Bezüge  zu  den  damit 
zu  bestreitenden  Bedürfnissen  in  einem  späteren  Zusammenhang. 
Hier  interessiert  uns  nur  der  Vergleich  mit  der  Entlohnung  der 
männlichen  Bediensteten.  Der  Krauengehalt  beträgt  in  Perzent 
des  Männergehaltes:  bei  den  Expeditorinnen  67 — 80,  den 

Postinhaberinnen  (Expedientinnon  und  Postmeisterinnen  II.  Klasse) 
50  —78,  den  Postinanipulantinnen  gegenüber  den  Manipulations- 
diurnisten 67 — NO,  gegenüber  den  Beamten  35  47,  bei  den  Manipu- 

lantinnen der  Staatsbahnen  gegenüber  den  Diurnisten  SG — 105, 
gegenüber  den  Beamten  40- —50,  bei  den  Kalkulantinnen  der  Post- 
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Sparkasse  gegenüber  den  Hilfsbeamten  und  RecbnungsfÜhrern 

66 —  81,  gegenüber  den  Staatsbeamten,  d.  h.  den  Hilfsbeamten 
in  «lern  letzten  Abschnitt  der  Dienstlaufbahn,  66 — 43.  Gleich- 
stellung besteht  nur  bei  dem  handelsstatistischen  Dienste.  Es 
springt  also  ein  scharfer  Unterschied  zwischen  dem  Verhältnis 
zu  den  Diurnisten  einerseits,  den  Beamten  andererseits  deutlich 
in  die  Augen.  Die  weiblichen  Bediensteten  beziehen  ungefähr 

67 —  80ü/0  von  der  Entlohnung  der  ersteren,  40 — 50  von  der 
Entlohnung  der  letzteren.  Den  tieferen  Grund  für  diese  Diffe- 
renzierung finden  wir,  wenn  wir  uns  an  den  Unterschied  in  der 
Vorbildung  erinnern.  Was  die  Verhältnisse  des  nichtärarischen 
Postdienstes  betrifft,  so  sind  auch  hier  die  Anforderungen  an  die 
Vorbildung  der  Männer  derzeit  höher.  Trotzdem  sehen  wir  nur  die 
gleiche  Differenz  wie  in  dem  Verhältnis  zu  den  Diurnisten.  Diese 
Erscheinung  hat  verschiedene  Ursachen.  Einmal  ist  der  Bildungs- 
unterschied zwischen  beiden  Geschlechtern  geringer  als  zwischen 
den  weiblichen  Bediensteten  einerseits,  den  Beamten  andererseits, 
und  eine  laxe  Handhabung  der  bezüglichen  Vorschriften  hat  ihn 
in  der  Vergangenheit  zum  Teil  vollständig  aufgehoben.  Dann 
aber  ist  die  Größe  der  Differenz  ein  Produkt  des  Zufalles,  da 
ja  formell  Gleichstellung  beider  Geschlechter  besteht  und  nur 
materiell  die  Verschiedenheit  der  Dienstlaufbahn  eine  Verschie- 
denheit der  Entlohnung  bewirkt.  Sicherlich  hat  auch  die  formelle 
Gleichheit  die  Differenzierung  abgeschwächt. 

Zusammenfassend  können  wir  sagen,  die  Entlohnung  der 
weiblichen  Bediensteten  ist  im  allgemeinen  niedriger  als  die  der 
männlichen,  und  zwar  ohne  Rücksicht  auf  die  Vorbildung,  die 
Stärke  des  Unterschiedes  aber  wird  durch  die  Differenz  der 
Vorbildung  bestimmt. 

Neben  der  eigentlichen  Besoldung  finden  sich  vielfach 
Neben bezttgo  einmal  als  Entschädigung  für  den  Dienstaufwand 
wie  «las  Amtspauschale,  die  Manipulationsbeihilfen,  die  Diener- 
pauschalien und  Botenlöhne  der  nichtärarischen  Organe,  die 
Diäten  der  Post-  und  Telegraphenmanipulantinnen  und  der 
Manipulantinnen  der  Staatsbahnen,  «las  Spesenpauschale  der 
letzteren  u.  s.  w.,  dann  als  Entgelt  für  besondere  Dienstleistungen, 
wie  «lie  Nachtdienstgebühren  der  Landpostbediensteten,  Post- 
manipulantinncn,  Kalkulantinnen,  di<‘  Dienstzulagen  der  Staats- 
bahnmanipulantinnen,  «lie  Telegraphenzulage  und  Postsparkassen- 
remuneration  der  nichtärarischen  Organe,  «lie  Telegraphen- 
tantieme <l«*r  Postmanipulantinnen,  <1  i<*  besonderem  Vergütungen 
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für  Überstunden  u.  s.  w.,  endlich  Remunerationen  anläßlich 
besonderer  Gelegenheiten. 

Wir  kommen  zu  den  Versorgungsansprüchen.  Bei  den 
definitiven  Gruppen  werden  die  Bezüge  in  Krankheitsfällen 
während  eines  Jahres  weiterbezahlt.  Die  Manipulantinnen  der 
Staatsbahnen  erhalten  während  der  ersten  3 Monate  ihren  vollen 
Gehalt  und  dann  bei  längerer  Dienstzeit  bis  zum  Ablaufe  des 
Jahres  (>0°/0  davon  durch  die  obligatorische  Krankenkasse.  Die 
Bediensteten  des  Postsparkassen-  und  handelsstatistischen  Amtes 
haben  Anspruch  auf  3 Monate.  Für  die  Expeditorinnen  ist 
Zwangs  Versicherung  bei  der  Bezirkskrankenkasse  vorgeschrieben. 
Nur  die  Expedient nnen  sind  nicht  versorgt,  sie  behalten  zwar 
ihre  Bestallung,  müssen  aber  die  Substitutionskosten  tragen.  Bei 
den  übrigen  Behörden  findet  freiwillige  Fortzahlung  der  Bezüge 
bis  zu  3 Monaten  statt. 

Nicht  so  allgemein  wie  die  Krankenversorgung  ist  die 
Altersversorgung.  Obligatorisch  ist  sie  nur  bei  den  Postbedien- 
steten mit  Ausnahme  der  Expeditorinnen.  Sie  ist  einem  staatlich 
unterstützten  Privatvereine,  dem  Pensionsverein  für  Landpost- 
bedienstete, übertragen.  Ihre  mannigfachen  Mängel  werden  erst 
mit  dessen  Umwandlung  in  einen  staatlichen  Fond  verschwinden. 
Die  Expeditorinnen  können  freiwillig  beitreten;  nach  Durch- 
führung der  Reform  wird  der  Zwangsbeitritt  auch  für  sie  vor- 
geschrieben werden.  Eine  freiwillige  Altersversorgung  haben 
auch  die  Manipulantinnen  der  Staatsbahnen,  welche  recht  gün- 
stige Bedingungen  aufweist.  Beim  Postsparkassenamt  wird  aus 
Mitteln  des  Betriebsüberschusses  ein  besonderer  Alters-  und 
Invalidenfond  dotiert,  der  auch  den  Kalkulantinnen  zugute 
kommt,  ohne  daß  sie  Rechtsansprüche  an  denselben  hätten.  Bei 
den  kleineren  Behörden  fehlt  ein  Altersversorgungsinstitut. 
Altersrenten  können  nur  im  Gnadenwege  erlangt  werden. 
Schließlich  ist  noch  die  Unfallsversicherung  der  Staatsbalm- 
manipulantinnen  zu  erwähnen.  In  besonders  berücksichtigungs- 
würdigen Fällen  gewähren  die  meisten  Ämter  unter  verschie- 
denem Titel  Geldunterstützungen. 

Die  Auflösung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  bei  den  defini- 
tiven Kategorien  durch  Tod,  Dienstaustritt,  strafweise  Entlassung 
und  Versetzung  in  den  dauernden  Ruhestand.  Für  die  Expo- 
dientinnen gilt  eine  beiderseitige  sechsmonatliche,  für  die  Staats- 
hahnmanipulantinnen  einmonatliche  Kündigungsfrist.  Bei  den 
Expeditorinnen  entscheidet  derzeit  noch  die  private  Verein- 
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barung.  Bei  den  übrigen  Gruppen  ist  de  jure  sofortige  Ent- 
hebung ohne  Angabe  von  Gründen  möglich.  Über  den  Einfluß 
der  Verehelichung  wurde  bereits  oben  gesprochen. 

Die  formale  Regelung  des  weiblichen  Staatsdienstes  in 
Österreich  weist  also  schon  heute  eine  Reihe  von  Momenten 
auf,  welche  für  ihn  eine  selbständige  Stellung  in  Anspruch 
nehmen.  Von  geringerer  Wichtigkeit  ist  die  privatrechtliche 
Grundlage  der  Anstellung  und  die  Übertragung  «1er  Alters- 
versorgung an  private  Zweckverbände  mit  staatlicher  Unter- 
stützung. Weittragende  Bedeutung  dagegen  besitzt  der  grund- 
sätzliche Ausschluß  «ler  Ehefrau  von  «ler  Aufnahme  un«l  die 
regelmäßige  Lösung  <h:s  Dienstverhältnisses  bei  nachträglicher 
Verheiratung.  Die  Entlohnung  ist  schon  mit  Rücksicht  auf  die 
Verschiedenheit  der  Vorbildung,  aber  auch  wo  diese  nicht  zutrifft, 
niedriger  als  bei  den  männlichen  Bediensteten.  Endlich  kommt 
üb«‘rall  die  Sonderorganisation  «ler  Geschlechter  zum  Durchbruch. 

Eine  ganze  Reihe  weiterer  Gesichtspunkte  ergibt  sich  aus 
«ler  praktischen  Gestaltung  im  Rahmen  dics«;r  formellen  Voraus- 
setzungen. Wir  wenden  uns  nun  zu  dieser,  müssen  ab«‘r  mit 
Rücksicht  auf  die  doppelt«;  Aufgabe  unserer  Untersuchung  zu- 
nächst «lie  Lagt*  der  Bediensteten  ins  Auge  fassen. 

Die  Arbeitsleistungen  «l«;r  Frauen,  der  Schalterdienst  b«*i 
<l«*n  V«;rkehrsanstalten,  der  Apparatdienst  der  Post,  die  Mani- 
pulationsverrichtungen, Schreib-  und  Rechenarbeiten  im  Bureau, 
sind  vorwiegend  mechanischer  Natur  und  stellen  an  sich  keine 
großen  Anforderungen  an  die  körperlichen  und  geistigen  Kräfte. 
Anstrengend  und  nervenangreifend  ist  nur  «ler  Telegraphen-  und 
Teh;phondicnst.  Auf  der  Kehrseite  bieten  diese  Obliegenheiten 
auch  wenig  Anregung.  Nur  bei  «ler  Leitung  der  Landpost- 
ämter ist  «li«w  Stellung  selbständiger.  Die  Arbeitszeit  ist  ver- 
schieden. Die  Zahl  der  Dienststunden  ist  b«'i  der  Post-  und 
Teh'graphenanstalt  mit  8,  bei  den  Staatsbahnen  mit  7,  bei  «lein 
Postsparkass«‘namt  mit  6l/s>  bei  «hm  übrigen  Behörden  mit 


fl  Stunden  normiert.  Tatsächlich  beträgt  «l«*r  regelmäßige  Dienst 
b«‘i  den  Ararial postämtern  5 7 lf%  Stunden,  bei  den  Telegraphen- 

und  Telephonzentralen  fl  Stumlen.  Nachtdienst  kommt  nur  bei 
den  Telephonzentralen  mit  lOstümliger  Dauer,  wovon  4 <l«‘r 
Ruhe  gewidmet  sind,  und  b«*i  der  Wiener  Stadtbahn  mit 
24stündigcr  Dauer  und  3 — flstün«lig«*r  Ruhe  vor,  ausnahmsweise 
auch  b«*i  «len  ärarischen  und  nichtärarischen  Postämtern  und 
b«d  der  Postsparkasse.  Er  wir«l  überall  besonders  vergütet. 


Digitized  by  Google 


220 


Zusammenfassung. 


220 


Überstunden  finden  sich  bei  den  Staatsbahnen,  dem  Postspar- 
kassenamt,  dem  handelsstatistisclien  Amt,  der  Statthalterei 
und  Polizeidirektion,  und  werden  dort,  mit  Ausnahme  der 

Polizeidirektion,  bezahlt.  Die  Arbeitsdauer  ist  also  im  allge- 
meinen nicht  übermäßig.  Nur  bei  der  Stadtbahn  und  der 
Polizeidirektion  erreicht  sie  ein  bedenkliches  Ausmaß.  Was 
die  Erholungszeit  betrifft,  so  ist  bei  den  Postanstalten  an  Sonn- 
tagen verkürzter  Dienst,  bei  den  ürarischen  Ämtern  jeder 

3. — 4.  Sonntag  ganz  frei.  Im  Bureaudienst  der  Staatsbahnen 

sind  alle  Sonntage  frei,  bei  dem  Schalter  im  Sommer  nur  wenige, 
im  Winter  mehrere.  Beim  Postsparkassenamt  fällt  der  Sonntags- 
dienst ganz  aus,  bei  der  Polizeidirektion  ist  die  Arbeitszeit 

beschränkt.  Ähnlich  steht  es  mit  den  Feiertagen.  Ein  Anspruch 
auf  Urlaub  besteht  nur  bei  den  Staatsbahnen  im  Ausmaße  von 
14  Tagen,  die  ärarischen  Postanstalten  gewähren  14  Tage  regel- 
mäßig ohne  ärztliches  Zeugnis,  in  Krankheitsfällen  auch  längere 
Urlaube.  Die  Postmeisterinnen  können  4 Wochen  erhalten.  Bei 
den  übrigen  Behörden  werden  mehr  als  14  Tage  nur  ausnahms- 
weise bewilligt. 

Die  Zufriedenheit  des  Personals  hängt  aber  ebenso  sehr 
wie  von  dem  Arbeitsausmaß  von  den  sonstigen  Verhältnissen 
des  Dienstes  ab.  Er  bildet  einen  großen  Unterschied,  ob  die  Ver- 
wendung im  inneren  oder  äußeren  Dienste,  bei  größeren  oder 
kleineren  Ämtern,  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande  erfolgt. 
Im  äußeren  Dienste*  hebt  die  Stellung  als  Amtsperson  gegenüber 
dem  Publikum  das  Selbstgefühl.  Auch  ist  die  Beschäftigung 
abwechslungsreicher.  Im  inneren  Dienste  kommt  das  Mecha- 
nische. der  Leistungen  und  die  Unterordnung  unter  die  über- 
wachenden Organe  stärker  zum  Bewußtsein.  Bei  den  kleineren 
Ämtern  trügt  das  Verhältnis  zu  Vorgesetzten  und  Mitbediensteten 
einen  freundlicheren  Charakter,  bei  den  größeren  tritt  im  Ver- 
kehr mit  diesen  das  persönliche  Moment  mehr  zurück.  Auf  dem 
Lande  besitzt  die  Eigenschaft  eines  Staatsbahnbediensteten  größere 
Bedeutung,  der  Kontakt  mit  den  anderen  Funktionären  des  Amtes 
beschränkt  sich  nicht  auf  die  dienstliche  Berührung,  man  ist 
mit  den  Parteien  bekannt,  denen  man  ja  immer  wieder  be- 
gegnet. Aus  diesen  Gründen  ist  der  Dienst  bei  den  Landpost- 
ämtern am  angenehmsten,  dann  kommen  die  Stadtpostämter  und 
die  kleineren  Bureaux,  bei  den  großen  Ämtern  findet  man  am 
meisten  Unzufriedenheit  und  Klagen.  Daran  ist  vor  allen  Dingen 
das  gespannte  Verhältnis  zwischen  beiden  Geschlechtern  schuld. 
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welches,  durch  die  unvermittelte  Einführung  der  weiblichen 
Bediensteten  erklärlicherweise  hervorgerufen,  sich  bis  heute  immer 
noch  nicht  vollständig  ausgeglichen  hat  und  eine  fortwährende 
Quelle  des  Mißtrauens  und  der  Verstimmung  zwischen  den 
männlichen  Vorgesetzten  und  weiblichen  Untergebenen  bildet. 

Was  schließlich  die  Amtsräurae  betrifft,  so  sind  hier  die 
Verhältnisse  recht  verschieden.  Bei  den  Landpostämtern  bilden 
sie  einen  Teil  der  Wohnung  des  Inhabers  und  sind  so  ein 
Gegenstand  der  häuslichen  Fürsorge.  Im  übrigen  wird  über 
mangelhafte  Reinigung  und  schlechte  Lüftung  geklagt.  Der 
zweite  Übel  stand  ist  häufig  auf  die  Bediensteten  selbst  zurück- 
zuführen, welche  aus  Furcht  vor  Zugluft  das  Offnen  der  Fenster 
nicht  gestatten.  Zugluft  scheint  übrigens  beim  Schalter  unver- 
meidlich zu  sein.  Im  allgemeinen  bieten  die  Aratsräume,  wo  sie 
in  älteren  Häusern  untergebraclit  sind,  gerade  keinen  wohn- 
lichen Aufenthalt.  Die  neueren  Amtsgebäude  stehen  zum  Teil 
vollkommen  auf  der  Höhe  der  modernen  Bauhygiene.  Die  ungün- 
stige Wirkung  des  Bureaulebens  auf  die  Gesundheit  läßt  sieh 
auch  dadurch  nicht  aus  der  Welt  schaffen. 

Die  Dienstesverhältnisse  der  Staatsangestellten  Frauen 
bieten  also  im  großen  und  ganzen  weder  zu  ernsten  Klagen, 
noch  zu  besonderen  Lobeserhebungen  Anlaß.  Was  die  Bezugs- 
verhältnisse angeht,  so  fanden  wir,  daß  das  Anfangsdienstein- 
kotnmen  der  Landpostorgane  recht  bescheiden  zu  nennen  ist. 
Bei  den  Postmanipulantinncn  aber  hat  der  Mangel  einer  Ab- 
stufung der  Entlohnung  nach  den  Preisverhältnissen  des  Dienst- 
ortes eine  schwere  Benachteiligung  der  Bediensteten  in  den 
Großstädten  zur  Folge.  Bei  ihren  Anfangsbezügen  ist  von  einem 
standesgemäßen  Auskommen  nicht  die  Rede.  Wo  sie  nicht 
durch  ihre  Familie  unterstützt  werden,  sind  sie  unbedingt  auf 
Nebenerwerb  angewiesen.  Erfreulicher  liegen  die  Verhältnisse 
bei  den  Staatsbahnen,  dem  Postsparkassenamt  und  den  kleineren 
Ämtern  in  Wien,  wo  mit  Einschluß  der  Nebenbezüge  das  für 
die  Großstadt  aufgestellte  Minimum  von  75  K erreicht  oder 
doch  wenigstens  nicht  beträchtlich  unterschritten  wird.  Di«* 
niedrigeren  Bezüge  der  Polizeidir<*ktion  geben  mit  Rücksicht 
auf  die  soziale  Stellung  «ler  dortigen  B«*dienst«*ten  zu  erheb- 
lichen Bedenken  keinen  Anlaß. 

Ein  Rückblick  auf  unsere  ganze  Untersuchung  zeigt  uns, 
daß  der  österreichische  Staatsdienst  den  Frauen,  welche  durch 
die  moderne  wirtschaftlich«*  Entwicklung  in  das  Erwerbsleben 
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getrieben  werden,  bisher  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange  die 
Möglichkeit  einer  Existenzgründung  gewährt.  Sowohl  die  Inten- 
tionen der  Verwaltung,  als  auch  die  tatsächliche  Zusammen- 
setzung des  Personalkörpers  weisen  darauf  hin,  daß  hauptsäch- 
lich nur  die  Angehörigen  von  Staatsbediensteten  Unterkunft 
finden.  Das  gilt  selbst  von  den  Landpostverkältnissen,  obwohl 
von  Seiten  der  Behörden  hier  keine  entschiedene  Einflußnahme 
ausgeübt  wurde.  Für  diese  Gruppe  aber  hat  die  Eröffnung  des 
Staatsdienstes  bei  dem  durchgängig  geringen  Vermögensbesitz  des 
gebildeten  Mittelstandes  in  Österreich  große  Bedeutung  gewonnen. 
Die  Berufstätigkeit  wird  bei  ihnen  vielfach  geradezu  für  ihre 
gesellschaftliche  Stellung  entscheidend.  Allerdings  zeigen  sich 
Unterschiede  im  einzelnen.  Für  die  aus  Diener-  und  Unter- 
beamtenfamilien hervorgehenden  bedeutet  die  Anstellung  ein  Auf- 
wärtssteigen auf  der  sozialen  Stufenleiter,  für  die  Angehörigen  der 
Beamten  und  Offiziere  die  Möglichkeit  der  Behauptung  ihrer 
gefährdeten  gesellschaftlichen  Position.  Eine  Sonderstellung 
nehmen  diejenigen  ein,  denen  das  Dienstverhältnis  nicht  als 
Grundlage  ihrer  materiellen  Existenz,  sondern  als  Gelegenheit 
für  einen  Nebenverdienst  zur  Bestreitung  ihrer  Luxusausgaben 
dient.  Die  Berufstätigkeit  übt  eine  starke  sozial  ausgleichende 
Wirkung  aus,  die  sich  sowohl  in  den  Beziehungen  der  weib- 
lichen Bediensteten  untereinander  als  in  ihrer  Behandlung  durch 
die  Vorgesetzten  bemerkbar  macht.  Bei  den  Ämtern,  in  welchen 
eine  größere  Zahl  von  Frauen  zusammen  arbeitet,  gibt  es  keinen 
Unterschied  zwischen  der  Hofratstochter  und  der  Tochter  des 
Amtsdieners.  Alle  unterstützen  sich  bereitwillig  in  ihren  Dienst- 
leistungtut, die  Gemeinsamkeit  der  Berufsinteressen  führt  sie 
auch  außerhalb  der  Amtsstunden  zusammen.  Auch  die  Behand- 
lung ist  gleichmäßig.  Der  Ton,  welcher  gegenüber  denen,  die 
aus  den  höheren  gesellschaftlichen  Schichten  hervorgegangen 
sind,  angeschlagen  wird,  wird  gegenüber  allen  festgehalten. 

Betrachten  wir  jetzt  das  Tätigkeitsfeld,  welches  den  Frauen 
im  Staatsdienste  eröffnet  wurde,  und  vergleichen  es  mit  dein 
Spielraum,  den  ihnen  das  private  Erwerbsleben  einräumt,  so 
sehen  wir,  daß  keinerlei  Art  von  Arbeitsleistungen  im  öffent- 
lichen Dienste  nicht  ihr  Seitenstück  im  freien  Wirtschaftsleben 
findet.  Im  Gegenteil,  überall  sind  die  Erfahrungen  auf  dem 
letzteren  vorangegangen,  ehe  sie  zur  Zulassung  zu  dem  erstcren 
führten.  Und  so  finden  wir  auch  heute,  «laß  Frauen  dort  in 
zahlreichen  Einzelfällen  Aufgaben  übernommen  haben,  die  höhere 
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Anforderungen  an  Kenntnisse,  Energie  und  Umsicht  stellen, 
während  sie  im  Staatsdienste  vorwiegend  auf  das  Gebiet  der 
mechanischen  Verrichtungen  beschränkt  blieben.  Dieses  Ergebnis 
unserer  Betrachtung  der  tatsächlichen  Entwicklung  bestätigt  den 
in  der  Einleitung  aus  dem  Wesen  des  Staatsdienstes  gezogenen 
Schluß,  daß  derselbe  in  den  gegebenen  wirtschaftlich-gesellschaft- 
lichen Zuständen  die  Voraussetzungen  findet,  an  welche  er  bei 
der  Regelung  seiner  besonderen  Verhältnisse  gebunden  ist. 

Größer  als  die  Bedeutung  des  Staatsdienstes  für  die  Frauen 
in  Österreich  ist  die  Bedeutung  der  Frauen  für  den  Staatsdienst. 
Für  den  Gesamtpersonalkörper  allerdings  sind  die  9000  weib- 
lichen Bediensteten  keine  imposante  Ziffer.  Anders  steht  die 
Sache,  wenn  wir  die  einzelnen  Verwaltungszweige  betrachten, 
in  denen  sie  verwendet  werden.  Wir  sahen  oben,  daß  90%  auf 
den  Bereich  der  Post-  und  Telegraphenanstalt  entfallen.  Hier 
bilden  sie  einen  sehr  beträchtlichen  Teil  der  Manipulations- 
beamtenschaft, im  ärarischen  Dienste  nicht  weniger  als  27® 
im  nichtärarischen  gar  über  40%.  An  zweiter  Stelle  in  Bezug 
auf  die  absolute  Zahl,  allerdings  in  sehr  weitem  Abstande,  stehen 
die  Staatsbahnen.  Hier  bestehen  erst  Ansätze  zu  einer  breiteren 
Verwendung.  Dann  kommt  das  Postsparkassenamt,  welches  an 
sich  nur  einen  kleinen  Personalkörper  besitzt,  in  dem  aber  die 
Frauen  mit  ihrem  20%igen  Anteil  an  der  Hilfsbeamtenschaft 
umsomehr  zur  Geltung  gelangen.  Bei  den  kleineren  Ämtern  ist 
ihre  Zahl  noch  verschwindend.  Dem  weiblichen  Element  ist 
also  im  österreichischen  Staatsdienste  nach  der  heutigen  Ge- 
staltung auf  zwei  Gebieten  eine  wichtigere  Rolle  gesichert,  einmal 
bei  den  Verkehrsanstalten  und  dann  im  Kanzleidionste.  Bei  den 
ersteren  ist  die  Besetzung  des  für  sie  bestimmten  Feldes  zum 
Teil  schon  vollzogen,  zum  andern  Teil  und  bei  dem  letzteren 
beginnt  sie  erst  allmählich  sich  darüber  auszubreiten. 

Die  Verwendung  im  Kanzleidienste  beschränkt  sich  aut 
die  ausführenden  Funktionen.  Auch  im  Verkehrsdienste  entfällt 
der  größte  Teil  ihres  Kontingentes  auf  diese.  Nur  im  Landpost- 
dienste werden  sie  zur  Leitung  kleinerer  Ämter  herangezogen. 
Im  Verhältnis  zu  der  Gesamtzahl  bilden  die  Postinhaberinnen 
ungefähr  15%.  Ein  weiterer  wichtiger  Unterschied  ergibt  sich 
aus  der  Tätigkeit  im  äußeren  und  inneren  Dienste,  ln  dem 
ersteren  vertritt  das  Organ  den  Staat  gegenüber  dem  Publikum, 
er  erfordert  ein  gewisses  Maß  freier  Entschließung,  die  Verant- 
wortlichkeit ist  größer.  Zum  äußeren  Dienste  rechnet  von  den 
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Obliegenheiten  der  weiblichen  Bediensteten  nur  der  Schalter- 
dienst der  Verkehrsanstalten.  Er  erhält  durch  den  niedrigen 
Stand  der  allgemeinen  Bildung  in  Österreich  eine  erhöhte  Be- 
deutung, weil  die  Parteien  sich  vielfach  nicht  in  den  Betriebs- 
bestiminungen auskennen  und  Rat  und  Hülfe  der  Beamten  in 
Anspruch  nehmen. 

Was  die  Dienstleistungen  im  einzelnen  betrifft,  so  handelt 
es  sich  beim  Schalter  teils  um  die  Entgegennahme  von  Sendungen 
oder  Geldbeträgen  gegen  Ausstellung  einer  Bestätigung  (rekom- 
mandierte Briefe,  Postanweisungen  und  Postsparkassendienst  bei 
der  Landpost),  teils  um  Entgegennahme  von  Geldbeträgen  gegen 
Aushändigung  einer  Bescheinigung,  welche  zur  Inanspruchnahme 
gewisser  Leistungen  der  Betriebsverwaltungen  berechtigt  (Post- 
wertzeichenverschleiß, Fahrkartenausgabe),  teils  um  Ausgabe 
eingelangter  Sendungen  an  die  Adressaten  (postlagernde  Briefe), 
endlich  um  Auskunftserteilung  (Stadtbureaux  der  Staatsbahnen). 

Im  inneren  Dienste  werden  die  Frauen  zu  Manipulations- 
verrichtungen, zum  Apparatdienst,  zu  Schreib-  und  Rechen- 
arbeiten verwendet.  Unter  die  Manipulationsverrichtungen  fällt 
die  Amtsbehandlung  der  übernommenen  Postsendungen;  diese 
wird  von  den  Schalterbeamtinnen  nebstbei  besorgt;  ferner  das 
Rangieren  der  Konti  im  Postsparkassenamte,  die  Nachschlagung 
und  Einordnung  der  Meldezettel  bei  der  Polizeidirektion,  die 
Ordnung  der  Rohrpostsendungen,  die  Zusammenstellung  der 
Behelfe  für  die  Postämter  und  die  Buchbindereiarbeiten  der 
Arbeiterinnen  des  Postsparkassenamtes.  Zum  Apparatdienst  ge- 
hört Telegraph  und  Telephon,  die  Bedienung  der  Kopier-  und 
Schreibmaschinen.  Die  Schreibarbeiten  bestehen  in  der  Aus- 
fertigung von  Reinschriften  in  allen  Bureaux,  die  Übertragung 
gegebener  Daten  aus  Anweisungen,  Anmeldescheinen  u.  dgl. 
in  bestimmte  Bücher  und  Bögen  in  der  Buchungsabteilung  des 
Postsparkassenamtes  und  bei  den  Tabellenarbeiten  der  statisti- 
schen Ämter.  Zu  einfacheren  Rechenarbeiten  werden  die  Frauen 
bei  verschiedenen  Bahnbehörden,  dem  Postsparkassen-  und  handels- 
statistischen Amt  herangezogen.  Auch  die  erwähnten  Tabellen- 
arbeiteil machen  kleinere  Rechnungen  erforderlich. 

Der  Typus  des  weiblichen  Vorgesetzten  findet  sich  in  zwei 
verschiedenen  Formen,  je  nachdem  mit  der  Uberordnung  zugleich 
ein  bestimmter  selbständiger  Geschäftskreis  und  eine  Befehls- 
gewalt über  das  ausführende  Personal  verbunden  ist,  oder  nur 
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findet  sich  im  Fernsprechdienste,  bei  der  Polizeidirektion  und 
dem  Postsparkassenamt.  Die  erstere  nur  bei  den  mittleren  Land- 
postämtern— ungefähr  3%  der  Gesamtzahl  der  Frauen!  — bei 
gemächlichem  Geschäftsgang  und  1 — 2 untergebenen  Personen, 
zumeist  weiblichen  Geschlechtes.  Das  Dienerpersonal  steht  dort 
in  privatrechtlicher  Abhängigkeit. 

1)  ie  Erfahrungen  mit  der  Verwendung  von  weiblichen  Be- 
diensteten begegnen  im  allgemeinen  einer  günstigem  Beurteilung. 
Auf  einigen  Gebieten  gibt  man  ihnen  unbedenklich  den  Vorzug 
vor  den  männlichem,  auf  anderen  halten  sie  den  Vergleich  mit 
ihnen  aus,  auf  manchen  aber  bleiben  sie  auffallend  hinter  ihnen 
zurück.  Es  zeigt  sich  eben  eine  deutliche  Differenzierung  eler 
Anlagem  und  erworbenen  Fähigkeiten,  die  nicht  nur  physischer, 
sondern  auch  geistiger  Natur  ist.  Davon  nun  im  einzelnen. 

In  physischer  Beziehung  erweist  sich  die  Kraft  und  Aus- 
dauer der  Frauen  geringer  als  die  der  Männer.  Bei  anstrengen- 
deren Arbeiten  versagen  sie  früher,  ihre  allgemeine  Körper- 
konstitution ist  schwächer,  die  Altersperiode  tritt  früher  ein, 
ihr  Organismus  leidet  häufiger  unter  Krankheiten.  Allerdings 
ist  ihre  Krankenabsenz  keineswegs  überall  stärker.  Diese  hängt, 
nämlich  nicht  nur  von  physischen,  sondern  auch  psychischen 
Faktoren  ab.  Eine  größere  Pflichttreue  verhindert  sie  häufig  bei 
kleineren  Affektionen  vom  Dienste  auszubleiben.  Aber  trotzdem 
sieht  man  sich  gezwungen,  auf  diese  Momente  Rücksicht  zu 
nehmen  und  ihnen  in  Bezug  auf  das  Ausmaß  der  Dienstzeit  und 
die  Heranziehung  zum  Nachtdienst  besondere  Schonung  ange- 
deihen zu  lassen.  Bei  denjenigen  Verrichtungen  aber,  die  eine 
größere  Beweglichkeit,  vor  allem  Fingerfertigkeit,  erfordern, 
zeigen  sie  sich  geschickter  und  leistungsfähiger  als  die  männ- 
lichen Angestellten  und  scheinen  sie  auch  in  Bezug  auf  die 
Ausdauer  zu  übertreffen.  Eine  spezielle  Bedeutung  hat  ihre  höhere 
Stimmlage  für  den  Fernsprecherdienst. 

In  psychischer  Beziehung  lobt  man  ihren  Diensteifer  und 
ihre  Pflichttreue,  ihre  Geduld  bei  mechanischen  Leistungen,  ihre 
Höflichkeit  gegenüber  dem  Publikum,  ihre  Verträglichkeit  unter 
einander,  ihre  Fügsamkeit  gegenüber  den  Vorgesetzten,  ihre 
Ordnungsliebe  und  schöne  Schrift,  ihren  Fleiß  und  ihre  Ehrlich- 
keit, alles  mehr  weniger  passive  Eigenschaften.  Dagegen  mangelt 
es  vielen  unter  ihnen  an  der  nötigen  Ruhe  und  Entschiedenheit, 
wo  es  bei  Häufung  schwieriger  Geschäfte  schleuniger  Erledigung 
bedarf  oder  bei  Andrang  des  Publikums  scharfe  Autmerksam- 
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keit  und  rasche  Fassung  in  der  Geldmanipulation  erforderlich 
ist.  Ebenso  fehlt  ihnen  Energie  und  Autorität  zur  Leitung  eines 
größeren  Personalkörpers.  Selbst  bei  der  Unterstützung  der 
männlichen  Aufsichtsorgane  in  der  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung unter  ihren  eigenen  Geschlechtsgenossinnen  haben  sie 
vielfach  versagt.  In  intellektueller  Hinsicht  bietet  ihre  Beschäfti- 
gung mit  vorwiegend  mechanischer  Arbeit  keine  genügende 
Unterlage  für  ein  abschließendes  Urteil.  Wenn  mitunter  über 
mangelnde  Vorbildung  geklagt  wird,  so  handelt  es  sich  dabei 
um  Einwirkung  der  allgemeinen  sozialen  Zustände,  welche  den 
Frauen  die  Aneignung  höherer  Kenntnisse  durch  Schulbesuch  und 
Erziehung  erschweren. 

Zu  dem  Einfluß  der  physischen  und  geistigen  Veranlagung 
der  Frauen  auf  ihre  dienstliche  Verwendung  kommen  also  noch 
Einwirkungen  ihrer  gesellschaftlichen  Stellung.  Die  Beschrän- 
kung ihrer  Bewegungsfreiheit  durch  die  Sitte  macht  sich  in 
mehrfacher  Beziehung  bemerkbar.  Sie  können  nicht  ohne  weiteres 
auf  jeden  Posten  gestellt  werden,  der  seiner  dienstlichen  Natur 
nach  für  sie  in  Frage  käme.  Es  muß  Rücksicht  genommen 
werden  auf  den  Charakter  der  Bevölkerung  und  die  Möglich- 
keit gesellschaftlichen  Anschlusses.  Ämter  in  kleineren  Orten, 
bei  denen  nur  jüngere  Beamte  stationiert  sind,  scheiden  aus 
Bei  Verwendung  im  Nachtdienst  bedarf  es  einer  gewissen  Vor- 
sicht. Nur  in  größeren  Städten  und  im  inneren  Dienste  unter- 
liegt er  keinen  Bedenken.  Aber  nicht  nur  die  Auswahl  der 
Dienststellen,  auch  die  Häufigkeit  ihres  Wechsels  ist  stark 
beschränkt. 

Alle  diese  Momente  werden  noch  über  das  nötige  Maß 
hinaus  verstärkt  durch  das  Vorwalten  von  Anschauungen  aus 
einer  Zeit,  in  welcher  die  außerhäusliche  Berufstätigkeit  der 
unverheirateten  Frauen  des  bürgerlichen  Mittelstandes  kein  Be- 
dürfnis bildete  und  daher,  wo  sie  ausnahmsweise  vorkam,  nicht 
ohne  Argwohn  betrachtet  wurde.  Seither  haben  sich  die  Ver- 
hältnisse gründlich  verschoben  und  beginnen  auch  bereits  in  der 
ganzen  Auffassung  dieser  Dinge  eine  Umwälzung  hervorzurufen. 
Natürlich  vollzieht  sich  die  Verdrängung  der  altgewohnten  Denk- 
weise nicht  ohne  Zögern  und  Widerstreben  und  bewirkt  eine 
zum  Teil  übertriebene  Vorsicht  in  den  Maßnahmen  der  davon 
berührten  Faktoren.  So  muß  es  als  nicht  mehr  zeitgemäß 
erscheinen,  wenn  die  Verwaltung  aus  moral  i s c h e n Gründen  die 
Verwendung  im  Nachtdienste  vermeidet  und  eine  Trennung  der 
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Arbeitsräume  beider  Geschlechter  auch  bei  größerem  Personal 
für  erforderlich  erachtet.  Aber  auch  die  Frauen  selbst  haben 
sich  nicht  in  jeder  Hinsicht  den  veränderten  Zuständen  anzu- 
passen vermocht.  Der  unpersönliche  Charakter  der  dienstlichen 
Beziehung  zu  den  männlichen  Vorgesetzten  und  Mitbeamten  ist 
ihnen  zum  großen  Teile  noch  nicht  zu  vollem  Bewußtsein 
gelangt.  Daraus  ergibt  sich  die  Schwierigkeit  ihrer  richtigen 
Behandlung  und  die  Notwendigkeit  einer  sorgfältigen  Auswahl 
der  U ber wachungsorgane. 

Auf  den  gleichen  Gründen  beruht  der  Mangel  an  Ver- 
ständnis für  eine  höhere  Auffassung  ihrer  Stellung,  der  mit 
einer  genauen  Erfüllung  der  übertragenen  Obliegenheiten  ja 
nicht  genügt  wird,  die  vielmehr  ein  lebendiges  Gefühl,  ein 
inniges  Verwachsen  mit  dem  Wohl  und  Wehe  des  Staates  als 
solchen  erheischt.  Es  mag  die  Forderung  nach  der  Ausbildung 
eines  kräftigen  Standesbewußtseins  unter  den  weiblichen  Beamten 
für  diejenigen  Gruppen,  die  ausschließlich  im  inneren  Dienste 
Verwendung  finden,  als  übertrieben  erscheinen ; soviel  ist  sicher, 
daß  die  steigende  Übernahme  von  wirtschaftlichen  Aufgaben 
durch  den  Staat  nur  dann  ihre  volle  Berechtigung  erhält,  wenn 
sich  seine  Funktionäre  als  Organe  der  Gesamtheit  betrachten 
und  die  Verwirklichung  der  öffentlichen  Interessen  als  oberstes 
Ziel  ihrer  Tätigkeit  nicht  aus  dem  Auge  verlieren.  Tatsächlich 
fanden  wir  auch  bei  einem  Verwaltungszweige,  der  Landpost, 
wo  die  Gemeinsamkeit  der  Geschichte  und  der  gesellschaftlichen 
Stellung  ein  starkes  sympathisches  Band  um  beide  Geschlechter 
schlang,  eine  von  den  günstigsten  Folgen  für  das  Institut  be- 
gleitete Entwicklung  in  dieser  Richtung.  Bei  den  übrigen  aber 
haben  es  die  Behörden  versäumt,  zu  diesem  Behufe  auf  die 
Frauen  intellektuell  und  moralisch  einzuwirken,  ja  mitunter 
durch  ihre  ganze  Haltung  ihrer  Aufgabe  geradezu  entgegen 
gehandelt.  Auch  wo  die  männlichen  Bediensteten  die  Anerken- 
nung der  Frauen  als  gleichberechtigte  Glieder  des  Personal- 
körpers aufs  schroffste  ablehnten  und  ihnen  so  von  vornherein 
die  Wertschätzung  ihres  Berufes  verleideten,  geschah  von  Seiten 
der  Verwaltung  nichts,  um  die  Verkehrtheit  dieser  Auffassung 
zu  bekämpfen. 

Allerdings  handelt  es  sich  bei  dem  Mangel  an  Standes- 
bewußtsein  unter  den  weiblichen  Bediensteten  nicht  nur  um 
eine  Erscheinung  der  Übergangszeit,  es  sind  auch  dauernd 
wirkende  Gründe  vorhanden,  die  seiner  Beseitigung  fortwährend 
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entgegenarbeiten.  Die  Hoffnung  der  Neueintretenden,  durch  die 
Ehe  ihrer  Tätigkeit  wieder  entrückt  zu  werden,  vermindert 
das  Interesse  an  einem  engeren  Verhältnisse  zu  ihrer  Dienst- 
stellung und  beeinträchtigt  bei  den  jüngeren  sogar  nicht  selten 
den  Ernst  und  Eifer  in  der  Verrichtung  ihrer  Obliegenheiten. 
Zu  dieser  psychologischen  Wirkung  der  Ehe  kommt  noch  ein 
weiterer,  nicht  minder  starker  Nachteil  für  den  Wert  der  weib- 
lichen Arbeitskräfte,  die  Tatsache,  daß  die  Verheiratung  dem 
Staate  die  Verfügung  über  sie  gerade  im  Zeitpunkt  ihrer  besten 
Einarbeitung  und  der  Vollkraft  der  Jahre  entzieht. 

Aus  diesen  Erfahrungen  über  die  Verwendbarkeit  der 
Frauen  ergibt  sich  die  Möglichkeit  eines  Urteiles  über  ihre 
künftige  Stellung  im  österreichischen  Staatsdienst.  Zunächst 
bleiben  die  Ehefrauen  ausgeschlossen,  soweit  es  sich  um  das 
Berufsbeamtentum  handelt.  Dann  kommen  im  allgemeinen  nur 
die  ausführenden  Obliegenheiten  in  Betracht.  Dabei  zeigt  sich 
eine  besondere  Befähigung  für  gewisse  Dienstzweige,  eine  Arbeits- 
teilung zwischen  beiden  Geschlechtern  nach  Maßgabe  der  natür- 
lichen Anlagen  und  erworbenen  Fähigkeiten.  Posten  mit  größeren 
Anforderungen  an  Körperkraft  und  Beherrschung  werden  den 
Männern,  Posten  mit  solchen  an  Beweglichkeit  und  Geduld  den 
Frauen  zugewiesen.  Hierher  gehört  der  Fernsprecher-  und 
Schreibmaschinendienst.  Für  den  äußeren  Dienst  eignen  sich  die 
Frauen  nicht,  insofern  damit  die  Aufgabe  verbunden  ist,  die 
Ordnung  unter  dem  Publikum  aufrecht  zu  erhalten  und  eine 
gewisse  Leitung  über  dasselbe  auszuüben,  wie  beispielsweise  im 
Betriebsdienste  der  Eisenbahnen ; wo  es  sich  dagegen  um  glatte 
Geschäftsabwickelung  handelt,  bringen  sie  den  Vorzug  größerer 
Verträtrlichkeit  und  Höflichkeit  mit.  Daher  werden  sie  sich  im 
einfacheren  Schalterdienste  der  Verkehrsanstalten  behaupten,  und 
wie  unsere  Untersuchung  gelehrt  hat,  noch  in  ziemlich  starkem 
Maße  ausbreiten  können.  Soweit  die  Dienstesverrichtungen  keine 
ausgesprochene  Prädestination  für  das  eine  oder  andere  Geschlecht 
aufweisen  und  beide  nebeneinander  Beschäftigung  finden,  wie 
z.  B.  im  Kanzleidienste,  ist  zwar  die  Verwendbarkeit  der  Frauen 
im  allgemeinen  geringer,  aber  die  Ersparnis  an  der  Entlohnung 
bildet  eine  kräftige  Triebfeder  für  die  Heranziehung.  Hier  ist 
ihnen  also  ihr  bisheriges  Tätigkeitsfeld  gesichert.  Zudem  bieten 
die  Verhältnisse  bei  den  meisten  übrigen  Behörden  die  Möglich- 
keit ihrer  Zulassung  zum  Kanzleidienst.  Allerdings  ergeben  sich 
überall  infolge  der  Beeinträchtigung  der  Elastizität  des  Personal- 
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körpers  durch  die  Frauen  feste  Schranken,  welche  die  Über- 
tragung eines  verhältnismäßig  großen  Perzentsatzes  der  betreffen- 
den Stellen  an  männliche  Bedienstete  notwendig  machen.  Über 
die  angeführten  Obliegenheiten  hinaus  wird  ihre  Heranziehung 
zu  selbständigeren  Geschäften  durch  das  Niveau  ihrer  Vorbildung, 
den  Mangel  an  Ruhe  und  Autorität  über  untergeordnetes  Per- 
sonal bedeutend  erschwert.  Immerhin  wäre  es  nach  den  heutigen 
Zuständen  denkbar,  daß  bei  manchen  Behörden  gewisse  Arbeits- 
leistungen mehr  mechanischer  Natur  aus  dem  Aufgabenkreis  der 
Beamten  losgelöst  und  zu  besonderen  Dienstposten  organisiert 
werden,  wie  das  z.  B.  bei  der  Fahrkartenausgabe  der  Fall  war. 
Die  Besetzung  höherer  Steilen  im  Dienste  wird  ihnen  aber 
solange  verschlossen  bleiben,  als  nicht  eine  Umgestaltung  der 
Erziehung  und  des  Unterrichtes  der  Frauen  die  notwendigen 
Vorbedingungen  dafür  geschaffen  hat.  Aber  auch  dann  scheidet 
die  Überordnung  über  männliches  Personal  für  absehbare 
Zeit  aus. 


Dies  Ergebnis  bedarf  aber  noch  einiger  Ergänzung.  Wir 
haben  uns  bei  den  bisherigen  Ausführungen  streng  an  das 
gegebene  Material  gehalten,  ohne  auf  diejenigen  Verwaltungs- 
zweige Rücksicht  zu  nehmen,  die  mit  den  betrachteten  nur 
wenig  innere  Verwandschaft  besitzen  und  daher  nach  ganz 
anderen  Gesichtspunkten  beurteilt  werden  müssen.  Dabei  handelt 
es  sich  zum  Teil  um  Gebiete,  die  schon  gegenwärtig  weibliche 
Organe  aufweisen,  zum  Teil  aber  um  solche,  in  denen  < Österreich 
allerdings  bisher  keine  Frauen  verwendet,  das  nahe  Ausland 
aber  bereits  bezügliche  Schritte  gethan  hat,  und  die  darum 
auch  für  uns  zu  einem  Gegenstand  der  Aufmerksamkeit  geworden 
sind.  Zunächst  ist  auf  die  große  Bedeutung  des  weiblichen 
Lehrpersonals  zu  verweisen,  welches  nach  der  österreichischen 
Berufsstatistik  — allerdings  unterscheidet  diese  zwischen  «len 
öffentlichen  und  Privatanstalten  nicht  — im  Jahre  1890  gegen 
17.000  Personen  und  28°  0 des  gesamten  angestellten  Lehr- 
personals, also  abgesehen  von  den  Selbständigen,  ausmacht. 
Dann  scheint  «;s  auch  s«*hr  wahrscheinlich,  daß  sich  die  Frauen 
für  ein  Gebiet,  welclnts  ihnen  in  ( )sterreich  bisher  verschlossen 
ist,  nämlich  die  Gewerbeinspektion,  besonders  eignen  würden, 
soweit  es  sich  um  Industriezweige  handelt,  in  denen  weibliche 
Arbeiter  in  großer  Zahl  verwendet  werden.  Hier  könnte  ohne- 
weiteres durch  eine  betreffende  Verfügung  d«‘r  Verwaltung  Wandel 
geschaffen  werden.  Das  Gleiche  gilt  wohl  auch  für  die  Sani täts- 
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inspektion,  wenn  diese  im  Sinne  einer  oft  vertretenen  Forderung 
eine  Ausgestaltung  und  Erweiterung  erführe.  Endlich  wären 
bereits  die  Voraussetzungen  vorhanden,  tun  in  den  betreffenden 
Bezirken  weibliche  Arzte  von  Staats  wegen  anzustellen.  Damit 
käme  also  für  die  Frauen  eine  Reihe  von  höheren  Dienstposten 
in  Betracht.  Aber  im  ganzen  genommen  ist  deren  Zahl  doch 
recht  beschränkt.  Es  kann  hier  auf  das  Einzelne  nicht  näher 
eingegangen  werden.  In  Bezug  auf  die  Gewerbeinspektion  hat 
dies  neuerdings  der  eidgenössische  Fabriksinspektor  Schiller*)  des 
näheren  ausgeführt.  Wir  sehen  also,  daß  das  Verwendungsgebiet 
der  Frauen  im  Staatsdienste  auch  durch  die  Übertragung  dieser 
Obliegenheiten  keine  beträchtliche  Erweiterung  erfährt. 

Es  erübrigt  nun  noch  die  einzelnen  Punkte  zusammen- 
zufassen, in  denen  die  rechtliche  Stellung  der  Frauen  im 
Staatsdienst  eine  besondere  Regelung  angezeigt  oder  notwendig 
erscheinen  läßt,  also  eine  Art  Dienstordnung  für  die  weiblichen 
Kategorien  in  ihren  Grundzügen  zu  entwerfen. 

Zunächst  die  Vorbedingungen.  Die  geringere  Vorbildung 
ist  bereits  besprochen  worden.  Wo  bei  den  Männern  die  Absol- 
vierung eines  Gymnasiums  oder  einer  anderen  Mittelseh  ule  verlangt 
wird,  kann  bei  den  Frauen  heute  nur  eine  höhere  weibliche  Bildungs- 
anstalt in  Frage  kommen.  Ferner  empfiehlt  sich  eine  Herabsetzung 
der  Mindest-  und  Höchstaltersgrenze  für  die  Aufnahme,  weil  die 
Reife  und  Altersperiode  früher  eintritt,  und  rücksichtlich  der 
ersteren  auch,  damit  sich  Schulaustritt  und  Dienstantritt  un- 
mittelbar aneinander  schließen,  ohne  daß  in  der  Zwischenzeit 
die  erworbenen  Kenntnisse  teilweise  in  Vergessenheit  geraten. 
Schließlich  ist  noch  die  Bevorzugung  von  Angehörigen  und 
Hinterbliebenen  der  Staatsbeamten  zu  erwähnen,  weil  diese 
zugleich  ein  geeignetes  Mittel  der  allgemeinen  Dienstpolitik  ist, 
und  günstigere  Voraussetzungen  für  ein  richtiges  Verhältnis  des 
weiblichen  Personals  zu  der  Auffassung  ihrer  Stellung  und 
ihrer  Pflichten  schafft. 

An  den  Eintritt  schließt  sich  normalerweise  eine  Probe- 
zeit. Dieselbe  kann  bei  den  Frauen  verhältnismäßig  länger 
sein,  weil  bei  ihnen  die  Entscheidung,  ob  sie  den  Staatsdienst 
als  dauernden  Beruf  ins  Auge  fassen,  erst  später  fällt.  Aus 
dem  gleichen  Grunde  ließe  sich  eine  grundsätzliche  Beschränkung 
des  Entgeltes  während  des  Provisoriums  auf  das  standesgemäße 
Existenzminimum  recht  fertigen. 


*)  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik  1902,  3.  und  4.  Heft. 
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Die  Pflichten  der  weiblichen  Bediensteten  sind  im  wesent- 
lichen dieselben,  wie  die  der  männlichen.  Auch  sie  haben 
Standes-  und  Dienstpflichten.  Was  die  crsteren  betrifft,  so  liegt 
der  Schwerpunkt  nicht  auf  ihrer  Statuierung,  sondern  auf  der 
Sorge  für  ihre  tatsächliche  Befolgung.  Die  Dienstpflicht  im 
technischen  Sinne  bleibt  rechtlich  nach  Ort  und  Zeit  unbe- 
schränkt. Ihr  tatsächlicher  Gehalt  aber  beschränkt  sich  durch 
Rücksichten  der  gesellschaftlichen  Stellung  und  der  physischen 
und  geistigen  Eignung.  Auch  die  Amtspflicht  kann  in  Anbe- 
tracht ihrer  geringeren  körperlichen  Widerstandsfähigkeit  nur 
schonend  geltend  gemacht  werden.  Das  gilt  besonders  vom 
Dienststundenausmaß,  dem  Nachtdienst  und  der  Erholungszeit. 

Die  Rechte  zerfallen  in  Standes-  und  Vermögensrechte.  Auf 
die  ersteren  ist  wegen  ihrer  erzieherischen  Bedeutung  Gewicht 
zu  legen.  Das  grundlegende  Vermögensrecht  ist  der  Anspruch 
auf  dauernde  Anstellung.  Er  wird  allerdings  durch  den  Vorbehalt 
der  Lösung  bei  Verehelichung  modifiziert.  Das  Ausmaß  des 
Gehaltes  entspricht  dem  Ausmaß  der  Dienst-  und  Amtspflicht,  es  ist 
niedriger  als  bei  den  Männern.  Dem  geringeren  Arbeitswert  der 
Frauen  entspricht  ein  geringeres  Ausmaß  der  Entlohnung.  Die 
Entlohnung  des  Staatsdieners  wird  zwar  nach  dem  standesgemäßen 
Unterhalt  bemessen ; damit  ist  aber  nur  eine  untere  Grenze 
gegeben,  die  genauere  Festlegung  muß  auf  die  durchschnittliche 
Leistungsfähigkeit  der  einzelnen  Gruppen  Rücksicht  nehmen. 
Einen  Anhaltspunkt  für  dieselbe  bietet  unter  anderem  die  Vor- 
bildung; der  Gehalt  dient  mit  als  Ersatz  des  Bildungskapitals. 
Solange  die  Schulbildung  der  Frauen  im  allgemeinen  niedriger 
ist  als  die  der  Männer,  erfordert  diese  Bildungsdifferenz  allein 
schon  eine  Differenz  der  Entlohnung.  Das  Weniger  muß  aber 
noch  über  den  rein  sachlichen  Unterschied  hinausgehen,  wenn 
sie  in  größerer  Zahl  Verwendung  finden  sollen.  Sonst  würden 
sie  nur  zu  denjenigen  Leistungen  hcrangezogen,  denen  ihre  An- 
lagen besser  entsprochen  als  diejenigen  der  Männer,  es  müßten 
denn  etwa  die  erforderlichen  männlichen  Kräfte  nicht  aufzu- 
treiben sein.  Diese  Vergrößerung  des  Gehaltsunterschiedes  ist 
aber  möglich,  weil  ihre  materiellen  Bedürfnisse  geringer  sind. 
Besonders  instruktiv  war  für  diese  Tatsache  die  G (‘schichte  des 
Land  postdienstes,  weil  hier  eine  differentielle  Behandlung 
der  Geschlechter  von  vornherein  gar  nicht  beabsichtigt  war. 
Aber  nicht  nur  der  Grundgehalt  muß  niedriger  sein,  sondern 
auch  seine  Steigerung,  weil  die  Verehelichung  ausgeschlossen 
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ist,  während  sie  für  den  Mann  eine  starke  materielle  Belastung 
bedeutet.  Es  zeigt  sich  also  eine  andere  Verteilung  des 
Gesamtgehaltes  auf  die  Gesaintdienstzeit.  Was  die  Form,  in 
welcher  die  Aufbesserung  erfolgt,  betrifft,  so  ist  die  Gehalts- 
vorrückung das  Regelmäßige,  da  der  Ausschluß  von  leitenden 
Posten  die  Zahl  der  in  Betracht  kommenden  Rangsklassen  ver- 
mindert. Daher  muß  es,  wo  überhaupt  Rangsklassen  für  die 
Frauen  bestehen,  innerhalb  derselben  mehr  Gehaltsstufen  geben 
als  bei  den  Männern,  bei  denen  die  Beförderung  rascher  erfolgt. 
Bezüglich  der  Nebengebühren  gibt  es  keinen  sachlichen  Unter- 
schied zwischen  beiden  Geschlechtern.  Soweit  sie  ein  Entgelt 
für  besondere  Leistungen  darstellen,  können  sie  in  derselben 
Höhe  bemessen  sein.  Bei  der  Altersversorgung  soll  der  Anspruch 
auf  den  vollen  Gehalt  bei  den  Frauen  früher  eintreten,  weil 
die  Pensionierung  durchschnittlich  auf  einen  früheren  Zeitpunkt 
kommt.  Die  Mehrkosten  werden  durch  den  Fortfall  der  Hinter- 
bliebenen Versorgung  ausgeglichen. 

Die  Geltendmachung  der  beiderseitigen  Rechte,  das 
Disziplinarrecht,  das  Verfahren  hinsichtlich  der  Ersätze,  die 
Verfolgung  der  Ansprüche  der  Bediensteten  weisen  keine  Be- 
sonderheiten auf. 

Parallel  zu  der  besonderen  Rechtsstellung  geht  die  Sonder- 
organisation. Sie  beruht  auf  dreierlei  Gründen.  Die  Beförderung 
bedarf  einer  besonderen  Gestaltung,  weil  di»*  höheren  Rangs- 
klassen fortfallen  und  die  Zahl  der  Gehaltsstufen  größer  ist. 
Würde  man  beide  Geschlechter  auf  gleichem  Fuße  behandeln, 
so  würde  sich  das  Avancement  derselben  gegenseitig  stören.  Die 
Frauen  würden  in  der  ersten  Hälfte  der  Dienstlaufbahn  rasch 
vorrücken  und  nach  Erreichung  der  höchsten  ihnen  zugäng- 
lichen Rangsklasse  in  der  zweiten  Hälfte  stehen  bleiben;  die 
Männer  aber  umgekehrt  anfangs  durch  die  Konkurrenz  der 
Frauen  eine  Verlangsamung  und  später,  wenn  sie  fortgefallen 
ist,  eine  unverhältnismäßige  Beschleunigung  erfahren.  Es  kommen 
zweitens  gewisse  Dienstposten,  besonders  für  die  Frauen,  andere 
ausschließlich  für  die  Männer  in  Betracht.  Zu  diesen  beiden 
Punkten  kommt  drittens  bei  getrennter  Organisation  eine  größere 
1 bersichtliekkeit  für  die  Budgetierung  und  die  Feststellung  des 
Bedarfes  an  männlichen  und  weiblichen  Kräften.  Infolge  der 
verschiedenen  Gehaltsbemessung  würde  bei  einheitlicher  Organi- 
sation der  Etat  für  die  Personalausgaben  fortwährenden  Schwan- 
kungen unterliegen.  Auf  der  anderen  Seite  wäre  eine  auf  such- 
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liehen  Gesichtspunkten  aufgebaute  Regulierung  des  Nachwuchses 
für  jedes  der  beiden  Geschlechter  bedeutend  erschwert. 

Während  also  die  tatsächliche  Entwicklung  und  ihr  Aus- 
druck in  der  Rechtsstellung  und  Organisation  einen  deutlichen 
Fingerzeig  für  die  besondere  Natur  des  weiblichen  Staatsdienstes 
bot,  kam  dieselbe  keinem  der  beteiligten  Faktoren  zum  Be- 
wußtsein.  Die  Frauen  selbst  machten  zum  Teil  gar  nicht  den 
Versuch,  auf  die  Gestaltung  ihres  Dienstverhältnisses  Einfluß 
zu  gewinnen,  weil  sie  entweder  keinen  Anlaß  fanden,  noch  den 
Beruf  in  sich  fühlten,  sich  für  ihre  Sache  einzusetzen,  oder,  wie 
bei  der  Landpost,  ihre  Interessen  durch  ihre  männlichen  Kol- 
legen mitvertreten  sahen.  Wo  sie  aber,  wie  bei  den  Post-  und 
Telegraphenmanipulantinnen,  die  Initiative  ergriffen,  waren  sie 
ausschließlich  von  wirtschaftlichen  Motiven  geleitet,  und  da  die 
Ideen  der  bürgerlichen  Frauenbewegung  in  ihre  Kreise  Ein- 
gang fanden,  mündeten  ihre  Forderungen  in  die  der  Gleichstel- 
lung beider  Geschlechter  aus.  Am  besten  beleuchtet  wird  diese 
Stellungnahme  durch  eine  Petition  der  Beamtinnensektion  des 
allgemeinen  Österreichischen  Frauenvereines,  welche  dem  Abgeord- 
netenhause  im  Jahre  1901  überreicht  wurde.  Sie  verdient  daher 
eine  nähere  Betrachtung. 

Es  wird  verlangt : I.  Eine  einheitliche  gesetzliche  Rege- 
lung der  Dienstes-,  Pensions-  und  Entlohnungsverhältnisse  des 
weiblichen  Personals;  II.  bei  entsprechender  Vorbildung,  Lei- 
stung und  Dienstzeit  die  Einreihung  in  den  Beamtenstatus,  und 
zwar  nach  2 jähriger  provisorischer  die  definitive  Anstellung 
mit  einem  Gehaltsminimum  von  1200  K,  dann  bei  gleicher 
Qualifikation  die  Vorrückung  in  die  nächsthöheren  Rangsklassen, 
der  Genuß  derselben  Bonifikationen  wie  bei  den  Beamten : 
Gehalt,  Quartiergold,  Quinquennien,  staatliche  Altersversorgung, 
ferner  die  Gewährung  eines  jährlichen  Urlaubes  von  14  Tagen, 
die  Freigabe  jedes  zweiten  Sonntages,  die  Reduktion  der  Arbeits- 
zeit an  nichtfreien  Sonntagen,  endlich  die  Aufhebung  des 
Heiratsverbotes;  III.  eine  Dienstpragmatik  für  die  männliche  und 
weibliche  Beamtenschaft. 

Ein  fluchtiger  Blick  auf  diese  Forderungen  zeigt,  daß  sie 
weit  über  die  eigentliche  Interessensphäre  der  weiblichen  Be- 
diensteten hinausgreifen  und  das  ganze  Gebiet  des  Staatsdienst- 
rechtes tangieren.  Schlankweg  ist  diese  Tendenz  in  de  n Punkte  III. 
zum  Ausdruck  gebracht.  Sie  liegt  aber  schon  in  der  Forderung 
ad  1.  Denn  abgesehen  von  den  Staatspostbeamten,  fehlt  bei  allen 
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männlichen  Kategorien,  welche  mit  den  Frauen  konkurrieren, 
eine  gesetzliche  Normierung  ihrer  Rechtsstellung.  Dies  gilt  nicht 
nur  von  den  Diurnisten,  sondern  auch  von  den  Staatsbahnbeamten 
und  Landpostorganen.  Und  ähnlich  steht  es  mit  der  Einreihung 
in  den  Beamten  Status. 

Offenbar  waren  sich  die  Verfasser  der  Petition  der  Trag- 
weite  ihrer  Postulate  nicht  bewußt.  Ihnen  schwebt  vor  allem 
das  Dienstverhältnis  der  Post-  und  Telegraphcnmanipulantinnen 
vor  Augen,  in  deren  Kreise  die  Frauenbewegung  eine  größere 
Anhängerschaft  zählt.  Auf  diese  sind  auch  die  Einzelforderungen 
unter  II.  gemünzt.  Das  zeigt  sich  gleich  in  der  Frage  der  Vor- 
bildung. In  der  vorausgehenden  Begründung  wird  ausdrücklich 
darauf  hingewiesen,  daß  die  Unteroffiziere  und  Manipulations- 
diurnisten nach  einer  gewissen  Dienstzeit  ohne  Absolvierung  der 
Mittelschule  die  XI.  Rangsklasse  erreichen.  Man  will  also  «lie 
Ausnahmen  zu  Gunsten  einzelner  Gruppen  der  männlichen 
Bediensteten  allgemein  auf  die  Frauen  ausgedehnt  wissen.  Das 
nennt  man  dann  Gleichberechtigung!  Dabei  wird  noch  ganz 
übersehen,  daß  nach  Durchführung  der  Landpostreform  auch 
die  Manipulationsdiurnisten  den  Besuch  von  4 Jahrgängen  einer 
Mittelschule  nachweisen  müssen.  Wollte  man  diese  Vorschrift 
auf  die  Frauen  ausdehnen,  so  würde  die  Mehrzahl  der  heutigen 
Bediensteten  ausgeschlossen  worden.  Und  auch  für  die  Zukunft 
wäre  es  unwahrscheinlich,  daß  ein  Mädchen,  welches  sich  zum 
Eintritt  in  eine  Mittelschule  entschließt,  nicht  höhere  Aspira- 
tionen erhebt,  als  ihre  dort  erworbenen  Kenntnisse  im  Post-  und 
Telegraphendienste  zu  verwerten.  — - Nach  2jähriger  Dienstzeit 
soll  dann  die  Einreihung  in  den  Beamtenstatus  stattfinden,  und 
zwar  mit  einem  Gehaltsminimum  von  1200  K.  Die  XI.  Rangs- 
klasse beginnt  derzeit  mit  1G00  K ohne  Einrechnung  der 
Aktivitätszulage.  Man  denkt  also  an  die  Schaffung  einer  neuen 
XII.  Rangsklasse,  die  vielfach  in  Parlament  und  Presse  für  die 
Diurnisten  gefordert  wird.  Damit  wird  die  ersehnte  Gleichstellung 
wieder  aufgegeben.  Interessant  ist  die  Begründung  der  Höhe  des 
Gehaltminimums.  Beträgt?  bis  zu  12(X)  K sind  einkommensteuer- 
frei,  sie  stellen  also  gewissermaßen  ein  staatlich  anerkanntes 
Existenzminimum  dar.  Wenn  dasselbe  nur  nicht  auf  eine  Familie 
berechnet  wäre!  Wir  haben  oben  gesehen,  daß  für  die  Großstadt 
ein  Aktivitätsbezug  von  900  K als  Kxistenzminimum  bezeichnet 
werden  muß. 

Was  die  Aufhebung  des  sog.  Eheverbotes  betrifft,  st»  han- 
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delt  cs  sich  bei  dieser  Forderung  nur  um  eine  Expektoration  der 
Emanzipationsvorkämpferinnen  sans  phrase.  In  den  Kreisen  der 
Bediensteten  selbst  wurde  sie  zum  Teil  lebhaft  bekämpft,  zum 
Teil  als  durchaus  nebensächlich  betrachtet  und  nur  um  des  lieben 
Friedens  willen  wurde  in  ihre  Aufnahme  eingewilligt.  Man  hält 
es  dort  für  richtiger,  daß  diejenigen,  welche  durch  die  Heirat 
eine  Versorgung  erlangen,  ausscheiden  und  ärmeren  Unversorgten 
Platz  machen.  Man  besitzt  kein  Verständnis  für  eine  Logik,  die 
es  auf  der  einen  Seite  beklagt,  daß  die  Arbeiterinnen  ihre  Kinder 
nicht  selbst  erziehen  können,  auf  der  anderen  den  Frauen  des 
Mittelstandes  empfiehlt,  die  Betreuung  ihrer  Kinder  den  Dienst- 
mädchen zu  überlassen.  Kindererziehung,  Haushaltsführung  und 
Beruf  nebeneinander,  diese  Kraft  mutet  sich  niemand  zu. 

Soweit  den  Vorschlägen  der  Petition  der  Gedanke  zugrunde 
liegt,  der  Rechtsstellung  der  Frauen  eine  festere  Grundlage  zu 
geben,  wo  es  noch  fehlt,  das  Definitivum  einzuführen,  ihnen  die 
Wohltat  einer  Altersversorgung  zuteil  werden  zu  lassen,  die 
allzu  niedrigen  Anfangsbezüge  zu  erhöhen,  eine  Differenzierung 
der  Entlohnung  nach  der  Preis  Verschiedenheit  der  Dienstorte 
durchzuführen,  eine  Gewähr  für  dienstfreie  Tage  und  Erholungs- 
urlaub zu  bieten,  sowie  ihre  Dienstpflichten  und  Rechte  schärfer 
zu  formulieren,  muß  die  eingeschlagene  Richtung  als  durchaus 
berechtigt  anerkannt  werden.  Aber  es  wäre  ein  unverzeihlicher 
Fehler,  hier  eint'  feste  Schablone  für  alle  Verwaltungszweige  zu 
schaffen,  in  welche  sich  schon  die  heutige  Verschiedenartigkeit 
der  Gestaltung  unmöglich  pressen  ließe  und  die  für  die  Zukunft 
nur  von  vornherein  eine  Erschwerung  der  versuchsweisen  Heran- 
ziehung von  Frauen  bei  den  übrigen  Behörden  zur  Folge  haben 
müßte. 

Die  Mitwirkung  des  Parlamentes  bei  der  Gestaltung  des 
weiblichen  Staatsdienstes  in  Österreich  beschränkte  sich  haupt- 
sächlich auf  eine  kräftige  Unterstützung  der  von  den  Bedien- 
steten vorgebrachten  Wünsche.  Daher  nahm  es  nur  auf  die 
Geschicke  der  Post-  und  Telegraphenmanipulantinnen  Einfluß. 
Jedem  Schritt,  den  die  Regierung  in  Bezug  auf  die  Verbesserung 
ihrer  Lage  machte,  gingen  ausführliche  Erörterungen  und  ent- 
schiedene Beschlüsse  in  dem  Budgetausschusse  und  dem  Hause 
voran.  Dabei  war  die  Meinungsverschiedenheit  zwischen  den 
Parteien  und  den  einzelnen  Abgeordneten  auffallend  gering. 
Nur  selten  wurde  ein  grundsätzlicher  Widerspruch  gegen  die 
Verwendung  von  Frauen  erhoben,  nur  selten  im  Gegensätze  zu 
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der  tatsächlichen  Entwicklung  die  Gleichstellung  beider  (je- 
schlechter gefordert.  Dagegen  legte  man  den  größten  Nachdruck 
auf  eine  sachgemäße  Fortbildung  des  Dienstverhältnisses  auf 
den  durch  die  Postverwaltung  geschaffenen  Grundlagen,  ohne 
diese  selbst  zum  Gegenstände  einer  Aussprache  zu  machen.  Nur 
als  man  sich  im  Herbste  1901  gegen  den  Wunsch  der  Regierung 
zur  selbständigen  Ausarbeitung  und  Beschlußfassung  eines  Ge- 
setzes über  die  Rechtsstellung  der  Diurnisten  aufschwang,  bezog 
man  auch  die  weiblichen  Diurnisten  ein  und  behandelte  sie  auf 
gleichem  Fuße  wie  die  männlichen.  Im  Wortlaute  des  Gesetz- 
entwurfes findet  sieh  zwar  keine  ausdrückliche  Bestimmung, 
aber  der  Ausschußbericht  spricht  sich  in  diesem  Sinne  aus.  Das 
Gesetz  sieht  eine  stufenmäßige  Befestigung  des  Dienstverhält- 
nisses in  der  Weise  vor,  daß  nach  ungefähr  3jähriger  Verwen- 
dung im  Diurnalverhältnis  die  Ernennung  zu  ständigen  Kanzlei- 
gehilfen mit  Gmonatlicher  Kündigungsfrist  und  nach  weiteren 
3 Jahren  die  definitive  Anstellung  erfolgt.  Die  Bezüge,  nach 
den  Orten  der  4 Aktivitätszulagenklassen  abgestuft,  betragen 
im  ersten  Trienniuni  mindestens  täglich  3 K bis  2 K 20  Ä,  im 
zweiten  für  das  Jahr  1200  -900  K und  steigen  nach  mindestens 
20  Jahren  auf  1800 — 1380  K.  Diese  Sätze  würden  das  bisherige 
Gehaltsausmaß  in  den  Anfangs-  und  Endjahren  weit  übersteigen 
und,  wenn  wir  die  Postmanipulantinnen  zum  Vergleich  heran- 
ziehen, deren  Entlohnung  am  Beginne  in  Wien  um  50°/0  über- 
holen und  bei  einer  viel  rascheren  Progression  zu  demselben 
Höchstausmaße  führen.  Damit  wären  also  die  weniger  qualifizierten 
Kategorien  günstiger  gestellt!  Die  Folgen  einer  Gleichstellung 
beider  Geschlechter  sind  klar.  Erhielte  dieser  Gesetzentwurf  die 
Sanktion  und  würde  auch  tatsächlich  im  Sinne  dos  Ausschuß- 
berichtes interpretiert,  dann  wäre  «las  Schicksal  der  weiblichen 
Kanzleigehilfen  noch  vor  ihrer  Geburt  besiegelt. 

W as  die  Haltung  der  Staatsverwaltung  betrifft,  so  ist  es 
offenkundig,  daß  sie  der  Frage  der  Verwendung  von  Frauen 
in  ihren  Diensten  nur  eine  untergeordnete  Bedeutung  beimaß 
und  folgerecht  nicht  zum  Gegenstände  einer  selbständigen, 
großzügigen  Politik  machen  konnte.  Obwohl  die  beteiligten 
Behörden  fast  ausschließlich  von  derselben  Zentralstelle  ressor- 
tierten,  schlug  die  Entwicklung  bei  ihnen  durchaus  getrennte 
Wege  ein.  Selbst  die  oberston  Grundsätze,  von  denen  man  sich 
leiten  ließ,  wichen  voneinander  ab.  Nur  das  finanzielle  Moment 
spielte  überall  eine  wichtige  Rolle.  Beherrschende  Bedeutung 
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gewann  es  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung, wo  es  von  vornherein  für  die  Heranziehung  zum 
ärar ischen  Dienste  ausschlaggebend  gewesen  war,  bei  dem  nicht- 
ärarischen aber  tatsächlich  die  Verstärkung  des  weiblichen 
Elementes  zur  Folge  hatte.  Auch  bei  den  kleineren  An- 
stalten war  es  vielfach  entscheidend  und  rückte  selbst  bei 
«len  Staatsbahnen  in  der  letzten  Zeit  in  den  Vordergrund.  Bei 
diesen  hatte  lange  fast  ausschließlich  d«*r  humanitäre  Gesichts- 
punkt Berücksichtigung  gefunden.  Aber  derselbe  war  auch  den 
anderen  Verwaltungszweigen  keineswegs  fr«*md,  wie  wir  das 
deutlich  b«‘i  der  zusammenfassenden  Würdigung  der  Bedeutung 
des  Staatsdienstes  für  die  Frauen  in  < )sterreich  gesehen  haben. 
Schließlich  darf  auch  nicht  der  sachlichen  Motive  vergessen 
werden,  welche  besonders  für  den  Fernsprecher-  und  Schreib- 
maschinendienst ins  Gewicht  fielen.  Die  Ausgestaltung  des  Dienst- 
verhältnisses vollzog  sich  nur  bei  den  Staatsbahnen  und  auch  bei 
dem  Postsparkassenamte  vollständig  unabhängig  von  der  Einfluß- 
nahme außerhalb  stehender  Faktoren.  Im  ärarischen  Postdienste 
bedurfte  es  eines  zi<*mlich  energischen  Druckes  von  Seiten  <h*r 
Frauen  selbst,  im  nichtärarischen  von  Seiten  der  männlichen  Bedien- 
steten und  einer  Verstärkung  desselben  durch  die  entschiedene 
Haltung  des  Abgeordnetenhauses,  um  das  außerordentlich  lang- 
same Tempo  der  Entwicklung  etwas  zu  beschleunigen.  Immerhin 
wurde  man  hier  den  allgemeinen  Aufgaben  der  Staatsdienstpolitik 
im  großen  und  ganzen  gerecht.  Kein  Verständnis  aber  besaß 
man  für  die  besonderen  Aufgaben  des  weiblichen  Dienstes.  Wo 
denselben  praktisch  Rechnung  getragen  wurde,  geschah  das  ohne 
Erkenntnis  ihrer  grundsätzlichen  Eigenart.  Vor  allem  aber  wurde 
es  versäumt,  bei  «len  Frauen  die  psychologischen  Voraussetzungen 
für  eine  vollwertige  Einreihung  in  den  Beamtenkürper  zu  schaffen. 


Schluss. 

Wenn  wir  in  der  Einleitung  das  Problem  des  weiblichen 
Staatsdienstes  in  die  Frage  nach  der  Bedeutung  des  Staatsdienstes 
für  die  Frauen,  nach  der  Bedeutung  der  Frauen  für  den  Staats- 
dienst und  nach  d«4r  Regelung  desselben  im  Vergleich  zu  der 
Stellung  der  Männer  auflösten,  so  ist  unsere  Betrachtung  der 
österreichischen  Verhältnisse  uns  die  Antwort  in  keiimm  Punkte 
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schuldig  geblieben.  Wir  fanden,  daß  die  Frauen,  welche  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  ins  Erwerbsleben  treibt,  nur  in 
beschränktem  Maße  auf  Arbeitsgelegenheit  im  Bereiche  der 
staatlichen  Verwaltung  rechnen  konnten,  daß  der  Staat  durch 
ihre  Verwendung,  im  ganzen  genommen,  nicht  eben  viel  für 
die  Verwirklichung  seiner  Zwecke  gewann,  und  daß  die  Besonder- 
heiten der  gesellschaftlichen  Stellung  des  weiblichen  Geschlechtes 
zu  einer  besonderen  Regelung  des  weiblichen  Staatsdienstes 
geführt  haben. 

Was  von  Österreich  gilt,  das  gilt  nun  auch  von  den 
übrigen  Ländern  mit  ähnlichen  sozialen  Verhältnissen  und  ähn- 
lichen Verwaltungseinrichtungen.  Wir  haben  das  oben  des  näheren 
für  die  reichsdeutschen  staatlichen  Verkchrsanstaltcn  gezeigt. 
Auch  der  kurze  Überblick  über  den  Welttelegraphen-  und  Fern- 
sprechdienst hat  diesen  Schluß  bestätigt.  Nun  erhebt  sich  abtu* 
eine  wichtige  Frage.  Die  angeführten  Besonderheiten  beruhen 
zum  Teil  auf  einer  Verschiedenheit  der  physischen  und  gei- 
stigen Anlagen  der  Geschlechter,  zum  Teil  auf  dem  Einfluß 
der  sozialen  Verhältnisse.  Sind  diese  Gründe  von  dauernder 
Natur  oder  von  vorübergehendem  Charakter?  Diese  Frage 
bezieht  sich  auch  auf  jene  Verschiedenheit  der  Veranlagung, 
weil  ihr  gegenüber  häufig  die  Behauptung  aufgestellt  wird,  daß 
sie  selbst  nur  die  Folge  der  sozialen  Verhältnisse  ist,  und  zwar 
durch  einen  jahrhundertelang  ununterbrochen  wirksamen  Einfluß 
dieser  entstanden.  Die  Entscheidung  des  letzten  Punktes  würde 
uns  indes  viel  zu  weit  führen,  eine  genaue  Untersuchung  der 
physischen  Verschiedenheit  der  Geschlechter  und  ihres  Zusammen- 
hanges mit  der  geistigen  Organisation  derselben  erfordern.  Aber 
auf  den  ersten  Blick  hin  hat  doch  die  Meinung  viel  für  sich, 
daß  der  Ausgangspunkt  jener  Jahrhunderte  alten  Arbeitsteilung 
der  Geschlechter  auf  einer  Verschiedenheit  der  natürlichen 
Anlagen  beruht.  Und  mag  man  es  auch  theoretisch  für  möglich 
halten,  dieselbe  durch  systematische  Erziehung  und  Vererbung 
wieder  auf  ein  Minimum  zurückzuführen,  so  berechtigt  doch 
nichts  zu  der  Annahme,  daß  die  Entwicklung  auf  ihrem  Wege 
in  der  Richtung  fortschreitender  Differenzierung  haltmachen  und 
nach  der  entgegengesetzten  Seite  zu  ihrem  Ausgangspunkte 
zurückkehren  werde.  Hier  kann  indessen  nur  auf  die  Einwirkung 
der  sozialen  Verhältnisse  näher  eingegangen  werden. 

Die  verschiedenen  Beziehungen,  durch  welche  sich  die 
gesellschaftliche  Stellung  der  Frau  von  der  des  Mannes  unter- 
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scheidet,  gruppieren  sich  alle  um  die  Tatsache,  daß  die  Ehe 
eine  viel  größere  Bedeutung  für  das  Leben  der  Frau  besitzt 
und  ihre  Kräfte  in  viel  höherem  Grade  in  Anspruch  nimmt,  wie 
die  des  Mannes.  Nicht  nur,  daß  ihr  die  Mutterschaft  schwere 
physische  Bürden  auferlegt;  ist  die  Aufgabe  derselben  gelöst, 
dann  erstehen  neue  Pflichten  durch  die  Erziehung  der  Kinder. 
Dazu  kommen  die  wirtschaftlichen  Obliegenheiten  der  Haushalts- 
führung, bezüglich  deren  auch  die  industrielle  Entwicklung  für 
die  Ehefrau  bisher  noch  keine  Entlastung  gebracht  hat.  Die 
notwendig  gewordene  Erwerbstütigkeit  der  ledigen  weiblichen 
Familienglieder  erhält  so  nur  den  Charakter  eines  vorüber- 
gehenden Stadiums  im  Leben  der  Frau,  welches  seinen  normalen 
Abschluß  durch  die  Verheiratung  findet.  Natürlich  ist  auch  die 
Erziehung  der  jungen  Mädchen  ganz  darauf  abgestellt,  sie  für 
diese  Pflichten  vorzubereiten,  und  nimmt  wenig  Rücksicht  auf 
die  Anforderungen  des  Erwerbslebens  in  Bezug  auf  Kenntnisse 
und  persönliche  Selbständigkeit. 

Hier  setzt  nun  die  Frauenbewegung  ein.  Davon  ausgehend, 
daß  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  die  Frau  unerbittlich  ins 
Erwerbsleben  treiben,  fordert  sie  auch  eine  Vorbereitung  der- 
selben für  die  Aufgaben,  welche  dort  an  sie  herantreten,  und 
beginnt  diese  Forderungen  allmählich  in  der  Praxis  durcli- 
zusetzen.  Es  ist  zweifellos,  daß  einer  größeren  Rücksichtnahme 
darauf  besonders  bei  der  Gestaltung  des  Unterrichtes,  aber  auch 
bei  der  Erziehung  nichts  im  Wege  steht.  Die  Folgen  für  das 
Gebiet  des  Staatsdienstes  sind  nicht  zu  verkennen.  Es  wird  sich 
die  Möglichkeit  ergeben,  die  Frauen  in  stärkerem  Maße  als 
bisher  zu  den  verantwortlicheren  Stellen  des  unteren  und  mittleren 
Dienstes  heranzuziehen.  Aber  diese  Forderungen  nach  Berufs- 
bildung lassen  sich  nicht  ohneweiters  und  in  vollem  Umfange 
in  Wirklichkeit  umsetzen,  sie  stoßen  schließlich  auf  tinüber- 
steigliche  Schranken.  Diese  liegen  eben  in  den  physischen  und 
geistigen  Pflichten  der  Mutterschaft.  Es  ist  klar,  daß  sie  bei 
der  Gestaltung  der  Erziehung  nicht  zu  kurz  kommen  dürfen. 
Ja,  im  Gegenteil,  neuerdings  wird  sogar  gerade  von  Seiten 
der  Frauen  der  Ruf  erhoben,  daß  die  bisherige  Vorbildung  für 
jene  Aufgaben  nicht  genüge,  «laß  die  Mutterschaft  viel  höhere 
und  immer  steigende  Anforderungen  stelle,  als  ein  Beruf  mit 
selbständiger  Berufsbildung  anerkannt  werden  müsse*).  Wollte 

*)  Vergleiche:  Gerhard  und  Simon,  Mutterschaft  und  geistige  Arbeit. 
Berlin  1901. 
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inan  also  die  männliche  Erziehung  und  Berufsbildung  auf  die 
Frauen  übertragen  und  außerdem  noch  an  die  Erziehung  und 
Bildung  für  den  Mutterberuf  denken,  dann  müßte  man  an  die 
Mädchen  die  doppelten  Anforderungen  stellen  wie  an  die  Knaben 
und  würde  bei  der  Mehrzahl  infolge  dieser  Überlastung  weder 
nach  der  einen  noch  nach  der  anderen  Seite  etwas  Ganzes 
erzielen  können.  Wir  kommen  also  zu  dem  Ergebnis,  daß  die 
Vorbildung  der  Frauen  für  das  Erwerbsleben  infolge  ihrer  Auf- 
gaben als  Mutter  nicht  der  der  Männer  gleichwertig  sein  kann. 
Natürlich  wird  es  immer  eine  Anzahl  von  besonders  begabten 
Frauen  geben,  welche  diesen  doppelten  Anforderungen  genügen, 
und  andere,  die  von  vornherein  auf  die  Erfüllung  ihrer  mütter- 
lichen Pflichten  verzichten.  Diese  können  dann  auch  auf  eine 
den  Männern  gleichwertige  Berufsbildung  rechnen.  Betrachten 
wir  die  Rolle,  welche  sich  ihnen  im  Staatsdienste  eröffnet,  so 
kommt  hier  außer  den  bereits  genannten  sozialpolitischen  Auf- 
gaben wissenschaftliche  Hilfsarbeit  in  den  Zentralstellen,  leitende 
und  höhere  beratende  Posten  im  weiblichen  Schuh  esen  in 
Betracht. 

Die  Erhöhung  der  Vorbildung  der  Frauen,  wie  sie  die 
Frauenbewegung  anstrebt,  wird  also  die  Differenz  zw  ischen  der 
Vorbildung  der  beiden  Geschlechter  vermindern,  ohne  sie  im 
allgemeinen  zu  beseitigen.  Die  Rückwirkung  auf  die  Entlohnung 
ist  natürlich  die  Verminderung  des  Gehaltsunterschiedes,  soweit 
er  auf  dem  Bildungsunterschiede  beruht.  Ein  weiterer  Grund 
dieser  Differenz  ist  aber  die  geringere  Vielseitigkeit  der  Frauen 
in  Bezug  auf  die  verschiedenen  Dienstesverrichtungen.  Da  die- 
selbe in  den  physischen  und  geistigen  Anlagen  begründet  ist,  so 
wird  sie  in  absehbarer  Zeit  nicht  verschwinden.  Endlich  wird 
der  Gehalt  der  Frau  deswegen  geringer  bemessen,  weil  ihre 
Verehelichung  im  Staatsdienste  ausgeschlossen  ist. 

Damit  kommen  wir  auf  eine  neue  Forderung  der  Frauen- 
bewegung, die  Forderung  der  wirtschaftlichen  Gleichstellung  der 
Ehefrau  mit  dem  Manne.  Die  Frage  nach  der  Vereinigung  der 
Berufstätigkeit  mit  den  Pflichten  der  Mutterschaft  ist  neuerdings 
eingehend  von  Adele  Gerhard  und  Helene  Simon*)  untersucht 
worden.  Sit*  kommen  zu  dem  Ergebnis,  daß  Mutterschaft  und 
Beruf  unvereinbar  seien,  daß  eine  Berufstätigkeit  nur  für  die 
kinderlose  Ehefrau  oder  die  Ehefrau  nach  erfüllter  Mutterpflicht 


*/  A.  n.  0. 
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in  Betracht  komme.  Im  letzteren  Falle  aber  könne  es  sich  nur 
um  solche  Berufe  handeln,  die  keine  dauernde  Ausübung  zur 
Erhaltung  der  Fülligkeit  erfordern.  Nach  diesem  Ergebnis 
kommt  die  Mutter  für  den  berufsmäßigen  Staatsdienst  nicht  in 
Betracht  und,  da  sich  der  Ausfall  der  Mutterschaft  von  vorn- 
herein nicht  absehen  läßt,  die  Ehefrau  überhaupt.  Dabei  ist 
noch  hervorzuheben,  «laß  die  Verfasserinnen  von  der  Voraus- 
setzung ausgehen,  die  haus  wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Frau 
könne  auf  ein  Minimum  reduziert  werden.  Zu  demselben 
Ergebnis  kommt  auch  Lily  Braun  in  ihrem  neuen  Buche  über 
die  Frauenfrage.  Ja,  sie  geht  noch  weiter  und  hält  ganz  allgemein 
die  Berufstätigkeit  der  verheirateten,  aber  kinderlosen  Frau  heute 
nur  für  möglich,  wenn  sie  eine  zuverlässige  Wirtschafterin  habe. 
Allerdings  glaubt  sie  an  eine  Auflösung  des  heutigen  Familien- 
verbandes durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  und  erblickt 
gera  le  in  der  Eigenschaft  der  Frauenbewegung,  „daß  sie  mit 
ihrer  Tendenz  der  wirtschaftlichen  Befreiung  der  Frau  zweifellos 
die  heutige  Familienform  untergräbt,“  ihre  revolutionäre  Be- 
deutung. 

Folgen  wir  ihr  in  diesem  Zukunftsbild  nicht,  sondern 
rechnen  nur  mit  der  Tatsache,  daß  unsere  Gesellschaftsordnung 
auf  der  Grundlage  des  Familienverbandes  aufgebaut  ist,  dann 
kommen  wir  also  zu  dem  Schlußergebnis,  daß  die  Stellung  der 
Ehefrau  mit  dem  berufsmäßigen  Staatsdienst  nicht  vereinbar  ist, 
daß  für  einen  großen  Teil  der  ledigen  Frauen,  welche  in  den 
Staatsdienst  treten,  derselbe  zunächst  nur  die  Bedeutung  eines 
Durchgangsstadiums  zur  Ehe  besitzen  wird,  und  daß  die  Vor- 
bildung und  Erziehung  der  Frau,  weil  sie  mit  ihrer  etwaigen 
Verehelichung  und  Mutterschaft  rechnen  muß,  der  Berufsbil- 
dung des  Mannes  nicht  gleichwertig  sein  kann.  Die  Frauen- 
bewegung ist  nach  alledem  nicht  imstande,  die  Einwirkungen, 
welche  aus  der  gesellschaftlichen  Sonderstellung  der  Frau  für 
ihre  Stellung  im  Staatsdienst  hervorgehen,  wesentlich  zu  modifi- 
zieren. 

Was  nun  die  Stellung  der  Frau  in  den  freien  Berufen 
betrifft,  so  müssen  wir  zu  einem  ähnlichen  Ergebnis  gelangen 
wie  bezüglich  des  Staatsdienstes.  Zwar  fallen  hier  alle  diejenigen 
Momente  fort,  die  aus  der  Natur  dos  Gewaltverhältnisses  und 
der  Stellung  in  einer  großen  Organisation  hervorgehen;  es  bedarf 
bei  ihnen  zumeist  keiner  häufigen  Ortsveränderungen,  keiner 
Autorität  über  ein  großes  untergeordnetes  Personal,  keiner  IJnter- 

Wiener  atanUtvias.  Studien.  IV.  Bil.,  1.  Heft.  jtj 


242 


Schluss. 


[242 


Ordnung  der  Eigeninteressen  unter  die  eines  größeren  Ganzen. 
Aber  nehmen  wir  aucli  an,  «laß  den  Frauen  der  Zugang  zu  allen 
freien  Berufen  nach  und  nach  geöffnet  wird,  und  setzen  wir 
ihre  persönliche  Eignung  für  dieselben  voraus,  die  Zahl,  welche 
sich  ihnen  zuwendet,  wird  doch  nie  sehr  grob  sein  können. 
Denn  dabei  handelt  es  sich  fast  durchwegs  um  eine  Lebons- 
tatigkeit,  die  eine  strenge  Berufsbildung  und  andauernde  Übung 
erfordert  und  daher  nicht  nebenher  versehen  oder  auf  längere 
Zeit  unterbrochen  werden  kann.  Die  Ehefrau  ist  nun  nicht  oft 
in  der  Lag«*,  selbst  wenn  sie  keine  Kinder  hat,  neben  ihrer 
Häuslichkeit  noch  den  Sorgen  eines  Berufes  nachzugehen,  und 
wenn  sie  Kinder  besitzt,  dann  kann  si<*  das  überhaupt  nicht, 
solange  dieselben  noch  ihrer  PHege  und  Fürsorge  bedürfen.  Bei 
den  ledigen  Frauen  aber  besteht  noch  immer  di«*  Hoffnung  und  «lie 
Lust  zur  Eheschließung,  und  diese  verhindert  häufig  d«*n  Entschluß, 
sich  einer  ihr«*  Kräfte  vollauf  in  Anspruch  nehmenden  Berufs- 
bildung zu  widmen.  Dazu  kommt  dann  di«*  Notwendigkeit  b«*i  der 
Erziehung  «1er  Mädchen  auf  «li<*  Obliegenheiten  der  Ehefrau  und 
Mutter  Rücksicht  zu  nehmen.  Man  darf  eben  nicht  verg«*ssen,  daß 
die  Forderung  nach  wirtschaftlicher  Unabhängigkeit  d«*r  Frau  und 
ihrer  Gleichstellung  mit  dem  Manne  in  der  heutigen  G «‘Seilschaft, 
gar  nicht  Gleichheit  der  Frau  mit  «lern  Manne  be«leutet,  sondern 
eine  M«*hrb«dastung  derselben  in  Bezug  auf  das  Vorbereitungs- 
stadium  un«l  die  eigentliche  Lebensstellung.  Und  dabei  ist  «*s 
auch  ganz  verfehlt,  selbst  wenn  man  an  ein<\  immer  steigende 
Ablösung  von  wirtschaftlichen  Funktionen  aus  «hon  Bereiche  der 
Familie  glaubt,  mit  einem  raschen  Tempo  <li«*s«*s  Ablösungs- 
prozesses  zu  rechnen.  Solche  Verschiebungen  greif« *n  viel  zu  ti«*f 
in  «las  persönliche  Leben  j«*des  einzelnen  ein,  als  daß  si<* 
nicht  einem  außerordentlich  zähen  Widerstand  beg«*gn«*n  müßt«*n. 
Anders  wi<*  mit  «hoi  freien  Berufen,  steht  <*s  mit  d«*r  Tätigk«*it 
der  Frau« oi  in  dem  eigentlichen  Gowerb«*,  insb«;sond«*re  «hoi  kauf- 
männischen Unternehmung«*!!,  wo  «lie  Mithilfe  d«*r  Ehefrau  und 
<l«*r  weiblichen  Angehörigen  ihr«*  Kraft«*  nicht,  notwendig  mit 
Ausschließlichkeit  in  Beschlag  nimmt,  w«>  eine  Unt«*rbr«*chung 
«l«*r  Tätigkeit  ziemlich  leicht  möglich  wird.  Hier  ist  di«'  Mit- 
wirkung «l«*r  Frauen  übrig«*ns  keine  Erscheinung  d«*r  G«.*genwart, 
s«>n«h*rn  reicht  ti«*f  in  die  Geschieht«*  zurück. 

Um  nun  endlich  zu  «ler  allgem«*in«*n  Frage  «l«*r  Frauenarb«*it 
zu  ge  lang«  *n,  so  ist  das  am  meisten  ln*rvorst«*eh«onhi  Problem  auf 
di«*s«*m  Gebiete  der  niedrig«*  Frauenlohn.  Der  Staatsdienst  z«*igte 
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uns  dieselbe  Erscheinung  und  als  ihre  Erklärung  den  geringeren 
Wert  der  außerhäuslichen  Frauenarbeit,  welcher  seinerseits  wieder 
auf  physische  und  geistige  Tatsachen  und  die  gesellschaftliche 
Stellung  des  weiblichen  Geschlechtes  zurllckzuftihren  war.  Die 
Vermutung  liegt  nahe,  daß  wir  es  hier  mit  denselben  Ursachen 
zu  tun  haben.  Die  geringere  Körperkraft,  die  schwächen»  Kon- 
stitution, die  stärkere  Morbidität,  insbesondere  bei  der  Ehefrau, 
die  frühere  Alterung  hat  eine  deutliche  Minderung  der  Leistungs- 
fähigkeit zur  Folge.  Es  fehlt  dein  weiblichen  Charakter  an  Mut 
der  Tat,  Fassungskraft  und  Beherrschung  im  entscheidenden 
Augenblick.  Erziehung  und  Unterricht,  immer  noch  mit  auf  die 
häusliche  Tätigkeit  berechnet,  vernachlässigen  die  Pflege  der 
persönlichen  Selbständigkeit.  Und  dann  ins  Erwerbsleben  getreten, 
rechnet  die  Frau  stets  mit  der  Möglichkeit,  ihm  durch  eine 
günstige  Heirat  wieder  entrückt  zu  werden.  Sie  vermeidet  daher 
diejenigen  Erwerbszweige,  welche  eine  langjährige,  strenge  Aus- 
bildung erfordern.  Wird  dann  eine  Ehe  geschlossen,  ohne  daß 
der  Verdienst  des  Mannes  die  Kosten  der  Haushaltung  allein 
bestreiten  kann,  dann  mindert  die  doppelte  Bürde  des  Erw  erbes 
und  der  Sorge  für  die  Familie  die  Arbeitsfreudigkeit  und  den 
Arbeitserfolg.  Gerade  die  Unsicherheit,  ob  die  Frau  bei  ihrem 
Berufe  bleiben  werde  oder  nicht,  beeinflußt  die  Wertschätzung 
ihrer  Arbeitskraft;  für  den  Unternehmer  bildet  die  Fluktuation 
mit  einen  Faktor  in  der  Kalkulation.  Schließlich  bleibt  auch  die 
Beschränkung  der  Bewegungsfreiheit  nicht  ohne  Wirkung.  Sie 
zeigt  sich  nicht  nur  bei  der  Ehefrau,  sondern  auch  bei  den 
Mädchen.  Diese  entschließen  sieh  schwerer,  den  Konjunkturen 
des  Arbeitsmarktes  sich  anpassend,  rasch  und  häufig  den  Ort 
der  Arbeit  zu  wechseln,  weil  sie  die  Verbindung  mit  der  Familie 
oder  doch  wenigstens  dem  Heimatsort  oder  den  Bekannten  nicht 
gerne  gänzlich  aufgeben.  Bei  der  Ehefrau  aber  ist  diese  Mög- 
lichkeit von  vornherein  nur  sehr  gering,  weil  der  Wechsel  des 
Arbeitsortes  nur  selten  ohne  Trennung  von  Mann  und  Kind 
erfolgen  könnte.  So  hat  die  Beschränkung  des  Verwendungs- 
gebietes, der  Anpassungsfähigkeit  an  den  volkswirtschaftlichen 
Arbcitsbedarf,  die  geringere  Qualität  der  Leistungen  eine  starke 
Beeinträchtigung  des  volkswirtschaftlichen  Arbeitswertes  der  Frau 
zur  notwendigen  Folge.  Und  wenn  nun  die  Frage  aufgeworfen 
wird,  warum  sie  auch  dort,  wo  sie  dasselbe  oder  Besseres  leistet 
wie  der  Manu,  die  gleiche  Entlohnung  in  der  Regel  nicht  zu 
erzielen  vermag,  so  ist  auf  die  gesellschaftliche  Natur  des  Arbeits- 
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lohne»  zu  verweisen.  Derselbe  wird  ja  nicht  nach  dein  Werte 
der  Einzelleistung  individuell  bemessen,  er  richtet  sich  nach 
Angebot  und  Nachfrage  und  in  diesen  beiden  Tatsachen  kommt 
auch  die  durchschnittliche  Wertschätzung  der  Arbeit  zum  Aus- 
drucke. Der  tatsächlich  geringere  Wert  der  Frauenarbeit  auf  den 
meisten  Gebieten  der  Volkswirtschaft  beeinflußt  auch  seine  Be- 
urteilung in  denjenigen,  in  welchen  sie  hinter  den  Männern 
nicht  zurUckstehen. 

Diese  Ergebnisse  weisen  eine  überraschende  Übereinstim- 
mung mit  den  Ursachen  auf,  welche  Li  ly  Braun  in  ihrem  bereits 
zitierten  Buche  für  den  niedrigen  Stand  der  Krauenlöhne  angibt. 
Was  nur  stärker  aus  der  Analogie  des  Staatsdienstes  hervorgeht, 
ist  der  Einfluß  der  geringeren  Bewegungsfreiheit  der  Frau,  der 
dort  nur  als  Grund  der  starken  Vertretung  des  weiblichen  Ge- 
schlechtes in  der  Hausindustrie  und  nur  mit  Bezug  auf  die  ver- 
heiratete Frau  angeführt  wird.  Interessant  ist  auch  noch  in  diesem 
Zusammenhänge  die  Differenzierung  des  Arbeitsgebietes,  die  Frau 
Braun  nach  weist,  weil  wir  die  gleiche  Erscheinung  im  Staats- 
dienste fanden,  lind  wie  bei  diesem,  so  handelt  es  sich  auch 
dort  bei  der  Frauenarbeit  einerseits  um  Tätigkeiten,  die  gerin- 
gere Muskelkraft  und  größere  Beweglichkeit  erfordern,  anderer- 
seits um  untergeordnete  mechanische  Arbeit,  wo  die  geringeren 
Lohnansprüche  den  Hauptgrund  der  Verwendung  bilden. 


Nachtrag. 


Durch  di«  Verordnung  des  Gesamtministeriums  vom  19.  Juli 
1902,  R.  G.  Bl.  Nr.  145,  „betreffend  das  Kanzlei  Hilfspersonal 
bei  den  staatlichen  Behörden,  Ämtern  und  Anstalten,“  ist  endlich 
die  längst  erwartete  Stabilisierung  des  Diurnistenverhältnisses 
durch  geführt  worden.  Danach  können  die  Diurnisten,  Kalku- 
lanten  etc.  nach  mindestens  dreijähriger  Dienstleistung  zu 
Kanzleigehilfen  bestellt  werden.  Das  Dienstverhältnis  der 
Kanzleigehilfen  kann  von  Seite  der  Staatsverwaltung,  abgesehen 
von  der  Disziplinarcntlassung,  nur  unter  Einhaltung  einer  drei-, 
bezw.  sechsmonatlichen  Kündigungsfrist  gelöst  werden,  je  nach- 
dem die  zuriickgelegte  Dienstzeit  unter  oder  Uber  15  Jahre  beträgt. 
Die  Kanzleigehilfen  erhalten  einen  nach  4 Ortsklassen  abge- 
stuften festen  Monatsbezug,  der  sich  in  bestimmten  Zeit- 
abschnitten erhöht.  Das  Ausmaß  der  Bezüge  stimmt  mit  dem 
Gesetzentwürfe  des  Abgeordnetenhauses  (vergl.  Seite  290)  überein. 
Ihre  Alters-,  Witwen-  und  Waisen  Versorgung  richtet  sich  nach 
den  Statuten  des  „Versorgungsinstitutes,“  an  welchem  sie  teil- 
zunehmen verpflichtet  sind.  Durch  die  Verordnung  ist  also 
den  dringendsten  Bedürfnissen  der  Diurnisten  Rechnung  getragen. 
Aber  — und  jetzt  kommen  wir  auf  den  Punkt,  der  uns  vor- 
nehmlich interessiert,  — der  § 1 der  Verordnung  beschränkt  die 
Stabilisierung  auf  die  männlichen  Hilfskräfte.  Für  die  Frauen 
hat  die  Neuregelung  nur  insofern  Bedeutung,  als  auch  für  die 
„bei  staatlichen  Behörden,  Ämtern  oder  Anstalten  im  Rechnungs-, 
sowie  im  Kanzlei-  und  Manipulationsdienste  nicht  stabil  bestellten, 
zur  Besorgung  anderer  als  Dienerverrichtungen  verwendeten  und 
während  der  ganzen  normalen  Amtsstunden  beschäftigten  Hilfs- 
kräfte,“ die  sog.  „Kanzleihilfsarbeiter“,  Bestimmungen  getroffen 
werden,  welche  eine  Verbesserung  ihres  Dienstverhältnisses 
bezwecken.  Ihr  Taggeld  wird  mit  dem  Mindestbetrage  von  9 K, 
2 K 00  h,  2 K 40  A,  2 K 20  h (je  nach  der  Ortsklasse)  fest- 
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gesetzt.  Es  können  ihnen  Urlaube  unter  Fortbezug  desselben 
gewährt  werden.  In  Krankheitsfällen  erhalten  sie  dasselbe  bis 
zur  Höchstdauer  von  3 Monaten.  Ist  nichts  anderes  vereinbart 
worden,  dann  gilt  beiderseits  eine  14tägige  Kündigungsfrist. 
Endlich  kann  das  Finanzministerium  im  Einvernehmen  mit  der 
beteiligten  Zentralstelle  ihnen  die  Teilnahme  an  dein  Versorgunga- 
institute  gestatten.  Indessen,  es  kommt  noch  ein  Aber.  Die 
kompetente  Zentralstelle  ist  nämlich  ermächtigt,  durch  aus- 
drückliche Anordnung  ganze  Kategorien  von  Hilfskräften  .aus 
dem  Geltungsbereich  der  Verordnung  auszuscheiden.  Insbesondere 
sind  von  vornherein  ausgeschlossen  die  Diurnisten  der  Staats- 
bahnen und  die  Manipulationsdiurnisten  der  Post-  und  Tele- 
graphenanstalt (§  33).  Somit  liegt  es  ganz  in  der  Hand  der 
einzelnen  Behörden,  die  weiblichen  Bediensteten  an  den  un- 
bedeutenden Verbesserungen  der  Rechtsstellung  der  Kanzlei- 
hilfsarbeiter und  den  weitergehenden  ihre  Bezüge  teilnehmen  zu 
lassen  oder  sie  davon  auszuschließen. 
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Vorwort 


Die  vorliegende  Arbeit,  die  in  dem  Zeiträume  von  Ostern 
1901  bis  Ostern  1902  auf  Anregung  und  unter  Leitung  meines 
verehrten  Lehrers  Herrn  Professor  Dr.  Karl  Grünberg  in 
dessen  Seminar  an  der  Wiener  Universität  entstanden  ist.  will 
die  Knt wicklung  des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  in 
Galizien  von  dem  Zeitpunkte  der  Vereinigung  dieses  Landes 
mit  Österreich  (1772)  bis  zur  Grundentlastung  (1848)  zur  Dar- 
stellung bringen.  Hiebei  mußte,  sowohl  wegen  der  Verschieden- 
heit der  Quellen  als  auch  aus  sachlichen  Gründen,  die  Agrar- 
gesetzgebung der  Republik  Krakau,  deren  Gebiet  im  Jahre  1840 
an  < >sterreich  kam,  ausgeschieden  und  einer  besonderen  Arbeit 
Vorbehalten  werden. 

Bei  der  Suche  nach  Materialien  fand  ich  in  den  Archiven 
und  Bibliotheken  freundliches  Entgegenkommen.  Zu  beson- 
derem Danke  fühle  ich  mich  verpflichtet  gegenüber  den  Herren 
Prälat  Dr.  Karl  Sch  rauf,  k.  und  k.  Sektionsrat  im  Haus-, 
Hof-  und  Staatsarchiv;  Regierungsrat  Dr.  Thomas  Fellner, 
k.  k.  Archivdirektor,  Dozent  Dr.  Heinrich  Kretschmayr, 
k.  k.  Archivar,  und  Dr.  Franz  Wilhelm,  k.  k.  Archivkonzipist 
im  Ministerium  des  Innern;  Dr.  Franz  Kreyczi,  k.  und  k. 
Archivar  im  Hofkammerarchiv. 

Vor  allem  aber  sei  es  mir  gestattet,  Herrn  Professor 
Dr.  Karl  Grünberg,  der  mich  bei  meiner  Arbeit  in  liebens- 
würdigster Weise  unterstützte,  meinen  innigsten  Dank  auszu- 
sprechen. 

Wien,  im  August  1902. 

Der  Verfasser. 
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Einleitung. 


§ 1.  Galizien1). 

Bei  der  ersten  Teilung  Polens  (1772)  fiel  an  Österreich, 
abgesehen  von  der  Zips,  ein  Gebiet  von  1420-5  österr.  Quadrat- 
meilen  mit  einer  Bevölkerung  von  rund  2,600.000  Seelen.  Es 
waren  dies  Teile  der  Woiewodschaften  Krakau,  Sandomir, 
Lublin,  Wolhynien  und  Podolien,  dann  die  Woiewodschaften 
Beiz  und  Rothreußen,  das  Land  Halicz,  ein  Teil  des  Landes 
Chehn  und  die  Herzogtümer  Auschwitz  und  Zator.  In  der 
geschichtlichen  Entwicklung  und  administrativen  Einteilung 
Polens  hatte  dieses  Gebiet  kein  in  sich  geschlossenes  Ganze 
gebildet.  Erst  nach  seiner  Einverleibung  in  Österreich,  die 
offiziell  als  Revindikation  bezeichnet  wurde,  erhielt  es  unter 
Auffrischung  historischer  Reminiszenzen  an  die  ehemaligen 
Fürstentümer  Halicz  und  Wladimir  den  Namen  Königreich 
Galizien  und  Lodomerien. 

Galizien  iin  Sinne  von  1772  deckt  sich  nicht  ganz  mit 
dem  heutigen  Galizien.  Denn  es  umfaßte  noch  das  Gebiet  von 
Zamosc  (77*77  Quadratmeilen),  das  im  Schönbrunner  Frieden 
von  1809  an  das  Großherzogtum  Warschau  abgetreten  wurde. 
Dagegen  wurde  das  Gebiet  von  Krakau  (21*83  Quadratmeilen) 
endgiltig  erst  im  Jahre  1846  mit  ( )sterreich  vereinigt. 

Als  im  Jahre  1795  bei  der  dritten  Teilung  Polens  ein  Gebiet 
von  883-4  Quadratmeilon  an  Österreich  kam,  wurde  die  neu- 
erworbene Provinz  Westgalizien  (auch  Neugalizien),  die 
schon  länger  okkuppierte  Ostgalizien  (auch  Altgalizieni 
genannt.  Nach  der  Wiederabtretung  Westgaliziens  (1809)  kam  die 
Bezeichnung  Galizien  für  das  in  Rede  stehende  Gebiet  wiedor  in 
Gebrauch.  Wenn  heute  noch  von  Westgalizien  im  Gegensätze 

*)  Vergl.  Demi  an,  Darstellung  der  österr.  Monarchie  nach  den 
neuesten  statistischen  Beziehungen.  Wien  1804/7.  II.  Bd. ; C zornig. 
Statistisches  Handhiichlein.  Wien  1801;  Die  österreichisch -unga- 
rische Monarchie  in  Wort  und  Bild.  Galizien.  Wien  1808. 

Wiener  8tanUtvi».<«.  Studien.  IV.  Bd.,  2.  Heft. 
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zu  Ostgalizien  gesprochen  wird,  so  ist  damit  nur  der  westliche 
(am  linken  Ufer  des  San  gelegene)  Teil  des  Landes  im  Gegen- 
sätze zum  östlichen  gemeint. 

Dieser  und  jener  waren  von  jeher  ethnographisch  sowohl 
als  auch  politisch  geschioden,  und  die  administrative  Zweiteilung 
des  Landes,  wie  sie  von  1849  bis  1867  bestand,  war  durchaus 
gerechtfertigt.  Das  linke  Ufer  des  San  war  immer  von  Polen 
bewohnt  gewesen,  während  am  rechten  Ufer  Klein russen 
(Ruthenen)  wohnten.  Einst  haben  die  Kleinrussen  ein  unab- 
hängiges, mächtiges  und  auf  einer  verhältnismäßig  hohen  Kultur- 
stufe stehendes  Staatswesen  gebildet.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte 
des  vierzehnten  Jahrhunderts  schlossen  sie  sich  an  Polen  an, 
das  eben  durch  die  Vereinigung  mit  Litthauen  zum  mächtigsten 
Staate  des  europäischen  Nordostens  geworden  war.  Doch  hat 
die  politische  Gemeinschaft  nur  die  oberen  Stände  des  rutheni- 
schen  Volkes  zu  entnationalisioren  vermocht.  Die  Hauern  haben 
auch  unter  polnischer  Herrschaft  ihr  Volkstum  und  ihren 
Glauben  zu  bewahren  gowußt.  Noch  heute  besteht  ein  scharfer 
Gegensatz  zwischen  dem  von  römisch-katholischen  Polen  be- 
wohnten Westen  Galiziens  und  dem  vorwiegend  ruthenischen 
und  griechisch-katholischen  Osten,  ein  Gegensatz,  der  auch  in 
der  Volkswirtschaft  zum  Ausdrucke  gelangt. 

§ 2.  Überblick  über  die  Entwicklung  der  bäuerlichen  Ver- 
hältnisse in  Polen  bis  zur  ersten  Teilung. 

In  den  letzten  .Jahrhunderten  des  Mittelalters  war  die  Lage 
der  polnischen  Bauern  recht  günstig. 

Die  furchtbaren  Tataroneinfülle,  von  donon  Polen  seit  1241 
heimgesucht  worden  war,  hatten  das  ohnehin  nur  schütter 
bewohnte  Land  entvölkert.  Sollte  der  Staat  sich  von  dem 
schweren  Schlage  jemals  erholen,  so  mußten  fremde  Kräfte 
zu  Hilfe  gerufen  werden.  Wie  die  Dinge  damals  in  Deutschland 
lagen,  fiel  es  nicht  schwer,  zahlreiche  deutsche  Bauern  zum 
Aufgeben  ihrer  Heimat  zu  bewegen.  So  strömten  denn  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  Scharen  von 
deutschen  Ansiedlern  nach  Polen. 

Die  Einwanderung  richtete  sich  vornehmlich  nach  den 
neugegründeten  Städten.  Aber  ein  bedeutender  Teil  der  Kolo- 
nisten ging  auch  auf  das  flache  Land,  wo  König,  Kirche  und  welt- 
liche Großgrundbesitzer  sie  mit  offenen  Armen  empfingen.  Denn 
die  Deutschen  verwandelten  ödes,  unbebautes  Land  in  fruchtbare 
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Gefilde.  Sie  brachten  eine  vollkommenere  Tochnik  des  Acker- 
baues mit,  die  den  Ertrag  des  Bodens  erhöhte  und  die  Ein- 
künfte der  Grundherren  bedeutend  steigerte.  Diese  waren  daher 
bestrebt,  auf  ihren  Gütern  möglichst  viele  deutsche  Dörfer 
anzulegen,  und  die  schon  bestehenden  polnischen  mit  deutschem 
Rechte  auszustatten  l). 

Das  Magdeburger  Recht,  mit  dem  die  überwiegende 
Mohrzahl  dioser  Dörfer  bewidmet  wurde,  war  ein  Stadt  recht 
und  für  die  Bedürfnisse  großer,  Handel  und  Gewerbe  treibender 
Gemeinwesen  bestimmt.  Nichtsdestoweniger  bewahrte  es  sich  in 
seiner  Anwendung  auf  bäuerliche  Ansiedlungen  vortrofflich.  An 
der  Spitze  einer  jeden  Gemeinde  stand  der  Schultheiß 
(scultetus,  poln.  so-Ttys).  Er  war  der  Führer  oder,  richtiger 
gesagt,  der  Unternehmer  der  Dorfgründung.  Ihm  waren  vom 
Grundherrn  Privilegien  verliehen  worden.  Er  hatte  die  Ansiedler 
in  Deutschland  ausgewählt  und  an  Ort  und  Stelle  gebracht. 
Unter  seiner  Leitung  war  der  Wald  gerodet,  das  Ackerland 
vermessen  und  unter  die  Bauern  verteilt  worden. 

Für  seine  Mühewaltung  wurde  der  Schulze  reichlich  belohnt. 
Er  erhielt  in  dem  neugestifteten  Dorfe  mehrere  Hufen  als  Erb- 
eigentum mit  dem  auf  dem  Gute  haftenden  Rechte,  «las  zugleich 
Pflicht  war,  der  Gemeinde  Recht  zu  sprechon.  Ihm  gehörte 
ferner  alles  Land  auf  der  Ackerflur,  das  nicht  unter  die  Kolo- 
nisten verteilt  worden  war  (extremitates  agrorum,  alias  obszary, 
ubi  emethones  non  possunt  locarij,  dann  der  Marktplatz  des 
Dorfes  (vilagium,  poln.  na w sie),  ferner  Wiesen  und  Gärten. 
Er  hatte  das  Recht,  auf  seinen  Gründen  Gärtner,  Häusler, 
Handwerker,  ja  selbst  Bauern  anzusetzen,  sowie  das  Rocht,  ein 
Wirtshaus  und  eine  Mühle  zu  errichten  — von  sonstigen 
Nutzungen  an  Flüssen  und  Wäldern  des  Herrn  ganz  abgesehen. 
Von  allen  Abgaben  und  Zinsen,  die  die  Bauern  dem  Grund- 
herrn entrichteten,  empfing  er  den  sechsten  Groschen  und  de 
omni  re  iudicata  den  dritten  Groschen.  So  ausgestattet,  war  der 
Schulze  vollauf  befähigt,  die  Rechte  der  Dorfinsassen  dem 
Grundherrn  gegenüber  ebenso  wie  die  des  Grundherrn  der 
Gemeinde  gegenüber  in  entsprechender  Weise  zu  wahren2). 

*)  Vergl.  Piekosinski  in  den  „Kozprawy  akademii  uiniejctnosci 
w Krakow  ieu.  XVIII.  Bd.  S.  10. 

2)  Vergl.  Stadnicki,  O kuiaztwach  we  wsiach  wofoskich  z po- 
gludein  na  wojtowstwa  we  wsiach  na  magdeburskiem  prawic  osadzonych. 
Lwow  18f>3.  S.  5 — 13. 
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Auch  «lie  Bauern  (cmethones,  kmiedie)  befanden  sich  in 
rechtlich  gesicherter  Stellung.  Sie  entrichteten  nach  Verlauf  einer 
bestimmten  Reihe  von  Freijahren  an  den  Grundherrn  mäßige 
Zinse,  selten  in  Geld,  häufiger  in  Getreide.  Der  Gutsherr  durfte 
sie  nicht  von  ihrer  Stelle  entfernen,  aber  auch  sie  durften  das 
Dorf  nicht  verlassen,  ohne  vor  ihrem  Abgang  das  Gut  an  einen 
tauglichen  Wirt  übergeben  und  die  Saat  bestellt  zu  haben1). 

Nur  in  drei  Fällen  stand  es  den  Bauern  frei,  fortzuziehen, 
auch  ohne  diesen  Bedingungen  nachgekommen  zu  sein  : wenn 
der  Herr  der  Frau  oder  Tochter  eines  Bauern  Gewalt  angetan 
hatte,  wenn  die  Bauern  durch  die  Schuld  dos  Herrn  um  Hab 
und  Gut  gekommen  waren,  oder  wenn  dor  Herr  excommuni- 
cirt  worden  war2). 

Im  16.  Jahrhundert  wurden  in  Galizien  zahlreiche  Kolonien 
walachischer  Bauern  zu  walachis ehern  Rechte  (iure  vala- 
chico)  gegründet.  Diese  Dörfer  unterschieden  sich  nur  wenig  von 
den  deutschen  Ansiedlungen.  Auch  an  ihrer  Spitze  stand  ein 
Schulze  (kniaz),  der  ungefähr  dieselben  Rechto  und  Pflichten 
hatte  wie  in  den  deutschen  Gemeinden3 * * * * 8). 

Die  Haupteinnahinsquollo  des  polnischen  Großgrundbesitzers 
bildoten  im  13.,  14.  und  noch  im  15.  Jahrhundert  die  Abgaben 
der  zinspflichtigen  Bauern.  Seine  eigene  Wirtschaft,  die  er  auf 
dem  Gutshofe  (d  w 6 r = Hof  oder  f 6 1 w a r ek  von  dem  deutschen 
Vorwerk)  betrieb,  war  nur  bestimmt,  seinen  Hausbedarf  zu 
decken.  Doch  seit  dem  15.  Jahrhundert  ändern  sich  die  wirt- 
schaftlichen Voraussetzungen  der  ländlichen  Verfassung.  Bis  dahin 
hatto  Polen  kein  Absatzgebiet  für  sein  Getreide  gefunden.  Das 
wird  jetzt  anders.  Schon  seit  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts 


1)  Volumina  legum.  Anno  1347:  „Quaudo  in  iure  theuthouico 
emetho  residet,  idem  fugere  nee  recedere  non  potest  nisi  hereditate 

vendita,  vel  loco  sui  emethonem  aeque  divitem  collocet,  aut  agris  ex 

toto  extirpatis,  hyemalibusque  et  aestivalibus  seminatis,  domino  resi- 

gnando,  recedere  potest.“ 

s)  V o 1.  leg.  Anno  1347:  „Si  dominus  villae  opprimat  filiam 

aut  uxorem  sui  emethonis  aut  si  pro  excessu  bcu  culpa  hcredis  ibidem 
villani  bonis  ipsorum  depraedantur,  vel  in  senteutia  excommuuicationis 

per  annum  durant  sui  Domini  ex  delicto,  in  talibus  casibus  non  tantum 
tres  aut  quattuor  villae  eiusdem  incolae  abire  possunt,  sed  et  omnes 
ibidem  habitantes  reccdant  quo  unique  placebit.“ 

8)  Vergl.  Stadnicki  in  der  „ltibliotheka  naukowa  zakfadu 
OsHolinskich.“  I.  Bd.  S.  3 — 32,  129 — 17)2;  Maciejowski,  Historya 
wloscian.  Warszawa  1874.  S.  176  ft'. 
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exportiert  Polen  über  Danzig  einiges  Getreide  nach  England, 
Frankreich  und  den  Niederlanden.  Noch  wirken  aber  störend 
auf  den  Verkehr  die  unsicheren  Rechtsverhältnisse  an  der  unteren 
Weichsel,  wo  seit  Jahrhunderten  zwischen  Ordensrittern  und 
Slaven  furchtbare  Kämpfe  wüten.  Zwar  sucht  Polen  durch  Vor- 
träge mit  dem  deutschen  Orden  für  seinen  Export  günstige 
Bedingungen  zu  erwirken,  aber  erst  als  die  westpreußischen 
Städte,  unter  ihnen  Danzig,  Memel  und  Elbing,  im  Frieden  von 
Thora  (14G6)  endgiltig  unter  polnische  Herrschaft  gekommen 
sind,  wird  die  Weiehselschiffahrt  frei.  Die  Nachfrage  des  Aus- 
landes nach  polnischem  Getreide  wird  größer.  Der  polnische 
Handel  nimmt  einen  großartigen  Aufschwung.  Dieser  wirtschaft- 
liche Erfolg  wird  jedoch  mit  der  Knechtung  eines  Millionen 
Seelen  zählenden  Standes  erkauft 1). 

In  dem  Augenblicke,  da  es  lohnend  wurde,  Getreide  für 
den  Markt  zu  produzieren,  erwachte  in  den  Grundherren 
das  Verlangen  nach  Vergrößerung  ihres  Eigonbetriebes.  Dieses 
Streben  begegnete  jedoch  mannigfachen  Schwierigkeiten.  An 
„Bauernlegen“  war  nicht  zu  denken,  und  hätte  auch  der  Grund- 
herr auf  diese  oder  eine  andere  Weise  — etwa  durch  Rodung  — 
das  Hofland  vergrößert,  es  hätten  ihm  die  Arbeitskräfte  gefohlt, 
den  größeren  Besitz  zu  bewirtschaften.  Vor  allem  aber  hatte  der 
Adel  bei  seinen  Expansionsbestrebungen  mit  dem  energischen 
Widerstand  der  Schulzen  zu  rechnen,  die  nahe  daran  waren, 

i 

den  Grundherren  allen  Einfluß  auf  die  Dorfgemeinde  zu  ent- 
ziehen. Die  Schulzen  von  ihren  Gütern  zu  verdrängen,  wurde 
daher  jetzt  zunächst  die  Losung  der  Grundherren.  Im  Laufe 
des  15.  Jahrhunderts  gelang  es  ihnen  auch,  meist  durch  zwangs- 
weise Auskaufung,  seltenor  durch  freie  Vorträge  die  Schulzen- 
gütor  in  ihren  Besitz  zu  bringen.  Auch  auf  den  königlichen 
Gütern  wurden  die  Schulzen  ausgekauft,  nur  daß  die  Soltyseion 
hier  nicht  mit  den  Starosteien  verbunden,  sondern  als  Tenuton 
an  Adelige  zu  lebenslänglichem  Besitz  verliehen  wurden.  Nur 
wenigen  Schulzen  gelang  es,  sich  im  Besitze  ihrer  Güter  zu 
erhalten.  Durch  fortgesetzte  Erbteilungen  entstanden  in  späterer 
Zeit  aus  dieson  Gütern  die  sogenannten  adeligen  Gemeinden s). 


*)  Vergl.  Korzon,  Wcwnetrzne  dziejc  Polski  zu  Stanisjawa 
August«.  \\  Krakowie  1882  86.  II.  Bd.  S.  1 ft’.;  Bulzer,  Reformy 
spöleezny  i polityczny  Konstitucyi  3.  Mtijn.  \V  Krakowic  1831.  S.  8 ft*.,  14. 
2 ) Vergl.  Stadnicki,  O kniaztwach  etc.  S.  17  ft’.;  Lubomirski, 
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Erst  nachdem  die  Schulzengtiter  mit  dem  Gutshofe  ver- 
einigt worden  waren,  konnten  die  Grundherren  an  die  Ein- 
richtung eines  Großbetriebes  schreiten.  Mit  dem  Schul/.engut  und 
der  Schulzenwtirde  war  auch  das  Richteramt  an  sie  gekommen, 
was  ihre  Macht  über  die  Bauern  erhöhte.  Das  weitläufige  Acker- 
land des  Schulzengutes  bot  die  räumliche  Unterlage  für  den 
erweiterten  Eigenbetrieb.  Von  allen  Rochten  des  Schulzen  kam 
aber  keines  den  Grundherren  erwünschter  als  der  Anspruch  auf 
Fronarbeit  der  Bauern,  der  ihnen  bis  dahin  gefehlt  hatte. 
Freilich  reichten  diese  an  und  für  sich  unbedeutenden  Leistungen 
nicht  hin,  den  gesteigerten  Bedarf  an  Arbeitskräften,  den  der 
Übergang  zur  Gutsherrschaft  erforderte,  zu  befriedigen.  So  finden 
wir  denn  auch  schon  gegen  Endo  des  15.  Jahrhunderts  die 
Gutsherren  bestrebt,  die  Lasten  der  bäuerlichen  Bevölkerung  zu 
erhöhen.  Aber  je  schwieriger  die  Lage  der  Bauern  wird, 
desto  leichter  entschließt  sich  der  Bauernsohn,  von  dem  ihm 
zustehenden  Rechte  der  Freizügigkeit  Gebrauch  zu  machen  und 
nach  der  Stadt  zu  ziehen.  Das  war  nun  ganz  und  gar  nicht  die 
Absicht  der  Gutsherren  gewesen,  die  die  Arbeitskraft  auch  nicht 
eines  einzigen  Hintersassen  missen  -wollten.  Sie  gingen  also 
daran,  die  Freizügigkeit  der  Bauern  einzuschränken  und 
schließlich  völlig  aufzuheben.  Im  Jahre  1406  wurde  durch  den 
Reichstag  gesetzlich  festgelegt,  daß  fortan  nur  einer  von  den 
Söhnen  oines  Bauern  das  Dorf  verlassen  dürfo.  Auch  dieser 
konnte  übrigens  ohne  herrschaftliches  Abfahrtszeugnis  nicht 
abziehen,  sollte  er  nicht  als  Flüchtling  verfolgt  und  zurück- 
geholt werden* 1).  In  den  nächsten  Jahren  folgte  noch  eine 
Anzahl  von  Gesetzen,  die  die  Freizügigkeit  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  einschränkten,  und  schon  um  das  Jahr  1510  war 
ihre  Schollenpfiicht  allgemeines  Gesetz  geworden.  Zwar  stand 
es  dem  Landmann  noch  frei,  sich  um  10  Mark  auch  gegeu  den 
Willen  des  Herrn  loszukaufen,  im  Laufe  des  16.  Jahrhunderts 

Kolnicza  ludnosc  w Polsce  od  XVI.  do  XVIII.  wieku  in  „Biblioteka 
Warszawska“  1857 — 18(52.  18(52  II.  Bd.  S.  21  fl. 

1)  V o 1.  leg.  A.  14!M>:  „Statuimus  quod  tantummodo  unus  filius 
de  villa  a patre  recederc  potest  ad  servitia,  et.  praesertim  ad  studia, 
aut  literaruin  aut  artificiorum,  reliqui  maueant  in  hereditate  cum  patri- 
bus  . . . Quod  si  aliquis  adolescens  villanus  praeter  istud  decretum, 
fugiens  repertus  fuerit,  sive  in  civitutibus  et  oppidis,  sive  alibi  ubicunque, 
ille  domino  loci  illius  a quo  fugit,  sine  iuris  strepitu  rcstituatur  sub 
poena  quattuordecim  marcaruin  et  niliilominus  illi,  qui  eum  retinuerint, 
poena  toties  quoties  secus  fecerint  soluta,  ad  restitutionem  sunt  adstricti.“ 
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stieg  jedoch  die  Loskaufsumme  für  eine  Bauernfamilie  auf 
500  Mark  *). 

Als  die  Schollenpflicht  der  Bauern  durchgeführt  war, 
begann  der  Adel  die  Robotsschuldigkeiten  durch  gesetzliche 
Maßnahmen  zu  erhöhen2).  Bald  aber  wurde  dieser  Weg  auf- 
gegeben, da  er  nicht  zum  gewünschten  Ziele  führte.  Denn  auf 
den  meisten  Gütern  fanden  sich  noch  Verträge  zwischen  Grund- 
herr und  Grundhold,  und  die  Bauern  bestanden  auf  ihrem 
Rechte,  das  sie  bei  Gericht  durchzusetzen  bemüht  waren.  Die 
Gutsherren  wählten  also  ein  anderes  Mittel : dem  Bauer  sollte 
das  Recht  entzogen  werden,  gegen  seinen  Herrn  zu  klagen. 
Zuerst  wurdo  der  Bauer  entgegen  dem  bisherigen  Brauche  durch 
mehrere  Reichstagsbeschlüsse  unter  die  ausschließliche  Gerichts- 
barkeit des  Gutsherrn  gestellt.  Die  Praxis  der  Gerichte  sprach 
ihm  dann  das  Rocht  ab,  den  Herrn  gerichtlich  zu  belangen. 
Am  30.  August  1518  wies  das  königliche  Assossorialgericht  in 
Krakau  die  Klage  eines  Landmannes  wegen  widerrechtlicher 
Nötigung  zur  Robot  mit  der  Begründung  zurück,  daß  die  Unter- 
tanen ihre  Herren  nicht  beim  König  verklagen  dürfen8). 

Mit  der  allgemeinen  Annahme  dieses  Grundsatzes  war  die 
große  Umwälzung,  durch  welche  die  ländliche  Bevölkerung 
hörig  wurde,  vollendet.  Die  Grundherren  hatten  von  nun  an 
unumschränkte  Macht  über  die  Bauern.  Von  ihrem  Willen  allein 
hing  die  Verfügung  über  deren  Leben  und  Tod,  Knechtschaft 
und  Freiheit,  Eigentum  und  Arbeitskraft  ab.  Und  es  ist  nur 
die  Feststellung  eines  bereits  geltenden  Rechtszustandes,  wenn 
der  Konvokations-Reichstag  im  Jahre  1573  erklärt,  daß  jeder 
Herr  das  Recht  habe,  seine  ungehorsamen  Untertanen  „tarn  in 
spiritualibus,  quam  in  saoeularibus“  nach  seiner  Meinung  zu 
strafen  4). 


*)  Vergl.  H o b r z y n s k i,  Karta  z dzicjöw  ludu  wiejskiego  w Polsce 
iu  „Rocznik  akadomii  umiejctnosci  w Krakowie“.  1891/92.  S.  104  f. 

2)  V o 1.  leg.  A.  1520;  Bobrzyuski  a.  a.  O.  8.  166  ff. 

3)  „azeby  poddani  swoich  panbw  nie  pozywali  przed  kröla.“ 
(Bobrzyuski  a.  a.  0.  S.  170.)  — R a k o w s k i,  Entstehung  des  Groß- 
grundbesitzes in  Polen.  Berliner  Inaug.  Diss.  1899.  S.  32  f.  — 1540 
wies  König  Siegmund  I.  die  Beschwerde  der  Bauern  von  Stanint  gegen 
die  Grundherrschaft  mit  den  Worten  zurück:  „Nie  jest  naszym  zamiarem, 
wtracac  sie  miedzy  naszych  poddanych  i ich  kmicci.“  (Luhomirski  in 
B.  W.  1861.  III.  Bd.  S.  48). 

A)  Vol.  leg.  A.  1573:  „Wszakze  przcz  te  konfederaeye  naszn, 
zwierzchnosci  zadnej  nad  poddanymi  ich  tak  pandw  duchownych 
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Die  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Polen  bis  z.  ersten  Teilung. 


Zwar  stand  es  jetzt  im  Belieben  des  Gutsherrn,  dem  Bauern 
nach  Willkür  größere  Lasten  aufzubürden,  aber  er  machte  trotz- 
dem von  diesen  Befugnissen  nicht  vor  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts ausgiebigen  Gebrauch.  Denn  noch  stand  dem  Bauer 
ein  Weg  offen,  sich  allzugroßen  Anforderungen  und  Bedrückungen 
zu  entziehen:  die  Flucht.  Im  Osten  der  Republik  dehnte  sich 
eine  unermeßliche,  nur  spärlich  bevölkerte  Ebene,  wo  von 
Gutsherrschaft  noch  keine  Rede  war  und  sein  konnte.  Dort,  wo 
das  Ackerland  aus  Mangel  an  Arbeitskräften  meist  brach  lag, 
fehlte  auch  die  Gelegenheit  zu  marktmäßiger  Verwertung  der 
Bodenerzeugnisse,  da  der  Weg  zum  schwarzen  Meore  durch 
Türken  und  Tataren  versperrt  war.  Darum  begnügte  sich  der 
Grundherr  in  jenen  Gegenden  mit  den  Zinsungen  der  Grund- 
holden, ohne  daran  zu  denken,  einen  eigenen  Großbetrieb  ein- 
zurichton.  Der  polnische  Bauer  aber  wußte  genau,  daß  er 
jederzeit  dorthin  Hiehon  könne.  Dort  wurde  er  von  den  Grund- 
herrn stets  mit  offenen  Armen  empfangen  und  unter  günstigen 
Bedingungen  angesiedelt.  Der  Gutsherr  im  Westen  musste  sich 
also  hüten,  durch  übertriebene  Strenge  seine  Untertanen  zur 
Flucht  zu  reizen.  Zwar  war  in  einer  Reihe  scharfer  Gesetze  das 
Verbot  ausgesprochen  worden,  flüchtige  Bauern  zu  unterstützen, 
bei  sich  aufzunehmen  oder  anzusetzen;  allein  die  Gerichte  waren 
unvermögend,  diesen  Gesetzen  Geltung  zu  verschaffen.  Ja,  die 
Ohnmacht  der  Behörden  war  so  groß,  daß  die  flüchtigen  Bauern 
sogar  in  derselben  Provinz  bleiben  konnten.  Dann  zogen  sie  als 
„hultaje“  oder  „ludzi  luzniu  im  Lande  umher,  und  nur  zur  Zeit 
der  Ernte  verdingten  sie  sich  als  freie  Arboiter1).  Erst  zu 
Beginn  des  18.  Jahrhunderts  wurde  den  Bauern  jedo  Möglichkeit 
2iir  Flucht  benommen.  Nach  langen  Kriegsjahren  kehrte  der 
Frieden  wieder,  im  Inneren  wurde  die  Ordnung  einigermaßen 
wieder  hergestellt,  und  die  Schollenpflicht  der  Bauern  wenigstens 
in  den  westlichen  Teilen  des  Staates  strenge  durchgeführt.  In 
don  östlichen  Provinzen  allerdings  entzogen  sich  noch  in  den 
ersten  Jahren  der  österreichischen  Herrschaft  die  Untertanen 
den  Bedrückungen  von  Seiten  des  Gutsherrn  durch  dio  Flucht 

jako  i swieckicli  nie  derogujeiny  i posfuszenstwil  zadnego  poddanyck 
przcciwko  panom  ich  nie  paujemy  i owszetn,  jcsliby  takowa  liceneya 
gdzie  byfa  suh  praetextu  religionis,  tedy  jako  zawsze  byfo,  bedzie  wolno 
i teraz  ku/deinu  pan«  poddanego  swego  nieposfusznego  tarn  in  spiritua- 
lilms,  quam  in  saecularibua,  podlug  rozumienia  swojego  akarac.“ 

Vergl.  Bobrzynski  a.  a.  0.  S.  175 — 1Ü1. 
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nach  Podolien  und  Wolhynien.  Im  Westen  aber  erlangten  jene 
Gesetze,  die  iin  10.  Jahrhundert  erlassen  worden  waren,  unbe- 
schränkte Geltung,  und  die  bäuerlichen  Verhältnisse  nahmen 
jene  Gestalt  an,  in  der  sie  bis  zum  Untergang  des  selbständigen 
polnischen  Staatswesens  beharrten 1 2). 

§ 3.  Die  ländliche  Verfassung*  Galiziens  im  18.  Jahrhundert. 

I.  Die  Untertänigkeit. 

Nach  der  Lehre  der  polnischen  Juristen  setzt  sich  der 
polnische  Staat  aus  drei  Ständen  zusammen:  König,  Senat  und 
Adel.3)  Was  außerhalb  dieser  drei  Stände  ist,  hat  keinen  Einfluß 
im  Staate  und  koinen  Antoil  an  der  Regierung3).  Tatsächlich 
haben  aber  auch  König  und  Senat  nicht  viel  zu  sagen.  Die 
ganze  Macht  liegt  vielmehr  beim  Adel,  und  zwar  beim  begüterten 
Adel.  Rechtlich  ist  dor  gesamte  Adel  (szlachta)  gleich.  De  facto 
aber  besteht  ein  gewaltiger  Unterschied  zwischen  don  begüterten 
und  den  unbegüterten  Edelleuten. 

Dieser  einzig  berechteten  Klasse  gegenüber  stehen  die  mit 
weitaus  geringeren  Rechten  ausgestalteten  Bürger  und  die  völlig 
rechtlosen  Bauern  4). 

Jeder  auf  dem  flachen  Lande  Wohnende  ist,  wofern  er  nicht 
selbst  von  Adel  oder  ein  privilegierter  Freibauer  ist,  Untertan 
(poddany)  des  Gutsherrn.  Nicht  nur  der  Bauer  und  seine  Familie, 
auch  Häusler  und  Innmann,  Knecht  und  Magd  sind  untertänig; 
ja  sogar  die  Söhne  der  ruthcnischen  Popen,  wenn  sie  nicht  vor 
dem  15.  Lebensjahre  einen  nichtbäuerlichen  Beruf  ergriffen 
haben5). 

1)  Vergl.  Boörzynski  a.  n.  0.  S.  192. 

2)  „Rem  publicum  uostram  tribus  coustaro  ordinibus  notissimurn. 
Penes  regem  dignitus,  penes  senatum  auctoritas.  penes  nobilitatem  libertaa 
est.14  (Chwalkowski,  Regni  Poloniae  ins  publicum.  Regiomonti  1684, 
L.  I.  C.  II).  Vrgl.  Skrzetuski,  Prawo  polityczny  narodu  polskiego. 
W NVarszawic  1787.  I.  Bd.  S.  42. 

3)  „Libertas  polona,  adeo  celebrata,  non  aliis  civibus  quam  nobilibus 
servit,  qui  illu  ita  fruuntur,  ut  ad  communionem  alios  praeter  nobiles 
non  admittant.44  (Len gn ich,  Ius  publicum  regni  Polouiae.  Gedani  1742. 
L.  III.  C.  I.  § 2). 

4)  Vrgl.  Drosner,  Institutionum  iuris  regni  Poloniae  libri  IV. 
Zaraosci  1618.  L.  I.  T.  XIX. 

5)  „Qui  in  villis  fumlisve  regis  aut  nobilium  liabitant,  agris  addicti  sunt, 
unde  etiam  vocantur  servi  glebae.44  (Chwalkowski  a.  a.  0.  L.  I. 
C.  X.  § 1.)  Vrgl.  Skrzetuski  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  149.  Krasiiiski, 
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Die  Untertänigkeit  ist  als  Standoseigenschaft  erblich  i),  aber 
die  Geburt  von  untertänigen  Eltern  ist  nicht  die  einzige  Art  ihrer 
Entstehung.  Ein  freier  Mann  wird  durch  Verheiratung  mit  einer 
Untertanin  ebenfalls  untertänig2).  Auch  durch  Annahme  eines 
untertänigen  Grundes  wird  Untertänigkeit  begründet 3).  Schließlich 
wird  jeder  schollenpflichtig,  der  ein  Jahr  lang  auf  Grund  eines 
mit  der  Gutsherrschaft  geschlossenen  Vertrages  in  einem  Dorfe 
wohnt4).  Die  Untertänigkeit  erlischt  durch  Eintritt  des  Untertans 
in  einen  religiösen  Orden,  durch  Empfang  der  Weihen  und  durch 
Erlangung  des  Doktoratos,  ferner  durch  Entlassung  und  endlich 
durch  Nobilitierung.  Der  Gutsherr  kann  den  Untertanen  auf 
zweierlei  Art  enthtssen:  entweder  durch  einen  Freilassungsbrief 
oder  durch  Erklärung  vor  den  Woiowodschaftsakten5).  Ohne 
Einwilligung  des  Herrn  darf  kein  Bauer  geadelt  werden6). 

Der  Untertan  ist  im  Interesse  des  landwirtschaftlichen  Groß- 
betriebes des  Gutes  in  seiner  Froiheit  mannigfachen  Beschrän- 
kungen unterworfen. 

Er  ist  vor  allem  an  die  Scholle  gebunden,  glebae  adscriptus. 
Verläßt  er  den  Gutsbezirk  ohne  Erlaubnis  des  Herrn,  so  hat 
dieser  das  Recht,  ihn  zu  verfolgen,  ihn  zu  fassen,  wo  er  ihn 

Geschichtliche  Darstellung  der  Bauernverhältnisse  in  Polen  und  der  wirt- 
schaftlich-rechtlichen Reformen  im  ersten  Decennium  der  Regierung 
Stanislaus  Augustus.  Krakau  1898.  II.  Hd.  S.  31. 

*)  „Liberi  autom  eorum  (sc.  subditorum)  in  Domiuorum  recidunt 
potestatem,  in  quorum  fundis  nati  sunt.u  (Dresner  a.  a.  0.  L.  I.  T. 
XXI.)  Vrgl.  auch  Zalaszowski,  Ins  regni  Poloniae.  Reimprossum 
Varsaviae  1741.  L.  IV.  P.  II.  T.  23. 

2)  Vrgl.  Kor zon,  Wewnetrzne  dzieje  Polski  za  Stanisfawa  August«. 
W Krakowie  1882/8(5.  I.  Bd.  S.  359  und  Maciejowski,  Slavische 
Rechtsgeschichte.  Stuttgart  1835  39.  III.  Bd.  S.  191. 

3)  Vgl.  Korzon  a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  359. 

4)  Vrgl.  Bobrzyuski  a.  a.  0.  S.  188. 

5)  „Ilodie  usus  obtinuit,  ut  nonnisi  per  ingressum  ad  aliquum 
religionem,  vel  per  susceptionem  saerorum  ordinum  aut  per  promotionem 
ad  gradum  doctoratus,  aut  per  obtentam  manumissionem  literalem  aut 
corain  Actis  manumissionem  obtineant:  liberi  a potestate  domiuorum 
nfticiantur.44  (Zalaszowski  a.  a.  O.  L.  IV.  P.  II.  T.  23.)  Vrgl. 
Skrzctuski  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  198.  Zwei  Freilassungsbriefe  aus  den 
Jahren  1(522  und  1(538  gedruckt  bei  Maciejowski,  Historya  wfoscian 
8.  308  ft'.  — Vrgl.  Ostrowski,  Prawo  cywilne  narodu  polskiego. 
VV  Warszawie  1787.  1.  Bd.  S.  53. 

6)  „Vetitum  non  ingenuum  creure  nobilem,  uisi  dominus,  cui  per 
servitutem  obuoxius,  consenserit.44  (Lengnich  a.  a.  0.  L.  III.  C.  2.  §17.) 
Vrgl.  Ostrowski  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  17. 
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findet,  beziehungsweise  seine  Auslieferung  zu  verlangen *).  Durch 
strenge  Gosetzo  trachtot  man  danach,  diesem  Rechtssatze  im 
Inneren  des  Landes  Geltung  zu  verschaffen.  Durch  wechsolsoitige 
Auslieferungstibereinkommen,  die  mit  dem  Auslande  getroffen 
wurden,  ist  es  möglich  geworden,  Untertanen,  die  in  benachbarte 
Länder  geflohen  sind,  zurtickzufordern 2).  Solche  Übereinkommen 
werden  umso  leichter  geschlossen,  als  nicht  nur  polnische  Bauern 
ins  Ausland  fliehen,  sondern  noch  bis  in  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts Tausende  von  Bauern  aus  Preußen,  Hinterpommern  und 
der  Neumark3),  aus  Schlesien4),  aus  Ungarn,  aus  der  Moldau 
und  aus  Russland''*)  nach  Polen  flüchteten. 

Will  ein  Untertan  außerhalb  dos  Gutsbezirkes  eine  Ehe 
eingehen,  so  bedarf  er  dazu  der  Erlaubnis  des  Gutshorrn.  Einem 
Manne  wird  diese  Bewilligung  niemals  erteilt,  den  Bauernmädchen 
wird  sie  jedoch  nicht  verweigert.  Dafür  hatten  diese  ursprünglich 
meist  einen  Marderbalg  (kuniczno)  an  die  Herrschaft  zu  entrichten. 
Die  Naturalleistung  des  Mardorbalges  ist  jedoch  im  18.  Jahr- 
hundert allgemein  durch  eine  von  der  Herrschaft  von  Fall  zu 
Fall  vorgeschriobone,  entweder  in  Geld  oder  in  Naturalien  zu 
entrichtende  Taxe  ersetzt.  Die  Höhe  dieser  Abgabe  ist  nicht 

*)  „Si  se  clam,  aut  vi,  aut  alio  quopiam  modo,  contra  dominorum 
voluntatem,  in  libertHtem  vindicaverint,  ac  dominos  subterfugerint,  hubent 
in  eos  Domini,  ubicunque  cos  invenerint,  praeaertim  in  locia  desertiB, 
manuuin  iniectionem,  vel  si  quia  eoa  detineat  aut  tneatur,  eorum  iure  ac 
iudicio  vindicationein.“  (Drcsncr  a.  a.  O.  L.  I.  T.  XXI.)  Vrgl.  Za- 
laazowaki  a.  a.  0.  L.  IV.  P.  II.  1'.  23.  Ostrowski  a.  a.  0.  I. 
S.  47.  Skrzetuski  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  150. 

8)  Übereinkommen  mit  dem  Herzogtum  Preußen.  Vrgl.  Ho- 
brzynaki  a.  a.  0.  S.  179.  — „Inhibitio  supremae  Curiae  de  anno 
1728:  Denen  Politischen  von  Adel,  sollen  die  von  ihnen  in  Schlesien 
entwichenen  Unterthanen  ehender  nicht  verabfolget  werden,  bis  nicht  die 
Schlesische-  in  Pohlen  entwichene  Unterthanen  würcklicli  zuruck  gestellet 
worden.“  Schon  früher  (1652)  war  in  Schlesien  der  Grundsatz  der  Kezi- 
prozitüt  ausgesprochen  worden.  (Vrgl.  Frieden  b erg,  Tractatus  iuridico- 
practicua  de...  Silosiae  iuribua.  Breslau  1738,40.  II.  Bd.  S.  53.) 

8)  Vrgl.  Knapp,  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der 
Handarbeiter  in  den  älteren  Teilen  Preußens.  Leipzig  1887.  1.  Bd. 
S.  83.  II.  S.  1. 

*)  Vrgl.  Gränberg,  Die  Bauernbefreiung  und  die  Auflösung 
des  gutsherrlich  bäuerlichen  Verhältnisses  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien. 
Leipzig  1893/94.  I.  Bd.  S.  12. 

5)  Acten:  9.  ex  Jnnuario  1773.  II.  A.  6.  Archiv  des  Ministe- 
riums des  Innern.  Vrgl.  auch  Grünberg,  Studien  zur  österreichischen 
Agrargeschichte.  Leipzig  1901.  S.  28. 
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überall  gleich.  Bald  wird  ein  Kalb  gefordert,  bald  Geflügel 
oder  Feldfrüehte.  Die  Geldleistung  beträgt  meist  acht  Gulden 
polnisch.  Hier  und  da  werden  auch  beträchtlich  höhere  Beträge 
gefordert,  deren  Bezahlung  den  Untertanen  unmöglich  ist.  Auf 
vielen  Gütern  aber,  besonders  auf  königlichen,  ist  die  kuniczne 
ganz  abgestellt  worden,  und  wird  den  Bräuten  freier  Abzug  nach 
allen  jenen  Domininen  gewährt,  die  Reziprozität  üben1 *). 

Der  Schollenpflicht  des  Untertanen  entspricht 
kein  Recht  an  der  Scholle.  Der  Untertan  kann  also  vom 
Gute  getrennt,  auf  ein  anderes,  demselben  Herrn  gehöriges  Gut 
versetzt  werden,  oder  auch  durch  Kauf,  Tausch  oder  Schenkung 
in  das  Eigentum  eines  anderen  Gutsbesitzers  übergehen.  In  der 
Regel  wechselt  der  Untertan  allerdings  seinen  Herrn  nur  mit  dem 
Gute,  aber  auch  das  Gegenteil  trifft  nicht  allzu  selten  ein.  Kein 
Gesetz  tritt  dem  Menschenhandel  entgegen3). 

Der  Untertan  besitzt  weder  die  aktive,  noch  die  passive 
Prozeßfähigkeit.  Nicht  er  klagt,  sondern  für  ihn  die  Herrschaft, 
wio  auch  sie  in  Vertretung  ihres  Untertans  belangt  wird3). 


1 ) llofkanzleivortrag  vom  17.  November  1777  mit  Beilagen.  — 
Bericht  der  galizischen  Doinänenadministration  vom  4.  Januar  1782. 
Vrgl.  Maciejowaki  a.  a.  O.  S.  17(5. 

*)  Vrgl.  Modrzewski,  O poprawie  rzeczypospolitej.  1551. 
Ausgabe  Przemysl  1857.  S.  117. — „subditi  a dominis  alienautur,  eoui- 
parantur,  emuntur,  venduntur.“  (I)resuer  a.  a.  0.  L.  I.  T.  XXI.)  — 
„Trop  souvent,  par  un  trafie  scandaleux,  nous  les  vendons  ä des  maitres 
aussi  eruels,  et  qui  bientöt,  par  un  exces  de  travail,  les  forcent  ä leur 
payer  lo  prix  de  leur  nouvelle  servitude.“  (Lcszczy nski,  Oeuvres 
d'un  pliilosophe  bienfaisant.  Paris  1764.  III.  Bd.  S.  4.)  — „Panu 
wolno  ich  darowac,  przedac,  zamieniac,  ze  wsi  do  wsi  przenosie.“ 
(Skrzetuski  a.  a.  O.  II.  Bd.  S.  150).  — „Dziedzic..  ich  darowac, 
przedac,  na  iuua  role  lub  wies  przeniesc  prawnie  wolen.“  (Ostrowski 
a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  47.)  — Vrgl.  ferner  Konstytucya  3.  Maja  1791  roku 
z uwagami  podawancmi  jcj  tworcom.  Lipsk  1865.  S.  24;  Lelewel, 
Betrachtungen  über  den  politischen  Zustand  des  ehemaligen  Polens. 
Brüssel  1845.  S.  158;  Luhomirski  in  B.  W.  1862.  II.  Bd.  S.  10. 
Dagegen  Krasiiiski  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  167.  — Über  Fälle  von  Tausch, 
vrgl.  Bochenski,  Beitrag  zur  Geschichte  der  gutsherrlich-bäuerlichen 
Verhältnisse  in  Polen  auf  Grund  der  archivalischen  Quellen  der  Herrschaft 
Kock.  Krakau  1895.  S.  145. 

3)  „servi,  quoruin  capita  domini  sunt,  sine  quorura  assistentia, 
sive  actores,  sive  rei  sint,  locum  standi  contra  quasvis  personas  in  iure 
ac  iudicio  terrestri  non  bahent.“  (Dresner  a.  a.  0.  L.  I.  T.  XX).  — 
„Kustici.  qui  continua  servitute  premuntur,  et  fictione  iuris  pro  nullis 
hahentur,  ut  antiquitus  apud  Komanos  servi  habebantur.  . . sine  domi- 
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Der  Herrschaft  gegenüber  genießt  der  Untertan  der  Privat- 
güter keinerlei  Rechtsschutz,  vor  keinem  Gericht,  vor  keiner 
Behörde  kann  er  über  erlittene  Unbill  Beschwerde  erheben  *). 

Grundsätzlich  verschieden  von  der  Stellung  der  .Privat- 
bau orn  ist  die  der  Domänenbauern* 1 2 3).  Diese  können  wider 
die  zeitlichen  Besitzer  der  königlichen  Güter  vor  den  Refer.mdar- 
gerichten  Klage  führen.  Seit  Stanislaus  August  werden  sie  vor 
diesen  Gerichten  unentgeltlich  durch  Armenadvokaten  (patrony 
ludzi  ubogich)  vertreten,  die  man  gewissermaßen  mit  den 
österreichischen  Untertansadvokaton  vergleichen  kann.  Doch  ist 
auch  dieser  Rechtsschutz  unwirksam,  da  die  Gerichte  ausschließ- 
lich mit  Edelleuten  besetzt  sind,  die  ihren  Standesgenossen,  den 
zeitlichen  Besitzern,  auf  alle  mögliche  Weise  förderlich  sind. 
Auf  den  Kirchengütern  mangelt  den  Untertanen  gleichfalls 
das  Beschwerderecht.  Schon  im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts haben  sie  das  Recht  der  Appellation  an  die  Kirchen- 
oberen, das  ihnen  früher  zustand,  verloren8). 

Die  hohe  und  die  niedere  Gerichtsbarkeit  über  die  Unter- 
tanen steht  ausschließlich  dem  Herrn  zu.  Er  schaltet  nach  Belieben 
über  Leben  und  Tod  der  Untertanen.4 * * *) 

norum  suorum  assistentia,  sive  actores,  sive  rei  sunt,  locuui  standi  in 
iudiciis  saecularibus  (nam  secus  observatur  in  spirituulibus)  non  habentes.4 
(Zalaszowski  a.  a.  0.  L.  IV.  P.  II.  T.  23).  Vrgl.  auch  Chwal- 
koweki  a.  a.  0.  L.  I.  C.  X.  § 1.  — „im  nie  pod  imieniem  wfasnym 
czynie  nie  wolno.4  (Skrzetuski  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  150). 

1 ) Vgl.  Lu  b o in  i r s k i in  B.  W.  1 862.  II.  B.  S.  1 . — „si  qua  iura  et 
privilegia  Domini  dant  subditis,  eadem  servare,  nec  violare,  in  arhitrio 
et  voluntate  eorum  est  positum ; de  quibus  violatis  non  habemus  in 
Statutis  et  constitutionibus  actiones  propositas.4  (Dresner  a.  a.  0.  L.  I. 
T.  XXI). — „Nee  habent  contra  domiuos  actionem.4  (Chwalkowski 
a.  a.  0.  L.  I.  C.  X.  § I).  — Vrgl.  Zalaszowski  a.  a.  0.  L.  IV. 
P.  II.  T.  23.  — „im  prawa  nasze  nie  wyznaczyTy  zadnego  sndu, 
w ktdrymby  sie  o krzywdy  i uciazliwöaci  od  dziedzicöw  zadane  uskarzyö 
i upomienic  mogli.w  (Skrzetuski  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  150). 

2)  Vrgl.  Skrzetuski  a.  a.  O.  II.  Bd.  S.  163.  391  ft'.  — 
Ostrowski  a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  56.  — Korzon  a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  377. 

3)  Vrgl.  Lnbomirski  in  B.  W.  1862.  II.  Bd.  S.  21. 

4)  „Xobilitas  in  subditos  suos  glcbae  adscriptos  ius  vitae  et  necis 

habet,  non  aliter  ut  apud  Romanos  servi  habebantur.4  (Zalaszowski 

a.  a.  0.  L.  I.  T.  39).  — „Z  dawnosci,  zycia  i smierci  ich  panami  byli 
dziedzice.4  (Skrzetuski  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  150).  — -Que  voit-on 
cependant  parmi  nousY  Un  noble  y condamne  son  sujet  ä la  inort.  quelque 

fois  sans  cause  legitime,  plus  souvent  sans  proccdurc  et  sans  formalit  .4 

(Leszczynski  a.  a.  O.  III.  Bd.  S.  111). 
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Nur  wenn  ein  Mann  nichtadeligen  Standes  einen  Bauer 
tötet,  wird  gegen  den  Übeltäter  mjt  Kapitalstrafo  vorgegangen. 
Tötet  aber  ein  Edelmann  oinen  fremden  Bauer,  so  muß  er  eine 
Buße  von  hundert  Mark  erlegen,  die  zur  Hälfte  «lern  Herrn  dos 
Getöteten,  zur  Hälfte  seinen  Hinterbliebenen  zufällt ’).  Darüber, 
was  zu  geschehen  habe,  wenn  der  Herr  selbst  einen  seiner 
Untertanen  ermordet,  geben  die  Gesetze  keino  Auskunft.  Gerade 
dieses  Schweigen  lehrt  aber,  daß  der  Mörder  in  oinem  solchen 
Falle  straflos  ausgeht.  Im  Jahre  17G8  wird  die  hohe  Gerichts- 
barkeit dem  Adel  entzogen  und  an  die  Grodgerichte  übertragen. 
Auch  wird  festgesetzt,  daß  die  Ermordung  eines  Bauern  fortan 
nicht  mehr  durch  ein  Wehrgeld  abgolöst  werden  könne,  sondern 
daß  Kapitalstrafe  eintreten  solle.  Doch  wird  die  wohltätige 
Wirkung  dieses  Gesetzes  durch  den  Zusatz  aufgehoben,  daß 
der  Edelmann  nur  dann  hingerichtet  werden  soll«;,  wenn  er  auf 
frischer  Tat  ertappt  und  von  sechs  Zeugen,  von  denen  min- 
destens zwei  von  Adel  sein  müssen,  überführt  worden  ist.  »So 
ist  das  ins  vitae  et  necis  nur  dem  Scheine  nach  aufgehoben;  in 
der  Tat  aber  besteht  es  fort* I. 2). 

Ein  natürliches  Ergebnis  der  Schollenpflicht  sind  die  Zwangs- 
gesindedienste, die  nicht  infolge  eines  Rechtssatzes,  sondern 
lediglich  gewohnheitsmäßig  bestehen.  Doch  kommt  den  Zwangs- 
gesindediensten in  Polen  nicht  entfernt  jene  Bedeutung  zu,  die 
sie  in  Preußen.  Sachsen  und  Böhmen  hatten,  ln  den  westlichen 
Teilen  Galiziens  war  die  Gesindehaltung  nicht  groß,  dem  Osten 
war  sic  fast  ganz  fremd3 * S.). 

Wir  sehen  also:  Der  polnische  Privatbauer  des  18.  Jahr- 
hunderts ist  leibeigen.  Er  steht  in  der  absoluten  Gewalt  des 
Gutsherrn.  Seine  rechtliche  Stellung  ist  weitaus  schlechter  als 
die  des  preußischen  oder  böhmischen  Bauers,  obschon  günstiger 
als  die  des  russischen. 

Die  Zeitgenossen  sprechen  auch  von  dem  Bauer  als  oinem 


*)  Vrgl.  Znlaszowski  a.  a.  O.  L.  IV.  P.  II.  T.  V.  A.  III. 

2)  V o 1.  leg.  A.  1768.  — Vrgl.  Ostrowski  a.  a.  0.  I.  Bd. 
S.  48  f.  Skrzetuski  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  61.  — Korzon  a.  a.  0. 

I.  Bd.  S.  376.  — Krasiiiski  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  84. 

3)  Hofkanzleivortrag  vom  5.  Februar  1782.  Vergl.  besonders 

Guradze  in  der  Zeitschrift  der  hist.  Gesellschaft  für  Posen.  XIII.  Bd. 

S.  287  tf.  25)4.  — (Kratter)  Briefe  über  den  itzigen  Zustand  von 
Galizien.  Leipzig  1786.  I.  Bd.  S.  167.  — 0 chlopach.  Lipsk  1847. 

S.  84. 
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Unfreien  (niewolnik)  und  alle  polnischen  Juristen  setzen  die  in 
Polen  bestehende  Untertänigkeit  der  römischen  Sklaverei  gleich  l). 

§ 4.  Die  ländliche  Verfassung  Galiziens  im  18.  Jahrhundert. 

(Fortsetzung.) 

II.  Die  Grundobrigkeit. 

Über  den  Untertanen  steht  herrschend  die  Grundobrigkeit. 
„Sie  vereinigt  in  sich  Herrschaftsverhältnisse  und  Berechtigungen 
privat-  und  öffentlich-rechtlichen  Charakters.“  Sie  ist  ein  kleiner 
Staat  im  Staate. 

Nach  dem  Stande  der  Besitzer  zerfallen  die  Güter  in  vier 
Kategorien:  In  die  königlichen,  geistlichen,  adeligen  und  die 
von  privilegierten  Städten  oder  von  Bürgern  solcher  Städte 
besessenen  Güter. 

Die  königlichen  Güter  zerfallen  wieder  in  zwei  Klassen: 

• ♦ o 

In  die  Okonomieglitor  und  die  Staatsgüter.  Die  Okonomiegliter 
(bona  mensae  regiae)  sind  zur  Bedeckung  des  Aufwandes  des 
königlichen  Haushaltes  bestimmt.  Sie  werden  von  Administra- 
toren bewirtschaftet.  Die  Staatsgüter  dagegen  werden  als  panis 
bene  merentium  an  verdiente  Edelleute  zu  lebenslänglichem 
Besitz  verliehen.  Der  König  ist  verpflichtet,  diejenigen  Güter, 
die  durch  den  Tod  der  zeitlichen  Besitzer  an  die  Krone  heim- 
fallen, wieder  auszutun.  Die  Besitzer  dieser  Starosteien,  Ad- 


*)  „ut  breviter  dicatur,  quao  antiquis  Romanis  in  servos  fuit, 
haec  nunc  nobilibus  Polonis  in  plebeios  subditos  absoluta  est,  quod  ad 
ius  attinct,  potestas.“  (Dresncr  a.  a.  O.  L.  I.  T.  XXI).  Ebendort  er- 
klärt D.  die  Sklavensebutzbestimmungcn  des  römischen  Rechtes  für 
Polen  anwendbar.  — „Stan  poddaiistwa  mafo  eo  rö/.ni  sie  od  niewoli.“ 
(Skrzetuski  a.  a.  O.  TI.  Bd.  S.  1 50).  — Wielopolski  (Briefe  eines 
polnischen  Kdelmannes  an  einen  deutschen  Publizisten,  Hamburg  184(1 
S.  5(5)  bestreitet  das  Obengesagte  und  erklärt  den  Zustand  der  polnischen 
Bauern  für  eine  „staatsgesetzlich  nicht  genug  bestimmte  l'nterthanschaft 
gegenüber  einer  absoluten  Regierung  der  Grundherren,  die  im  schlimmsten 
Falle  manchmal  auch  hart  sein  konnte,  keineswegs  aber  den  Charakter 
des  Leibeigenthums  der  Sklaverei  hatte.“  I)eu  Zustand  der  polnischen 
Bauern  sehen  für  Leibeigenschaft  an:  Brünneck  in  der  „Zeitschrift 
der  Savigny  Stiftung  für  Rechtsgeschichte“.  Germ.  Abt.  X.  Bd.  S.  24 — (12. 
Guradze  a.  a.  0.  Korzon  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  346.  Dagegen 
Boche  li  ski  a.  a.  O.  Krasiiiski  a.  a.  O.  und  Ulanowski  im 
„Rocznik  akademii  umiejetnosci  w Krakowie“.  1893  4.  S.  120 — 178. 
- Vgl.  Grünbe  rg,  Art.  Unfreiheit  im  „Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften“. VII.  1hl.  S.  317  ff. 
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vokatien,  Tenuten  und  Skultetien  führen  den  vierten  Teil  des 
Erträgnisses,  die  sogenannte  Quarta,  an  den  Staatsschatz  ab  *). 
Zu  den  bestbewirtschafteten  Gütern  gehören  die  Kirchengüter. 
Auch  gegenüber  den  Untertanen  ist  die  Herrschaft  des  Klerus 
milder  als  die  der  Edelleute.  Die  weitaus  größte  Zahl  von 
Gütern  befindet  sich  in  Händen  des  Adels.  Doch  sind  die 
Bürger  auch  nicht  völlig  der  Grundbesitzfähigkeit  beraubt.  Die 
Bürger  von  Lemberg  und  Krakau  haben  das  Recht,  Herr- 
schaften zu  erwerben  und  zu  besitzen.  Auch  besitzen  einzelne 
Städte  als  solche  Herrschaften  und  Untertanen2). 

Die  Grüße  der  Güter  ist  sehr  verschieden.  Es  gibt  Güter, 
die  30  und  mehr  Dörfer  umfassen,  und  solche,  zu  denen  nur 
Teile  eines  Dorfes  gehören.  Mancher  Edelmann  herrscht  über 
Tausonde  von  Untertanen,  während  ein  anderer  wieder  nur  eine 
Bauernfamilie  sein  eigen  nennt.  Im  Durchschnitte  besteht  ein 
Gut  aus  zwei  bis  drei  Dörfern3). 

Das  Gut  wird  als  einheitlicher  Wirtschaftsorganismus 
Schlüssel  (klucz)  genannt.  Als  verwaltungsrechtlicher  Körper 
heißt  es  pan  st  wo  (Herrschaft,  aber  auch  Staat,  Reich).  An 
seiner  Spitze  steht  der  Gutsherr  (h eres  = Erbherr  oder  pan  = Herr). 
Er  residiert  im  Hofe  (dwor).  Er  ist  auf  dem  Gute  Gesetzgeber 
und  Richter,  oberster  Herr  der  Untortanon,  Träger  der  politi- 
schen, administrativen  und  executiven  Gewalt'1).  Alle  Macht 
und  alles  Recht  auf  dem  Gute  geht  von  ihm  aus.  Nur  aus 
Gnade  läßt  er  der  Dorfgemeinde  gewisse  Rechte.  Er  ernennt 
die  Gemeindebeamten  und  hebt  nach  Belieben  die  Urteile  des 
Dorfgerichtes  auf,  ändert  oder  bestätigt  sie5).  Innerhalb  des  Guts- 
bezirkes ist  er  ein  kleiner  König6).  Er  erläßt  als  Gesetzgeber  Vor- 
schriften, die  Bestimmungen  des  geltenden  allgemeinen  Rechtes 
abändern  oder  aufhoben. 


*)  Ver^l.  Skrzctuski  a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  230  tf.  Krasiriski 
a.  a.  0.  1.  Bd.  S.  30  f. 

2>  Vergl.  Skrzctuski  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  200.  II.  S.  90—08. 
— Krasiiiski  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  151.  Bericht  der  Domänen- 
administration  vom  5.  Brachmonat  1780. 

3)  Die  Zahl  der  Dominien  betrug  gegen  2500,  die  der  Dörfer 
gegen  0500. 

"*)  Vergl.  U 1 a n o w 8 k i a.  a.  O.  S.  132. 

5)  ebendort. S.  134.  — Lubomirski  in  B.  W.  1 862.  II.  Bd.  S.  33. 

6)  „Quisque  e nobis  Polonis  sui  vulgi  et  bonorum,  parvus  quodam- 
modo  et  absolutus  Monarclm  cstu  (Fredro,  Scriptorum  scu  togae  et  beli 
notationum  fragmenta.  Dantisci  1000.  S.  294). 
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Viele  Magnaten  unterhalten  auf  ihren  Gütern  Haustruppen, 
deren  Zahl  im  Vergleiche  zu  den  königlichen  ganz  bedeutend  ist. 

Die  Einhebung  und  Repartierung  der  Staatssteuorn  (des 
podymue  = Rauchfangsteuer)  obliegt  der  Grundobrigkeit.  Nicht 
selten  ist  diese  gezwungen,  für  den  nicht  leistungsfähigen 
Hauer  die  Steuer  zu  bezahlen1).  Zur  Bestreitung  »1er  Kosten 
»ler  öffentlichen  Agen»len,  die  sie  besorgen,  heben  manche  Grund- 
besitzer selbst  Steuern  ein3). 

Die  allgemein  vorherrschende  Form  der  Landwirtschaft  ist 
im  Polen  dos  18.  Jahrhunderts  die  Gutsherrschaft3).  Die  Haupt- 
einnahmsquelle des  Gutsherrn  ist  der  eigene  landwirtschaftliche 
Großbetrieb.  Er  produciert  für  den  Markt  und  besorgt  auch 
selbst  den  Vertrieb  der  Erzeugnisse  seiner  Wirtschaft.  Er  schickt 
auf  eigene  Rechnung  Getreide  und  Vieh  nach  Danzig  und  den 
anderen  Ostseehäfen  und  da  der  Adel  für  allo  Waren,  die  er 
ein-  oder  ausführt,  Zollfreiheit  genießt,  so  wird  es  ihm  leicht, 
die  Konkurrenz  nichtadeliger  Kaufleute  zu  schlagen  ‘). 

Trotzdem  die  wirtschaftliche  Politik  des  Gutsherrn  dahin 
gerichtet  ist,  seinem  Eigonbetriobo  die  größtmögliche  Ausdehnung 
zu  geben,  tritt  »las  Bestreben,  das  Hoffeld  auf  Kosten  des 
Bauernlandes  zu  erweitern,  erst  spät  und  nur  in  gering»;m  Aus- 
maße hervor.  Denn  noch  steht  ihm  reichlich  unbebautes  Land 
zur  Verfügung,  und  seine  Bomühungen  müssen  vor  allem 
darauf  abzielen,  die  kostbare  und  seltene  Arbeitskraft  des  Bauern 
beim  Gute  zu  erhalten5). 


1)  Vcrgl.  Skrzetuski  a.  a.  <).  I.  Btl,  S.  370  fl".  II.  S.  1!M). 

3)  So  di»;  Hehhickengelder.  Siehe  15(5  ex  Septemhri  1785.  (Unter 
»lieser  Bezeichnung  wollen  wir  die  auf  Grund  des  Hofdekretes  vom 
22.  Januar  1785  erstatteten  Gutachten  des  galizischen  Gubemiuins  und 
der  galizischen  Stände  über  tlie  „hierhmdos  üblichen  l'ntertansvcrkürzun- 
gen~  zitieren.)  — Als  Beitrag  zum  Unterhalte  ihrer  Ilnustruppen  hoben 
die  Radziwill's  auf  ihren  Herrschaften  Zfoczow  und  Pomorzan  (3  Städt- 
chen und  12  Dörfer)  jährlich  einen  Betrag  von  7872  Gulden  polnisch 
unter  dein  Namen  li a y tnrszc  z y z ii a (Raytar  — Reiter)  und  1* a c h o 1 s z- 
czyzna  (pacholstwo -=  Dienergefolge)  ein.  (Bericht  des  Lemhorger  Kreis- 
amtes vom  15.  September  1775.) 

3)  Über  die  Begriffe  Grundherrschaft  und  Gutsherrseliaft.  vergl. 
besonders  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtschaft  und  Freiheit. 
Leipzig  1801,  und  Grundherrschaft  und  Rittergut,  Leipzig  1807  : dann 
Grünberg,  Bauernbefreiung.  L Bd.  S.  3*5  tf. 

■*)  Vergl.  Korzon  a.  a.  O.  II.  Bd.  S.  *5  tl. 

5)  Krst  unter  österreichischer  Herrschaft  begannen  »lie  Dominmn 
Bauernland  einzuzudicn : »lie  Behörden  traten  dem  aber  bald  entgegen. 

(Hofkanzleivortrag  vom  20.  Juni  1785.) 

Wieaer  «biatiwlu.  .Studien.  IV.  15<1.,  Heft. 
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Neben  den  Einnahmen  aus  dem  eigenen  Großbetriebe 
spielen  die  Abgaben  und  Zinsungon  der  Untertanen,  so  bedeu- 
tend sie  aueh  an  und  für  sich  sind,  und  so  schwer  es  auch  den 
Bauern  fallen  mag,  sie  pünktlich  zu  entrichten,  in  dem  Haus- 
halte des  Gutsherrn  nur  eine  untergeordnete  Holle.  Doch  kommt 
daneben  der  Propination  eine  immer  steigende  Bedeutung  zu. 

Das  Propinationsrecht  (ius  propinationis  s.  propinandi)  ist 
das  ausschließliche  Hecht,  gewisse  Getränke  im  Gebiete  eines 
gewissen  Ortes  zu  erzeugen  und  auszuschenken.  Gegenstand 
des  Propinationsreehtes  sind  Branntwein,  Bier,  Met,  Himbeer- 
wein  und  Kirsch  wein.  Auf  Wein  erstreckt  sich  das  Propina- 
tionsrecht nicht.  Denn  der  Wein  ist,  da  er  im  Lande  nicht 
gebaut  wird,  ein  Luxusgetränk,  das  sich  der  Adel  nicht  ver- 
teuern will.  In  der  Regel  steht  die  Propination  dem  (Juts- 
herrn zu,  und  das  Gebiet  seiner  Geltung  deckt  sich  mit  dem 
Gutsgebiete.  Fast  jeder  Edelmann  hat  auf  seinem  Gute  eine 
Branntweinbrennerei  errichtet,  um  von  dem  Propinatiousrechte 
Vorteil  zu  ziehen.  Ihre  große  wirtschaftliche  Bedeutung  hat 
die  Propination  erst  durch  die  Verpachtung  der  Schenken  au 
die  Juden  erlangt.  Seit  der  Mitte  des  IG.  Jahrhunderts  haben 
nämlich  die  Juden  den  Königsschutz  aufgegebon,  sind  von  den 
Städten  in  die  Marktflecken  und  auf  das  flache  Land  hinaus- 
gezogeu  und  haben  sich  ganz  unter  den  Schutz  des  Adels  gestellt. 
Sie  haben  überall  die  Pachtungen  (arenda)  der  Schenken  über- 
nommen und  die  Einkünfte  aus  der  Propination  auf  eine  früher 
ungeahnte  Höhe  gebracht.  Bei  der  Abschätzung  des  Wertes  von 
Landgütern  wird  nächst  den  Diensten  der  Untertanen  vor  allem 
das  Einkommen  aus  der  Propination  in  Betracht  gezogen.  Auf 
hundert  verschiedene  Weisen  wird  der  Bauer  dazu  gebracht, 
mehr  Branntwein  zu  konsumieren  als  sein  Wunsch  ist.  Bei  Fami- 
lienfestlichkeiten, bei  Kirchweihen,  an  Sonn-  und  Feiertagen  wird 
er  gezwungen,  eine  gewisse,  von  der  Obrigkeit  vorgeschrie- 
bone  Menge  Branntwoin  abzunehmen.  Strenge  ist  es  ihm  verboten, 
außerhalb  des  Gutsbezirkes  Branntwein  zu  konsumieren;  alles,  was 
er  trinkt,  muß  er  von  der  Obrigkeit  beziehen.  In  jeder  Ortschaft 
wendet  der  Arcndator  eine  andore  Art  der  Aufdringling  des 
giftigen  Getränkes  an.  So  ist  im  Laufe  der  Jahrhunderte  dem 
galizischen  Landvolke  die  Trunksucht  anerzogen  worden *). 

1)  Vergl.  Kleczyiiski,  Stosuuki  propinncyjnc  w Galicyi  (Wia- 
doinosci  statystyczne.  11.  IVl.  8.  47  —193.  Lwow  1.87H)  bes.  8.  f>7  — <>3. 

U 1 a n o w s k i a.  a.  0.  S.  143.  Kratter  a.  a.  O.  8.  190. 
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Innerhalb  des  Gutsbezirkes  darf  nur  der  Gutsherr  Mühlen 
errichten,  und  die  Untertanen  sind  gehalten,  ihr  Getreide  aus- 
schließlich auf  den  obrigkeitlichen  Mühlen  mahlen  zu  lassen 
Selbst  der  Gebrauch  von  HandmUhlen  ist  ihnen  nur  gegen  einen 
an  die  Obrigkeit  zu  entrichtenden  Zins  gestattet1 *). 

Einst  hatte  der  Schulze  von  «len  auf  «lern  Hauptplatze 
des  Dorfes  ansässigen  Handwerkern  und  Krämern  Abgaben 
eingohoben.  Dieses  Recht,  übt  jetzt  der  Gutsherr  als  Rechts- 
nachfolger des  Schulzen.  Er  hält  sich  auch  für  berechtigt,  allen 
Handel  innerhalb  des  Dorfes  für  sein  Monopol  zu  erklären,  und 
nur  gegen  Entrichtung  eines  Zinses  freizugeben.  Er  erhebt 
daher  von  jeder  Ware,  die  der  Rauer  in  die  Stadt  zum  Verkaufe 
führt,  eine  Abgabe,  das  sogenannte  T arg  owe  (targ  = der  Markt). 
Er  geht  aber  noch  weiter,  und  zwingt  die  Untertanen,  ihm  Waren, 
die  er  nicht  brauchen  oder  anbringen  kann,  zu  einem  willkürlich 
bestimmten  Preise  abzunehmen.  Es  liegt  also  eine  „Aufdringling 
obrigkeitlicher  Feilschaftenu  vor,  wie  andererseits  die  „Ab- 
drückung unterthäniger  Eeilschaften“  stattfindet,  d.  h.  «ler  Rauer 
gezwungen  ist,  gewisse  Erzeugnisse  nur  an  die  Herrschaft  zu 
verkaufen  *). 

Die  Abgaben  der  Bauern  sind  überaus  mannigfaltig, 
wenn  auch  nicht  besonders  hoch.  In  Geld  oder  in  Naturalien 
entrichten  sie  Grund-,  Holz-  und  Weidezinse.  Sie  prästieren 
ferner  den  Geflügelzins  für  die  Erlaubnis,  ihr  Vieh  auf  die 
obrigkeitliche  Weide  treiben  zu  dürfen.  Als  Geflügelzins  werden 
Gänse,  Kapaune,  Hühner,  seltener  auch  Schwäne  geliefert.  Die 
Innleute  zahlen  für  das  Recht  des  Holzklaubens  eine  besondere 
Geldabgabe,  das  Komorno.  Auch  die  untertänigen  Handwerker 
zinsen  der  Obrigkeit.  Die  Untertamm  sind  auch  verpflichtet, 
eine  gewisse  Menge  Himbeeren,  Nüsse,  Schwämme  und  Koche- 
nille3) zu  sammeln  und  abzuliefern.  Ferner  haben  sie  der 
Her  rschaft  Eier,  Honig  und  Hopfen  unentgeltlich  darzubringen. 
Getreide zohent  ist  selten  an  die  Obrigkeit,  öfter  an  den  Pfarrer 


l)  Guhcrnialbericht  vom  20.  August  1781).  — Ein  merkwürdiges 
Regal  der  Obrigkeit  war  das  ausschließliche  Recht,  Leinwand  zu  bleichen. 

Die  Untertanen  mußten  von  jedem  Stück  Leinwand,  das  sie  bleichten, 
eine  Abgabe  entrichten. 

3)  Gubernialbericht  vom  15.  November  177  1,  ferner  die  Acten: 
15«»  ex  Septembri  1785. 

3)  Czerwiec  = Jobannisblut,  polnische  Schildlaus;  einst  ein  bedeuten- 
der Handelsartikel. 
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zu  entrichten.  Dagegen  hat  jene  Anspruch  auf  Obst-,  Tabak-, 
Bienen-  und  Vieh-  (besonders  S<  haf)zehent.  Immer  kehrt  die 
Klage  der  Untertanen  wieder,  daß  der  Gutsherr  stets  das  Beste, 
das  beste  Stück,  den  besten  Stock  für  sich  aussucho.  — Von 
allen  Abgaben  der  Untertanen,  die  unter  den  verschiedensten 
Titeln  erhoben  werden,  hat  jedoch  nur  der  Getreidezins  (auch 
Haferzins)  eine  größere  wirtschaftliche  Bedeutung1). 

Neben  den  Abgaben  an  die  Obrigkeit  müssen  die  Unter- 
tanen auch  an  die  obrigkeitlichen  Beamten  Taxen  und  Sporteln 
entrichten.  So  das  Waggeld  für  das  Abwiegen  der  untertänigen 
Zinsimgon,  sowie*  das  Quittowe  und  Groszowe  für  das  Ausstellou 
von  Quittungen  über  geleistete  Dienste. 

Zur  Verwaltung  des  Gutes  unterhält  der  Gutsherr  ein 
Wirtschaftsamt  (urzad),  an  dessen  Spitze  der  Amtmann  (faktor, 
rziidca,  starosta)  steht.  Die  Vorworko  loitet  ein  Unterverwalter 
(podstarosta).  Doch  wird  nur  der  kleinere  Teil  der  Güter  von 
Beamten  verwaltet.  Der  größere  Teil  ist  verpachtet.  Während 
der  Gutsherr  in  Warschau  lebt  und  sich  ausschließlich  mit 
Politik  beschäftigt,  treibt,  der  Pächter,  der  entweder  ein  Edel- 
mann oder  ein  Jude  ist,  auf  dem  Gute  Raubbau,  sowohl  mit 
den  Kräften  des  Bodens  und  dem  Holzbestande,  als  auch  mit 
den  Kräften  der  Fronbauern.  Auch  auf  jenen  Gütern,  die  in 
eigener  Verwaltung  des  Gutsherrn  stehen,  sind  Propination  und 
Mühle  an  Juden  verpachtet*). 

§ 5.  Die  ländliche  Verfassung  Galiziens  im  18.  Jahrhundert. 

( Fortsetzung.) 

III.  Die  Untertanen klassen  und  ihre  Besitzrechte. 

Die  bäuerliche  Bevölkerung  des  flachen  Landes  zerfällt  in 
Untertanen  und  in  freie  Bauern.  Freibauern  gibt  os  nur  mehr 
wenige.  Die  Schulzengiiter  sind  auf  den  adeligen  Besitzungen 
gänzlich  verschwunden,  auf  den  königlichen  Gütern  aber  sind 
sie  als  Tenuten  im  Besitze  von  Edelleuten3). 

l)  Vergl.  Ostrowski  a.  n.  O.  I.  Bd.  S.  52  f. ; ferner  Ilof- 
kauzleivortrag  vom  <*.  September  17X2  und  1 3.  November  178.’); 
(ruhernialratssitzung  vom  15.  Dezember  17X2;  Prot.  d.  llofkanzlci- 
sitzung  vom  211.  Januar  17X2  sowie  die  Acten:  1004  ex  Majo  1 774  ; 
Fasz.  7050  (Hofkainmer) ; 151»  ex  Sopt.ombri  1 7X5  ■ Areli.  d.  Min.  d.  Innern). 

s)  Vergl.  l’lanowski  a.  a.  O.  S.  152.  - — Prot.  <1.  llofkanzlei- 
sitzung  vom  7.  Januar  17X5. 

3^  Die  Darlegung  der  komplizierten  rechtlichen  und  politischen 
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Viele  Schulzengüter  und  adelige  Guter  sind  im  Laute  der 
Zeiten  durch  fortgesetzte  Teilungen  unter  den  Nachkommen  der 
früheren  Besitzer  in  kleine  Stellen  zersplittert  worden.  Sie  bilden 
jetzt  die  sogenannten  adeligen  Dörfer  (wsi  sz lach  eck i).  Hier 
bebaut  der  Edelmann  mit  eigener  Hand  den  Boden;  er  genießt 
keinerlei  Dominikairechte  und  bezieht  keine  obrigkeitlichen 
Einkünfte.  Neben  diesen  adeligen  Landleuten,  die  Erbeigentümer 
ihrer  Gründe  sind,  gibt  es  noch  eine  zweite  Klasse  von  adeligen 
Bauern,  die  keine  eigenen  Gründe  besitzen,  sondern  obrigkeit- 
liche Gründe  bebauen,  die  ihnen  censititie,  d.  i.  gegen  Zahlung 
von  Grundzins  •ingeräumt  wurden.  Viele  von  diesen  Zinsedel- 
leuten (szlachta  czynszowa)  sind  auch  robotpflichtig.  Die 
„kleinen  Edelleute“  sind  in  Galizien  überaus  zahlreich.  Wenn 
auch  rechtlich  dem  übrigen  Adel  vollkommen  gleichgestellt, 
sind  sie  sozial  von  ihm  durch  eine  tiefe  Kluft  getronnt1). 

ln  den  westlichen,  an  Schlesien  grenzenden  Bezirken  sind 
die  Bauern  einiger  neu  gestifteter  Dörfer  Nutzungseigentümer 
ihrer  Gründe.  Hingegen  sind  die  weitaus  überwiegende  Mehr- 
zahl aller  Untertanen  der  westlichen  Hälfte  des  Landes  und  alle 
Untertanen  der  östlichen  nur  „Wirte  bis  woiter“.  Sie  haben 
keinerlei  liecht  an  dem  Boden,  den  sie  bearbeiten.  Sie  sind,  um 
mit  dem  amtlichen  Sprachgebrauche  des  18.  Jahrhunderts  zu 
reden,  uneingekaufte  Dominikalisten.  Der  Grundobrigkeit  steht 
das  uneingeschränkte  Verfügungsrecht  über  die  Grundstücke 
der  Untertanen  zu.  Sie  darf  sie  ihnen  nach  Belieben  entziehen 
oder  gegen  andere  vertauschen.  Auch  das  Bauernhaus  und  das 
gesamte  Wirtschaftsinventar,  das  Vieh  und  die  Ackergeräte,  ja 
auch  die  Einrichtung  der  Wolmrüumo  sind  Eigentum  der  Herr- 
schaft, und  nichts  hindert  diese,  den  Bauer  täglich  und  stündlich 
aus  seinem  Besitztume  zu  verjagen.  Das  geschieht  freilich 
nur  in  »len  seltensten  Fällen,  »leim  es  widerspricht  dem  Interesse 
des  Gutsherrn,  dessen  Streben  vor  allem  dahin  gerichtet  sein 
muß,  seinem  Gute  «lie  Arbeitskräfte  zu  erhalten.  Es  kommt 
wohl  vor,  »laß  der  Gutsherr  dem  Untertan  gute  Gründe  entzieht 
un»l  dafür  schlechtere  gibt,  daß  er  ihm  in  Zeiten  der  Not  das 
\ ich  wegnimmt,  daß  er  — etwa  aus  persönlichem  Hasse 
einen  Bauer  abstiftet.  Die  Kegel  bildet  »las  aber  durchaus  nicht. 

Verhältnisse  der  verschiedenen  Kategorien  von  Freibauern  fällt  nicht  in 
»len  Rahmen  dieser  Arbeit. 

*)  Gubernialberichte  vom  15.  November  1774  und  3.  Juli  17711. 
Protokoll  der  Rektifikationskommissiou  vom  15.  September  1 778. 
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Typiseherweiso  werden  vielmehr  nur  schlechte  Wirte  oder  solche, 

die  sich  ein  Verbrechen  haben  zuschulden  kommen  lassen, 

abgestiftet.  Die  Mehrzahl  der  Untertanen  dagegen  bleibt  im 

lebenslänglichen  Genüsse  ihrer  Uninde.  Sterben  sie,  so  teilen 

• • 

die  Kinder  (Söhne)  die  Acker  des  Vaters,  oder  setzou  — was 
in  den  östlichen  Teilen  des  Landes  nicht  selten  vorkommt,  — 
die  Haus-  und  Wirtschaftsgemeinschaft  fort.  Die  Grundobrigkeit 
ihrerseits  begünstigt  übrigens  die  Teilung,  bietet  sie  ihr  doch 
eine  erwünschte  Gelegenheit,  die  Fronen  zu  erhöhen1). 

Ebenso  unbestritten  wie  an  den  untertänigen  Gründen  ist 
das  Eigentum  dos  Gutsherrn  an  Wald  und  Weide.  Doch  stehen 
auch  an  diesen  den  Untertanen  weitgehende  Nutzungsrechte  zu, 
die  juristisch  prekär  sind  wie  das  Recht  am  Ackerland,  dennoch 
aber  von  der  Obrigkeit  nicht  eingeschränkt  werden.  Ist  «loch 
der  Wort  des  Waldes  gering,  da  Holz  noch  nicht  ausgeführt 
wird,  im  Lande  aber  reichlich  vorhamlen  ist. 

Der  Wirtschaftsbetrieb  des  Untertanen  steht  unter  bestän- 
diger Aufsicht  der  Obrigkeit.  Wird  sein  Haus  durch  Feuer  oder 
Wasser  zerstört,  so  baut  es  die  Herrschaft  wieder  auf;  fällt  sein 
Vieh,  so  schafft  «lie  Obrigkeit  Ersatz3). 

Verschieden  von  den  geschilderten  Verhältnissen  ist  die 
Grundeigentumsordnung  in  «len  südöstlichen  Bezirken,  in  Pokutie». 
Hier  besteht  noch  in  zahlreichen  Gemeinden  «1er  Kreise  Kolonien, 
Czortko  w un«l  Stanislau  Feldgemeinscha  ft.  Im  festen  Besitze 
der  Hauswirte  stoben  nur  «lie  Hausgärton.  Die  Feldflur  ist 
gemeinschaftliches  Nutzungseigentum  «ler  Untertanen,  wodurch 
jedoch  das  Eigentumsrecht  des  Gutsherrn  nicht  berührt  wird. 
Die  Benützung  der  Gründe  geschieht  nicht  gemeinschaftlich. 
Vielmehr  werden  «lie  Acker  durch  das  Los  oder  durch  den 
Ueraeindevorstand,  selten  unter  Mitwirkung  «les  Dominiums  an 
«lie  Gemeindemitglieder  verteilt.  Die  Anteile  sind  verschie«len  je 

*)  „nie  maja  wfasnosci,  bo  nie  beda«,'  panami  osob  wfasnych, 
jakze  mngn  paniuni  byr  majntku  ?u  (Skrzetuski  a.  a.  O.  ii.  S.  1 50\  — 
Vergl.  ebendort  II.  Bd.  S.  187.  — Ostrowski  a.  a.  0.  I.  Bd. 
8.  4 7.  — Konstytucjn  a.  a.  0.  S.  24.  — Guradze  a.  a.  0. 
S.  275  f.  207.  — Ulanowski  a.  a.  O.  S.  1 bO,  171.  — P i 1 n t.  in 
den  Beilagen  Nr.  70  zu  den  Protokollen  der  10.  Session  des  Abgeordneten- 
hauses S.  545.  — Guhernialbericht  vom  27.  Dezember  1781;  ferner  dio 
Acten:  9 ex  Januario  1773.  II.  A.  0 und  V.  B.  1,  599  (Arcli.  d.  Min. 
d.  Innern) ; Bericht  des  Kreismntes  Zamosc  vom  Oktober  1784. 

ä)  Vergl.  Skrzetuski  a.  a.  0.  11.  Bd.  8.  195  und  «lie  oben 
citiertcn  Akten. 
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nacli  der  Untertansklasse,  zu  der  ein  Gemeindemitglied  gehört. 
Die  Acker  worden  durch  mehrere  Jahre  unter  dom  Pfluge 
gehalten,  dann  aber  wieder  auf  obonsovielo  Jahre  zur  gemein- 
schaftlichen Viehweide  liegen  gelassen,  dagogen  aber  die  bis 
dahin  beweideten  Brachfelder  unter  die  Gemeindeglieder  zur 
Aufackerung  verteilt,  wobei  ein  jeder  Grundbesitzer  „das  vorige 
Flächenmaß  an  Gründen,  aber  nicht  die  nämlichen  Gründe 
erhält“  l). 

Die  Entstehung  und  die  Geschichte  der  Feldgemeinschaft 
in  Pokutien  liegen  im  Dunkeln.  Jedenfalls  ist  sie  mit  jenen 
Formen  des  Gemeineigentums  verwandt,  die  wir  um  dieselbe 
Zeit  in  Kleinrußland2),  in  der  Moldau,  in  der  Bukowina3)  und 
in  Ungarn  treffen 3). 

In  den  Inventuren  sind  die  Untertanen  nach  der  Größe 
ihres  Besitzes  in  Klassen  eingeteilt.  Doch  sind  die  Unterschiede 
zwischen  den  einzelnen  Klassen  durch  die  Sitte  der  Natural- 
teilung bei  Erbfällen  verwischt.  Die  Inventare  teilen  nun  die 
Untertanen  auf  dem  flachen  Lande  — die  Bewohner  der  unter- 
tänigen Städte  interessieren  uns  hier  nicht  — in  Bauern,  Gärtner, 
Häusler  und  Innleute  ein. 

Die  Bauern  (wFosciani,  chfopi)  sind  Ganzbauern  (kmieci, 
rolnicy),  Halbbauern  (polrolnicy)  oder  Viertelbauern  (cwiercio- 
rolnicy).  Sie  besitzen  einen  Hausplatz  im  Dorfe  und  Ackerstücke, 
die  auf  der  Flur  im  Gemenge  mit  (lenen  der  Herrschaft  liogen. 
Die  Gärtner  (zagrodnicy)  besitzen  nur  Hütte  und  Hausgarten 

l)  Vergl.  Popper  in  der  „Zeitschrift  für  österreichische  Rechts- 
gelohrsamkeit  und  politische  Gesetzkunde“  1826.  4.  Heft.  »S.  209.  — 
Drdacki,  Die  Froupatcnto  Galiziens,  Wien  1838.  S.  79  f.  — Die 
Grund  entla.stuug  in  Österreich.  Wien  1857.  S.  11.  - - „In  Podo- 
licn  bestehen  die  sogenannten  Tlokeu ; es  benützen  dort  die  Untertha- 
nen  mehrenteils  die  Gründe  gemeinschaftlich,  und  aulier  denen  Hausgärten 
und  wenigen  Wiesen,  die  das  Eigenthum  einzelner  Wirte  ausmachen, 
bestehen  ihre  Gründe  aus  mehreren  Hauptabtheilungen,  welche  ab- 
wechselnd nach  der  verschieden  eingeführten  Gewohnheit  durch  mehrere 
Jahre  hintereinander  angebaut,  und  wieder  durch  so  viele  Jahre  brach 
gelassen  werden;  die  jährliche  Vertheilung  dieser  Gründe  geschieht  auch 
nicht  unter  alle  Hauswirte  gleich,  sondern  nachdem  sich  ein  jeder  zu 
zwei-  oder  vierspänniger  oder  Fußrobot  bekennt.“  (Gubernialprotokoll  vom 
7.  Mai  1791);  ferner  Hofkanzlcivortrag  vom  3.  Oktober  1H26.  — 
Die  amtliche  österr.  Bezeichnung  für  die  Feldgemeinschaft  war  „wandel- 
barer Grundbesitz“. 

“)  Vergl.  Lu  tsch  i tz  ky  in  Schmoller’s  Jahrbuch.  XX.  S.  1 65 — 1 96. 

3)  Vergl.  Grünberg,  Studien  S.  51  f. 
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(zagroda),  die  Häusler  (chalupnicy)  nur  eine  Hütte  (chafupa). 
Die  Innleute  (komornicy)  besitzen  weder  Hütte  noch  Grund 
und  wohnen  bei  angesessenen  Untertanen  zu  Miete1). 

Die  Größe  des  Grundbesitzes  eines  Ganzbauern  ist  in  den 
einzelnen  Teilen  des  Landes  verschieden  ; im  Westen  ist  er  am 
klein>ten  und  wird  in  «lern  Maße  größer,  als  man  nach  Osten 
schreitet  -). 


8 6.  Die  ländliche  Verfassung  Galiziens  im  18.  Jahrhundert. 

(Fortsetzung.) 

IV.  Die  Frondienste. 

Die  Untertanen  sind  verpflichtet,  der  Obrigkeit  unent- 
geltlich Dienste  zu  leisten,  die  nach  der  Größe  ihres  Resitzes 
abgestuft  sind. 

Die  Schuldigkeiten  der  Untertanen  sind  auf  den  königlichen 
( * iltern  in  amtlichen  Urkunden,  den  sogenaunton  Lustration e n 
verzeichnet.  Alle  fünf  Jahre  soll  eine  Lustration  stattfinden. 
Mitunter  verstreicht  aber  ein  Zeitraum  von  hundert  Jahren,  bis 
es  tatsächlich  dazu  kommt.  Die  letzte  Lustration  wurde  im 
Jahre  17(55  vorgenommen8). 

Auf  d(*n  Privatgütern  sind  die  Untertansschuldigkeiten  in 
den  Inventuren  (inwentarze)  verzeichnet.  Di«*  Inventare  entstehen 
durch  den  bloßen  Willen  des  Gutsherrn,  der  sie  nach  Willkür 
umstoßen  oder  ändern  kann.  Das  geschieht  auch  überaus  häufig, 
besonders  bei  Verkäufen  und  Verpachtungen,  um  einen  höheren 
Kaufpreis,  beziehungsweise  Pachtschilling  zu  erzielen4). 


M Vcrgl.  Drdacki  a.  a.  O.  8.  128.  Klunker,  Die  gesetzliche 
l'ntertansverfassung  in  Galizien.  Lemberg  1845/40.  II.  Hd.  8.  15. 

*)  Acten:  1004  ex  Majo  1 7 74.  Faszikel  7050  i Hofkammer- 

archiv); Kanzleivortrag  vom  8.  November  1782.  Vcrgl.  auch  Meru- 
nowicz  in  den  oben  citierten  Hei  lagen.  Nr.  70.  8.  553. 

3)  Vcrgl.  Skrzctuski  a.  a.  0.  II.  Hd.  S.  107.  Ostrowski 
a.  a.  0.  I.  Hd.  S.  55.  Klunker  a.  a.  O.  II.  Hd.  S.  105  ff. 

4)  „Die  Inventare  entstanden  durch  den  bloßen  Willen  des  Herrn; 
der  Wille  des  Erbberru  und  die  Unterfertigung  war  die  einzige  Feier- 
lichkeit, die  zur  Errichtung  eines  Inventars  nötliig  war,  und  nur  dann 
erst,  wenn  das  Gut  verkauft,  verpachtet  oder  verpfändet  wurde,  oder 
sonst  eine  gerichtliche  Übergabe  Platz  griff,  wurde  das  Inventar  von 
Zeugen  unterschrieben  und  bei  irgendeinem  Landgerichte  zur  Einschrei- 
bung übergehen.44  (Hericht  des  Kreisamtes  Hoehnia,  Juli  1 783);  ferner 
Acten:  156  ex  Septeinbri  1785  (Arch.  d.  Min.  <1.  Innern). 
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Man  muß  zwischen  den  wöchentlichen  Frondiensten  und 
den  Hilfs-  oder  Nebendiensten  unterscheiden. 

Die  Robot  (panszczyzna  — Herrendienst)  ist  entweder  Zug- 
robot  (robota  cingla)  oder  lland-,  resp.  Fußrobot  (robota  reczna). 
Ein  Tag  Zugrobot  wird  allgemein  zwei  'l  agen  Handrobot  gleich- 
gesetzt.  Die  Zugrobot  ist  in  manchen  Gegenden  mit  Pferden, 
in  anderen  wieder  mit  Ochsen  zu  leisten.  In  der  Kegel  sind 
zwei  Tiere  anzuspannen.  Nur  die  größeren  Kauern  haben  vier- 
spännig zur  Arbeit  zu  erscheinen.  Einspännige  und  dreispännige1 
Robot  sind  selten. 

Das  Maß  der  Frondienste  ist  in  den  verschiedenen  Teilen 
des  Landes  nicht  gleich.  Selbst  zwischen  benachbarten  Gütern 
bestehen  große  Unterschiede.  Innerhalb  eines  Dorfes  ist  das 
Ausmaß  der  Robot  direkt  proportional  der  Größe  des  bäuer- 
lichen Besitzes.  Dies  gilt  jedoch  nicht  für  das  ganze  Land.  Viel- 
mehr ist  festzustellen,  daß  im  Osten,  wo  die  Dotation  der  Unter- 
tanen am  größtem  ist,  die  Roboten  am  niedrigsten  sind,  und  in 
dem  Maße  zunehmen,  als  man  von  Ost  nach  West  vorschreitet. 
Im  Gebirge  sind  die  Frondienste  geringer  als  in  der  Ebene,  dagegen 
die  Abgaben  höher.  Auf  den  königlichen  und  auf  den  Kirchen- 
gütern sind  zwar  die  Roboten  weniger  hoch  als  auf  den  Privat- 
gütern, dafür  aber  die  Staatslasten  drückender.  Der  Ganzbauer 
front  im  Westen  des  Landes  durch  vier  oder  fünf  Tage  wöchent- 
lich, in  den  mittlerem  und  östlichen  Teilen  durch  drei  Tage,  im 
Gebirge  durch  zwei  Tage  — natürlich  mit  einem  Gespann.  Die 
übrigen  Untertanenklassen  leisten  entsprechend  geringere  Dienste. 
Auf  den  meisten  Dominien  muß  der  Untertan  gemessene 
Arbeit  verrichten;  d.  h.  er  muß  an  einem  Arbeitstage  eine 
bestimmte  Arbeitsmenge  bewältigen,  ein  gewisses  Werk  voll- 
bringen. Hat  er  die  Arbeit  an  einem  Tage  nicht  vollendet,  so 
muß  er,  über  das  Maß  seiner  zeitlich  begrenzten  Robots- 
schuldigkeit hinaus,  nacharbeiten  l). 

Die  Fronpflicht  muß  nicht  von  dem  Untertan  persönlich 
erfüllt  werden.  Er  kann  auch  ein  Familienmitglied  oder  einen 

l)  Vergl.  Ostrowski  a.  a.  O.  I.  IW.  S.  51.  Skrzctuski 
a.  n.  0.  II.  IW.  S.  194  f.  — Betrachtungen  über  die  Verfassung  von 
Galizien  etc.  bei  Grell  mann.  Statistische  Aufklärungen  I.  IW.  S.  177. 
Wybranowski  im  „Dziennik  Polskiu  vom  H.  August  1S9Ü. 
Acten:  1004  ex  Majo  1774.  Fasz.  7050  (Hofkammerarchiv);  Protok. 
(1.  Guberni.-ilrntssitzungen  vom  7.  Juli  1 7 H | und  vom  1 5.  Dezember  17H2. 
Kanzleivortrag  vom  <>.  September  17*2.  Bericht  des  Gubernialrates  von 
Ainser  vom  17.  Juli  1790  und  Beilagen. 
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Knecht  zur  Arbeit  schicken.  Ein  Teil  der  Dienste  wird  nicht  in 
natura  gefordert,  sondern  in  Geldabgaben  verwandelt,  wobei  ein 
Zugtag  mit  12  Groschen  polnisch,  ein  Fußtag  mit  (>  Groschen 
angesetzt.  zu  werden  pflegt. 

Neben  diesen  wöchentlich  wiederkehrenden  Diensten  haben 
die  Untertanen  zur  Zeit  der  dringenden  Feldarbeiten,  der  Aus- 
saat und  der  Ernte,  sogenannte  Hilfs-  oder  Nebendienste  (tfoki, 
gwafty,  szarwarki)  zu  leisten.  Auch  der  Umfang  dieser 
Schuldigkeit  ist  in  den  Inventuren  verzeichnet *).  In  vielen 
Gegenden  sparen  die  Obrigkeiten  die  Robot  im  Winter,  um 
dann  im  Frühjahr  und  zur  Erntezeit  auf  einmal  rückständige 
Arbeit  einfordern  zu  können.  In  anderen  Dörfern  müssen  die 
Untertanen  im  Winter  für  die  Herrschaft  spinnen,  wobei  ihnen 
dio  Herrschaft  das  Rohmaterial  beistellt. 

Da  die  Obrigkeiten  die  untertänigen  Schuldigkeiten  beliebig 
erhöhen  konnten,  so  wurden  mit  der  Zeit  die  Untertanen  zu 
allen  Arbeiten,  die  im  herrschaftlichen  Betriebe  zu  verrichten 
waren,  herangezogen.  Alle  Arbeit  in  den  Mühlen  und  Brennereien, 
Gärten  und  Teichen  wurde  ihnen  aufgebürdet 3). 

Eine  besondere  Art  von  Diensten  sind  die  Wachen,  die 
die  Gemeindemitglieder  der  Reihe  nach  zu  leisten  haben,  und  die 
deshalb  auch  Reihedienst  (kolei)  genannt  werden.  Ursprünglich 
sollten  die  Wächter  (strözy)  nur  die  obrigkeitlichen  Gebäude 
bowachen.  Dann  aber  wurden  sie  nur  des  Nachts  zu  Wach- 
diensten verwendet,  bei  Tage  aber  zur  Verrichtung  häuslicher 
Dienste  im  Gutshofe  oder  in  der  Schenke 3).  Oft  wurden  die 
Wachdienste  von  der  Herrschaft  dem  Schankpächter  abgetreten. 
Nicht  selten  wurden  ihm  auch  die  Dienste  mehrerer  Untertanen 
vermietet,  durch  die  er  die  zur  Schenke  (oder  Mühle)  gehörigen 
Gründe  bestellen  ließ. 

Auch  die  Verfrachtung  des  Getreides  besorgt  die  Obrigkeit 
vermittels  der  Arbeit  der  Untertanen.  Die  spannfähigen  Bauern 
sind  verpflichtet,  das  Getreide  und  auch  andere  Erzeugnisse  des 

’)  Vergl.  Ostrowski  a.  a.  O.  I.  Md.  S.  52.  Le  lewe), 
Betr  tehtimgen  über  dm  politischen  Zustand  des  ehemaligen  Polen. 
Brüssel  1845.  S.  28Ü  f.  — cit.  Art : 150  ex  Scptembri  1785.  — Kirn*  andere 
Bezeichnung  für  diese  Dienste  ist  daremszczyzna  oder  darcmny 
dzioii  (unentgeltliche  Arbeit  oder  unentgeltlicher  Tag). 

-)  cit.  Act:  15t»  ex  Septembri  1785. 

3')  Vergl.  Ostrowski  a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  52.  Le  lewe  1 a.  a.  O. 
S.  2,»0.  Gubemialbericht  vom  11.  Marz  1 784. 
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herrschaftlichen  Wirtschaftsbetriebes,  z.  B.  Salz,  Pottasche  u.  s.  w. 
viele  Meilen  weit  bis  an  den  Markt  oder  bis  an  das  Ufer  eines 
schiffbaren  Flusses  zu  bringen.  Die  weiten  Fuhren  (powöz,  pod- 
horoszczyzna)  werden  teils  in  die  Robot  eingerechnet,  teils  beson- 
ders vergütet.  Auf  den  königlichen  Gütern  sind  sie  in  der  Lustra- 
tion verzeichnet.  Von  den  Ufern  der  Flüsse  werden  die  obrig- 
keitlichen Produkte  auf  flachen  Schiffen  nach  Danzig  befördert. 
Der  Bau  dieser  Schiffe  muß  von  den  Untertanen  unentgeltlich 
besorgt  werden,  und  gegen  gering«*  Vergütung  sind  sie  gehalten, 
Riuh'rdienste  zu  leisten '). 

Die  Trausportdienst«*  haben  eine  besonders  große  B«jdeu- 
tung  in  jenen  östlichen  Teilen  des  Landes,  wo  die:  Landwirtschaft 
weniger  rentabel  ist,  und  die  Gutsherren  sich  <lah«*r  vor  allem 
auf  die  Salzgewinnung  verlegen.  Hier  werden  die  Untertanen 
mit  Salzfuhren  bis  in  di<*  Ukraine  g<;schiekt,  während  die  anderen 
Fronen  auf  ein  Minimum  herabgesetzt  werden  2). 

Schwer  seufzt  d<*r  Bauer  unter  der  Last  der  Frondi«*nst«* 
und  nur  widerwillig  leist«*t  er  die  Arbeit,  der«*n  Wert  eb«‘n 
wegen  seiner  Lässigk«;it  gering  ist3).  Hundertjährige  Unter- 
drückung haben  aus  ihm  fast  ein  tierisches  Wesen  g«*macht, 
das  allen  Versuchen,  die  zu  seiner  geistigen  und  wirtschaftlichen 
Hebung  unternommen  werden,  gleichgültig  gegenübersteht. 

*)  Vergl.  Ostrowski  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  52.  — Acten:  150  ex  Sep- 
tembri  1785  (Arch.  d.  Min.  «1.  Innern). 

*)  Vergl.  Jasinskis  Denkschrift  IV.  II.  3. 

3)  „il  ne  travaille  qu’autant  que  la  crainte  de  chatimcnts  le  force 
de  travailler.“  (Le s z c zy  n s k i a.  a.  0.  III.  Bd.  S.  0).  — Die  Obrigkeiten 
schonten  bei  der  Robot  weder  Mensch  noch  Tier,  „ä  pcine  les  distinguons- 
nous  des  betes  «|u’ils  entretiennent  pour  la  culture  de  nos  terres.  Souvent 
uous  menageons  inoins  leurs  forccs  que  ccllcs  de  ces  animaux.“  (Lesz- 
czynski  Bd.  III.  S.  -1).  — „Ks  kommt  vor,  dass  die  Unterthauen  ohne 
Beobachtung  einiger  Verordnungen  durch  ganze  Wochen  auf  Robot 
getrieben;  von  Früh  bis  auf  die  Nacht  ununterbrochen  und  dergestalt 
zur  Robotarbeit  verhalten  werden,  dass  ihnen  hiebei  weder  ihr  Vieh  zu 
fütti  rn  noch  selbst  einen  Bissen  Brod  zu  essen  gestattet  werde.  Sie  ver- 
lieren d «bei  ihr  Vieh  und  können  die  eigene  Wirtschaft  nicht  bestellen. 
Durch  oftmalige  weite  Fuhren,  wofür  ihnen  kaum  die  Hälfte  der  Robots- 
tage abgeschrieben  wird,  werden  sie  gänzlich  zugrunde  gerichtet,  indem 
sie  solche  nur  im  Frühling  und  Herbst  bei  übelsten  Straßen  verrichten, 
sich  selbst  und  ihr  Vieh  aus  eigenem  verkosten,  solches  auf  den  üblen 
Wegen  abtreiben  und  zugrundegehen  lassen  müssen.“  (Referat  zur  Gu- 
bernialratssitzung  vom  30.  März  1781.  — »einige  Verordnungen“  bezieht 
sich  auf  das  Patent  vom  3.  Juni  1775A 
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Immer  wieder  heben  es  die  Akten  hervor:  „D«*r  gemeine  Mann 
ist  in  Galizien  noch  viel  zu  roh,  um  den  groben  Wert  des 
freien  Eigenthums  zu  kennen,  er  ist  an  Bande  gewohnt,  die  ihn 
seit  Jahrhunderten  fesseln.  Selbst  unwirtsaiu  verlässt  er  sich  wie 
der  Knecht  im  Maierhofe  und  wie  das  Lastthier  im  Stalle,  dass 
man  ihn  nähre,  wenn  seine  Fechsung  missräth,  dass  mau  ihn 
bewahre,  wenn  sein  Haus  abbrennt,  dass  man  ihm  andere  Gründe 
anweise,  wenn  seine  Felder  vom  Wasser  weggespült  oder  mit 
unfruchtbarem  Sand  bedeckt  werden.  Sein  Holz  findet  er  in  den 
obrigkeitlichen  Waldungen,  die  Weide  seines  Viehes  auf  ihren 
Triften.  Diese  Art  Existenz  hat  für  den  unwissenden  Mann  ihre 
Bequemlichkeit;  er  vegetiert  auf  dem  Fleck  Erdbodens  fort,  wo 
die  Natur  ihn  hat  aufwachsen  lassen.  Trägheit,  und  Dummheit, 
wovon  eine  di«*  andere  wechselweise  gebühret  und  unterstützet, 
machen  ihn  gefühllos,  und  nur  äußerst  hart«*  Behandlung  wird 
ihn  aus  seiner  Untätigk«*it  erweck»*n,  un«l  nach  einer  besseren 
Lage  sehnen  machen  könn«*nu  l). 


S 7.  Ein  Blick  auf  die  Stellung  des  Staates  zur  Bauernfrage 

in  Polen  und  in  Österreich. 

Durch  zwei  Jahrhunderte  beschäftigt  sich  die  polnische 
Gesetzgebung  nicht  mit  <l«*n  Bauern.  Wenn  sie  überhaupt  d«*r 
Untertan«*n  Krwähnung  tut,  so  spricht  sie  von  ihnen  nur  als  von 
Rechtsobjekten.  Für  die  Republik  Polen  existierte  der  Bauer 
als  Rechtssubjekt  überhaupt  nicht2). 

Wohl  gelobte  König  Johann  Kasimir  im  Jahre  1656,  von 
Feinden  hart  bedrängt,  feierlich  in  der  Kathedrale  zu  Lemberg: 
er  werde  nach  Beendigung  der  bevorstehenden  Kämpf«*  d«*m 
geknechteten  Volke  zu  Hilfe  kommen  und  d«*ss«*n  Lasten  erleich- 
tern. Kr  war  auch  von  gutem  Willen  erfüllt,  s«*in  Gelöbnis  zu 
halt«*n,  allein  «*s  fehlt«*  ihm  «lie  Macht,  um  gegen  «len  im  Staate 
allmächtigen  Adel  erfolgreich  auftreten  zu  könn«*n 3). 

Nicht  der  Staat  war  es,  son«l«*rn  Privat«*,  von  denen  im 
18.  Jahrhundert  der  Anstoß  zu  R«*formen  ausging.  Zahlreiche 
Großgrundbesitz«*!*,  w«*ltliche  wie  geistliche,  b«*gann«*u,  von  der 
geringen  Produktivität  der  Frondienste  überzeugt,  auf  ihren 

Hofkanzieivortrag  vom  22.  Septemb«;r  1781. 

2>  Verjrl.  Skrzctuski  a.  a.  O.  II.  B«l.  S.  17»>. 

3)  Vergl.  Lclewel  n.  a.  0.  S.  285.  Maciejowski  a.  a.  0. 
S.  198  f.  811  ff. 
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Gütern  Reformen  einzuführen,  die  übrigens  häutig  nicht  so  sehr 
die  Verbesserung  des  Loses  der  Untertanen,  als  die  Erhöhung 
der  gutsherrlichen  Einkünfte  zum  Ziele  hatten1). 

Stanislaus  August,  der  letzte  König  von  Polen,  erklärte 
sofort  nach  seiner  Thronbesteigung,  er  wolle  auf  gesetzlichem 
Wege  die  Lage  der  Bauern  verbessern.  Aber  die  Tat  blieb  weit 
hinter  der  Absicht  zurück.  Das  einzige,  was  er  durchsetzen 
konnte,  war,  daß  dem  Adel  das  iiis  vitae  necisque  scheinbar  ent- 
zogen wurde 2).  Erst  nach  der  ersten  Teilung  setzte  in  Polen 
eine  lebhafte  Bewegung  zu  Gunsten  der  Bauern  ein.  In  zahl- 
losen Flugschriften  wird  die  Abschaffung  der  Leibeigenschaft 
gefordert.  Aber  noch  sträubt  sich  der  Adel  gegen  jede  Kon- 
zession, und  1780  verwirft  er  nach  vierjähriger  Beratung  das 
neue  Gesetzbuch,  «las  der  gewesene  Krongroßkanzlcr  Andreas 
Zamoyski  iu  bauernfreundlichem  Sinne  ausgearbeitet  hatte3). 
Selbst  als  der  Staat  schon  dem  Untergange  verfallen  war,  konnte 
der  Adel  sich  nicht  dazu  entschließen,  auf  seine  Rechte  zu 
Gunsten  des  Vaterlandes  zu  verzichten.  Die  Verfassung  vom 
3.  Mai  1791  brachte  nur  ganz  wertlose  Zugeständnisse4). 

Wie  ganz  anders  verhielt  sich  dagegen  der  öster- 
reichische Staat  in  der  Bauernfrage ! 

Im  IG.  und  17.  Jahrhundort  kümmert  sich  allerdings  der 
Landesfürst  in  Österreich  nur  wenig  um  die  Bauern.  Dringendere 
Angelegenheiten  nehmen  ihn  in  Anspruch.  Ali t Aufwendung  aller 
Kräfte  gelingt  es  ihm  kaum,  im  Inneren  der  unbotmäßigen  Stände 
Herr  zu  werden  und  nach  außen  hin  das  Reich  vor  Türken, 
Franzosen  und  Schweden  zu  sichern.  Erst  im  letzten  Viertel  dos 
17.  Jahrhunderts  fängt  es  an,  anders  zu  wonlon.  Auch  dann  sind 
es  freilich  nur  fiskalische  Erwägungen,  die  ein  Eingreifen  zu 
Gunsten  der  untertänigen  Bevölkerung  veranlassen.  „Der  haupt- 
sächlichste k.  k.  Contribuent“  soll  in  „contributionsfähigem 

l)  Vergl.  Maciojowski  a.  a.  O.  S.  2<H)  f. 

-)  Siche  oben  S.  1 4. 

3)  Vergl.  Maciojowski  a.  a.  0.  S.  202  tV. 

4)  Vergl.  Konstytucja  a.  a.  O.  § IV.  — .1.  J.  Rousseau 
äußerte  sich  über  die  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Polen  folgendermaßen: 
„Afi'ranehir  les  pouples  de  Pologue  est  uue  grande  et  belle  Operation, 
mnis  hardie,  prrilleu.se  et  qu’il  ne  faut.pas  tenter  inconsidereincnt. 
Parmi  les  precautions  ä prendre  est  une  indispensable  et  qui  demandc 
du  temps.  C’est  avant  tonte  chose  de  rendre  dignes  de  la  liberte  et. 
capables  de  Ia  supporter  les  serfs  qu’on  veut  afi'ranehir. u (Oeuvres 
complettes.  Aux  Deux-Ponts.  1782.  11.  S.  212.» 
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Stande“  erhalten  bleiben.  Im  18.  Jahrhundert  aber  ist  die 
österreichische  Verwaltung  über  diesen  Standpunkt  hinausgegan- 
gen und  hat  es  als  ihre  wichtigste  Aufgabe  erkannt,  die  Bauern- 
schaft gegen  Bedrückungen  zu  schützen.  „Wo  die  Unterthanen, 
in  was  es  sei,  wider  Billigkeit  hart  gehalten  und  unterdrückt 
werden,  sine  respectu  personae,  wer  es  auch  wäre,  soll  ernstlich 
abgestraft  werden“  1). 

Diesem  Grundsätze  entsprechend  wird  denn  auch  in  Gali- 
zien nach  der  Occupation  in  das  gutsherrlich-bäuerliche  Ver- 
hältnis eingegriffen. 

*)  Resolution  Kaiser  Karl  VI.  (1738).  Vergl.  G r ü n b e r g, 
Bauernbefreiung.  II.  Bd.  S.  28. 


Erstes  Kapitel. 

Die  bäuerlichen  Verhältnisse  in  den  ersten  Jahren 
der  österreichischen  Herrschaft. 


8 1.  Die  Organisierung  der  Verwaltung  in  ihrem  Einwirken 

auf  die  ländliche  Verfassung. 


Nachdem  die  österreichischen  Truppen  Galizien  bereits 
besetzt  hatten,  wurde  am  11.  Oktober  1772  Graf  Johann  Anton 
Pergen  zum  Gouverneur  der  neuerworbenen  Provinz  ernannt  *). 
Das  Land  wurde  zuerst  in  6 Kreise  und  19  Distrikte  oingeteilt; 
später  — im  Jahre  1782  — wurde  die  Einteilung  in  Distrikte 
aufgehoben  und  die  Zahl  der  Kreise  auf  18  erhöht.  Die 
meisten  Beamtenstellen  wurden  mit  Männern  besetzt,  die  bis 
dahin  in  Böhmen  und  Mähren  Dienste  geleistet  hatten.  Der 
galizisehe  Adel  hoffte,  Galizien  werde  „nach  dem  ungarischen 
Fuß“  regiert  werden  und  er  dadurch  in  den  Genuß  aller  jener 
Rechte  und  Privilegien  gelangen,  deren  sich  der  ungarische 
Adel  erfreute.  In  den  Wiener  Regierungskreisen  bestand  jedoch 
die  feste  Absicht,  Galizien  „auf  den  deutschen  Fußu  zu  bringen, 
d.  i.  die  Verwaltung  nach  dem  Muster  der  deutsch  - slavischen 
Erbländer  zu  organisieren. 


Die  erste  Sorge  der,  österreichischen  Regierung  war  es, 
der  Auswanderung  der  Bauern  entgegenzutreten*). 

Wie  wir  oben  gesehen  haben,  war  die  Flucht  nach  dem 
Osten  für  den  Bauer  das  einzige  Mittel,  um  sich  den  Bedruckun- 
gen von  Seite  des  Gutsherrn  zu  entziehen.  Die  Behörden  er- 
blickten darin  eine  starke  Beeinträchtigung  des  Landesinteresses 
und  verboten  daher  die  Auswanderung  auf  das  nachdrücklichste. 
Schärfer  noch  als  die  flüchtenden  Untertanen  sollten  die 
Agenten  bestraft  werden,  welche  die  Landleute  durch  Ver- 
sprechungen über  die  Grenze  zu  locken  suchten.  Viele  Unter- 
tanen veräußerten  vor  der  Flucht  ihr  Zugvieh,  ohne  dal.'  sie 


1)  Pi  11  er ‘sehe  Gesetzsammlung  1. 

')  Patent  vom  1 <*.  November  1 7 72. 
hing  VI.) 


( P i 1 1 e r 'sehe  Gosetzsamm- 
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dazu  berechtigt  waren,  da  das  Vieh  — wie  das  gesamte  Wirt- 
schaftsinventar  — Eigentum  der  Gutsherren  war.  Daher  wurde 
angeordnet,  „dass  kein  angesetzter  Unterthan  außer  der  Bewilli- 
gung seines  Grundherrn  ein  Stück  Vieh  verkaufen  soll.“  Den 
eingekauften  Untertanen,  die  Eigentümer  ihres  Viehes  waren, 
wurde  das  Verfügungsrecht  selbstverständlich  nicht  entzogen1). 

Die  Patente  gegen  die  Auswanderung  der  Bauern  wurden 
noch  mehreromale  erneuert2);  trotzdem  hatten  sie  nicht  bald 
die  gewünschte  Wirkung.  Die  vorzüglichste  Ursache  der  Flucht 
der  Bauern  war  die  große  Not,  in  die  sie  die  langjährigen 
Unruhen  und  die  österreichische  Okkupation,  deren  Lasten 
hauptsächlich  sie  zu  tragen  hatten,  gebracht  hatten.  Den  Bauern 
fehlte  selbst  das  zur  Aussaat  notwendige  Korn.  Die  Regierung 
suchte  die  Gutsherren  mit  Strenge  dazu  zu  verhalten,  ihren 
mittellosen  Untertanen  mit  Saatkorn  auszuhelfen  und  ihnen  die 
zur  Bestellung  der  Acker  erforderliche  Zeit  freizulassen.  Selbst 
dann  seien  die  Obrigkeiten  zur  Unterstützung  verpflichtet,  wurde 
verordnet,  wonn  sie  selbst  kein  Saatkorn  vorrätig  hätten  und 
es  erst  kaufen  müßten.  Nach  Einbringung  der  Ernte  könnten 
sie  diese  Vorschüsse  in  mäßigen  Fristen  nach  Möglichkeit  sich 
ersetzen  lassen.  Für  den  dem  Lande  aus  der  Unterlassung  dor 
Aussaat  erwachsenden  Schaden  sollten  die  Dominien  zur  Ver- 
antwortung gezogen  worden3).  Auf  die  Durchführung  dieser 
Bestimmungen  wurde  bis  zur  Grundentlastung  von  den  Behörden 
mit  Strenge  gesehen. 

Gh  ich  nach  dem  Einmärsche  in  Galizien  schrieben  die 
kaiserlichen  Militärbehörden  auf  Grund  der  vorhandenen  alten 
Inventar»*  und  Lustrationen  Naturallieferungen  aus.  Da  jedoch 
diese.  Inventare  nur  die  Dienste  und  Abgaben  der  Untertanen 
zum  Maßstabe  der  Schätzung  nahmen,  entstand  in  der  Belegung 
groß«*  Ungleichheit.  Überdies  wälzten  die  Obrigkeiten  die  ganze 
Last  auf  die  Untertanen  ab.  Es  mußte  also  so  rasch  als  möglich 
zur  definitiven  Einrichtung  des  Steuerwesens  geschritten  werden. 
Auf  ein«*  Anfrag«*  «l«*s  Grafen  P«*rg«*n  entschied  «lie  Kais«*rin 


l)  Patent  vom  10.  März  1771.  (P  i 1 1 «•  r sehe  Gesetzsammlung  XVI.) 

Bericht  des  Distriktsdirektors  von  Zainost'  vom  1.  Januar;  Gubernial- 
bcricht  vom  2<s.  Januar;  Kanzleivortrag  vom  12.  Februar  177  1. 

3)  Patcut  vom  1.  März  1 777.  <P  i I 1 e r 'sein*  Gesetzsammlung  II.) 
3'i  Patente  vom  1<S.  November  1 772  Pi  Iler  che  Gesetzsamm- 
lung VII.),  vom  2*5.  Dezember  1772  ;chend.  XII,«,  vom  1.  März  17711 
(cben«l.  XX.),  vom  2.  Mai  1 7 7 "1  l ebend.  XXIX. t. 
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nach  Anhörung  dos  Fürsten  Kaunitz:  alle  Gründe,  ohne  Unter- 
schied, ob  sie  von  Edclleuten  oder  von  Untertanen  besessen 
werden,  seien  für  „contribuable“  zu  erklären.  Dagegen  sei 
die  Verpflichtung  des  Adels  zum  Kriegsdienste  (pospolite 
ruszenie)  aufzuheben l).  Daraufhin  befahl  Pergen  am  22.  De- 
zember 1772  eine  allgemeine  Fatierung  aller  obrigkeitlichen  und 
untertänigen  Gründe,  aller  Fronen,  Zinse  und  Abgaben  zum 
Zwecke  einer  genauen  Veranlagung  der  Steuer3).  Die  Fassionen 
liefen  sehr  unpünktlich  ein.  Viele  waren  falsch.  Eine  amtliche 
Nachprüfung  erfolgte  nur  dann,  wenn  eine  Anzeige  gegen  ein 
Dominium  eingelaufen  war.  Fand  man  bei  der  Revision,  daß 
die  Einkünfte  zu  niedrig  angesetzt  worden  waren,  so  wurde 
der  Gutsherr  mit  einer  hohen  Geldstrafe  belegt.  Die  Furcht  vor 
einer  Anzeige  bewog  später  nicht  wenige  Dominien,  die  ge- 
machten Angaben  aus  eigenem  Antrieb  richtigzustellen  >). 

Über  den  Besteuerungsmodus  wurden  in  der  Staatskanzlei 
lange  Beratungen  gepflogen.  Das  Resultat  derselben  war  der 
Antrag:  es  solle  nur  der  Adel  zur  Leistung  der  Grundsteuer 
herangezogen  worden4)*  Von  den  Bauern  könne  man  nur  jene 
Abgaben  abfordern,  die  sie  herkömmlicherweise  früher  dem 
polnischen  Staate  zu  entrichten  verbunden  gewesen  waren.  Auch 
die  auf  den  Grund  der  Untertanen  entfallende  Steuer  solle  der 
Grundherr  tragen,  „weil  dieser  Eigenthüraor,  und  wegen  der  dem 
Leibeigenen  davon  aufbürdenden  übermäßigen  Abgaben,  der  wahre 
Benutzer  ist.“  Überdies  hoffte  die  Staatskanzlei  dadurch  auf  die 
Gutsherren  einen  indirekten  Zwang  ausüben  zu  können,  um  sie 
zur  Überlassung  des  Eigentumsrechtes  an  ihre  Untertanen  zu 
bewegen.  Die  Dominikalnutzungen  sollten  von  der  Steuer  frei 
bleiben,  weil  die  Grundherren  sie  zum  Teil  unrechtmäßig  genießen, 


*)  Staatskanzleivorträge  vom  30.  August  und  17.  September  1772. 

2i  Piller’sche  Gesetzsammlung  XI. 

3)  Vergl.  Linden,  Die  Grundsteuerverfassung  der  österreichischen 
Monarchie.  Wien  1840.  I.  Bd.  S.  53. 

4)  „Ins  Künftige,  wo  der  Grund  ohne  Unterschied  des  Besitzes 
mit  einer  gleichen  Anlage  belegt  werden  will,  soll  auch  der  Leibeigene 
in  die  C'ontribution  einbezogen  werden.  Jetzt  aber,  wo  ihm  der  Herr, 
als  Grundherr  und  angemaßter  Souverain  alle  nur  mögliche  Lasten 
aufbürdet,  scheinet  nicht  möglich  zu  sein,  daß  er  nebst  seinen  über- 
triebenen Dominical-Prüstutionen  (welche  man  jedoch  sobald  als  möglich 
in  billige  Schranken  zu  setzen  nicht  outstehen  werde)  auch  zugleich  die 
Contribution  entrichten  könne.“  (Aus  dem  Vortrage  der  Staatskanzlei 
vom  3.  November  1773.) 

Wiener  suauwim*.  Studien.  IV.  Hd , 2.  Heft.  1!> 
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die  Staatssteuer  aber  diesen  unrechtmäßigen  Bezug  sanktionieren 
würde.  Doch  fanden  diese  Grundsätze  nicht  die  Billigung  der 
Kaiserin.  Mit  Patent  vom  25.  Februar  1774  wurde  die  Dominikai- 
steuer ausgeschrieben;  sie  betrug  12°  0 vom  Reinerträge  aller 
DominikaleinkUnfte 1).  Die  Untertanen  wurden  vorläufig  mit 
einem  Viertel  der  Naturallieferungen  besteuert.  Die  restlichen 
drei  Viertel  wurden  ihnen  vergütet.  Im  Jahre  1775  wurden  die 
Naturallieferungen  abgeschafft,  und  an  ihre  Stelle  trat  beim 
untertänigen  Besitz  die  Rustikalsteuer,  die  auf  Grund  der  Militär- 
konskriptionstabellen  eingehoben  wurde.  Diese  Tabellen  waren 
im  Jahre  1773  gelegentlich  der  Konskription  von  den  Kommis- 
sionen nach  den  Angaben  der  Untertanen  oder  nach  dem  Augen- 
maße zusammengestellt  worden  und  enthielten  Angabon  über 
die  Aussaat  und  den  Wieswachs  der  Untertanen.  Der  Korzec 
Aussat  wurde  nach  Abschlag  eines  Dritteils  auf  Brachfelder 
mit  20  Kreuzer  besteuert.  Für  eine  Fuhre  Heu  wurde  ein 
Steuerbetrag  von  3 Kreuzern  bestimmt.  Danach  wurde  der  auf 
eine  ganze  Gemeinde  entfallende  Steuerbetrag  ermittelt  und 
der  Grundobrigkeit  bekannt  gegeben.  Diese  besorgte  die  Sub- 
repartition  unter  die  einzelnen  Wirte  im  Einvernehmen  mit 
Vertrauensmännern  der  Gemeinde  und  hob  auch  die  Steuer  ein. 
Ganz  besonders  wurde  den  Obrigkeiten  ans  Herz  gelegt,  „bei 
der  Einhebung  der  Steuer  mit  Milde  vorzugehen,  und  die 
Unterthanen  mit  unbilligen,  ungewöhnlichen  und  von  unmensch- 
lichen Beamten  ersonnenen  neuen  Executionen  gänzlich  zu  ver- 
schonen; und  sie  durch  obrigkeitliche  Hilfe  und  Nachsicht 
in  contributionsfähigem  Zustande  zu  erhalten“ 2 3). 

Nebst  der  Grundsteuer  hatten  die  Untertanen  auch  noch 
eine  Haussteuer,  den  Militärbequartierungsbeitrag,  zu  entrichten. 
Die  Umlegung  desselben  erfolgt  derart,  daß  alle  Häuser  mit 
Rücksicht  auf  Lokalverhältnisse,  Bau-  und  Benutzungsarten  in 
acht  Klassen  eingeteilt  wurden.  Die  Häuser  der  Bauern  wurden 
hierbei  durchaus  in  die  drei  letzten  Klassen  eingereiht,  die  mit 
50,  28  und  14  Kreuzer  besteuert  wurden8). 

Die  zahlreichen  Mängel,  die  diesem  Steuersystem  anhafteten, 
nötigten  bald  die  Regierung,  sich  mit  der  Frage  der  Steuer- 

1)  Piller'sche  Gesetzsammlung  XIV.  Vergl.  Linden  a.  a.  0. 
I.  Bd.  S.  54. 

2)  Patent  vom  18.  April  1775.  (Pillcr’sche  Gesetzsammlung  V.) 
Linden  a.  a.  (>.  I.  Bd.  S.  54. 

3)  L i n d e n a.  a.  0.  I.  Bd.  S.  57  f. 
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regulierung  zu  befassen.  Allein  trotzdem  alle  maßgebenden  Fac- 
toren  von  der  Unzulänglichkeit  des  eingefübrten  Systems  über- 
zeugt waren,  wußte  man  doch  nichts  Besseres  an  seine  Stelle  zu 
setzen.  Es  wurden  daher  nur  einige  vorläufige  Verfügungen  ge- 
troffen, um  die  Ungleichheit  in  der  Belegung  möglichst  zu  ver- 
mindern. Im  übrigen  wurde  jedoch  beschlossen,  bis  zur  Einführung 
des  Urbariums  zu  warten1). 

Ganz  besonders  wichtig  für  die  Untertansverfassung  war  die 
Organisierung  der  neuen  Gerichtsbehörden.  In  vorösterreichischer 
Zeit  stand  der  Bauer,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  unter  der  aus- 
schließlichen Gerichtsbarkeit  seines  Herrn.  Er  besaß  weder  die 
aktive,  noch  die  passive  Prozeßfähigkeit.  Das  wird  nun  anders. 
Das  liecht,  über  Leben  und  Tod  der  Untertanen  zu  entscheiden, 
wird  den  Gutsherren  entzogen.  Kein  Todesurteil,  erklärt  Graf 
Pergen  am  20.  Oktober  1772  auf  Grund  einer  ihm  von  Wien 
zugekommenen  Instruktion,  darf  ohne  Bestätigung  der  Kaiserin 
vollzogen  werden2).  Auch  «las  Hecht,  gegen  den  Gutsherrn 
Klage  zu  führen,  wird  dem  Untertan  verliehen.  Nach  dem 
Muster  des  böhmischen  Verfahrens  in  Untertansprägravations- 
sachen  wird  der  Instanzenzug  für  solche  Fälle  auch  in  Galizien 
geregelt.  Der  Unt«‘rtan  hatte  jede  Klage  zuerst  b«*i  der  Grund- 
obrigkeit einzubringen.  Als  zweite  Instanz  sollte  das  Kreisamt 
gelten.  Für  alle  in  das  „Contributionah,u  einschlagenden 
Beschwerden  war  das  Gubernium  dritte  und  die  galizische  Ilof- 
kanzlei  vierte  Instanz.  Für  die  das  „Contributionale“  nicht 
betretenden  Klagen  der  Untertanen  war  der  consessus  in  causis 
summi  principis  dritte  und  «lie  oberste  Justizstelle  in  Wien  vierte 
Instanz.  Bei  Streitigkeiten  d«'r  Untertanen  unt«*reinander  ent- 
schied d»‘r  consessus  in  letzter  Instanz,  ebenso,  wenn  Untertanen 
ihre  Obrigkeiten  wegen  Bochtsverweigerung  belangten,  in  welch 
letzterem  Falle  dem  consessus  Zwangsmittel  ztigeboto  standim. 
Bei  Streitigkeiten  zwischen  Untertanen  und  dritten  Personen 
sollte  der  Satz  gelten:  actor  sequitur  forum  rei8). 

Diese  Verordnungen  <*ntsprangen  keineswegs  ein<im  ziel- 
bewußten Eingreifen  der  Regierung  in  die  galizischcn  Verhält- 

*)  Kino  Darstellung  des  galizischcn  Stctierwcsens  im  ersten  Jahr- 
zehnt der  österreichischen  Herrschaft  gibt  der  Hofkanzleivortrag  vom 
21.  August  1783. 

2)  \V  a w c 1-Lo  u i s,  Poczatkowc  sadownietwo  austryackie  w Galicyi 
(1772—1781)  wo  Lwowie  1897.  S.  10,  148  f. 

8)  Patent  vom  18.  März  1775.  (Piller’sche  Gesetzsammlung  IV.) 

19* 
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nisse.  Es  war  das  vielmehr  eine  einfache  Übertragung  der  in 
don  anderen  österreichischen  Provinzen  geltenden  Untertans- 
verfassung auf  Galizien,  in  der  stillschweigenden  Voraussetzung, 
daß  die  Verhältnisse  hier  wie  dort  die  gleichen  seien,  wie  denn 
auch  in  den  Akten  der  Gedanke  immer  wiederkehrt,  „dass  Herr 
und  Bauer  sich  in  Galizien  ebenso  gegeneinander  verhalten  wie 
in  Böhmen  und  Mähren“.  Das  war  aber  nicht  der  Fall.  Jeden- 
falls hatte  aber  die  „Adaptierung“  des  österreichischen  Ver- 
fahrens in  Untertanssachen  für  Galizien  die  außerordentlich 
wichtige  Folge,  daß  durch  sie  — vorläufig  wenigstens  tat- 
sächlich — die  Leibeigenschaft  in  Galizien  aufgehoben 
und  durch  die  Erbuntertänigkeit  der  Sudetenländer  ersetzt 
wurde.  Daß  diese  angeführten  Normen  auch  sofort  in  Kraft  traten, 
beweisen  die  zahlreichen  Beschwerden  der  Untertanen,  die  schon 
in  den  nächsten  Jahren  bei  den  Kreisämtern,  bei  dem  Landes- 
gubernium,  bei  den  Hofstellen  und  beim  Kaiser  selbst  einliefen. 

Daneben  aber  beginnt  der  Staat  auch  planmäßig  die 
Untertansverhältnisse  zu  beeinflussen;  nur  hat  dieses  Vorgehen, 
solange  Maria  Theresia  lebt,  wenig  Erfolg. 


§ 2.  Anfänge  des  ländlichen  Arbeiterschutzes. 

Bei  den  volkswirtschaftlichen  Anschauungen,  die  in  der 
zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  in  Österreich  herrschten, 
war  es  kein  Wunder,  daß  die  nach  Galizien  entsendeten  Beamten 
ihr  Augenmerk  bald  auf  die  schlechte  Lago  des  Bauernstandes 
lenkten.  Graf  Pergen  fragte  sofort  nach  seiner  Designierung  zum 
Gouverneur  in  Wien  an,  ob  die  Leibeigenschaft  aufzuheben  sei, 
und  mithin  das  neue  Urbarialregulativ  nach  diesem  Gesichts- 
punkte ausgearbeitet  werden  solle.  Fürst  Kaunitz  antwortete,  es 
sei  allerdings  wünschenswert,  die  Leibeigenschaft  aufzuheben,  docli 
werde  dies  noch  viel  Zeit  zur  Vorbereitung  erfordern.  Es  möge 
daher  zunächst  so  rasch  als  möglich  ein  Urbarialregulativ  erlassen 
werden.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  dem  Grafen  Pergen  die  in 
Ungarn  und  Schlesien  eingeführten  Urbarialprinzipien  mitgeteilt1). 

Der  galizische  Adel  sah  den  Reformabsichten  der  Regierung 
mit  großem  Mißtrauen  entgegen.  Zwei  Lemberger  Notare, 
Liemblico  und  Wiesiofowski,  überreichten  gegen  Ende  des 

l)  Staatskanzleivorträge  vom  30.  August  und  17.  September  1772. 
Vergl.  Arneth,  Geschichte  Maria  Theresias.  Wien  1803/79.  X.  Bd. 
S.  78  ff. 
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Jahres  1772  dem  Gouverneur  Denkschriften,  in  denen  sie  gegen 
die  geplanten  Reformen  Stellung  nahmen.  Während  die  eine 
Denkschrift  vermittelnde  Vorschläge  macht,  der  Verminderung 
der  Untertanslasten  und  der  Einrichtung  eines  Urbariums  nicht 
abgeneigt  ist1)  und  den  Untertanen  das  Nutzungseigentum  an 
ihren  Gründen  einräumen  will,  wendet  sich  die  zweite  schroff 
gegen  jede  Reform.  Es  sei  ungerecht,  den  galizischen  Adel  zu 
besteuern,  denn  seit  altersher  sei  diese  Klasse  von  allen  Steuern 
befreit  gewesen  und  hätte  mit  ihrem  Herzblute  dem  Vaterlande 
gedient.  Der  Gouverneur  möge  Auskünfte  über  die  Zustände  des 
Landes  nicht  aus  den  Werken  ausländischer  Historiker,  Geo- 
graphen und  Staatsschriftsteller  holen,  denn  diese  alle  stellten 
die  Untertänigkeitverhältnisse  unrichtig  dar,  teils  aus  Unkenntnis 
der  Wahrheit,  teils  aus  böser  Absicht.  Das  Los  des  galizischen 
Bauern  sei  immer  ein  glückliches  gewesen,  wie  schon  die  Tat- 
sache beweise,  daß  wohl  Landleute  aus  aller  Herren  Länder 
nach  Polen,  niemals  aber  polnische  Untertanen  ins  Ausland 
geflüchtet  seien.  Daß  das  letzte  nicht  ganz  richtig  war,  haben 
wir  oben  dargeiegt.  Auch  gelegentlich  der  Huldigung  der 
galizischen  Stände  versäumte  es  der  Adel  nicht,  durch  das 
Gubernium  der  Kaiserin  eine  Vorstellung  zukommen  zu  lassen, 
die  in  der  Bitte  gipfelte:  die  Robot  möge  auf  dem  alten  Fuße 
belassen  werden.  Solle  aber  durchaus  ein  neues  Urbarium  an- 
gelegt werden,  dann  möge  dies  unter  Zuziehung  von  verstän- 
digen Ökonomen  in  der  Weise  geschehen,  daß  die  Gutsbesitzer 
der  Nutzung  ihrer  Gründe  nicht  beraubt  würden2). 

In  Wien  ließ  man  sich  jedoch  dadurch  nicht  irre  machen. 
Die  Berichte,  die  aus  Galizien  einliefen,  schilderten  die  traurige 
Lage  des  Bauernstandes  in  den  schwärzesten  Farben:  „Der 
Bauer,  ein  geborener  Sclave  seines  Herrn  und  zugleich  ein  Sclave 
des  von  seinem  Herrn  bestellten  Pachters  (der  entweder  ein 
kleiner  Edelmann  oder  ein  Jud  ist)  hat  nichts  Eigenes,  auch 
nicht  einmal  seine  Person,  mit  welcher  der  Herr  nach  Gut- 
befinden  disponirt,  so  dass  sogar  ein  Homieidium  dolosum  des 
Unterthans  meistentheils  impune  ausgeübt,  oder  wenn  ja  noch 
eine  Gerechtigkeit  stattfindet,  mit  30  Mark  bestraft  wird.“  Zu- 
dem hatte  Kaiser  Josef  selbst  während  seines  Aufenthaltes  in 
Galizien  (1773)  sich  von  der  Notwendigkeit  einer  umfassenden 

1)  rut  suos  laborcs  et  dationes  non  ab  arbitrio  sui  domini,  sed  a 
lege  publica  dependere  sentiant.u 

2)  Vortrag  der  galizischen  Hofdeputation  vom  22.  Februar  1774. 
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Agrarreform  in  dieser  Provinz  überzeugt l).  Auf  seine  Veranlassung 
geschah  es,  daß  im  Jahre  1774  Johann  Christoph  von  Koranda, 
der  sich  bereits  in  Böhmen  bewährt  hatte,  als  Gubernialrat  nach 
Lemberg  berufen  und  an  die  Spitze  des  Departements  für  Steuer- 
wesen und  Untertansbedrückungen  gestellt  wurde2).  Der  Kaiser, 
der  Bchon  damals,  obzwar  er  in  den  Erblanden  nur  Mitregent 
war,  hervorragenden  Anteil  an  allen  in  das  Untertansfach  ein- 
schlagenden Gesetzen  nahm,  wünschte  die  „Adaptierung“  des 
ungarischen  Urbarialreglements  für  Galizion.  Bis  jedoch  diese  lang- 
wierige Reform  durchgeführt  werde,  möge,  um  wenigstens  den  am 
häufigsten  vorkommenden  Untertansbedrückungen  entgegenzu- 
treten, ein  provisorisches  Patent  erlassen  werden,  das  die  nach  der 
Meinung  des  Kaisers  schwersten  Mißbräuche  abstollen  sollte3)- 

Koranda  erachtete  es  für  zweckmäßiger,  das  Ober- 
schlesische Urbarialregulativ  in  Galizien  einzuführen.  In  treff- 
licher Weise  gibt  er  in  seinem  Referate  einen  Überblick  der 
Entwicklung  der  bäuerlichen  Verhältnisse  in  Polen.  „Wenn  die 
Königreiche  Galizien  und  Lodomerien  noch  in  ihrer  alten  guten 
Verfassung,  wie  vor  Zeiten,  da  die  Könige  noch  größere  und 
freiere  Macht  hatten,  bestünden,  so  würde  man  für  die  hiesigen 
Unterthanon  keino  Urbarialeinrichtung  brauchen.“  Doch  fürchte 
er,  die  Anlegung  des  Urbariums  würde  ein  Werk  von  etlichen 
Jahren  sein.  Eine  besondere  Behörde  müsse  errichtet  werden, 
um  diese  für  das  künftige  Schicksal  des  Landes  so  überaus 
wichtige  Operation  erfolgreich  durchzuführen.  Auch  müßten  die 
Absichten  des  Kaisers  insofern  erweitert  werden,  als  in  das 
Patent  auch  eine  die  Auxiliardienste  betreffende  Bestimmung 
aufzunehmen  sei.  Denn  diese  Dienste,  die  auf  den  Kameral- 
herrschaften  bereits  unter  dem  18.  Mai  1774  abgestellt  worden 
waren,  seien  besonders  auf  den  kleineren  Gütern  sehr  drückend4). 

*)  Am  1.  August  1773  schrieb  der  Kaiser  aus  Lemberg  au  seine 
Mutter:  „le  paysan  est  un  malheureux.  qui  n’a  rien  que  la  figure 

huniaine  et  la  vie  physique.“  Vergl.  Arncth,  Maria  Theresia  und 
Josef  TT.  TT.  Bd.  S.  14. 

2)  Koranda  stammte  aus  einer  bürgerlichen  Familie  und  war  für 
dem  Staate  geleistete  Dienste  in  den  Adelsstand  erhoben  worden.  Kr 
hatte  seine  lleamtenlaufbahn  in  Hühinen  begonnen,  wo  er  seit  1747 
stets  mit  wichtigen  Arbeiten  im  Steuer-  und  Untertansfache  betraut 
worden  war.  Vergl.  Kratter,  Briefe  über  den  itzigen  Zustand  von  Gali- 
zicn.  lx*ipzig  1781).  I.  Bd.  8.  205 — 209.  — Staatsareh.  ex  1780  Nr.  1474. 

3)  Hofkanzleidekret  an  das  galizische  Gubornium  vom  7.  Sept.  1774. 

4)  Gubernialbericht  vom  15.  November  1774. 
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Über  diese  Vorschläge  entschied  die  Kaiserin  am  16.  De- 
zember 1774,  es  sei  auf  den  Kameralherrschaften  eine 
genaue  Untersuchung  über  die  Lage  der  Untertanen  zu 
pflegen,  um  für  die  künftige  Urbarialregulierung  eine  feste 
Grundlage  zu  schaffen.  Dem  vierten  Punkte  dos  Patentes,  der 
das  Verbot  der  Untertansmißhandlungen  enthalten  sollte,  sei 
eine  strenge  Strafsanktion  beizufügen.  Doch  ließ  die  Kaiserin 
auf  Vorstellungen  des  Staatsrates  hin  diese  Absicht  später  fallen. 
Vor  der  Herausgabe  des  Patentes  wurde  noch  eine  Umfrage 
bei  allen  Kreis-  und  Distriktsämtern  gehalten,  ob  die  geplante 
Beschränkung  der  weiten  Fuhren  nicht  einen  schädlichen  Ein- 
fluß auf  den  Getreidehandel  haben  werde.  Als  dies  verneint 
wurde,  erhielt  das  Patent  die  kaiserliche  Genehmigung  und 
wurde  am  3.  Juni  1775  kundgemacht1).  Sein  Inhalt  war  in 
kurzem  folgender: 

1.  Die  Abdrückung  untertäniger  Feilschaften  und  die  Auf- 
dringling obrigkeitlicher  Feilschaftim,  insbesondere  aber  die  Ver- 
pflichtung der  Untertanen,  ein  von  dem  jüdischen  Pächter  will- 
kürlich bestimmtes  Quantum  Branntwein  abzunehmen,  sind 
fortan  aufgehoben  (§  1 — 3). 

2.  Den  Obrigkeiten  ist  es  nicht  gestattet,  die  Untertanen 
mit  Geldstrafen  zu  belegen.  Vielmehr  sind  Ausschreitungen  der 
Untertanen  nur  mit  körperlicher  Züchtigung  zu  ahnden.  Um 
jedoch  allzu  harte  Bestrafungen  zu  verhindern,  und  um  Eigen- 
mächtigkeiten der  Unterbeamten  vorzubeugen,  darf  die  Leibes- 
strafe an  Untertanen  nur  in  Gegenwart  des  auf  der  Herrschaft 
befindlichen  Oberbeamten  vollzogen  werden.  Gegen  rohes  Vor- 
gehen der  Beamten  oder  Pächter  auf  jenen  kleineren  Gütern, 
die  nur  von  einem  Beamten,  beziehungsweise  Pächter,  verwaltet 
werden,  darf  der  betroffene  Untertan  beim  zuständigen  Kreis- 
odor Distriktsainte  Beschwerde  erheben,  das  den  Fall  schleunigst 
untersuchen,  Abhilfe  schaffen,  und  schließlich  an  das  Guberniuin 
über  die  Sache  berichten  soll  (§§  4 und  9). 

3.  Der  dem  Vernehmen  nach  bestehende  Mißbrauch,  daß 


*)  Pillcr’sche  Gesetzsammlung  X.  — Die  einleitenden  Worte 
des  Patentes  waren  ursprünglich  sehr  scharf;  die  galizische  Hofkanzlei 
verwarf  jedoch  „die  haltscheinenden  Ausdrücke“.  — Hofkanzleidekret 
vom  1.  Februar  1775,  Berichte  der  galizischen  Kreisämter;  Gubemial- 
bericht  vom  1.  April  1 775;  Hofkanzleivortrag  vom  20.  April  1775. 
Dazu  Staatsarch.  Nr.  1108. 
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die  Gutsbeamten  bei  Exekutionen  die  Gebühren  doppelt  erheben, 
wird  abgestellt  (§  5). 

4.  An  Sonn-  und  Feiertagen  dürfen  die  Untertanen  nur 
zu  jenen  Arbeiten  verhalten  werden,  die  auch  Hausbediensteto 
an  diesen  Tagen  zu  verrichten  pflegen.  Auch  das  bei  Juden 
dienende  christliche  Gesinde  soll  an  solchen  Tagen  zu  keiner 
der  Religion  zuwiderlaufenden  Arbeit  gezwungen  werden  (§  6 
und  § 7). 

5.  Wird  dem  Untertan  von  der  Obrigkeit  eine  weite  Fuhre 
aufgetrageo,  so  müssen  ihm  die  Verpflegskosten  für  die  Dauer 
seines  Ausbleibens  von  der  Obrigkeit  ersetzt  werden.  Die  weiten 
Fuhren  sind  von  der  Robotpflicht  abzurechnen.  Ihr  Ausmaß  wird 
genau  festgesetzt  und  wird  den  Obrigkeiten  aufgetragen,  diese 
Schuldigkeit  nicht  zur  Zeit  der  dringenden  Feldarbeiten  ab- 
zufordern (§  8). 

6.  Außer  jener  Robot,  die  „in  alten  authentischen  Inven- 
tarien“  verzeichnet  ist,  darf  von  den  Untertanen  keine  Arbeits- 
leistung gefordert  werden.  Auch  darf  kein  Untertan  wider  seinen 
Willen  zur  Reluierung  der  Robot  gezwungen  werden  (§  10). 

Zum  Schlüsse  stellt  das  Patent  eine  Urbarialeinrichtung 
in  Aussicht,  bei  der  alle  Beschwerden  der  Untertanen  untersucht 
werden  sollen.  Die  Obrigkoiten  aber  werden  aufgefordert,  bis 
dahin  „ihre  Unterthanen  über  die  althergebrachten  und  in  authen- 
tischen Inventarien  gegründeten  Robots-  und  anderen  Schuldig- 
keiten mit  keinen  Neuerungen  zu  bobürden,  noch  weniger  aber 
durch  ihre  obrigkeitlichen  Beamten  und  Pächter  bedrücken  und 
aussaugen  zu  lassen,  sondern  die  so  gemeinnützige  als  für  jedermann 
unentbehrlich«;  Klasse  von  Bauersleuten  billigmäßig,  väterlich 
und  menschenfreundlich  zu  behandeln“. 

Wie  man  sieht,  begnügt  sich  das  Patent  vom  3.  Juni  1775 
damit,  vorkommende  Mißbräuche  abzustellen  und  Bestimmungen 
über  die  Art  der  Robotleistung  zu  treffen;  die  Absicht,  Rechte 
der  Gutsherren  anzutasten,  liegt  ihm  fern.  Nur  die  Ausübung 
dieser  Rechte  wird  geregolt.  Die  Untertansschuldigkeiton  werden 
nicht  vermindert,  doch  soll  auch  verhindert  werden,  daß  die 
Gutsherren  sie  erhöhen.  Der  geltende  Rechtszustand  soll  gegen 
beide  Parteien  geschützt  werden.  Was  ist  aber  geltendes  Recht? 
Das  Patent  spricht  von  althergebrachten  und  authentischen  In- 
ventaren.  Solche  bestanden  aber  nur  auf  jenen  königlichen 
Gütern,  dio  von  der  österreichischen  Regierung  an  Private  ver- 
kauft worden  waren.  Bei  der  Übergabe  an  don  neuen  Besitzer 
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wurde  ein  sorgfältig  verfaßtes  Inventar  sämtlichen  Dorfunter- 
tanen vorgelesen  und,  im  Falle  sich  kein  Widerspruch  erhob, 
bestätigt.  Den  alten  Inventaren  auf  den  Privatgütern,  die  durch 
den  einseitigen  Willen  des  Herrn  entstanden,  geändert  oder 
aufgehoben  wurden,  durfte  man  hingegen  keinen  allzugroßen 
Wert  beimessen.  Die  Lustrationen  der  königlichen  Güter  hin- 
wiederum enthielten  nur  einen  generellen  Ausweis  der  Unter- 
tansschuldigkeiten; über  die  Verpflichtungen  des  einzelnen 
Wirtes  gaben  sie  keinen  Aufschluß.  Zu  diesen  älteren  Urkunden 
waren  unter  österreichischer  Herrschaft  noch  neue  hinzuge- 
kommen: die  Spezial-Dominikal-Fassionen.  Die  verschiedenen 
Dokumente  widersprachen  einander.  Welchen  von  ihnen  ge- 
bührte der  Vorrang?  Das  mußte  entschieden  werden,  sollte 
der  § 10  des  Patentes  nicht  illusorisch  werden.  Die  Kaiserin 
erteilte  also  dem  Gubernium  den  Auftrag,  einen  Vorschlag  zur 
provisorischen  Regelung  der  Urbarial Verhältnisse  zu  machen. 
Als  der  Patents-Entwurf  in  Wien  eintraf,  war  Maria  Theresia 
bereits  tot  und  Kaiser  Josef  II.  Unterzeichnete  das  Patent,  das 
am  5.  Januar  1781  kundgemacht  wurde l).  Danach  sollten  auf 
den  Privatgütem  die  Untertansschuldigkeiten  nach  den  alten 
Grundinventaren  und  nach  den  Dominikal-Spezial-Fassionen  be- 
urteilt werden.  Bestreiten  die  Untertanen  eine  obrigkeitliche 
Forderung,  so  ist  zu  untersuchen,  ob  die  fragliche  Schuldigkeit 
in  den  Dominikalfassionen  unter  den  spezifizierten  Proventen 
ausgewiesen  erscheint.  Ist  das  nicht  der  Fall,  dann  sind  die 
Übergriffe  des  Dominiums  zurückzuweisen.  Sind  jedoch  die 
betreffenden  Schuldigkeiten  fatiert  und  können  die  Untertanen 
die  Unrechtmäßigkeit  der  Forderung  mit  einem  glaubwürdigen 
Dokument  beweisen,  dann  sind  sowohl  die  Untertanen  auf  ihre 
hergebrachte  Schuldigkeit  zurückzusetzen,  als  auch  den  Obrig- 
keiten die  entsprechenden  Nachlässe  der  Dominikalkontributiou 
zu  gewähren.  Auf  den  königlichen  Gütern  haben  in  der  Regel 
die  G rundin ventare  und  nicht  die  Lustrationen  zur  Entscheidung 
herangezogen  zu  werden.  Wenn  aber  eine  Untertansabgabe 
gefordert  würde,  die  zwar  in  dem  Grundinventar  spezifiziert, 
in  der  Lustration  aber  überhaupt  nicht  vermerkt  wäre,  dann  ist 
diese  Abgabe  abzustellen. 

x)  Pille  r's  che  Gesetzsammlung  I.  Hofkanzleidekret  vom 
2.  September,  Gubernialbericht  vom  27.  Oktober,  Hofkanzleivortrag 
vom  7.  Dezember  1780.  Dazu  Staatsareb.  (Nr. : 2070.) 
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Zweites  Kapitel. 

Die  josefinischen  Reformen. 

§ 1.  Die  Aufhebung*  der  Leibeigenschaft. 

Durch  die  Anwendung  der  österreichischen  Gesetze  in 
Galizion  war  die  Leibeigenschaft  aufgehoben  und  durch  die  Erb- 
untertänigkeit ersetzt  worden.  Die  rechtliche  — nicht  aber  die 
wirtschaftliche  — Stellung  der  Hauern  war  infolgedessen  in 
Galizien  derjenigen  in  Böhmen  und  Mähren  angenähert. 

Seit  dem  Anfänge  der  70-er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts 
war  das  Institut  der  Erbuntertänigkeit  in  Österreich  heftigen 
Angriffen  ausgesetzt.  Als  wirksames  Mittel  im  Kampfe  gegen 
die  alte  Ordnung  erwies  es  sich,  daß  statt  der  bis  dahin  ge- 
bräuchlichen Bezeichnung  „Untertänigkeit“  von  der  Reform- 
partei  das  verhaßte  Wort  „Leibeigenschaft“  angewendet  wurde. 
Zum  erstenmale  tauchte  es  im  Jahre  17(59  in  einem  Gutachten 
des  eigentlichen  Urhebers  und  Leiters  der  schlesischen  Urbarial- 
regulierung,  des  Herrn  von  Blanc,  auf1). 

Schon  Maria  Theresia  war  mit  dem  Gedanken  umgegangen, 
die  Leibeigenschaft  aufzuhoben,  aber  erst  Josef  II.  brachte  ihn 
zur  Ausführung.  Ohne  sich  um  die  Vorstellungen  der  Herr- 
schaften zu  kümmern,  erließ  er  am  1.  November  1781  das  so- 
genannte „Leibeigenschaftsaufhebungspatent“,  durch  welches  -- 
vorläufig  nur  in  Böhmen,  Mähren  und  Schlesien  — die  Erb- 
untertänigkeit aufgehoben  wurde  *).  An  demselben  Tage  erschien 
ein  zweites  Patent,  das  die  Einkaufung  der  untertänigen  Gründe 
erleichtern  sollte. 

Daß  diese  Maßnahmen  nicht  ohne  Rückwirkung  auch  auf 
die  Verhältnisse  in  Galizien  bleiben  würden,  war  leicht  voraus- 
zusehen. Tatsächlich  hatte  denn  auch  die  Hofkanzlei  bereits  im 

l)  Vgl.  Grünberg,  Bauernbefreiung,  I.  Rd.  S.  87 — 04,  272. 
II.  S.  105;  derselbe  Art.  Unfreiheit  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften. II.  Autl. 

*)  Grünberg,  Bauernbefreiung,  I.  Rd.  S.  272 — 290. 
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Vortrage  vom  5.  Oktober  1781  über  die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft und  die  EigentumseinrUumung  in  den  böhmischen 
Ländern  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Leibeigenschaft 
auch  in  Galizien  bestehe  und  mit  Rücksicht  auf  die  vom  Kaiser 
ausgesprochene  Absicht,  die  Leibeigenschaft  ganz  allgemein  und 
überall  aufzuheben,  die  Einvernehmung  des  galizischen  Landes- 
gubemiums  über  die  Modalitäten,  wie  diese  Absicht  durchzu- 
führen sei,  beantragt. 

Der  Kaiser  hatte  diesen  Vorschlag  genehmigt,  und  bereits 
am  27.  Dezember  erstattete  das  Gubernium  den  gewünschten 
Bericht.  Der  Gubernialreferent  Koranda  war  durchaus  kein 
unbedingter  Anhänger  der  sofortigen  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft. Zwar  fand  er  die  zur  Begutachtung  übersendeten  Pa- 
tente vom  1.  November  1781  „durchaus  anwendbar,  notwendig 
und  nützlich“,  machte  jedoch,  gerade  im  Interesse  (Jer  Landes- 
kultur, den  Vorschlag,  es  möge,  um  den  indolenten  Bauern 
das  Eigentum  „anziehend  und  reizbar“  zu  machen,  die  Leib- 
eigensehaftsaufliebung  vorläufig  nur  für  die  bereits  eingekauften 
Untertanen  sofort,  für  die  Uneingekauften  aber  erst  nach  Maß- 
gabe ihrer  Einkaufung  stattfinden,  die  im  Wege  gütlicher  Ab- 
findung in  Betreff  des  Kaufschillings  und  „leidentlicher“  Fristen- 
zahlungen an  den  Grundherrn  vor  sich  gehen  sollte  ‘). 

l)  Koranda  schildert  in  seinem  Referate  (unter  dem  27.  De- 
zember 1781  nach  Wien  übersendet)  die  Verhältnisse  der  Bauern 
folgendermaßen : „Die  1-ieibeigenschaft,  welche  im  Königreich  Böhmen 

und  Mähren  unter  dem  Wort  Czlowioczonstwo  von  uralten  Zeiten 
eingeführt  und  üblich  war,  ist  auch  in  der  Republik  Polen  und  in  den 
revindicirten  Königreichen  Galizien  und  Lodomerien  unter  dem  Namen 
Mancipiu  m,  Plebeius,  et  s u b d i t u s gl  e b ao  a d s c r i p t u s bekannt“. 
Nachdem  er  hierauf  nach  den  Volumina  legum  und  nach  Zalaszowski, 
Jus  regni  Poloniae,  die  von  den  Bauern  handelnden  Gesetze  angeführt 
hat,  fährt  er  fort:  „Hieraus  erhellet  nun  ganz  deutlich,  dass  nach  den 
polnisch  -n  Reichsconstitutionen  die  leibeigenen  Unterthaneu  als  mancipia 
wie  das  Vieh  gcschätzct,  und  wenn  der  Unterthan  von  einem  anderen 
Edelmann  todtgeschlagen  worden,  die  Hälfte  der  Capitaltaxe  dem  Grund- 
herrn anheimgefallen;  falls  er  aber  von  seinem  eigenen  Grundherrn 
quocunque  modo  gemisshaydelt  oder  auch  todtgeschlagen  worden,  war 
derselbe  keiner  Strafe  unterworfen.  Dieser  tyrannische  Geist  herrschet 
auch  heutiges  Tags  in  den  Gemüthern  der  Nationaledelleuten,  ebendaher 
rühren  die  bisher  häufig  vorgekommenen  Unterthansprägravationsklagen, 
und  die  Grundherren  glauben  noch  immer,  dass  hei  deren  Beschränkung 
und  Abstellung  ihrer  obrigkeitlichen  Bercchtsamkeit  ein  gewaltiger  Ein- 
griff und  Unrecht  geschehe.  Es  war  also  höchst  billig  und  nothwendig, 
dass  alle  diese  der  Menschlichkeit  zuwiderluufende  Excesscn  und  Miss- 
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Dem  Gubernium,  an  dessen  Spitze  in  Abwesenheit  des 
Gouverneurs  Graf  Ludwig  von  Dietrichstein  stand,  war  auch  dies 
noch  nicht  genug.  Es  wollte  vielmehr  mit  der  von  Wien  aus 
gewünschten  Reform  noch  gewartet  wissen,  „bis  diese  König- 
reiche in  eine  stabile  Einrichtung  gebracht,  die  Stünde  errichtet, 
hauptsächlich  aber  im  Lande  das  Urbarium  eingeführt,  die 
Schuldigkeiten  zwischen  Herr  und  Unterthan  näher  und  ver- 
lässlich bestimmt,  und  endlich  von  Seite  der  Grundherren  eine 
förmliche  Amtsverwaltung,  wie  in  anderen  k.  k.  Erblanden, 
getroffen,  und  ordentliche  Grundbücher  verlegt  seyn  werden.“ 
Sonst  sei  eine  vollständige  Zerrüttung  des  Untertansverban- 
des zu  befürchten.  Denn  es  sei  vorauszusehen,  daß  der 
Untertan  die  Leibeigenschaftsaufhebung  mißdeuten,  sie  für  volle 
Freiheit  nehmen,  seine  Schuldigkeiten  den  Obrigkeiten  ver- 
weigern, „die  ihm  vorgesehene  Überziehung  von  einer  Herrschaft 
zur  anderen  bey  dem  mindesten  Unfall  missbrauchen,  und  der 
sonst  gewohnte  Hang  zur  Emigration  sich  in  eine  schwärmerische 
Übersiedlung  im  Lande  von  einem  Eck  zum  anderen  um- 
wandeln werde.“ 

Der  Kaiser  ließ  sich  jedoch  dadurch  nicht  beirren.  Er 
entschied  vielmehr  unter  dem  5.  Februar  1782:  „Es  kommt 
nicht  darauf  an,  die  für  Böheim  erlassenen  Anordnungen  in 
Betreff  des  Eigentlmms  und  der  Leibeigenschaft  gleich  von  nun 
an,  ihrem  ganzen  Inhalte  nach,  auch  in  Galizien  in  die  Aus- 
übung zu  bringen,  wohl  aber  ist  ohne  Vorschub  höchst  noth- 
wendig,  dass  die  Knechtschaft  in  Ansehung  ihrer  bisherigen 
persönlichen  Wirkungen,  die  die  Menschheit  ab  würdigen,  ohne 
weiters  aufgehoben,  und  jedem  Unterthan  auch  an  einem 
anderen  Ort  außer  seinom  Dominio  seine  Nahrung  zu  suchen, 
so  w'ie  in  Böhmen  eingeraumet  werde.  In  welchem  Sinne  also 
das  Patent  für  Galizien,  soviel  es  die  Leibeigenschaft  betrifft,  zu 
entwerfen  ist.“ 

Immerhin  aber  sollten  doch  wenigstens  hierbei  die  in 
Böhmen  gemachten  Erfahrungen  benützt  werden.  Dort  hatte 
nämlich  das  Patent  vom  1.  November  1781  auf  einigen  Dominien 
zu  augenblicklichen  Unzukömmlichkeiten  geführt,  weil  das 

brauche  durch  die  zeither  erlassenen  Gcneralvcrordnungen,  und  hienach 
eingeleitete  Localuntersuchungon  ernstlich  ahgestollet,  die  künftigen 
Unterthansklagen  aber  durch  das  unterm  1.  September  anni  currentis 
allergnädigst  vorgcsciiriebeue  Normalpatont  in  eine  genaue  Ordnung  ein- 
gcleitet  worden.“  (Uber  das  Patent  vom  1.  September  1781  siehe  S.  71.) 
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Gesinde  auf  den  herrschaftlichen  Vorwerken  ohne  Kündigung 
den  Dienst  verließ  und  einfach  abzog  x). 

Ähnliches  sollte  nun  in  Galizien  vermieden  und  daher  — ■ 
wie  es  ja  auch  nachträglich  in  Böhmen  geschehen  war  — ver- 
ordnet werden,  daß  die  Dienstboten  gehalten  sein  sollten,  auch 
nach  erfolgter  Patentskundmachung  bis  zum  landesüblichen  all- 
gemeinen Austrittstermin  gegen  landesüblichen  Lohn  weiter  zu 
dienen. 

Dem  galizischen  Landeskommissär  Grafen  von  Brigido 
schien  diese  zeitliche  Hinausschiebung  der  Wirksamkeit  des 
Patentes  nicht  genügend.  Man  dürfe,  meinte  er,  die  Freizügig- 
keit nur  den  „nicht  mit  Grund  angesessenen  Unterthanen“  ein- 
räumen. Dies  in  der  Erwägung,  „dass  dermalen  die  Bauern- 
gründe meistentheils  denen  Obrigkeiten  gehören,  dass  die  Ein- 
künfte hievon  fürnähmlich  in  den  Frohndiensten  bestehen,  und 
die  übrigen  Abgaben  an  Zinsen  und  Kleinrechten  nur  ganz  un- 
bedeutend seyen,“  also  die  Gefahr  bestehe,  daß  bei  allgemeiner 
Freizügigkeit  die  Obrigkeiten  dadurch  geschädigt  würden,  „dass 
die  Gründe  oftmals  eben  zur  Zeit,  wenn  sie  bestellt  und  bear- 
beitet werden  sollten,  verlassen  werden  könnten.“1  2)  Die  An- 
nahme dieses  Antrags  hätte  die  wichtigste  Absicht  des  Gesetzes 
vereitelt.  Doch  der  Kaiser  und  die  Mehrheit  der  Hofkanzlei- 
räte lehnten  ihn  entschieden  ab.  Den  Bedenken  Brigidos  wurde 
nur  insoweit  Rechnung  getragen,  als  die  uneingekauften  Wirte 
verpflichtet  wurden,  vor  dem  Abzug  einen  tauglichen  Ersatzmann 
zu  stellen.  Im  Falle  von  Streitigkeiten  über  die  Tauglichkeit  des 
letzteren  sollte  das  Kreisamt  entscheiden.  In  diesem  Sinne  wurde 
dann  auch  das  Leibeigenschaftsaufhebungspatent  für  Galizien 
ausgearbeitet  und  am  5.  April  1782  kundgemacht3).  Sein  Inhalt 
läßt  sich  folgendermaßen  zusammenfassen : 

1)  Grüuberg,  Bauernbefreiung,  I.  Bd.  S.  289,  II.  Bd.  S.  39f> 
bis  398. 

2)  Betreffend  den  Termin  für  den  Austritt  der  Dienstboten  bemerkte 
Brigido:  „Es  findet  sich  ein  eigentlicher  Termin  zur  Dienstwechslung 
für  das  dienende  Gesinde  in  Galizien  nicht  bestimmt.  Es  sind  jedoch 
zu  allen  Wirtschaftveränderungen,  als  da  sind  Bestand-Verlassungon, 
Bestand- Aufgebungen,  Übernahmen,  Abrechnungen  mit  Beamten  etc.  im 
flachen  Lande  die  Zeit  um  Mitfasten  oder  Ende  des  Märzens,  und  im 
Gebirg  das  St.  Georgen-Fest  oder  das  Ende  des  Aprils  allgewöhnlich  für- 
gewählt, sohin  eben  auch  zu  diesen  Zeiten  das  zur  rural  Wirtschaft  erfor- 
derliche Gesind  abgewechselt.“  (Bericht  Brigidos  vom  21.  Februar  1782.) 

3)  Piller'sche  Gesetzsammlung  VIII. 
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Die  Leibeigenschaft  ist  von  nun  an  gänzlich  aufgehoben 
und  an  ihre  Stelle  tritt  die  gemäßigte  Untertänigkeit.  Wohl 
bleiben  die  Untertanen  auch  für  die  Zukunft  den  Herrschaften 
zu  Gehorsam  verpflichtet.  Doch  dürfen  sie  fortan  sich  gegen 
bloße  Anzeige  bei  der  Obrigkeit  verehelichen,  sich  Handwerken, 
Künsten  und  Wissenschaften  widmen,  ohne  hiezu  eines  obrigkeit- 
lichen Konsenses  zu  bedürfen ; ferner  dürfen  sie  unter  Beobachtung 
dor  Vorschriften  über  das  Werbebezirkssystem  von  der  Herrschaft 
wegziehen  — eine  Bestimmung,  die  allerdings  durch  die  erwähnte, 
auch  späterhin  neuerdings  eingeschärfte1)  Verpflichtung  der 
uneingekaufton  Untertanen,  d.  h.  mit  verschwindenden  Aus- 
nahmen aller  Untertanen,  vor  dem  Abzüge  dor  Obrigkeit  einen 
tauglichen  Ersatzmann  zu  stellen,  so  gut  wie  ganz  illusorisch 
wurde.  Auch  bedürfen  die  Untertanen  zur  Übersiedlung  eines 
obrigkeitlichen  Konsenses,  der  ihnen  unentgeltlich  auszufolgen 
ist.  Dio  Zwangsgosindedionsto  werden  aufgohobon;  nur  sollten 
auch  in  Zukunft  beider  Eltern  verwaiste  Kinder  von  ihrom 
14.  Lebensjahre  an  auf  jenen  Herrschaften,  wo  dies  bisher  her- 
kömmlich gewesen,  durch  höchstens  drei  Jahre  Hofdienste  leisten. 
Bloß  transitorischen  Charakter  hatte  die  Vorschrift:  daß  das 
gerade  im  Dienst  befindliche  Gesinde  im  flachen  Lande  bis 
Mitfasten  oder  Ende  März  und  im  Gebirge  bis  St.  Georgi  oder 
Ende  April  17S3  gegen  den  landesüblichen  Lohn  weiterdienen  sollte. 

Die  Verhältnisse  des  landwirtschaftlichen  Gesindes  wurden 
durch  Patent  vom  17.  Juni  1783  geregelt“). 


§ 2.  Die  Regulierung  der  Untertansschuldigkeiten. 

Das  Patent  vom  3.  Juni  1775  hatte,  wie  wir  gesehen 
haben,  von  allem  Anfang  an  nur  provisorischen  Charakter.  Es 
sollte  den  ärgsten  Mißbräuchen  und  Untertansbedrückungen 

l)  Diese  Bestimmung  ist  durch  Kreisschreiben  vom  5.  Dezember 
1786  (Piller’sche  Gesetzsammlung  CXXVII.)  wiederholt  worden. 

“)  1 2 dieser  Dienstbotenordnung  besagt : „Die  Obrigkeiten  haheu 

aueh  jene  Eltern,  die  mehrere  zum  Dienen  taugliche  Kinder  bei  Hause 
haben,  und  die  derselben  zu  eigenen  Diensten  nicht  bedürfen,  zu  ver- 
halten. dass  sie  derlei  Kinder  in  Dienst  geben,  und  ebenso  sind  auch 
die  zum  Dienen  tauglichen  Waisen  in  Dienste  zu  bringen,  zu  welchem 
Ende  die  Dorfriehter  und  Geschworenen  jene  Hauswirte  und  lnnleute, 
die  mit  mehreren  Kindern,  als  sie  selbst  bei  Hause  brauchen,  versehen 
sind,  und  ebenso  dio  dienstfähigen  Waisen  dem  Wirtschaftsamte  anzu- 
zeigen haben.“  (P  i 1 1 e r'sc  h e Gesetzsammlung  XXVI.) 
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insolange  steuern,  bis  die  geplante  Urbarialregulierung  durch- 
geführt würde.  Den  gleichen  Zweck  verfolgte  auch  das  Patent 
vom  5.  Januar  1781,  das  dazu  bestimmt  war,  eine  provisorische 
Grundlage  für  die  Bemessung  der  Untertansschuldigkeiten  zu 
schaffen.  Denn  inzwischen  war  es  der  Regierung  klar  geworden, 
daß  die  Durchführung  der  geplanten  großen  Reform  Jahre, 
vielleicht  Jahrzehnte  beanspruchen  werde.  Doch  die  Verhält- 
nisse in  Galizien  erforderten  ein  schnelles  Eingreifen  und  so 
entschloß  man  sich  dazu,  einstweilige  Verfügungen  zu  treffen. 

Seit  Josef  II.  Alleinherrscher  war,  wurden  immer  wieder 
Verfügungen  getroffen,  um  die  Untertansschuldigkeiten  sofort 
zu  vermindern  und  Mißbräuche  abzustellen.  Die  Art  der  Robot- 
leistung wird  geregelt.  Manche  Dienste  und  Abgaben,  die 
dem  Kaiser  ungerechtfertigt  erscheinen,  werden  ohne  jede  Ent- 
schädigung der  Berechtigten  aufgehoben. 

Die  erste  derartige  Verordnung  ist  das  Hofdekret  vom 
20.  November  1781.  Die  Untertanen  der  Starostei  Marczyz 
hatten  wider  den  Nachlaß  ihres  verstorbenen  Grundherrn  eine 
Klage  eingebracht,  in  der  sie  sich  unter  anderem  auch  über  zu 
große  Robotforderung  beschwerten.  Sie  müßten  „ungeachtet 
ihrer  unfruchtbaren  und  bergigten  Gründe  für  jeden  Lahn  jede 
Woche  12  Tage  mit  einem  vierspännigen  Zug  abarbeiten“.  Die 
Herrschaft  machte  dagegen  geltend,  die  betreffende  Forderung 
sei  im  Inventar  enthalten.  Der  Kaiser  verordnete  jedoch  aus 
Anlaß  dieses  Falles  „dass  provisorie  und  bis  zur  Zustande- 
bringung der  neuen  Urbarialeinrichtung  von  nun  an  die  höchste 
Robot  in  wöchentlich  drei  Tagen  bestehen,  folglich  aller 
Orten,  wo  eine  mehrere  Robot  üblich  wäre,  solche  alsogleich 
auf  die  Zahl  der  wöchentlichen  drei  Tage  herabgesetzt,  und 
diese  Zahl  von  Tagen  unter  keinerlei  Vorwand  mehr  über- 
schritten w’erden  solle“.  *) 

Das  Hofdekret  vom  11.  Dezomber  1784  erweiterte  dann 
diese  Bestimmung  insoferne  künftighin  die  von  den  Privat- 
bauern zu  leistenden  „Hilfsdienste“,  die  auf  den  Domänen  schon 
sieben  Jahro  zuvor  aufgehoben  worden  waren  — und  alle 
anderen  unter  was  immer  für  einem  Namen  bestehenden  Nebon- 
dienste  als  Robottage  betrachtet  und  daher  nicht  über  dio  drei- 
tägige Robot  hinaus  gefordert  werden  sollten2). 

x)  Beschwerden  der  Untertanen  von  Marczyz,  November  1781. 
— Klunker,  die  Unterthans-Verfassung  in  Galizien.  II.  Bd.  S.  129. 

2)  Patent  vom  1 5.  Januar  1 7 84.  (I*  i 1 1 e r's  che  Gesetzsammlung  IV.) 
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Die  Beschränkung  der  Robot  auf  höchstens  drei  Tage  in 
der  Woche,  und  die  Aufhebung  der  Hilfsdienste  bedeutete  für 
die  Obrigkeiten  eine  starke  materielle  Einbuße.  Der  Ausfall  an 
Arbeitskraft  war  nicht  zu  ersetzen.  Auch  wenn  der  Gutsherr 
bereit  gewesen  wäre,  die  Arbeit  zu  bezahlen,  hätte  er  keine 
Arbeiter  gefunden.  Denn  der  galizische  Bauer,  mit  dem  geringen 
Ertrage  seines  Grundstückes  zufrieden,  verzichtete  darauf,  sein 
Einkommen  durch  Lohnarbeit  zu  erhöhen. 

Die  anderen  Verfügungen,  die  Kaiser  Josef  in  der  ersten 
Periode  seiner  Regierung  traf,  sollen  der  besseren  Übersicht 
halber  im  Zusammenhänge  mit  dem  Robotpatonte  vom  16.  Juni 
1786  besprochen  werden,  da  sie  sämtlich,  ebenso  wie  die  zwei 
bereits  angeführten,  in  dieses  hinübergenommen  wurden. 

Bereits  am  31.  Januar  1782  hatte  der  Kaiser  über  einen, 
das  Urbarial wesen  betreffenden  Vortrag  die  Resolution  gefaßt, 
es  seien  die  böhmischen  und  ungarischen  prohibita  generalia 
auf  Galizien  auszudehnen.  Kurze  Zeit  darauf  legte  die  Hof- 
kanzlei dem  Kaiser  den  von  dem  Gubernium  ausgearbeiteten 
Patentsentwurf  mit  ihren  Bemerkungen  vor.  Da  jedoch  Hof- 
kanzlei und  Gubernium  nicht  in  allen  Punkten  übereinstimmten, 
befahl  der  Kaiser,  den  Hofkanzleivortrag  an  das  Gubernium 
zur  Einsichtnahme  zu  senden.  Dieses  übersendete  nun  zwar 
bald  darauf  den  revidierten  Gesetzentwurf,  der  im  wesentlichen 
bereits  alle  Bestimmungen  dos  ersten  Teiles  des  späteren 
Robotpatentes  enthielt;  zu  einer  endgiltigen  Beschlußfassung 
kam  es  jedoch  nicht1). 

Inzwischen  erflossen  in  den  nächsten  Jahren  zahlreiche 
Einzelverordnungen,  die  jedoch  die  Notwendigkeit  eines  all- 
gemeinen Gesetzes  nicht  beseitigen  konnten.  Der  Landesreferent 
Hofrat  von  Margelik  zog  daher  aus  den  Protokollen  jene 
Untertansbedrückungen  aus,  die  schleunige  Abhilfe  erheischten, 
und  forderte  über  diese  sowie  über  die  prohibita  generalia 
neuerliche  Gutachten  des  galizischen  Guberniums  und  der  Stände 
ab.  Auf  Grund  dieser  befahl  dann  der  Kaiser,  ein  Patent  in 
kurzen  Sätzen  abzufassen2).  Die  Kanzlei  kam  zwar  diesem 
Auftrag  nach  und  legte  unter  dem  9.  September  1785  den  von 
Sonnenfels  verfaßten  Entwurf  vor,  riet  aber:  man  möge  noch 
zuwarten,  da  die  Urbarialregulierung  ohnehin  derartige  Bestim- 

l)  Hofkanzleivortriif;e  vom  IC».  August  und  13.  Dezember  1782. 

8)  Resolution  vom  5.  Juli  1785. 
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raungen  überflüssig  machen  werde,  und  der  Kaiser  schloß  sich 
dieser  Meinung  an  J). 

Wenige  Monate  später  wurden  jedoch  die  Verhandlungen 
wieder  aufgenommen.  Der  Gutsbesitzer  Josef  Ciofek  Komorowski 
hatte  dem  Kaiser  in  einer  Bittschrift  die  Schwierigkeiten  dar- 
gestellt, mit  denen  die  Dominien  seit  Abstellung  der  unentgelt- 
lichen Hilfsdienste  zu  kämpfen  hatten.  Der  Kaiser  entschied 
hierauf:  es  habe  bei  der  Aufhebung  der  Hilfstage  zwar  zu  ver- 
bleiben, dafür  aber  seien  in  Galizien  die  böhmischen  Arbeits- 
stunden1 2) einzuführen.  Zug  leich  befahl  er  „einen  Preis,  um 
welchen  jene  Untertanen,  welche  weniger  als  6 Korzec  Felder 
besitzen,  da  diese  Untertanen  ihre  Hände  zum  eigenen  Schnitt 
während  der  ganzen  Dauer  der  Schnittzeit  nicht  bedürfen, 
ihren  Obrigkeiten  in  der  Schnittzeit  zu  arbeiten  verbunden  sind, 
dergestalt  zu  bestimmen,  dass  der  hiebey  in  jedem  Kreis  ohne- 
hin gewöhnliche  Schnitterlohn  zum  Maßstab  angenommen,  und 
demselben  nach  Verhältnis  eines  jeden  Preises  allenfalls  ein  paar 
Kreuzer  zugeschlagen  werden,  und  dass  hierbei  die  ausdrück- 
liche Versicherung  zu  treffen  sei,  auf  dass  keiner  der  in  dieser 
Kategorie  stehenden  Unterthanen  zu  einer  mehr  als  zweitägigen 
Lohnarbeit  in  der  Woche  angehalten  werde“.  Bei  dieser  Knt- 
scheidung  blieb  es  jedoch  nicht.  Als  nämlich  die  Hofkanzlei 
nach  wenigen  Monaten  den  entsprechenden  Patententwurf3) 
vorlegte,  wollte  der  Kaiser  die  Sache  wieder  vertagen4).  Denn 
inzwischen  hatte  er  den  gewaltigen  Plan  der  Steuer-  und  Urbarial- 
regulierung  gefaßt,  der  ihn  so  sehr  in  Anspruch  nahm,  daß 
darüber  alle  anderen  Angelegenheiten  in  den  Hintergrund  traten. 
Zudem  war  er  der  Meinung,  daß  „der  einzuführende  Steuerfuß 
auch  wohl  in  Robotsachen  einige  Abänderungen  nach  sich  zie- 
hen würde“  und  erst  dann  Zeit  wäre,  zur  Frage  der  Patents- 
publikation Stellung  zu  nehmen.  Die  Verhältnisse  zwangen  ihn 
jedoch,  seine  zuwartende  Haltung  aufzugeben.  Denn  immer  zahl- 

1)  156  ex  Septembri  1785. 

2)  Über  die  böhmischen  Arbeitsstunden  vergl.  Grün  borg,  Bauern- 
befreiung, II.  Bd.  S.  262. 

8)  Das  Gubernium  hatte  folgende  Arbeitslöhne  ermittelt:  Arbeit 
mit  der  Sense  13 — 14  Kreuzer,  Arbeit  mit  der  Sichel  10 — 12  Kreuzer, 
leichtere  Arbeit  (rechen,  umwenden,  Garben  binden  und  aufladen) 
7 Kreuzer,  für  eine  vierspännige  Fuhr  30  Kreuzer  und  für  eine  zwei- 
spännige  15  Kreuzer.  (Gubernialbericht  vom  25.  Juli  1785.  Hofkanzlei- 
vortrag vom  29.  August  1785.) 

4)  Resolution  über  den  Hofkanzleivortrag  vom  29.  August  1785. 

Wiener  »tnatawigg.  Studien.  IV.  Bd.,  2.  Heft.  20 
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reicher  liefen  Beschwerden  aus  Galizien  ein.  Namentlich  machte 
der  galizischo  Referent  Margelik  auf  die  Notwendigkeit  auf- 
merksam, nicht  nur  die  Zahl  der  Robottage,  sondern  im  Interesse 
der  Herrschaften  auch  die  sonstigen  Robotsmodaliülten  zu  regeln, 
da  er  auf  seiner  Landesbereisung  bemerkt  habe,  daß  die  Unter- 
tanen erst  um  8 oder  9 Uhr  früh  zur  Arbeit  erscheinen  l). 

So  erfolgte  denn  die  kaiserliche  Resolution,  welche  die 
Anträge  der  Kanzlei  genehmigte  und  zugleich  verfügte:  es  sei 
in  das  Patent  „zugleich  alles  dasjenige,  was  unter  den  Namen 
der  Prohibitorum  goneralium  kommt,  einzurücken,  und  sodann 
die  Publikation  ungesäumt  vorzunehmen,  damit  auch  der  Unter- 
than  andererseits  vor  allen  Bedrückungen  gesichert  werde“. 
Auf  Grund  des  seit  Jahren  vorbereiteten  Materials  wurde  nun 
das  Patent  rasch  ausgearbeitet  und  am  16.  Juni  1786  kund- 
gemacht2). 

Das  Robotpatent  besteht  aus  zwei  Hauptteilen;  der  erste 
(§§  1 — 39)  ordnet  die  Art  der  Robotleistung  und  ist  durchaus 
dem  böhmischen  Robotpatent  vom  13.  August  1775  entnommen3). 
Der  zweite  Teil  (§§  40 — 83)  enthält  die  General  verböte,  die 
zwar  nicht  mit  den  in  Böhmen  und  Ungarn  ergangenen  iden- 
tisch sind,  aber  mit  ihnen  die  Absicht  gemeinsam  haben,  gewisse 
Untertansschuldigkeiten,  die  dem  Staate  schädlich  erscheinen, 
auch  dann  abzustellen,  wenn  sie  in  den  Inventaren  verzeichnet 
sind.  Gehen  wir  nun  auf  den  Inhalt  des  Fronpatentes  ein. 

Was  zunächst  das  Maß  der  Robotleistung  betrifft,  so  wurde 
dasselbe  mit  Einschluß  aller  Nebenleistungen  sowie  der  dem 
Pfarrer  zustehenden  Arbeitsforderungon  — für  welche  die 
Patentvorschriften  ebenfalls  Anwendung  finden  sollten  — auf 
höchstens  drei  Tage  in  der  Woche  festgesetzt.  Bestehende  Mehr- 
verpflichtungen sollten  entsprechend  herabgesetzt  werden,  eine 
Erhöhung  geringerer  Schuldigkeiten  jedoch  nicht  stattfinden. 
Die  Ausgleichung  der  Robotleistung  nach  der  Größe  der  unter- 
tänigen Wirtschaften  wurde  der  künftigen  Urbarialregulierung 
Vorbehalten.  (Einleitung  und  §£  1,  37.) 

*)  Hofkanzleivortrag  vom  20.  Februar  1786. 

2)  P i 1 1 e r's  c li  e Gesetzsammlung  LI. 

3)  Vergl.  Grün  borg,  Bauernbefreiung,  II.  Bd.  S.  257  — 267.  — 
Ein  Vorläufer  des  Rubotpatentes  war  das  Hofdekret  vom  26.  April  1784, 
das  auf  den  Kainer&lgütern  eine  Anzahl  von  Untertansgiebigkeiten  ab- 
stellte. (Vergl.  Löwen  wolde,  Handbuch  der  galizischeu  Gesetze  in 
Auszügen,  II.  Bd.  8.  281.) 
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Zugleich  mit  dem  Verbot  der  Abforderung  von  Maßarbeit 
an  Stelle  von  bloß  der  Zeit  nach  bestimmter,  also  ungemessener 
Robot  wurde  die  Dauer  des  letzteren  mit  12  Stunden  im  Sommer  — 

I.  April  bis  Ende  September  — und  8 Stunden  im  Winter  be- 
stimmt, in  welche  Zeit  auch  zwei  Rast-  oder  Fütterungsstunden 
im  Sommer  und  eine  im  Winter,  sowie  der  Weg  nach  dem 
Arbeitsorte  und  von  diesem  eingerechnet  werden  sollten.  Nur 
in  der  Schnittzeit  dürfen  sowohl  Zug-  als  Handarbeiter  durch 
eine  oder  höchstens  zwei  Stunden  länger  zur  Arbeit  angehalten 
werden.  Einzig  für  den  Holzschlag  ist  ein  bestimmtes  Arbeits- 
maß festgesetzt.  Verwendet  die  Herrschaft  im  Winter  den 
Wochendienst  zum  Spinnen,  so  kann  das,  was  gewöhnlich  durch 
7 Stunden  gesponnen  wird,  für  einen  Frontag  gefordert  werden. 
(§§  1,  10,  32.) L)  Die  Zerlegung  ganzer  Robottage  in  doppelt 
soviel  halbe  ist  nicht  erlaubt,  wohl  aber  umgekehrt  die 
Zusammenlegung  halber  in  ganze.  (§§  2 und  3.) 

Wird  die  Arbeit  noch  am  Vormittage  durch  übles  Wetter 
unterbrochen,  so  darf  der  Untertan,  falls  er  noch  vormittags 
nach  Hause  kommen  konnte,  verhalten  werden,  den  nicht  ver- 
richteten halben  Frontag  in  der  nämlichen  oder  in  der  nächsten 
Woche  nachzuarbeiten.  (§  2.) s) 

Hand-  und  Zugrobot  kann  zu  gleicher  Zeit  von  einer 
Familie  nicht  gefordert  werden;  ebensowenig  wider  den  Willen 
des  Untertans  bespannt»;  Arbeit  an  Stelle  der  Fußrobot,  wohl 
aber  umgekehrt  diese  an  Stelle  jener,  wobei  je  ein  einspänniger 
Zug-  einem  liandrobotstag  gleichzusetzen  ist.  Kein  Wirt  darf 
gezwungen  werden,  mit  geringerer  Bespannung  durch  mehrere 
Robotstag»;  oder  mit  größerer  Bespannung  zu  weniger  Robots- 
tag»*n  zu  erscheinen,  als  er  pflichtig  ist.  Auch  dürfen  melir- 
spännige  Robotszüge  nicht  geteilt  werden,  den  vierspännigen 
Zug  beim  Eggen  ausgenommen,  der  in  je  zwei  zweispännige 
Züge  g»;t»;ilt  werden  kann  (§§  4 — 6). 

D ie  Fröner  hab»*n  wohl  durch  die  vorgeschrieben»^  Z»*it 
th'ißig  und  gut  zu  arbeiten.  Doch  sind  andererseits  Mensch  und 
Vieh  zu  schonen,  und  daher  den  Bauern  kein»;  Arbeiten  zu- 
zumuten, die  ihre  Kräfte  übersteigen,  so  daß  auch  im  Fall»*  von 

1)  Vcrgl.  das  böhmische  Patent  bei  Grünberg,  Bauernbefreiung, 

II.  Bd.  S.  262. 

2)  Bereits  früher  durch  Patent  vom  21.  Mai  1784  (Pillcr’sche 
Gesetzsammlung  XXXIX.)  angeordnet.  Eine  ähnliche  Bestimmung  ent- 
hält § 19. 
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beträchtlichen  Viehseuchen  Überhaupt  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  von  Zugdiensten  entfällt  (§§  7 und  11).  Mit  einem 
zweispännigen  Robotzug  hat  nur  ein  Mann  — der  Hauswirt 
selbst  oder  ein  tauglicher  Knecht  — mit  einem  drei-  oder  vier- 
spännigen aber  Überdies  auch  noch  ein  Treiber  zu  erscheinen. 
Das  Gleiche  gilt,  wenn  Züge  zusammengespannt  werden. 

Häusler  und  Innleute  werden  nur  durch  einen  Tag  im 
Monat  fronpflichtig1).  Kranke  oder  über  60  Jahre  alte  Inn- 
leute, Söhne  und  Töchter,  die  bei  ihren  Eltern  oder  Schwieger- 
eltern in  Dienst  stehen,  ehemalige  Hauswirte  oder  Hauswirtinnen, 
die  ihr  Haus  ohne  Verschulden  verloren  haben,  Invaliden  und 
verabschiedete  Soldaten,  solange  sie  nur  Innleute  sind,  sind 
überhaupt  robotfrei2)  ($§  12 — 13). 

Außer  in  dringenden  Fällen  ist  die  Robot  dem  Untertan 
stets  am  Sonntag  für  die  kommende  Woche  anzusagen  (§§  14 — 15). 
Hat  der  Untertan  durch  eigene  Schuld  die  ihm  rechtzeitig  an- 
ge^agte  Robot  nicht  verrichtet,  so  ist  er  schuldig,  doppelten 
Ersatz  in  einer  von  der  Obrigkeit  bestimmten  Zeit  zu  leisten. 
Auch  eine  Nachforderung  nicht  benützter  Robot  blieb  zugelassen. 
Um  aber  Mißbräuchen  durch  Arbeitsaufsparung  zu  begegnen, 
wurde  dieses  Recht  in  doppelter  Weise  beschränkt.  Es  sollte 
einerseits  dio  nicht  benützte  Sommer-  und  Winterrobot  nicht 
im  Herbst  und  Frühjahr  und  andererseits  nur  ein  Tag  in  jeder 
Woche  nachgefordert  werden  dürfen  (§§  16 — 18). 

Untertanen,  die  weniger  als  52  Tage  jährlich  zu  prästieren 
haben,  können  dazu  verhalten  werden,  durch  mehrere  Wochen 
hintereinander  je  einen  'Pag  zu  roboten  (§  20). 

Als  weite  Fuhren  und  Botengänge  sind  im  Winter  Ent- 
fernungen von  höchstens  drei  (bei  Ochsenrobot  zwei),  im 
Sommer  aber  von  vier  (beziehungsweise  von  drei)  Meilen  Hin- 

1)  Schon  durch  Circular  vom  6.  Dezember  1784  (Pillcr'sche 
Gesetzenmml.  CIX.)  war  die  Innmaunsfronc  nach  dem  Beispiele  der 
böhmischen  Länder  auf  13  Tage  im  Jahre  herabgesetzt  worden:  jetzt 
erfolgte  eine  weitere  Herabsetzung  auf  12  Tage.  Es  war  also  fortan  für 
die  Bemessung  der  Schuldigkeiten  der  Häusler  und  Innleute  nicht  das 
Inventar,  sondern  das  Fronpatent  maßgebend.  Vgl.  Klunker  a.  a.O. 
II.  Bd.  S.  144—116. 

2)  Wurde  schon  durch  3 des  Patentes  vom  8.  März  1784 
(Pillcr’sche  Oesctzsamml.  XVII.)  festgesetzt.  — Durch  das  Dekret 
der  Studien-Ilofkommission  vom  11.  Oktober  1811  wurden  auch  die 
diplomierten  Hebammen  von  der  Intimannsfrone  befreit.  Vgl.  Klunker 
a.  a.  O.  II.  Bd.  S.  148. 
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und  Herweg  zusammen  anzuselien,  wobei  jedoch  auf  Weg  und 
Wetter  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Alle  Barauslagen  sollen  den 
Frönern  ersetzt  werden,  u.  zw.  sind  für  jeden  Knecht  tilglich 
3 kr.,  für  jedes  Stück  Vieh  an  Stallgeld  1 kr.  und  für  den 
Futterankauf  im  Sommer  1 kr.,  im  Winter  2 kr.  zu  bezahlen. 
Die  einem  Untertan  in  einem  Jahre  auferlegten  weiten  Fuhren 
sollen  insgesamt  nicht  mehr  als  zwanzig  Meilen  im  Hin-  und 
zwanzig  Meilen  im  Rückwege  ausmachen.  Auch  dürfen  sie  nur 
zur  Versendung  herrschaftlicher  Produkte  und  Erzeugnisse  — 
innerhalb  des  Königreiches  — verwendet  werden.  Die  auf  den 
weiten  Fuhren  zugebrachte  Zeit,  auch  unverschuldete  Verzöge- 
rungen einbegriffen,  ist  von  der  Fronschuldigkeit  abzuschreiben. 
Zur  Zeit  der  dringenden  Feldarbeiten  ist  der  Untertan  zu  keiner 
Fuhr  anzuhalten.  An  Sonn-  und  Feiertagen  soll  die  Arbeit  nach 
Möglichkeit  überhaupt  ruhen  (§§  21 — 27) 1). 

Den  Gutsherren  ist  gestattet,  die  Frondienste  auf  andere 
ihnen  gehörige,  nicht  allzuweit  entfernte  Güter  zu  ziehen,  ohne 
aber  dabei  das  patentmäßige  Tagesstundenmaß  — mit  Einrech- 
nung der  für  den  Hin-  und  Herweg,  sowie  für  die  Fütterung 
und  Rast  erforderlichen  Zeit  — zu  überschreiten.  Anderenfalls  ist 
eine  Robotsüberlegung  als  weite  Fuhre  zu  betrachten  und  da- 
nach zu  behandeln  (§§  28 — 30) s). 

Freiwillig  und  auf  ewige  Zeiten  eingegangene  Fron- 
ablösungsverträge wurden  auch  für  die  Zukunft  aufrechterhalten, 
ein  Zw'ang  auf  die  Untertanen  zur  Eingehung  solcher  Verträge 
jedoch  verboten;  den  Fall  ausgenommen,  daß  die  Robotver- 
pflichteten mehr  als  zwei  Wegstunden  von  dem  Orte,  wo  die 
Frondienste  geleistet  werden  sollen,  entfernt  sind  und  daher 
diese  nicht  ohne  beträchtlichen  Zeitverlust  zu  Ungunsten  der 
Herrschaft  verwendet  werden  können  35  -36).  Den  Unter- 
tanen darf  die  Bearbeitung  der  sogenannten  öden  Gründe  nicht 
aufgebürdet  werden  (§  38). 

Besonders  wichtig  und  weitreichend  war  die  neuerliche 
Festlegung  der  bereits  unter  dem  15.  Januar  1784  verfügten 

1)  Die  Bestimmungen  über  die  weiten  Fuhren  sind  den  böhmischen 
uachgebildet.  Vgl.  Grünberg,  Bauernbefreiung,  II.  Bd.  S.  204  f.  Ein 
Teil  dieser  Bestimmungen  findet  sich  schon  im  § 8 des  Patentes  vom 
3.  Juni  1775;  die  anderen  sind  im  Patente  vom  26.  Januar  1784 
(Piller’sche  Gesetzsatnml.  V.)  enthalten.  Vgl.  Hofdekret  vom  30.  Mai, 
Gnbernialberieht  vom  1 0.  September  und  Resolution  vom  13.  Dezember  1783. 

2)  Analog  das  böhmische  Patent.  Vgl.  Grünberg,  Bauernbefreiung, 
II.  Bd.  S.  265. 
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Aufhebung  aller  NobendienFte.  Fortan  sollten  Jagdfronden, 
Botengänge,  Nachtwachen J),  die  verschiedenen  Arbeiten  auf 
herrschaftlichen  Schiffen,  die  besonderen  unentgeltlichen  Dienste 
im  herrschaftlichen  Hofe,  in  den  landwirtschaftlichen  Industrie- 
unternehmungen und  auf  dem  Felde  u.  s.  w.  nur  m*  hr  im  Rahmen 
der  wöchentlichen  Robotverpflichtung  gefordert  und  prttstiert 
werden  und  selbst  Zwangslohntage  untersagt  sein.  Insbesondere 
wurde  auch  die  untertänige  Pflicht,  gegen  das  Droschermaß  das 
herrschaftliche  Getreide  auszudreschen,  aufgehoben  (§§  31,  33, 
34,  42,  43,  50—56,  64). 

Die  Verwendung  der  zur  Verbesserung  der  Wege,  Brticken 
und  Dämme  gewidmeten  Seharwerkstage  zu  Feldarbeiten  wurde 
verboten  (§  44). 

Das  Robotpatent  regelte  aber  auch  eine  Reihe  anderer 
wichtiger  Punkte.  So  verfügte  es,  daß  Handwerksarbeiten  von 
den  auf  herrschaftlichem  Grund  und  Boden  befindlichen  Hand- 
werkern niemals  auf  Abschlag  der  Fronschuldigkeit  gefordert 
werden  könnten,  sondern  immer  bezahlt  werden  müßten  (§  47). 

Ferner  beseitigte  es  alle  in  den  Grundinventarion  nicht 
enthaltenen  Naturalabgaben,  sowie  ferner  das  Komome,  d.  h. 
den  Wohnungszins  der  Innleuto,  und  die  Heiratskonsenstaxe,  das 
Kuniczne  (§§  59  und  70) 2). 

Der  Ausschank  des  Weines,  der  Salzhandel  und  das  Lein- 
wandbleichen sollten  fortan  von  allen  Abgaben  frei  bleiben 
(§§  58,  64,  77)=»). 

Die  Aufdringling  obrigkeitlicher  Feilschaften  wird  neuer- 
dings verboten.  Ebenso  die  Abgabe,  die  die  Untertanen  von 
jeder  in  die  Stadt  zum  Verkaufe  geführten  Ware  entrichteten 
(§§  63,  68,  69,  78—80). 

Bei  Abführung  des  Zinsgetreides  kann  fürderhin  kein 
Staub-  oder  Maßgeld  gefordert  werden  <§  61). 

Der  Obst-  und  Tabakzehent  wird  abgeschafft  (§  62) 4). 

1)  Diese  speziell  waren  selion  durch  Patent  vom  11.  Juli  1783 
(Pi  Iler' sc  he  Gesctzsamml.  XXVIII.)  beseitigt  worden. 

2)  Auf  den  Domänen  war  dieses  schon  durch  Hofdekret  vom 
23.  November  1777  (Hofkanzlcivortrng  vom  14.  November  1777  samt 
Beilagen),  auf  den  Privatherrschaften  aber  durch  das  Leibeigenschafts- 
au fhebungspatent  abgestellt  worden. 

s)  Die  beiden  letzten  Verbote  waren  schon  im  Patente  vom  18.  März 
1784  (Pi  11  ersehe  Gesetzsammlung  XVII.)  ausgesprochen  worden. 

4)  War  schon  durch  Circular  vom  3.  Dezember  1 784  (Piller’schc 
Gesetzsammlung  CXIV.)  verordnet  worden. 
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Alle  Abgaben  an  die  obrigkeitlichen  Beamten  haben  auf- 
zuhören (§§  65,  71,  72). 

Die  Quittungen  über  die  geleisteten  Untertansschuldig- 
keiten müssen  deutlich  abgefaßt  und  darf  für  ihre  Ausfertigung 
von  den  Beamten  keine  Taxe  gefordert  werden  (§  75). 

Ebenso  wurde  mit  dem  Geflügelzins  für  den  Genuß  der 
obrigkeitlichen  Weiden  und  mit  dem  Federzehent,  sowie  mit 
dem  herrschaftlichen  Recht  zur  Abrupfung  der  den  Untertanen 
gehörigen  Gänse  aufgeräumt  (§  67). 

Die  Untertanen  sind  ferner  in  Zukunft  nicht  schuldig,  ihre 
auf  den  Gütern  ankommenden  Obrigkeiten  mit  Getränken  und 
Futter  für  die  Pferde  zu  versehen  (§  73). 

Es  soll  von  ihnen  auch  nicht  mehr  unter  dem  Vorwände,  ihre 
Entweichung  zu  verhindern,  Bürgschaft  gefordert  werden  (§  66). 

Sie  sollen  ihren  Geldzinsschuldigkeiten  in  jeder  gangbaren 
Münze  nachkommen  (§  74)  und  niemals  mit  Geldstrafen  belegt 
werden  dürfen  (§  83). 

Schließlich  wurde  festgesetzt,  daß  die  Herrschaften  bei 
allen  Untertansbedrückungen  zum  doppelten,  nach  Umständen 
auch  zum  dreifachen  Ersatz  des  widerrechtlich  Erpreßten  zu 
verhalten  seien  (§  84). 

Das  waren  die  wichtigsten  Bestimmungen  des  Fronpatentes 
vom  16.  Juni  1786,  das  bis  zur  Grundentlastung  die  Grundlage 
der  ländlichen  Verfassung  Galiziens  bildete.  Die  Gutsherren 
erlitten  einen  sehr  beträchtlichen  Ausfall  an  Robot  und  die 
Aufhebung  der  Nebendienste  machte  es  ihnen  sogar  für  den 
Augenblick  unmöglich,  die  Ernte  vom  Felde  einzubringen.  Es 
ist  daher  nicht  weiter  verwunderlich,  daß  alle  ihre  Bemühungen 
darauf  gerichtet  waren,  seine  Durchführung  zu  verhindern  oder 
wenigstens  abzuschwächen.  Das  gelang  ihnen  auch  zum  Teile. 
Denn  auf  ihre,  vom  Grafen  Brigido  unterstützten  Vorstellungen 
ließ  sich  der  Kaiser,  der  gerade  in  Lemberg  weilte,  zu  dem 
Zugeständnis  herbei,  «laß  in  Hinkunft  jene  Untertanen,  die  nur 
zwoi  oder  weniger  Tage  in  der  Woche  fronten,  während  «ler 
Heumahd  und  der  Körnerfechsung  gegon  den  gewöhnlich 
bestimmten  Preis,  der  für  Hand-  und  Zugrobot  ausgemessen  ist, 
für  die  Obrigkeit  so  viele  Tage  arbeiten  sollten,  als  ihre  Kobot- 
schuldigkeit  hinter  dem  wöchentlichen  Maximum  zurückbliebe1). 

*)  Kreisschreiben  vom  Ü.  August  178(5  (Pillcr'sche  Gesetz?. 
LXI.)  — Gubernia  (bericht  vom  H.  August  178(5.  — Durch  Hofkanzlei- 
«lekret  vom  22.  März  1817  wurde  befohlen,  als  Maßstab  für  die  Ver- 
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Das  Fronpatent  (§  76)  hatte  nur  unzureichende  Können 
über  die  Panhebung  des  Zehents  gebracht;  diese  Lücke  wurde 
durch  das  Patent  vom  25.  Januar  1787  ausgefüllt1). 

Wurden  durch  die  skizzierten  Bestimmungen  des  Robot- 
patentes  den  Untertanen  einerseits  zahlreiche  Erleichterungen 
zuteil,  so  wurden  sie  andererseits  für  den  Staat  stärker  in 
Anspruch  genommen,  vor  allem  durch  die  direkten  Steuern, 
die  Rustikalsteuer  und  den  Militärbequartiorungsbeitrag.  Daneben 
bestand  für  sie  noch  die  wenig  drückende  Verpflichtung  zur 
Mithilfe  bei  Errichtung  neuer  Mauton2),  zur  Leistung  von  Zug- 
und  Handrobot  bei  der  Neuanlegung  oder  Instandsetzung  von 
Straßen8)  und  zur  Stellung  von  Vorspann  für  das  Militär,  welch 
letztere  Leistung  vergütet  wurde4).  Die  Straßenfronen  wurden 
später  durch  Hofkanzleidekret  vom  27.  Juli  1824  abgeschafft 5). 
Endlich  erklärte  das  Fronpatent  ausdrücklich,  daß  die  Unter- 
tanen verbunden  seien,  alle  Dienste,  die  die  Landessicherheit 
angehon,  wie : Nachtwachen  in  den  Dörfern  oder  bei  der  Kirche, 
die  Herstellung  der  Nachbarwege  von  Dorf  zu  Dorf,  die  Bei- 
hilfe bei  Feuers-  oder  Wassergefahr  u.  s.  w.,  zu  leisten,  ohne 
daß  die  Obrigkeit  diese  Dienste  von  der  Robot  abzuschreiben 
verpflichtet  sei  (§  39). 

§ 3.  Maßregeln  zur  Besserung  der  untertänigen  Besitzrechte. 

Ein  Ziel,  das  die  staatliche  Bauernpolitik  dos  18.  Jahr- 
hundorts beharrlich  verfolgt,  ist  die  Erhaltung  des  Bauernlandes 
beim  Bauernstand.  Seit  1751  schon  wurde  in  Böhmen  grund- 
sätzlich daran  festgehalten,  daß  das  noch  in  bäuerlichen  Händen 
befindliche  Land  in  Hinkunft  dem  Bauernstände  nicht  entfremdet 

gütung  der  Hilfstage  nicht  mehr  die  Iiivcntariulpreise,  sondern  die  Lokal- 
arbeitsprei.se,  die  alljährlich  vom  Kreinainte  auszumittcln  seien,  zu  nehmen. 
Klunker,  a.  a.  0.  II.,  S.  152  ff. — Gubernialherichte  vom  1.  November 
und  28.  Dezember  181(».  — Hofkanzleivortrag  vom  28.  Januar  1817. 
Resolution  vom  22.  März  1817.  — lm  Winter  178(>/87  herrschte  in 
Galizien  eine  Hungersnot;  die  Edelleute  erklärten:  sie  sei  durch  die 
schlechtere  Bestellung  der  herrschaftlichen  Acker  infolge  der  Robot- 
patente  hervorgerufen  worden. 

*)  Pille  r’s  che  Gesetzsammlung  VIII. 

■)  Nachricht  vom  21.  März  1 785  {Pi  1 1 e r’  s c h e Gesetze.  XXVII.) 

3)  Patent  vom  17.  Juni  1787  (Piller’sche  Gesctzs.  LXXXI.) 

4)  Vgl.  Klunker,  a.  a.  0.  1.  Bd.,  S.  170 — 175. 

*)  Vgl.  Klunker,  a.  a.  O.  I.  Bd.,  S.  287. 
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und  nicht  zum  Hoflande  geschlagen  werden  dürfe  *).  Ungefähr 
zu  derselben  Zeit  begann  der  Staat  — parallel  mit  dem  Vor- 
dringen der  Anschauung,  daß  das  Staatswohl  hauptsächlich  von 
Freiheit  und  Eigentum  des  Landvolkes  ab  hänge  — sich  der 
zweiten  Aufgabe:  Sicherung  und  Besserung  der  untertänigen 
Besitzrechte,  zuzuwenden.  Zu  dem  Ziele:  „das  Bauernland  dem 
Bauernstand“  gesellte  sich  das  zweite:  „das  Bauerngut  dem 
Bauernsohn.“  Es  sollten  die  „uneingekauften“  Gründe  in  „ein- 
gekaufte“ verwandelt  und  aus  den  „Wirten  bis  weiter“  „Eigen- 
thiimer“  gemacht  werden2). 

Es  kann  also  nicht  sonderlich  überraschen,  daß  die  Re- 
gierung gleich  nach  der  Besitzergreifung  Galiziens  den  Plan 
erwog,  auch  hier  die  Umwandlung  der  uneingekauften  in  Erb- 
eigentumsgründo  durchzuführen.  Dringendere  Angelegenheiten 
drängten  jedoch  diesen  Plan  in  den  Hintergrund3). 

Durch  das  in  den  nächsten  Jahren  eingerichtete  Steuer- 
system wurde  das  Besitzrecht  der  Untertanen  nicht  beeinflußt. 
Und  da  die  Stouerpflicht  das  Herrenland  ebonsowohl,  wenn 
auch  freilich  nicht  in  demselben  Maßstabe,  traf  wie  das  in 
bäuerlichen  Händen  befind  liehe,  so  fehlte  auch  der  besondere 
fiskalische  Anreiz  zu  rascher  Durchführung  der  Reform.  Das 
eine  bedeutete  jedoch  einen  Fortschritt,  daß  die  von  Unter- 
tanen bewirtschafteten  Gründe  in  öffentlichen  Urkunden,  den 
Fassionen,  vorzeiclmet  wurden. 

Das  am  1.  September  1781  kundgemachte  Patent  über 
das  obrigkeitliche  Strafverfahren  gegen  Untertanen  setzte  als 
schärfste  Strafe,  die  jedoch  von  dem  Dominium  nur  mit  Zustim- 
mung des  Kreisamtes  verhängt  werden  durfte,  die  Abstiftung  von 
Haus  und  Hof  fest1).  Für  Galizien  konnte  diese  Bestimmung 
vorläufig  noch  von  keiner  Bedeutung  sein,  da  es  doch  dem 
Gutsherrn  überhaupt  freistand,  mit  dem  bäuerlichen  Besitze 
nach  Belieben  zu  schalten. 

Kaiser  Josef  hatto  beabsichtigt,  in  den  böhmischen  Ländern 
gleichzeitig  mit  der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  den  untertänigen 
Wirten  das  Erbeigentum  an  ihren  Gründen  einzuräumen.  Hiebei  war 
er  jedoch  auf  energischen  Widerstand  der  Stände  gostoßen.  Als  er 
wakrnohraen  mußte,  daß  diese  nicht  im  entferntesten  daran  dachten, 


1)  Vergl.  (irflnberg,  Bauernbefreiung,  1.  B«l.  S.  242  ff. 

2)  Vergl.  Griiuberp,  Bauernbefreiung,  I.  Bd.  S.  253  f. 

3)  Staatskanzleivortrag  vom  3.  November  17  73. 

*)  §§  8 und  9 des  Patentes.  (Piller’sche  Gesetzsammlung  XV.) 
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Opfer  zu  bringen,  um  seine  Absicht  verwirklichen  zu  helfen,  sondern 
nur  auf  ihre  alte  Forderung:  die  Untertanen  zum  Zwangseinkauf 
zu  verhalten,  zurilckkamen,  da  hatte  er  seinen  Plan  wiederum 
zurückgestellt  und  sich  damit  begnügt,  mit  Patent  vom  1.  No- 
vember 1781  neuerdings  die  schon  seit  mehr  als  elf  Jahren  in 
den  Sudetenländern  bestehende  Vorschrift  einzuschärfen.  Nach 
wie  vor  sollten  also  die  Obrigkeiten  dem  Bestreben  der  Unter- 
tanen, sich  einzukaufen,  keine  Hindernisse  in  den  Weg  legen, 
ebensowenig  aber  die  Untertanen  zum  Einkäufe  zwingen  dürfen1). 
Dieses  Patent  mm  wurde  zugleich  mit  demjenigen  über  die 
Leibeigenschaftsaufhebung  dem  galizischen  Gubemium  über- 
mittelt, damit  dieses  sich  über  seine  Anwendbarkeit  für  Galizien 
äußere. 

Der  Gubemialreferent  v.  Koranda  verhielt  sich  ablehnend. 
Ein  Zwangseinkaufsgesetz  für  Galizien  erschien  ihm  nicht  nur 
mit  Rücksicht  auf  die  Haltung  der  Dominien,  sondern  auch  mit 
Rücksicht  auf  die  Untertanen  als  bedenklich8).  Vor  allem 

Vorgl.  Grünberg,  Bauernbefreiung,  I.  Bd.  S.  259—  264. 
II.  Bd.  S.  313—314,  376—387. 

8)  In  seinem  Gutachten  führte  er  Folgende»  au» : -Erstens  sind 

den  hierländigeu  Untcrthanen  ihre  besitzende  Gründe  meistens  cum  Fundo 
instructo  samint  dein  erforderlichen  Zug-Viehe  und  anderen  Wirtschafts- 
zugehörungen  von  der  Grundobrigkeit  inventarmäßig  überlassen,  und 
ihre  Wohnungen  auf  obrigkeitliche  Kosten  gebaut  worden.  Wenn  dem- 
nach dieser  besitzende  Grund  dem  Unterthan  eigenthiimlich  und  erblich 
überlassen  werden  sollte,  so  würde  der  Grundherr  berechtigt  scyn,  von 
seinem  Unterthan  die  inventarmäßige  Einrichtung  oder  dafür  das  Löse- 
geld zu  fordern;  hat  er  diese  aber  nicht,  so  kann  der  Grundherr  zur 
erbeigenthümlichen  Überlassung  nicht  wohl  gezwungen  werden. 

„Zwcytens : Falls  aber  auch  die  Grundherren  sich  dazu  geneigt 
tinden  lassen  wollten,  so  werden  jedoch  viele  Unterthaneu  selbst  nicht 
so  leicht  darin  willigen,  besonders  die  im  flachen  Lande  liegeu,  wo  es 
an  Waldungen  und  am  Holze  mangelt.  Denn  sobald  der  Grund  dem 
Unterthan  eigenthümlieh  zugehört,  so  muss  er  auch  seine  Wohnung 
in  baulichem  Stande  erhalten  und,  falls  sic  abbrennct,  auf  eigene  Kosten 
wicderherstellen ; dafür  aber  dermalen  die  Obrigkeit,  um  nur  ihren 
Unterthan  zu  erhalten,  sorgen,  dergleichen  auch,  wenn  er  in  casu  eines 
Viehuufalles  sein  Zugviehe  verlohren,  ihm  solches  wieder  anschaften 
muss,  um  ihn  nur  wieder  in  robotmäßigen  Stand  zu  setzen. 

„Ein  bestättigendes  Beyspiel  hat  sich  erst  unlängst  auf  dem  fürstl. 
M assalski’schen  Dominio  Nizini  im  Pilsner  Kreise  ergeben,  wo  «1er  unter- 
suchende Districtsdirector  mit  Bewilligung  des  Possessoris  den  Dorf- 
unterthanen  den  Antrag  machte:  dass  man  ihnen  ihre  besitzenden 

Bauerngründe  cum  jure  Succcssionis  eigenthümlieh  überlassen  wollte;  es 
erklärten  aber  sich  unter  100  anwesenden  nur  6 Bauern  dafür. 
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müsse  dem  Bauern  das  Eigentum  erst  „anziehend  und  reizbar“ 
gemacht  werden.  Er  schlug  daher  vor,  das  Erbeigentum  vor- 
läufig nur  auf  den  in  allen  Kreisen  zerstreuten  Domänen 
einzuführen.  Offenbar  hatte  Koranda  die  Absicht  der  Regierung 
mißverstanden.  Zwang  war  ohnehin  nicht  beabsichtigt.  Zu- 
dem hatte  das  Gubemium  selbst  wenige  Monate  vorher,  näm- 
lich unter  dem  1.  Juni  1781,  die  Verleihung  des  Erbeigen- 
tums an  die  Untertanen  als  das  wirksamste  Mittel  zur  Hebung 
der  Landwirtschaft  bezeichnet* 1 2).  Nichtsdestoweniger  gab  der 
Kaiser  dem  Gubemium  recht.  „Auf  die  Einführung  des  Eigen- 
thums — entschied  er  mit  Resolution  vom  5.  Februar  1782  — 
wird  mit  der  Urbarialregulation  der  Bedacht  genommen  und 
zuförderst  auf  den  Cameralgütern  der  erste  Versuch  gemacht 
werden  können.“ 

Das  Patent  vom  1.  November  1781  wurde  daher  in  Galizien 
überhaupt  nicht  kundgemacht,  was  nun  freilich  kein  großer 
Verlust  war,  da  doch  sein  Erfolg  in  Böhmen  überaus  gering- 
fügig war. 

Von  Bedeutung  für  die  fernere  Entwicklung  der  Untertans- 
verhältnisse ist  das  Patent  vom  18.  März  1784 s).  Danach  sollten 
alle  Kauf-  und  Verkaufs  Verträge  zwischen  Obrigkeit  und  Unter- 
tanen, die  sich  auf  das  untertänige  Vermögen  beziehen,  dem 
Kreisamte  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.  Damit  begann 
ein  System  der  Bevormundung,  das  zwar  vielfach  angefeindet 
wurde,  das  jedoch  bei  den  wenig  ausgebildeten  ökonomischen 

„Drittens:  Überhaupt  aber  muss  die  Eigenschaft  und  der  sittliche 
Charakter  des  hiesigen  Unterthans  nach  den  verschiedenen  Landes- 
gegendon  beobachtet  und  beurthcilt  werden. 

„Im  Wieliczkcr  Kreise,  besonders  im  Zathorer  District,  der  an 
Schlesien  angrenzt,  und  wo  es  den  Bauern  an  Arbeitsamkeit  und 
Industrie  nicht  mangelt,  sind  fast  schon  alle  Gründe  erblich  eiugekauft. 

„Dahingegen  in  den  übrigen  und  beyuahe  in  ganz  Roth-Reußen  vom 
Sanflusse  an  die  Volhyuischen,  Podolischen  und  Moldauischen  Gränzon, 
wo  die  Feldfrüchte  immer  in  geringem  Preise  sind,  und  keinen  Ver- 
schleiß haben,  da  ist  der  Unterthan  träge  und  hat  gar  keinen  Hang 
zur  Habsucht.  Er  begnügt  sich  mit  den  nothwendigsten  Bedürfnissen 
und  bauet  von  seinen  Feldern  nur  soviel  an,  als  zur  Nahrung  für  sieh 
und  seine  Familie  nüthig  ist.“  (Gubernialbericht  vom  27.  Dezember  17 Hl.) 

1)  Hofkanzleivortrag  vom  22.  September  1781. 

2)  Piller’sche  Gesetzsammlung  XIX.  — Wiederholt  durch 
Kreisschroihen  vom  10.  September  1789  (Piller’sche  Gesetzsammlung 
LXXXllI.)  Vgl.  auch  Patent  vom  23.  Juli  1783  (Piller’sche  Gesetz- 
sammlung LXV.) 
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Eigenschaften  der  Landbevölkerung  nicht  ganz  ungerechtfertigt 
war.  Es  galt  den  Untertanen  nicht  nur  gegen  die  Herrschaft, 
sondern  auch  gegen  wucherische  Ausbeutung  von  anderer  Seite 
zu  schützen.  Hier  deckte  sich  das  obrigkeitliche  mit  dem  unter- 
tänigen Interesse,  so  daß  die  Beaufsichtigung  des  Kreditwesens 
den  Dominien  übertragen  werden  konnte.  Nachdem  schon  vor- 
her der  Brantweinausschank  auf  Borg  untersagt  worden  war1), 
verbot  das  Patent  vom  26.  Juli  1784  die  Überlassung  unter- 
täniger Grundstücke  in  den  sogenannten  obligatorischen  oder 
Pfand  besitz  und  den  obligatorischen  Besitz  selbst.  Die  aus  dem 
Titel  des  Pfandrechtes  besessenen  Grundstücke  sollten  binnen 
Jahresfrist  ihren  Eigentümern  zurückgegeben  werden,  wogegen 
diese  die  auf  ihren  Grundstücken  haftenden  Schulden  zu  liqui- 
dieren hätten.  Für  die  Zukunft  aber  wurde  den  Untertanen 
überhaupt  untersagt,  mehr  als  fünf  rheinische  Gulden  ohne 
obrigkeitliche  Bewilligung  zu  leihen.  Höhere  Forderungen,  die 
die  obrigkeitliche  Bewilligung  nicht  erhalten  hatten,  sollten 
weder  durch  Pfandrecht  noch  durch  gerichtliche  Exekution 
unterstützt  werden.  Auch  der  verbreitete  wucherische  Vertrag, 
der  dem  Gläubiger  die  Hälfte  der  Ernte  zusprach,  das  soge- 
nannte „zur  Hälfte  Säen“,  wurde  abgestellt2). 

Inzwischen  war  Kaiser  Josof  II.  wieder  auf  seinen  Lieblings- 


plan, die  Untertanen  zu  Eigentümern  ihrer  Gründe  zu  machen, 
zurückgekommen.  In  den  Sudctenländem  besaßen  die  unoin- 
gekauften  Untertanen  seit  den  in  letzter  Zeit  durchgeführten 
Reformen  ihre  Gründe  bereits  „mit  den  vorzüglichsten  Wir- 
kungen des  Eigenthums“.  Es  war  deshalb  keine  sonderliche 
Zumutung,  wenn  der  Kaiser  die  Stände  auffordern  ließ,  die  un- 
cingekauften  Gründe  den  Bauern  unentgeltlich  ins  Erbeigentum 
zu  geben,  „um  so  mehr  als  sie  dabey  nichts  verlöhrcn,  wohl 
aber  von  der  lästigen  ihnen  obliegenden  Verbindlichkeit,  den 
uneingekaufton  Besitzern  alles  zur  Erhaltung  der  sartorum 
tectorum  des  fundi  instructi  erforderliche  ohnentgeltlich  bey- 
zuschaften  auch  die  daraufsitzenden  Unterthanen  in  Miswachs 
und  Nothfällen  ohnentgeltlich  zu  unterstützen,  dadurch  gänzlich 
befreyet  würden3)“.  Anders  lag  freilich  die  Sache  in  Galizien, 


')  Patent  vom  24.  April  1783  (Piller'sche  Gesetzsammlung  XII.) 
~)  Piller'sche  Gesetzsammlung  LIV.  — Vgl.  auch  Kreis- 
sehreihen vom  3.  April  1787  (Piller'sche  Gesetzsammlung  XLVII.) 

3)  Ah.  Entschließung  vom  31.  Dezember  1784  und  Hofilecret  vom 
7.  Januar  1785  hei  Grüuberg,  Bauernbefreiung.  II.  Bd.  S.  402  f. 
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wo  noch  nichts  geschehen  war,  um  das  Bauernland  vor  Ein- 
ziehung zum  Herrenland  zu  schützen.  Nichtsdestoweniger  erging 
die  gleiche  Aufforderung  auch  an  die  galizisclien  Stände  und 
wurde  dem  Gubemium  aufgetragen,  alle  Kreisämter  und  Obrig- 
keiten darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  Gutsherren  ver- 
pflichtet seien,  den  uneingekauften  Untertan  zu  unterstützen, 
daß  sie  aber  kein  Recht  zur  Abstiftung  hätten  außer  in  den 
gesetzlich  schon  bestimmten  Fällen,  auch  nicht  wenn  sich  ein 
Käufer  finden  sollte1).  Das  Gubemium  führte  jedoch  den  Auf- 
trag nicht  aus.  Es  verkenne  zwar  nicht  die  edle  Absicht  des 
Kaisers,  das  Wohl  der  Untertanen  zu  befördern,  lautete  seine 
Antwort,  es  glaube  jedoch,  „da  der  galizische  Unterthan  zu  roh 
sei,  um  aus  dieser  Verfügung  sein  eigenes  Wohl  hervorleuchten 
zu  sehen,  nicht  unrecht  gehandelt  zu  haben,  wenn  es  diese 
Verfügung  vorläufig  nur  dem  Ständeausschuss  mitgetheilt  habe; 
würde  man  es  allen  Obrigkeiten  mittheilen,  so  müssten  die 
Unterthanen  von  den  großen  Vortheilen,  die  die  uneingekauften 
Besitzer  genießen,  erfahren  und  würden  sich  noch  mehr  als  jetzt 
schon  geschieht,  gegen  Annahme  des  Eigenthums  sträuben.“ 
Doch  nehme  das  Gubemium  selbst  diese  Verordnung  zur  Richt- 
schnur bei  allen  vorkommenden  Fällen.  Der  Kaiser  erklärte  sich 
damit  einverstanden3). 

Inzwischen  hatte  auch  der  Ständeausschuß  sein  Gutachten 
abgegeben.  Er  stellte  die  Schwierigkeiten  dar,  auf  welche  die 
Durchführung  des  kaiserlichen  Projektes  stoßen  würde.  Vor 
allem  aber  sei  der  Bauer  im  Osten  des  Landes  zu  faul  und 
zu  abergläubisch,  um  von  dem  Geschenke,  das  ihm  durch 
Verleihung  des  Eigentums  zugewendet  würde,  den  richtigen 
Gebrauch  zu  machen.  Es  sei  daher  besser,  noch  auf  die 
Vollendung  der  eben  ins  Werk  gesetzten  Ausmessung  des 
Landes  und  auf  die  Durchführung  der  Urbarialreguliemng  zu 
warten.  Mit  diesen  Ausführungen  war  nun  die  Hofkanzlei 
durchaus  nicht  einverstanden.  „Die  galizisclien  Stände  - — er- 
klärte sie8)  — sind  ganz  unrecht  daran,  wenn  sie  vermeinen, 
dass  nicht  schon  das  Erbeigenthum  allein  gute  Wirkungen  und 
gedeihliche  Folgen  haben  werde,  und  dass  erst  noch  vorläufig 

0 Dekret  an  eins  galizische  Gubemium  vom  7.  Januar  1785.  — 
Vgl.  Grünberg,  Bauernbefreiung,  II.  Bd.  S.  403.  Iva  link«,  Galicya. 
S.  135  f. 

3)  Resolution  vorn  2.  März  1785. 

3)  Hofkanzleivortrag  vom  31.  März  1785. 
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durch  eine  bessere  Erziehung  die  Liebe  zur  Arbeit  erzielet 
werden  muss;  denn  die  tägliche  Erfahrung  widerspricht  diesem 
platterdings,  und  bewährt  vielmehr,  dass  die  Unterthanen  aller 
Orten,  wo  sie  ihre  Gründe  eigen thümlich  besitzen,  wenn  sie 
auch  übrigens  in  der  Erziehung  ziemlich  zurück  und  vernach- 
lässigt sind,  sich  doch  durch  ihren  Fleiß  und  durch  ihre  Arbeit- 
samkeit allenthalben  auszeichnen,  sowie  dies  auch  in  Galizien 
wirklich  der  Fall  ist,  und  jene  wenige  Ortschaften,  wo  der 
Unterthan  eigen  thümlich  Gründe  besitzt,  von  den  übrigen  gleich 
bei  dem  ersten  Blick  sich  merklich  unterscheiden.“  Viel  richtiger 
wäre  daher  die  Erkenntnis  gewesen,  „dass,  da  die  Unterthanen, 
ohngeachtot  sie  fruchtbar«*  Gründe  besitzen,  selbe  doch  nur 
schlecht  bebauen,  dies  vermuthüch  darin  seinen  Grund  haben 
dürfte,  weil  sie  diese  Gründe  nicht  eigenthümlich  besitzen.“ 

Doch  konnte  auch  die  Kanzlei,  trotz  ihrer  Besorgnis:  die 
Urbarialregulierung  werde  der  Einkaufung  Hindernisse  in  den 
Weg  legen,  sich  der  Ansicht  nicht  verschließen,  daß  die  sofortige 
Durchführung  der  Maßregel  nicht  möglich  sei.  Sie  beantragte 
daher,  vorläufig  wenigstens  das  Hofdekret  vom  7.  Januar  1785 
öffentlich  kundzumachen.  Dab«*i  sprach  sie  auch  den  Wunsch 
aus:  es  möchten  die  ungeheueren  Dominikalbesitzungen  ver- 
mindert un«l  die  Untertanen  besser  dotiert  werden.  Auch  der 
Kaiser  war  jetzt  für  die  Kundmachung  des  Hofdekretes,  wollte 
jedoch  die  obrigkeitliche  Aushilfe  nur  auf  das  beschränkt  wissen, 
wozu  die  Obrigkeiten  wirklich  verpflichtet  waren 1).  Diese  un- 
klare Bezeichnung  wäre  geeignet  gewesen,  eine  noch  größere 
Verwirrung  hervorzurufen,  als  ohnehin  schon  bestand.  Doch 

1 j Resolution  über  den  llofkauzleivortrag  vom  31.  Mürz  1785: 
„So  wie  Ich  es  der  Kanzley  bereits  ausdrücklich  bedeutet  habe,  sind 
die  Obrigkeiten  zur  Überlassung  des  Eigeuthums  der  Gründe  an  die 
Unterthanen  nicht  zu  zwingen,  sondern  es  ist  hierunter  alles  lediglich 
dem  willkürlichen  Einverständnis  zwischen  Herren  und  Unterthanen  zu 
überlassen.  — 

„Die  Circularverordnung  wegen  der  von  Seiten  der  Obrigkeiteu  den 
Unterthanen  zu  leistenden  Aushilfe  hat  auch  in  Galizien  zu  ergehen. 
Überhaupt  aber  muss  diese  Aushilfe  auf  jenes  beschränkt  werden,  zu 
welchem  die  Obrigkeiten  gegen  ihre  die  Gründe  nicht  eigenthümlich 
besitzenden  Unterthanen  wirklich  verbunden  sind.  — 

„Übrigens  wird  bei  der  Rectificationsregulierung  der  wirklich  un- 
billigen Robotentrichtung  schon  bchörig  fürgesehen  werden,  und  ist 
statt  der  von  der  Kanzley  geäußerten  Besorgnis  sich  zuversichtlich  zu 
versprechen,  dass  das  Rectificatorium  die  Vertheilung  der  Gründe  keines- 
wegs hindern,  sondern  vielmehr  befördern  werde.“  — 
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entschied  der  Kaiser  auf  eine  neuerliche  Vorstellung  der  Hof- 
kanzlei  dahin,  daß  das  Nämliche,  was  unter  dem  7.  Januar  1785 
für  Böhmen  erlassen  worden  war,  auch  für  Galizien  zu  gelten 
habe  *).  Damit  wurde  das  Verbot,  die  Untertanen  willkürlich  ab- 
zustiften, zum  erstenmalc  auch  in  Galizien  ausgesprochen.  Wirk- 
sam war  es  vorderhand  noch  nicht. 

Der  Appell  des  Kaisers  an  die  böhmischen  und  mährischen 
Stände  war  ebenso  erfolglos  geblieben  wie  der  an  die  galizi- 
schon.  Josef  gab  daher  den  Plan,  das  untertänige  Eigentum 
mit  einem  Schlage  herbeizuführen,  endgiltig  auf.  Fortan  sollte 
— und  dabei  biieb  es  bis  1848  — die  Durchführung  des 
Erboinkaufes  ausschließlich  im  Wege  freiwilliger  Vereinbarungen 
zwischen  Gutsherrschaften  und  Untertanen  stattfinden-).  Aber 
noch  wrar  in  Galizien  das  bäuerliche  Besitzrecht  prekär,  schlechter 
als  in  den  übrigen  Provinzen  Österreichs.  Noch  war  in  Galizien 
viel  zu  tun,  um  dem  dortigen  Bauern  eine  ähnlich  gesicherte 
Stellung  zu  schaffen,  wrie  sie  der  böhmische,  auch  der  unein- 
gekaufte,  schon  hatte.  Noch  w’ar  vor  allem  das  Rustikalland 
von  dem  Dominikalland  nicht  getrennt,  ein  Zustand,  der  umso 
bedenklicher  war,  als  gerade  damals,  wo  nach  Herstellung  der 
Ruhe  und  Ordnung  im  Lande  der  Ackerbau  einen  neuen  Auf- 
schwung nahm,  bei  den  Gutsherren  der  Wunsch  rege  zu  werden 
begann,  das  Hofland  auf  Kosten  des  Bauernlandes  zu  erweitern. 

Der  Staat  verleugncte  aber  auch  in  Galizien  die  Grund- 
sätze nicht,  die  er  in  den  übrigen  Kronländern  seit  Jahrzehnten 
mit  Erfolg  vertreten  hatte.  Das  Legungsverbot  wurde  wiederholt 
ausgesprochen3)  und  in  das  Fronpatent  aufgenommen4).  Jetzt 
aber  entstand  die  Frage:  Welche  Gründe  sind  Rustikalgründe, 
auf  welche  Gründe  hat  sich  dieses  Verbot  zu  erstrecken?  Das 
mußte  genau  feststehen,  sollte  das  Legungsverbot  nicht  ein  toter 
Buchstabe  bleiben. 

Nun  war  aber  eben  mit  Hofdekret  vom  24.  Februar  1787 
für  die  Bukowina  eine  wichtige  Bestimmung  getroffen  wforden. 
Danach  „sollte  der  Besitzstand,  wrie  er  mit  1.  November  1786, 

r)  Gubernialverordnung  vom  30.  Mai  1785.  Klunker  a.  a.  0. 
II.  Bd.  S.  34. 

-)  Grünberg,  Bauernbefreiung.  I.  Bd.,  S.  205. 

3)  Durch  Hofdekret  vom  (>.  Mai,  publiziert  mit  Gubernial Verord- 
nung vom  27.  Mai  1785  (Klunker,  a.  a.  O.,  II.  Bd.,  S.  38)  und 
durch  die  oben  erwähnte  Gubcrnialverordnung  vom  30.  Mai  1785. 

4)  § 41  des  Fronpatentes  vom  1(>.  Juui  178(1. 
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nämlich  in  dem  Zeitpunkte  der  Vereinigung  mit  Galizien,  gewesen, 
zur  Grundlage  angenommen,  mithin  jene  Gründe,  die  sich  damals 
in  dem  Besitz  eines  Unterthans  befanden,  als  unterthänige 
erklärt  werden“,  und  den  Obrigkeiten  für  die  Zukunft  untersagt 
werden,  „diese  Gründe  dem  Unterthan  abzunehraen,  noch  selbst 
ohne  seiner  eigenen  Einwilligung  und  dem  Vorwissen  des  Kreis- 
amtes gegen  andere  zu  vertauschen“  1).  Als  daher  die  Hofkanzloi 
dem  Kaiser  ein  Hofdekret  zur  Genehmigung  vorlegte,  das  den 
Obrigkeiten  in  allen  k.  k.  Erblanden  verbieten  sollto,  ihre  eigenen 
Gründe  gegen  Rustikalgründe  zu  vertauschen,  machte  sie  den 
Vorschlag,  gleichwie  es  für  die  Bukowina  geschehen  war,  auch 
für  Galizien  den  1.  November  1780  als  Normalzeitpunkt  zur 
Unterscheidung  zwischen  Dominikal-  und  Rustikalland  festzu- 
setzen2). Der  Kaiser  schloss  sich  diesem  Anträge  an,  und  es 
erHoß  dementsprechend  am  2.  April  1787  ein  Hofdekret  an  die 
galizische  Landesstelle3).  Mit  einem  Schlage  war  so  der 
in  untertänigen  Händen  befindliche  Grund  und 
Boden  „rustikal  isiert“. 

Bei  der  Publikation  dieses  Gesetzes  orgaben  sich  mancherlei 
Irrungen.  Das  Landesgubernium  hatte  an  dem  eben  erwähnten, 
für  die  Bukowina  erlassenen  Hofdekrete  vom  24.  Februar  aus 
steuertechnischen  Gründen  Anstoß  genommen.  Es  hatte  daher 
die  Anwesenheit  des  Kaisers  in  Lemberg  (Mai  1787)  benützt, 
um  eine  Erläuterung  zu  erbitten,  und  die  Antwort  des  Monarchen 
irrtümlich  so  ausgelegt,  als  ob  das  Hofdekret  vom  24.  Februar 
widerrufen  worden  wäre.  Das  war  nun  nicht  der  Fall  gewesen, 
und  daher  war  auch  dem  Gubernium,  als  es  diesen  angeblichen 
Widerruf  publizierte,  von  Wien  schleunigst  aufgetragen  worden, 


*)  Grünberg,  Studien,  S.  G3  f. 

8)  Hofkanzleivortrag  vom  1.  März  1787. 

3)  Die  Vertauschung  obrigkeitlicher  und  untertäniger  Gründe  ohne 
vor  dem  Kreisamte  erteilte  Einwilligung  des  Untertans  ist  bei  Strafe 
des  doppelten  Wertes  verboten.  „Da  theilsorten  die  l’ntcrthanen  noch 
keine  würklich  zugemessenen  Gründe  haben,  sondern  in  einem  Jahre  in 
dieser,  in  dein  anderen  in  jener  Gegend  einige  Feldanthcile  zu  benützen 
pflegen,  mithin  der  Umstand  entstehen  könnte,  welches  eigentlich  als  ein 
dem  Unterthan  zu  vcrblcibeuhabendes  Feld  anzusehen  sei,  so  haben 
Seine  Majestät  den  ersten  des  vorjährigen  Wintermonates  zu  bestimmen 
geruht,  daß  die  in  diesem  Zeitpnnct  in  dem  Besitz  der  Unterthanen 
befindlichen  Gründe  als  jene  zu  betrachten  sind,  auf  welche  sich  das 
Verbot  der  Einziehung  oder  Austauschung  zu  erstrecken  habe.“  (Ilof- 
dekret  vom  2.  April  1787.) 


Digitized  by  Google 


3111  Maßregeln  zur  Besserung  der  untertänigen  Besitzrechte. 


65 


denselben  zurückzunehmen l).  In  Erwartung  der  neuerlichen 
Entscheidung  des  Kaisers  über  die  Bukowinaer  Verhältnisse 
hatte  nun  das  Guberniura  mit  der  Kundmachung  der  analogen, 
für  Galizien  getroffenen  Verfügung  gezögert  und  mit  Kreis- 
schreiben vom  26.  April  17872)  bloß  den  Teil  dos  Hofdekretes 
veröffentlicht,  der  die  eigenmächtige  Vertauschung  untertäniger 
und  obrigkeitlicher  Gründe  betraf.  Der  andere  Teil,  der  die 
Bestimmung  des  Normaljahres  enthielt,  wurde  vorläufig  zurück- 
gehalten. Er  ist  auch  später  ebensowenig  wie  der  Widerruf 
der  die  Bukowina  betreffenden  unrichtigen  Verlautbarung3) 
publiziert  worden. 

Nichtsdestoweniger  bestand  jedoch  das  Hofdekret  vom 
2.  April  1787  zu  Recht.  Als  es  sich  darum  handelte,  in  dem 
Steuerregulierungspatente  vom  10.  Februar  1780  eine  genaue 
Unterscheidung  zwischen  Dominikal-  und  Rustikalland  fest- 
zusetzen, wurde  von  der  Hofkanzlei,  die  ja  nicht  wußte,  daß 
das  galizische  Gubernium  das  Hofdekret  vom  2.  April  1787 
nur  unvollständig  kundgemacht  hatte,  die  frühere  Verfügung 
wiederaufgenommen  und  im  Patente  ausdrücklich  wiederholt4). 
Das  hatte  natürlich  nur  deklaratorische  Bedeutung,  da  nur  auf 
ein  geltendes  Gesetz  hingewiesen  wurde. 

l)  Vgl.  Grünberg,  Studien,  S.  <>fi  f. 

3)  Piller'sche  Gesetzsammlung  LX. 

3)  Vgl.  Grünberg,  Studien,  S.  (><>,  Antn.  ”1. 

l)  § 11  des  Patents:  „Rusticalgründe  sind  jene  Gründe,  welche 
von  jeher  dem  Landvolke  zur  sogenannten  Anstiftung  und  seinem 
Unterhalt  dienten,  und  vermöge  der  erlassenen  Patente  zum  obrig- 
keitlichen Genüsse  unter  Strafe  nicht  mehr  eingezogen  werden  dürfen ; 
auch  macht  es  bei  diesen  keinen  Unterschied,  ob  dieselben  käuflich, 
oder  erbrechtlich,  oder  uneingekuuft  besessen  werden.  Sollte  hie  und  da 
über  die  Eigenschaft  der  Gründe,  ol>  solche  Domiuical-  oder  Rustical- 
gründe sind,  eine  Frage  entstehen,  so  hat  man  zur  Vermeidung  ver- 
zögernder Weitläufigkeiten  sich  an  den  gegenwärtigen  Besitzstand  zu 
halten,  und  ist  den  Unterthanen,  welche  einige  Gründe  in  Händen  haben 
und  für  Rusticalgründe  angeben,  sowie  den  Obrigkeiten,  welche  diese 
oder  jene  in  Händen  der  Unterthanen  befindliche  Realität  als  wirk- 
lich dominical  ansprechen,  der  Beweis  aufzulegen,  daß  solche  am 
1 . November  1 7 HG,  als  dem  Xormalzeitpunctc,  welcher  in 
diesem  Lande  zur  Unterscheidung  der  Dominical-  und 
Rustical-  Realitäten  festgesetzt  ist,  zu  derjenigen  Gattung 
gehört  haben,  unter  welcher  gegenwärtig  Anspruch  darauf  gemacht  wird. 
Z.  B.  also,  daß  dieser  oder  jener  Grund,  den  itzt  ein  Unterthan  genießt, 
von  einem  obrigkeitlichen  Maierhofe  herrühre,  der  im  Normaljahre 
bestanden,  und  daß  diese  Ableitung  allgemein  bekannt  sei.u 

Wiener  »Uuitswi«#.  Studien.  IV,  H<1„  2.  lieft.  O] 
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Daran  wurde  daher  auch  nach  Aufhebung  des  Patentes 
vom  10.  Februar  1789  festgehalten.  Das  Hofkanzleidekret  vom 
2.  April  1787  war  in  Vergessenheit  geraten;  die  Bestimmung 
des  Normaljahres  jedoch  wurde  aufrechterhalten.  So  kam  es 
denn  zu  dem  juristischen  Kuriosum,  daß  durch  mehr  als  ein 
halbes  Jahrhundert  ein  Paragraph  eines  aufgehobenen  Gesetzes 
die  Grundlage“  ungezählter  hochwichtiger  Entscheidungen  der 
Behörden  bildete1).  Wie  auch  immer  aber  sich  das  juristische 
Detail  dieser  Sache  gestaltete,  das  muß  betont  werden,  «laß  das 
Hofdekret  vom  2.  April  1787  eine  der  wichtigsten  Maßregeln 
war,  die  die  österreichische  Regierung  zum  Wohle  des  galizischen 
Bauernstandes  getroffen  hat.  Der  Bauer  hat  ein  lebenslängliches 
Nutzungsrecht  an  seinem  Grunde  erhalten;  er  darf  nur  in 
gewissen,  vom  Gesetze  bestimmten  Fällen  abgestiftet  werden s), 
ja  sein  Nutzungsrecht  wird  schließlich  ein  vererbliches3). 

Noch  einmal  — gelegentlich  eines  Vortrages  über  das 
galizische  Evidenzhaltungswesen  --  wurde  in  der  Hofkanzlei 
die  Frage  erwogen,  ob  nicht  zugleich  mit  der  Steuer-  und 
Urbarialregulierung  den  Bauern  das  Erbeigentum  verliehen 
werden  sollte.  Allein  auch  diesmal  wurde  die  Ausführung  dieser 
Absicht  auf  eine  spätere  Zeit  verschoben  und  nur  den  Unter- 
tanen der  Kameral-  und  geistlichen  Güter,  der  Starosteien  und 
Tenuten  durch  Hofdekret  vom  20.  Januar  1787  das  Eigentum 
ihrer  Gründe  unentgeltlich  eingeräumt4).  Eine  auf  der  Fidei- 
commißherrschaft  Zamosc  von  dem  Grafen  Zamojski  durchgefiihrte 
Reform  machte  auch  die  dortigen  Bauern  zu  Erbeigentümern  '). 

Das  Ergebnis  der  josefinischen  Reformen  ist  nun  in  Bezug 
auf  das  Besitzrecht  der  Privatbauern  folgendes:  der  uneingekaufte 


M Vgl.  Klunker  a.  a.  O.,  II.  Bd.,  S.  35  ff.;  ferner  Krze- 
czunowicz  a.  a.  0.,  S.  24,  und  Slotwinski  a.  a.  O.  III.  Bd.,  S.  12. 

*)  Solche  Fälle  sind:  Ungehorsam  gegen  die  Obrigkeit  (Patent 
vom  1.  September  1781,  Piller’sche  Gesetzs.  XV.,  §§  1 — 3), 

Schmuggel  (Kreisschreiben  vom  <».  März  1 787,  Piller’sche  Gesetzs. 
XXIV.),  Flucht  vor  der  Militärstellung  (Kreisschreiben  vom  10.  Mai  1788, 
Piller’sche  Gesetzs.  LVII.). 

3)  Vgl.  Toinaschek  in  der  „Zeitschrift  für  österreichische 
Rech  tage  lehrsamkeit  und  pol.  Gesetzkunde44.  Jalirg.  1840.  I.  Bd., 
S.  82 — lnf>.  — Grünberg.  Studien,  S.  235,  Anin.  1.  - — - Kreis- 
schreiben  vom  2fi.  Mai  1780  (Piller’sche  Gesetzs.  LI.). 

Hofkanzleivortrag  vom  7.  Januar  1 787.  Vgl.  Klunker  a.  a.  O. 
II.  Bd.  S.  51. 

•')  Vgl.  Hofkanzleinet  lfi  ex  Augusto  171)2. 
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Dominikalist  ist  uneingekaufter  Rustikal  ist  geworden; 
und  noch  mehr,  er  besitzt  sein  Gut  „mit  den  vorzüglichsten 
Wirkungen  iles  Eigentums“.  Denn  er  darf  — ■ außer  nach  gesetz- 
müßig  durchgeführtem  Verfahren  — nicht  abgestiftet  werden. 
Allerdings  kann  er  Uber  seine  Gründe  weder  unter  Lebenden 
noch  auf  den  Todesfall  disponieren  und,  wenn  er  stirbt,  so  tritt 
immer  die  gesetzliche  Erbfolge  ein.  Aber  ein  solches  Verfügungs- 
recht strebt  der  Hauer  auch  gar  nicht  an.  Was  er  begehrt,  das 
ist  der  ungestörte,  ruhige  Besitz,  und  daß  dieser  Besitz  auf  seine 
Kinder  übergehe.  Das  ist  ihm  gewährt.  Daß  er  nur  bis  5 Gulden 
Schulden  aufnehmen  kann,  ist  nur  aus  Gründen  der  Landeskultur 
bestimmt.  Darf  ja  auch  der  eingekaufte  Wirt  der  böhmischen 
Länder  seine  Stelle  nicht  über  s/3  des  Wertes  verschulden. 
Verschuldungsfreiheit  ist  für  den  Landmann  immer  ein  Danaer- 
geschenk, zumal  in  Galiziern,  wo  der  ländliche  Wucher  seit  jeher 
in  Blüte  stand. 

Die  Obrigkeiten,  die  durch  die  Entziehung  der  Verfügung 
über  die  untertänigen  Gründe,  durch  die  Einschränkung  der 
Robot,  durch  die  Aufhebung  zahlreicher  Untertansgiebigkeiten 
und  durch  die  Einführung  der  hohen  Steuern  eine  starke  Ver- 
mögenseinbuße erlitten  hatten,  suchten  Ersatz  zu  finden  in  der 
Gewinnung  der  vollkommenen  Herrschaft  über  Wald  und  Weide. 

Die  Regierung  selbst  hatte  ihnen  den  Weg  gewiesen.  Um 
nämlich  der  fortschreitenden  Devastierung  der  Wälder  Einhalt 
zu  tun,  hatte  man  bei  der  Übernahme  der  königlichen  Güter 
mit  Patent  vom  16.  Oktober  1772  überhaupt  die  Holzungsrechte 
abgestellt 1 2 * * * *). 

Wenige  Wochen  später  schon  hatte  man  jedoch  diese 
strenge  Verfügung  aufgehoben,  und  den  Untertanen  gestattet, 
dort,  wo  es  bis  dahin  Übung  gewesen  war,  Klaubholz  zu 
sammeln9).  Das  Holzungsrocht  wurde  also  wesentlich  ein- 
geschränkt, dafür  aber  den  Untertanen  zugesichert,  daß  sie 
dieses  verminderte  Recht  in  Zukunft  wieder  ungestört  ausüben 
können. 

1)  „Unus  quisque  a lignatione  in  silvis  regiis  absque  express»  nustra 
pennissionc  abstiuebit.“  (Piller’sche  Gesetzsammlung  III.) 

2)  „In  illis  locis  ubi  hactenus  usus  viguit,  subditis  pro  neeessitatc 

proprii  foci  ligna  subministrandi  ipsis  putrefactioui  proxima  hinc  inde  in 

silvis  iacentia  colligerc  liccat.  Quod  vero  ad  ligna  noviter  caedenda 

attinct  omnia  privib  gia  lignnndi  cassantur.a  (Patent  vom  2K.  Januar  1773, 

Piller’sche  Gesetzsammlung  XIV.) 

21* 
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Auch  auf  den  Privatgütern  wollte  die  Regierung  eine 
geregelte  Forstwirtschaft  einführen  und  erließ  daher  eine  Wald- 
ordnung1 *). Sofort  liefen  auch  Klagen  ein:  die  Obrigkeiten 

nähmen  dieses  Patent  zum  Vorwand,  um  den  Untertauen  don 
Genuß  der  obrigkeitlichen  Wälder  zu  entziehen.  Was  die  Herr- 
schaften anstrebten,  war  klar.  Die  Untertanen  sollten  durch 
Entziehung  der  Wald-  und  Weidegerechtigkeiten  gezwungen 
werden,  die  durch  die  kaiserlichen  Verordnungen  dor  letzten 
.Jahre  aufgehobenen  Prästationen  weiter  zu  leisten-). 

Dagegen  mußte  der  Staat  einschreiten.  Durch  Patent  vom 
12.  Janua:  1784  wurde  daher  festgesetzt,  „dass,  wo  vorhin  denen 
Unterthanen  gestattet  gewesen,  ihren  Holzbedarf  aus  den  obrig- 
keitlichen Waldungen  herzuholen,  dieses  auch  noch  fernerhin, 
nur  mit  dem  Unterschiede  gestattet  werden  müsse,  dass  nunmehr 
bei  dem  Holzschlag  selbst  sich  jedesmal  ganz  genau  nach  dem 
Waldordnungspatente  zu  achten  und  zu  benehmen  sein  wird.“ 
Wo  den  Untertanen  die  Befugnis  zustand,  Holz  zum  Ver- 
kaufe zu  schlagen  und  zu  verführen,  muß  ihnen  die  Fortdauer 
dieses  Rechtes  solange  zugestanden  werden,  „bis  die  Obrigkeit 
gehörig  dargethan  haben  wird,  dass  diese  Holzverführung  nur 
precario  und  nach  Wohlgefallen  der  Obrigkeit  zugestanden 
worden,  und  dass  die  Unterthanen  ohne  diese  Holzverführung 
leben  und  ihr  Auskommen  finden  können“3).  Jetzt  wäre  es 
nöthig  gewesen,  von  Amts  wegen  für  jedes  Dorf  don  Umfang 
der  Dienstbarkeiten  feststellen  und  aufzeichnen  zu  lassen,  und 
so  für  die  Zukunft  allen  Streitigkeiten  vorzubeugen.  Das  geschah 
aber  nicht.  Weder  im  Augenblick,  noch  später.  Streitigkeiten 
blieben  dann  auch  nicht  aus.  Dor  Versuch  dor  Dominien,  bei 
Gelegenheit  der  Einführung  der  Steuer-  und  Urbarialregulierung 
die  Waldsteuer  teilweise  auf  die  Untertanen  zu  überwälzen, 
wurde  allerdings  durch  das  Hofdekret  vom  14.  September  1789 
zurückgewiesen4).  Ebenso  mußte  aber  auch  der  Versuch  des 
Guberniuras,  gestützt  auf  diesos  Hofdekret,  eine  Regelung  der 


l)  Patent  vom  20.  September  17-S2.  (Pillcr’scho  Gesetz- 
sammlung XL.) 

-)  Die  gleiche  Politik  hatten  seinerzeit  aueh  <lie  höhmischen 
Stände  eingeschlagen.  Vergl.  Grün  borg.  Bauernbefreiung,  I.  Ikl. 
S.  2.'0>  ft'. 

3,i  Pi  11  ersehe  Gesetzsammlung  II. 

*)  Publiziert  mit  Kreisschreiben  vom  29.  Oktober  17X9  (Piller  sche 
Gesetzsammlung  CIV).  Guhernialbericht  vom  lf>.  Januar  17X9. 
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strittigen  Verhältnisse  durchzuführen1),  infolge  der  Aufhebung 
der  Urbarialregulierung  nach  Josef  II.  Tode  unterbleiben. 


$ 4.  Das  Raab’sche  System2). 

Aus  bevölkerungspolitischen  Gründen  ist  der  österreichische 
Staat  des  18.  Jahrhunderts  ein  Gegner  der  großen  Güter  ge- 
worden. In  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  erblickt  er  die 
vornehmste  Aufgabe  seiner  Verwaltungstätigkeit.  Für  die  ver- 
mehrte Bevölkerung  sollen  durch  weitgehende  Förderung  der 
Landwirtschaft  ausreichende  Subsistenzmittel  geschaffen  werden. 
Nichts  aber  hindert  mehr  „die  vollkommene  Cultur  des  Bodens 
und  den  Flor  der  Landwirtschaft“  als  die  Frondienste.  Ihre 
Aufhebung  muß  jedoch  die  Vernichtung  des  gutsherrlichen 
Großbetriebes  im  Wege  einer  Zerschlagung  des  1 1 errenlandes 
in  Bauerngüter  nach  sich  ziehen.  So  wird  denn  dieses  letztere 
zum  Losungswort.  Dieses  Programm,  das  im  Jahre  1775  vom 
Hofrate  der  Kommerzkommission  Franz  Anton  v.  Raab  auf- 
gestellt wurde,  sollte  in  Böhmen  und  Mähren  auf  den  vom 
Staate  verwalteten  Gütern  eingeführt  werden.  Denn  die  Privat- 
dominien  waren  nicht  gewillt,  diese  Neuerung,  von  der  sie  nicht 
mit  Unrecht  eine  Schmälerung  ihrer  Einkünfte  befürchteten, 
anzunehmen,  und  der  Staat  versuchte  auch  vorläufig  nicht,  sie 
dazu  zu  zwingen.  Auf  den  Staatsgütern  aber  machte  man  mit 
dem  neuen  Systeme  recht  günstige  Erfahrungen.  Kein  Wunder 
also,  «laß  die  Regierung  daran  dachte,  das  Raab'sche  System 
auch  in  Galizien  einzuführen.  Verfügte  sie  doch  hier  über 
zahlreiche  Staatsgüter,  die  tie  von  der  Republik  Polen  über- 
nommen hatte,  über  geistliche  Fondsgüter  und  über  die  Güter 
des  im  Jahre  1773  aufgehobenen  Jesuitenordens3). 

Diese  Gütermasse  in  Staatsbesitz  zu  behalten,  war  nicht 
beabsichtigt,  da  dies  den  damals  herrschenden  Grundsätzen  wider- 
sprochen hätte.  Sie  sollte  vielmehr  nach  Einführung  der  Robot- 
abolition an  Private  verkauft  werden4).  Tatsächlich  ist  es  jedoch 
anders  gekommen:  gerade  auf  jenen  Gütern,  die  der  Staat  in 


1)  Landcsprftsidialorlaß  vom  2(5.  Februar  1 7 Do  bei  Klunker 
a.  n.  O.  II.  Bd.  S.  37 — »19. 

2)  Vergl.  Grünberg,  Bauernbefreiung,  I.  Md.  S.  290 — 314, 
II.  Bd.  S.  832—359.  423  - -431. 

3)  Vergl.  Pilat  in  der  „Statistischen  Monatsschrift14  XVIII.  Bd. 
S.  296. 

*)  Robotabolitions-llofkominission  unter  dem  7.  Juni  1784. 
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seiner  Verwaltung  behielt,  ist  das  Robotabolitionssystcm,  zum 
grüßten  Teil  wenigstens,  durchgefiihrt  worden,  während  die 
Mehrzahl  der  verkauften  Staatsgüter  nicht  nach  diesem  System 
eingerichtet  wurde. 

In  den  volkreichen  westlichen  Provinzen  des  Reiches 
konnte  man  die  parzellierten  Meierhofgründe  an  Landeskinder 
austeilen.  Anders  in  dem  menschenarmen  Galizien.  Hier  mußten 
Ausländer  herangezogen  werden.  Ja,  das  Moment  der  Ansiedlung 
fremder  Kolonisten  trat  so  sehr  in  den  Vordergrund,  daß  man 
den  ursprünglichen  Zweck  des  Raab’schon  Systems  ganz  vergaß 
und  zeitweilig  ausschließlich  Ausländer  mit  den  neuen  Bauern- 
stellen beteilte1).  Vor  allem  sollten  Deutsche  ins  Land  gezogen 
werden,  von  deren  hoher  Bildung  und  genauer  Kenntnis  des 
Ackerbaues  man  sich  große  Vorteile  für  die  Landwirtschaft  ver- 
sprach, in  zweiter  Reihe  Polen  aus  dem  republikanischen  Gebiete. 
Den  Kolonisten  wurden  ganz  außergewöhnliche  Begünstigungen 
in  Aussicht  gestellt.  Sie  erhielten  ein  Haus  und  einen  Acker- 
grund als  Krbeigentum ; Vieh  und  Gerätschaften  wurden  ihnen 
von  der  Kaineralgüterverwaltung  unentgeltlich  beigestellt;  nach 
Ablauf  einer  bestimmten  Anzahl  von  Freijahren  sollten  sie  einen 
mäßigen  Zins  entrichten  und  die  ortsübliche  Robot  leisten.  Doch 
blieb  ihnen  das  Recht  unbenommen,  gleich  den  übrigen  Unter- 
tanen der  Kameralgiiter  die  Robot  in  Geld  oder  Körnern  ab- 
zulösen -). 

Die  Kolonisation  beschränkte  sich  übrigens  nicht  auf 
die  Staatsgüter  allein:  auch  auf  den  Privatherrschaften  wurden 
die  Lücken,  die  durch  die  Auswanderung  vieler  Untertanen 
en' standen  waren,  durch  deutsche  Ansiedler  ausgefüllt.  So  wurden 
in  den  Jahren  17*2- -1783  gegen  20.000  Deutsche  aus  dem 

1 \ Es  machte  hei  den  Eingeborenen  in  Galizien  böses  Blut,  daß 
hei  der  Verteilung  der  ohrigkcitlich-kamernlherrschaftlichen  Gründe  nur 
die  Immigranten  und  nicht  die  Inländer  berücksichtigt  wurden.  Auf  eine 
diesbezügliche  Vorstellung  der  Hofknnzlei  antwortete  die  Hofkammer  am 
8.  Juni  1784:  „Die  Vermehrung  der  Population  ist  eine  der  vorzüg- 

lichsten Absichten,  welche  Seine  Majestät  bei  der  befohlenen  Robotabo- 
lition sehen;  wenn  bei  «1er  Vertheilung  der  Dominicalgründe  nicht  vor- 
züglich auf  fremd«;  Einwanderer  Be«lacht  genommen  wird,  so  wird  dies«* 
Vermehrung  nicht  gefördert.“ 

")  Die  zahlreichen  Verordnungen  über  das  Ansiedlungswesen  in 
Galizien  sind  im  „llauptnonnale  über  das  Ansiedlnngswoscn“  vom 
8.  April  1787  kodifiziert  worden.  (Abgedruckt  bei  C zornig,  Ethno- 
graphie etc.  III.  Bd.  Anhang  S.  14 — 54.) 
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Reiche,  meist  Wllrtetnberger  und  reformierte  Pfälzer,  in  120 
Kolonien  angesiedelt1)»  und  die  Kolonisation  dauerte,  obschon 
nur  in  geringerem  Maßstabe,  auch  noch  in  der  nachjosefinischen 
Zeit  fort. 

Unter  der  Leitung  des  Staatsgüteradministrators  Matthias 
von  Ainser  nahm  auch  das  Robotabolitionsgeschäft,  in  Galizien 
einen  befriedigenden  Fortgang.  Nachdem  schon  im  Jahre 
1778  einzelne  Meierhöfe  an  die  Untertanen  verteilt  worden 
waren,  wurde  im  Jahre  1783  das  Raab'sche  Svstem  auf  den 
Kameralherrschaften  Niepolomice  und  Soudomir  und  in  den 
folgenden  Jahren  auf  den  übrigen,  in  der  unmittelbaren  Ver- 
waltung des  Staates  stehenden  Gütern  (der  größere  Teil  der 
Krongütcr  befatid  sich  in  lebenslänglichem  Besitze  von  Edel- 
leuten) durchgeführt2).  Die  Untertanen  zeigten  sich  im  allge- 
meinen mit  der  Reform  zufrieden,  und  auch  der  Staat  schien 
dabei  gut  zu  fahren. 


$ 5.  Reform  des  obrigkeitlichen  Amtes. 

Durch  die  „Leibeigenschaftsuaufhebung  wurden  die  öffent- 
lich-rechtlichen Befugnisse  der  Gutsherrschaften  nicht  berührt. 
Die  Stellung  der  Dominien  als  Justiz-  und  Verwaltungsorgane 
wurde  auch  fernerhin  beibehalten,  jedoch  gleichzeitig  einer  gesetz- 
lichen Regelung  unterworfen.  Durch  zwei  am  1.  September  1781 
erschienene  Patente  und  durch  gleichzeitig  erlassene  Instruktionen 
für  die  Kreisämter  und  die  Untertansadvokaten  wurde  das  Ver- 
fahren in  Streitigkeiten  zwischen  Obrigkeiten  und  Untertanen 
neu  geregelt,  wobei  der  alte  — in  Galizien  seit  1775  geltende 
Instanzenzug  nicht  geändert  wurde.  < »egen  widerspenstige 
Untertanen  wurde  den  Obrigkeiten  eine  beschränkte  Strafgewalt 
eingeräumt.  Andererseits  aber  wurde  den  Kreisämtern  auf- 
getragen, Herrschaften  und  Wirtschaftsbeamte,  die  sich  Über- 
tretungen der  Untertansschutzgesetze  zuschulden  kommen  lassen 
würden,  strenge  zu  bestrafen 3). 

Das  Geltungsgebiet  dieser  Verordnungen  erstreckte  sich  über 
ganz  Österreich.  Für  Galizien  waren  jedoch  besondere  Vorkeh- 
rungen nötig.  Denn  während  in  den  anderen  Kronländern  bereits 
seit  langer  Zeit  mehr  oder  minder  gut  organisierte  Ämter  bestan- 


Cz örnig  u.  a.  <>.,  I.  Bd.  S.  17.  Vergl.  auch  D rd h c k i a.  h.  0. 
S.  122  f. 

3)  Akten  i in  k.  u.  k.  Hofkaminerarehiv,  Faszikel  7117 — 7110. 

3)  Pi  11  ersehe  Gesetzsammlung  XIV  und  XV. 
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den,  war  in  Galizien,  besonders  auf  den  kleineren  Gütern,  die 
Administrierung  ungebildeten  Beamten  überlassen,  die  infolge 
ihrer  geringen  Gesetzeskenntnis  nicht  imstande  waren,  den  An- 
forderungen, die  der  Staat  an  sie  stellte,  nachzukommen.  Es 
wurde  also  angeordnet,  „dass  jene  Grundherren,  die  nicht  selbst 
auf  ihren  Gütern  wohnen,  oder  eich  zur  Besorgung  der  publi- 
quen  Geschäfte  nicht  verwenden  wollen,  einen  rechtschaffenen 
und  tüchtigen  Beamten  in  loco  anstellen.“  Dieser  Beamte  sollte 
vor  dem  Kreisamt  eine  Prüfung  über  seine  Befähigung  zur 
Verwaltung  der  öffentlichen  Geschäfte  ablegen.  Zu  seinen  Ob- 
liegenheiten sollte  es  gehören,  die  publizierten  Verordnungen 
zu  sammeln  und  auf  ihre  Befolgung  zu  achten,  ferner  die  Ru- 
stikalsteuer einzuheben  und  zu  verrechnen.  Ohne  Wissen  des 
Kreisamtes  sollte  er  nicht  aus  dem  Dienste  entlassen  werden  l). 

Dioson  Erlässen  verdankt  die  später  zu  einer  traurigen 
Berühmtheit  gelangte  Klasse  der  „Mandatare“  ihre  Entstehung2). 

Die  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  wurde  den  Dominien  bei 
der  Reformierung  der  Gutsbehörden  auch  fernerhin  belassen3 4 5). 
Die  Stände  erboten  sich  zur  unentgeltlichen  Leistung  der  Rechts- 
pflege, und  der  Staat  willigte  ein1).  Die  Rechtsprechung  sollte 
durch  einen  geprüften  Justitiär  ausgeübt  werden.  Den  Herr- 
schaften wurde  es  verboten,  auf  die  Urteilsfälluug  Einfluß  zu 
nehmen  3).  Zugleich  mit  der  josefinischen  Steuer-  und  Urbarial- 
regulierung  war  auch  eine  Reform  der  niederen  Verwaltungs- 
behörden geplant:  gewisse  Agenden,  die  bis  dahin  von  den 
Gutsherrschaften  besorgt  wurden,  sollten  an  landesfürstliche 
Beamte  (Steuereinnehmer.  Bezirksbeamte)  übergehen.  Die  vor- 


1)  Guberni  deirculare  vom  fi.  April  und  28.  Juni  1782.  (Patent- 
Sammlung  im  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern.)  Vgl.  auch  Klunker 

^ a.  a.  0.  III.  S.  7. 

2)  Patent  vom  15.  Januar  1 784  (Pi  l le  r’sc  li  e Gesetzsammlung  IV.) 
verlangt,  daß  fortan  nur  erbh'indische  Untertanen  als  Beamte  angestellt 
werden  sollen. 

3)  Patent  vom  Ü.  April  1784.  (Vergi.  Klunker  a.  a.  0.  III.  Bd. 
S.  17  ff.) 

4)  Patent  vom  24.  Juni  1784.  (Piller'sche  Gesetzsammlung 
LXV11I.) 

5)  Kreisseh reiben  vom  12.  April  1787.  (Piller'sche  Gesetz- 
sammlung LI  II.)  Wichtig  für  die  „Organisation  der  herrschaftlichen 
Ämter“  war  das  Dekret  vom  21.  August  1788.  (Klunker  a.  a.  O. 
III.  lhl.  S.  25  fi.)  Gubernialbericht  vom  17.  ugust  178G.  Hofkanzlei- 
vortrag vom  20.  September  1787. 
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zeitige  Aufhebung  dieser  Reform  verhinderte  auch  die  Ausführung 
dieses  Planes. 

Die  Obrigkeiten  hatten  für  die  Untertansbodrückungen 
ihrer  Beamten  und  Pächter  zu  haften l).  Die  Forderungen  der 
Untertanen  aus  dom  Titel  dor  Untertänigkeit  erloschen  nicht 
durch  einen  Wechsel  in  der  Person  des  Gutsherrn.  Sie  hafteten  viel 
mehr  am  Grund  und  Boden;  doch  mußten  sie  innerhalb  drei  Jahren 
geltend  gemacht  werden-).  Diese  zur  Sicherung  der  untertänigen 
Forderungen  bestehenden  Vorschriften  wurden  mit  Patent  vom 
10.  Juli  1789  dahin  erweitert,  daß  in  Hinkunft  bei  Konkursen 
die  erwähnten  Ansprüche  in  der  zweiten  Klasse  rangieren,  also 
das  Pfandrecht  genießen  sollten.  Überdies  sollte  die  sogenannte 
Oktava  oder  der  achte  Teil  des  Wertes  jeder  Herrschaft  für 
die  Untertansfordcrungon  derart  haften,  daß  auch  ohne  Vor- 
merkung diesen  Forderungen  bis  zum  genannten  Betrage  das 
Pfandrecht  vor  allen  Gläubigern  gebühre3). 

Das  obrigkeitliche  Mühlen-Regal  wurde  durch  Patent  vom 
9.  September  1784  wesentlich  eingeschränkt4). 

Auch  in  die  inneren  Verhältnisse  der  Dorfgemeinde  griff 
der  Kaiser  ein.  Die  Befugnisse  der  Gemeindebehörden  wurden 
geregelt;  in  jedem  Dorfe  sollten  ein  Richter  und  für  jo  50  Häuser 
2 Geschworene  aufgestellt  werden.  Für  das  Richteramt  hatte 
die  Gemeinde  dem  Dominium  oinen  Ternovorsehlag  zu  macht  u. 
Die  Geschworenen  durfte  sie  selbst  im  Einverständnis  mit  dem 
Richter  wählen5).  Dorfrichter  und  Geschworene  genossen  be- 


*)  Patent  vom  5.  Januar  1784.  (P i 1 1 e r’s  c h e Gesetzsammlung  I.) 
Das  Patent  vom  3.  Oktober  1783  (Pi  1 1 er'sc li e Gesetzsammlung  XL VI.) 
batte  befohlen,  in  die  künftig  abzuschließeuden  Güterpachtkontrakte 
folgenden  Absatz  einzuschalten : „Ferner  hat  der  Pachter  sich  in  Absicht 
auf  die  Robot  und  sonstige  Untertansschuldigkeiten  nach  dem  ganzen 
Inhalte  und  Vorschrift  des  Patentes  vom  3.  Junii  1775  auf  das  pünkt- 
lichste zu  achten.“  I)ns  Patent  vom  31.  März  1783  (Piller’sche 
Gesetzsammlung  X.)  hob  die  sogenannten  obligatorischen  und  arenda- 
torischen  Kontrakte  auf. 

-)  Patent  vom  18.  April  1784.  (Piller’sche  Gesetzsammlung 
XXVIII.)  Dieses  Patent  war  an  alle  Landesstelleu  zur  Kundmachung 
versendet  worden. 

3)  Piller’sche  Gesetzsammlung  LXVII. 

4)  Piller’sche  Gesetzsammlung  LXXIY.  Acten  im  Archiv  des 
Minist,  d.  Innern:  IV.  K.  4,  2533. 

5)  Patent  vom  13.  April  1784.  (Piller’sche  Gesetzsammlung 
XXVI.) 
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sondere  Begünstigungen  in  Bezug  auf  das  Ausmaß  der  Robot 1 *). 
Ihre  Obliegenheiten  waren  ziemlich  bedeutend5'). 


§ 6.  Die  Steuer-  und  Urbarialregulierung. 

Gleich  bei  der  Besitzergreifung  hatte  die  Regierung  die 
Absicht  ausgesprochen,  die  Untertiinigkeitsverhilltnisse  Galiziens 
durch  eine  Urbarialregulierung  zu  reformieren.  „Ein  wohlgeord- 
netes Urbarialsy stem  soll  und  kann  eingofiihrt  worden, u lau- 
tete die  Parole3 *).  Und  Josef  II.  schreibt  unter  dem  10.  Mai 
1780  aus  Lemberg  an  seine  kaiserliche  Mutter:  „La  regulation 
urbariah*,  si  eile  a jamais  <$te  necessaire  Test  bien  ici.a  4)  Nur 
war  man  sich  über  die  Art  und  Weise  ihrer  Durchführung 
vollkommen  im  Unklaren.  Bald  sollte  die  ungarische,  bald  die 
schlesische,  dann  wieder  dio  böhmische  Agrarverfassung  zum 
Vorbilde  genommen  worden.  Aber  schließlich  erkannte  man, 
daß  die  eigenartigen  Verhältnisse  in  Galizien  eino  besondere 
Behandlung  verlangton  5L 

Ernstlich  wurde  an  diese  Angelegenheit  erst  gegen  Ende 
des  Jahres  1782  herangetreten.  Dio  äußere  Veranlassung  bot 
ein  Promemoria  über  dio  wirtschaftliche  Lage  Galiziens,  das 
Graf  Wielohorski  in  Wien  überreicht  hatte.  Aus  diesem  Denk- 
schreibeu  hatte  der  Kaiser  entnommen,  „das  s/4  der  Güter  nicht 
von  ihren  Grundherren  besessen  und  benutzt  werden,  sondern 
von  Pächtern,  die  den  Bauernstand  sehr  misshandeln  und  bis 
50  procento  jährlichen  Profit  beziehen. u Darauf  baute  nun  Josef 
den  Plan  zu  einer  Urbarialregulierung  auf.  „Don  Grundherren 
ist  nur  die  Versicherung  ihrer  momentanischcn  Pachtung  zu 
geben,  sei  es  in  Geld  oder  Naturalien,  worüber  sie  sich  nicht 
zu  beschweren  hätten,  ausgenommen,  dass  sie  auf  zukünftige 


*)  Circular  vom  23.  September  17H4.  (Piller'sche  Gesetz- 
sammlung XCA 

-)  Wichtig  war  folgende  Bestimmung:  „Die  Dorfgerichte  sollen 

sich  angelegen  seyn  lassen,  die  zwischen  Unterthanen  und  Unterthanen 
entstandenen  Streitigkeiten  so  viel  möglich  gütlich  beizulegen,  und  nur 
erst  dann,  wenn  die  Versuche  zu  einem  gütlichen  Vertrage  fruchtlos 
sind,  hat  das  obrigkeitliche  Amt  die  rechtlich  ■ Entscheidung  nach  den 
bestehenden  Vorschriften  zu  fassen.“  Patent  vom  24.  Juni  1 784. 
(Piller’sche  Gesetzsammlung  LXVII1.) 

3)  Vortrag  der  Staatskanzlei  vom  3.  Novemher  1773. 

l)  Vergl.  Arneth  a.  a.  0.  III.  Bd.  S.  243. 

Das  folgende  nach  den  Akten  im  Archiv  des  Ministeriums  des 
Inneren:  II.  A.  6;  V.  B.  1.  50«;  IV.  K.  1,  2470;  IV.  K.  3,  2407. 
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Zeiten  ihre  Pachtungen  nicht  werden  erhöhen  können.  Dieses 
aber  wäre  ein  billiges  Vergelten  für  ihr  außer  Landes  meisten* 
theils  verzerrendes  Vermögen  oder  so  luderliche  Verwaltung. 
Derjenige  Profit  von  50  pro  Cento  mehr  o d e r 
weniger,  so  jetzt  der  Pachter  bezieht,  bliebe  dem 
Unterthan  in  Händen,  und  verschaffte  ihm  ein 
besseres  Auskom  men,  mehrere  Kräfte  zu  den  Staat  s- 
Nothdurften  und  die  Möglichkeit,  seinen  Contrakt 
mit  dem  Gutsherrn  richtig  zuzuhalten.“  Auch  wäre 
mit  dieser  Reform  eine  Steuerregulierung  zu  verbinden  l * 3). 

Die  Hofkanzlei  zeigte  nur  sehr  wenig  Neigung,  auf  die 
Vorschläge  des  Kaisers  einzugehen.  Sie  hielt  sie  für  unaus- 
führbar. Ihre  Argumente  überzeugten  den  Kaiser  jedoch  so 
wenig,  daß  er  ihr  die  Vorstellung  gegen  seine  Absichten 
einfach  mit  dem  Bemerken  zurückstellte:  daß  „dieses  Geschwätz 
zu  keinem  Gebrauch  sei“-).  Im  Schoße  der  Hofstellen  wurden 
sodann  unter  der  unmittelbaren  Leitung  des  Kaisers  Beratungen 
über  eine  bessere  Art  der  U r barial regul ie rung  gepflogen,  deren 
Resultat  die  Steuer-  und  Urbarialregulierung  von  1780  war, 
die  sich  auf  das  ganze  Reich  erstreckte.  Das  Wesen  dieser 
großartigen  Agrarreform  ist  so  gründlich  behandelt  worden,  daß 
wir  uns  darauf  beschränken  können,  nur  das  Wichtigste  in 
kurzen  Zügen  anzudeuten*). 

Ausgehend  von  der  physiokratischen  Forderung  eines  impot 
unique  will  der  Kaiser  den  Grund  und  Boden,  ohne  Unterschied, 
ob  er  sich  im  Besitz«'  von  Staat  oder  Kirche,  Gutsherr  od«*r 
Bauer  befindet,  einer  gleichmäßigen  Besteuerung  unterwerfen. 
Der  Naturalbruttoertrag  sollte  fortan  allein  maßgebend  sein  für 
die  Höh«;  der  Steuer,  di<‘  in  den  deutschösterreichischen  Ländern 


l)  Allerhöchstes  Ilandbillet  au  den  Grafeu  Kollowrat  vom  4.  De- 
zember 1782.  Abgedruckt  bei  Meynert,  Kaiser  Josef  II.,  Wien  18<>2. 
S.  1 5.‘1  f.  Vergl.  Roseber,  Geschichte  der  Nationalökonomik  iu  Deutsch- 
land. München  1874.  S.  032. 

Kmimiissionsprotokoll  vom  7.  Januar  1783, 

3)  Ich  folge  dabei  Grünberg,  Bauernbefreiung,  I.  S.  314 — 343 
uud  II.  Md.  420 — 451.  — Im  Hofkanzlei vortrag  vom  5.  April  1783 
hei lit  es;  „Bei  «ler  Urbarienregulicrung  kommt  es  hauptsächlich  darauf 
an,  a)  dass  dem  Unterthan  seine  zulängliche  Subsistenz,  ohne  welche 
sieh  ohnehin  alles  übrige  nicht  denken  lässt,  in  Händen  gelassen,  b Dem 
Staat  das  Contributionale  versichert  und  endlich  c)  dem  Grundherrn 
sein  billiger  Theil  entweder  in  Geld  und  Früchten,  oder  mit  unentgelt- 
licher Arbeit  zugewendet  werde.“ 
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im  Durchschnitt  12  Gulden  13l/s  Kreuzer  von  100  Gulden 
Bruttogrund  ertrag,  in  Galizien,  damit  „Kultur  und  Industrie 
umso  leichter  in  Aufnahme  gebracht  werden“,  nur  8 Gulden 
16 Vs  Kreuzer  betrug.  Den  Herrschaften  wurde  das  Steuer- 
subrepartitions-,  Sublevierungs-  und  Einhebungsrecht  entzogen. 
Das  erste  fiel  fortan  ganz  weg.  Die  Einhebung  wieder  sollte 
in  Zukunft  durch  landesfürstliche  Beamte  geschehen.  Mit  der 
Steuerregulierung  wurde  auch  eine  umfassende Urbarialregulierung 
verbunden.  Künftighin  sollte  bloß  das  Geld  der  „einzige  und 
unveränderliche  Maßstab“  zur  Bestimmung  der  Untertansschuldig- 
keiten sein;  die  Grundobrigkeiten  sollten  in  der  Regel  nur  mehr 
Geld  von  ihren  Untertanen  fordern  können,  diese  wieder  nur 
verpflichtet  sein,  Geld  zu  prästieren.  Daher  wurden  alle  unter- 
tänigen Schuldigkeiten  auf  Geld  zurückgeführt.  Allerdings  blieb 
es  den  Interessenten  gestattet,  auch  künftighin  im  Wege  freier 
Vereinbarung  die  Urbarialschuldigkeit  in  Lohnarbeit  umzuge- 
stalten. Der  Staat  wollte  jedoch  auf  den  Abschluß  derartiger 
Verträge  Keinen  Einfluß  nehmen.  Aber  nicht  nur  die  Qualität 
der  Schuldigkeiten  wurde  verändert;  auch  ihre  Quantität  erfuhr 
— ebenfalls  zu  Gunsten  dor  Untertanen  — eine  bedeutende 
Änderung.  Den  Untertanen,  soweit  sie  für  regulierbar  erklärt 
wurden,  sollte  von  dem  zum  Zwecke  der  Steuerregulierung 
ausgemittelten  Bruttogrundertrage  jedenfalls  mindestens  70°/0 
zur  eigenen  und  zur  Erhaltung  ihrer  Familien,  sowie  zur  Be- 
streitung der  Kulturkosten,  der  Gemeindeabgaben  und  der 
Umlagen  für  Seelsorge  und  Schule  frei  bleiben.  Sämtliche  landes- 
fürstliche und  obrigkeitliche  Forderungen  durften  daher  in  den 
deutschösterreichischen  Ländern  30'  „ des  Bruttogrundertrages 
nicht  übersteigen.  Soweit  dies  der  Fall  war,  sollten  die  herr- 
schaftlichen Forderungen  auf  den  gesetzlichen  Höchstbetrag 
herabgesetzt  werden.  Jenes  Drittel,  um  das  die  Grundsteuer  in 
Galizien  niedriger  bemessen  war,  sollte  den  Untertanen  zugute 
kommen,  so  daß  auch  hier  die  Untertansschuldigkeiten  das  für 
die  deutschen  Kronlünder  festgesetzte  Maximum  nicht  über- 
steigen durften.  Es  blieben  also  dem  galizisehen  Untertan  von 
100  Gulden  Grundertrag  73  Gulden  56a/i5  Kreuzer  frei.  Regu- 
lierbar waren  alle  bäuerlichen  Rustikalisten,  gleichviel,  ob  sie 
eingekauft  oder  uneingekauft  waren.  Als  Bauer  aber  wurde  ange- 
sehen, wer  von  seinen  Rustikalgründen  mindestens  1 3 Gulden 
(in  den  deutschen  Kronländern  2 Gulden)  an  Grundsteuer  ent- 
richtete. Die  Schuldigkeiten  der  Häusler  und  Innleute  wurden, 
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soweit  sie  Äquivalent  für  den  obrigkeitlichen  Schutz  waren, 
in  Art  und  Maß  unverändert  gelassen.  Besaßen  sie  aber  steuer- 
bare Gründe,  so  sollten  sie  in  Ansehung  dieser  gleich  den 
bäuerlichen  Rustikalisten  behandelt  werden l). 

Das  neue  Urbarialsystem  sollte  zugleich  mit  der  Steuer- 
reform am  1.  November  1789  in  Kraft  treten-).  Um  jedoch  den 
Obrigkeiten  den  Übergang  zur  neuen  Wirtschaftsverfassung  zu 
erleichtern,  wurden  die  Untertanen  verpflichtet,  bis  Ende  Okto- 
ber 1791  auf  Abrechnung  ihrer  Bar$chuldigkeiten,  Uber  Ver- 


l)  Patent  vom  10.  Februar  1789.  (Pi  11  ersehe  Gesetzsammlung 
XIII.)  Krcisschreiben  vom  20.  Mai  1789.  (Pille r’sche  Gesetzsammlung 
LI.)  U niwersaf  vom  19.  September  1789.  (Piller'sche  Gesetzsamm- 
lung LXXXVI.)  Vergl.  (Zanetti),  Steuer-  und  Urbarialregulierung 
Josephs  des  Zweyteu  iu  den  deutsehen  Erbländern  und  in  Galizien  nach 
ihrer  wahren  Beschaffenheit  bei  Grcllmanu  a.  a.  O.  III.  S.  437 — 536. 

"Mit.  Berücksichtigung  der  verschiedenen  Abstufungen  ergibt  sich 
folgende  Tabelle : 


Von  100  Gulden  Bruttogrundertrag  waren  zu  entrichten 


im  Durch- 
schnitt 

von  Ackern, 
Trljchfcldern, 
mit  Ackern  ver- 
glichenen 
Teichen,  dann 
von  Seen  und 
Flüftnen 

von  Wiexen 
und  mit  Wiesen 
vergliche  non 
Gürten  uud 
Teichen 

von  Htmvciden, 
Gestrüppen  und 
Waldungen 

^ 1 iu  den 

deutschen 
=3  u ’ Provinzen 

0 3--  

ns  O i 

Zm  *-» 

.2  m 

a Galizien 

& » 

12  fl.  1373  kr. 

10  fl. 37 V2  kr. 

17  fl.  55  kr. 

21  fl.  15  kr. 

8 H.  16%  kr. 

SfSfjr] 

7 fl.  5 kr. 

12  fl.  5 kr. 

14  fl.  10  kr. 

an  Urbarial- 

Schuldigkeiten 

17  H.  40%  kr. 

15  fl.  25  kr. 

20  fl.  21/-»  kr. 

30  fl.  50  kr. 

(Maximum) 

-)  Während  der  Hungersnot,  die  im  Winter  1780  87  in  Galizien 
herrschte,  war  der  Plan  aufgetaucht,  ohne  die  vollständige  Ausmessung 
des  Landes  abzuwarten,  sofort  die  Urbarialregulierung  durchzuführen. 
(Allerhöchstes  Handbillet  vom  8.  Februar  1787.)  Doch  wurde  diese 
Absicht  bald  wieder  fallen  gelassen.  (Resolution  vom  9.  März  1787: 
„Wenn  die  prohibita  general ia  publiciert  und  auf  deren  Beobachtung 
genau  gesehen,  dann  auch  das  Freyziehigkeitspatcut  genau  in  allen 
seiuen  Theilen  gehalten  wird,  so  kann  in  Galizien  die  wirkliche  Urba- 
rialregulierung bis  zur  Beendigung  des  Steuerregulierungsgeschäftes  ver- 
schoben bleiben.“) 
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langen  der  Obrigkeiten  unter  bestimmten  Voraussetzungen  für 
diese  um  gesetzlich  bestimmten  Lohn  zu  arbeiten. 

Der  josefinischen  Urbarialregulierung  lag  derselbe  Oedanke 
zugrunde,  der  schon  im  Raab’schen  System  zum  Ausdrucke  ge- 
kommen war:  die  Naturaldienste,  von  deren  Schädlichkeit  für 
den  Nationalwohlstand  man  überzeugt  war,  in  Geldabgaben  zu 
verwandeln.  Zugleich  werden  die  Untertansschuldigkeiten  ohne 
jede  Rücksichtnahme  auf  die  „wohlerworbenen“  Rechte  der 
Herrschaften  wesentlich  vermindert.  Es  konnte  dem  Kaiser  nicht 
entgehen,  daß  die  Aufhebung  der  Naturaldienste  es  den  Domi- 
nien unmöglich  machen  würde,  das  bisherige  Wirtschaftssystem 
fortzusetzen,  und  sie  nötigen  würde,  das  Hofland  gegen  Zins  an 
Bauern  auszuteilen.  Gerade  das  war  die  Absicht  des  Kaisers. 
Mit  dem  verhaßten  System  der  Frondienste  sollte  vollkommen 
gebrochen  werden,  die  großen  Gutskomplexc  sollten  in  Bauern- 
stellen zerschlagen  werden,  der  Bauernstand,  der  die  zahlreichste 
Klasse  der  Staatsbürger  und  der  die  Grundlage,  folglich  die 
größte  Stärke  des  Staates  ausmacht,  sollte  nicht  länger  von  den 
Obrigkeiten  und  ihren  Beamten  ausgebeutet  und  ausgesaugt 
werden. 


Eine  neue  Zeit  schien  für  Österreich  angebrochen  zu  sein. 
Die  privilegierten  Stände,  deren  Vorrechte  bedroht  waren, 
rüsteten  zur  Abwehr  und  es  gelang  ihnen  auch,  das  Reform- 
werk des  Kaisers  zu  vereiteln. 


Drittes  Kapitel. 

Die  nachjoseiinische  Zeit. 

§ 1.  Die  Aufhebung*  der  Steuer-  und  Urbarialregulierung*. 

Es  mußte  auch  von  den  unbedingten  Anhängern  der 
Steuer-  und  Urbarialregulierung  zugegeben  werden,  daß  die 
Reform  in  ihrer  Durchführung  viele  Mängel  zeigte.  Die  Aus- 
messung und  Abschätzung  war  in  Eile  — innerhalb  der  kurzen 
Frist  von  vier  Jahren  — geschehen.  Sie  war  daher  in  vielfacher 
Hinsicht  falsch  und  unzuverlässig.  Und  abgesehen  von  diesen 
geringen  Fehlem,  die  sich  ja  mit  der  Zeit  noch  ausbessern 
ließen,  war  es  in  einem  so  geldarmen  Lande,  wie  Galizien, 
überhaupt  möglich  oder  wünschenswert,  eine  derartige  Reform 
durchzuführen  V Mußte  es  dem  Bauer  nicht  leichter  fallen, 
wöchentlich  eine  bestimmte  Anzahl  von  Arbeitstagen  zu  leisten, 
als  eine,  wenn  auch  kleine,  Geldabgabe  zu  entrichten  *)?  Und  war 
es  nicht  im  Interesse  des  Nationalwohlstandes  gelegen,  den 
Untertan,  der  es  verschmähte,  in  der  Zeit,  die  ihm  von  der 
Bestellung  seines  Grundes  frei  blieb,  gegen  Lohn  zu  arbeiten, 
zwangsweise  zur  Arbeit  anzuhalten? 

Die  Politik  der  österreichischen  Regierung  in  Galizien  war 
dahin  gerichtet,  den  Bauernstand  auf  Kosten  des  Adels  zu  begün- 
stigen. Die  stumpfe  Masse  des  Landvolkes  nahm  alle  Wohltaten 
hin,  ohne  ein  Zeichen  der  Dankbarkeit  zu  zeigen.  In  den  Tag 
hineinlebend  schien  sie  gar  kein  Verständnis  zu  haben  für  den 
Kampf,  der  jetzt  um  ihr  Schicksal  zwischen  dem  Staat  und  den 
Gutsherren  entbrannte.  Unter  dem  galizischen  Adel  dagegen 
herrschte  eine  heftige  Erregung  über  die  Maßregeln  der  österrei- 
chischen Regierung.  Alles,  was  der  österreichische  Staat  zum  Wohle 
Galiziens  unternommen  hatte,  war  ausschließlich  dem  Bürger-  und 
dem  Bauernstände  und  der  in  polnischer  Zeit  schwer  bedrängten 
griechischen  Kirche  zugute  gekommen.  Die  Edelleute,  die  eben 


'»  Schon  hei  der  Durchführung  des  Kobotabolitionssystems  hatten 
die  Bauern  in  einzelnen  Dörfern  erklärt,  es  falle  ihnen  schwer,  die  Geld- 
zinse  aufzubringen.  (Robotabolitionsbericht  vom  1.  Juli  1787.) 
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noch  fast  souverän  gewesen  waren,  konnten  es  nicht  verschmerzen, 
daß  sie  in  die  zweite  Reihe  gedrängt  worden  waren,  und  daß  alle 
wichtigen  Beamten-  und  Offiziersstellen  mit  — meist  bürger- 
lichen --  Deutschen  besetzt  wurden.  Am  schmerzlichsten  aber 
mußten  die  Gutsbesitzer  die  materiellen  Verluste  empfinden,  die 
ihnen  das  neue  Regierungssystem  zugefügt  hatte.  Sie,  die  bisher 
fast  steuerfrei  gewesen  waren,  wurden  zur  Beitragsleistung  zu  allen 
Staatslasten  herangezogen.  Eine  Reihe  von  Verfügungen  ver- 
minderte ihre  Urbarialnutzungen  ganz  beträchtlich.  Die  Ein- 
ziehung der  Krongüter  und  die  Monopolisierung  der  Salzgewinnung 
und  des  Salzhandels  schmälerte  ihre  Einkünfte  um  ein  bedeu- 
tendes. Die  Urbarialregulierung  vollends  schien  ihren  wirtschaft- 
lichen Ruin  vollenden  zu  sollen. 

Das  trieb  den  Adel  zum  äußersten.  Ganz  offen  wurde  die 
Frage  einer  gewaltsamen  Loslösung  Galiziens  von  Österreich  er- 
wogen. Überall  im  Lande  bildeten  sich  geheime  Komitees,  die  mit 
der  preußischen  und  der  polnischen  Rogierungin  Verbin- 
dung traten  l).  Die  gemäßigteren  Elemente,  an  ihrer  Spitze  die 
ständischen  Verordneten,  überreichten  der  Regierung  Vorstellun- 
gen, in  denen  sie  eindringlich  vor  der  Einführung  des  neuen  Sy- 
stems warnten.  Sie  beklagten  sich  darüber,  daß  eine  so  wichtige 
und  das  ganze  Land  umgestaltende  Reform,  ohne  dass  sie  gehört 
worden,  beschlossen  worden  sei.  Das  neue  System  könne  nicht 
eingeführt  werden.  Werde  es  dennoch  — trotz  der  Abmahnungen 
der  Gutsbesitzer  — eingeführt,  so  müsse  es  „unfehlbar  binnen 
kurzer  Zeit  dem  Edelmann,  dem  Unterthan  und  aller  Gattung 
von  Landesinwohnern  überhaupt,  mithin  dem  ganzen  Reiche 
den  Untergang  bringen“.  Das  System  sei  „o)  durchgängig  für 
dieses  Land  unanwendbar,  h)  mangelhaft  und  aus  bloßen  Ideal- 
begriffen, nicht  aber  aus  wahren  Grundsätzen  bestehend“.  Das 
Eigentum  der  untertänigen  Gründe  komme  ausschließlich  den 
Dominien  zu.  Es  sei  ein  Eingriff  in  Rechte,  die  der  Kaiser 
ausdrücklich  anerkannt  habe,  wenn  man  die  obrigkeitlichen  Ein- 
künfte schmälere2).  Allein  der  Kaiser  ldieb  fest.  Er  entschied: 


Vergl.  Kniinka,  der  vierjährige  polnische  Reichstag  1788 — 
1 703.  Berlin  189«/98.  I.  Bd.  S.  «30— fi35.  U.  Bd.  S.  100  ff.  — 
Vergl.  auch  \V  o 1 f u n d Z wiedineck  - Sn  d eu  hörst,  Österreich  unter 
Maria  Theresia.  Josef  II.  und  Leopold  II.  Berlin  1884,  S.  308. 

2 ) „Die  Kdelleute  oder  vielmehr  die  erblichen  Besitzer  der  < i iitor 
sind  als  die  vorzüglichsten  Anhauer  des  Kr«  1 reiches  anzusehen,  welches 
zwar  niemand  in  Abrede  stellen  dürfte,  nachdem  die  große  Menge  der 
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das  neue  System  habe  unwiderruflich  am  1.  November  1789  in 
Kraft  zu  treten1).  Doch  schon  wenige  Wochen  später  hatte  die 
Reaktion  auf  allen  Punkten  gesiegt  und  den  Kaiser  genötigt, 
die  Vertilgungen,  die  er  für  Belgien  und  Ungarn  getroffen  hatte, 
zurückzunehmen  s). 

In  der  niedergeschlagenen  Stimmung,  in  die  der  Kaiser 
infolge  des  Scheitems  seiner  großen  Pläne  und  der  Mißerfolge 
in  der  auswärtigen  Politik  versetzt  worden  war,  traf  ihn  ein 
anonymer  Brief  eines  Edelmannes  aus  dem  Kreise  Zamo6c, 
der  die  schwierige  Lage  der  galizischen  Grundbesitzer  in 
krassen  Worten  schilderte3).  Sofort  sendete  der  Kaiser  den 
Brief  durch  Estafette  an  den  Gouverneur  Grafen  Brigido  mit 
der  Aufforderung,  sich  über  die  Stichhältigkeit  der  gegen 
die  Reform  erhobenen  Vorwürfe  zu  äußern.  Brigidos  Bericht 
bildete  die  Grundlage  einer  am  5.  Februar  1790  abgehaltenen 
Hofkommissionssitzung,  deren  Ergebnis  dem  vollständigen  Auf- 
geben der  Reforragedanken  gleichkam.  „Der  Hauptstein  des 
Anstoßes  bleibt  immer  die  Steuer-  und  Urbarialregulierung.“ 
Da  ihre  sofortige  Beseitigung  nicht  gut  durchführbar  war,  wurde 
vorläufig  das  Steuerkontingent  Galiziens  um  500.000  fl.  vermin- 
dert, im  übrigen  aber  dem  Gouverneur  die  ausgedehnte  Vollmacht 
gegeben,  er  könne  alles,  was  ihm  notwendig  scheine,  verfügen, 
ohne  erst  die  Zustimmung  des  Kaisers  einholen  zu  müssen1). 

Magazinsvorräthe  immer  von  den  Gutsbesitzern  herbeigeschatlt  worden 
wären,  niemals  von  den  Bauern,  welch  letztere  kaum  soviel,  als  zu 
ihrer  nothwendigen  Nahrung  gehört,  an  Feldfrüchten  hätten.“  Es  sei 
unmöglich,  die  Dominikalgrümle  unter  die  Untertanen  zu  verteilen,  weil 
diese  kaum  den  nötigen  fundus  instructus  besitzen,  um  die  gegenwärtig 
in  ihrem  Besitz  befindlichen  Gründe  zu  bestellen.  Ebensowenig  sei  es 
den  Dominien  möglich,  ihre  Wirtschaft  so  einzurichten,  daß  sie  die 
Frondienste  entbehren  könnten ; sie  müßten  denn  ihr  Dienstpersonal  auf 
einmal  um  20.000  Ochsenkuochte  und  ebensoviele  Ochsenjungeu,  ihren 
Viehstand  aber  um  80.000  Stück  Ochsen  vermehren.  — „Der  Edel- 
mann, der  dem  Lande  so  nützlich  ist,  verdient  Rücksicht,  damit  er  nicht 
der  Vergessenheit  und  dem  letzten  Elend  ausgesetzt  würde.“  (Vorstellung 
der  galizischen  Stände  vom  7.  Juli  1780.) 

*)  Resolution  vom  14.  September  1780. 

8)  Wolf  und  Zwiedineck-SüdenhorBt  a.  a.  O.  S.  314. 

3)  Das  Original  im  Archiv  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern: 
85  ex  Februario  1790.  IV.  H.  2,  524,  Der  Brief  ist  nach  einer  in 
Handschrift  525  des  Ossolihski’schen  Institutes  in  Lemberg  befindlichen 
Kopie  abgedruckt  bei  W.  Loziiiski,  Galiciana.  We  Lwowie  1872. 
S.  120  ff. 

4 ) Nach  Brigidos  Bericht  traf  den  Adel  vor  allem  der  Mangel 
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Nirgends  geschieht  in  den  zahlreichen  Eingaben,  die  die 
galizischen  Gutsbesitzer  im  Winter  1789/90  der  Regierung  über- 
reichten, des  Bauernstandes  Erwähnung.  Immer  wird  nur  davon 
gesprochen,  daß  Adel  und  Klerus  unter  der  neuen  Steuer  zu 
leiden  hätten.  Und  das  war  ganz  natürlich.  Denn  die  Untertanen 
sahen  in  der  Urbarialreform,  die  sie  übrigens  nur  für  die  Ein- 
leitung einer  allgemeinen  Aufhebung  aller  Untertansschuldig- 
keiten hielten,  das  Ziel  ihrer  Wünsche  erreicht.  Die  ziemlich 
bedeutende  Erhöhung  der  Staatslasten  kam  für  sie  weniger  in 
Betracht  gegenüber  der  wesentlichen  Verminderung  der  Dienste 
und  Abgaben.  An  vielen  Orten  wollten  die  Untertanen  die 
sofortige  Durchführung  der  Reform  erzwingen  und  verwei- 
gerten die  Lohnarbeiten,  zu  denen  sie  noch  durch  zwei  Jahre 
verpflichtet  waren.  Den  Verfügungen  der  Regierung  mußte 
durch  ausgeschickte  Militürabteilungen  Geltung  verschafft 
werden  l). 

Kaiser  Josef  hatte  noch  in  seiner  Entschließung  über  das 
Kommissionsprotokoll  vom  5.  Februar  daran  festgchalten,  daß 
die  17%  Urbarialforderungen  nicht  überschritten  werden  dürfen. 
Nach  dem  Tode  des  Kaisers  (20.  Februar  1790)  ging  man 
jedoch  von  diesem  Grundsätze  ab.  Der  alte  Zustand  sollte 
wiederhergestellt  werden,  nur  sprach  die  Regierung  die  Erwar- 
tung aus,  daß  die  galizischen  Stände,  gleichwie  es  die  ober- 
österreichischen bereits  getan  hatten,  den  Untertanen  gewisse 


hu  Bargeld  und  an  Arbeitskräften  sehr  schwer,  ferner  die  hohen  Kosten 
der  Ausmessung  um!  die  zu  hoch  angesetzte  Waldsteuer.  Die  neue 
Grundsteuer  war  mehr  als  doppelt  so  groß  als  die  bisherige,  sie  betrug  von 
dem  ermittelten  Grundertrag  von  27,1  öd. 152  fl.  23  kr. — 2,239.787  fl.  58  kr. 
gegen  996.942  fl.  der  Dominikal-  und  Rustikalsteuer.  Dazu  kamen  noch 
271.331  fl.  als  Regiekosten  und  700.000  fl.  als  außerordentliche  Kriegs- 
steuer. Ferner  Naturallieferungeu  im  Werte  von  1,593.333  fl.,  für  die 
unverzinsliche  Scheine,  die  jedoch  erst  nach  Beendigung  des  Krieges 
von  den  Staatskassen  an  Zahlungsstatt  genommen  werden  sollten,  aus- 
gestellt wurden.  Die  Mehrbelastung  des  Lundes  war  also  ganz  bedeutend; 
sie  fiel  fast  durchwegs  dem  Adel  zur  Last.  Durch  die  Urharialregulierung 
wurden  die  Einkünfte  mancher  Edelleute  um  % bis  % vermindert.  — 
Die  Ilofkanzlei  erneuerte  den  Vorschlag,  den  sie  schon  im  April  1788 
und  dann  im  Juli  1789  gemacht,  den  Steuerfuß  für  Galizien  auf  % 
(statt  %)  des  in  den  übrigen  Kronländern  festgesetzten  herabzusetzen. 
(Gubernialberichte  vom  26.  Januar  und  28.  Februar,  Hofkauzlei- 
sitzungen vom  5.  Februar  und  11.  März  1790.  Vcrgl.  Loziiiski 
a.  a.  0.  S.  107  ft.) 

A)  Kreisschreiben  vom  31.  März  1790. 
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Erleichterungen  zukommen  lassen  würden l).  Gleich  nach  dem 
Tode  des  Kaisers  hatten  die  Adelskomitees,  die  sich  in  Lemberg 
und  in  den  Kreisstädten  gebildet  hatten,  vier  Abgeordnete  nach 
Wien  entsendet,  die  den  neuen  Herrscher  begrüßen  und  ihm 
die  Wünsche  des  Landadels  übermitteln  sollten.  Der  Stände- 
ausschuß teilte  ihnen  noch  zwei  weitere  Vertreter  aus  seiner 
Mitte  zu  und  verlieh  dadurch  dem  gesetzwidrigen  Vorgehen  der 
Komitees  eine  Legitimation2).  Mit  diesen  Abgesandten  verhan- 
delte die  Hofkanzlei  Uber  die  Aufhebung  des  Josefinums.  Das 
Ergebnis  war  das  Patent  vom  19.  April  1790 3).  Danach  sollte 
vom  1.  Mai  angefangen  der  alte  Zustand  im  Steuerwesen,  vom 
1.  Juli  an  im  Urbarialwesen  wiederhergestellt  werden,  wogegen 
die  Obrigkeiten  den  Untertanen  einige  Begünstigungen  zukom- 
men  ließen.  Diese  bestanden  darin,  daß  die  Herrschaften  die 
Hälfte  der  Erhöhung  der  Grundsteuer  gegenüber  der  alten 
Rustikalsteuer  auf  sich  nahmen  und  die  Naturallieferungsscheine 
für  die  von  ihnen  in  den  Jahren  1789  und  1790  geleisteten 
Lieferungen  zur  Dotierung  der  Gemeindespeicher  widmeten. 
Überdies  wollten  sie  fortan  allein  die  Last  der  Steuereinhebung 
tragen.  Schließlich  verzichteten  sie  auf  jenes  „sechzente  Maßei“, 
das  die  Untertanen  nach  dem  Kreisschreiben  vom  19.  Juli  1787  4) 
bei  Rückzahlung  erhaltener  Getrcidevorschüsse  zuzuschütten 
verpflichtet  waren,  so  daß  die  obrigkeitliche  Aushilfe  fortan 
zinsenfrei  geleistet  werden  sollte. 

Mit  der  Aufhebung  der  josefinischen  Steuer-  und  Urbarial- 
regulierung  hatten  die  galizischen  Deputierten  nur  einen  Teil 

1)  In  clor  Sitzung  dos  Stiindeausschusscs  vom  6.  April  1790 
machte  Brigido  den  Vorschlag,  die  Dominikaisteuer  von  12°  0 auf  18°/0 
zu  erhöhen.  Der  dadurch  erzielte  Mehrbetrag  sollte  von  dem  Rustikal- 
steuerkontingent zu  Gunsten  der  Untertanen  abgcschriebcn  werden.  iDie 
Dominikaisteuer  betrug  1789  581.634  fl.,  die  Rustikalsteuer  413.057  fl.) 
Die  Stände  erklärten  sich  zu  einer  Erhöhung  auf  16°/w  bereit.  Der 
Verlauf  dieser  Beratungen  beweist,  daß  man  sowohl  in  den  Kreisen  der 
Regierung  als  auch  in  denen  der  Gutsbesitzer  auf  einen  heftigen  Wider- 
stand der  Bauern  gegen  die  beabsichtigte  Aufhebung  des  .Josefinums 
rechnete.  Vergl.  die  Akten  unter  85  ex  Martio  et  41  ex  Majo  1790. 
V.  B.  1,  600. 

-)  Ebendort.  Vergl.  ferner  Kalinka  a.  a.  O.  S.  104  f.  Star- 
zynski,  Projekt  galicyjskiej  konstitucyi  1790/91  in  „Przewodnik  na- 
ukowv  i literacki“  1892.  S.  410.  Vergl.  lvreisschveiben  vom  2.  Juni  1790. 
(Piller’schc  Gesetzsammlung  XXXVIII). 

3)  Pille r’s che  Gesetzsammlung  XXX. 

*)  Pillcr’sche  Gesetzsammlung  XC1. 
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ihrer  Wunsche  durchgesetzt.  Die  Aufgabe,  deren  Erfüllung 
ihnen  von  ihren  Auftraggebern  ain  meisten  ans  Herz  gelegt 
worden  war,  war  die  Erlangung  einer  Verfassung  ftlr  Galizien, 
die  dem  galizischen  Adel  für  alle  Zeiten  Freiheiten  und  Sonder- 
rechte sichern  sollte.  Trotzdem  der  Verfassungsentwurf,  den  die 
Deputierten  vorgelegt  hatten,  Galizien  eine  von  der  Zentral- 
regierung fast  unabhängige  Stellung  einräumen  wollte,  schien 
auch  der  Kaiser  nicht  abgeneigt,  auf  die  Vorschläge  der  Depu- 
tation einzugehen,  da  es  ihm  vor  allem  darauf  ankam,  das  Land 
zu  beruhigen,  um  dem  zu  erwartenden  preußischen  Angriffe 
fester  entgegentreten  zu  können  l *).  Die  staatsrechtlichen  Bestim- 
mungen des  Verfassungsprojektes  von  1790  (charta  Leopoldina) 
kommen  hier  nicht  in  Betracht.  Was  aber  speziell  die  bäuer- 
lichen Verhältnisse  anbelangt,  so  wünschten  die  Verfasser  des 
Entwurfes,  den  Zustand  vom  31.  Oktober  1789  zu  fixieren.  Die 
G rundin ventarien  sollten  zu  öffentlichen  Urkunden  erklärt  und 
fortan  nicht  ohne  Zustimmung  beider  beteiligten  Parteien  geändert 
werden;  andererseits  sollten  Untertansbedrückungen  mit  der 
Strafe  des  doppelten  Wertes  belegt  werden8).  Diese  kurzen 
Andeutungen  reichten  nicht  hin,  um  die;  für  die  Zukunft  des 
Landes  hochwichtige  Fragt;  des  Urbariums  zu  lösen,  dazu 
bedurfte  es  einer  besonderen  Regelung.  Die  Deputierten  stellten 
daher  die  Bitte,  es  möge  eine  Rektifizierung  der  Grundinven- 
tarien  vorgenommen  werden,  und  im  Einvernehmen  mit  ihnen 
beauftragte  die  Hofkanzlei  den  ehemaligen  Administrator  der 
galizischen  Kameralgüter,  Matthias  von  Ainser,  den  wir  schon 
als  Leiter  des  Rohotabolitionsgeschäftes  kennen  gelernt  haben, 
ein  Gutachten  zu  erstatten,  wie  bei  der  Durchführung  einer 
derartigen  Operation  vorzugehen  sei3 * 5 *).  „Es  ist  unwiderlegbar,“ 
äußert«.»  sich  Ainser  in  seinem  umfangreichen  M«;moire,  „dass 
seit  der  Revindication  durch  alle  di«.»se  Umstände  (Erhöhung 

l)  Vergl.  Uwagi  »ad  rzadem  galicyjskim.  Przyczyuy,  dia  kt«>ryeh 

do  tego  stopniu  nikczemnosci  prowineja  ta  przyszfa,  a nakouiec  sposoby, 
jakimiby  los  tego  kraju  poprawir  mozna.  Roku  1 7 DO.  und  die  Gegenschrift: 
{E.  B.  Kortuin)  Magna  Charta  von  Galicien  oder  Untersuchung  der 

Beschwerden  des  gulicischen  Adels  politischer  Nation  über  die  öster- 
reichische Regierung.  Jassy  1790.  Beide  bei  Grellnmun  a.  a.  0.  I.  Bd. 
S.  1 — 148,  17J — 228.  Ebendort  ist  auch  S.  149 — 173  der  Text  des 
Verfassungsentwurfes  abgedruckt.  Vergl.  Starzynski  a.  a.  O. 

8)  ijij  45 — 40  der  charta. 

5)  Hofdekret  vom  9.  Juli  1790.  Gutachten  Ainser»  vom 

17.  Juli  1790. 
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der  Staatslasten,  Rückgang  des  Handels  nach  Danzig  wegen 
der  hohen  preussischen  Zölle,  Niedergang  des  Salzhandels  und 
des  Tabakbaues  wegen  Einführung  des  Monopols,  Misswachs  und 
Viehseuchen,  Verminderung  der  Wald-  und  Weidegerechtigkeiten 
seit  der  Einführung  der  Waldordnung)  der  Stand  des  Unterthans 
im  ganzen  genommen  verschlimmert  worden  sei,  daher  ist  auch 
nicht  zu  gedenken,  dass  im  allgemeinen  die  prohibita  generaiia 
wieder  aufgehoben,  und  die  Unterthansschuldigk eiten,  wie  sie 
zur  Zeit  der  Revindication  waren,  wieder  eingeführt  werden 
könnten,  sondern  hätte  der  Regel  nach  unveränderlich  bei  der 
Abschaffung  zu  verbleiben,  und  wären  lediglich  die  mit  letztem 
October  1789  bestandenen  Urbarialsehuldigkeiten  in  concreto 
als  geltend  und  unverletzbar  pro  basi  zur  Rectificierung  der 
Inventarien  zu  nehmen.“  Im  Prinzipe  waren  auch  die  Deputierten 
damit  einverstanden.  Sie  verzichteten  darauf,  die  Zurücknahme 
der  josefinischen  Reformen  zu  verlangen  und  begnügten  sich 
damit,  einige  kleinere  Forderungen  zu  stellen1).  Die  Vorschläge 
Ainsers  und  der  ständischen  Vertreter  bildeten  die  Grundlage 
für  Beratungen,  die  sich  monatelang  hinzogen.  Der  neue 


l)  Nach  dem  Vorschläge  der  Deputierten  sollte  eine  6gliedrige 
Kommission,  deren  Mitglieder  zur  Hälfte  von  der  Regierung,  zur  Hälfte 
von  den  Ständen  ernannt  werden  sollten,  von  Dominium  zu  Dominium 
reisen  und  die  Inventarien  rektifizieren.  — Die  Beschränkung  der  Robot 
auf  3 Tage  in  der  Woche  sollte  für  die  größeren  Bauerngüter  (auch 
nach  Ainsers  Vorschlag)  aufgehoben  werden:  „Heureusement  qu'il  y a 
moien  de  le  faire  saus  aggraver  le  sort  du  peuple,  et  meine  saus  outre 
passer  la  regle,  qu’aucun  individu  ne  soit  tenu  k plus  de  corvöes 
qu’ä  trois  par  semaine.  Les  colons  de  Galicie  ne  sont  pas  proprie- 
taires  de  leurs  fonds,  ils  en  jouissent  n titre  de  metayer.  On  pourrait 
done.  saus  blesser  leurs  droits  distraire  des  possessions  de  ceux  donc 
les  charges  ont  etc  mis  au  tnoins,  de  portious  proportionnees  k ce 
rabais  et  les  faire  servir  ä 1*  etablisseinent  des  autres  colons  ä redevanccs.“ 
Die  Deputierten  sprachen  sich  auch  für  die  Wiedereinführung  der 
gemessenen  Dienste  aus.  — Ferner  erklärten  sie:  „Oti  une  grande  dis- 
Proportion  taut  entre  les  possessions  qu'entre  les  charges  respectives 
des  paisans  se  trouverait  etre  introduite,  soit  ä 1a  suite  de  fabolition 
des  droits  seigneuriaux,  soit  par  quelque  circonstance  accidentelle : Le 
seigneur  qui  en  alleguerait  la  preuve  et  la  cause,  aura  le  droit  de  pro- 
poser  la  inaniere  de  l’egaliser.  Cependant  le  total  des  redevancea 
tel  qu’il  a etc  le  dernier  8,)rL’  178Ü  sauf  les  droits  s\  retablir  restera 
immuable  sans  augmeutation  oü  dimiuution.“  — „II  importe  pour  plu- 
sieurs  raisons  de  laisser  en  ce  cas  ^initiative  au  Seigneur;  c’est  ä dire 
qu’aucune  ^galisation  entre  b*s  paisans  ne  puisse  etre  en  reprisc,  que  sur 
la  deinandc  qu’il  ferait  la  dessus.“ 


Digilized  by  Google 


Die  n achjosefinische  Zeit.  * 


8(5 


Gubcrnialrefcrent  Graf  Trautmannsdorf  beantragte:  „dass  die 
Concretalmassa  gesummter  unterthünigen  Schuldigkeiten  erhoben, 
in  eine  Summe  zusammengebracht,  diese  sodann  wiederum  nach 
Verhältnis  der  Lage,  Fruchtbarkeit  des  Hodens,  Möglichkeit  des 
mehr  oder  minderen  Verdienstes  der  Ortschaften  untergetheiit 
und  dergestalt  alle  Unterthanen  des  Landes  in  Ansehung  ihrer 
Schuldigkeiten  in  ein  gleiches  Element  gebracht  werden  sollten.“ 
Im  Schoße  des  Gubemiums  fand  sieh  ein  Verteidiger  des  extrem- 
sten Interessenstandpunktes  der  Dominien  in  der  Person  dos 
Rates  Kolmanhuber,  der  schon  in  früheren  Jahren  als  Kreis- 
hauptmann von  Zamosc  seine  den  Gutsbesitzern  freundliche 
Gesinnung  bewiesen  hatte.  Jetzt  forderte  er  die  Wiederher- 
stellung des  Zustandes  von  1772,  welcher  Antrag  bei  seinen 
Kollegen  aut  entschiedenen  Widerstand  stieß1).  Von  beiden 
Seiten  wurde  der  Streit  mit  großer  Heftigkeit  geführt. 

Inzwischen  nahmen  auch  die  Verhandlungen  über  die 
galizische  Verfassung  ihren  Fortgang.  In  ihrem  Verlaufe  wurde 
von  Seite  der  Regierung  der  Vorschlag  gemacht,  künftighin 
auch  dem  Bauernstände  eine  Vertretung  auf  dem  Landtage 
einzuräumen2).  Bald  jedoch  stockten  die  Verhandlungen  und 
zu  Anfang  des  Jahres  1703  wurden  sie  auch  formell  abgo- 


1)  Kolmanhuber  forderte  ferner:  a)  „dass  ansbitt  der  angetrageueu 
kostbaren  und  langsamen  Umschmelzung  der  Iuventarien  solche  bloß  nach 
der  alten  Gewohnheit,  eigenen  Geständnis  und  Einvernehmung  der 
Unterthanen  berichtigt,  b)  dass  diese  Berichtigung  lediglich  dem  Grund- 
herrn überlassen,  und  selbem  hierzu  ein  Termin  von  U Monaten  ein- 
geräumt, c)  dass  sich  in  diese  Operation  von  der  Regierung  gar  nicht 
eingemeuget,  sondern  nur  in  Fällen,  wo  der  Grundherr  mehr  forderet, 
als  die  Unterthanen  nach  alter  Gewohnheit  schuldig  zu  sein  erkennen, 
der  Streit  von  einem  Kreisbeamten  und  zwei  begüterten  Kreisinsassen 
auf  Kosten  des  Dominiums  untersucht,  nach  legalen  Urkunden  ent- 
schieden oder  in  der  -n  Ermangelung  mittels  Vergleich,  nach  dem  Beispiel 
benachbarter  Güter,  oder  nach  der  Lustration  der  nächstliegenden 
Starostey  beygclegt,  d)  dass  sogleich  als  die  sogestaltigen  Inventarien 
berichtigt,  ins  Reine  gebracht,  von  Grundherren  und  Unterthanen  unter- 
schrieben sind,  hievon  dem  Kreisamte  die  Anzeige  gemacht,  von  diesem 
ein  Commissär  ad  locum,  wo  er  das  nun  verfasste  luventarium  in  An- 
sehung der  fürgoschriebonen  Vollständigkeit  zu  überschauen,  in  Gegen- 
wart zweier  benachbarten  Güterbesitzer  den  Unterthanen  vorzulescn  und 
den  Inhalt  von  selben  bestätigen  zu  lassen  hat,  abgeschickt,  e)  dass 
diese  Inventarien  noch  überdies  von  einer  aus  Gubernialräthen  und 
ständischen  Deputierten  zusammengesetzten  Commission  beurteilet,  und 
endlich  f)  von  der  Regierung  sanctioniert  werden.“ 

2>  Starzynski  a.  a.  0.  S.  f>27,  915. 
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brochen.  Zu  Reichunbach  uml  zu  Pillnitz  hatte  Österreich  mit 
Erfolg  eine  Annäherung  an  Preußen  vollzogen,  und  von  Polen, 
für  dessen  Staatswesen  die  letzte  Stunde  geschlagen  hatte,  drohte 
ebenfalls  keine  Gefahr  mehr  für  Galizien  l).  Die  Regierung  fühlte 
sich  nun  stark  genug,  die  Ruhe  des  Landes  auch  ohne  Gewährung 
einer  Verfassung  aufrechtzuerhalten.  Der  Stillstand  der  Beratungen 
über  die  Verfassung  blieb  nicht  ohne  Einwirkung  auch  auf  die 
Urbarialreform.  Die  Sache  schlief  allmählich  ein.  Auf  Grund  des 
Hofdekretes  vom  3.  Dezember  1791  wurde  der  Vizepräsident 
des  böhmischen  Guberniums  Freiherr  v.  Marge lik  als  Hof- 
koramissär  nach  Galizien  „zur  Untersuchung  und  Behebung  der 
wahrgenommenen  Unordnung“  entsendet.  Es  wurde  ihm  noch 
besonders  aufgetragen,  die  Rektifizierung  der  obrigkeitlichen 
Grundinventarien  zu  beschleunigen  *).  Doch  hatte  Margeliks 
Bericht  über  diese  Angelegenheit  nur  den  einen  Erfolg,  daß 
alle  Reformabsichten  endgiltig  aufgegeben  wurden. 

Der  galizische  Gouverneur  Graf  Brigido,  der  offen  auf  die 
Seite  der  Dominien  hinneigte,  war  gegen  jede  Reform,  weil  er 
einsah,  daß  die  von  den  Gutsbesitzern  angestrebte  Wiederher- 
stellung des  Zustandes  von  1772  unmöglich  sei.  In  seinem 
Berichte  vom  8.  April  1792  erklärte  er:  „Ich  sehe  mich  durch 
alle  bishero  vorgekommen«'  allenthalb«*n  auf  verschiedene  Hinder- 
nisse anstoßende  Vorschläge  in  meiner  Meinung  immer  mehr 
und  mehr  bestärket,  dass  es  dermalen  gar  nicht  räthlich  sey, 
von  Seiten  und  mit  Einfluss  d«?r  Regierung  eine  Urbarialr«'gulie- 
rung  vorzunehmen,  sondern,  dass  lediglich  ein  gütliches  Überein- 
koinmcn  zwischen  Grundherrn  und  Unterthan  dazuführen  könne.“ 

Die  Hofkanzlei  hinwiederum  erachtete:  „es  erscheine  über- 
haupt gegenwärtig  nicht  an  der  Zeit  zu  sein,  in  dieser  An- 
gelegenheit (Urbarialregulierung)  etwas  vorzunehmen,  beson- 
ders da  die  Anträge  d«'s  Guberniums  w«?der  anwendbar  noch 
den  Absichten  entsprechend  seien3)“.  Noch  einmal  wurde  im 
folgend«m  Jahre  die  Frage  einer  Urbarialregulierung  erwogen. 
Aus  den  Operat<'n  der  „galizischen  Hofcommission  in  Güter- 
austauschung8angelegenheitenu  hatte  Kaiser  Franz  von  mannig- 
fachen Übelständen  im  Urbarialw«‘sen  erfahren.  Er  erteilte  daher 
dem  Direktorium  in  eanrnralibus  et  publicis  politicis  den  Auftrag, 

1)  Vergl.  Starz yuski  a.  a,  0.  S.  920  ff. 

2)  Hericht  Margeliks  vom  20.  März  1792.  Allerhöchstes  Hand- 
schroiben  vom  28.  April  1792. 

3)  llofkanzlcivortrag  vom  10.  Juni  1 792. 
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anzuzeigen,  „ob  und  was  dasselbe  zu  Behebung  so  wesentlicher 
Gebrechen  etwa  schon  eingeleitet  haben  dürfte,  oder  wie  und 
nach  welchen  Grundsätzen,  selbes  sich  hierunter  zu  benehmen 
glaube,  da  eben  die  heutige  kritische  und  bedenkliche  Lago 
von  Galizien  eine  längere  Verzögerung  der  nöthigen  Heilungs- 
mittel  nicht  zu  gestatten,  — im  Gegentheile  die  Landesregierung 
zu  allmöglicher  Beflissenheit  für  die  Klaglosstellung  des  unter- 
thänigen  Contribuenten  aufzufordern  scheinet1)“.  Doch  über- 
zeugte das  Direktorium  den  Monarchen  bald  davon,  daß  „bey 
jetzigen  Umständen“  es  das  Beste  wäre,  nichts  zu  tun. 

Nach  jahrelangen  Beratungen  erschien  am  1.  September  1798 
ein  Ablösungsgesetz,  das  deutlich  zum  Ausdrucke  brachte,  daß 
die  Regierung  nicht  gewillt  sei,  die  bestehende  Ordnung  der 
Dinge  zu  ändern2).  Die  Ablösung  untertäniger  Schuldigkeiten 
sollte  fortan  dem  freien  Übereinkommen  der  Parteien  überlassen 
werden.  Ablösungsverträge  sollten  der  kreisämtlichen  Bestätigung 
bedürfen,  die  nur  dann  erteilt  werden  durfte,  wenn  die  politische 
Behörde  die  Überzeugung  gewonnen  hatte,  daß  durch  den  Ver- 
trag die  Rechte  dritter  Personen  (Hypothekargläubiger,  Anwärter 
u.  s.  w.)  nicht  berührt  werden  und  daß  er  „der  Aufrechthaltung 
des  Unterthans  zusagt“. 

Mit  dem  Patente  vom  1.  September  1798  schließt  die 
sozialpolitische  Gesetzgebung  auf  agrarischem  Gebiete  in  Öster- 
reich für  fast  ein  halbes  Jahrhundert  ab3). 


§ 2.  Reformen  und  Reformversuche  in  der 
nachjosefinischen  Zeit. 

Seit  dem  Erscheinen  des  Patentes  vom  1.  September  1798 
war  es  für  jedermann  klar  geworden,  daß  die  Regierung  nicht 
gesonnen  sei,  den  von  Maria  Theresia  und  Josef  II.  betretenen 
Weg  der  Reformen  länger  fortzu wandeln.  Sie  fand  anfangs  auch 
nicht  die  Ruhe,  die  zur  Durchführung  großer  Veränderungen 
im  Staatswesen  erforderlich  ist.  Seit  1792  war  Österreich  be- 
ständig in  schwere  Kriege  verwickelt,  die  die  Grundfesten  des 
Reiches  erschütterten,  und  als  im  Jahre  1815  der  Frieden  wieder 
hergestellt  wurde,  da  war  das  quieta  non  movere  zum  Grund- 
sätze der  Politik  geworden.  Mit  ängstlicher  Scheu  vermieden 


*)  Allerhöchstes  Handbillct  ddo.  Laxenburg,  den  13.  Juni  1793. 
Vortrag  des  Direktoriums  vom  2G.  Juni  1793. 

s)  Piller'sche  Gesetzsammlung  XXXXV1. 

3)  Vergl.  Grünberg.  Bauernbefrei ung,  I.  Bd.  S.  357. 
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die  leitenden  Staatsmänner  jede  größere  gesetzgeberische  Aktion; 
„anzuordnen,  was  gerade  das  augenblickliche  Bedürfnis  empfahl, 
hier  einzuschalten,  dort  auszumerzen,  einzelne  Bestimmungen 
neu  zu  textieren,  anders,  und  nicht  immer  besser  zu  ordnen 
und  zu  deuten,  das  war  alles,  was  sie  ihrer  Kraft  zutrauten  1)c. 

Damit  stand  es  nicht  im  Widerspruche,  daß  eine  Reihe 
jener  Gesetze,  die  in  der  josefinischen  Zeit  zum  Schutze  der 
Untertanen  für  Galizien  erlassen  worden  waren,  auf  die  1796 
erworbene  Provinz  West-  oder  Neugalizien  ausgedehnt 
wurde.  Denn  es  bestand  die  Absicht,  Westgalizien  vollständig 
nach  dem  Muster  Ostgaliziens  zu  organisieren,  und  da  mußten 
auch  die  Untertansgesetze  auf  die  neue  Provinz  übertragen 
werden2).  Der  untertänige  Besitzstand  wurde  geschützt3),  die 
Leibeigenschaft  aufgehoben  4),  das  Verfahren  gegen  ungehorsame 
Untertanen  und  bei  Untertansprägravationsklagen  nach  dem 
Vorbild  der  Patente  vom  1.  September  1781  geregelt5).  Das 
Robotpatent  wurde  in  Westgalizien  nicht  kundgemacht. 

Seit  1792  tagte  in  Wien  eine  Hofkommission,  deren  Auf- 
gabe es  sein  sollte,  Vorschläge  zu  einer  vollständigen  Reform 
der  galizisehen  Verwaltung  zu  erstatten6).  Die  beabsichtigten 
großen  Reformen  gelangten  niemals  zur  Ausführung,  doch  war 
die  Regierung  bestrebt,  die  vor  dem  Jahre  1789  erlassenen 
Patente  Kaiser  Josefs,  die  noch  lange  nicht  überall  beobachtet 
wurden,  tatsächlich  durchzuführen7). 

Durch  den  Artikel  V der  Wiener  Kongreßakte  war  Oster- 


*)  Springer,  Geschichte  Österreichs  seit  dem  Wiener  Frieden 
1809.  Wien  18(53,  I.  Bd.  S.  53. 

s)  Vergl.  Meynert,  Kaiser  Franz  I.  Zur  Geschichte  seiner 
Regierung  und  seiner  Zeit.  Wien  1872.  S.  141. 

3)  Hofdekret  vom  30.  November  179(5.  (Franz  des  Zweiten 
politische  Gesetze  und  Verordnungen.  IX.  Bd.  59.)  Hofdekret  vom  5.  Januar 
1797.  (X.  Bd.  3.) 

l)  Patent  vom  17.  Januar  1799  (ebd.  XIV.  Bd.  3.) 

5)  Patente  vom  17.  Januar  1799  (ebd.  XIV.  Bd.  4 und  5.) 

6)  Vergl.  die  Akten  im  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern. 
II.  A.  (5,  320. 

7)  Vergl.  insbesondere  die  Gubcmialverordnung  vom  2.  April 
1802  (bei  Klunker  a.  a.  0.  II.  Bd.  S.  225 — 238).  Von  weittragen- 
der Bedeutung  war  auch  die  Gubernialverorduung  vom  IG.  September 
1817  (bei  Klunker  a.  a.  O.  II.  Bd.  S.  27(5 — 279),  die  die  Entscheidung 
in  Streitigkeiten  über  untertänige  Schuldigkeiten,  Gründe  und  Servituten 
den  politischen  Behörden  zuwies.  Vergl.  darüber  Krzeczunowicz 
a.  a.  <>.  S.  13  ff. 
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reich  wieder  in  den  Besitz  der  1809  an  Rußland  abgetretenen 
Kreise  Tarnopol  und  Czortkow  gelangt.  Die  russische 
Regierung  hatte  zwar  in  dieser  Landschaft  die  österreichischen 
Untertansgesetze  provisorisch  Fortbestehen  lassen ; nichtsdesto- 
weniger aber  hatten  die  Obrigkeiten  während  der  Zeit  der 
russischen  Herrschaft  die  Schuldigkeiten  der  Untertanen  erhöht, 
ihren  Grundbesitz  jedoch  zu  Gunsten  des  Hoflandes  vermindert, 
wozu  die  Behörden  die  gesetzlich  erforderte  Zustimmung  gaben, 
als  es  bereits  ausgemacht  war,  daß  das  Land  an  ( )sterreich 
zurückfallen  werde.  Es  war  nicht  mehr  möglich,  das  frühere 
Ausmaß  der  untertänigen  Gründe  wieder  herzustellen.  Man 
befahl  also  den  Dominien,  binnen  6 Monaten  mit  den  Unter- 
tanen Vergleiche  über  die  Giebigkeiten  und  die  Gründe  zu 
schließen  und  dann  zur  kreisämtlichen  Bestätigung  vorzulegen. 
Kam  eine  Einigung  nicht  zustande,  so  hatte  das  Kreisamt  zu 
vermitteln.  Dominikal-  und  Rustikalsteuer  sollten  nach  den  neuen 
Besitzverhältnissen  reguliert  werden  l). 

Kaiser  Leopold  II.  hatte  die  josefinischen  Gesetze  über 
die  B a u e r n e r b f o 1 ge  in  Niederösterreich  aufgehoben  und  an 
ihrer  Statt  ein  neues  Gesetz  erlassen*).  Noch  im  Jahre  1790 
begannen  Verhandlungen  über  die  Einführung  dieses  Gesetzes 
in  Galizien.  Gleichzeitig  wurde  auch  eine  Neuordnung  des 
Bestiftungs  zwang  es  in  Erörterung  gezogen.  Die  Beratungen 
zogen  sich  bis  zum  Jahre  1848  hin,  ohne  daß  sie  zu  einem  Er- 
gebnisse geführt  hätten.  Die  josefinische  Erbfolgeordnung  blieb 
in  Galizien  — freilich  nur  auf  dem  Papiere  — bis  1868  bestehen. 
Der  Bestiftungszwang  wurde,  nachdem  er  ein  Scheindasein  ge- 
führt hatte,  ebenfalls  1868  durch  Landesgesetz  aufgehoben3). 
Wir  dürfen  über  die  Resultatlosigkeit  dieser  Beratungen  umso- 
weniger erstaunt  sein,  als  doch  auch  die  konstitutionelle  Ära 
in  mehr  als  einem  Menschenalter  es  bis  heute  noch  zu  keiner 
befriedigenden  Lösung  dieser  hochwichtigen  Frage  gebracht  hat. 


*)  Hofkauzleivortrag  vom  24.  Oktober  1810;  Resolution  vom 
20.  Dezember  1810.  Hierauf  Gubernial Verordnung  vorn  28.  Januar  1817 
(bei  Klunker  a.  a.  ().  II.  Bd.  S.  252 — 250). 

*)  Patent  vom  29.  Oktober  1790.  (Sammlung  der  Gesetze  im 
Untertansfache  u.  s.  w.  54.) 

•l)  Vergl.  Grün  borg,  Studien  S.  217 — 228,  250 — 203  und  die 
dort  citierten  Akten.  Ferner  Torna  sc  hek  a.  a.  O.  und  Pi  lat  in  den 
citierten  Beilagen  Nr.  70  zu  den  stenographischen  Protokollen,  X.  Session 
S.  545. 
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„Über  die  schlechte  Bestellung  der  Rechtspflege  auf  dem 
flachen  Lande  sind  alle  Berichte  der  politischen  und  Justiz- 
behörden einstimmig,“  klagte  die  Hofkanzlei  *)  und  beriet  daher 
bereits  seit  1803  über  die  Regulierung  der  ersten  Instanzen 
in  Galizien.  Bald  sollten  Kreisgerichte  errichtet  werden,  bald 
wieder  Bezirksgerichte,  dann  endlich  Friedensgerichte,  die  nach 
französischem  Muster  eben  im  Großherzogtume  Warschau  ge- 
schaffen wurden.  Bald  wollte  man  die  Jurisdiktion  der  Guts- 
herren ganz  aufheben,  bald  wieder  hieß  es,  sie  solle  erhalten 
bleiben  und  nur  über  oder  neben  sie  eine  andere  Gerichts- 
behörde gesetzt  werden8).  Erst  1818  verdichteten  sich  diese 
Pläne  zu  einem  positiven  Vorschläge  des  Guberniums:  landes- 
fürstliche Distriktsgerichte  ins  Leben  zu  rufen,  denen  mit  Aus- 
nahme der  aus  dem  Bande  der  Untertänigkeit  herrührenden 
Geschäfte,  deren  Behandlung  den  Grundobrigkeiten  verbleiben 
sollte,  alle  Gegenstände  der  politischen  und  Civilgerichtsbarkeit 
zugewiesen  werden  sollten3).  Der  Gouverneur  Franz  Freiherr 
von  Hauer  war  gerade  von  Lemberg  abwesend.  Als  ihm  das 
Projekt  zu  Gesicht  kam,  erklärte  er,  er  sei  „nicht  einverstanden, 
weil  die  Landesstelle  die  verschiedenen  Gegenstände  der  politi- 
schen und  Civilgerichtsbarkeit  unter  eine  und  dieselbe  Behörde 
vereinigen  will,  deren  Beamte  sich  eine  ganz  unerschwingliche 
Universalität  von  Gesetz-  und  Geschäftskenntnissen  aneignen 
müssten.“  überhaupt  aber  mache  die  Sache  „einen  Einriss  in 
die  Patrimonialgerichtsbarkeit,  welcher  mir  nicht  in  der 
Absicht  und  in  dem  Geiste  der  österreichischen 
Staatsverwaltung  zu  liegen  scheint.“  Für  den  Fall,  als 
die  Zentralregicrung  doch  auf  der  Reform  bestehen  sollte, 
machte  Hauer  den  Vorschlag,  den  Grundobrigkeiten  die  Grund- 
buchsführung4), das  Vormund  Schafts  wesen  und  die  Verlassen- 
schaftsabhandlungen zu  belassen.  Zur  Besorgung  der  politischen 
Geschäfte  sollten  Bezirksobrigkeiten,  zur  Besorgung  der  judi- 
ziellen  Geschäft«*  Kreisgerichte  errichtet  werden0). 

Es  wurde  noch  so  mancher  Bogen  Papier  beschrieben, 
doch  blieb  alles  beim  alten.  Nur  im  Steuer  wesen  wurde 

1)  Dekret  an  das  galizisehe  Guberuium  vom  2.  Februar  1809. 

2)  Die  betreffenden  Acten  sub  VI.  R.  1,  1541  und  1542. 

3)  Gubernialbcricht  vom  28.  August  1818. 

4l  Grundbücher  waren  für  den  untertänigen  besitz  noch  gar  nicht 
vorhanden. 

5)  Bemerkungen  des  Baron  Franz  Hauer  vom  7.  September  1818 
zum  Gubernialberichte  vom  28.  August  1818. 
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eine  große  Reform  in  Angriff  genommen.  Durch  Patent  vom 
23.  Dezember  181 7 1)  wurde  die  Grundsteuerregulierung  ange- 
ordnet, die  auf  Grund  des  „stabilen  Katasters“,  der  durch  sorg- 
fältige Messung  und  Abschätzung  herzustellen  war,  vorgenommen 
werden  sollte.  Da  es  sich  jedoch  bald  nach  Beginn  der  Arbeiten 
zur  Herstellung  des  stabilen  Katasters  herausstellte,  daß  diese 
Arbeiten  einen  längeren  Zeitraum  in  Anspruch  nehmen  würden, 
als  man  ursprünglich  angenommen  hatte,  so  wurden  aus  den 
Archiven  die  josefinischen  Steuerregulierungsoperate,  die  1790 
kaum  dem  Einstampfen  entgangen  waren,  wieder  ans  Tageslicht 
gezogen  und  mit  einigen  Veränderungen,  die  der  Wechsel  der 
Zeiten  verlangte,  als  provisorischer  Kataster  zum  Maßstabe 
der  Steuerveranlagung  benützt*).  Der  provisorische  Kataster 
sollte  so  bald  als  möglich  durch  den  stabilen  ersetzt  werden.  Das 
geschah  aber  nicht,  und  bis  zu  der  im  Jahre  1882  durchge- 
führten Grundsteuerregulierung  blieb  in  Galizien  der  provi- 
sorische Kataster  in  Kraft3). 

Die  Grundsteuerregulierung  gab  der  Regierung  Veranlassung, 
sich  mit  der  Feldgemeinschaft  zu  befassen.  Bei  der  josefi- 
nischen Grundsteuerregulierung  hatte  man  die  Vermessung  und 
Ertragsschätzung  vorgenommen,  ohne  damit  eine  stabile  Grund- 
verteilung zu  verbinden.  Dies  war  auch  jetzt  ganz  gut  möglich 
und  sollte  auch  wieder  durchgeführt  werden,  da  ja  die  Kata- 
strierung von  dem  Besitzrecht  nicht  beeinflußt  wurde4).  Dennoch 
wollte  das  Gubernium  die  Feldgemeinschaft  beseitigt  wissen, 
wie  es  auch  schon  seit  Jahren  — freilich  vorläufig  ohne  Erfolg 
— die  Einführung  dos  Individualbesitzes  in  der  Bukowina  an- 
strebte. Und  zweifelsohne  befand  sich  das  Institut  der  Feld- 
gemeinschaft in  Pokutien  bereits  in  der  Auflösung.  Die  Gemeinden 
selbst  wünschten  die  Verteilung  der  Gründe,  in  vielen  Ort- 
schaften war  sie  bereits  vollzogen  worden,  in  anderen  stand  sie 
unmittelbar  bevor5). 

l)  Pille  r*s  che  Gesetzsammlung  LXX. 

*)  Patent  vom  6.  Mai  1819.  (Provinzialgesetzsam  m 1 u n g -44.) 

s)  Vergl.  Freiberger,  Handbuch  der  österreichischen  direkten 
Steuern.  Wien  1899.  S.  96. 

4)  Vergl.  Grünberg,  Studien,  S.  90. 

®)  Schon  in  der  josefinischen  Zeit  scheinen  in  einzelnen  Gemeinden 
die  Gründe  „beständig“  verteilt  worden  zu  sein.  Wenigstens  läßt  darauf 
die  Art  und  Weise  schließen,  wie  1791  der  Gubernialreferent  davon 
spricht,  i Gubernialsitzung  vom  7.  Mai  1791.)  Um  die  Mitte  der 
20er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  entwirft  das  galizische  Gubernium 
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Darüber,  wie  der  Staat  in  diese  Verhältnisse  eingreifen 
sollte,  war  man  im  Unklaren.  Das  Gubornium  war  gegen  eine 
imperative  Regelung;  die  meisten  Stimmen  waren  dafür,  abzu- 
warten, was  in  der  Bukowina  geschehen  werde.  Dort  wurde 
die  Feldgemeinschaft  1835  beseitigt1),  aber  in  Galizien  geschah 
von  Seite  der  Regierung  nichts  in  dieser  Beziehung.  Noch  die 
Grundentlastung  fand  den  wandelbaren  Feldbesitz  vor  und 
mußte  zu  ihm  Stellung  nehmen2).  Erst  gelegentlich  der  Ka- 
tastraldetail Vermessung  wurde  die  Feldgemeinschaft  in  Galizien 
vollständig  beseitigt  und  der  Besitzstand  der  einzelnen  Grund- 
wirte fixiert)9. 

$ 3.  Das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis  in  der  ersten 
Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts. 

Die  Macht  und  der  EinHuß  der  österreichischen  Regierung 
reichte  in  Galizien  kaum  über  die  Gemarkungen  der  Kreisstädte 
hinaus.  Die  wenig  zahlreichen  Kreisbeamten,  mit  Amtsgesch  äl'ton, 
vielfach  auch  mit  überflüssigen  Schreibereien  überbürdet,  konnten 
unmöglich  ihre  weit  ausgedehnten  Amtsbezirke  ganz  übersehen. 
Selbst  die  polizeilichen  Aufgaben,  die  ihnen  oblagen,  vermochten  sie 
nicht  entsprechend  durchzuführen,  da  ihnen  eine  landesfürstliche 
Sicherheitswache  nicht  zur  Verfügung  stand.  Die  1835  errichtete 
und  1842  reorganisierte  Finanzwache,  die  in  kleinen  Abteilungen 
im  ganzen  Lande  verteilt  war,  konnte  und  sollte  die  Stelle  einer 
solchen  nicht  vertreten,  da  sie  ausschließlich  fiskalischen  Zwecken 
diente.  Der  Schwerpunkt  der  Verwaltung  lag  bei  den  Dominien, 
denen  die  Ausübung  der  politischen  und  judiziellcn  Geschäfte 


folgendes  Bild  von  der  „Wandelbarkeit  der  Gründe“:  a)  „Im  Kolomeer 
Kreise  besteht  sie  dermalen  noch  bei  8 Gemeinden  in  Ansehung 
aller  Rusticalgründe.  In  12  Gemeinden  sind  zwar  die  meisten  Gründe 
schon  zum  bleibenden  Besitz  vertheilt,  aber  2 Fluren  in  jeder  Gemeinde 
sind  noch  wegen  der  ungleichen  Beschaffenheit  nicht  vertheilt  und 
kommen  demnächst  zur  Vertheilung.  In  24  Gemeinden  handelt  es 
sich  nur  noch  um  Ausgleichung  einzelner  Parzellen,  b)  Im  Czortkowcr 
Kreise  erscheint  noch  bei  44  Gemeinden  der  Grundbesitz  in  concreto, 
c)  Im  Stanislawowe  r Kreise  bei  6 Gemeinden,  wo  jedoch  das 
Dominium  sich  für  eine  Gruudregulierung  erklärt  hat.“  (Hofkanzlei- 
vortrag vom  3.  Oktober  182b.) 

Vcrgl.  Grünberg,  Studien,  S.  92  ff. 
s)  Die  Grundentlastung  in  Österreich.  Wien  1857.  S.  50  f. 
3)  Ebendort  S.  12. 
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in  erster  Instanz  zustand1).  Die  Art  und  Weise,  wie  die  Herr- 
schaften sich  dieser  Aufgabe  entledigten,  war  die  denkbar 
schlechteste;  das  obrigkeitliche  „Amtw  in  Galizien  konnte  mit 
dem,  wenn  auch  nicht  tadellos,  so  doch  zur  allgemeinen  Zu- 
friedenheit funktionierenden  Wirtschaftsamt  der  westlichen  Kron- 
länder  nicht  im  entferntesten  verglichen  werden2). 

Die  Dominien  waren  verpflichtet,  zur  Ausübung  der  Civil- 
gerichtsbarkeit  in  Streitsachen  einen  rechtskundigen  Justitiar  zu 
besolden.  Hören  wir  nun,  was  ein  mit  den  Landesverhilltnissen 
vertrauter  Mann  über  die  Tätigkeit  der  Justitiare  berichtet: 
„Zur  Ausübung  der  Civil-Jurisdiction  sind  eigene,  jedoch  mit 
dem  wirklichen  Bedarf  unverhältnismäßig  wenige  Justitiare  auf- 
gestellt, an  welche  einzelne  sich  20  und  mehrere  Dominien 
gegen  einen  kaum  Erwähnung  verdienenden  Beitrag  von  10,  15, 
20  fl.  lediglich  darum  anschließen,  um  sich  ausweisen  zu  können, 
dass  für  ihr  Gebiet  die  Civilgerichtsbarkeit  bestellt  sei.  Die 
Geschäftsprotocolle  dieser  Justitiars  stellen  den  Beweis  her,  dass 

l)  Nach  dem  Ausgange  des  Aufstandes  von  184<>  erhoben  polnische 
Aristokraten  gegen  die  Regierung  die  Anklage,  sie  hätte  nur  deshalb 
den  Dominien  die  Amtsführung  zugestanden,  damit  diese  bei  der  Aus- 
übung der  Polizeibefugnisse  und  bei  der  Einhebung  der  öffentlichen 
Lasten  sich  den  Haß  der  Bauernschaft  zuziehen.  Die  Sinnlosigkeit 
dieser  Beschuldigung  — der  man  übrigens  auch  von  Seite  der  rumänischen 
Großgrundbesitzer  in  der  Bukowina  begegnet  (vgl.  G r ü n b e r g,  Studien 
S.  35  f.)  — ist  einleuchtend.  Wäre  noch  ein  Beweis  vonnöten,  so  sei  es 
der,  daß  in  den  Verhandlungen  über  die  Regulierung  und  schließliche  Auf- 
hebung der  Patrimonialgerichtsbarkeit,  die  jahrzehntelang  währten,  kein 
einzigcsmal  ein  ähnlicher  Gedanke  auftaucht.  Erst  als  die  Anschuldigung 
öffentlich  gegen  die  Regierung  erhoben  worden  war,  erklärte  sich  der  Kreis- 
hauptmann von  Przcmysl,  Karl  Czctsch  Ritter  von  Lindenwald,  in 
einem  vom  IS.  April  1843  datierten  Gutachten  aus  diesem  Grunde 
gegen  die  beabsichtigte  Einführung  landesfürstlicher  erster  Instanzen. 
„Beseitigt,  man  — argumentierte  er  — den  Haupterreger  der  Gehässig- 
keit zwischen  Bauer  und  Adel,  nämlich  die  Patrimonialgerichtsbarkeit, 
so  untergräbt  man  die  Existenzbedingungen  der  Regierung.“  Guberniutn  und 
Hofkanzlei  nahmen  jedoch  von  dieser  eigenartigen  Ansicht  weiter  keine  Notiz. 

■’)  Aus  einem  Vortrag«*  des  Grafen  Rudolf  Stadion  vom  13.  De- 
zember 184(5:  „Nicht  darum  handelt  es  sich,  wie  gesagt,  Vorhandenes 

zu  bessern,  sondern  darum,  eine  Gerichtspflege  neu  zu  schaffen,  für 
welche  bisher  Organe  kaum  dem  Namen  nach  bestanden,  die  aber,  — 
mit  Ausnahme  einiger  weniger  Dominien,  größtentheils  Kameralgütcr,  — 
nirgends  geübt  wurde,  für  die  sich  daher  auch  kein  Gerichtsgebrauch 
und  kein  Beamtenstand  bilden  konnte,  und  für  die  jeder  administrative 
Behelf,  wie  Grundbücher,  Waisenrechnungen,  Depositenprotokolle  etc. 
fast  überall  gänzlich  fehlt.“ 
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diese  Jahrelang  die  ihnen  zugewiesenen  Gerichtsbezirke  nicht 
besuchen,  und  nur  dann  dahin  gelangen,  wenn  es  einer  strei- 
tenden Partei  oder  einem  Erben  auf  kostspielige  Art  dies  durch- 
zusetzen gelingt.  Verlassenschaftsabhandlungen,  Sicherstellung 
und  Überwachung  des  unterthftnigen  Waisenvermögens  und  der 
Vormundschaften  hingegen  werden  der  Willkür  anderweiter  herr- 
schaftlicher und  gesetzunkundiger  Beamter  überlassen.  Wenn 
Klagen  wegen  vernachlässigter  oder  parteiischer  Gerechtigkeits- 
pflege von  denen  hiedurch  benaehtheiligten  Parteien  nur  selten 
bei  den  Oberbehörden  Vorkommen,  so  irrt  man  sich  sehr  in  der 
Voraussetzung  und  in  dem  Vertrauen  zu  einer  rechtlichen  und 
thätigen  Gerichtspflege  in  denen  herrschaftlichen  Gerichtsbezirken, 
man  muss  vielmehr  die  Armuth,  den  Zeitverlust,  die  Unbehilflich- 
keit und  Gesetzunkenntnis  von  Seite  dos  gemeinen  Volkes  als 
einziges  Hindernis  anerkennen,  um  die  wahre  Ursache  der  Unter- 
lassung kostspieliger  Beschwerdeführungen  aufzufinden.“  x) 

Die  aus  dem  Untertänigkcitsverbaude  entspringenden  Ge- 
schäfte, ferner  die  Geschäfte  des  adeligen  Richteramtes  und  der 
Ortspolizei  besorgten  die  sogenannten  Mandatare,  gutsherrliche 
Beamte,  die  vor  dem  Kreisamt»;  eine  Prüfung  aus  den  politischen 
Vorschriften  abgelegt  haben  mußten.  „Ohne  Rechtsstudien,  ja 
ohne  gründliche  Schul-  und  sonstige  Bildung,  in  der  Regel  nur 
mit  einer  sehr  oberflächlichen  Kenntnis  der  politischen  Gesetze 
ausgestattet  und  bei  der  hierüber  beim  Kreisamte  abgelegten 
Prüfung,  theils  aus  Mitleid,  theils  aus  Notli  an  besseren  Candi- 
daten,  zur  Vorsehung  der  Dominicalgeschäfte  für  geeignet 
befunden,  schlecht  gezahlt,  dabei  oft  mit  einer  zahlreichen 
Familie  gesegnet,  einerseits  dem  Grundherrn  als  ihrem  Brot- 
herrn, andererseits  aber  den  Kreisämtern,  als  don  ihnen  Vor- 
gesetzten Behörden,  die  sie  zu  ihren  Ämtern  diplomierten  und 
ihnen  nach  Umständen  die  Diplome  wieder  einziehen  durften, 
untergeordnet,  waren  sie  vom  Anfänge  her  darauf  angewiesen, 
auf  zwei  Stühlen  zu  sitzen,  von  da  den  Eigentümern  dieser 
Stühle  Sand  in  die  Augen  zu  streuen  und  vorzüglich  auf  ihren 


l)  „Bemerkungen  ti her  die  den  gulizischen  Grund li er rschaften  zu- 
gestandene Patrimonialgerichtsbarkeit  in  erster  Instanz  etc.u  Anonyme 
Denkschrift,  im  März  1H4<>  der  Hofknnzlei  überreicht.  — Uin  die  Vor- 
gesetzten Justizbehörden  über  den  Umfang  ihrer  Tätigkeit  zu  täuschen, 
fälschten  die  Justitiäre  ihre  periodischen  Rechenschaftsberichte.  Vergl. 
Kalinka  a.  n.  O.  S.  3<>8. 
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eigenen  Vortheil  bedacht  zu  sein.“  x)  Unzählige  Klagen  wurden 
von  allen  Zeitgenossen  wider  sie  erhoben.  „Gesuche,“  sagt  unser 
oben  citierter  Anonymus,  „finden  bei  ihnen  nur  durch  Beste- 
chungen Einlass,  und  die  Bestechlichkeit  hat  sich  auch  den 
niederen  Gutsbeamten  mitgetheilt;  jeder  Schreiber,  jeder  Hayduk 
muss  bestochen  werden.“  Schon  im  Jahre  1809  stellte  Kaiser 
Franz  in  einem  Handbillete  an  den  Grafen  Ugarte  fest:  „Es 
herrscht  in  Galizien  die  allgemeine  Klage,  dass  dort  besonders 
auf  dem  Lande  die  Polizey  und  Justizverwaltung  sehr  schlecht 
bestellet  sey.“s) 

Den  Bauern  war  es  ganz  recht,  daß  die  Dominien  die 
Gerichtspflege  vernachlässigten.  Von  altersher  waren  sie  gewohnt, 
ihre  Händel  vor  dem  Dorfrichter  und  den  Geschworenen,  bei 
größeren  Streitobjekten  vor  der  Versammlung  der  gesamten 
Gemeinde  auszutragen.  Der  Dorfrichter  sorgte  für  die  Erhaltung 
der  Ruhe,  Ordnung  und  Sicherheit,  wobei  ihm  willig  von  jeder- 
mann Folge  geleistet  wurde.  Je  weniger  Justitiar  und  Mandatar 
sich  um  die  Angelegenheiten  der  Gemeinde  kümmerten,  desto 
wohler  und  freier  fühlte  sich  die  Bauernschaft l). 


l)  Sala,  Geschichte  des  polnischen  Aufstandes  vom  Jahre  1846. 
Wien  1867.  S.  5. 

~)  Allerhöchstes  Handbillet  vom  8.  Februar  1809.  — „Es  ist 
eine  nur  allzu  bekannte  Thatsache,  dass  auf  dem  flachen  Lande  die 
Gerechtigkeitspflege  für  Unadelige  nur  dem  Namen  nach  besteht,  dass 
sieh  außer  den  Kreisümteru  niemand  mit  der  ordentlichen  Handhabung 
der  politischen  Gesetze  befasse,  dass  selbst  der  schnelle  Gang  der 
Kriminaljustiz  durch  die  lässige  Mitwirkung  der  Ortsobrigkeiten  in  Vor- 
erhebungen und  Zeugenverhören  häufige  Hindernisse  finde,  und  dass  auf 
dem  flachen  Lande  Gesetzbefolgung  und  Sicherheit  der  Personen  und 
des  Eigenthums,  wovon  die  öffentliche  Wohlfahrt  so  wesentlich  abhängt, 
nur  durch  eine  bessere  Einrichtung  der  ersten  Instanzen  erreicht  werden 
könne.“  Die  Ursache  dieser  Zustände  sei  in  dem  „Mangel  einer  hin- 
reichenden Anzahl  obrigkeitlicher  Beamten,  ihrer  Unbrauchbarkeit  und 
Befangenheit“  zu  suchen.  (Gubcmialbericht  vom  18.  August  1818.)  — 
Die  oberste  Justizielle  erklärte  in  einer  Note  über  die  iin  Jahre  1821 
in  Galizien  verübten  Verbrechen:  „Die  zahlreichen  Fälle  des  Verbrechens, 
des  Missbrauchtes  der  Amtsgewalt  rühren  nach  der  Versicherung  der 
Kriminalbehörden  zum  Theile  aus  den  häufigen  Besteehungsversuchen, 
zum  Theile  aber  aus  der  isolierten  Stellung,  aus  der  Roheit.  Unwissenheit 
und  kärglichen  Bezahlung  vieler  Dominicalbcamten  her.“  — Vergl.  Das 
Po  1 c n a tten t a t im  Jahre  184t».  Aus  dem  Tagebuche  eines  Oftleiers 
der  westgalizischen  Armee.  Grimma  1846.  S.  39. 

l)  „Na  ugode  (zum  Vergleich)  ruft  der  polnische  Bauer  zu  seinem 
Nachbar,  wenn  er  mit  ihm  einen  Streit  hat,  und  zieht  ihn  zum  Dorf- 
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Es  darf  nicht  wundernehmen,  daß  bei  einem  solchen 
Zustande  der  Rechtspflege  die  josefinischen  Gesetze  über  die 
Erbfolge  in  Bauerngüter  nur  ein  Scheindasein  führten  ‘).  Trotzdem 
die  Teilung  der  Bauernstellen  gesetzlich  verboten  war,  war  sie 
doch  die  Regel.  Sie  war  die  althergebrachte,  dem  Rechtsbewußt- 
sein des  Volkes  entsprechende  Erbsitte.  Um  die  kreisamtliehe 
Bewilligung,  die  für  die  Teilungen  erforderlich  gewesen  wäre, 
wurde  niemals  angesucht.  Der  Gutsherr  aber  sah  der  Zer- 
schlagung der  Bauerngüter  mit  Freude  zu,  da  er  dabei  die 
Fronen  leicht  erhöhen  konnte  und  auch  tatsächlich  erhöhte. 
„Eine  Erbteilung  in  einer  anderen  als  der  gesetzwidrigen  Weise 
der  wirklichen  Teilung  in  die  Grundstücke  war  eigentlich“  — wie 
Graf  Stadion  in  einem  Vortrage  vom  13.  Dezember  1846  ausführte  — 
„unmöglich.  Denn  wie  können  Mitorben  zufrieden  gestellt  werden, 
solange  keine  Hypothek  vorhanden  ist  zur  Sicherung  ihrer  Erb- 
theile?  Ja,  wie  können  diese  nur  ausgemittolt,  nach  welchem 
Maßstab  soll  das  Nutznießungsrecht  des  Übernehmers  der  Wirt- 
schaft, das  vielleicht  schon  morgen  durch  seinen  Tod  erlischt, 
geschätzt  werden?  Bei  diesen  in  der  Natura  der  bisherigen 
Verhältnisse  liegenden  Schwierigkeiten  hat  die  gesetzliche  Erb- 
folgeordnung noch  immer  keine  Geltung  erlangt.  Die  Bauern 
selbst  begreifen  noch  nicht  den  Grundsatz  ungetheilter  Wirt- 
schaften und  bei  Todesfällen  werden  diese  fast  allenthalben 
ohne  alle  gerichtliche  Vermittlung  nach  den  eigenen  Gewohn- 
heiten der  Insassen  verthcilt,  oder  denjenigen,  die  eben  bei  der 
Hand  sind,  ohne  Rücksicht  auf  gesetzliche  Erbrechte  oder 
minderjährige  Notherben  übergeben.  Kommt  es  zum  Streiten, 
so  entscheidet,  der  Ortsrichter.  Auf  solche  Weise  ist  in  den 
dichter  bevölkerten  Kreisen  die  Teilung  der  Wirtschaften 
schon  bis  zu  einem  bedauernswürdigen  Grade  gediehen“).“ 

Wir  sind  auch  zum  Teil  in  der  Lage,  uns  ein  — freilich 

riehter  bevor  er  zum  Justitiar  geht  . . . Dieses  Gemeindefriedensgericht 
ist  in  Galizien  auf  den  meisten  kleineren  Gütern  die  einzige  Ordnung 
haltende  Auctorität,  da  bei  manchen  Dominien  sich  sonst  niemand  nach 
Pflicht  der  Bauern  auniinmt,  wenn  es  sich  nicht  um  Fronleistungen  der- 
selben handelt. u (Präsidialbemerkungen  des  Landesgouverneurs  Grafen 
von  Goeli  vom  28.  Februar  1813  zum  Gubernialbericht  vom  13.  Fe- 
bruar 1813.)  — Vergl.  Sala  a.  a.  O.  S.  6 f. 

1)  Vgl.  Grünberg,  Studien  S.  250  fl. 

2)  Ebenso  äußert  sieh  ein  Bericht  des  Kreishauptmannes  von 
Przeinysl  vom  13.  August  18-10.  Vergl.  ferner  Sala  a.  a.  O.  S.  5 f. 
und  cit.  Beilagen  Nr.  70  S.  520,  524,  545. 

23 


Wiener  staatsxvIsB.  Studien.  IV.,  IM.,  2.  Heft. 


Die  nachjosefiuischc  Zeit. 


1 344 


98 

nicht  genaues  — Bild  von  dem  Maß  dieser  „bedauernswürdigen“ 
Zersplitterung  des  Grundbesitzes  zu  machen.  In  4867  galizischen 
Gemeinden,  für  die  die  statistischen  Angaben  vorhanden  waren, 
betrug l) 


nach  den 

die  Zahl  der 
Ansässig- 
keiten 

' 

die  Zahl  der 
Robottage  (auf 
Ilandtage 
zurückgeführt) 

Stockinventarien  (1772) 

221482 

30429287 

Operaten  der  josef.  Grundsteuerregulierung 
(178Ü)  . 

200118 

34825805 

Operaten  des  provisorischen  Katasters  (1820) 

301561 

37785525 

Operaten  der  Urbarialregulierung  (1847; 

334367 

37947243 

Es  war  ein  großes  Unglück  für  das  Land,  daß  die  Regie- 
rung die  Absicht,  eine  Urbarialregulierung  «lurchzuführen,  end- 
giltig  aufgegeben  hatte.  Nun  fehlte  es  an  einer  sicheren,  all- 
gemein anerkannten  Grundlage  für  die  Beziehungen  zwischen 
Gutsherrschaften  und  Untertanen.  Die  gegenseitigen  Rechte  und 
Pflichten  waren  im  Unklaren  und  boten  fortwährend  Anlaß  zu 
Streitigkeiten.  Beschwerten  sich  die  Untertanen,  daß  die  Obrigkeit 
ihnen  Grundstücke  entziehe  und  sie  mit  Robot  überbürde,  so  klagten 
die  Obrigkeiten,  daß  die  Untertanen  ihre  Schuldigkeiten  schlecht 
oder  gar  nicht  erfüllten  und  daß  sie  infolge  ihrer  liederlichen 
Wirtschaft  die  obrigkeitliche  Aushilfe  allzuhiiufig  in  Anspruch 
nehmen.  Vor  allem  aber  waren  die  untertänigen  Nutzungsrechte 
an  Wald  und  Weide  eine  Quelle  unendlicher  Prozesse,  nicht 
selten  auch  blutiger  Zusammenstöße  zwischen  herrschaftlichen 
Dienern  und  Bauern.  Die  Dominien  betrachteten  die  Waldungen 
als  ihr  unumschränktes  Eigentum,  die  Rechte  der  Untertanen 
als  jederzeit  widerrufliche  Prekarien,  für  deren  Fortdauer  einen 
beliebigen  Preis  zu  fordern  sie  sich  berechtigt  glaubten.  Die 
Untertanen  wieder  sahen  in  den  Forsten  ein  von  der  Natur 
dargebotenes  öffentliches  Gut  oder  doch  ein  Gemeindegut,  an 
dessen  Benützung  sie  niemand  hindern  dürfe. 

Fühlte  eine  Gemeinde  ( — denn  seltener  war  es  der 
einzelne,  der  es  wagte,  den  gefährlichen  und  unsicheren 
Kampf  aufzunehmen,  — ) sich  von  Seiten  des  Dominiums 

l)  Gubernialbericht  vom  17.  März  1848. 
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in  ihrem  Rechte  geschmälert,  dann  wählte  sie  aus  ihrer 
Mitte  eine  Anzahl  Deputierter,  die  ihre  Sache  vertreten 
sollten.  Die  Beschwerde  mußte,  der  Vorschrift  gemäß,  zuerst  hei 
der  Grundobrigkeit  vorgebracht  werden.  Nachdem  diese,  wie 
gewöhnlich,  die  Prozessfiihrer  davongejagt  hatte,  wendeten  sie 
sich  an  das  Kreisamt.  Hier  mußte  die  Klage  schriftlich  ein- 
gebracht werden,  und  die  des  Schreibens  unkundigen  Bauern 
waren  daher  gezwungen,  die  Hilfe  eines  Winkelschreibers1)  in 
Anspruch  zu  nehmen.  Waren  sie  einmal  diesen  gewissenlosen 
Personen  in  die  Hände  gefallen,  dann  konnte  man  sicher  sein, 
daß  der  Prozess  sobald  sein  Ende  nicht  finden  werde.  Die 
Geschäftsüberbürdung  der  Kreisämter  und  „mitunter  auch  Be- 
stechlichkeit eines  Theilos  der  Kreisamts-  und  höheren  Ver- 
waltungsbeamten2)“ trugen  das  Ihrige  dazu  bei,  und  so  kam  es, 
daß  viele  dieser  Prägravationsprozesse  zwanzig,  dreißig  und 
noch  mehr  Jahre  dauerten.  Ein  großer  Teil  der  untertänigen 
Gemeinden  stand  immerfort  im  Kampfe  mit  den  Dominien3). 
War  den  Bauern  der  Versuch,  auf  gesetzlichem  Wege  zu  ihrem 
Rechte  zu  gelangen,  mißglückt,  dann  setzten  sie  der  Obrigkeit 
passiven  Widerstand  entgegen.  Das  Fronpatent  hatte  die  früher 
übliche  „bemessene  Arbeit“  aufgehoben  und  an  ihre  Stelle  das 
Stundenmaß  eingeführt.  Die  Untertanen  machten  sich  das  zu- 
nutze, erschienen  unpünktlich  zur  Robot  und  arbeiteten  nach- 
lässig und  schleuderhaft.  Die  Gutsbeamten  ihrerseits  machten 
darauf  von  Stock  und  Peitsche  allzuhäufigen,  übermäßigen  Ge- 
brauch. Nichtsdestoweniger  oder  vielleicht  auch  gerade  darum 
wurde  die  Arbeit  der  Fröner  immer  schlechter,  so  daß  der 
W ert  der  Robot  beständig  sank  4). 

Unter  solchen  Umständen  machte  die  Verrohung  der 

Bauern  entsetzliche  Fortschritte.  Die  Zahl  der  Verbrechen  wuchs 
in  erschreckender  Weise.  Auf  dem  Hachen  Lande  lösten  sich 
alle  Bande  der  Ordnung,  und  nirgends  waren  mehr  Leben  und 
Eigentum  sicher.  Die  Kluft  zwischen  Gutsherren  und  Bauern 

1)  Vergebens  kämpfte  die  Regierung  gegen  das  Unwesen  der 
Wiukelschreibcr.  Die  Verordnungen  gegen  sie  sind  zusammengestellt  bei 
Sfotwinski  a.  a.  ().  II.  S.  155—159. 

2)  Das  behauptet  Sala  (a.  a.  O.  S.  8),  der  von  1840 — *1845  als 
Gubernialrat  Chef  des  Präsidialbureans  des  galiziscben  Guberniums  unter 
dem  Generalgouverneur  Erzherzog  Ferdinand  von  Österreich  - Este 
gewesen  war. 

3)  Vcrgl.  besonders  Sala  a.  a.  ().  S.  7 — 12. 

l)  J a s i n s k i,  Betrachtungen  etc. 
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wurde  unüberbrückbar,  un<l  der  grollende  Hali  des  Volkes 
gegen  seine  Peiniger  machte  sich  von  Zeit  zu  Zeit  in  grausigen 
Verbrechen  Luft.  Die  Fälle  von  Robotverweigerung  mehrten 
sich.  Immer  häufiger  mußte  Militärassistenz  zur  Unterdrückung 
von  Bauernrevolten  herangezogen  werden.  Galizien  stand  am 
Vorabende  einer  sozialen  Revolution1). 


x)  Jasiiiski  u.n.O.  — Im  Jahre  ltS  11  schrieb  der  damalige  Gouverneur 
Graf  Goeß:  „Der  Bauernstand,  diese  so  nützliche  und  wichtige  Klasse  von 
Einwohnern,  befindet  sich  hierlandes  noch  tief  auf  der  untersten  Stufe 
der  Kultur.  Obwohl  die  weisen  Gesetze  Seiner  Majestät  ihm  seine  Hechte 
und  Vermögen  sichern,  so  ist  er  doch  nicht  im  Stande,  den  Wert  der- 
selben zu  erkennen  und  ihre  Früchte  zu  genießen.  Mangel  von  Fleiß 
und  Industrie  beschränken  ihn  in  seinem  Erwerb,  folglich  in  seinen 
ersten  Bedürfnissen,  zum  Nachtheil  seiner  Gesundheit  und  Kräfte.  Müßig- 
gang ist  seine  Ergötzung  und  übermäßiger  Genuss  berauschender 
Getränke  sein  Vergnügen,  und  die  Folgen  davon  nicht  selten  traurig 
für  ihu,  immer  aber  nachtheilig  für  den  Staat.“  Als  Mittel  zur  Hebung 
des  Bauernstandes  empfahl  Goeß  : „V  er  mehr  ung  der  Volksschulen 
auf  alle  mögliche  Art.“  (Gubernialbericht  vom  11.  Juli  1H11.)  — Schon 
iin  Jahre  1822  stellte  die  oberste  Justizstelle  fest,  daß  die  außer- 
gewöhnliche Zunahme  der  Verbrechen  des  Aufstandes,  des  Aufruhres  und 
der  öffentlichen  Gewalttätigkeit  in  Galizien  auf  Rechnung  des  Druckes, 
den  die  Untertanen  von  ihren  Herrschaften  erdulden,  zu  setzen  sei. 


Viertes  Kapitel. 

Der  Aufstand  des  Jahres  1846  und  seine  Folgen. 

§ 1.  Zur  Vorgeschichte  des  Aufstandes. 

Seit  dem  Jahre  1790  war  die  Kühe  Galiziens  nicht  ein 
einzigesmal  durch  eine  Verschwörung  oder  gar  durch  eine  offene 
Revolution,  die  die  Wiedervereinigung  des  Landes  mit  Polen, 
bezieh  ungsweise  die  Wiederherstellung  des  alten  polnischen 
Staates  bezweckt  hatte,  gestört  worden.  Während  in  Warschau 
nachweislich  schon  im  Jahre  1817  geheime  Gesellschaften  auf- 
tauchten und  zu  derselben  Zeit  auch  in  den  anderen  polnischen 
Landorn  eine  lebhafte  Agitation  entfaltet  wurde,  blieb  in  Galizien 
alles  ruhig.  Dieser  Zustand  änderte  sich  nach  dein  unglücklichen 
Ausgang  des  Aufstandes  von  1830  31.  Viele  Tausende  Teil- 
nehmer am  Aufstande  mußten  die  Heimat  verlassen,  um  den 
Nachstellungen  der  russischen  Behörden  zu  entgehen.  Ein  Teil 
der  Emigranten  ließ  sich  in  Galizien  dauernd  nieder,  andere 
wandten  sich  nach  Belgien,  Amerika,  vor  allem  aber  nach 
Frankreich.  Alles  Sinnen  und  Trachten  der  Verbannten  war 
begreiflicherweise  auf  <1  io  Wiederherstellung  des  polnischen 
Reiches  gerichtet;  Uber  die  Mittel  und  Wege,  die  zu  diesem 
Ziele  führen  sollten,  herrschte  jedoch  keine  Einigkeit. 

Schon  während  des  Revolutionskrieges  war  den  Polen  von 
altem  Schlage,  die  das  alte  Staatswesen  in  allen  seinen  Teilen 
wiedererrichten  wollten,  unter  der  Führung  des  trefflichen 
Historikers  Joachim  Lelewel  eine  demokratische  Partei  ent- 
gegengetreten, die  an  die  Spitze  ihres  Programms  die  gänzliche 
Auflösung  des  Untertäuigkeitsverhältnisses  schrieb.  Doch  behielt 
die  aristokratische  Partei  die  Oberhand,  und  an  dem  Mangel 
der  Unterstützung  von  Seiten  des  Landvolkes  scheiterte  der 
Aufstand  von  1831  ebenso  wie  die  nachfolgenden  von  1846 
und  1 863. 

Die  Kluft  zwischen  den  beiden  Parteien  erweiterte  sich 
noch  in  der  Verbannung  unter  dem  Einflüsse  einerseits  der 
französischen  Legitimisten,  andererseits  der  Demokraten.  Die 
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aristokratische  Partei,  deren  Oberhaupt,  Adam  Fürst  Czartoryski, 
in  Frankreich  den  Titel  eines  Königs  von  Polen  angenommen 
hatte,  erwartete  allos  Heil  von  der  Intervention  der  Milchte. 
Ihr  Ansehen  sank  aber  umsomehr,  je  geringer  diese  Aussicht 
ward : die  Demokraten  hingegen  entfalteten  eine  lebhafte  Tätig- 
keit. Am  17.  März  1832  gründeten  sie  in  Paris  das  „ To  warzystwo 
demokratyczneu,  das  fortan  den  Mittelpunkt  der  polnischen  Be- 
wegung bildete,  und  das  mit  den  Polen  in  Galizien  in  rege 
Verbindung  trat1).  Das  Programm  der  Demokraten  gipfelte  in 
der  Forderung,  die  bäuerlichen  Lasten  ohne  jede  Entschädigung 
der  Berechtigten  aufzuheben8).  Sie  brachen  vollständig  mit  dem 
alten  Polen,  dessen  gesellschaftliche  Ordnung  auf  der  Knecht- 
schaft des  Volkes  gegründet  war.  Die  alten  Polen,  folgerten  sie, 
habon  keine  echte  Vaterlandsliebe  gekannt,  sonst  hätten  sie 
nicht  das  Volk  geknechtet.  Niemals  wäre  Polen  zugrunde  ge- 
gangen, hätte  nicht  der  Adel  die  Untertanen  hart  bedrückt,  so 
daß  sie  gleichgiltig  dem  Niedergange  des  Staates  zusahen.  Denn 
der  Sklave  liebt  nicht  das  Vaterland,  das  ihm  keine  liebende 
Mutter,  sondern  eine  Stiefmutter  ist3).  Hätte  das  Volk  sich 
wider  die  Feinde  erhoben,  dann  wäre  es  um  sie  geschehen 
gewesen.  Denn  keine  Macht  gebe  es  auf  Erden,  die  ein  Volk  von 
zwanzig  Millionen  unterjochen  kann4).  Schon  durch  eine  ge- 
ringe Erleichterung  der  Frone  sei  es  Kosciuszko  gelungen,  um 
sich  eine  Schar  zu  versammeln,  der  die  russischen  Bajonette 
bei  Racfawice  weichen  mußten.  Wie  werde  es  erst  sein,  wenn 
man  die  Bauern  von  allen  Lasten  befreit? 

Nur  ein  "Mittel  könne  demnach  Polen  erretten,  die  soziale 
Revolution.  Sie  müsse  mit  der  nationalen  Erhebung  Hand 
in  Hand  gehen.  Denn,  vorher  versucht,  würde  sie  durch  die 

x)  Vergl.  Sala  a.  a.  0.  S.  3,  50  ff.  Ostasze  wski-Ba  rariski, 
Krwawy  rok  ( 1 H4 <»)  W Zfoczowie  1890.  S.  1 ff. 

*)  Für  die  folgende  Darstellung  sind  vor  allein  benutzt  worden: 
Filaret.  Frawdowski  (Henryk  K am  i e li  s k i),  O prawdnch  zywotnych 
mirodu  polskiego.  Bruxella  1844  und  Katcchizm  demokratyczne.  Paryz 
1845.  Ferner  Wiktor  H eltinan,  Deinokracya  polska  na  einigracyi. 
Lipsk  1 806. 

3)  „Niewolnik  niezna  ojczyzny,  ktöru  nie  jest  jemu  matka  ale 
barbarzyiiska  nmcocha,  ktdra  zamiast  opieki  ma  dla  niego  tylko  nedze 
i zhaiibienie  niewoli,  ucisk  i plaki.“  Oprawdach  zywotnych  S.  50. 
Ähnlich  Katcchizm  S.  13. 

4)  Manifest  towarzystwa  demokratycznego  polskiego.  Poitiers,  1836. 
(II  eit  in  an  8.  5.)  Vergl.  O prawdach  zywotnych.  S.  53. 
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fremden  Mächte  unterdrückt  werden;  töricht  aber  wäre  es,  mit 
der  Durchführung  der  sozialen  Reformen  bis  zur  glücklichen 
Vollendung  des  Unabhängigkeitskampfes  warten  zu  wollen,  da 
das  Befreiungswerk  nur  dann  gelingen  könne,  wenn  das  ganze 
Volk  sich  dem  Aufstande  anschließe1). 

Die  geplante  soziale  Revolution  richte  sich  gogon  alle,  die 
aus  den  bekämpften  Mißbräuchen  Vorteil  ziehen.  Sie  werde 
zum  Bürgerkrieg,  wenn  sich  Leute  finden,  die  die  Privilegien 
verteidigen  werden.  Will  der  Adel  seine  Vorrechte  nicht  fahren 
lassen,  dann  wehe  ihm.  Die  Revolution  kenne  — wurde  gedroht 
- nur  eine  Strafe,  dio  Todesstrafe,  die  zwar  im  Prinzipe  zu 
verwerfen  sei,  ohne  die  jedoch  keine  Revolution  durchgeführt 
werden  könne.  Einen  schlechten  Dienst  werde  dem  Vaterlande 
erweisen,  wer  zögere,  das  Blut  der  Edelleute  zu  vergießen. 
Ohne  Terrorismus  keine  Revolution.  Jeder,  der  sich  den  Be- 
fehlen des  Aufstandskomitees  entgegensetze,  müsse  sterben2). 

Um  das  Volk  zu  gewinnen,  sei  es  nicht  genug,  von  der 
Einheit  des  polnischen  Volkes  zu  sprechen  und  Abhandlungen 
darüber  zu  schreiben,  oder  in  unbestimmten  Ausdrücken  von 
der  sozialen  Revolution  zu  faseln.  Ein  leichtfaßliches  Schlag- 
wort müsse  gefunden  werden,  das  die  Volksmassen  sofort  auf  die 
Seite  der  Aufständischen  zieht.  Pan  solches  Zauberwort  sei 
u wf aszczenie  (freies  Landeigentum  für  die  Bauern)  oder 
wie  es  genauer,  umständlicher  heißt:  Jeder  Bauer,  Hauswirt, 
Gärtner  u.  s.  w.,  der  ein  Stück  Land  gegen  Leistung  von 
Fronen,  Zinsungen,  Abgaben  oder  anderen  Schuldigkeiten 
bebaut,  wird  Eigentümer  seines  Grundstückes  und  hat  fortan 
gegen  keine  Person  irgend  welche  Verpflichtungen  mehr  zu 
erfüllen  3). 

Ist  es  aber  nicht  ein  Unrecht,  den  einen  das  Grundeigentum 
zu  entziehen  und  es  den  anderen  zuzuwenden'?  Nein!  Denn 
alles,  was  zur  Rettung  des  Vaterlandes  erforderlich  ist,  darf 
von  jedem  gefordert  werden.  Das  Vaterland  darf  ja  auch  das 
Leben  seiner  Söhne  fordern,  wrie  sollte  es  nicht  auch  über  ihr 


*)  Katecliizm  S.  31. 

*)  Katechizm,  S.  35  ft’.,  55  ff. 

*)  „Kazdy  wloecianin,  gospodarz,  zagrodnik  i t.  d.  uprawiajacy 
jakakulwiek  ilosd  zieini  w zamian  dawanych  przez  sichie  pauszczyzny, 
czynszu,  danin,  lub  jakichkolwiek  innych  powinnosei,  staje  sie  wTa- 
scicielftin  calego  swojego  gruntu,  zadnych  odtnd  niemajac  wzgledom 
nikogo  obowiazköw.“  O prawdach  zywotnycb.  S.  71. 
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Vornlügen  frei  verfügen  können?  Und  dann,  wenn  man  die 
Hauern  zu  Eigentümern  macht,  so  ist  das  bloß  eint;  Wieder- 
einsetzung in  den  vorigen  Stand  l).  Denn  einst,  in  der  grauen 
Vorzeit,  waren  alle  Polen  freie,  gleichberechtigte  Hauern.  Erst 
später  haben  sich,  zum  unermeßlichen  Schaden  der  Kation, 
Standesunterschiedo  entwickelt,  und  ist  die  große  Mehrheit 
einer  Minderheit  untertan  geworden2). 

Für  diese  Grundsätze  begannen  die  Demokraten  alsbald 
unter  dem  niederen  Adel,  dem  Klerus,  den  Gutsbeamten,  den 
Bürgern,  den  Studenten  und  auch  unter  den  Soldaten  eine  lebhafte 
Agitation  zu  entfalten,  die  nicht  ohne  Erfolg  blieb.  In  kurzer 
Zeit  waren  die  revolutionären  Verbindungen  über  das  ganze 
Land  verbreitet,  und  trotzdem  die  Regierung  mehrere  dieser 
Vereinigungen  aufdeckte  und  ihre  Teilnehmer  ausforschte  und 
bestrafte,  machte  die  Bewegung  im  geheimen  immer  größere 
Fortschritte3).  Auch  unter  die  Bauernschaft  trugen  die  Ver- 
schwörer die  Agitation.  Hier  aber  machten  sie  Erfahrungen, 
welche  di«*  wenigen  unter  ihnen,  denen  die  Begeisterung  für  die 
nationale  Sache  nicht  den  freien  Blick  getrübt  hatte,  mit  düsteren 
Ahnungen  erfüllten.  Wohl  horchten  die  Bauern  auf,  wenn 
Städter,  Geistliche,  Gutsbeamte,  auf  manchen  kleineren  Gütern 
wohl  auch  der  Gutsherr  selbst,  die  alle  früher  jedeu  Verkehr 
mit  ihnen  ängstlich  gemieden  hatten,  sic  aufsuchten  und  mit 
ihnen  vertraulich  sprachen.  Wohl  glänzten  ihre  Augen,  wenn 
sie  jene  von  einer  besseren,  schöneren  Zukunft  reden  hörten, 
in  der  es  keine  Herren  und  keine  Knechte  mehr  geben  werde, 
und  alle  Brüder  sein  werden.  Aber  alles,  was  sie  aus  den 
Worten  der  Aufwiegler  entnahmen,  schürte  nur  noch  mehr 
ihren  Haß  gegen  den  Adel.  Von  der  Wiederherstellung  des 
polnischen  Staates  wollten  sie  nichts  wissen.  Was  galt  ihnen 
Polen?  Ihnen  war  es  gleich,  ob  polnisch  oder  deutsch.  Das 
aber  wußten  sie,  daß  die  einzige  Hilfe  gegen  die  Bedrückungen 
der  Gutsherren  ihnen  von  den  österreichischen  Beamten  kam. 
Noch  lebte  in  den  älteren  Leuten  die  Erinnerung  an  all  die 
Unbill,  die  der  Bauer  einst  hatte  erdulden  müssen,  und  die  er 

*)  Katechiz in,  S.  42  ff. 

•)  Kino  wissenschaftliche  Begründung  dieser  Ansicht  versuchte 
Lelewel  in  den  beiden  Schriften:  Betrachtungen  über  den  politischen 

Zustand  des  ehemaligen  Polen.  Brüssel  1845  und  Straconc  obywatelstwo 
stanu  kmicciego  w Polsce.  Bruxella  1847. 

3)  Vergl.  Sala  a.  a.  O.  S.  18  ff. 
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nun,  ilank  dem  Eingreifen  des  Kaisers,  nickt  länger  tragen 
mußte.  Darum  nannten  sich  auch  dio  Bauern  überall  „kaiserlich“ 
und  „österreichisch“  und  verabscheuten  alles,  was  „polnisch“ 
war,  denn  polnisch  waren  ihre  Unterdrücker1). 

Die  Agitation  unter  dem  Landvolke  hatte  also  nicht  den 
Erfolg,  den  die  Demokraten  erwartet  hatten.  Dagegen  erweckte 
sie  das  Mißtrauen  des  begüterten  Adels.  Die  Freundschaft  des 
Adels  schien  den  Parteiführern  wichtiger  als  die  der  Bauern, 
und  vorübergehend  wurde  sogar  das  Verbot  der  Landagitation 
ausgesprochen2),  ln  veränderter  Form  wurde  sie  jedoch  bald 
wieder  aufgenommen  Kickt  inehr  Bürger  und  Gutsbeamte, 
sondern  allein  die  Geistlichkeit  sollte  fortan  trachten,  das  Volk 
auf  die  Seite  der  Revolutionspartei  zu  ziehen.  Um  das  Band 
des  Vertrauens  zwischen  Klerus  und  Volk  enger  zu  knüpfen, 
und  um  gleichzeitig  die  Bewegung  recht  unschuldig  erscheinen 
zu  lassen,  wurde  dazu  eine  Form  gewählt,  die  segensreiche 
Folgen  hätte  haben  können.  Es  wurden  Mäßigkeitsvereine 
gegründet,  die  der  immer  mehr  umsichgreifenden  Trunksucht 
entgegenwirken  sollten.  Von  der  Geistlichkeit  aufgefordert, 
legten  zahlreiche  Bauern  das  Gelübde  der  Enthaltsamkeit  von 
allen  geistigen  Getränken  oder  auch  nur  der  Mäßigkeit  ab.  Die 
wohltätigen  Wirkungen  auf  die  Bevölkerung  waren  bald  sichtbar. 
Der  besitzende  Adel  legte  diesen  Bestrebungen  keine  Hinder- 
nisse in  den  Weg,  trotzdem  das  Propinationseinkommen  durch 
sie  geschmälert  wurde.  Denn  unterdessen  hatte  er  mit  der 
demokratischen  Partei  einen  Vergleich  geschlossen.  s) 

*)  Diese  Erfahrung  machten  alle,  die  mit  den  Bauern  in  Berührung 
kamen.  Sfotwiiiski  sagte:  „U  ehfopa  na  Mazurnch  „ojcyzna“  byfa 

ojcowizna,  „polok^  byl  jakim.s  mitycznym  potworem,  uierdwnie  gorszym 
od  dyabfa,  a chfop  «am  w swem  silnem  przekonaniu  nie  byf  polskim, 
jeno  „cysarskiin“.  (Ostaszewski-Baraiiski  a.  a.  0.  S.  31.)  — 
Theophil  Wisniowski,  der  1847  in  Lemberg  hingerichtete  Führer 
der  46er  Bewegung : „Masy  nie  troszczu  sie  o tu,  jaki  jest  rzad,  masy 
nie  inyslu,  tylko  sTuchaja,  a nie  zapominajmy,  ze  lud  nasz  nie  nie  wie 
o Polsce  i jezeli  eo  wie,  to  dzieki  nieenym  zabiegom  pewnie  nie  do- 
brego.“  (Schnür-Peplowski,  Zycie  za  wolnosv.  We  Lwowie  1807. 
S.  08.)  Vergl.  ferner  (W  i c 1 o p o 1 s k i),  Briefe  eines  polnischen  Edel- 
mannes an  einen  deutschen  Publizisten.  Hamburg  1846.  S.  42.  Das 
Po  1 en  atte  n t a t,  S.  08 — 74,  10 1.  Katechizm  a.  a.  ().  S.  106.  — 
(Sc h w a rz  e n b c r g)  Antidiluvianische  Fidibusschnitzel.  Vien  1850.  S.  64. 

2)  Vergl.  S c h n ü r-Pcp4  o w s k i a.  a.  ().  8.  10. 

3)  Vergl.  Sala  a.  a.  ().  S.  118 — 123.  Gubcrnialboriehte  vom 
25.  September  und  2.  Dezember  1844  und  vom  24.  Februar  1848. 
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§ 2.  Die  Untertansfrage  auf  dem  Landtage. 

Zu  diesem  Vergleich  war  der  Adel  nicht  nur  durch  die 
Aussichtslosigkeit  seiner  Hoffnungen  auf  eine  europäische  Inter- 
vention, sondern  mehr  noch  vielleicht  durch  die  den  Großgrund- 
besitz bedrohende  demokratische  Agitation  gebracht  worden. 
Aristokratie  und  Demokratie  einigten  sich  also:  Diese  sollte  nicht 
länger  gegen  den  Adel  hetzen,  jene  die  Untertansfrage  auf  dem 
Landtage  einer  gesetzlichen  Regelung  zuführen  l).  Auch  die 
bereits  geschilderte  Desorganisation  auf  dem  Hachen  Lande 
wirkte  mit,  um  die  galizischen  Großgrundbesitzer  zum  Entschlüsse 
zu  bewegen,  den  seit  siebzig  Jahren  festgehaltenen  Standpunkt: 
der  Staat  habe  sich  in  das  gutsherrlich-bäuerliche  Verhältnis 
nicht  einzumengen,  aufzugeben.  Der  Wert  der  Fronen  — wie 
sie  von  den  Untertanen  noch  prästiert  wurden  — wurde  täglich 
geringer,  und  die  Befürchtung  wurde  rege,  daß  sie  schließlich 
ganz  wertlos  würden  2). 

So  kam  denn  die  Untertansfrage  auf  dem  Landtage  zur 
Sprache.  Seit  sich  in  den  letzten  Jahren  immer  deutlicher  zeigte, 
daß  die  absolutistische  Zentralregierung  nicht  der  Aufgabe 
genüge,  ein  so  großes  und  verschiedenartiges  Staatswesen  wie 
die  österreichische  Monarchie  zu  verwalten,  forderten  die  früher 
ganz  einflußlosen  Stände  einen  größeren  Anteil  an  der  Regie- 
rung3). Wenn  auch  die  galizischen  Stände  sich  auf  kein  histo- 
risches Recht  berufen  konnten  wie  die  in  Österreich,  Böhmen 
und  Tirol,  so  hatten  sic  dennoch  an  dem  Aufschwünge  des  parla- 
mentarischen HinHusses  teilgenommen.  Die  Landtagsversamm- 
lungen  wurden  stärker  besucht  als  früher,  die  Debatten  wurden 
lebhafter,  ln  einer  Reihe  von  wichtigen  Angelegenheiten  hatte  der 
Landtag  das  entscheidende  Wort  gesprochen,  vor  allem  aber 
durch  die  Errichtung  der  Kreditanstalt  (1841)  gezeigt,  daß  er  fähig 


x)  Vergl.  S ii  1 :i  a.  a.  < >.  S.  114  f. 

s)  Es  hatte  «ich  auch,  vielleicht  unter  dem  Einflüsse  der  Demo- 
kraten, ein  Uinsehwung  der  öffentlichen  Meinung  zu  Gunsten  der  Unter- 
tanen vollzogen.  „Dank  der  vorgerückten  Civilisation  fängt  die  öffent- 
liche Meinung  auch  in  Galizien  cino  wirkliche  Macht  zu  werden  an,  die 
Bedrückung  der  Unterthanen  wird  von  derselben  von  Tag  zu  Tag  mehr 
verpönt  und  «1er  Unterthansbedriicker  mit  Herabsetzung  behandelt.“ 
(Jasiiiskis  unten  citierte  Denkschrift.)  Vergl.  auch  Ob  ec  ne  stau 
Oalicyi.  1843.  S.  52.  — Eine  sprichwörtliche  Bezeichnung  für  eine 
schlechte  Arbeit  war  „rubota  jak  za  panszczyznr“. 

3)  Vergl.  Springer  a.  a.  O.  I.  Bd.  S.  509  ff. 
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sei,  ©ine  größere  wirtschaftlich©  Aktion  selbständig  durchzuführen. 
Eben  hatte  er  auch  die  Lösung  der  Eisenbahnfrag©  in  die  Hand 
genommen.  Es  war  also  selbstverständlich,  daß  er  sich  auch 
mit  der  Untertansfrag©  beschäftigen  wollte,  die  für  das  Land 
weitaus  wichtiger  und  dringender  war  als  alle  anderen  Fragen1). 

So  stellte  denn  im  September  1843  bei  einer  vertraulichen 
Besprechung  der  Ständemitglieder  der  Landesuntermarschall 
Thaddäus  Ritter  Chochlik  von  Wasilewo-Wasilewski  den  An- 
trag auf  Einsetzung  einer  Kommission,  „die  sich  mit  Anträgen 
zur  Verbesserung  des  Zustandes  der  Unterthanen,  Verleihung  des 
Eigenthums  an  selbe  und  Modificierung  der  Robotschuldigkeiten 
zu  befassen  hätte.“2)  Der  Antrag  fand  bei  der  Mehrzahl  der 
Versammelten,  insbesondere  bei  den  Gutsbesitzern  aus  dem 
Osten,  heftigen  Widerspruch.  Dennoch  einigte  man  sich,  da 
sich  gewichtige  Stimmen  für  ihn  erhoben,  dahin,  daß  in  der 
offiziellen  Landtagssitzung  der  Antrag  gestellt  werde,  es  möge 
der  Kaiser  ersucht  werden,  „die  Stände  allorgnädigst  zu  ermäch- 
tigen, in  der  nächsten  Landtagsversammlung  eine  Commission 
aus  ihrer  Mitte  zu  bestimmen,  welche  beauftragt  werden  würde, 
die  gegenseitigen  Verhältnisse  zwischen  den  Grundherrschafteu 
und  den  Grundholden  dieses  Landes  in  Überlegung  zu  nehmen, 
hierübe«,  sofern  es  nöthig  ist,  auf  geeigneten  Wegen  in  kluger 
Weise  Auskünfte  zu  sammeln,  hinsichtlich  dieser  Verhältnisse 
jene  Verbesserungen  und  Änderungen  der  Landtagsversammlung 
seiner  Zeit  gegenwärtig  zu  halten,  welche  sich  als  zweckdienlich 
und  dem  Besten  der  Grundherrschafton  und  Grundholden,  somit 
der  allgemeinen  Wohlfahrt  als  zusagend  darstellen,  damit  die 

l)  Für  das  Folgende  vergl.  außer  den  Akten  iin  Archiv  des  Mini- 
steriums des  Innern  IV.  H.  3:  Verhandlungen  des  in  den  König- 

reichen Galizien  und  Lodoinerien  1343,  1844,  1845  cröffneten  . . . . 
Landtages.  Lemberg  1844,  1845,  184b.  — Snla  a.  a.  O.  S.  115-118.  — 
(Kraiiiski),  Memoiren  und  Aktenstücke  aus  Galizien  irn 
Jahre  184b.  Leipzig  1847.  S.  33 — H3. 

'■’)  In  derselben  Sitzung  stellte  Josef  Kitter  von  Jasiiiski,  Guts- 
herr von  Zablotow  (Kreis  Kolonien),  zwei  Anträge  wegen  Regulierung 
des  Verfahrens  der  politischen  Hehördeu  in  Untertanssachen  und  wegen 
Reduzierung  der  in  Wiener  Währung  zahlbaren  Geldzinse  der  Unter- 
tanen an  die  Grundherrschaften  auf  Konvontionsinfinze.  Heide  Anträge 
wurden  der  zu  wählenden  Kommission  zugewiesen.  (Verhandlungen 
von  1843  8.  41.)  Kurze  Zeit  darauf  überreichte  Jasiiiski  der  Regierung 
eine  umfangreiche  Denkschrift  (oben  mchreremale  von  uns  citiert)  über 
die  Untertänigkeitsverhältnisse,  die  auch  einen  Vorschlag  zur  Ablösung 
der  Untertansschuldigkeiten  enthielt. 
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Stände  auf  dieser  Grundlage  ihre  weiteren  allerunterthänigsten 
Bitten  an  den  Thron  seiner  k.  k.  Majestät  zu  richten  vermögen.“ 
In  dieser  milderen  Fassung  wurde  der  Antrag  am  23.  September 
1843  mit  86  gegen  15  Stimmen  zum  Beschlüsse  erhoben. 

Die  Regierung  war  in  grober  Verlegenheit.  Sie  scheute 
das  Geräusch  und  die  Unruhe,  welche  ein«;  so  tiefeingreifende 
Veränderung  des  Agrarrechtes  wie  die  Reform  des  Untertänig- 
keitsverhältnisses notwendig  wachrufen  mußte.  Ihr  erster  Gedanke 
war  daher,  die  Verhandlungen  des  Landtages  über  die  Bauern- 
frag ; ängstlich  vor  der  Öffentlichkeit  zu  verbergen.  Zwar  war 
sie  einer  Reform  nicht  durchaus  abgeneigt.  Erkannte  sie  doch 
ganz  richtig,  daß  „nach  den  Hofkanzlei-Acten  betrachtet,  der 
Zustand  in  Galizien  bloß  eine  provisorische  Aufrechterhaltung 
des  Bestandenen  ist,  welche  mit  der  Urbarial-  und  Steuerregu- 
lierung de  1789  ihr  Ende  erreichen  sollte“.  Doch  verwarf  sie 
die  Anmaßung  der  Stände,  eigenmächtig  eine  so  wichtige  Frage 
lösen  zu  wollen l)-  Nicht  in  letzter  Linie  aber  befürchtete  sie, 
daß  sich  hinter  diesem  Vorschläge  revolutionäre  Gedanken 
verbergen.  Es  wurde  also  den  Ständen  geantwortet,  daß  die 
Regierung  die  Verbesserung  der  gutsherrlich-bäuerlichen  Ver- 
hältnisse, „soweit  solche  ohne  Verletzung  wohlerworbener  Rechte 
und  mit  gänzlicher  Ausschließung  von  Zwangsmaßregeln  statt- 
finden können,“  stets  zum  Gegenstände  ihrer  Sorgfalt  gemacht 
habe  und  machen  werde,  „dass  seine  k.  k.  Maj  estät  aber  bei 
der  Unbestimmtheit  und  Allgemeinheit  der  Abfassung  des  Be- 
schlusses der  Stände,  die  Aufstellung  einer  eigenen  Commission, 
deren  Aufgabe  weder  in  ihrem  Gegenstände,  noch  in  Absicht 
auf  die  Richtung,  welche  die  Commission  in  ihren  Arbeiten 
einzuschlagen  hätte,  hinreichend  bestimmt  wäre,  nicht  als  ein 
geeignetes  Mittel  erkennen,  um  in  dieser  schwierigen  Angelegen- 
heit mit  Schonung  aller  ein«»  genaue  Erwägung  verdienender 
Rücksichten  zu  einem  gedeihlichen  Erfolge  zu  gelangen,  wobei 
es  übrigens  den  Ständen  unbenommen  bleibe,  wenn  sie  über 
einen  deutlich  zu  bezeichnenden  Gegenstand  einen  bestimmten 


l)  Die  Stände  hätten  aus  Popularitätshnscherei  den  Antrag 
Wiesiolowskis  unterstützt;  die  Regierung  dürfe  aber  diesen  Bestrebungen 
nicht  entgegeukoinmcu,  denn  „hohe  Interessen  sprechen  dafür,  dali  das,  was 
in  Galizien  zum  Wohle  der  unteren  Klassen  geschieht,  von  der  Regierung 
ausgehe,  und  als  eine  Wohlthat  erkannt  werde,  welche  jene  der  Sorgfalt 
und  dem  Wohlwollen  der  Regierung  verdanken“. 
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Vorschlag  zu  stellen  finden,  denselben  im  verfassungsmäßigen 
Wege  anzubringen  l).a 

So  lähmend  diese  Antwort  war,  so  ließen  sich  die  Stünde 
dennoch  in  ihrem  Vorhaben  nicht  irre  machen  und  stellten  auf 
dem  nächsten  Landtage  (September  1844)  die  neuerliche  Bitte: 
es  möge  einer  aus  der  Mitte  der  Landstände  gewählten  Kom- 
mission gestattet  werden,  „die  Errichtung  von  Grundbüchern, 
welche  in  Zukunft  bei  Streitigkeiten  als  Beweismittel  zu  dienen 
hätten,  ausdrückliche  Zuerkennung  des  Nutzungseigenthums 
unterthäniger  Gründe,  Regulierung  der  Servituten  und  des 
gemeinschaftlichen  Besitzes  in  Überlegung  zu  nehmen,  und 
einen  wohlüberdachten  Plan  den  Stünden  zur  künftigen  Be- 
rathung  und  höheren  Einbegleitung  vorzulegen.“  Der  General- 
gouverneur  Erzherzog  Ferdinand  war  gegen  die  Gewährung 
dieser  Bitte  oder  doch  für  eine  Hinausschiebung  ihrer  Erfüllung. 
Die  Hotkanzlei  aber,  in  deren  Mitte  sich  noch  josefinische  Ein- 
flüsse bemerkbar  machten,  stellte  den  Antrag:  „dass  Euere 
Majestät  die  Aufstellung  der  beabsichtigten  Commission  nicht 
nur  bewillige,  sondern  auch  die  Landesstelle  beauftrage,  im 
Einverständnisse  mit  derselben  und  durch  ein  gemeinschaftliches 
Zusammenwirken  die  Mittel  zu  berathon  und  vorzubereiten,  wie 
die  Eigentumsverhältnisse  zwischem  dem  obrigkeitlichen  und 
dem  untertänigen  Grundbesitze  geregelt  und  gesichert,  die 
Mittel  und  die  Neigung  zur  besseren  Cultur  desselben  geweckt, 
und  die  Reibungen  und  Nachteile,  welche  aus  dem  dermaligen 
Zustande  entspringen,  ohne  Beeinträchtigung  wohlerworbener 
Rechte  beseitigt  werden  können.“  Entsprechend  dem  Hofkanzlei- 
vorirage,  bewilligte  der  Kaiser  die  Einsetzung  der  Kommission 
und  bestimmte,  daß  ihr  der  Kammerprokurator,  ein  erfahrener 
Justizbeamter  und  ein  mit  den  Verhältnissen  der  Staats-  und 
Fondsgüter  genau  vertrauter  Geschäftsmann  als  Mitglieder  bei- 
gegeben werden  *). 

In  der  Tat  schritten  auch  die  Stände  am  18.  und  19.  Sep- 
tember 1845  zur  Wahl  von  18  Mitgliedern  und  ebensovielen 

l)  Allerhöchste  Entschließung  vom  ä.  Juli  1844.  — Gleichzeitig 
mit  den  Antrögen  der  galizischen  Stände  hatten  die  nicderöstjri'cichischen 
Stände  den  Antrag  auf  Ablösung  der  Zehnten  und  Fronden  gestellt. 
Die  Regierung  ließ  diesen  Antrag  ohne  Antwort,  auch  als  die  Stände 
ihn  im  nächsten  Jahre  wiederholten  und  eingehend  begründeten.  Vergl. 
Springer  a.  a.  ().  I.  Bd.  S.  543  f. 

s)  Gubcrnialbericht  vom  2(i.  September  1844.  llofkanzleivortrag 
vom  14.  November  1844.  Allerhöchste  Entschließungen  vom  11.  März  1845. 
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Ersatzmännern  der  Kommission  (je  ein  Mitglied  und  ein  Ersatz- 
mann für  jeden  Kreis),  die  unter  dem  Vorsitze  des  General- 
gouverneurs als  Präsidenten  der  Stände  vorerst  vorbereitende 
Erörterungen  über  die  Feststellung  des  Nutzungseigentums  und 
die  Errichtung  der  Grundbücher  für  den  untertänigen  Grund- 
besitz vornehmen  sollte  l).  Über  Antrag  des  ständischen  Ehren- 
beisitzers im  Landesausschusse  Moriz  Ritter  von  Kraniski  wurde 
ferner  beschlossen,  den  Kaiser  um  die  Erweiterung  des  Wir- 
kungskreises der  Kommission  zu  bitten,  damit  diese  die  Maß- 
nahmen in  Erwägung  nehmen  könne,  die  erforderlich  seien,  um 
die  untertänigen  Leistungen  in  Geld  oder  Getreidezinse  zu  ver- 
wandeln oder  ihre  gänzliche  Ablösung  im  Wege  freiwilliger 
Übereinkommen  zu  erleichtern  -). 

Die  Kommission  sollte  erst  nach  erfolgter  Entschließung 
des  Monarchen  über  diese  Bitte  zusammentreten.  Inzwischen 
aber  sollten  die  Kommissionsmitglieder  sich  mit  Sammlung  von 
Daten  und  vorbereitenden  Arbeiten  für  die  Beratungen  be- 
schäftigen 8),4). 

Bevor  noch  die  neuerliche  Entschließung  des  Kaisers 
kundgemacht  worden  war,  schnitt  der  Ausbruch  des  Aufstandes 
alle  weiteren  Beratungen  und  Verhandlungen  ab.  Die  von  den 
Ständen  gewählte  Kommission  ist  niemals  zusammengetreten; 
die  Regierung  nahm,  nach  Niederwerfung  der  Revolution,  die 
Lösung  der  Bauernfrage  selbst  in  die  Hand,  und  als  der  gali- 
zischo  Landtag  nach  Jahren  wieder  berufen  wurde,  gehörten 
die  Frondienste  bereits  der  Geschichte  an. 

Auch  wenn  <lie  Stände  oder  die  Regierung  die  Lösung 
der  Bauernfrage  energischer  in  Angrift’  genommen  hätten  — 
die  Erhebung  des  Landvolkes  gegen  den  Adel  hätte  nicht  mehr 
vermieden  werden  können.  Eine  solche  Reform  wäre  jedenfalls 
unter  sorgfältiger  Wahrung  der  Rechte  der  Gutsherren  durch  - 
geführt  worden  und  hätte  so,  besonders  durch  die  nach  dem 
Wunsche  der  Gutsherren  gleichzeitig  vorzunehmende  Servituten- 
ablösung die  Aufregung  unter  der  Bauernschaft  nur  noch  mehr 
gesteigert.  Die  Agitatoren  der  demokratischen  Partei  hatten 

*)  Verhandlungen  etc.  1845.  S.  39  ff. 

2)  ebene].  S.  43  f. 

3)  ebd.  S.  ff  7 fl'. 

'*)  Es  fanden  auch  Vorbesprechungen  der  Koininissionsinitglieder 
statt,  in  denen  die  verschiedenen  Reforinpläuc  begutachtet  wurden. 
Vergl.  Sala  n.  a.  O.  8.  159. 
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den  Untertanen  die  Überzeugung  beigebracht,  daß  alle  Lasten 
ohne  jede  Entschädigung  aufgehoben  werden  müßten,  und 
darauf  bestanden  diese  nun  hartnäckig. 

Die  Zeit  der  Reformen  war  — zum  ewigen  Schaden  des 
Landes  — • versäumt  worden. 

§ 3.  Der  Ausbruch  des  Aufstandes  und  die  Maßnahmen 

der  Regierung. 

Während  Stände  und  Regierung  über  die  Untertans- 
frage verhandelten,  waren  die  Verschworenen  nicht  untätig 
geblieben.  Überall  im  Gebiete  des  ehemaligen  polnischen  Staates 
hatten  sie  Anhänger  geworben.  An  einem  und  demselben  Tage 
— dem  21.  Februar  1846  — sollten  sich  Kongreßpolen,  Litthauen, 
Posen,  Krakau  und  Galizien  erheben.  Schon  waren  die  Beamten- 
und  Offiziersstellen  des  polnischen  Staates  vergeben,  aber  die 
Soldaten  fehlten  noch.  Wohl  entgieng  es  den  Einsichtigeren 
unter  den  polnischen  Führern  nicht,  daß  das  Landvolk  ihren 
Bestrebungen  abgeneigt  sei.  Aber  sie  dachten,  die  Bauern 
würden  schlimmstenfalls  im  Anfänge  schwanken,  sich  aber  dann, 
wie  die  Polen  die  ersten  Erfolge  errungen  hätten,  — und  daran, 
daß  die  Erfolge  sich  einstellen  würden,  zweifelte  niemand  — 
rasch  den  Siegern  anschließen.  Im  Augenblicke  des  Losbruches 
sollten  die  Gutsherren  die  Untertanen  versammeln,  ihnen  alle 
Fronen  und  Abgaben  erlassen,  ihnen  ihre  Gründe  schenken 
und  sie  daun  zur  Teilnahme  am  Aufstande  auffordern  l 2). 

Ein  Teil  der  Demokraten  hatte  sich  dem  von  der  Partei- 
leitung mit  den  Aristokraten  getroffenen  Übereinkommen  nicht 
angeschlossen  und  setzte  die  Agitation  unter  dem  Landvolke 
in  heftiger  und  maßloser  Weise  fort. 

Niemals  sei,  heißt  es  in  einem  im  November  1845  im 
Rzeszower  Kreise  verbreiteten  Aufrufe-),  die  Aufhebung  der 
Frone  von  den  Herren  zu  erwarten,  auch  nicht  vom  Kaiser. 
Denn,  „was  kann  einen  deutschen,  weit  in  Wien  sitzenden 
Kaiser  das  Los  eines  polnischen  Bauern  interessieren?“  Nur 
von  Gott  könne  Hilfe  kommen:  „Christus  wurde  darum  um- 

1)  Vergl.  Sala  a.  a.  <>.  S.  123  ff. 

2)  In  Übersetzung  initgeteilt  bei  Sala  a.  a.  O.  S.  339 — 349. 
Du  der  Aufruf  scharfe  Ausfälle  gegen  die  österreichische  Regierung  ent- 
hielt, wurde  er  von  den  Hauern  den  Militärbehörden  übergeben.  Eben- 
dort S.  127. 
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gebracht,  weil  er  wollte,  daß  keine  Unterthanschaft  bestehe.“ 
Doch,  „Gott  ist  kein  Ritter,  um  mit  eueren  Feinden  zu  kämpfen, 
auch  kein  Advocat,  um  euere  Sache  vor  Gericht  zu  vertei- 
digen, auch  ist  er  nicht  euer  Diener,  um  euch  den  Schweiß  von 
der  Stirne  zu  wischen.  Und  ihr  seid  keine  Würmer,  sondern 
Gott  ähnlich  erschaffen  und  könnt  euch  selbst  helfen.“ 

„Gott  hat  durch  den  Tod  seines  besten  Sohnes  euch  bloß  den 
Beweis  gegeben,  dass  er  euere  Erlösung  wünscht.  Gott  gab  euch 
kräftige  Arme  und  scharfes  Eisen,  damit  ihr  selbst  Ritter  seid, 
— und  gab  euch  Verstand,  damit  ihr  selbst  euere  Sache  ver- 
teidigt. Gebratene  Tauben  fliegen  einem  nicht  selbst  in  den 
Mund.  — Und  ihr  wollt,  dass  die  Freiheit  sich  bei  euch  selbst 
einbettle.  — Gott  gibt  uns  alles,  aber  nur  dann,  wenn  wir  es 
verdient  haben!  Der  Mensch  säet  und  ackert,  und  Gott  gibt 
hierauf  Regen,  und  wärmt  mit  der  Sonne  den  schönen  Weizen. 
Wer  aber  nicht  säet  und  nicht  ackert,  für  den  wächst  kein  Weizen.“ 

„So  ist  es,  liebe  Brüder.  Ihr  selbst  nur  könnt  euch 
von  der  Untorthansehaft  befreien,  und  Gott  wird  euch  von  oben 
segnen,  wenn  ihr  euch  befreien  werdet!  Es  gibt  euerer  so 
viele,  dass,  wenn  ein  jeder  von  euch  nur  ein  Steinchen  auf 
diejenigen  wirft,  die  euch  bedrücken,  auf  den  Leichen  euerer 
Feinde  Steinberge  entstehen  würden.“ 

Die  aufreizenden  Reden  und  Schriften  verfehlten  nicht 
ihren  Zweck.  --- 

Die  preußische  Regierung  kam  den  Verschworenen  zuvor. 
Durch  zahlreiche  Verhaftungen  und  umfassende  Sicherheits- 
vorkehrungen wurden  alle  revolutionären  Unternehmungen 
vereitelt.  Mit  erbarmungsloser  Härte  erstickte  Rußland  die 
polnische  Bewegung  im  Keime.  Nur  in  Krakau  und  in  West- 
galizien kam  es  zum  Kampfe. 

Auch  den  österreichischen  Behörden  war  die  lebhafte  Be- 
wegung unter  den  polnischen  Patrioten  nicht  entgangen.  Gegen 
Ende  des  Jahres  1845  mehrten  sich  die  Anzeichen  eines  nahe 
bevorstehenden  Aufstandes.  Von  allen  Seiten  kamen  den  Re- 
gierungsorganen Anzeigen  über  das  Treiben  der  Verschworenen 
zu.  Im  Gubernium  wurden  Beratungen  gepflogen,  wie  man  der 
drohenden  Gefahr  begegnen  könne.  Der  Gubernialpräsident 
Franz  Freiherr  Krieg  v.  Hochfelden  l)  war  für  eine  Verstärkung 


l)  Geboren  177b  zu  Rastatt,  gost.  lH5t>  in  Wien  als  Kcichsrats- 
p resident.  Vergl.  Wurzbacli,  Biographisches  Lexikon. 
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der  verhältnismäßig  schwachen  Besatzung  Galiziens.  Der  General- 
gouverneur genehmigte  jedoch  nur  die  Einberufung  der  Urlauber, 
von  einer  Heranziehung  von  Truppen  aus  dem  Westen  des 
Reiches  wollte  er  nichts  wissen  ‘). 

Inzwischen  war  die  Lage  in  Westgalizien  kritisch  geworden. 
Heftige  Überschwemmungen  hatten  die  Saaten  auf  den  Feldern 
zu  wiederholtenmalen  zerstört,  was  eine  große  Hungersnot  ver- 
ursachte, in  deren  Gefolge  der  Hungertyphus  entsetzliche  Ver- 
heerungen hervorrief.  Die  Regierung,  die  Stände  und  die  private 
Wohltätigkeit  stellten  große  Mittel  zur  Verteilung  an  die  unglück- 
lichen Bauern  zur  Verfügung ; doch  wenig  nur  vermochten  diese 
Spenden  gegenüber  der  grenzenlosen  Not.  Unter  dem  Landvolke 
war  das  Gerücht  verbreitet,  daß  die  Gutsherren  in  ihren  Spei- 
chern große  Vorräte  für  den  kommenden  Aufstand  anhäuften, 
was  den  alten  Haß  der  Bauern  wider  die  Edelleute  noch  erhöhte; 
dagegen  hatten  die  Staatsbeamten,  denen  die  Verteilung  der 
eingelaufenen  Spenden  oblag,  Gelegenheit,  sich  die  Zuneigung 
der  Untertanen  aufs  neue  zu  erwerben1 2). 

Die  ganze  Größe  der  Gefahr  trat  dem  Generalgouverneur 
erst  dann  vor  die  Augen,  als  ihm  die  Nachricht  zukam,  daß  die 
Bauern  des  Kreises  Bochnia  sich  gegen  den  Adel  waffnen.  In 
größter  Bestürzung  erteilte  er  den  Kreisämtern  den  Befehl,  auf 
die  Landleute  beschwichtigend  einzuwirken;  zu  spät.  Als  der 
Befehl  des  Guborniums  den  Kreisämtern  zukam,  war  der  Aufruhr 
schon  ausgebrochen ,1). 

Die  ziemlich  offenkundig  betriebenen  Vorbereitungen  der 
Insurgenten  für  die  auf  die  Nacht  vom  18.  auf  den  19.  Februar 
festgesetzte  Erhebung  (der  Termin  war  um  zwei  Tage  vorgerückt 
worden)  hatten  das  Mißtrauen  der  Bauern  der  Tarnower  Gegend 
erweckt.  Dunkle  Gerüchte  verbreiteten  sich  von  der  Aufhebung 
der  Robot.  Der  Kaiser,  hieß  os,  habe  sie  schon  längst  aufgehoben, 
die  Gutsherren  aber  hielten  das  betreffende  Patent  zurück.  Dann 
wieder  hörte  man,  die  „Polen“  hätten  die  Untertansschuldigkeiten 
beseitigt.  Agenten  des  Revolutionskomitees  verkündeten  allent- 
halben das  Ende  der  Untertänigkeit,  versprachen  Wohlfeilheit 
von  Tabak  und  Salz  und  forderten  die  Bauern  zum  Anschlüsse  an 

1)  Vergl.  Sulu  a.  a.  <>.  S.  142  f. 

2)  Vergl.  (S a ch  e r-M  a s oc h),  Polnische  Revolutionen.  Prag  180.4. 

S.  58. 

*)  Der  Erlaß  ist  mitgefeilt  hei  O s t as  z e \v  s k i - B a r tt  ti  s k i a.  a. 
0.  S.  04  tV.  Vergl.  Sala  a.  a.  <>.  S.  187  f. 

Wionor  staatswi««.  Studien.  IV.  lld.,  2.  24 
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den  Autstand  auf.  Sie  stießen  auf  Mißtrauen.  Der  Haß  der  Hauern 
gewann  die  Oberhand.  Die  Meinung  drang  durch,  die  Edelleute 
wollten  die  Bauern  niedermaehen.  In  dieser  Ungewißheit  be- 
schlossen die  Gemeinden,  auf  der  Hut  zu  sein.  Mit  Sensen, 
Heugabeln  und  Dreschflegeln  bewaffnet,  stellten  sie  sich  an  den 
Kreuzwegen  auf,  um  Wache  zu  halten.  Die  Dorfrichter  und  die 
Geschworenen,  als  die  Angesehensten,  die  Urlauber  und  die 
ehemaligen  Soldaten,  als  die  Erfahrensten,  übernahmen  die 
Führung.  Auf  dem  Wege  zu  dem  verabredeten  Zusammenkunfts- 
orte mußten  die  Empörer  an  den  Bauernhaufen  vorüber.  Sie 
wurden  nicht  durchgelassen.  Sie  versuchten  den  Durchlaß  mit 
Gewalt  zu  erzwingen;  es  kam  zum  Kampfe,  in  dem  die 
ungleich  zahlreicheren  Bauern  Sieger  blieben.  Die  Edelleute 
wurden  teils  getötet,  teils  verwundet,  die  übrigen  gefangen 
genommen.  Tote  und  Lebende  wurden  auf  Wagen  geladen  und 
nach  Tarnow  in  das  Kreisamt  abgeliefert.  Als  der  Morgen  des 
19.  Februar  graute,  war  der  Aufstand  im  Kreise  Tarnow  nieder- 
geschlagen L). 

Noch  kläglicher  scheiterte  das  Unternehmen  der  Revolu- 
tionspartei in  den  anderen  Kreisen.  In  Ostgalizien  kam  es  über- 
haupt nur  an  zwei  Orten  zum  Kampfe.  Überall  erhoben  sich  die 
Bauern  gegen  die  Edelleute  für  die  Regierungl *  3).  Nur  im  Gebirgs- 
dorfe  Chocholow  im  Kroise  Sandec  hatten  sich  die  Bauern  — 
über  Anstiften  des  Ortsgeistlichen  — dem  Aufstande  gegen  die 
Regierung  angeschlossen.  Eine  Abteilung  Finanzwache  und  die 
Hauern  der  benachbarten  Gemeinden  schlugen  jedoch  die  Empö- 
rung sofort  nieder3). 

Die  polnische  Insurrektion  war  nicht  durch  Regierungs- 
truppen, sondern  durch  die  Bauern  niedergeworfen  worden. 
Doch  kehrten  die  Bauern  nach  errungenem  Siege  nicht  nach 
Hause  zurück.  Sie  ließen  sich  die  Gelegenheit  nicht  entgehen, 
an  ihren  Bedrängern  Rache  zu  üben.  Handenweise  zogen  sie 
von  Gutshof  zu  Gutshof,  mordend,  plündernd,  sengend.  Alle 
Gutsherren  und  Wirtschaftsbeamte,  die  sich  nicht  rechtzeitig 

l)  Vergl.  Sala  a.  a.  0.  S.  1 79 — 1 96.  Oataszewski  - B a r a li » k i 
a.  a.  O.  S.  69 — -82.  Ostrow,  Der  Bauernkrieg  vom  Jahre  1846  in 
Dalizieu.  Wien  1869,  S.  38 — -59. 

~)  Vergl.  Sala  a.  a.  O.  S.  196 — 203,  224 — 240.  Ostaazewski- 
Barariski  a.  a.  0.  S.  83  ff'.  Ostrow  a.  a.  O.  S.  66  fl’. 

3)  Vergl.  Sala  a.  a.  0.  S.  204 — 21 1 . ()  s t a » z e w s ki  - B a r a li  s k i 
a.  a.  O.  S.  140 — 146.  Ostrow  a.  a.  O.  S.  78 — 86. 
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hatten  flüchten  können,  wurden  erbarmungslos  nicdergemotzelt. 
Tagelang  dauerte  das  schreckliche  Morden  in  ganz  West- 
galizien. 

Erst  in  den  ersten  Tagen  des  März  kehrte  die  Ruhe  wieder 
ein.  Militärkommanden  durchstreiften  das  Land  und  forderten  die 
Bauern  auf,  sich  aller  Gewalttaten  zu  enthalten.  Willig  gehorchten 
die  meisten,  nur  selten  mußte  gegen  sie  mit  Schärfe  vorgegangen 
werden.  Sie  kehrten  in  ihn*  Dörfer  zur  gewohnten  Feldarbeit 
zurück,  in  der  festen  Überzeugung,  daß  sie  fortan  zu  keinerlei 
Diensten  mehr  an  die  Herrschaft  verpflichtet  seien  l)* 

Die  blutigen  Ereignisse  in  Galizien  waren  durch  den  harten 
Druck,  den  die  Gutsherren  auf  die  Untertanen  seit  Jahrhunderten 
ausgeübt  hatten,  hervorgerufen  worden.  Die  Umtriebe  der 
demokratischen  Partei  hatten  den  Funken  geschürt,  der  schon 
lange  unter  der  Asche  geglimmt  hatte.  So  einfach  die  Wahrheit 
lautete,  sie  wurde  doch  nicht  geglaubt.  In  den  Parlamenten  von 
England  und  Frankreich  und  in  der  gesamten  europäischen 
Presse  wurde  gegen  die  österreichische  Regierung  die  Anklage 
erhoben,  sie  hätte  die  galizischen  Bauern  gegen  „das  väterliche 
Regiment“  der  Gutsherren  aufgehetzt.  Für  den  Kopf  eines  jeden 
ermordeten  Edelmannes  hätten  die  Kreisämter  eine  Prämie  be- 


l)  Vergl.  Saht  a.  a.  ( ).  S.  260 — 293.  Ostaszewsk i-B aranaki 
a.  a.  ().  S.  83 — 169.  Ostrow  a.  a.  (>.  S.  59 — 06.  Tessarczyk, 
Itzez  Galicyjska  1843  r.  Krakow  1848.  S.  1 ff.  — Der  bekannteste 
Führer  der  galizischen  Bauern  war  Jakob  Szela  aus  Smnrzowa 
(Kreis  Tarnow),  der  zur  Zeit  des  Aufstandes  im  Alter  von  ungefähr 
65  Jahren  stand.  Zwanzig  Jahre  lang  führte  er  als  Deputierter  der 
Gemeinden  Smarzowa  und  Siedliska  einen  Prägravationsprozeß  gegen  die 
adelige  Familie  Bogusz.  Des  Lesens  uud  Schreibens  unkundig,  hatte  er 
sich  dennoch  mit  merkwürdiger  Anstelligkeit  eine  nicht  unbedeutende 
Kenntnis  der  Uutertansgesetze  erworben,  so  daß  er  von  allen  Gemeinden 
des  Kreises  bei  verkommenden  Streitigkeiten  um  Rat  angegangen  wurde. 
Im  Verlaufe  des  Sinarzower  Prozesses  war  cs  mehrerernale  zwischen  ihm 
uud  Bogusz  zu  persönlichen  Reibungen  gekommen,  bis  Bogusz  sich 
weigerte,  Szela  länger  als  Gemeindevertreter  anzuerkennen.  Der  Kreis- 
hauptmann Breinl  wies  Szelas  Rekurs  ab,  doch  die  Hofkanzlei  setzte 
ihn  wieder  in  seine  Würde  ein.  Von  da  an  war  Szela  ein  entschiedener 
Feind  der  Gutsherren.  Vergl.  über  Szela  außer  den  oben  citierten 
Schriften  noch:  (Sacher-Masoch)  a.  a.  G.  S.  108 — 116.  Das 
Polen  attentat  a.  a.  O.  S.  277 — 287.  „Kaum  ist  jemals  über  eine 
geschichtliche  Persönlichkeit  so  verschieden  geurtheilt  worden,  wie  über 
den  galizischen  Bauer  Jakob  Szela.“  | Marie  von  Kbner-Eschcn- 
bach,  Jakob  Szela  (in  Dorf-  und  Schloßgeschichten,  Berlin  1894). | 

24* 
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zahlt;  von  amtswegen  seien  unter  der  Bauernschaft  kommu- 
nistische Lehren  verbreitet  worden  u.  s.  w. x). 

Wenn  auch  die  Wiener  Regierung  den  fremden  Mächten 
mitteilte,  sie  sei  durch  die  galizischen  Ereignisse  keineswegs 
beunruhigt,  sie  sehe  sich  vielmehr  gehoben  „durch  das  Gefühl 
der  breiten  Basis,  auf  der  die  Macht  der  Regierung  in  Galizien 
beruht,  nämlich  der  treuen  Anhänglichkeit  der  Bevölkerung,“  2) 
so  war  die  Besorgnis,  diq  sie  im  geheimen  hegte,  größer  als 
sie  zugestehen  wollte.  Nach  der  Meinung  des  Fürsten  Metternich 
mußten  so  schnell  als  möglich  durchgreifende  Reformen  in 
Angriff  genommen  werden,  um  das  Land  bei  Österreich  zu 
erhalten3).  Doch  sollten  diese  Reformon  in  der  Art  vor- 
genommen werden,  daß  kein  Verdacht  aufkommen  könne, 
die  Regierung  hätte  sich  durch  den  Aufstand  einschüchtern 


1)  Es  ist  überflüssig,  die  unsinnigen  Behauptungen  der  polnischen 

Parteien  zu  widerlegen.  Nach  Ostaszewski-Baraiiski  (a.  a.  (). 
S.  53)  soll  der  Taruower  Kreishauptmann  Josef  Breinl  Ritter  von 
Wallerstein  am  1(J.  Februar  184(5  zu  Szela  gesagt  haben:  „Die. 

Regierung  rechnet  auf  Dich.  Ich  gebe  Dir  Vollmacht,  in  Deinem  Bezirke 
zu  thun,  was  Dir  belieben  wird.  Sei  Dir  Deiner  Stellung  bewusst!  Der 
Generalgouvcrneur  ist  der  Erste  in  Galizien,  Du  bist,  der  Zweite  im 
Range.  Du  hast  alle  Machtbefugnisse.  24  Stunden  lang  darfst  du  Edel- 
leute morden  und  ausrauben.  Der  ganze  Ertrag  der  Räubereien  ist  Dein. 
Wann  Du  dem  Adel  Hände  und  Füße  gebrochen  haben  wirst,  liefere 
die  Gefesselten  in  das  Kreisamt  ein,  wo  ich  Dir  für  jeden  Todten  10  fl., 
fiir  jeden  Verwundeten  5 fl.  und  für  jeden  unverletzten  Gefangenen 
2 fl.  bezahlen  werdo.u  Eine  akten  mäßige  Widerlegung  dieser  An- 
schuldigungen gibt  Sala  a.  a.  O.  S.  302 — 313.  — Dio  Beschuldi- 

gungen der  Regierungsorgane  gingen  von  den  Demokraten  aus,  die  sich 
vor  der  öffentlichen  Meinung  rechtfertigen  wollten.  Den  Aristokraten 
war  die  Wahrheit  durchaus  nicht  unbekannt  und  sie  gaben  auch 
öffentlich  den  Demokraten  Schuld  an  den  traurigen  Ereignissen.  Vergl. 
Heltman  a.  a.  O.  S.  KM».  — Ein  Teil  der  Demokraten  schien 
übrigens  mit  den  Erfolgen  seiner  Wühlereien  ganz  zufrieden  zu  sein. 
So  erklärte  einer  ihrer  Führer  (Dembowski)  am  2G.  Februar  1846,  also 
nach  den  furchtbaren  Ausschreitungen  der  Bauern  (in  einer  im  Krakauer 
Revolutionsklube  gehaltenen  Rede),  er  wund -re  sich,  daß  das  Volk  mit 
dem  Adel  nicht  strenger  verfuhren  sei.  („O ! dziwna.  dziwna  ta  lagodnosc 
naszego  ludu,  ze  uraz  tak  fatwo  zapoinina,  ze  srozej  sie  nie  pomseil 
na  tych,  ktörzy  go  tak  dfugo  deptali  i bezczescili.u)  Ostaszewski- 
Baraiiski  a.  a.  O.  S.  234. 

2)  Schreiben  des  Fürsten  Metternich  an  die  österreichischen  Ver- 
treter im  Auslande,  ddo.  Wien  7.  März  1846.  (Augsburger  Allgemeine 
Zeitung.  S.  589  f.) 

3)  Vergl.  Sala  a.  a.  O.  S.  324. 


Digitized  by  Google 


117 


3631  Ausbruch  des  Aufstandes  und  Maßnahmen  der  Regierung. 

lassen.  Vor  allem  legte  man  darauf  Gewicht,  daß  die  Bauern 
zur  Robot  wieder  zurückkehrten,  ehe  über  ihre  Ablösung,  Er- 
leichterung oder  gänzliche  Aufhebung  entschieden  werde.  Das 
aber  war  nicht  so  leicht  zu  erreichen.  Allgemein  war  unter  den 
Bauern  die  Meinung  verbreitet,  daß  die  Fronpflicht  durch  die 
letzten  Ereignisse  aufgehoben  sei.  Wie  sollten  auch  sie,  die  eben 
siegroich  aus  dem  Kampfe  hervorgegangen  waren,  ihren  Kacken 
unter  das  Joch  der  Besiegten  beugen?  Bei  Ausbruch  des  Auf- 
standes hatten  die  Insurgenten  den  Untertanen  die  Aufhebung 
aller  Lasten  als  Lohn  für  die  Teilnahme  an  der  Revolution  in 
Aussicht  gestellt;  sollten  die  Bauern  dafür  bestraft  werden,  daß 
sio  für  den  Kaiser  gekämpft,  ihm  die  Provinz  erhalten  hatten? 

Die  Provinzialregierung  war  anderer  Ansicht.  Vorerst 
sollten  die  Untertanen  gehorsam  die  Arbeit  auf  den  herrschaft- 
lichen Ackern  wieder  aufnehmen,  dann  erst  sollten  sie  die  Be- 
günstigungen genießen,  die  man  ihnen  zugedacht  hatte.  Diese 
Forderung  war  vom  Standpunkte  der  Landeskultur  gerecht- 
fertigt. Es  war  höchste  Zeit,  daß  die  Dominikalländoreien  bestellt 
werden.  Aus  Mangel  an  freien  Arbeitern  konnte  dies  nur  mit 
Hilfe  der  Fronbauern  geschehen.  Da  die  Mehrzahl  der  Gutshöfe 
verödet  war  — die  Gutsherren  und  die  Beamten  waren  teils 
getötot,  teils  geH lichtet,  teils  wegen  Teilnahme  am  Aufstande 
verhaftet  — mußten  Vorkehrungen  für  die  Besorgung  der 
politischen  und  judizicllen  Geschäfte  getroffen  werden.  Hin  Erlaß 
des  General-Gouverneurs  befahl  den  Kreishauptleuten,  in  jenen 
Dominien,  auf  welchen  aus  was  immer  für  einer  Ursache  sich 
kein  Mandatar  befinde,  (‘inen  solchen  von  Amts  wegen  provisorisch 
aufzustellen.  Es  war  dies  der  erste  Schritt  zur  Errichtung  landes- 
fürstlicher erster  Instanzen,  einer  Maßregel,  deren  Notwendig- 
keit nach  den  letzten  Ereignissen  jodermann  einleuchtete l). 

Viele  Bauern  erschienen  in  den  Kreisämtern  mit  der  Anfrage, 
ob  es  wahr  sei,  daß  der  Kaiser  die  Robot  aufgehoben  habe. 
Das  Gubernium  ließ  ihnen  bedeuten,  „dass  durch  die  statt- 
gefundenen Ereignisse  sich  in  ihren  Pflichten  gegen  die  Grund- 
herrschaften nichts  geändert  habe,  und  dass  Entscheidungen 
bezüglich  der  Zukunft  nur  von  Sr.  Majestät  kommen  können.“  -) 
So  groß  war  das  Vertrauen  der  Bauern  zur  Regierung,  daß  ein 

l)  Erlaß  des  (fcncralgouvcmeura  ddo.  Boclinia  9.  Mürz  1 H 4 fl.  — 
Vergl.  Sa  ln  a.  a.  ().  S.  295. 

-)  Erlaß  des  Generalgouverneurs  ddo.  Boclinia  10.  März  IHM».  — 
Yergl.  Sala  a.  a.  <>.  S.  29(5. 
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großer  Teil  von  ihnen  auf  diese  Auskunft  hin  die  xVrbeit  wieder 
aufnahm.  Nur  im  Kreise  Tarnow  weigerten  sich  viele  Gemeinden 
entschieden,  die  Robot  zu  leisten.  Wieder  war  es  Jakob  Szela, 
der  die  Bauern  zum  Widerstande  trieb.  Von  Tarnow  breitete 
sich  die  Robotrenitenz  bald  auch  auf  jene  Kreise  aus,  in  denen 
die  Untertanen  schon  angefangen  hatten,  die  Schuldigkeiten  zu 
prästieren.  Gegon  Ende  März  war  die  Lage  wieder  kritisch. 
Inzwischen  war  jedoch  die  Besatzung  Westgaliziens  verstärkt 
und  die  Stellung  der  Regierung  befestigt  worden.  Das  Gubernium 
beschloß  daher,  den  Untortanen  vorderhand  keine  Konzessionen 
zu  machen  oder  in  Aussicht  zu  stellen,  weil  dies  als  Belohnung 
für  die  verübten  Gewalttaten  erscheinen  könnte.  Wo  die  Unter- 
tanen den  gütlichen  Ermahnungen  der  Beamten  keine  Folge 
leisten  würden,  sollten  sio  durch  Militärexekutionen  zur  Wieder- 
aufnahme der  Arbeit  gezwungen  werden l). 

Während  das  Gubernium  sich  abmühte,  den  alten  Stand 
der  Dinge  wiederherzustellen,  wurden  in  Wien  Maßregeln  von 
größter  Tragweite  in  Erwägung  gezogen.  Unter  «lern  frischen 
Eindrücke  der  galizischen  Ereignisse  hatte  der  Kaiser  am  9.  März 
den  Vorschlag  der  Hofkanzlei,  den  Gutsherren  das  Jurisdiktions- 
recht, das  sie  durch  ihre  Empörung  verwirkt  hätten,  abzunehmen 
und  landesftirstlicho  erste  Instanzen  zu  errichten,  im  Prinzipe 
genehmigt  und  den  Auftrag  erteilt,  einen  genau  ausgearbeiteteu 
Entwurf  für  die  neue  Verwaltungs-  und  Gerichtsorganisation 
vorzulegen.  Gleichzeitig  wurden  in  der  Hofkanzlei  Beratungen 
über  die  Regelung  der  Robotverhältnisse  gepflogen;  radikale 
Vorschläge  wurden  gemacht,  die  Güter  der  Insurgenten  zu 
konfiszieren,  den  Untertanen  die  Robot  gänzlich  nachzusehen 
und  ihnen  unentgeltlich  das  Eigentum  ihrer  Gründe  zu  verleihen. 
Bald  jedoch  gewannen  kühlere  Überlegungen  die  Oberhand. 
Die  Aufhebung  der  Untertansschuldigkeiten  in  Galizien  mußte 
auch  die  Agrarverfassung  der  westlichen  Provinzen  erschüttern 
und  das  wollten  die  maßgebenden  Kreise,  die  mit  den  Guts- 
herren in  inniger  Fühlung  standen,  vermeiden.  Man  kam  daher 
von  der  beabsichtigten  Aufhebung  der  Naturalfrone  ab.  Doch 
gab  man  deshalb  den  Plan,  die  gutsherrlich-bäuerlicheu  Verhält- 
nisse zu  regeln,  nicht  auf-). 

l)  CJubernialsitzung  vom  30.  Mürz  1843.  — - Vergl.  auch  Sala 
a.  a.  <).  S.  315  ff. 

*)  Hofkauzleisitzungen  vom  9.  und  vom  13.  Mürz  184G.  Aller- 
höchstes Hundbillet  vom  22.  Mürz  184(5. 
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Bereits  am  2.  März  war  der  Hofrat  bei  der  vereinigten 
Hofkanzlei  Wenzeslaus  Ritter  von  Zaleski  nach  Galizien  mit 
dem  Aufträge  entsendet  worden,  Vorschläge  zur  dauernden 
Beruhigung  des  Landes  zu  erstatten.  Zaleski  trug  auf  die 
sofortige  Abstellung  der  Aushilfstage  und  der  weiten  Fuhren, 
sowie  auf  Herabsetzung  der  Inmannsfrone  auf  die  Hälfte  an *). 
Die  Hofkauzlei  legte  diese  Anträge  dem  Kaiser  vor,  zugleich 
aber  ersucht«?  sie  „um  Genehmigung  des  Princips  der  Um- 
gestaltung der  Xaturalfrone  in  eine  Geldleistung  an  den  Staat 
gegen  die  Verpflichtung  desstdben  zur  Entschädigung  der  Domi- 
nien und  mit  dom  Vorbehalte  festgesetzter,  entgeltlicher  Arbeits- 
leistungen von  Seite  der  Unterthanen  an  die  Dominien  nach 
Preisen,  welche  die  Kroisämter  zu  bestimmen  hätten“.l 2)  So 
wichtige  und  einschneidende  Maßreg«du  wollte  der  Kaiser  nicht 
ohn«*  Befragung  der  Landesbehörden  tivtfen.  Er  gab  daher  den 
Befehl,  über  die  von  der  Hofkanzlei  vorg«‘schlageno  Modalität 
der  Robotablösung  und  über  die  Frage  der  Verleihung  des 
Nutzungseigentums  an  die  Untertanen  sofort  mit  dem  Gubernium 
Verhandlungen  einzuleiten.  Die  Herabsetzung  der  Inmannsfrone 
wurde  verworfen,  dagegen  die  Vorschläge,  betreffend  die  Auf- 
hebung der  weiten  Fuhren  und  der  Aushilfstage,  gebilligt  und 
durch  Patent  vom  13.  April  kundgemacht.  Dasselbe  Patent 
bestimmte  auch,  daß  Untertanen,  die  sich  durch  eine  Forderung 
ihrer  Herrschaft  beschwert  glauben,  sich  mit  ihrer  Beschwerde 
unmittelbar  an  das  Kreisamt  wenden  können,  ohne,  wie  es  der 
$ 8 des  Patentes  vom  1.  September  1781  verlangte,  die  Klage 
vorerst  bei  der  Grundobrigkeit  Vorbringen  zu  müssen,  eine 
Bestimmung,  die  auf  Veranlassung  des  Erzherzogs- General- 
gouverneur aufgenommen  worden  war3). 

l)  Bericht  vom  22.  März  1H4G. 

-')  Kommissionelle  Beratung  der  Hofkanzloi  vom  31.  März  184G. 
Die  Hofkanzloi  erstattete  di«?  obenstehenden  Anträge,  nachdem  sie  ein- 
gehend erwogen  hatte  „1.  ob  es  der  Regierung  zusteht,  Privatrechte  im- 
perativ zu  normienm,  2.  ob  es  wegen  des  Einflusses  auf  die  anderen 
Provinzen  nicht  bedenklich  wäre,  sieh  durch  die  Widersetzlichkeit  der 
galizischen  Unterthanen  Zugeständnisse  abdringen  zu  lassen,  3.  ob  aus 
der  Aufhebung  der  Robot  nicht  große  Nachtheile  fiir  die  Landeskultur 
zu  besorgen  wären“.  Einen  entscheidenden  Einfluß  auf  den  Beschluß 
der  Kommission  nahm  <ler  Hofkammerpräsident  Baron  Kiiheck.  — 
Die  Umwandlung  der  Naturalfrone  in  eine  (»eldleistung  sollte  schritt- 
weise im  Laufe  mehrerer  Jahre  vor  sich  gehen. 

3)  Pr  o v i n z i a l-f-Jesetzsammlung  41.  — Vortrag  des  Erzherzogs 
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Brachte  das  Patent  vom  13.  April  den  Bauern  nicht  das, 
was  sic  erwartet  hatten,  nämlich  die  vollständige  Beseitigung 
der  Frondienste,  so  enthielt  es  doch  einige  unzweifelhaft  wirkungs- 
volle Begünstigungen.  Die  Untertanen  in  Ostgalizieu  waren 
auch  vollkommen  befriedigt.  Weniger  die  in  Westgalizien.  Aber 
auch  hier  wurde,  besonders  unter  dem  Eindrücke  der  Zwangs- 
maßregeln der  Regierung,  die  Arbeit  wieder  aufgenommen1). 


S 4.  Die  außerordentlich  bevollmächtigte  Hofkommission. 

Die  Untertanen  gaben  sich  umso  eher  mit  den  im  Patente 
vom  13.  April  gewährten  Erleichterungen  zufrieden,  als  sie 
wußten,  daß  sie  diese  nur  als  Abschlagszahlung  zu  betrachten 
hatten.  War  es  doch  ein  öffentliches  Geheimnis,  daß  die  Regie- 
rung die  Absicht  habe,  die  Naturalfrone  aufzuheben,  und  damit 
dem  Wunsche  der  untertänigen  Bevölkerung  nicht  nur  Galiziens, 
sondern  ganz  Österreichs  nachzukommen8).  Aus  allen  Teilen  des 
Reiches  liefen  bei  der  Regierung  Projekte  und  Entwürfe  für  die 
Regulierung  oder  gänzliche  Auflösung  des  Untertänigkeitsverhält- 
uisses  ein. 

Entsprechend  dom  Aufträge  des  Kaisers  legte  das  galizische 
Gubernium  einen  Vorschlag  zur  Ablösung  der  bäuerlichen  Lasten 
vor3).  Danach  sollte  den  Bauern  das  Nutzungseigentum  der 
Gründe,  das  de  facto  ihnen  schon  zustand,  ohne  jede  Ent- 
schädigung der  Gutsherren  verliehen  werden.  Die  Roboten  und 
übrigen  Leistungen  sollten  „mit  Benützung  des  Grundsteuer- 
katasters  und  der  Urbarialfassionen  in  eine  Geldrente  umgestaltet 

vom  1.  April  184(5.  Vergl.  Sala  a.  a.  0.  S.  82(5.  Griinberg,  Die 
Gruiidciitlastung.  S.  29  f. 

l)  Berichte  vom  17.,  18.  un<l  22.  April  184(5.  — Vorgl.  Galizien 
u n d die  R o hoff  r n g e.  Leipzig  1 84<5,  S.  74. 

Im  Monate  April  überreichte  Jakob  Szela  im  Namen  von 
50  Gemeinden  der  Kreise  Tarnow  und  Jaslo  ein  Gesuch  um  allgemeine 
Aufhebung  der  Robot. 

•'*(  Sitzung  des  G uberniiuns  vom  1(5.  Juni  184(5  unter  dem  Vor- 
sitze des  Gubernialpräsideuteu  Baron  Krieg.  Anwesend:  die  Hofräte 
Ettmayer  und  von  Milbacher,  der  Gefällsadmiuistrator  Pöcher,  der 
Kammerprokurator  Holzgethau.  die  Gubernialräfe  von  Widmanu  und 
Kmminger,  die  Kreishauptleute  von  Czotseh  und  Martinowifz,  Ritter  von 
Krajewski,  Verwalter  von  Miccwski  und  die  ständischen  Deputierten 
Moritz  Ritter  von  Kraiiiski  und  Agcnor  Graf  Goluchowski.  — Vergl. 
Bronisfaw  Loziiiski,  Agenor  hr.  Goluehowski.  Wc  Lwowie  1901. 
S.  13  ff. 
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werden,  die  einerseits  mit  dem  Reinerträge  dieser  Gründe  in 
einem  angemessenen  Verhältnis  stellt  und  die  Hälft«*  desselben 
nie  überschreitet,  anderseits  den  Berechtigten  im  Falle  der 
Überschreitung  dieses  Maßes  nie  einen  höheren  Fntgang  als 
30%  des  Werthes  der  bisherigen  Urbarialloistungen  erleiden  lässt, 
für  welchen  derselbe,  wie  alle  Berechtigten,  den  Vortheil  erhält, 
von  der  Verpflichtung  der  Unterstützung  der  Unterthanen  in 
Nothfällen,  von  der  Vertretung  derselben  vor  Gericht  und  von 
anderen  aus  diesem  Titol  bestandenen  Verpflichtungen  enthoben 
zu  werden,  — ihren  Grundbesitz  da,  wo  sich  dies  als  unumgänglich 
nothwendig  darstellt,  einer  rationellen  Bewirtschaftung  angemessen 
zu  arrondieren,  und  von  dem  bäuerlichen  Besitzthum  abzusondern, 
und  denselben  von  beschwerlichen,  die  Kultivierung  hemmenden 
Verpflichtungen  zu  befreien“.  Den  über  30°  0 betragenden  Ausfall 
von  dem  Urbarialbetrage  (in  der  Höhe  von  jährlich  222.049  Gulden 
C.  M.)  sollte  das  Land  vergüten.  Die  Geldrente  sollte  durch 
Erlegung  des  zwanzigfachen  Wertes  ablösbar  sein.  Um  den 
Übergang  zu  der  neuen  Bewirtschaftungsart  des  herrschaftlichen 
Bodens,  die  die  Einführung  dieser  Maßregeln  erforderlich  machte, 
zu  erleichtern,  sollten  die  Untertanen  noch  durch  (>  Jahre  zu 
entgeltlichen  Dienstleistungen  verpflichtet  sein. 

Zweierlei  hatte  das  Gubernium  bei  diesem  Vorschläge  übor- 
sehen.  Erstens  waren  die  galizischen  Untertanen  — besonders 
im  Osten  — gänzlich  unvermögend,  die  Reluitionszinse  zu  zahlen 
und  noch  weniger  sie  abzulösen  1).  Und  zweitens  war  es  sicher, 
daß  die  Bauern,  durch  die  hange  Unterdrückung  stumpf  und 
arbeitsscheu  gemacht,  sich  weigern  würden,  auf  den  herrschaft- 
lichen Feldern  gegen  Bezahlung  zu  arbeiten. 

Wa  s die  < iutsherron  an  dem  Vorschläge  der  Regierung  aus- 
zusetzen  hatten,  war,  daß  er  sie  mit  ihren  Ansprüchen  an  die 
Bauern  wies.  Die  Gesinnung  des  Landvolkes  war  ihnen  zu  gut 
bekannt,  als  daß  sie  erwarteten,  bei  dieser  Reform  den  sicheren 
Bezug  ihrer  Renten  genießen  zu  können.  Vollständige  Auflösung 
des  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnisses  um  jeden  Preis  mußte 
ihre  Forderung  sein.  Den  Untertanen  sollte  das  volle  Eigentum 
ihrer  Gründe  eingeräumt  werden,  die  Roboten  sollten  gegen 

l)  Jasiiiski  schrieb  in  der  öfter  erwähnten  Denkschrift:  „Man 
kann  130  'l  äge  im  Jahre  von  10 — 12  Joch  arbeiten,  weil  das  Jahr 
Tage  zählt,  aber  für  130  Tage  schuldige  Robot  zu  bezahlen  wäre 
nicht  so  leicht,  weil  der  Grundertrag  wenigstens  in  Galizien  keine 
besonders  große  Proccnteu  abwirft.44 
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Entschädigung  der  Gutsherren  aufhören,  so  lautete  der  Antrag, 
den  Krainski  und  Gofuckowski  in  der  Gubernialsitzung  stellten1). 
Von  dem  jährlichen  Urbarialerträgnisse  wären  bei  Ermittlung 
der  Entschädigung  in  Anschlag  zu  bringen  30%  für  die  Lasten, 
die  der  Obrigkeit  aus  dem  Verhältnisse  erwuchsen2),  und  5% 
für  die  zu  kapitalisierende  Urbarialsteuer,  die  aufzuheben  wäre. 
Der  erübrigende  Rest,  mit  20  multipliziert,  sollte  das  Entschä- 
digungskapital darstellen,  das  die  Gemeinden  (denn  nur  mit  den 
Gemeinden  und  nicht  mit  den  einzelnen  Grundwirten  wollten  es 
die  Gutsherren  zu  tun  haben)  entweder  bar  oder  — da  voraus- 
sichtlich kaum  eine  Gemeinde  über  die  nötigen  Kapitalien  ver- 
fügte — mit  4%igen  Obligationen  begleichen  sollten.  Für  die 
pünktliche  Zahlung  der  Interessen  und  der  Kapitaltilgungsquote 
(von  jährlich  1%)  sollte  die  ganze  Gemeinde  mit  ihrem  Grund- 
besitze zu  ungeteilter  Hand  haften.  Die  Einhebung  sollte  die 
landesfürstliche  Steuorbozirksobrigkoit  besorgen,  die  gegen  säu- 
mige Zahler  mit  Exekutionszwang  Vorgehen  sollte.  Auf  dieselbe 
Weise  sollten  die  Gemeinden  den  Staat  für  den  Ausfall  der 
Urbarialsteuer  entschädigen. 

Die  Voraussetzung  dieses  Antrages,  dab  das  gutsherrlich- 
bäuerliche Verhältnis  unhaltbar  sei  und  je  eher,  je  lieber 
beseitigt  werden  müsse,  war  zutreffend.  Der  Antrag  selbst  war 
aber  undurchführbar,  da  es  geradezu  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit war,  den  galizischen  Hauern  die  Leistung  einer  Summe  von 

*)  Das  Projekt  Kraiiiski-Oofuchowski  ist  abgedruckt  bei  (K  r a i li  s k i\ 
M emoiren  und  Aktenstücke,  S.  227 — 284. 

-)  Die  30%  setzten  sich  zusammen  aus:  „5%  auf  die  mit  dem 

Bestände  der  Urbarialleistung  verbundenen  Regirausgaben  der  Orund- 
herren;  5%  zur  Vervollständigung  der  den  Unterthanen  für  den  Abgang 
des  ihnen  zustehenden  Weidercchtes  auf  herrschaftlichen  Brach-  und 
Stoppelfeldern  zukommenden  Entschädigung  (die  Outsherren  sollten 
gleichfalls  auf  das  ihnen  infolge  politischer  Vorschriften  zukommende 
Weiderocht  auf  den  unterthänigen  Brach-  und  Stoppelfeldern  verzichten); 
10%  für  das  aufzuhörende  Recht,  Klaub-,  Lager-  und  Abraumholz, 
dann  Bauholz  aus  den  herrschaftlichen  Waldungen  zu  beziehen;  10% 
für  die  den  Unterthanen  mit  dem  Aufhören  des  Unterthausvorhältnissos 
entgehenden  Wohlthateu  (nämlich  a)  der  unentgeltlichen  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit, b>  der  gesetzlichen  Vertretung  vor  Oericht,  c)  des 
Unterhaltes  der  Ortspolizei,  der  Conscription-  und  Recrutierungsgeschäfte, 
dann  der  mit  Sanitäts-,  Ortspolizeivorschriften  verbundenen  Unkosten, 
rücksichtlich  welcher  Obliegenheiten  die  Oruudhcrren  im  Verhältnisse 
ihres  ( Grundbesitzes  von  nun  an  mit  jedem  Oemeindeinitgliede  gleich- 
mäßig beizutragen  hätten“ }, 
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81*2  Millionen  Gulden  C.  M.  aufzubürden.  Recht  klug  ersonnen  war 
es  von  den  Antragstellern,  die  Eintreibung  der  Geldraten  den 
landesfürstlichen  Behörden  zu  überlassen,  damit  die  Gehässig- 
keit der  zu  ergreifenden  Zwangsmaßregeln  auf  die  Regierung 
zurückfallo. 

Ehe  noch  die  Entscheidung  über  die  verschiedenen  Reform- 
projekte fiel,  trat  der  greise  Generalgouverneur  Erzherzog  Fer- 
dinand, der  zwar  im  allgemeinen  die  Notwendigkeit  der  Re- 
formen zugestand,  jedoch  den  nexus  subditelae  nicht  völlig 
beseitigt  wissen  wollte,  von  dem  verantwortungsvollen  Posten, 
den  er  durch  14  Jahre  bekleidet  hatte,  zurück *).  Die  Stelle 
eines  Generalgouverneurs  wurde  nicht  wieder  besetzt.  Der 
Gubernialpräsident  Baron  Krieg  sollte  fortan  die  Geschäfte 
leiten.  Um  aber  die  Beschlußfassung  über  jone  Reformen,  die 
die  Lage  erheischte,  zu  beschleunigen,  wurde  der  mährisch- 
schlesische Landesgouverneur  Graf  Rudolf  Stadion  zum 
außerordentlich  bevollmächtigten  Ilofkommissär  für  das  König- 
reich Galizien  ernannt,  und  „mit  der  Amtsmacht  der  vereinigten 
Hofkanzlei  versohen“,  iusoferae  er  diese  benötigen  sollte  „für 
die  gänzliche  Herstellung  und  dauerhafte  Begründung  der  Ruhe 
zwischen  den  Grundherren  und  der  untertänigen  Klasse,  dann 
für  organische  Einrichtungen  und  Verbesserungen  der  wahr- 
genommenen Mängel  in  der  öffentlichen  Verwaltung“1 2).  Der 
Hofkommissär  sollte  „dem  verführten  Landvolke  den  Wahn 
benehmen,  daß  die  von  ihm  den  Grundherrschaften  gebührenden 
Leistungen,  namentlich  die  Frohne,  ohne  eine  vollständige  Ent- 
schädigung der  Forderungsberechtigten  aufgehoben  und  über- 
haupt Erleichterungen  in  seinem  Schicksale  durch  Widersetz- 
lichkeit oder  Gewalt  erzwungen  werden  können“.  Um  die 
Errichtung  landesfürstlicher  ersten  Instanzen  vorzubereiten, 
wurde  er  ermächtigt,  Kreisamtsexposituren  zu  errichten,  und  wurde 
ihm  aufgetragen,  für  die  beabsichtigte  Feststellung  des  Nutzungs- 
eigentums und  die  Einführung  der  Grundbücher  für  die  unter- 
tänigen Grundbesitzer  die  Vorbereitungen  zu  treffen3).  Doch 
gerade  in  der  wichtigen  Frage  der  Fronablösung  wurde  dem 
Hofkommissär  jeder  Einfluß  benommen.  Die  Ablösung  der 

1)  Vor  seinem  Rücktritte  hatte  der  Erzherzog  noch  in  einer  Denk- 
schrift (vom  23.  April  18-tä)  seiner  Meinung  über  die  galizischcn  Ver- 
hältnisse Ausdruck  gegeben.  Vergl.  Sala  a.  a.  O.  8.  327. 

2)  Allerhöchstes  Kabinetschreiben  vom  3.  Juli  184<>. 

3)  Instruktion  für  Stadion  vom  20.  .Juli  1840. 
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Fron-  und  Zehentrechte  sollte  im  ganzen  Reiche  einer  einheit- 
lichen Regelung  unterzogen  werden,  zu  welchem  Zwecke  auf 
Grund  des  kaiserlichen  Handschreibens  vom  26.  Mai  in  der 
Hofkanzlei  Beratungen  gopflogen  wurden1). 

Die  Absicht,  den  Dominien  alle  politischen  und  judiziellen 
Befugnisse  zu  entziehen  und  landesfürstliche  erste  Instanzen  zu 
errichten,  war  allmählich  aufgegebon  worden.  Die  Regierung 
scheute  die  großen  Kosten,  welche  die  Errichtung  mehrerer 
hundert  neuer  Amtsstellen  dem  Staatssäckel  aufbürden  würde, 
und  fürchtete  die  schlechte  Wirkung,  die  eine  solche  Maß- 
regel auf  die  westlichen  Provinzen,  in  denen  die  Patrimonial- 
gerichtsbarkeit erhalten  bleiben  sollte,  ausüben  mußte.  Nichts- 
destoweniger wurden  die  Beratungen  über  eine  neue  Gerichts- 
und Amtsorganisation  Galiziens  in  Wien  und  Lemberg  fortgesetzt, 
inzwischen  aber  der  Versuch  unternommen,  ob  nicht  eine  zweck- 
mäßige Einrichtung  des  öffentlichen  Dienstes  in  Galizien  möglich 
wäre,  ohne  daß  zu  dem  radikalen  Mittel  der  vollständigen  Be- 
seitigung des  herrschaftlichen  Amtes  gegriffen  werde. 

Die  Bestimmung  des  Patentes  vom  13.  April  1846,  daß  die 
Untertansbeschwerden  fortan  mit  Umgehung  der  Grundobrigkeit 
beim  Kreisamte  einzureichen  seien,  sowie  die  zahlreichen  Agenden, 
die  seit  dem  Aufstande  von  landesfürstlichen  Beamten  besorgt 
werden  mußten,  erforderten  dringend  eine  Vermehrung  des 
Personals  der  Kreisämter.  Als  diese  vollzogen  war,  wurden  in 
jedem  Kreise  mehrere  Kreisamtsexposituren  errichtet,  die  nicht 
selbständige  Behörden,  sondern  Organe  des  Kreisamtes  bilden 
sollten.  Doch  sollten  die  Exposituren  „in  allen  Robot-,  Urbarial- 
angclegenheiten,  Grundentziehungsbeschwerdeu  als  erste  Instanz 
eintreten“.  Sie  sollten  „ex  commissione  provisorische,  oder  wo 
es  möglich  ist,  gleich  entscheidende  Verfügungen  treffen.  Der 
Recurszug  in  diesen  Angelegenheiten  sollte  zur  Vereinfachung 
des  Geschäftsganges  unmittelbar  an  die  Landesstelle  gehen“  *). 
Die  in  den  westlichen  Kreisen  im  Laufe  des  Monates  März  ein- 
gesetzten „ex  officio  Mandatare“  sollten  unter  den  Kreisamts- 
exposituren weiter  fungieren.  Die  Stellung  der  übrigen  Man- 

x)  Vergl.  Grünberg,  Grundentlastung  S.  32.  — Der  betreffende 
Passus  in  der  Instruktion  für  Stadion  lautete:  „In  Absicht  auf  die 

Frage  der  Ablösung  der  Roboten  haben  Sie  vorerst  jene  Bestimmungen 
abzuwarten,  welche  ich  über  die  diesfalls  im  allgemeinen  eiugeleitete 
Verhandlung  beschließen  werde.“ 

2)  Berichte  Stadions  vorn  7.  August  und  4.  Dezember  184G. 
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datare  wurde  verbessert,  indem  für  sie  ein  Minimalgehalt  von 
250  fl.  gefordert  und  ihre  Entlassung  von  der  Zustimmung  des 
Kreisamtes  abhängig  gemacht  wurde l).  Die  Bestätigung  der 
Dorfrichter  wurde  den  Kreisämtern  übertragen,  um  die  Gemeinde 
dem  obrigkeitlichen  Einflüsse  zu  entziehen2).  Für  die  Besorgung 
des  Sicherheitsdienstes  wurde  eine  landesfürstliche  Sicherheits- 
wache errichtet3). 

Nach  langen  Beratungen  fiel  endlich  im  November  die 
Fntscheidung  über  die  Bauernfrage  und  wurde  durch  drei 
Kreisschreiben  kundgemacht 4). 

Den  uneingekauften  Wirten  wurde  unter  gleichzeitiger 
Beseitigung  der  obrigkeitlichen  Pflicht,  sie  in  Notfällen  zu 
unterstützen,  — welche  Enthebung  drei  Jahre  nach  Einführung 
der  Grundbücher  über  den  untertänigen  Besitzstand  in  Wirk- 
samkeit treten  sollte  — das  volle  Nutzungseigentum  an 
ihren  Gründen  eingeräumt.  Fortan  sollten  sie  mit  ihren  Gründen 
frei  schalten  und  sie  bis  zu  zwei  Drittel  des  Wertes  einschulden 
dürfen.  Ihre  Verpflichtung:  vor  dem  Abzug  der  Obrigkeit 
taugliche  Wirte  zu  stellen,  sollte  nur  mehr  in  einer  den  Bestim- 
mungen des  allg.  bürgerl.  Gesetzbuches  über  das  Nutzungs- 
eigentum 1140)  entsprechenden  Weiso  Anwendung  finden. 

Als  Normalzeitpunkt  zur  Bestimmung  dor  gesetzlichen  Eigen- 
schaft der  Grundstücke  sollte  nicht  mehr  das  .Fahr  1786,  sondern 
das  Jahr  1820  (als  das  Jahr  des  Gimdsteuerprovisoriums)  gelten. 

Die  Verleihung  des  Nutzungseigentums  an  die  Untertanen 
hatto  koine  allzugroße  Wichtigkeit.  Besaßen  sie  os  doch  de  facto 

*)  Gubernial  Verordnung  vom  28.  August  1840.  (Proviuzialgesetz- 
saimnluug  99.)  — Circular  vom  10.  Dezember  1810. 

-)  Gubernialverordnuug  vom  28.  August  1840.  {Provinzialgesetz- 
sumnlung  KM).) 

3>  Gubernialkundmaehung  vom  25.  August  1840.  (Provinzialgcsetz- 
sammlung  97. t — Die  Maßregeln  erregten  das  größte  Mißfallen  der 
Großgrundbesitzer,  die  nichts  weniger  als  das  vollständige  Aufgeben  des 
Bauernschutzes  forderten.  Vergl.  die  dein  Jlofkommissnr  von  107  Guts- 
besitzern übergebene  Bittschrift  bei  (K  r a i li  s k i)  Memoiren  und  Akten- 
stücke. S.  2(05 — 225. 

*)  Vorträge  des  Ilofkotnmissärs  vom  0.,  18.,  14.  und  15.  Sep- 
tember; allerhöchstes  Kabiuetschretben  an  deu  Grafen  Rudolf  Stadion 
vom  12.  November;  3 Krcisscbreiben  vom  25.  November  1840.  (Pro- 
viiizialgesetzsammlung  127 — 129.)  Instruktion  für  die  Kreisämter  und 
ihre  Bezirkskommissäre.  Unterricht  für  die  Grumlherrscbaften  und  Steuer- 
bezirksobrigkeiten. Beide  vom  18.  Dezember  1840.  i Provinzialgeaetz- 
sammlung  140  mul  141.1 
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schon  seit  der  josefinischen  Zeit.  Nur  der  Name  hatte  gefehlt. 
Von  wohltätiger  Wirkung  mußte  die  in  Aussicht  gestellte  Auf- 
hebung der  obrigkeitlichen  Unterstützungspflicht  sein.  Es  wurde 
damit  eine  Quelle  beständigen  Streites  zwischen  Obrigkeit  und 
Untertanen  verstopft.  Die  Änderung  des  Normaljahres  war  im 
Interesse  einer  beschleunigten  Rechtsprechung  hocherwünscht. 
War  es  doch  bei  dem  Mangel  authentischer  Urkunden  geradezu 
unmöglich,  den  Beweis  für  den  Besitzstand  in  dem  um  60  Jahre 
zurückliegenden  Normalzeitpunkte  zu  führen. 

Weniger  segensreich  war  die  Lösung  der  Robotfrage.  Kaum 
hatte  sich  die  Aufregung,  in  die  das  Landvolk  durch  die  letzten 
Ereignisse  versetzt  worden  war,  gelegt,  da  gab  auch  die 
Regierung  die  beabsichtigte  imperative  Fronablösung  auf.  Die 
Ablösung  der  Untertansschuldigkeiten  sollte  dem  freien  Über- 
einkommen zwischen  Grundherr  und  Grundhold  überlassen 
werden.  Im  Widerspruche  mit  allen  Kennern  der  Landesverhält- 
nisse  erklärte  Stadion:  „die  Robot  an  und  für  sich,  als  eine 
naturgemäße,  dem  Landmann,  der  Hand-  und  Arbeitskräfte  hat, 
homogenste  Leistung,  für  durchaus  nicht  unhaltbar.“  Nur  das 
Übermaß  der  Robot  und  die  mit  ihr  verbundenem  Mißbräuche 
hätten  das  Untertänigkeitsverhältnis  verhaßt  gemacht.  Darum  müsse 
man,  unter  Anwendung  des  im  Fronpatente  vom  16.  Juni  1786 
ausgesprochenen  Vorbehaltes,  eine  Urbarialregulierung 
durchführen.  Die  Grundzüge  dieser  von  Stadion  beantragten  Reform, 
die  sich  an  die  mährische  Regulierung  von  1775  anlehnte,  waren 
folgende : 

„Die  Hälfte  des  Ertrages  der  sogenannten  unterthäuigen 
Besitzungen,  so  wie  er  durch  den  provisorischen  Kataster  er- 
mittelt ist,  hat  als  Maßstab  der  an  die  Grundherrschaften  zu 
entrichtenden  Leistungen  zu  gelten,  daher  der  nach  Abzug  des 
katastralmäßigen  Wertes  der  Kleingaben,  welche  unverändert 
zu  bleiben  haben,  noch  übrige  Rest  jener  Hälfte  als  Robot  zu 
veranschlagen  und  so  auf  den  Rusticalgrundbesitz  nach  dem 
gegenwärtigen  Steuergulden  zu  vertheilen,  und  nach  Klassen 
den  einzelnen  unterthänigen  Grundbesitzern  vorzuschreiben  sein 
wird“1).  „Mit  Aut  hebung  der  bezüglichen  Bestimmung  des  § 10 
im  Robotpatente  vom  16.  Juni  1786  soll  den  Grundhorrschaften 
wie  den  Unterthanen  gestattet  sein,  zu  verlangen,  dass  die  künftige 

l)  Die  Kinteilung  in  Klassen  sollte  nach  folgenden  Grundsätzen 
geschehen : 
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Robotschuldigkeit  nicht  nach  (1er  gesetzlichen  Stundenzahl, 
sondern  nach  einem  in  Gattung  und  Maße  bestimmten  Tagewerke 
geleistet  werde.“  Oie  Bestimmung  des  Tagewerkes  kann  innerhalb 
eines  Zeitraumes  von  sechs  Monaten  durch  freiwillige  Überein- 
kunft zwischen  den  Beteiligten  erfolgen  und  ist  dem  Kreisamte 
zur  Bestätigung  vorzulegen;  kommt  innerhalb  der  erwähnten 
Frist  ein  solcher  Vergleich  nicht  zustande  und  spricht  auch  nur 
einer  der  beiden  Teile  die  gemessene  Arbeit  an,  so  ist  von 
Amts  wegen  eine  Bestimmung  zu  treffen. 

„Auf  die  patentmäßige  Häusler-  und  Inmannsfrohne  hat 
sich  die  Robotregulierung  nicht  zu  erstrecken,  auch  sind  die 
unter  dem  Namen  Kleingaben  bekannten  sonstigen  Abgaben 
der  Unterthanen  an  die  Grundherrschaften,  zu  welchen  auch 
die  an  einigen  Orten  bestehende  Gespunstschuldigkeit  gehört, 
noch  fortan  zu  entrichten.“ 

Jedem  einzelnen  Untertanen  sowie  ganzen  Gemeinden 
bleibt  die  freie  Wahl  zwischen  ihrer  bisherigen,  etwa  geringeren 
und  der  regulierten  Robotschuldigkeit  innerhalb  eines  Jahres 
vom  Zeitpunkte  der  erfolgten  Regulierung  Vorbehalten. 

„Sobald  dieser  Termin  verstrichen  sein  wird,  ist  zur  An- 
fertigung legaler,  von  beiden  Theilen  als  richtig  anerkannter 
Robot-Register  für  jede  Gemeinde  zu  schreiten.“ 

„Für  die  entfallende  Robot  wird  von  Seite  des  Staatsschatzes 
in  keinem  Falle  eine  Entschädigung  geleistet,  jedoch  gestatte 
Ich,  dass  die  Frage,  ob  und  unter  welchen  Modalitäten  einzelnen 
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Grundherrschafteil  bei  einem  unverhältnismäßig  großen  Ausfälle 
an  der  bisherigen  Robotschuldigkeit,  eine  billige  Vergütung  aus 
Landesmitt*  ln  zuzugestehen  sei,  bei  den  Ständen  in  Verhandlung 
genommen  werde,  deren  Anträge  Mir  sodann  gutachtlich  vor- 
zulegen sind‘.u 

Nach  langen  Verhandlungen  erschien  endlich  am  18.  De- 
zember 1846  das  von  der  ganzen  ländlichen  Bevölkerung  Öster- 
reichs heißersehnte  Gesetz  über  die  Ablösung  der  bäuerlichen 
Lasten.  Doch  weit  entfernt  davon,  die  Untertansfrage  der  Lösung 
entgegenzuführen,  ließ  es  alles  beim  alten.  Das  Hofkanzleidokret 
vom  18.  Dezember  1846  brachte  zu  weithin  wahrnehmbarem 
Ausdrucke,  daß  die  Regierung  nicht  gewillt  sei,  die  Robot  auf- 
zuheben. Es  gab  die  Arten,  wie  die  Ablösung  vor  sich  gehen 
könne,  an,  überließ  aber  die  Ablösung  selbst  dem  freien  Über- 


Klassenbestiinmuug  für  die  Zugrobot: 
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N.  H.  In  die  Klassen  der  Zugrobot  sind  alle  jene  Grundbesitzer 
einzureihen,  die  bisher  Zugrobot  geleistet,  und  mehr  als  3 d.  H*  1 / 1 ö kr. 
Steuer  gezahlt  haben. 
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willkommen  der  Interessenten.  Kurz:  es  enthielt  nichts,  was  nicht 
schon  im  Patente  vom  1.  September  1708  ausgesprochen  worden 
wäre,  und  ist  auch  ebenso  wie  jenes  niemals  zur  praktischen 
Geltung  gelangt l).  In  Galizien  ist  es  übrigens  überhaupt  nicht 
kundgemacht  worden 2). 

Die  rein  politischen  oder  verwaltungsrechtlichen  Verfügun- 
gen der  außerordentlich  bevollmächtigten  Ilofkommission  inter- 
essieren uns  hier  nicht,  (legen  Anfang  des  Jahres  1847  wurde  sie, 
nachdem  sie  ihre  Sendung  orfüllt  hatte,  aufgelöst,  und  Graf  Rudolf 
Stadion  kehrte  auf  den  mährischeu  Gouverneursposten  zurück  3). 

§ 5.  Die  Durchführung  der  Urbarialregulierung. 

Die  Urbarialregulierung  war  eine  verfehlte  Maßregel.  Sie 
befriedigte  weder  die  Gutsherren  noch  dio  Untertanen. 

Die  Bauern,  deren  Erwartungen  durch  den  neunmonatlichon 
Aufschub  gespannt  waren,  sahen  sich  in  ihren  Hoffnungen  völlig 
getäuscht.  Sie  hatten  mit  Bestimmtheit  auf  die  vollkommene 
Aufhebung  der  Froren  gerechnet  und  erfuhren  nun,  daß  die 
Regierung  den  Fortbestand  der  Roboten  wünsche.  Die  Häusler 
und  Innleute,  gerade  die  dürftigsten  und  unzufriedensten  Elemente 
der  ländlichen  Bevölkerung,  waren  überhaupt  nicht  berücksichtigt 
worden.  Die  Kleingaben,  die  dem  Landmann  ebenso  verhaßt 
waren  wie  die  Robot,  und  mit  deren  Eintreibung  zahllose 
Mißbräuche'  verbunden  waren,  blieben  unverändert.  Das  Miß- 

l)  Vergl.  Grün  borg,  Die  G runden  tlastung.  S.  84  ff.  — eben- 
dort ist  auch  das  Hofkanzleidekret  abgedruckt. 

3)  Kaiserliche  Resolution  vom  14.  Dezember  184G:  „Wann  und  ob 
in  ganz  gleicher  Form  die  vorerwähnte  Vorschrift  (nämlich  das  Hofkanzlei- 
dekret  vom  1H.  Dezember)  auch  für  Galizien  kundzumachen  sey,  — 
darüber  ist  noch  vorläufig  das  Gutachten  der  Landesbehörden  einzuholen, 
und  Mir  dasselbe  gehörig  beleuchtet  zur  Schlussfassung  vorzulegen.“ 
Das  Gubemium  sprach  sich  für  die  Publizicrung  des  Gesetzes  in  Galizien 
aus,  und  die  Hofkauzlei  stellte  dementsprechend  ihre  Anträge,  doch 
verschob  die  Resolution  vom  13.  April  184  7 die  Kundmachung,  „bis 
die  angeordnete  Robotregulierung  vollständig  oder  größtenteils  durch- 
geführt sevn  wird.“ 

3)  Am  9.  Januar  1847  zeigte  Stadion  die  Beendigung  seiner 
Mission  an  und  wurde  mit  Allerhöchstem  Handschreiben  vom  20.  Fe- 
bruar 1847  seiner  Stellung  als  Hofkommissär  enthobeu,  wobei  der 
Kaiser,  da  er  seine  „persönliche  Einwirkung  bei  der  Durchführung  der 
für  Galizien  getroffenen  Einrichtungen“  für  notwendig  erachtete,  sich 
vorbehielt,  ihn  „im  gemessenen  Augenblick“  wieder  nach  Galizien  zu 
entsenden,  um  wahrheitsgetreue  Berichte  über  die  Fortschritte  des 
Reformwerke»  zu  erhalten. 
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vergnügen  innerhalb  der  bäuerlichen  Bevölkerung  war  daher 
allgemein,  und  viele  Gemeinden  mußten  durch  Militärassistenz 
zur  Annahme  der  neuen  Robotgesetze  verhalten  werden  x). 

Ebenso  unzufrieden  waren  dio  Gutsherren.  Sie  erlitten  einen 
starken  Ausfall  an  Robot,  besonders  die  Zugrobot  wurde  im 
Westen,  wo  die  Gründe  stark  parzelliert  waren,  bedeutend  ver- 
mindert1 2). Diese  Verluste  wurden  nur  zum  geringsten  Teile  durch 
die  Enthebung  von  der  Unterstützungspflicht  den  Untertanen 
gegenüber  ausgeglichen.  Große  Besorgnis  erregte  es  auch,  daß  der 
provisorische  Kataster  zum  Maßstabe  des  Grundertrages  genom- 
men wurde.  So  mancher  Gutsherr  war  sich  bewußt,  1820  falsch 
fatiert  zu  haben,  mochte  dies  auch  manchmal  nur  geschehen 
sein,  um  die  Steuerlast  der  Untertanen  zu  verringern.  Die 
Fehlerhaftigkeit  des  provisorischen  Katasters  war  übrigens  der 
Regierung  vollkommen  bekannt;  war  sie  ja  bei  der  in  einigeu 
Kreisen  schon  vorgenommenen  Messung  für  den  stabilen  Kataster 
klar  zutage  getreten.  Aber  es  war  unmöglich  gewesen,  die 
Regulierung  länger  zu  verschieben,  sei  es,  um  besondere  Urbarial- 
tabellen  anzulegen,  sei  es,  um  die  Vollendung  des  stabilen  Katasters 
abzuwarten.  Das  hätte  einen  Aufschub  ad  calendas  grsecas 
bedeutet,  wie  denn  auch  der  stabile  Kataster  in  Galizien  nie- 
mals Geltung  erlangt  hat.  Nach  dem  Gesagten  ist  es  leicht 
begreiflich,  daß  die  Gutsherren  auf  jede  Weise  die  Durch- 
führung der  Robotregulierung  zu  verzögern  suchten,  und  da 
auch  dio  Bauern  passiven  Widerstand  entgegensetzten,  so  kam 
die  Reform  ins  Stocken.  45  galizische  Gutsbesitzer  baten  am 
23.  Januar  1847  die  Regierung  um  die  Erlaubnis,  eine 
Versammlung  einzuberufen,  die  über  die  Urbarialregulierung 
Vorschläge  machen  sollte.  Ihr  Gesuch  wurde  jedoch  abschlägig 

1)  Bericht  des  Truppendivisionskoinmundanteu  in  Turnow  F.  M.  L. 
Baron  Wetzlar  vom  1(5.  Januar  1847  und  des  kommandierenden  Generals 
in  Lemberg  FZM.  Hammcrstein  vom  21.  Januar  1847. 

2)  Vergl.  Hill  bricht  im  „Jurist“.  Jahrgang  1848,  S.  177.  — 
Der  Reinertrag  der  Rustikalgründe  betrug  8,452.151  tl.  352/8  kr.  Da 
der  Wert  der  Kleingaben  884.445  H.  29®  8 kr.  ausmachte,  so  verblieben 
als  Wert  der  regulierten  Robot  3,341.(520  fl.  18  kr.  Das  kam,  auf 
Fuß-  (Hand-)robot  reduziert,  33,41(5.203  Tagen  gleich,  gegen  47,857.943 
der  alten  Schuldigkeit.  Der  Ausfall,  den  die  Obrigkeiten  an  Robot  erlitten, 
betrug  also  mindestens  14,441.740  reducierte  Handtage  oder  30*1 8°/0.  In 
Wirklichkeit  war  er  jedoch  viel  größer,  da  die  Regulierung  immer  nur 
zu  Gunsten  der  Untertanen  geschehen  konnte.  Auch  lokal  herrschte  große 
Verschiedenheit;  manche  Dominien  verloren  gar  nichts,  manche  über  (50°  „. 
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beschieden l).  Das  hinderte  nicht,  daß  die  Beschwerden  der 
Edelleute  sich  häuften.  Auch  von  anderen  Seiten  wurden  Ände- 
rungen beantragt,  und  die  Regierung  schwankte  unentschlossen 
zwischen  den  Parteien  hin  und  her.  Befehle  und  Gegenbefehle 
kreuzten  sich ; die  Verwirrung  wurde  allgemein 

Erst  die  kaiserlichen  Entschließungen  und  Handschreiben 
vom  17.  April  brachten  einigermaßen  Klarheit.  Es  sei  die  ernste 
Absicht  des  Kaisers,  hieß  es  da,  die  Urbarialregulierung  in  ihren 
Hauptgrundsätzen  durchzuführen.  Doch  sollte  das  Gubernium  sich 
darüber  äußern,  ob  nicht  einzelne  Bestimmungen  geändert  werden 
könnten.  Die  Phasen,  welche  die  Angelegenheit  von  da  an  wäh- 
rend des  Jahres  1847  durchmachte,  hier  ausführlich  darzustellen, 
würde  zu  weit  führen  und  auch  kein  großes  Interesse  darbieten. 
So  sei  denn  nur  festgehalten,  daß  die  Landeskommission,  die  im 
Juni  unter  dem  Vorsitz«»  Kriegs  zusammentrat,  entsprechend  den 
Anregungen  der  Hofkanzlei,  den  Antrag  stellte:  es  sei  die 
Klasseneinteilung,  die  den  galizischen  Verhältnissen  fremd  war, 
aufzuheben.  Die  Robot  sollte  vielmehr  nach  der  Grundsteuer 
berechnet  werden,  und  zwar  ein  Handtag  auf  2 kr.  Rustikal- 
steuer3). Die  Zugrobot  hätte  schon  bei  einer  Steuerleistung  von 
2 H.  15  kr.  einzutreten. 

Auch  bei  dieser  Abänderung  blieben  dio  Verluste  für  die 
meisten  Dominien  sehr  beträchtlich;  im  Vergleich  mit  dem 
status  quo  beliefen  sie  sich  in  831  Gemeinden  auf  25°/0,  in  4GG  Ge- 
meinden auf  25 — 33l/s°/o,  io  4712  Gemeinden  auf  837* — 80%. 
Nur  in  1488  Gemeinden  war  kein  Ausfall  zu  Ungunsten  der 
Herrschaften  zu  verzeichnen.  Die  ständischen  Deputierten  Gofu- 
chowski  und  Kraidski,  sowie  der  Gubernialrat  Kwiatkiewicz 
schlugen  daher  ihrerseits  vor:  „mit  Beseitigung  der  Classen- 
eintheilung  die  Robotschuldigkeit  nach  der  Hälfte  des  Rein- 
ertrages von  den  unterthönigen  Grundbesitzungeu  der  Art  zu 
bestimmen,  dass  der  Wert  der  Kleingaben  nach  den  Katastral- 
preison  berechnet  von  der  Ertragshälfte  für  jede  Grundbesitzung 

l)  Gubernialbericht  vom  27.  Januar,  Hofkanzleivortrag  vom 
22.  Februar,  Resolution  vom  17.  April  184  7.  Vorgl.  Loziiiski 
a.  a.  ().  S.  25  f. 

-)  Hofknnzleivortrügo  vom  22.  Februar  und  21.  März.  Hand- 
schreiben vom  0,  März  und  31.  März.  Resolution  vom  2.  Juni  1H47. 

®)  Nach  der  Stadion'schen  Klasseneinteilung  entfiel  ein  Handtag 
auf  2 l/j5  kr.  Steuerleistung;  es  ergab  sich  also  nacli  dem  Vorschläge 
des  Guberniums  ein  Mehr  von  1,1 83.  ()(>(>  II  and  tagen  zu  Gunsten  der 
Obrigkeiten. 
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abgesondert  in  Abzug  gebracht  werde,  der  Rest  hingegen  für 
jede  Ansäßigkeit  den  Maßstab  zur  Bestimmung  der  Robot- 
sclmldigkeit  abgobe.“  Doch  wurde  dieser  Vorschlag  von  der 
Mehrzahl  der  Beisitzer  abgelehut. 

Inzwischen  war  Freiherr  von  Krieg  vom  Amte  zurückgetreten 
und  an  seine  Stelle  Graf  Franz  Stadion  zum  Gouverneur  er- 
nannt worden  l).  Der  neue  Landeschof  griff  den  Minoritätsvorschlag 
der  Gubernialkommission  wieder  auf,  ließ  aber  schließlich  auf 
die  Vorstellungen  des  Gubernial Vizepresidenten  Philipp  Freiherrn 
von  Kraus  hin  seine  Absicht  fallen  und  schloß  sich  dem  Mehr- 
heitsbeschlüsse ans).  Kraft  der  Vollmacht,  die  ihm  der  Kaiser 
erteilt  hatte,  führte  er  diose  Beschlüsse  auch  sofort  durch.  Noch 
im  Laufe  des  Monates  November  wurde  den  Untertanen  das 
Ausmaß  der  künftigen  Robotschuldigkeit  mitgeteilt  — die  zweite 
derartige  Kundmachung  innerhalb  eines  Jahres.  Der  Kaiser 
genehmigt«!  die  Verfügungen  des  Gouverneurs  und  trug  ihm 
zugleich  auf,  einen  Patententwurf  vorzulegen.  Denn  ein  Patent 
sollte  den  Untertanen  die  endgiltige  Reform  anzeigeu,  da  man 
mit  der  das  letztemal  gewühlten  Form  der  Kundmachung  durch 
Kreisschreiben  schlechte  Erfahrungen  gemacht  hatte :l).  Von 
großer  Tragweite  war  der  Antrag,  den  Stadion  in  seinem  Berichte 
vom  17.  März  1848  stellte;  da  nämlich  der  Ausfall,  den  viele 
Dominien  erleiden,  recht  bedeutend  sei,  so  möge  der  Staat  — 
aus  Gründen  des  Rechts,  der  Staats  Wirtschaft  und  Staatsweis- 
heit - — einen  Teil  dieser  Verluste  vergüten. 

Als  Stadion  seinen  Bericht  absendete,  hatte  er  noch  keine 
Kenntnis  von  «len  Ereignissen,  deren  Schauplatz  die  Stadt  Wien 
am  13.  März  1848  gewesen  war. 

l)  Graf  Franz  von  Stadion- Warthausen  (ISO*; — 1853)  war  ein 
Sohn  des  (trafen  Johann  Philipp  und  ein  älterer  Bruder  d«!ß  Grafen 
Rudolf.  Er  war  schon  1828 — 1882  im  politischen  Dienste  in  Galizien 
verwendet  worden.  Vergl.  Wurzbach  a.  a.  O. 

")  Interessant  war  die  Begründung,  die  Kraus  gab:  „Wird  «1er 

Grundsatz  festgehalten,  dass  die  Schuldigkeiten  der  Untort  Innen  indi- 
viduell den  halben  Grundertrag  nicht  übersteigen  sollen,  so  könnte  dies 
auch  auf  andere  Provinzen  zurückwirken  und  dort  — (wo  wie  in 
Böhmen  und  Mähren  die  Robotregulierung  nach  dem  Steuergulden  er- 
folgtet die  nicht  unbedenkliche  Forderung  nach  einer  ähnlichen  Behand- 
lung «1er  Uuterthansschuldigkeiten  veranlassen.“  (Hofkauzleivortrag  vom 
27.  November  1847.) 

3)  „Darstellung  der  Verhandlungen  über  «lie  Robotregulierung, 
dann  gänzliche  Aufhebung  der  Robot  in  Galizien“  (Ilofkanzleiakt). 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Grundentlastung. 

Die  Kunde  von  den  Ereignissen,  die  sich  am  13.,  14.  und 
15.  März  1848  in  Wien  abgespielt  hatten,  rief  in  Galizien,  wie 
allenthalben  in  Österreich,  eine  große  Erregung  hervor.  Adel 
und  Bürgerschaft  dachten  daran,  ihre  politischen  und  nationalen 
Forderungen  zu  verwirklichen,  doch  hielt  sie  das  Mißtrauen  der 
Bauern,  die  von  foindseligen  Gefühlen  gegen  die  Gutsherren 
. erfüllt  waren,  von  jedem  kühneren  Schritte  zurück.  „Dem 
tiefen  socialen  Zerwürfnisse,  der  unausfüllbaren  Kluft  zwischen 
den  verschiedenen  Ständeclassen  verdankt  es  Österreich  allein, 
dass  sich  in  den  Märztagon  nicht  in  Galizien  das  Schauspiel 
des  Abfalls  wiederholte,  welches  in  der  Lombardei  am  18.  März 
in  Scene  gieng.u  l) 

Der  polnischen  Partei  mußte  es  vor  allem  darauf  ankommen, 
die  Bauern  auf  ihre  Seite  zu  ziehen,  und  dazu  gab  es  nur  ein 
Mittel:  Die  Aufhebung  aller  Untertansschuldigkeiten.  Die  Bürger 
und  die  Studenten,  die  ja  dabei  nichts  zu  verlieren  hatten,  waren 
auch  rasch  bereit,  zu  diesem  Mittel  zu  greifen.  In  einer  Petition 
vom  18.  März  und  in  einer  dem  Kaiser  am  6.  April  überreichten 
Adresse  wurde  denn  auch  an  die  Regierung  die  Bitto  gerichtet, 
die  Fronen  aufzuheben3).  In  Lomberg  verkündete  die  aus 
Bürgern  und  Studenten  bestehende  „rada  narodowa“  das  Ende 
der  Untertänigkeit.  Auf  das  flache  Land  wurden  Emissäre 
hinausgoschickt,  die  den  Bauern  die  frohe  Botschaft  mittoilten. 
„Täglich  wuchs  die  Zahl  der  unberufenen  Verkünder  der  Robot- 
aufhebung.“ 3) 


*)  Springer  a.  a.  0.  II.  S.  233. 

a)  Die  Petition  vom  18.  Mfirz  ist  abgedruckt  bei  Widmann, 
Fr.  Sinolka  S.  803 — 809 ; die  Adresse  vom  (I.  April  ebendort 
S.  810—817. 

Sehreiben  des  Ornfen  Franz  Stadion  an  den  Minister  des 
Innern  Freiherrn  von  Piliersdorf  ddo.  Lemberg  13.  Mai  1848.  (iiazeta 
hvowska.  1848.  Dodatek  zu  Nr.  38.  S.  1 — 14.) 
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Auch  an  den  Adel  erging  die  Aufforderung,  auf  die  Dienste 
der  Grundholden  zu  verzichten.  Aber  nur  wenige  Gutsherren 
kamen  diesem  Wunsche  des  ganzen  Volkes  nach,  und  auch 
diese  erklärten,  nur  dann  verzichten  zu  wollen,  wenn  die 
Untertanen  ihrerseits  auf  die  Ausübung  der  Servituten  verzichten 
würden  l). 

Stadion  glaubte  anfangs,  durch  schlounige  Vollziehung  der 
von  ihm  beantragten  Änderungen  der  Urbarialregulierung  der 
Gefahr  einer  neuerlichen  Empörung  der  Bauernschaft  zuvor- 
kommen zu  können.  Noch  am  28.  März  übersendete  er  den 
verlangten  Patententwurf  nach  Wien,  in  welchem,  abgesehen 
von  den  oben  erwähnten  Bestimmungen,  mit  Wirksamkeit  vom 
1.  Juli  1848  allen  untertänigen  Wirten,  deren  gesamte  bis- 
herigen Urbarial-  und  Zehentschuldigkeiten  durch  die  Regulierung 
nicht  um  mindestens  ein  Drittel  vermindert  worden  waren,  die 
Herabsetzung  dieser  Prästationen  auf  zwei  Drittel  gewährt 
wurde.  Den  Kreisämtern  trug  er  auf,  sich  den  Robotsschen- 
kungen gegenüber  passiv  zu  verhalten,  und  erließ  ein  Kreis- 
schreiben, um  die  Rechte  dritter  Personen  (insbesondere  der 
Hypothekargläubiger)  zu  wahren-).  Doch  bereits  wrenige  Tage 
später  erkannte  und  berichtete  er  nach  Wien,  daß  nur  die  voll- 
ständige Beseitigung  des  nexus  subditelae  den  Ausbruch  des 
Bürgerkrieges  verhüten  könne3).  Die  Zeutralregierung  schloß 
sich  seiner  Auffassung  der  Lage  an  und  am  17.  April  1848  er- 
mächtigte und  forderte  ihn  der  Ministerrat  auf:  „sogleich  die 
Auflassung  aller  Roboten  und  untertänigen  Leistungen  im  Namen 
der  Regierung  gegen  eine  künftig  zu  ermittelnde  Entschädigung 
auf  Kosten  dos  Staates  auszusprechen,  wobei  die  bestehenden 
Dienstbarkeiten  jedoch  unberührt  zu  bleiben  haben  und  die 
dafür  zu  leistende  Entschädigung  einer  künftigen  Verhandlung 
vorzubehalten  ist.u  Ungesäumt  kam  Stadion  dieser  Aufforderung 
nach.  Eine  Gubernialkundmachung  vom  22.  April  1848  erklärte 
„alle  Robot  und  unterthänige  Leistungen^  vom 
15.  Mai  an  für  aufgehoben,  ehe  noch  die  galizischen  Guts- 


*)  Vergl.  Heitmann  a.  a.  0.  S.  1(55  ff.  273  ff. 

-)  Kreisschreibon  vom  5.  April  1843.  (Gedruckt;  in  die  l’rovin- 
zialgesotzsammlung  nicht  aufgenommeu.)  Diesem  Kreisschreiben  waren 
ain  20.  und  20.  März  zwei  andere  Ähnlichen  Inhalts  vorausgegangeu, 
die  mir  jedoch  nur  aus  der  knappen  Inhaltsangabe  bei  Wurzbach  a.  a.  O. 
(Art.  Stadion)  bekannt  sind. 

3)  Berichte  vom  12.  und  vom  11.  April  1848. 
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besitzer  der  Aufforderung  des  Nationalrates  nachgekommen 
waren  und  am  Charsamstag  die  Fronen  erlassen  hatten,  „damit 
der  Tag  der  Auferstehung  des  Erlösers  auch  der  Tag  der  Aufer- 
stehung und  Erlösung  des  Volkes  sei.“1)  Ein  kaiserliches  Patent 
bestätigte  diese  Verfügung  der  Landesstelle  und  brachte  die 
näheren  Bestimmungen  für  ihre  Durchführung2).  Sein  Inhalt 
war  folgender: 

„Alle  Roboten  und  alle  sonstigen  unterthänigen  Leistungen, 
sowohl  der  Grundwirte  als  auch  der  Häusler  und  Innleute, 
haben  mit  15.  Mai  1848  aufzuhören.“ 

Die  bestehenden  Dienstbarkeiten  bleiben  zwar  unberührt. 
Doch  sind  die  Untertanen  fortan  gehalten,  die  Herrschaften  für 
deren  Ausübung  angemessen  zu  entschädigen.  Die  Festsetzung 
dieses  Entgeltes  hat  mangels  gütlichen  Übereinkommens  der 
Untertanen  mit  ihren  Herrschaften  von  Amts  wegen  zu  erfolgen. 

Dagegen  werden  die  Gutsherren  vom  15.  Mai  1848  an 
befreit:  a)  von  der  Entrichtung  der  Urbarialsteuer;  b)  von  der 
Verpflichtung  zur  Unterstützung  ihrer  bedürftigen  Untertanen; 
c)  von  der  Verbindlichkeit,  wo  bisher  keine  Grundbücher 
bestanden,  dieselben  zu  errichten  und  zu  führen;  d)  von  der 
Verpflichtung,  die  Untertanen  in  Rechtsstreiten  zu  vertreton; 
e)  von  der  Leistung  eines  Beitrages  zur  Deckung  dos  Auf- 
wandes für  die  Landessicherheitswache ; f)  von  der  Bestreitung 
der  mit  der  Rokrutenstellung  verbundenen  Auslagen,  welche 
künftig  von  den  Gemeinden  zu  tragen  sind ; g)  von  der  Leistung 
eines  Beitrages  zu  den  Heilungskosten  bei  epidemischen  Men- 
schenkrankheiten, der  Lustseucho  und  Viehseuchen.  Mit  der 
tatsächlichen  Errichtung  der  in  Aussicht  genommeneu  landes- 
fürstlichen Behörden  erster  Instanz  sollten  ferner  selbstver- 
ständlich die  Dominien  auch  der  Lasten  ledig  worden,  die  ihnen 
aus  ihrer  Stellung  als  Verwaltungs-  und  Justizorgane  erwuchsen 
— also  auch  speziell  der  Oktavahaftung.  Unter  ausdrücklichem 
Hinweis  auf  die  vom  Staat  übernommene  Verpflichtung  zur 
Entschädigung  der  Dominien  werden  schon  im  Patent  die  auf- 
gezählten Erleichterungen  zu  Gunsten  derselben  mit  einem 
Dritteile  des  Wortes  der  bisher  bestandenen  Schuldigkeit  ver- 
anschlagt, und  als  weitere  Abzugspost  angoführt:  der  „Wert 
der  Dienstbarkeiten,  welche  die  Untertanen  auf  dem  herrschaft- 

1)  Proviuzialgesetzsammlung  25. 

2)  Das  Patent  ist  vom  17.  April  datiert  und  wurde  mit  (»ubernial- 
kundtnnchung  vom  14.  Mai  publiziert.  (Provinziulgesctzsanunlung  .'14. ) 
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liehen  Grunde  auszuüben  berechtigt  sind,  sofern  diese  Dienst- 
barkeiten durch  freiwillige  Übereinkommen  aufhören,  oder  sofern 
solche  fortbestehen.  das  Entgelt,  das  die  Untertanen  für  den 
Fortbestand  dieser  Dienstbarkeiten  zu  leisten  haben.“ 

Nur  der  Rest  also  ihrer  „rechtmäßig  gebührenden“ 
Urbarial-  und  grundherrlichen  Zehentbezüge  soll  den  Bezugs- 
berechtigten auf  der  Grundlage  eines  nach  den  Preisen  des 
Grundsteuerprovisoriums  zu  berechnenden  Wertanschlages  vom 
Staate  vergütet  werden,  hiebei  aber  auch  noch  „ein  Theilbetrag 
von  5%  für  die  Kosten  und  Verluste  der  Einhebung“  in  Abzug 
kommen.  Die  Feststellung  der  Mittel  zur  Bedeckung  der  „nach 
den  Urbarialpreisen  zu  berechnenden  Vergütung“  wurde  dem 
„constitutiouellen“  Woge  Vorbehalten.  Doch  sollten  die  Bezugs- 
berechtigten schon  vor  der  endgiltigen  Ausmittelung  ihrer  Ent- 
schädigungsansprüche Barvorschüsse  erhalten. 

Schließlich  wurde  den  Parteien,  die  sich  durch  die  Fest- 
setzung der  Vergütungsbeträge  beschwert  erachten  würden, 
freigestellt,  „ihr  Ansuchen  um  ein  günstigeres  Ausmaß  dor  Ver- 
gütung nach  den  Bestimmungen,  welche  hierüber  seinerzeit 
erfolgen  werden,  vor  dem  Civilrichter  geltend  zu  machen.“ 


Die  Durchführung  der  Grund  entlastung,  die  in  Galizien 
später  in  Angriff  genommen  wurde,  als  in  den  anderen  Kron- 
ländern,  vollzog  sich  ungemein  rasch.  Am  1.  März  1857  war 
die  Operation  beendet.  Die  Zahl  der  V erpflichteten  wurde 
hiebei  mit  527.835,  jene  der  Berechtigten  mit  4265  ermittelt. 
Aufgehoben  wurden  folgende  Lasten:  an  Diensten: 

16,452.902  Ilandrobottage, 

497.071  einspännige  Pferdezugrobottage, 

5,313.815  zweispäunige  „ 

62.538  dreispännige  „ 

1,381.367  vierspännige  „ 

34.848  einspännige  Ochsenzugrobottage, 

6,582.339  zweispännige  „ 

9.849  dreispännige  „ 

520.126  vierspännige  „ 

an  Naturalabgaben: 

20.457  n.  ö.  Metzen  Weizen, 

91.745  „ „ Korn, 

63.036  „ „ Gerste, 

451.138  „ „ Hafer, 
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72  n.  ö.  Metzen  Hirse, 

026  „ „ Heide; 

Zehent  im  Jahreswerte  von  161.597  H.  C.  M. ; 

an  fixen  Geldleistungen:  373.741  fl.  C.  M. 

Das  ermittelte  Grundentlastungskapital  betrug: 
73,555.370  H.  C.  M.1 *) 

Schwierigkeiten  ergab  nur  die  Frage:  wer  das  Grundent- 
lastungskapital aufzubringen  habe?  Das  Reichsgesetz  vom  7.  Sep- 
tember 1848  hatte  nämlich  die  vom  Staat  im  Patent  vom 
17.  April  1848  für  Galizien  übernommene  Verpflichtung  zur 
Entschädigung  der  Dominien  aus  Staatsmitteln  nicht  sanktioniert. 
Vierthalb  Jahrzehnte  stritten  dann  Staat  und  Land  darüber, 
wer  die  Grundentlastungsentschüdigung  zu  zahlen  habe.  Nur 
um  den  öffentlichen  Kredit  nicht  zu  erschüttern,  einigten  sich 
beide  über  einen  provisorischen  Zahlungsmodus-).  Die  end- 
giltige  Entscheidung  abor  brachte  erst  das  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  5.  Juni  1890  geschlossene  Übereinkommen  zwischen 
Staat  und  Land,  mit  welchem  der  erstere  einen  beträchtlichen 
Teil  der  Entschädigung  übernahm3 4). 

Die  landwirtschaftlichen  Servituten  wurden  auf  Grund  des 
Patentes  vom  5.  Juli  1853  abgelöst1).  Das  Propinationsrocht 
wurde  durch  die  Grundentlastung  nicht  berührt.  Seine  Ablösung 
wurde  erst  später  in  Angriff  genommen.  Am  1.  Januar  1911 
wird  das  Propinationsrocht  im  ganzen  Lande  erloschen  sein 5). 

Schließlich  ist  festzuhalten,  daß  in  Galizien  das  Dominikal- 
land  auch  nach  der  Aufhebung  der  Patrimonialgerichtsbarkeit 
nicht  der  Gemeinde  einverleibt  wurde,  sondern  als  „Gutsgebiet“  ein 
selbständiger  Verwaltungskörper  blieb,  innerhalb  dessen  der  Guts- 
herr alle  Pflichten  und  Leistungen  der  Gemeinde  zu  erfüllen  hat6). 

l)  Die  Grundentlastung  a.  a.  0.  — Uber  die  Höhe  der  Klcin- 
gaben  fehlen  die  Angaben.  — Diejenigen  Gutsherren,  die  die  Frone 
geschenkt  hatten,  erhielten  keine  Entschädigung.  Vergl.  Loziiiski 
a.  a.  O.  S.  230  f. 

a)  Vergl.  Zyblikiewicz,  Indemnizacya.  W Krakowic  1 880.  S.  1 il. 

3)  Kundmachung  des  Finanzministeriums  vom  27.  November  181*0, 
R.  G.  Bl.  219. 

4)  R.  G.  Bl.  130. 

5)  Landesgesetze  vom  30.  Dezember  1875  (L.  G.  Bl.  55  des 

Jahres  1877),  vom  8.  Dezember  1877  (L.  G.  Bl.  5t>),  vom  22.  April 
1889  (L.  G.  Bl.  30). 

6i  Landesgesetz  vom  12.  August  18(>(J  (L.  G.  Bl.  20). 
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Leibeigenschaft  und  Untertänigkeit,  Frondienst  und  Schollen- 
pHicht  sind  nicht  etwa  verschwundon,  weil  sie,  wie  man  im 
18.  Jahrhundert  allgemein  meinte,  dem  „Naturrechte“  wider- 
sprachen, sondern  weil  sie  mit  der  neuen  Wirtschaftsverfassung, 
die  die  starke  Vermehrung  der  Bevölkerung  verlangt,  nicht 
Iängor  vereinbar  erschienen.  Die  gutsherrliche  Arbeitsorganisation 
machte  auch  nicht  einem  Zustande  der  absoluten  Freiheit 
Platz,  wie  die  Vorkämpfer  der  Fronablösung  gohofft  hatten, 
sondern  nur  einer  anderen  Form  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit. 

Die  alte  Agrarverfassung  mußte  vollständig  beseitigt  werden; 
keine  Reform  war  imstande,  sie  zu  erhalten.  Davon  konnten 
sich  die  österreichischen  Staatsmänner  überzeugen,  die  sich 
zwischen  184b  und  1848  vergebens  abmühten,  eine  befriedigende 
Lösung  der  Bauernfrage  auf  der  Grundlage  der  Naturaldienste 
zu  finden. 

Die  erwarteten  segensreichen  Wirkungen  der  Bauern- 
befreiung freilich  sind  ausgebliebon.  Heute  wird  von  keiner 
Seite  mehr  die  Notlage  der  ländlichen  Bevölkerung  bestritten. 
Es  ginge  jedoch  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinaus,  die 
Ursachen  des  wirtschaftlichen  Niederganges  des  galizischen 
Bauernstandes  zu  erörtern.  Nur  das  eine  muß  hier  betont  werden: 
in  der  Durchführung  der  Grund  entlast  ung  dürfen  diese  Ursachen 
nicht  gesucht  werden. 
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A.  Handschriften. 

Au*  dem  Archiv  des  Ministeriums  des  Innern  (IV.  F.  28.  Gewerbe  in  genero, 

N.-Öat.  1522-1749). 

Neue  Ordnung  Kaiser  Maximilians  II.  für  die  Hof  befrei  teil,  15.  Juni  1572. 

Verbot  der  Errichtung  von  Zünften  ohne  landesfürstliche  Bewilligung, 
28.  Jänner  1517. 

.„Allerunterthäuigst-Gehorsambster  Vorschlag  einer  neuen  Geworbt,  Handt- 
werkhs-  und  Zunfft-Ordnung,  Mittels  discr  Ordnung  eines  ergebigen 
Gefiills  pro  aerario  Camcrali.“  Anonym,  aus  dem  Anfang  <les  18.  Jahrh. 

Aktenstücke  zur  Affoire  Wiest,  1705. 
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Bericht  des  kaiserlichen  Konkommissarius  in  Kcgensburg,  Freiherrn 
v.  Kirchner,  28.  April  1722. 

Patent  vom  20.  Juni  1722  «wegen  der  widerspenstigen  Handwcrks-pursch 
und  deren  Bostraffung“. 

Originalbericht  der  Hofkonnnissiou  in  Handwerkssachen  bezüglich  der 
Besteuerung  gewerbetreibender  Livrehedienter,  13.  März  1720. 

Referate  der  Ilofkunzlei  vom  23.  Juni  1733  und  vom  13.  August  1730  über 
die  Beschwerden  der  Bürger  gegen  die  „Dekrctcr“  und  gewerbetreibenden 
Livrebedienten;  Resolutionen  hierüber,  15.  Mai,  18.  September  und 
4.  Oktober  1730. 

Referat  der  Ilofkunzlei  vom  12.  August  1741  über  die  Zahl  «1er  Wiener 
Hofbefreiten  und  Schutzverwandten,  speziell  der  darunter  befindlichen 
Akutholikcu,  mit  gewerbestatistischen  Tabellen  aus  dem  Jahre  1730. 

Aus  der  Hofbibliothek: 

Ref«*rat  Dr.  J.  J.  Bechers  über  Handel  und  Gewerbe  in  den  kaiserlichen 
Erblanden,  1674  (Nr.  12.467). 

Handschriftlicher  Vermerk  in  P.  Abraham  a Santa  Claru's  „Mercks  Wienn“ 
(1680),  1681. 

Aus  «lein  Hofkammerarchiv: 

„Instruction  und  Ordnung  für  unser  Kay.  Commcrcien  Collegium,  wie 
daßselbc  hinführt»  die  das(igcn>  Commcrcien  betreffende  materieu  von 
unsertwegen  fürnehrnen,  handlon  und  verrichten  solle,“  1711  (Alt.  4743, 
Commerz  1749 — 1709,  Nr.  1). 

Ausweis  über  die  bei  der  k.  k.  Nadel-  und  Drahtzugfabrik  zu  Lichteuwörth 
bei  Wr.-Ncustadt  befindlichen  Personen  nebst  Angabe  ihrer  Besoldungen 
und  Kostgelder,  23.  April  1751  (Alt.  4747,  Commerz  1749 — 1750,  Nr.  s/|). 
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Herrn.  Hall  wich,  Die  erste  Fabrik  in  Reicheuberg,  Reichen!).  1869. 

— Reichenberg  und  Umgebung,  Reichenb.  1872/74. 

— Anfänge  der  Groß-Industrie  in  Österreich,  Wien  1898. 

Haus  J.  Hatschek,  Das  Manufakturhaus  auf  dem  Tabor  in  Wien,  in 
den  „Staats-  u.  sozialwiss.  Forschungen“,  VI.  Bd.,  1887. 
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Berl.  1880. 
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K.  Th.  v.  Inama-Sternegg,  Die  volkswirtschaftlichen  Folgen  des 
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— Art.  „Hörnigk“  im  13.  Bd.  der  „Allg.  deutschen  Biogr.“,  Lpz.  1881. 
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18.  Jahrhunderts,  im  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften“, 
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I.  Einleitung. 

Die  bedeutsame  Umwälzung,  die  der  Übergang  vom  lokalen 
zum  territorialen,  nationalen  und  internationalen  Wirtschafts- 
system im  europäischen  Kulturleben  des  16.,  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts hervorrief,  war  aufs  engste  mit  jenen  historischen  Ver- 
änderungen verknüpft,  die  mit  den  religiösen  Reformbestrebungen 
eingesetzt  hatten  und  mit  der  Umbildung  der  einzelnen  noch 
ständisch  und  körperschaftlich  gegliederten  Nationen  in  den 
modernen  „Staat“  endigten.  Die  mittelalterliche  Gesellschafts- 
organisation, die  ihr  Gepräge  von  dem  Widerstreit  der  Ideen  des 
Gottes-  und  Weltkönigtums  erhalten  hatte,  war  überall  noch  von 
einem  stark  sozialen  Element  durchsetzt  gewesen.  Der  neuzeit- 
liche Staat,  der  unter  der  Führung  eines  fürstlichen  oder 
oligarchischen  Absolutismus  gegenüber  der  religiösen  Frage  das 
zeitweilige  materielle  Interesse  in  den  Vordergrund  stellte,  war 
bestrebt,  die  alten  Genossenschaften  und  Verbände,  welche  sich 
aus  jener  Gesellschaftsorganisation  noch  erhalten  hatten,  auf- 
zulösen und  den  Einzelnen  in  ein  ausschließliches  Abhängigkeits- 
verhältnis von  der  Staatsmacht  zu  bringen. 

D ieser  Kampf  zwischen  der  alten  körperschaftlichen 
Gliederung  und  der  neuen  auf  geldwirtschaftlicher  Grundlage 
sich  bildenden  individualistischen  Gesellschaftsvcrfassung  *)  war 
nun  im  17.  Jahrhundert,  in  der  Zeit  des  Colbert’schen  Frank- 
reich, in  der  Zeit  der  aufkommenden  Handelsbilanz,  in  der  Zeit 
jener  endlosen  Staatskriege,  die  sich  aus  dem  Zusammentreffen 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Gegensätze  entwickelt  hatten, 
an  einem  entscheidenden  Wendepunkte  angelangt.  Fs  kam  nun, 
bei  der  gesteigerten  Spannung  der  interpolitischen  Beziehungen 

1)  Vgl.  Georg  Wiche,  Zur  (Jeschichte  der  Preisrevolution  des 
XVI.  und  XVII.  Jahrhunderts,  in  den  „Staats-  und  sozial wiss.  Bei- 
trägen“, herausgegeben  von  Miaskowski,  Lpz.  181)5,  2.  Bd„  2.  II., 
S.  246. 

2)  G.  Sch  mol  ler,  Studien  über  die  wirtschaftliche  Politik 
Friedrichs  des  Großen  und  Preußens  überhaupt  von  1680 — 1786,  im 
„Jahrb.  f.  Gesetzgebung,  Verwaltung  u.  Volkswirtseh.“,  Lpz.  1884,  S.  43. 

Wiener  fttaaUtvias.  Studien.  IV.  B<1.,  3.  lieft.  26 
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Überall  darauf  an,  bis  zu  welchem  Grade  die  Staatsmacht  im- 
stande gewesen  war,  sich  jener  Kräfte,  die  aus  dem  Boden  der 
wirtschaftlichen  Entwicklung  erwachsen  waren,  zu  bemächtigen 
und  sic  zu  ihrer  eigenen  Erstarkung  auszunützen.  Wo  der  Staat 
diesen  Weg  gegangen  war,  dort  hatte  er  alle  Autonomie- 
bestrebungen in  seinem  Innern  niedergerungen  und  zumal  dem 
Kampf  der  gewerblichen  Körperschaften  um  ihr  Selbstbestim- 
mungsrecht die  Grundlage  entzogen,  sei  es,  daß  die  Zünfte  in- 
folge des  Überwiegens  der  Handelselemente  ihr«*  Existenzberech- 
tigung verloren  hatten  (Holland),  sei  es,  daß  die  königliche 
Zentralmacht  durch  straffe  Reglementierung  das  gesamte  Zunft- 
wesen unter  staatliche  Aufsicht  stellte  (Frankreich,  später  auch 
Preußen),  sei  es  endlich,  daß  die  Zünfte  innerhalb  einer  eigen- 
artigen Staatsverfassung  von  vornherein  keinen  ausschließlich 
wirtschaftlichen,  sondern  einen  vorwiegend  politischen  Charakter 
trugen  (England).  Indem  diese  Staaten  das  gewerbliche  Aufsichts- 
recht von  den  Zünften  und  Städten  übernahmen,  unterzogen  sie 
dasselbe  bloß  einer  Umbildung  im  Sinne  einer  geschlossenen  staat- 
lichenWirtschaftspolitik1)  und  schufen  so, kleine  Engherzigkeiten  ins 
Große  übertragend,  jenes  System  des  Merkantilismus,  das  zwar 
die  wirtschaftlichen  Kräfte  der  Nationen  zu  reicher  Entfaltung 
gebracht,  zugleich  aber  die  europäischen  Völker  auf  Jahrhunderte 
hinaus  in  kultureller  und  geistigen*  Beziehung  voneinander 
getrennt  und  den  historischen  Kampf  der  mittelalterlichen 
Universalidcen  mit  dem  individualistischen  Materialismus  der 
Neuzeit  zu  Gunsten  des  letzteren  entschieden  hat. 

ln  Deutschland,  dem  großen  Schlachtfeld  der  kulturellen 
und  politischen  Kämpfe  jener  Zeit,  war  diese  Entscheidung  durch 
die  unheilvolle  Kulturspaltung  verzögert  worden.  Die  beiden 
großen  Kulturlager,  die  sich  nach  den  Religionskriegen  in 
Deutschland  gegenüberstanden,  hielten  sich  in  politischer 
Beziehung  das  Gleichgewicht  und  verhinderten  gegenseitig  das 
Aufkommen  einer  machtvollen  Einheitspolitik. 

Der  Zersplitterung  in  den  Verfassungsverhältnissen  ent- 
sprachen die  ungeklärten  und  zerrütteten  wirtschaftlichen  Zu- 


l)  Kob.  v.  M o h 1,  Gesell,  und  Literatur  der  Staatswissenschaften, 
Erlangen  1855/58,  3.  Kd.,  S.  29ß  ; G.  Sc  hm  oller,  a.  a.  O.,  S.  22; 
K.  Bücher,  Die  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  2.  A.,  Tüh.  1838, 
S.  110;  Franz  Eule. nburg,  Das  Wr.  Zunftwesen  („Ztschr.  f.  Sozinl- 
u.  Wirtschaftsgesch.“,  2.  Kd.),  S.  94;  R i c h.  M a y r,  Die  wirtschaftliche 
Ausdehnung  Westeuropas  seit  den  Kreuzzügen  illelmolts  Weltgeschichte, 
7.  Kd.,  Lpz.  u.  Wien  1900),  S.  104. 
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stände.  Längst  waren  damals  jene  Tage  vorüber,  die  das  deutsche 
Städtewesen  auf  seiner  Höhe  gesehen  hatten.  Der  mächtige 
Hansabund,  der  fremden  Städten  und  Königen  seinen  Willen 
diktiert  hatte  — eine  Parallelerscheinung  zu  den  weltlichen  und 
kirchlichen  Universalideen  des  Mittelalters  *)  - — war  zerfallen, 
als  die  in  seinem  Machtbereich  gelegenen  Territorien  politisch 
und  wirtschaftlich  selbständig  geworden  waren.  Die  kommer- 
ziellen Vorteile,  die  sich  aus  der  Entdeckung  der  neuen  Handels- 
und Verkehrswege  ergaben,  die  großen  Silber-  und  Goldschätze 
aus  Amerika,  dessen  Edelmetall  Produktion  seit,  der  Mitte  des 
1(>.  Jahrhunderts  die  europäisch-afrikanische  um  ein  beträchtliches 
überholt  hattel 2),  waren  hauptsächlich  den  Ländern  Westeuropas 
zugeflossen,  während  Deutschland,  obzwar  unter  den  Edelmetall 
produzierenden  Ländern  Europas  an  erster  Stelle  stehend,  einen 
großen  Teil  seines  Geldreichtums  im  Austausch  gegen  die  fremd- 
ländischen Manufakturwaren  verlor.  Das  Reich  war  aus  seiner 
Vermittlerrolle  im  europäischen  Handelsverkehr  verdrängt  worden 
und  geriet  in  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  den  Weststaaten, 
die  es  als  Absatzmarkt  ausbeuteten.  Dazu  kam  noch  die  Schwäche 
und  Unentschiedenheit  der  inneren  Wirtschaftsverfassung,  die, 
soweit  sie  sich  innerhalb  der  alten  korporativen  Organisations- 
formen bewegte,  jeglicher  wirtschaftlichen  Gesamttendenz  von 
Staat  und  Reich  widerstrebte,  zumeist  aber,  den  überhasteten 
Reformen  der  merkantilistischen  Staatspraxis  ausgesetzt,  den 
letzten  Rest  ihres  sozialen  Inhalts  verlor.  Seit  dem  Eindringen 
des  römischen  Rechts  und  dem  Emporkommen  des  Absolutismus 
führt  die  staatliche  Gewalt  Schlag  auf  Schlag  gegen  die  autonome 
Verwaltung  und  Justiz  der  zünftigen  Behörden,  ohne  daß  es 
zugleich  gelungen  wäre,  die  fallen  gelassene  Organisationsidee 
durch  eine  gleichwertige  neue  zu  ersetzen.  Zum  Brennpunkt 
aller  staatswirtschaftlichen  Fragen  wurde  der  Fiskus,  dessen 
Interesse  die  Förderung  einer  schrankenlosen  individuellen 
Erwerbsfreiheit  erheischte,  während  er  die  genossenschaftliche 
Organisationen  durch  seine  stetig  sich  mehrendem  Ansprüche3) 
zwang,  an  ihrer  eigenen  Zersetzung  mitzuarbeiten. 


l)  Edm.  Freih.  v.  Heyking,  Zur  Gesell,  der  Handclsbilanz- 
theorie,  Berlin  1K80,  I.  T.,  S.  3. 

-)  Wiebe,  ».  a.  O.,  Tabelle  S.  272  f. 

3vi  Vgl.  Ilern».  Ign.  Bi  der  mn  nW,  Die  technische  Bildung  im 
Kaisertumc  Österreich,  Wien  1854,  S.  7;  Mor.  Mayer,  Gesell,  der 
preußischen  llandwerkcrpolitik,  I.  Bd.,  Minden  1884,  S.  52  f. 

2(>* 
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Das  Reich  als  Ganzes  konnte  dem  wachgewordenen  Bedürf- 
nisse nach  wirtschaftlicher  Neuorganisation  nur  in  ganz  unzu- 
reichendem Maße  Genüge  leisten.  Und  wenn  auch  einzelne 
Territorialstaaten,  wie  Brandenburg —Preußen,  Braunschweig— 
Hannover1 * * *),  später  auch  Österreich  und  Sachsen,  sich  mit  Erfolg 
bemühten,  den  Übergang  von  der  lokalen  zur  landschaftlichen 
und  territorialen  Ordnung  der  gewerblichen  Verhältnisse  inner- 
halb ihres  Gebietes  durchzuführen,  so  stand  dieso  Regelung  nicht 
nur  im  Widerspruch  mit  den  bereits  weit  über  das  Territorium 
hinausrcichenden  Verkehrs-  und  Handclsintcrcssen  der  einzelnen 
Länder5),  sie  widerstrebte  überdies,  in  ihren  letzten  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Konsequenzen,  dem  Interesse  der  deutschen 
Reichseinheit.  Daher  zeigt  denn  der  Entwicklungsgang  der 
merkantilistischen  Praxis  im  gesamten  Reich  wie  in  den  einzelnen 
Territorien  nicht  jene  durchsichtigen  und  einfachen  Linien,  wie 
etwa  in  den  Weststaaten,  die  schon  früh  zu  geschlossener  poli- 
tischer Einheit  gelangt  waren.  Wie  diese  Politik  in  Österreich 
dennoch  auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen  Arbeitsverfassung 
im  weiteren  Sinne  dieses  Wortes  durchgodrungen  ist,  bis  sie  mit 
der  Annahme  des  Reichsschlusses  vom  4.  September  1731  zur 
endgiltigen  Beseitigung  der  Zunftautonomie  geführt  hat,  soll  im 
Folgenden  dargestellt  werden. 


II.  Die  soziale  und  wirtschaftliche  Lage 
des  österreichischen  Handwerks  am  Ende  des 

17.  Jahrhunderts. 

Von  der  allgemeinen  Mobilisierung  aller  Besitzwerte,  die, 
mit  der  Grundrentenaccumulation  beginnend,  seit  dem  Empor- 
kommen der  städtischen  Kultur  das  ganze  europäische  Wirt- 
schaftsleben in  die  Bahn  der  kapitalistischen  Betriebs-  und  Ver- 
kehrsweise gelenkt  hat,  waren  die  kaiserlichen  Erblande  nach 
der  formellen  Beendigung  der  Religionskriege  noch  wenig  berührt 
worden.  Die  Notwendigkeit  einer  zusammenfassenden  inner- 
politischen Führung,  die  in  Westeuropa  lland  in  Hand  mit  der 

1)  G.  Schmoller,  Umrisse  und  Untersuchungen  zur  Verfaasungs-, 

Verwaltungs-  und  Wirtschaftsgeschichte,  Lpz.  185)8,  8.  382  f. 

*’)  G.  Schmoller  (unter  Mitwirkung  von  W.  Stieda),  Die  Straß- 

burger Tücher-  und  Weberzunft,  Str&ßb.  1879,  8.  540. 
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zentralistischen  Staatswirtschaft  ging,  war  hier  bis  an  die  Wende 
des  17.  und  18.  Jahrhunderts  in  der  Praxis  noch  fast  gar  nicht  aner- 
kannt. Innere  und  auswärtige  Kriegswirren,  der  relativ  bedeu- 
tende Einfluß  der  Stände,  die  zahlreichen  ethnographischen, 
kulturellen  und  staatsrechtlichen  Unterschiede  innerhalb  des 
weitausgedehnten  Ländergebiets  verhinderten  lange  Zeit  die 
Ausgestaltung  der  habsburgischen  Hausmacht  zu  einem  einheit- 
lich geleiteten  Verwaltungs-  und  Wirtschaftskörper  und  sicherten 
so  der  bodenständigen  und  lokalen  Handwerksverfassung  eine 
ungewöhnlich  lange  Lebensdauer.  Bis  in  die  letzten  Decennien 
des  17.  Jahrhundertss  ist  sich  die  Regierung  der  politischen 
Bedeutung  wirtschaftlicher  Fragen  kaum  bewußt.  Erst  als  durch 
den  Verlauf  und  die  Ergebnisse  des  spanischen  Erbfolgekrieges 
der  Blick  der  österreichischen  Staatsmänner  auf  die  interstaat- 
lichen Wechselbeziehungen  des  europäischen  Wirtschaftslebens 
gerichtet  worden  war,  und  vollends,  als  nach  der  Zurückdrängung 
der  osmaniachen  Herrschaft  ein  noch  unentwickelteres  Wirt- 
schaftsgebiet im  Osten  sich  eröffnet  hatte,  wendet  sich  auch  die 
Aufmerksamkeit  der  österreichischen  Regierung  und  Diplomatie 
den  Fragen  einer  systematischen  äußeren  und  inneren  Wirtschafts- 
politik zu.  Bis  dahin  ist  Österreich  mehr  Objekt  als  mittätiger 
Faktor  der  neu-europäischen  Wirtschaftsbestrebungen.  Diese 
Passivität  trägt  aber  alle  Merkmale  der  Übergangsperiode  an 
sich.  Die  kapitalistische  Strömung  ist  hier  zwar  nicht  so  mächtig, 
ein  Erwerbsleben  im  neuzeitlichen  Sinne  des  Wortes  zu  schaffen, 
sie  reicht  aber  gerade  hin,  den  traditionellen  volksgenossenschaft- 
lichen Charakter  der  Han i Werksorganisation  nach  und  nach  auch 
hier  fast  spurlos  verschwinden  zu  machen. 


1.  Die  Reste  der  Handwerkersolidarität. 

Es  ist  ein  Kennzeichen  müder  Epochen,  daß  sie  historische 
Folgeerscheinungen,  denen  ihrerseits  wieder  nur  die  Bedeutung 
von  Trägern  und  Erregern  der  Entwicklung  zukommt,  mitten 
im  Fluß  der  Ereignisse  als  dauernde  Einrichtungen  stabilisieren, 
indem  sie  sie  mit  dem  Geist  ihrer  eigenen  Erschlaffung  und 
zähen  Langlebigkeit  erfüllen.  Durch  eine  solche  Erstarrung  und 
Verdinglichung  aller  Lebenswerte1)  charakterisiert  sich  Deutsch- 


*)  Vgl.  in  ähnlichem  Zusammenhänge  den  Gegensatz:  „Persön- 
lichkeit und  Dinglichkeit  der  Verbände  bei  G i e r k e,  Das 
deutsche  Genoasenschaftyrecht.  1.  1hl.,  Roclitsgesehichte  der  deutschen 
Genossenschaften,  18G8,  S.  8 ff.,  sowie  die  treffende  Charakterisierung 
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lund  in  der  Zeit  nach  dem  „30jährigen  Kriege“.  Die  landes- 
herrliche Macht,  die  einen  jahrzehntelangen  Kampf  um  ihr 
spezifisches  Regicrungs-  und  Kulturprinzip  geführt  hatte,  hielt 
ihre  qualifizierte  Führung  fest  und  wandelte  sich  zum  fürstlichen 
Absolutismus;  zugleich  vollzog  sich  der  endgiltige  Übergang  vom 
Lehensadel  zum  Hof-  und  Beamtenadel.  Die  kirchlichen  Kulte 
waren  nach  einem  entscheidungslosen  Ringen  um  ihre  weltlichen 
Syjnbole  in  einen  Zustand  des  Dogmatismus  und  Formensinns 
geraten.  Das  ganze  öffentliche  Leben  und  die  Kunst  verrieten 
ihre  Schwäche  durch  die  oberflächliche  Annahme  ausländischer 
Moden  und  formeller  Äußerlichkeiten.  Der  soziale  Gedanke 
endlich,  dessen  Weiterführung  und  Entwicklung  an  der  Kultur- 
spaltung gescheitert  war,  geriet  nun  entweder  unter  die  Vormund- 
schaft des  fürstlichen  Absolutismus,  der  ihn  seiner  Industrie- und 
Finanzpolitik  anzupassen  suchte;  oder  aber  man  meinte  mit  der 
jener  Zeit  ganz  besonders  eigentümlichen  Verwechslung  von 
Folge  und  Ursache  in  der  unstreitbar  sozialen  Form  der  Zunft 
einen  sozialen  Inhalt  gefunden  zu  haben.  Der  eine  wie  der 
andere  Standpunkt  war  unhistorisch  und  konnte  nach  dem 
gänzlichen  Verfall  des  mittelalterlichen  Zunftwesens  für  die  Frage 
der  inneni  Reorganisation  des  Handwerks  billigerweise  nicht  in 
Betracht  kommen. 

Der  Ursprungscharakter  der  Zunft  war  religiös-sozialer 
Natur  gewesen.  Hervorgegangen  aus  dem  einverständlichen 
Bestreben,  die  Reibungsmomente  des  wirtschaftlichen  Lebens  zu 
verringern,  sollte  sie  jedem  einzelnen  Handwerker  einen  gewissen 
Grad  von  Selbständigkeit  garantieren,  ohne  ihn  jedoch  ein  fest- 
gesetztes Existenzmaximum  überschreiten  zu  lassen.  Zu  ihren 
nächsten  Aufgaben  gehörte  es,  Produktion  und  Verkauf,  Arbeits- 
zeit., Arbeitslohn  und  Arbeitsvertrag  zu  regeln,  die  Zahl  der 
Hilfskräfte  zu  bestimmen,  Rohmaterialien  zu  beschaffen  und  zu 
verteilen  und  für  die  Errichtung  der  erforderlichen  gemeinsamen 
Anlagen,  wie  Walkmühlen,  Färbhäuser,  Tuchhallen  u.  s.  w., 
aufzukommen,  deren  Benützung  dem  einzelnen  gegen  mäßiges 
Entgelt  freistand.  Hatten  jedoch  derartige  Funktionen  die  Insti- 
tution der  Zunft  ehedem  zu  einer  unentbehrlichen  gemacht  und 
ihr  sogar  den  Charakter  eines  „Amtes“  verliehen,  so  war  nun- 

des  bezüglichen  historisch-biologischen  Vorganges  durch  D.  Simmel  (in 
der  Ztschr. : „Das  freie  Wort,“  l'rkf.  1Ü01,  1.  Jahrg.,  6.  II.):  „Die 

Bedeutung  jedes  einzelnen  gesellschaftlichen  Elementes  ist  in  die  ein- 
seitige Sachlichkeit  seiner  Leistung  übergegnngen.“ 
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mehr  an  die  Stelle  der  früheren  sozialen  Betätigung,  die  sich 
dem  Volksganzen  organisch  eingefügt  hatte,  im  Verlauf  des 
aut  gedrungenen  Existenzkampfes  das  nackte  wirtschaftliche 
Selbstinteresse  getreten.  Die  bindende  und  organisatorische  Kraft 
der  Zünfte  war  den  gesteigerten  Anforderungen  der  Produktions- 
und Konsumtions Verhältnisse  nicht  mehr  gewachsen:  der  Staat 
nahm  einen  immer  gröberen  Teil  der  gewerbepolizeilichen 
Befugnisse  für  sich  in  Anspruch  l). 

Auch  das  österreichische  Zunftwesen  war  in  dieser  Periode 
bereits  auf  dem  Punkte  der  Rechtsversteinerung  angelangt.  Auch 
hier  entspann  sich  der  Rechtskampf  zwischen  Staat  und  Zunft. 
Wie  aber  in  Österreich  dem  ständischen  und  körperschaftlichen 
Wesen  überhaupt  ein  größerer  Einfluß  eingeräumt  war  als  in 
andern  Staaten,  so  gestaltete  sich  hier  auch  der  Widerstand  der 
Zünfte  zu  einem  zäheren  und  erfolgreicheren  als  etwa  in  Frank- 
reich oder  Preußen. 

Die  lokalen  Handwerksprivilegien  mit  ihren  alten -Bann- 
und  Verbictungsrechten  präponderierten  in  Österreich  noch  zu 
einer  Zeit,  wo  in  den  meisten  Ländern  Westeuropas  das  Privi- 
legienkapital bereits  durch  das  Geldkapital  expropriiert,  die 
Ware  bereits  zum  Gegenstand  interlokaler  und  interstaatlicher 
Gewinnspekulationen  geworden  war. 

Zunächst  unterlag  das  Produktionsquantum  des  einzelnen 
Meisters  dm*  althergebrachten  Beschränkung.  So  setzt  z.  B.  die 
Ordnung  der  Reichenberger  Tuchmacher  vom  IG.  Jänner  1004 
fest,  daß  künftighin  kein  Meister  in  14  Tagen  mehr  als  ein 
breites  Tuch  von  „Zwei-,  Drei-  oder  Viersiegler  Haaren“  ver- 
fertigen oder  verfertigen  lassen  dürfe,  „damit  hinfüro  das  Hand- 
werk in  bessern  Beruflf  und  mehren  Auffnohmen  geratlie  und 
die  Tücher  nicht  obenhien,  wie  bißhero  geschehen,  verfertiget 
werden  und  also  dardurch  der  Käuffer  nicht  vervortheilt,  auch 
der  arme  Meister  nicht  gar  verterbet  werde,  sondern  sich  neben 
dein  reichen  erhalten  könne“2).  Die  Müller  der  Asperer  Zeche 

l)  Adolf  Bruder,  Die.  Behandlung  der  II  and  werkerkorporationen 
durch  die  Juristen  des  17.  und  1 8.  Jahrhunderts  (in  der  „Ztschr.  f.  die 
gesamte  Staatswissenschaft“),  Tübingen  1880,  S.  184  ff. ; lleinr. 
Re  sch  auer,  Geschichte  des  Kampfes  der  Handwerkerzünfte  und  der 
Kuufmanusgremien  mit  der  österr.  Bureaukratie,  Wien  1882,  S.  0 fl'.: 
G.  Sch  in  oller,  Die  Straßburger  Tücher-  und  Wobcrzunft,  a.  a.  ()., 
S.  533,  552. 

-’)  II.  II  all  wich,  Rcichonberg  und  Umgebung,  II. 

Rcichcnb.  1874,  S.  53. 
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erringen  im  Jahre  1080  das  Zugeständnis,  daß  kein  Meister  mehr 
als  eine  Mühle  betreiben  dürfe.  Hat  er  zwei,  so  muß  or  die 
zweite  einem  andern  Müller  um  Billiges  überlassen  ‘).  Ebenso 
bezeichnet  es  die  Radkersburger  Schneiderordnung  von  1728  als 
einen  alten  lokalen  Brauch,  daß  keiner  mehr  als  3 „Stück“ 
(Stühle)  besetzen  dürfe,  sei  es  mit  Gesellen  oder  Lehrbuben. 
Nur  2 Wochen  vor  den  3 größten  Feiertagen  ist  dies  gestattet. 
Im  übrigen  darf  eine  Ausnahme  nur  mit  Bewilligung  der  Obrig- 
keit gemacht  werden3).  Tritt  in  derartigen  Verfügungen  die 
soziale  Grundstimmung  des  zünftigen  Beschränkungsrechtes  noch 
ziemlich  deutlich  zu  Tage,  so  enthält  die  bezügliche  Anordnung 
des  Iglauer  Tuchmachergewerks  vom  Jahre  1070  einige  nähere 
Bestimmungen,  die  bereits  auf  eine  weitgehende  im  Unterschied 
der  Besitzverhältnisse  begründete  Klassendifferenzierung  der 
Privilegienrechte  schließen  lassen.  Es  durfte  darnach  ein 
Ratsverwandter  nur  12  breite,  24  vordere,  7 Boy  und  2Gallustücher, 
Geschworener  „ 12  „ 20  „ 7 „ „2  „ 

Ansässiger  „9„24  „ 7 „ „ 2 „ 

Inwohner  „ 8 „ 18  „ 7 „ „ 2 „ 

fabrizieren8).  Den  patrizischen  Ständen  der  Ratsverwandten  und 
Geschworenen  wird  also  bezüglich  der  Fabrikation  der  wert- 
volleren und  einträglicheren  „breiten“  Tücher  ein  größerer 
Spielraum  gewährt  als  der  übrigen  Handwerkerschaft. 

Das  Bestreben  der  Zünfte,  für  den  einzelnen  Meister  eine 
Art  Existenzmaximum  zu  fixieren,  fand  seine  notwendige  Er- 
gänzung in  ihrem  zähen  Festhalten  an  den  alten  Preis-  und 
Lohnsätzen.  Auf  die  große  Teuerung  des  30-jährigen  Krieges 
war  eine  Periode  der  Billigkeit  gefolgt;  die  Preise  waren  niedriger 
als  zu  Beginn  des  Jahrhunderts1).  Allein  di«;  österreichischen 
Zünfte  zeigten  sich  von  allen  Preisschwankungen  unberührt. 
Immer  häufiger  wurden  Klagen  der  Konsumenten  laut,  daß 
„Lohn,  Stuck,  Gemächt  und  Arbeit“  nie  abnähmen,  „es  seyen 
der  Lebensmittlen  halber  wohlfaile  oder  bekleme  Zeiten“5). 

1)  Patent  v.  10.  Febr.  1080,  Art.  55,  Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  23. 

2)  Jak.  G o in  i 1 s c h a k,  Zünfte  in  Radkcrsburg  und  Materialien 
zu  ihrer  Geschichte,  in  den  „Bcitr.  zur  Kunde  stch  rm.  Geschichtsquellen“, 
10.  Bd.,  S.  64. 

3)  Karl  Werner,  Urkundliche  Geschichte  der  Iglauer  Tuch- 
macherzuuft,  Lpz.  1861,  S.  90. 

*)  Wiebe,  a.  a.  O.,  S.  215. 

5 ) I landwerkerpatent  v.  9.  Dez.  1689,  P.  7,  Cod.  Austr.,  I.  T., 
S.  458  ff. 
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Billigere  Arbeit  wurde  mit  „Ausschelten.“  oder  Geldstrafe  bedroht. 
Mit  aller  Strenge  wurde  darauf  geachtet,  daß  vor  dem  Beginne 
einer  bestellten  Arbeit  die  eventuellen  früheren  Verbindlichkeiten 
des  Auftraggebers  andern  Meistern  gegenüber  gelöst  sein 
mußten  ‘),  daß  ferner  eine  begonnene  Arbeit  nur  durch  denjenigen 
beendigt  werde,  der  sie  übernommen  hatte* 2 3). 

Die  Maßregeln,  die  der  Zunft  ihre  soziale  Eigenart  bewahren 
und  insbesondere  gewisse  nichtbürgerliche  Elemente  von  vorn- 
herein ausschließen  sollten,  nahmen  an  Zahl  und  Absonderlich- 
keit beständig  zu.  Von  „Mißbräuchen“  der  Zunftprivilegien  zu 
sprechen,  wie  die  damaligen  Regierungen  es  taten,  hieße  die 
Dinge  nur  von  einer  Seite  betrachten.  Es  sind  Zeichen  einer 
nervösen,  unruhigen  Furcht  vor  einer  drohenden  Ara  schranken- 
losen Erwerbstreibens,  die  den  verendenden  Organismus  der 
werktätigen  Volksgenossenschaft  zu  immer  härterer  und  krasserer 
Auslegung  seiner  Prohibitivrechte  drängt  ; nur  daß  in  jener  Zeit 
der  steigende  Bevölkerungsüberschuß  und  das  Bedürfnis  der 
Kapitalisten  und  Regierungen  nach  industriellen  Arbeitskräften 
jene  Maßregeln  als  besonders  lästig  empfinden  lassen.  Hieher 
gehört  in  erster  Linie  die  Einrichtung  der  „geschlossenen  Zunft“, 
d.  h.  der  Gebrauch,  daß  nur  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mit- 
gliedern in  der  Innung  geduldet  wurde.  So  setzen  es  z.  B.  die 
Schiffsmüller  der  Asperer  Zeche  auf  ihre  Bitte  vom  7.  Dez.  1674 
durch,  daß  in  ihrem  neuerlich  restringierten  Distrikt,  der  von 
Korneuburg  bis  zum  Einfluß  der  March  in  die  Donau  reichte, 
„über  jetzige  darin  befindliche  Anzahl  von  39  Schiff-Mühlen  sambt 
der  Hoff-Mühlen  zu  Ortt  keine  mehr  eingeführt,  noch  auf  einigen 
neuen  Mühlschlag  denen  Grund-Obrigkeiten  eine  Licentz  gegeben, 
noch  ein  anderwerts  erkauffonder  alter  Mühlschlag  allda  an- 
gehangen oder  angerichtet  werden  solle.“  8)  Ein  weiterer  natür- 
licher Besehränkungsgnmd  erwuchs  aus  der  patriarchalischen 
Tradition,  die  in  erster  Linie  Familienangehörige,  zunächst  also 
die  Söhne  und  Schwiegersöhne  der  Zunftgenossen,  für  die  In- 
korporierung in  Betracht  zog.  Fernestehende  waren  selten  will- 
kommen. Man  gab  ihnen  unnütze  und  schwierige  Meisterstücke 
auf,  nahm  ihnen  Mißratenes  weg,  ließ  sich  bei  der  Beschau  von 
parteiischen  Motiven  leiten  und  verhängte  über  nicht  beförderte 


*)  El>end.,  P.  10  »i.  11. 

:’)  Eltend.,  P.  12. 

3)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  91  f. 
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Gesellen  noch  obendrein  eine  Geldstrafe.1 *)  Aus  ähnlichen  Beweg- 
gründen wurden  die  Inkorporationskosten  mit  Absicht  sehr  hoch 
bemessen-).  Die  Wiener  ►Schuhmacherinnung  fordert  flir  die  Ein- 
verleibung der  Schuster  auf  dem  freien  Landgut  in  St.  Ulrich 
24  fl.  und  die  Quatembergel  der3).  Das  Einkaufsgeld  für  die 
Wiener  „Fischkäufler“  wird  durch  ein  Patent  vom  14.  Juli  1087 
auf  50  H.  reduziert;  nur  für  diejenigen,  die  eines  „Fischkftuflers“ 
Tochter  oder  Wittib  ehelichen,  soll  cs  bloß  25  tb  betragen4). 
In  andern  Füllen  mag  die  Einkaufssumme  noch  bedeutend  höher 
gewesen  sein.  Ein  Steuerprojekt  aus  der  Regierungszeit  Karls  VI.5) 
bezeichnet  als  die  Hauptursache  der  Handwcrker-nMißbrüuehea 
das  Privilegium  der  Zünfte,  ihre  Aufnahmsbedingungen  stellen 
zu  dürfen,  welches  Recht  jedoch  bei  ihnen  zu  einem  Monopo- 
lium  und  Propolium  ausgeartet  sei.  Ein  Schlosser  z.  B.  brauche 
zur  Erlangung  des  Moistcrrechts  mindestens  eine  Summe  von 
300  fl.c)  Mit  der  Zeit  wurde  sogar  der  Eintritt  in  die  Lehrzeit 
erschwert.  So  erließen  Ausschuß  und  Mitei  der  Iglauer  Tuch- 
macherzunft am  2.  April  1 70b)  eine  Verfügung,  wonach  die 
Lehrjungen  die  Summe  von  5 Schock,  die  sie  bei  ihrem  Eintritt 
in  die  Lehre  zu  bezahlen  hatten,  nach  der  Freisprechung  nicht, 


l)  Ebend.,  S.  458  fl'.,  P.  4. 

-)  Ebend.,  P.  3. 

3)  Cölestin  Wolfsgrubcr,  Regg.  aus  dem  Archiv  des  Bene- 
diktinerstiftes  Schotten  in  Wien,  in  den  „Quellen  zur  Gesell,  der  Stadt 
Wien“,  her.  v.  Anton  Mayer  III.  B«l.,  Wien  181)7,  S.  12(),  Nr.  2780, 
Vergleich  vom  11.  Juni  1 (577. 

4)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  353. 

5)  Ms.  im  Archiv  des  Min.  des  Innern  (IV.  F.  28,  Gewerbe  in 
genere,  N.-Ost.  1522 — 1749)  anonym,  ohne  Angabe  einer  Jahreszahl . 
Die  Abfassung  des  Lihells  durfte  in  die  Zeit  zwischen  1728  und  1731 
fallen.  Für  den  letzteren  terminus  spricht  der  Umstand,  daß  «1er  epo- 
chale Reichsschluß  von  1731  in  der  Schrift  nirgends  erwähnt  wird,  was 
im  Fall  ihrer  sjmteren  Datierung  bei  der  Ähnlichkeit  der  beiderseitigen 
Materien  sicherlich  der  Fall  gewesen  wäre.  Als  untere  Grenze  wäre  das 
Jahr  1728  anzusetzen.  Nach  Siegin.  Mayer  (Die  Aufhebung  des  Befähi- 
gungsnachweises in  Österreich,  Lpz.  1894,  S.  254)  ist  nämlich  dein  auf 
der  Münchner  Bibliothek  befindlichen  Original  jenes  Projekts  („Aller- 
unterthünigst  — Gehorsambster  Vorschlag  einer  neuen  Gewerbt,  llandt- 
werkhs-  und  Zunfft-Ordnung,  Mittels  diser  Ordnung  eines  ergebigen 
Gefälls  pro  aerario  Camerali“)  ein  „Verzeicknuß“  der  in  Wien  befind- 
lichen Handwerker  aus  dem  Jahre  1728  beigegeben,  wonach  also  der 
„Vorschlag“  selbst  in  o«ler  nach  diesem  Jahr  entstanden  sein  müßte. 

c)  Die  Ziffern  des  „Vorschlags“  sind  allerdings  nicht  sehr  zuver- 
lässig, da  sic  in  erster  Linie  das  Interesse  des  Fiskus  berücksichtigen. 


Die  Reste  der  Handwerkersolidarität. 


11 


401 1 

wie  herkömmlich,  zurückerhalten  sollten;  auch  wurde  verboten, 
den  Lehrlingen  das  übliche  Lehrkleid  zu  geben  l *). 

Solchen  Abwehrbestrebungen  kam  die  zünftige  Tradition 
zu  Hilfe,  die  aus  Sitte,  Recht  und  Aberglauben  eine  Fülle  von 
Ausschließungsgründen  entwickelt  hatte.  Zahlreiche  Bevölkerungs- 
Schichten  galten  bei  den  Zünften  von  vornherein  als  handwerks- 
untauglich. Berufe  wie  die  der  Abdecker,  Gerichtsdiener,  Bader, 
Müller,  Leinweber,  Spielleute,  Schäfer  u.  a.'J)  waren  für  „un- 
ehrlich“ erklärt  und  durften,  wie  ihre  Kinder,  nicht  in  Dienst 
und  Arbeit  genommen  werden.  Die  Ordnung  der  Ledererzunft 
in  llad kers bürg  3 *j  verbietet  den  Umgang  und  die  Gemeinschaft 
mit  dem  Freimanne  sowie  das  Berühren  der  Leichen  und  Aase; 
Felle  von  Hunden  und  Katzen  durfte  niemand  kaufen,  verkaufen 
oder  verarbeiten,  auch  durfte  man  diese  Tiere  bei  Strafe  von 
lPfd.  Wachs  nicht  töten.  In  Niederösterreich  wurde  demjenigen, 
der,  wenn  auch  mit  gutem  Grund,  einen  Hund  tötete,  das 
Handwerk  gelegt,  er  selbst  wurde  „infam“  gemacht  und  verstoßen1). 
Dasselbe  widerfuhr  demjenigen  Handwerksgesellen,  der  ein 
Mädchen  „aus  zweiter  Hand“  ehelichte5).  Insbesondere  aber  waren 
die  Ausleger  und  Ausüber  des  verhaßten  römischen  Rechtes,  die 
Gerichtsfunktionäre  und  ihre  gerichtlichen  Strafmittel,  dem  Miß- 
trauen der  Zünfte  ausgesetzt.  Es  erscheint  wie  ein  trotziger 
Vorbehalt,  wenn  die  zünftige  Wiener  Handwerkerschaft  erst  nach 
dem  umständlichsten  Ceremoniell  einwilligt,  sich  an  dem  Bau  des 
Amtshauses  zu  beteiligen,  das  im  Jahre  1722  in  der  Rauhen- 
straße errichtet  werden  sollte.  Zuerst  mußte  der  betreffende 
kaiserliche  Befehl  auf  dem  Rathause  verlesen  werden;  der  Unter- 
richter mußte  sich  mit  den  Meistern  und  Gesellen  in  feierlichem 
Zuge  nach  dem  Amtshause  verfügen,  um  ihnen  zu  zeigen,  daß 
es  von  Verbrechern  ganz  leer  sei;  dreimal  rief  er  der  Stadt 
Befehl,  daß  keiner  dem  andern  wogen  der  Beteiligung  an  den 
Bauarbeiten  einen  Vorwurf  machen  solle;  dann  erst  tat  jeder 


l)  Karl  Werner,  Urkundliche  (beschichte  der  Iglauer  Tuch- 
inacherzuuft,  Epz.  18(51,  S.  96  f. 

~)  Cod.  Aiistr.,  I.  T.,  S.  458  fl’. 

3)  Jak.  (3  o in  i 1 s c h a k,  Zünfte  in  Uadkersburg  und  Materialien 
zu  ihrer  (Jeschichte,  in  den  „Beitr.  zur  Kunde  steierm.  Geschichtaquellen“, 
Graz,  16.  Bd.,  S.  G2  (Ordnung  v.  20.  Juni  1(51(5,  gleichlautend  bestätigt 
am  2G.  Juni  1(560,  Art.  13  u.  10). 

*)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  458  fl’.,  1>.  14. 

3)  Ebern!.,  P.  15. 
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von  den  Anwesenden  drei  Streiche  an  das  Haus  und  sprach  es 
so  völlig  frei  und  „ehrlich“  ‘). 

Bei  dein  Mangel  bürgerlicher  Sclbstbestimmungsrechte  blieb 
freilich  die  Ausbildung  starker  lokaler  Zünfte  in  den  österreichi- 
schen Städten  dauernd  erschwert.  Dagegen  war  der  interlokale 
Zusammenhang  des  Handwerks  ein  um  so  engerer.  Nicht  bloß 
durch  das  natürliche  Kommunikationsmittel  der  Gesellenwanderung. 
Die  einheitliche  Verfassung  des  gesamten  Handwerks  beruhte 
nicht  zuletzt  auf  der  führenden  Stellung  der  Hauptladen  gegen- 
über den  provinziellen  Nebenladen.  Die  Hauptlade  gab  in  wirt- 
schaftlichen und  juristischen  Fragen  den  Ton  an,  ihre  Privilegien 
waren  verbindlich  für  die  der  Filialladen,  ja,  sie  besaß  sogar 
das  Recht  der  direkten  Einflußnahme  auf  die  Einkaufung  der 
Meister  in  der  Provinz.  So  erstreckte  sich  beispielsweise  das 
Geltungsgebiet  der  Wiener  Hauptinnungen  bis  über  die  Landes- 
grenze hinüber* 2).  Eine  ähnliche  Stellung  beanspruchte  Prag  als 
Vorort  der  böhmischen  Zünfte.  Insbesondere  bildeten  die  Tuch- 
macherzünfte Böhmens  eine  Art  Rechtsverband,  an  dessen  Spitze 
die  Prager  Innung  stand3).  Der  praktische  Zweck  solcher  inter- 
lokalen Verbände  war  wieder  ein  rein  prohibitiver : es  sollte  durch 
sie  in  erster  Linie  dem  „Für kauf“,  d.  h.  dem  Einkauf  von 
Rohmaterialien  und  Handwerkserzeugnissen  für  den  Weiterver- 
kauf gesteuert  werden.  Auf  diesem  Gebiete  waren  die  Erfolge 
der  Hauptinnung  freilich  oft  sehr  exklusiver  Art.  So,  wenn 
z.  B.  die  Wiener  Schneider  das  Zugeständnis  erringen,  daß 
„Tändler,  Gewändtler,  Störer,  oder  jemands  andere  r f r e m b d e r 
auf  denen  Tündl-  oder  anderen  freyen  Jahrmärkten  all  hier“  kein 
neugeschnittenes  Gewand  verkaufen  dürfen4). 

Überhaupt  boten  die  Jahrmärkte  den  häufigsten  Anlaß  zur 
Durchbrechung  der  interlokalen  Handwerkersolidarität,  liier,  wo 
die  Innung  sich  in  die  feilschende  Krämerkompagnie  verwandelte, 
machte  sich  zu  allererst  und  ganz  von  selbst  der  zersetzende 


*)  J o 3.  Frcih.  v.  Hormayr,  Wien,  seine  Geschichte  und  Denk- 
würdigkeiten. Wien,  1823,  4.  Bd.,  S.  262. 

-,)  Die  Zunft  der  Wiener  Kfimpelmachcr  z.  B.  sucht  ihren  Einfluß 
his  nach  Olinütz  in  Mähren  auszudehnen,  wogegen  jedoch  das  Olmützer 
Handwerk  erfolgreich  Beschwerde  führt  (Resolution  v.  16.  Nov.  1077, 
Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  640). 

3)  Ludw.  Hühner,  Geschichte  der  Rcichenberger  Tuchmachcr- 
zunft,  Reichenberg  1878,  S.  78  f. 

'*)  Resolution  v.  27.  März  1(588,  Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  4 40  f. 
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Einfluß  des  handelskapitalistischen  Elements  im  Handwerk 
bemerkbar.  Streitigkeiten  über  Produktionsabgrenzung  und 
Vorkaufsrecht1 * * * S.)  standen  auf  der  Tagesordnung,  ohne  daß  im  all- 
gemeinen der  Jahrmarktsbesuch  sich  besonders  lohnend  gestaltet 
hätte.  Mit  liecht  bemerkt  denn  auch  J.  J.  Becher8),  es  sei 
sehr  übel  mit  den  Handwerkern  bestellt,  wenn  sie  mit  ihren 
Waren  auf  den  Jahrmärkten  herumlaufen  und  so  mehr  Reisegeld 
verzehren,  als  ihr  Erlös  beträgt. 

Am  entschiedensten  und  dauerhaftesten  hat  sich  die  innere 
Einheit  der  Handwerksverfassung  in  der  Gosel lenorganisation 
erhalten.  Wie  die  Moisterzunft,  so  verdankte  auch  die  Gesellen- 
bruderschaft ihren  Ursprung  zumeist  religiös-sittlichen  Zwecken. 
Die  leichtere  Beweglichkeit  des  Gesellenelements  gegenüber  dem 
Mcisterstande  schuf  hier  jedoch  ungleich  günstigere  Vorbedin- 
gungen für  die  Bildung  und  Aufrcchterhaltung  interlokaler  Ver- 
bände. In  diesen  besaß  der  Gesellenstand  eine  treffliche  Organi- 
sation zur  Pflege  des  Korpsgeistes,  ein  nie  versagendes  Mittel 
zur  Kontrolle  und,  wenn  nötig,  zur  Ausübung  seiner  alther- 
gebrachten Gerichtsbarkeit  über  die  Handwerksgenossen.  Und 
wenn  auch  die  Kraft  dieser  interlokalen  Verbände  unter  dem 
Überhandnehmen  der  Staatsgewalt  erheblich  gelitten  hat,  so  war 
es  doch  nur  ihrem  Einflüsse  zuzuschreiben,  wenn  die  Gcsellen- 
frage,  die  seit  dem  Ausgange  des  Mittelalters  zur  brennendsten 
aller  Handwerkerfragen  geworden  war,  fortan  nicht  mehr  von 
der  Tagesordnung  der  inneren  Politik  Deutschlands  verschwand. 

2.  Gewerbeelemente  und  Gewerbepolitik. 

Mag  nun  auch  ein  beträchtlicher  Teil  des  Handwerks  sich 
bereits  offenkundig  der  Realisierung  von  Handelsprofit  zugewendet 
haben:  im  allgemeinen  war  der  Boden  für  eine  Industrialisierung 
Österreichs  auf  Grundlage  des  Großkapitals  noch  nicht  vorhanden. 
Hiezu  fehlte  in  erster  Linie  jene  Sättigung  mit  Bevölkerungs- 
massen, die  allüberall  erst  den  Erwerbsstachel  der  modernen 
Konkurrenz  hervorzutreiben  geeignet  ist,  jene  Gelegenheit  zur 
Bildung  großer  disponibler  Industrierentenfonds,  wie  sie  sich  im 
volks-  und  städtereichen  Westen  bot. 

l)  Resolution  v.  0.  Juni  1696  in  Angelegenheit  der  Konkurrenz- 

Streitigkeit  zwischen  den  Wiener  und  Passauer  Taschnern,  Cod.  Aust  r., 

II.  T.,  S.  330. 

-)  Joh.  Joachim  Becher,  Politische  Diskurs,  2.  A.,  Frkf.  1673, 

S.  10. 
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Die  Bevöl kerun  gszahl  der  Erblande  dürfte  nach  denn  30- 
jährigen  Kriege  die  des  damaligen  Holland  kaum  um  vieles 
überragt  haben  *).  Noch  lagen  auf  dem  entvölkerten  Lande  die 
Spuren  der  Kriegsnot.  „Den  Krieg  betreffend,“  sagt  Iliimigk  in 
seinem  Hauptwerke2),  „so  haben  die  Teutsche  Erbländer  nun  in 
vier  und  zwanzig  Jahren,  auser  was  sich  ncmlieh  in  Unter- 
Osterreich  zugetragen,  keinen  Feind  im  Eingeweid  gehabt.  Und 
gleichwohl  ist  vieler  Orten  der  elende  Anblick  noch  so  frisch, 
ob  wäre  der  Feind  erst  gestern  oder  vorgestern  abgezogen.  So 
gar,  wo  auch  in  hundert  Jahren  kein  Krieg  hinkommen,  glaubt 
man,  zwey  oder  drey  hundert  Burger,  guten  theils  arme  Tag- 
löhner, seyen  etwas  in  einer  Landstatt.“  Die  Häuser  und  Kul- 
turen lagen  wüst.  In  den  Städten  und  Märkten  des  Landes  unter 
der  Enns  — außer  Wien  — hatte  der  gesamte  Schätzungswert 
der  Häuser,  Weingärten,  Acker,  Wiesen  und  Gewerbe  im 
Jahre  1560  bei  522.779  I’fd.  betragen;  bis  zum  Jahre  1665  sank 
er  auf  243.201  l’fd.  Die  Anzahl  der  bewohnbaren  Häuser,  die 
sich  1560  auf  1696  belaufen  hatte,  betrug  im  Jahre  1665  nur 
mehr  936;  daneben  gab  es  1756  baufällige  und  710  ganz  ver- 
fallene Häuser3).  Die  Einfälle  der  Türken  und  Ungarn  richteten 

*)  P.  de  la  Court,  „Interest  von  Holland,  oder:  Grundfäste  der 
Holländischen  Wohlfahrt,“  von  V.  1).  II.  (Van  der  Hoeve  = de  la 
Court),  deutsche  Übersetzung,  T'Amsterdatn  1665,  8.  Kap.,  berechnet 
die  Einwohnerzahl  Hollands  auf  2,400.000.  Für  die  österreichischen 
Erbländer  existieren  aus  jener  Zeit  keine  genauen  statistischen  Daten. 
Die  erste  Volkszählung  (1754)  ergab  für  Österreich  (ohne  UngariO  bloß 
0,1 34.558  Einwohner  (K.  T h.  Inama - Sternegg,  Bevölkerung  des 
Mittelalters  und  der  neuen  Zeit  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  im 
„Handwörterbuch  der  Staatswissenschaftcu“,  II.  Bd„  Jena  1891,  Art. 
„Bevölkerungswesen“,  S.  437). 

2)  Pli.  W.  v.  Hörnigk,  „Oesterreich  Uber  alles,  wann  es  nur 
will.  Das  ist:  wohlmeinender  Fürschlag,  Wie  mittelst  einer  wolbcstcllten 
Lands-Oecouomie,  die  Ivayserl.  Erbland  in  kurzem  über  alle  andere 
Staat  von  Europa  zu  erheben  und  mehr  als  einiger  derselben  von  denen 
andern  Independent  zu  machen.  Durch  einen  Liebhaber  der  Kayserl. 
Erbland  Wolfart“  (ohne  Autornamen),  1.  A.,  1G84,  S.  113. 

3)  So  gab  es  im  Jahre  1665 
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Häuser  (Karl  Oberl  eit  ne  r,  Die  Finanzlage  Niederösterreichs  im 
16.  Jahrhundert,  Arch.  f.  Kunde  österr.  Geschiehtsquellen,  30.  Bd., 
Wien  1863,  S.  25  f.). 
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besonders  in  diesem  Lande  arge  Verheerungen  an.  Die  unter- 
österreichischen  Stände  beantworteten  eine  Aufforderung  des 
Kaisers  vom  16.  Dezember  1707,  die  in  Ungarn  stehenden 
Truppen  mit  Nahrungsmitteln  und  Pferdefutter  zu  versorgen, 
mit  einer  Erklärung,  worin  sie  u.  a.  anführen,  daß  infolge  der 
ungarischen  Einfälle  1G.(XX)  Häuser  im  Lande  öde  stünden  und 
daß  mit  Einrechnung  der  in  den  Jahren  1656  und  1683  an- 
gerichteten Verwüstungen  8000  Häuser  niedergebrannt  worden 
seien 1 *).  Durch  die  Heiagerung  Wiens  war  vornehmlich  der  Wiener 
Handwerkerstand  in  Mitleidenschaft  gezogen  worden,  dessen  an 
der  Stadtperipherie  gelegenes  Besitztum  am  allermeisten  den 
feindlichen  Angriffen  ausgesetzt  gewesen  war-).  Nach  der  Auf- 
hebung der  Belagerung  machte  sich  der  Mangel  an  Arbeits- 
kräften insbesondere  im  Baugewerbe  empfindlich  fühlbar.  Hatte 
doch  überdies  das  „große  Sterben“  fünf  Jahre  vorher  den  größten 
Teil  der  hauptstädtischen  Bevölkerung  dahingerafft3).  Nur  die 
außergewöhnlichen  Zeitumstände  bewogen  zu  der  außerordent- 
lichen Maßregel,  daß  man  fremden  Bauhandwerkern  die  Erlaub- 
nis erteilte,  in  Wien,  in  den  Vorstädten  und  auf  dem  Lande 


l)  Biedermann,  Gesell,  der  österr.  Gesamt-Staats-Idee,  a.  a.  ()., 
II.  Abt.,  S.  111,  Aimi.  66. 

-)  Infolge  der  Verringerung  der  Häuser  iu  der  inneren  Stadt,  die 
immer  mehr  zum  Wohnsitz  der  vornehmeren  und  wohlhabenderen 
Bevölkerungsschichten  ausgestaltet  wurde,  sahen  sich  die  handwerk- 
treibenden Einwohner  größtenteils  auf  die  äußeren  Stadtteile  beschränkt 
(Karl  Weiß,  Gosel),  der  Stadt  Wien,  Wien  1872,  II.  Abt.,  S.  254  f.). 
Im  Jahre  1550  hatte  die  innere  Stadt  Wien  ca.  1015  steuerbare  Häuser 
besessen,  im  Jahre  1706  besaß  sie  deren  nur  mehr  58(5  (0  b e r 1 e i tne  r, 
a.  a.  ().,  S.  27). 

3)  P.  Abraham  a Santa  Clara  schätzt  in  seinem  „Mercks 
Wienu“  (Wien  1080)  die  Zahl  der  im  Jahre  1670  an  der  Pest  Ver- 
storbenen auf  70.000.  Das  Exemplar  der  Wiener  Hofbibliothek  enthält 
jedoch  auf  einer  der  letzten  leeren  Seiten  einen  handschriftlichen  Ver- 
merk aus  dom  Jahre  1681,  worin  diese  Zahl  unter  dem  ausdrücklichen 
Hinweis:  „P.  Abrah.  sagt  70.000  p.  154“  auf  140.514  korrigiert  wird. 
Davon  entfielen  nach  des  Verfassers  Aufstellung  59.484  auf  die  innere 
Stadt,  30.470  auf  die  Vorstädte  und  50.560  auf  die  Umgebung.  Für 
die  innere  Stadt  ist  die  Zahl  der  Todesfälle  von  Monat  zu  Monat  aus- 
gewiesen; dem  Verfasser  — er  nennt  sich  Hilar.  Adelsheim  — standen 
also  wahrscheinlich  amtliche  Daten  zur  Verfügung.  — In  Prag  starben 
im  Jahre  1680  32.000  und  hei  einem  neuerlichen  Ausbruche  in  Wien 
in  den  Jahren  1713  und  1714  8644  Menschen  an  der  Pest.  (H.  Hall- 
wich, Reichenberg  und  Umgebung,  I.  Halbb.,  Reichenb.  1872,  S.  293; 
Weiß,  a.  a.  ().,  S.  82.) 
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ohne  Behinderung  vonseiten  der  Zünfte  zu  arbeiten,  jedoch  ohne 
Präjudiz  für  deren  Privilegien  und  vorbehaltlich  einer  weiteren 
Verfügung  l). 

Die  Gesamtzahl  der  Handwerksmeister  und  Gesellen  in  den 
Städten  und  Märkten  der  Erblande  betrug  im  Jahre  1674,  also 
noch  vor  den  letzterwähnten  Bevölkerungsverlusten,  nach  einem 
Referat  Dr.  J.  J.  Bechers  ca.  100.000 2),  zu  denen  noch  un- 
gefähr 50.000  „Störer“  (samt  den  Hof-  und  Iierrenbefreiten) 
hinzukamen.  In  Wien  gab  es  um  diese  Zeit  bloß  1670  bürger- 
liche Handwerksleute  mit  4000  Gesellen  und  daneben  über 
4000  „Störer“  und  Befreite,  ln  Prag,  wo  20  Jahre  vorher 
1245  Handwerker  ansässig  gewesen  waren,  gab  es  im  Jahre  1674 
nur  mehr  355  und  von  diesen  lebten  kaum  100  in  auskömm- 
lichen Verhältnissen.  Iglau  hatte  damals  bloß  300  Bürger;  vor 
dem  30-jährigen  Kriege  hatte  es  im  Tuchmachergewerbe  allein 
7 -8000  Personen  beschäftigt,  Löwenberg  in  Schlesien  zählte 
im  Jahre  1674  nur  258  verarmter  Bürger;  50  Jahre  vorher  hatte 
es  1700  Bürger  gehabt,  darunter  700  Tuchmacher.  Reichenbach 
in  Schlesien  hatte  vorzeiten  400  'Barchentweber  beherbergt ; 
1674  besaß  es  im  ganzen  kaum  150  Bürger.  Klagenfurt  zählte 
in  diesem  Jahre  nicht  mehr  als  200,  Judenburg,  früher  eine 
ansehnliche  Stadt,  nicht  mehr  als  68  Handwerksmeister  und 
insgesamt  etwa  00  Bürger.  In  ähnlicher  Weise  war  die  Hand- 
werkerbevölkerung  anderer  Städte,  wie  Stein,  Ybbs,  Enns,  Kloster- 
neuburg und  Komeuburg  zurückgegangen. 

Es  waren  keine  günstigen  materiellen  Vorbedingungen, 
unter  denen  die  österreichischen  Länder  nach  dem  äußeren 
Abschluß  der  deutschen  Religionskriege  in  den  politischen  und 
wirtschaftlichen  Kampf  der  europäischen  Staaten  eintraten. 

*)  C o d.  Aust  r.,  I.  T.,  S.  457  f. 

2)  „Referat  I)r.  J.  J.  Bechers,  Rom.  Kays.  Maj.  Coinincrcien 
Raths,  wie  die  Coinincrcien,  auch  gemeiner  Handel  und  Wandel  gegen- 
wärtig in  Ihro  Kays.  Maj.  Erblanden  beschaffen  seye,  auch  wie  solchem 
durch  restabilirung  eineß  Commercien  Collegij  könnte  geholffeu  werden, 
daß  sie  denn  Kays.  Erblanden  zur  Ehr  und  nutzen  beßer  florirton. 
Überreicht  Ihro  Kayserl.  Maj.  zu  Laxenburg  den  11.  May.  1674u  (Ms. 
in  der  Wiener  Hofbibliothek  Nr.  12,  4 <1 7). 

Die  obige  Zahl  ergab  sich,  wie  aus  einer  Bemerkung  in  Bechers 
Referat  (Blatt  60)  hervorgeht,  aus  den  Erhebungen,  die  sein  Schwager 
Hörnigk  im  Auftrag  des  Kaisers  angestellt  hatte.  Eine  genaue  und 
verläßliche  Gewerbestatistik  ist  für  diese  Zeit  ebensowenig  vorhanden, 
wie  eine  allgemeine  Bevölkerungsstatistik. 
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Überdies  hatte  sich  die  Staatsgewalt  zunächst  verpflichtet  geglaubt, 
den  Kulturkampf  im  Innern  beendigen  zu  müssen.  Aber  wenn 
Frankreich  ohne  sonderliche  Einbuße  an  seiner  wirtschaftlichen 
Macht  es  sich  gestatten  konnte,  hunderttausende  industrieller 
Arbeiter  und  Unternehmer  durch  die  Aufhebung  des  Edikts  von 
Nantes  aus  dem  Lande  zu  weisen  — für  Österreich  wurden  die 
Maßregeln  der  Gegenreformation  von  entscheidender  Bedeutung. 
Nicht  nur  wegen  ries  zeitweiligen  Entgangs  an  industriellen 
Arbeitskräften,  obzwar  auch  dieser  ins  Gewicht  fallt;  ganze 
Industriezweige,  wie  die  Blechsehmiederei  und  Blaufärberei  in 
Böhmen,  waren  durch  die  Ausweisung  der  Arbeiter  aus  dem 
Lande  verbannt  worden l 2),  die  böhmischen  Bergwerke,  Tuch- 
manufakturen und  Leinenwebereien,  sowie  die  Eisenwerke  der 
Steiermark  verloren  einen  großen  Teil  ihrer  Arbeiter3),  und 
durch  die  Gegenreformation  in  Tirol  wurden  gerade  die  kapitals- 
kräftigsten Bevölkerungskreise  betroffen8).  Aber  was  das  Wich- 
tigste war:  Österreich  hatte  sich  durch  die  gegenreformatorischen 
Maßregeln  auf  Jahrzehnte  hinaus  die  Hände  gebunden.  Dies 
wurde  erst  fühlbar,  als  im  Verlaufe  der  Reiehstagsverhandlungen 
über  die  Hand  werker- „Mißbräuche“  die  Frage  der  Beschaffung 
industrieller  Arbeitskräfte  sich  immer  deutlicher  als  der  Angel- 
punkt der  ganzen  innern  Wirtschaftspolitik  Deutschlands  «lar- 
stellte. 

Außer  der  Eisenindustrie,  die  besonders  in  Niederösterreich 
(Waidhofen  a.  d.  Ybbs),  Ober-Steiermark,  Kärnten,  Krain  und 
Schlesien  gepflegt  wurde4),  der  Leinenmanufaktur,  die  ihren  Sitz 
in  Krain.  Mähren,  Deutsch-Böhmen  und  Schlesien  hatte,  und  der 
Tuchmacherei  in  den  letzteren  drei  Ländern5 * *),  gab  es  in  den 
Erblanden  bis  in  den  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  keine  eigent- 
liche Industrie  für  den  Bedarf  weiterer  Kreise.  Weder  die  Ur- 


*)  Hörnigk,  n.  a.  O.,  S.  110  ft'. 

2)  K.  Th.  v.  Inamft-Sternegg,  Die  volkswirtschaftlichen 
Folgen  des  30-jfthrigen  Krieges  für  Deutschland,  im  „Histor.  Taschen- 
buch“, hör.  v.  Raumer,  4.  Folge,  5.  Jahrg.,  18(>4,  S.  73. 

8)  Arnold  L lisch  in  von  Ebongreuth,  Österreichische 
Roichsgeschichto,  Bamberg  1890,  S.  385  f. 

4i  Hörnigk,  «.  a.  0.,  S.  112. 

5)  Ebern!.,  S.  253.  — Uber  die  bedeutende  Industrie  Schlesiens, 
dessen  Wohlsfand  hauptsächlich  auf  der  Tuch-  und  Leinenmanufaktur 
und  dem  russisch-polnischen  Handel  beruhte,  vgl.  Grünlingen,  Der 

materielle  Zustand  Schlesiens  vor  der  preußischen  Besitzergreifung,  in  der 

„Ztschr.  f.  preuß.  Gesell,  u.  Landesk.“,  X.  Jahrg.,  Berl.  1873. 
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Produktion  noch  die  gewerbliche  Produktion  war  eine  nennens- 
werte. Zu  einer  Zeit,  wo  Colbert  an  den  Intendanten  von 
Montpellier  schrieb,  die  Leiter  der  Fabriksunternelnnungen  müßten 
selbst  so  viel  Geschäftsgeist  aufbringen,  die  ungünstigen  Kon- 
junkturen zu  überwinden,  da  staatliche  Autorität  und  Hilfe  diesen 
Mangel  nicht  ersetzen  könne1),  war  die  österreichische  Bevölke- 
rung in  industriepolitischen  Fragen  noch  ganz  und  gar  indiffe- 
rent, während  die  Wortführer  des  industriellen  Merkantilismus 
alles  vom  Eingreifen  der  Staatsmacht  erwarteten.  Nicht  nur  die 
westeuropäischen  Staaten,  auch  die  großen  deutschen  Städte 
waren  dem  österreichischen  Handwerk  in  technischer  Beziehung 
weit  überlegen2).  Das  große  Geschenk,  das  Kaiser  Leopold  im 
Jahre  1699  der  Pforte  übersandte,  war  von  einem  Augsburger 
Juwelier  angefertigt  worden3).  Die  Hauptstadt  beschränkte  sich 
auf  die  Produktion  für  den  lokalen  Bedarf.  Viele  Handwerker 
betrieben  hier  neben  ihrer  Profession  als  altes  Wiener  Spezifikum 
den  Weinbau,  der  selbst  in  mittleren  Jahren  ein  lohnenderes 
Erträgnis  lieferte  als  die  Gewerbe4).  Unstreitig  lag  dem  Charakter 
des  Österreichers  der  Gedanke  an  intensive  industrielle  Erwerbs- 
tätigkeit ferne.  Selbst  Ilörnigk,  der  es  in  allem  den  emsigen 
Nachbarn  gleichtun  möchte,  muß  zugeben,  daß  insbesondere  bei 
den  Wienern  „die  Lüsternheit  und  die  Sehnung  nach  fröhlichem 
Leben  gleichsam  zu  einem  allgemeinen  Herkommen  erwachsen“ 
sei,  wenn  er  auch  in  seiner  patriotischen  Besorgnis  hinzufügt, 
daß  es  ihnen  „zu  denen  Fabricaturen“  weder  an  Geschicklich- 
keit noch  „application“  mangle,  „wann  nur  Willen,  Aufmunterung 
und  Anführung  da  ist“  5).  Inländische  Hutfabrikate,  Posamentier- 
arbeiten, Perücken,  Stickereien  und  Galanteriewaren  kämen  als 
„französisch“  in  den  Handel.  Einheimische  Kunstfertigkeit  gelte 
nichts,  das  Ausland  werde  allezeit  bevorzugt,  weshalb  denn  die 
besten  „Künstler“  nach  Frankreich  und  Holland  auswanderten6). 

4)  1671,  nach  K.  W nicke  r,  Gesch.  der  Nationalökonomie,  Lpz. 
1884,  S.  15. 

3)  Franz  Krone«,  Handbuch  der  Geschichte  Österreichs,  IV.  Bd., 
Berl.  1879,  S.  455  ff.;  Weiß  a.  a.  ().,  II.  Bd.,  S.  254  f. 

3)  II.  A.  Berlepsch,  Chronik  der  Gewerke,  St.  Gallen,  ohne 
Jahreszahl,  III.  Bd.,  S.  83. 

*)  Weiß,  a.  a.  O.,  II.  Bd..  S.  252. 

°)  Hörnigk,  n.  a 0.,  S.  89  f. 

f’)  Eben«!.,  S.  182  f. : auch  11.  .1.  ßiderntann  (die  technische 
Bildung  im  Kaiscrtume  Österreich,  S.  15,  Anm.)  sieht  sich  zu  der 
Bemerkung  veranlaßt,  daß  die  technische  Bildung  weder  in  Österreich 
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Der  österreichische  Handel  war  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte 
des  18.  Jahrhunderts  eine  Domäne  des  Auslandes.  Daher  der 
verhältnismäßig  bedeutende  Ausfuhrhandel  mit  Rohprodukten. 
So  lag  z.  B.  der  Handel  mit  Eisenwaren  aus  Steiermark  seit 
jeher  in  den  Händen  der  Nürnberger  und  Augsburger,  die 
besonders  zu  Kriegszeiten  einen  schwunghaften  Waffenhandel 
betrieben* 1).  Frankreich,  Holland,  England  und  einzelne  Reichs- 
städte exploitierten  den  stetig  wachsenden  Luxusbedarf  des  öster- 
reichischen Konsums  durch  die  Einfuhr  von  Manufakturen,  die 
zum  größten  Teil  aus  österreichischem  Material  angefertigt  waren. 
Aus  dem  industriereichen  Schlesien  wurde  insbesondere  Flachs 
und  Wolle  ausgeführt2).  „Aus  unserm  Quecksilber,“  sagt  Hör- 
nigk,  „wird  uns  von  Venedig  und  Amsterdam  Sublimat,  Prae- 
cipitat  und  Zinober  zugeführt.  Aus  unsern  Bley  kommt  uns 
von  andern  Orten  das  Menig  und  Bleyweiß  zu.  Unser  Kupffcr 
wird  zu  Mompclier  zu  Grünspan.  Aus  demselben  und  unserm 
Gallmey  werden  uns  anderswo  gemachte  Meßine  Geschirr  zu- 
gebracht. Die  Vogtländer  und  Oberpfälzer  schicken  uns  die  aus 
unser  Pilsnischer  langer  Woll  gewebete  Wüllenzeug  in  das  Hauß. 
Die  Anneberger  und  Niederländische  Spitzen  werden  aus  unserem 
Schlesischen  Garn  und  Zwirn  geklöppelt  und  uns  in  mehr  als 
hundertfachen  Preiß  wiederum  aufgehencket“ 3). 

Aber  auch  das  inländische  Ilandelsge werbe  befand  sich 
zumeist  in  fremden  Händen  oder  war  mindestens  an  die  Inter- 
essen des  Auslandes  gebunden.  Die  Notwendigkeit,  den  immer 
bunter  und  vielschichtiger  sich  gestaltenden  Konsumbedürfnissen 
Rechnung  zu  tragen,  brachte  den  Händler  in  Berührung  mit  dem 
interstaatlichen  Markt-  und  Geldverkehr,  dessen  Konjunkturen 
für  ihn  maßgebender  wurden  als  die  Rücksicht  auf  dio  ein- 
heimische Produktion.  Die  Lederhändler  ließen  die  Häute  außer 
Landes  gerben,  die  Tuchhändler  das  Gespinst  außer  Landes  ver- 
weben 4).  Das  inländische  Handwerk  machten  die  großen  Händler 
durch  das  System  der  Verlagsarbeit  von  sich  abhängig.  So  standen 


eine  so  niedrige,  noch  in  Frankreich  eine  ao  hohe  gewesen  sei,  wie 
man  gemeiniglich  nnuehme. 

1)  Job.  Falke,  Geschichte  des  deutschen  Handels,  II.  Bd., 
Lpz.  1860,  S.  161  ff. 

2)  Gust.  v.  Gülich,  Geschichtliche  Darstellungen  des  Handels, 
der  Gewerbe  und  des  Ackerbaus,  II.  Bd.,  Jena  1830,  S.  281. 

3)  Höruigk,  a.  a.  0.,  8.  109  f. 

lj  Bechers  Referat  v.  1674. 
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z.  B.  die  Verhältnisse  ira  Iglauer  Tuchgewerbe,  wo  die  Tuch- 
händler auf  Grund  ihrer  Privilegien  die  ausschließliche  Berechti- 
gung besaßen,  die  einzelnen  Tuchmacher  mit  Wolle  zu  versorgen. 
Nach  Abzug  des  Wollenpreises  erstanden  sio  dann  die  fertigen 
Produkte  um  sehr  geringen  Preis.  Immer  wieder  wußten  es  die 
Kaufherren  zu  hintertreiben,  daß  fremde  Kaufleute  günstigere 
Bedingungen  stellten.  Die  Beschwerden  der  Tuchmacher  blieben 
wirkungslos,  da  die  Händler  nur  an  ihren  Privilegien  festhielten  l). 

Außerhalb  der  Kaufherren-  und  Krämerzunft  stand  die 
Genossenschaft  der  „Niederlagsverwandten“  in  Wien.  Es  waren 
dies  andersgläubige,  ausländische  Kaufleute,  die  das  Recht  besaßen, 
in  Wien  Verkaufsgewölbe  zu  eröffnen  und  Handelsgeschäfte  zu 
treiben.  Sie  hatten  außer  Zöllen,  Mautgebühren  und  außer- 
ordentlichen freiwilligen  Beiträgen  keine  Steuern  zu  entrichten 
und  unterstanden  unmittelbar  der  kaiserlichen  Jurisdiktion1’). 
Nach  der  Niederlagsordnung  vom  22.  Jänner  1515 3)  durften  sie 
nur  in  grosso  und  nur  mit  ausländischen  Gütern  handeln. 
In  Wahrheit  trieben  sie  jedoch  auch  Kleinhandel  mit  inländischen 
Waren,  die  sie  im  Lande  von  den  Juden  aufkauften  und  für 
ausländische  ausgaben.  Sie  überschwemmten  mit  ihren  billigen 
Waren  das  Land,  bezogen  aber  von  demselben  nichts  anderes 
als  Bargeld.  Nach  Bechers  Meinung  fügten  sie  dem  Lande 
größeren  Schaden  zu  als  die  aus  diesem  Grunde  vertriebenen 
Juden4);  sie  galten  ihm  als  eine  wahre  „Niderlag“  der  öster 
reichischen  Erbländer5). 

Die  Klage  der  Handwerker  über  die  jüdischen  Händler 
war  in  dieser  Zeit  eine  allgemeine,  ln  industriereichen  Gegenden 
setzten  sich  diese  mit  den  Grundobrigkeiten  in  Verbindung  und 
bewogen  sie  durch  Gewährung  finanzieller  Vorteile  zur  Über- 
lassung von  Handelsmonopolen ; aus  ihren  „herrschaftlichen 
Niederlagen“  mußten  sodann  die  Handwerker  ihre  Rohstoffe 
beziehen6).  In  Vorderösterreich  beherrschten  sie,  wie  in  ganz 

l)  Karl  Werner,  Urkundliche  Gesch.  der  Iglauer  Tuchmachor- 
zunft,  Lpz.  1861,  S.  82  ff. 

■)  J.  L.  E.  G r a f v.  Barth - Bar  thenheim,  Österreichische 
Gcwerbs-  u.  Handclsgesctzkunde,  I.  T.,  1.  Bd.,  Wien  1819,  S.  40  f. 

3)  Weiß,  «.  n.  0.,  S.  246  f. 

*)  Eine  gewisse  Anzahl  von  Juden  wurde  mit  Erlaß  vom  2.  Aug. 
1669  für  ewig  aus  Niederösterreich  ahgeschafft.  Ähnliche  Edikte  crtlosscn 
in  den  Jahreu  1670  und  1673  (Cod.  Aust  r.,  I.  'I'.,  S.  560  ff.) 

5)  Bechers  Referat  v.  1674. 

6)  Hübner,  a.  a.  ().,  S.  64  ff. 
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Süddeutschland,  den  Viehhandel l * *),  in  den  böhmischen  Ländern 
insbesondere  den  Woll-  und  Tuchhandel.  Nach  Bechers 
Schätzung  besaßen  sie  in  Prag  allein  gegen  2000  Gewölbe  voll 
bürgerlicher  Waren  und  Manufakturen-).  Ein  Bericht  der 
böhmischen  Statthalterei  vom  5.  August  1717  bezeichnet  das 
Vorwiegen  des  jüdischen  Handels  nicht  nur  als  ein  Hindernis 
für  die  Einführung  der  Zeug-  und  feineren  Tuchmanufaktur, 
sondern  auch  als  einen  effektiven  Schaden  für  die  bereits  be- 
stehende Tuchin dustrie.  ln  Prag,  dem  Hauptmarkte  für  Tücher, 
könne  seit  Jahren  kein  einziger  Christ  mit  Landtüchern  handeln ; 
es  habe  zwar  ein  Braunauer  christlicher  Tuchhändler  sich  etabliert, 
derselbe  werde  aber,  „gleich  wie  es  ihme  die  Juden  selbst  schon 
prognostiziret,“  binnen  kurzem  von  den  Juden  ruiniert  sein8). 
Schon  im  Landtagsschluß  von  1650  war  die  Ausweisung  aller 
seit  1.  Jänner  1618  ohne  spezielle  königliche  Erlaubnis  in  Prag 
angesiedelten  Juden  verlangt  worden.  Allein  die  Kammer  wollte 
auf  die  Einnahmen,  die  ihr  aus  der  Judensteuer  zutlossen,  nicht 
verzichten;  daher  scheiterten  damals  wie  in  der  Folgezeit  alle 
auf  Ausweisung  der  Juden  abzielenden  Bestrebungen4 * * *).  Wohl 
aber  beschlossen  sämtliche  Tuchmacher  und  Rotgerber  des  König- 
reichs Böhmen  im  Jahre  1651,  in  alle  Zukunft  von  den  Juden 
keine  Wolle  und  kein  ungegerbtes  Leder  zu  erkaufen  „bei  Ver- 
lust des  Handwerks“  ö). 

Zu  den  kapitalskräftigsten  Gewerbeelementen  zählte  end- 
lich das  städtische  Patriziat.  Durch  glückliche  Spekulationen  mit 
städtischen  Gründen  und  Grundzinsen,  durch  weitausgreifende 
Unternehmungen  im  Warenhandel  und  Kreditgeschäft  war  dieser 
Stand  allgemach  zur  wohlliäbigsten  und  einflußreichsten  Klasse 
des  Bürgertums  geworden.  Vermöge  seiner  Kapitalsmacht  übte 
er  einen  starken  Druck  auf  die  minder  bemittelte  Bevölkerung 
aus,  von  der  er  sich,  eine  Art  bürgerlicher  Kaufmannsadel,  in 

l)  Vgl.  E b e r h ii  r d G o t h e i n,  Wirtschaftsgeschichte  dos  Schwarz- 
waldes und  der  angrenzenden  Landschaften,  1.  Bd.,  Städte-  und  Gewerbe- 
gcschichto,  Stralib.  1892,  S.  435. 

-)  Bechers  Referat  v.  1374. 

8)  Hall  wich,  Reichenberg  und  Umgebung,  a.  a.  O.,  II.  Halbb., 
S.  58  fl'.,  Ö4  ff. 

4)  A.  F.  Pribram,  das  böhmische  Koinmerzkollegium  und  seine 

Tätigkeit,  in  den  „Beiträgen  zur  Geschichte  der  deutschen  Industrie  in 

Böhmen“,  VI.  Bd.,  Prag  1898,  S.  55  ff. 

ü)  Hall  wich.  Reichenberg  und  Umgebung,  a.  a.  <>.,  II.  Halbb., 

S.  302. 
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Sitte  und  Lebenshaltung  vollkommen  getrennt  hatte.  Vieler 
Orten  gelang  es  den  Patriziern,  die  gesamte  städtische  Ver- 
waltung dauernd  zu  monopolisieren,  zum  Nachteil  der  übrigen 
Bürgerschaft,  die  sich  durch  den  „perpetuierlichen  Rat“  um 
ihren  Anteil  am  Stadtregiment  gebracht  sah l).  „In  etlichen 
Stätten,“  sagt  Becher  mit  Beziehung  auf  dieses  gemeinschäd- 
liche Vorrecht,  „seind  die  Ratsherren  perpetuirlich,  und  darneben 
von  allen  imposten  und  contributionen  frey,  kauffen  die  Gründ 
in  ihren  burgfrieden  an  sich,  führen  auch  die  Handelschaft, 
machen,  dass  ihre  Erben  auch  in  den  Rath  kommen.  Solcher 
gestalt  kompt  die  übrige  Bürgerschafft  umb  die  liegende  Gütter 
und  negotiation,  und  muss  gleichwohl  die  Läst  der  gemein  allein 
tragen,  also  nothwendig  verderben.  Und  wann  man  gleich,  wie 
denn  Mit  Leydenten  Stätten 2)  zu  helffen,  bisAveilen  zusammen 
Kunfften,  und  deliberation  hält,  so  kommen  doch  die  Jenige  von 
den  Stätten  allein  dazu,  welche  sich  bcßer,  als  die  burger  befinden, 
auch  zu  weilen  Ursach  an  der  gemein  Verderben  seyn,  nehmlich 
die  Rathsherren,  welche  auf  Ihre  Mühl  Reden.“  3)  Großen  Ein- 
fluß besaß  das  Patriziat  in  Wien,  wo  nach  der  Stadtordnung  von 
1520,  die  bis  1783  in  Kraft  blieb,  die  12  Mitglieder  des  Stadt- 
rats aus  der  Mitte  der  behausten  Bürger  genommen  wurden, 
die  aber  kein  Handwerk  betreiben  durften.  Nur  in  den  äußern 
Rat  von  76  Mitgliedern,  der  bloß  die  Bedeutung  eines  Beirats 
hatte,  konnten  auch  Handwerker  gelangen 4). 

Die  Zentralisationsversuche,  die  in  den  zwei  Jahrhunderten 
seit  Ferdinands  I.  Regierung  auf  dem  Gebiete  des  Gewerbe- 
wesens unternommen  worden  waren,  trugen  zu  deutlich  den 
Charakter  äußerlich-administrativer  Vorkehrungen  und  er- 
mangelten zu  sehr  der  konkreten,  durch  eine  Fülle  von  Wirt- 
schaftsobjekten dargebotenen  Anlässe,  um  dauernd  wirken  zu 
können.  Wie  scharf  auch  die  zahlreichen  llandwcrkerpatente 
immer  wieder  den  zentralistischen  Standpunkt  der  Regierung 
betonten  — sic  blieben  eben  nur  Deklarierungen  von  Regierungs- 
absichten, solange  die  vorhandenen  Ansätze  kapitalistischer 

Wirtschaftsformen  noch  nicht  zu  tatsächlichen  Stützen  einer 

• • 

zentralistischen  Wirtschaftspolitik  geworden  waren.  Überdies 
aber  mußten  noch  zwei  Bedingungen  hinzutreten,  um  die  alte 


*)  Lu  sc  hin,  a.  a.  O.,  8.  450  f. 

2)  S.  S.  31  u.  81. 

3)  Bechers  Referat  v.  1674. 

4)  Lu  sc  hin,  a.  a.  O.,  8.  446. 
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bodenständige,  zugleich  aber  einheitlich  organisierende  Handwerks- 
Verfassung  durch  die  formell  zwar  ebenfalls  einheitlichen,  ihrem 
inneren  Wesen  nach  jedoch  individualisierenden  und  zersplittern- 
den Wirtschaftsnormen  der  merkantilistischen  Territorialpolitik 
zu  ersetzen:  die  ondgiltige  Wendung  der  Konsumenteninteressen 
zur  Luxuskultur  des  westeuropäischen  Städtelebens  und  die 
finanzielle  Zwangslage  des  Staates,  die  der  systematischen  Aus- 
nutzung der  gewerblichen  Volkskraft  insbesondere  im  Hinblick 
auf  die  rivalisierenden  Tendenzen  der  Nachbarterritorien  nicht 
länger  cntraten  wollte.  Alle  diese  Bedingungen  begannen  sich 
für  Österreich  in  vollem  Maße  erst  seit  der  Wende  des  17.  zum 
18.  Jahrhundert  einzustellen. 

Das  Bestreben  nach  möglichster  Beschränkung  der  Zunft- 
autonomie und  damit  nach  strenger  Unterordnung  des  Hand- 
werks unter  die  Grundobrigkeit  und  den  städtischen  Bat  hatte 
die  österreichische  Ilnndwerkerpolitik  schon  seit  jeher  gezeigt. 
I)  ie  Wiener  Stadtverfassung  von  1520,  in  der  sieh  bereits  ein 
direkter  Einfluß  des  römischen  Rechtes  konstatieren  läßt,  hebt 
die  Gerichtsbarkeit  der  Zünfte  ausdrücklich  auf,  damit  nicht  der 
Meister  oder  Knecht  „jr  selbs  Richter  seiew. l)  In  der  gleichen 
Richtung  bewegen  sieh  die  Handwerkerordnung  für  die  fünf 
niederösterreichischen  Länder  von  1527,  die  wesentlich  gleich- 
lautende niederösterreichische  Polizeiordnung  von  1552*),  die 
Landesverordnungen  für  Tirol3)  und  die  zahlreichen  Patente  des 
IG.  und  17.  Jahrhunderts  gegen  die  Handwerker-,,  Mißbräuche“. 

Gegenüber  den  konservativen  Preis-  und  Lohnsätzen  der 
Zünfte  sucht  die  Regierung  ihre  sehr  eingehenden,  der  jeweiligen 
Preiskonjunktur  angepaßten  Taxen  und  Verordnungen  zur 
Geltung  zu  bringen.  In  der  Taglohnsatzung  vom  31.  Mai  1673 
für  die  Maurer,  Zimmerleute  und  Tagwerker  wird  den  Handels- 
leuten und  Handwerkern  anbefohlen,  die  Preise  ihrer  Waren 
herabzusetzen ‘).  In  einem  Bericht  vom  15.  März  1688  schreibt 
die  niederösterreichische  Regierung  an  den  Kaiser:  „So  ist  man 
auch  sonderlich  beflissen  gewesen,  die  grosse  Theurung,  so  seit- 
hero  der  Türckischen  Belagerung  nicht  allein  in  allen  Comesti- 
bilibus  eingeschlichen,  sondern  auch  durch  die  Handwercks- 


*)  Franz  Eulenburg,  Das  Wiener  Zunftwesen,  in  der  „Ztschr. 
f.  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,“  Freib.,  II.  Bd.,  8.  93  Ü. 

*)  Ebend. 

3)  Lu  sc  hi  n,  a.  a.  (>.,  8.  4f>2. 

4)  Cod.  Austr.,  II.  T.,  8.  321  IT. 
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Lcuthe  glcichsamb  ad  bcncplacitum  cingeführt  worden,  abzu- 
stellen und  in  eine  biüiche  Moderation,  wie  es  modernus  rerum 
Status  leidet,  zu  bringen.  Und  weilen  es  auch  vorhin  in  diesem 
Land  an  guten  Satzungen  nicht,  sondern  viel  mehr  an  der 
manutenenz  ermanglet,  als  werden  die  Transgressores  mit  öffent- 
lichen Bestraffungen  angesehen,  dardurch  andern  einen  Schrocken 
zu  machen,  und  zur  observanz  der  Satzungen  anzuhalten1 *).“ 
Am  21.  Juni  des  darauffolgenden  Jahres  wurde  eine  Handwerker- 
Preisordnung  erlassen3),  auf  deren  Bestimmungen  auch  im  Hand- 
werkerpatent vom  9.  Dezember  1689  hingewiesen  wird3). 

Mit  derselben  Genauigkeit  wurde  auch  die  Frage  der 
lokalen  Produktionsabgrenzung  behandelt.  Brandenburg  hatte 
auf  diesem  Gebiet  bereits  den  entscheidungsvollen  Schritt  zur 
Kombinationspolitik  vollzogen,  die  beiden  Teilen  die  Produktion 
der  strittigen  Ware  gestattete4).  Die  österreichischen  Behörden 
standen  hierin  noch  für  lange  Zeit  auf  dem  Boden  des  zünftigen 
Berufskonservatismus,  eröffne ten  aber  damit  immer  wieder  die 
Möglichkeit  zu  hartnäckigen  Gcwerbeprozesscn,  die  erst  mit  der 
detaillierten  Festsetzung  der  beiderseitigen  Produktionsbefugnisse 
endigten.  Die  Riemer  machten  den  Sattlern5 *),  die  Schneider  «len 
Pfaidlernf’),  die  Uhrmacher  den  Schlossern7)  ihre  Produktions- 
rechte streitig.  Hiebei  spielte  der  Unterschied  zwischen  den  alt- 
bürgerlichen und  den  unter  dem  zentralistischen  Regime  n«m- 
gegründeten  Genossenschaften  eine  grobe  Rolle.  Langwierige 
Kämpfe,  die  der  niederösterreichischen  Regierung  und  dem 
W iener  Rat  viel  zu  schaffen  gaben,  entbrannten  zwischen  dem 
noch  jungen  (seit  1628  bestehenden)  Gewerbe  der  Lustgärtner 
und  einigen  verwandten  bürgerlichen  Zünften,  wie  denen  «ler 
Obstler,  Greisler,  Küchengärtner,  Kranzelbinder  u.  s.  w.  Da  die 
Lustgärtner  unter  Regierungsjurisdiktion  standen,  richteten  sich 
rl ie  Angriffe  der  bürgerlichen  Zünfte  gewissermaßen  g«*gen  die 

')  .1  o li.  Q u i u t i n Gr  a f J <»  r g e r,  „Unterschiedliche  Motiven, 
Und  Anders,“  4.  T.,  1090. 

-)  Cod.  Austr..  III.  T.f  S.  290  ft. 

3)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  458  ft.,  P.  7. 

l)  Mor.  Meyer,  a.  ».  ().,  II.  Bd„  Minden  1888,  S.  20.  -- 
„Mau  darf  sagen:  wie  die  Freimeistersehaft  die  Brücke  zur  subjektiven 
< iewerbofreiheit  schlug,  so  bereitete  die  Koiabinutioiispolitik  den  AN' Cg 
zur  objektiven  Gewerbefreiheit  vor“  (ebend.,  S.  27). 

5)  Vergleich  v.  11.  Febr.  1082,  Cod.  Austr.,  II.  T.,  8.  253. 

'’)  Vergleich  v.  21.  Febr.  1098,  Cod.  Austr..  II.  T.,  S.  292. 

7!  S.  S.  78  ff. 
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Regierung  selbst.  Schon  im  Jahre  1078  hatten  die  bürgerlichen 
Küchengärtner  gelegentlich  die  von  den  Lustgärtnern  teilgehal- 
tenen Sämereien  durch  die  Rumorsoldaten  konfiszieren  lassen. 
Bürgermeister  und  Rat  entschieden  nun  zwar  im  Jahre  1088 
zu  Gunsten  der  Lustgärtner  und  diese  Entscheidung  wurde  gegen 
den  Rekurs  der  bürgerlichen  Küchengärtner  vom  Kaiser  bestätigt: 
ebenso  errangen  die  Lustgärtner  im  Jahre  1700  einige  Zugeständ- 
nisse gegen  die  Greisler.  Aber  erst  durch  die  Entscheidung  vom 
Jahre  1768  wurde  der  Streit  endgiltig  beigelegt,  indem  den  Lust- 
gärtnern als  Hausoffizieren  sowohl  die  Bestandnehmung  von 
Gärten  als  auch  der  Privathandel  mit  Blumen,  Früchten  und 
grünen  Waren  verboten  wurde1 *). 

Rein  prinzipieller  Art  und  ohne  nachhaltige  Wirkung  in 
der  Praxis  sind  ferner  die  Bestimmungen  der  bereits  genannten 
Handwerksordnung  von  1089  gegen  die  zünftigen  Prohibitiv- 
rechte.  Das  Patent  wendet  sich  gegen  den  Gebrauch  der  „ge- 
schlossenen Zünfte“  und  setzt  fest,  daß  die  Verminderung  oder 
Vermehrung  der  Mitgliederzahl  Sache  der  Obrigkeit  sein  solle-). 
Diese  Bestimmung  wird  in  der  „Renovatio  Privilegiorum“  vom 
7.  Juni  1700  wiederholt,  jedoch  mit  dem  Unterschied,  daß  nun- 
mehr bloß  von  einer  eventuellen  Vermehrung  der  Mitgliederzahl 
die  Rede  ist,  die  sich  der  Kaiser  nach  Notwendigkeit  vorbehält  3)  — 
also  zugleich  eine  Einschränkung  der  zünftigen  wie  der  ständi- 
schen Freiheiten.  Gleichwohl  enthält  noch  die  Iglauer  Tuch- 
macherordnung vom  3.  Mai  1725  eine  Bestimmung,  wonach  die. 
Zahl  der  Innungsmitglieder  auf  400  herabgesetzt  wird4 *).  In  der 
Frage  der  Meisterprüfung  sucht  die  Verordnung  von  1689  einen 
liberaleren  Modus  herbeizuführen,  indem  sie  dem  Wiener  Magistrat 
sowie  den  Ortsobrigkeiten  auf  dem  Lande  befiehlt,  zu  allen 
Handwerksakten  l oder  2 Kommissäre  zu  entsenden6).  Auch 
sollen  die  übermäßigen  Inkorporationskosten  herabgesetzt 
werden6).  Bezüglich  des  Unterschieds  zwischen  Haupt-  und 
Nebenladen  wird  den  Wiener  Zünften  im  allgemeinen  bedeutet, 
daß  ihnen  außer  einer  „prürogativen  und  schlechten  recognition“ 


l)  K ii  r 1 U !i  1 i r /.,  Die  Bruderschaft  der  Lust-  und  Zicrgärtncr  in 
Wien  bis  zum  Jahre  1708  (ohne  Datum  und  Druckort),  S.  10  fl’. 

-)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  4f>8  fl’. 

3)  Ebend.,  III.  T.,  S.  518. 

*)  Werner,  n.  a.  O.,  S.  100. 

6)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  158  fl’.,  P.  1. 

,;)  Ebend.,  P.  3, 
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kein  weiteres  Recht  gegen  die  Nebenladen  zustehe,  und  daß  die- 
jenigen, welche  sich  in  eine  Filiallade  einverleiben  lassen  wollen, 
sich  in  Wien  nicht  anzumelden  brauchen1 *).  Die  Unehrlichkeits- 
erklärungen sollen,  unter  weitgehendster  Schonung  der  Sitte  und 
des  Herkommens,  möglichst  eingeschränkt-),  die  Kinder  „unehr- 
licher“ Professionisten  wieder  zur  Arbeit  zugelassen  werden3 * *). 
Wie  wenig  Erfolg  indes  die  letztere  Maßregel  hatte,  bewies  die 
von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Zahl  der  bettelnden  Abdecker  und 
Gerichtsdiener.  So  wurde  denn  durch  die  Bettlerordnung  vom 
2C>.  März  1603  neuerdings  angekündigt,  man  wolle,  „wann  kiinff- 
tig  ein-  oder  mehr  zu  ihrer  Eltern  Profession  nie  applicirte 
Kinder,  die  sich  eines  Ehren- Brieffs  würdig  zeigen  wurden,  ver- 
kommen mögten,  denenselben  in  Gnaden  zuhelffen  jedesmal  eine 
gnädigste  Reflexion  machen“.1) 

Die  Kampfmittel  des  „Schaltens“  und  „Auftreibens“,  des 
„Unehrlichmachens“  und  „Nachschreibens“  waren  in  der  Hand 
der  Zünfte  zu  gefährlichen  Waffen  geworden.  Kaiser  Ferdinand  III. 
hatte  sich  veranlaßt  gesehen,  einen  eigenen  Erlaß  über  das 
„Schelten“  herauszugeben6).  Der  Erlaß  verbietet  das  „Schelten“ 
da  es  wider  natürliche  Billigkeit  und  geschriebenes  Recht,  sowie 
auch  gegen  die  Handwerksordnung  Ferdinands  I.  gerichtet  sei. 
Der  Scheiter  hat  fürderhin  seine  Bezichtigung  vor  der  Orts- 
obrigkeit des  Gescholtenen  binnen  14  Tagen  vorzubringen  und 
innerhalb  eines  gesetzten  kurzen  Termins  nachzuweisen,  widrigen- 
falls er  an  Geld  und  Leib  gestraft  wird,  Abbitte  und  alle  gebühr 
liehe  Satisfaktion  leisten,  sowie  Unkosten  und  Schaden  ersetzen 
muß.  Die  Beweislast  fällt  immer  dem  Scheiter,  nie  dem  Beschul- 
digten zu.  Das  Nachschreiben  ist  gänzlich  untersagt.  Doch  setzt 
die  Behörde  gelegentlich  ihre  eigene  Verordnung  außer  Kraft. 
So,  wenn  sie  den  bürgerlichen  Hufschmieden  von  Wien  aus- 
drücklich die  Erlaubnis  des  Nachschreibens  erteilt  für  den  Fall, 
daß  ein  Handwerksbursch  nach  ungebührlichem  Verhalten  an 
einen  andern  Ort  entweicht6).  Oder  wenn  sie  in  einem  andern 
Falle  <1  io  Schcltung  der  Gesellen  und  Lehrjungen  selbst  wieder 


*)  Ebene!.,  P.  5. 

-)  Ebern!.,  P.  8,  10,  11,  12,  14,  15. 

3)  Ebcnd.,  Zusatz. 

<)  Ebcnd.,  I.  T.,  S.  207. 

Ä)  Ebcnd.,  S.  463  f.,  Erlaß  v.  2(5.  Jauner  105(5. 

,;)  Ebcnd.,  S.  4(52,  Verordnung  v.  23.  Aug.  K180. 
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mit  der  Strafe  des  Schcltens  bedroht1).  Derselben  Inkonsequenz 
macht  sich  ja  noch  die  Reichsverordnung  von  1731  schuldig. 

Neben  dem  „Schelten“,  das  gleicherweise  von  Meistern  und 
Gesellen  betrieben  wurde,  war  insbesondere  das  „Schenken“  und 
„Zechen“  der  wandernden  Gesellen  samt  allen  damit  zusammen- 
hängenden Handwerksbräuchen  Gegenstand  der  staatlichen  Auf- 
merksamkeit. Die  zahlreichen  Reichsverordnungen2)  und  terri- 
torialen Gesetze  Über  den  Gegenstand  zeigen,  welch  grobe 
Bedeutung  die  Behörde  diesen  Bräuchen  beimaß.  Für  Nieder- 
österreich waren  schon  unterm  1.  August  1567  und  unterm 
12.  November  1671  Patente  ertlossen,  womit  die  Zusammenkünfte, 
Kollationen,  Abend-  und  Ausschenken  der  Gesellen  bei  schwerer 
Ungnade  und  Strafe  von  1 H.  Rh.  verboten  wurden3 *).  Durch 
die  Ilandwerksordnung  von  1689  werden  nun  die  „geschenkten 
Handwerke“  (Tuchscherer,  Zinngießer,  Sattler  u.  a.)  mit  Hin- 
weis auf  das  bezügliche  Verbot  in  den  Reichsrezessen  von  1548 
und  1577  neuerdings  gänzlich  aufgehoben1).  Eine  tatsächliche 
Wirkung  kam  jedoch  dieser  „Aufhebung“  ebensowenig  zu  wie 
den  meisten  andern  Ilandwerkerreglements  dieser  Periode. 
Wirksam  wurden  die  territorialen  Verfügungen  erst  nach  der 
Durchbrechung  der  interlokalen  Handwerkersolidarität  durch 
die  Reichsgesetzgebung. 

Wenn  nun  der  in  seiner  Konstituierung  begriffene  moderne 
Staat  die  Leitung  des  gesamten  Produktionswesens  sowie  die 
zünftige  Gerichtsbarkeit  an  sich  zu  bringen  sucht,  so  sind  für 
ihn  hiebei  in  erster  Linie  fiskalische  und  steuertechnische  Gründe 
maßgebend.  Die  städtische  Zunft  mit  ihrer  strengen  Kontrolle 
der  Produktion,  mit  ihrer  starren  Exklusivität  gegenüber  dein 
Störergewerbe  in  Stadt  und  Land,  bot  einen  trefflichen  statisti- 
schen Behelf  für  die  Steuerkontingentierung,  den  der  Staat  vor- 
erst nicht  zu  entbehren  vermochte,  wie  oft  man  auch  in  der 
Theorie  die  Aufhebung  der  Zunftinstitution  in  Betracht  ge- 
zogen hat 5). 


l)  Ebend.,  II.  T.,  S.  279,  Verordnungen  v.  18.  Aug.  167(5  und 
v.  14.  Sept.  1(577  in  der  Streitsache  zwischen  den  Wiener  und  Grazer 
Schuürmachern. 


2)  1530,  1548,  1559,  1566,  1570,  1577,  1594,  1(5(56  u.  1(572; 
letztere  wurde  erst  172(5  publiziert  (W.  Stieda,  Art.  „Zunftwesen“  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  VI.  T?d.,  1894,  S.  878  ff.). 

8)  Cod.  Aust  r.,  I.  T.,  S.  45(5  f. 

*)  Ebend.,  S.  458  ff.,  P.  13. 

5)  Mor.  Meyer,  a.  u.  0.,  I.  Bd.,  S.  52  (V. 
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Die  ungünstige  Finanzlage  ( )sterreichs,  die  sich  um  die 
Wende  des  17.  Jahrhunderts  als  ausgesprochene  Geldnot  bei 
Hofe  und  in  der  ganzen  Bevölkerung  äußerte,  hatte  ein  überaus 
drückendes  Steuersystem  im  Gefolge.  Zur  bisherigen  Landes- 
kontribution traten  nunmehr  die  verschiedenen  Formen  der 
„Akzise“.  Auf  V orschlag  des  Grafen  J ö rger  wurde  im  Jahre  1082 
eine  allgemeine  Vermögenssteuer  für  alle  Erbländer  nach  gleichen 
Grundsätzen  und  ohne  Befragung  der  Stände  (‘ingeführt1 2)  — 
ein  ganz  außergewöhnlicher  Vorgang,  da  im  übrigen  die  Steuer- 
verwaltung eine  Aufgabt*  der  Landschaften  war8).  Wie  im 
Jahre  1607  bei  einem  ähnlichen  Anlasse  die  Stände  Branden- 
burgs3 *), so  erhoben  nun  auch  die  österreichischen  Stände  hef- 
tigen Widerspruch  gegen  die  neue  Steuer,  deren  zentralistische 
Tendenz  ihren  partikulären  Sonderinteressen  zuwiderlief.  Ein 
Ausschuß  aus  allen  Erbkönigreichen  und  Ländern,  der  im 
Jahre  10%  zusammentrat,  sprach  sich  gegen  die  Einführung 
der  geplanten  Akzisen  und  Aufschläge  aus.  Tatsächlich  wurde 
damals  die  Akzise  nur  in  Schlesien  eingeführt,  dessen  Repräsen- 
tanten zugestimmt  hatten1).  Einen  neuerlichen  Protest  erhoben 
die  niederösterreichischen  Stände  in  der  Landtagsschrift  vom 
29.  November  1707  5).  Doch  zeigt  die  Vermögenssteuerordnung 
vom  24.  November  17026),  daß  die  neue  Steuer  unterdessen  in 
den  niederösterreichischen  Landen  Eingang  gefunden  hatte.  Die 
Ordnung  bestimmt,  daß  die  Meister  neben  ihrem  Vermögen  und 
ihren  Einkünften  auch  die  Zahl  der  Gesellen  attestieren  und 
außer  ihrem  Meisterskontingent  (2  Gr.  von  jedem  fl.J  auch  für 
jeden  Gesellen  1 fl.,  in  den  Städten  zu  Händen  der  Kommission, 
auf  dem  Lande  zu  Händen  des  Herrn,  zu  erlegen  haben.  Dieser 
Betrag  sei  jedoch  vom  Sold  oder  Lohn  abzuziehen.  In  dieser 
Form  entsprach  die  Vermögenssteuer  ungefähr  der  brnnden- 
burgischen  Akzise,  die  ebenfalls  keine  reine  Konsumtionssteuer, 
sondern  eine  direkte  Grund-,  Gewerbe-  und  Kopfsteuer  war7). 


J)  Lu  sc  hi  ii.  a.  a.  O.,  S.  479,  Gutachten  vom  14.  April  1079. 

2)  Ebend.,  8.  474. 

3)  Mor.  Meyer,  a.  a.  O.,  1.  Bd.,  S.  00  11. 

*)  II.  J.  Bidermann,  (Jeseh.  der  österr.  Gcsamt-Staats-Idee, 
a.  a.  O.,  II.  Abt.,  S.  98,  Anm.  19. 

5)  Ebend. 

G)  Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  309  IT. 

”)  Mor.  Meyer,  a.  a.  O.,  I.  Bd.,  S.  00  f.  Die  erste  Akzise- 

Ordnung  (für  Berlin — Köln)  erging  schon  iiu  Jahre  1041;  fakultativ 
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Tn  Böhmen  und  Glatz  wurde  die  Akzise  als  Klassensteuer  ein- 
geführt * l)  — mit  welchem  Erfolg,  besagt  ein  Passus  in  der  Chronik 
der  Stadt  Komotau:  „Was  der  Accis  ist,  das  weiß  Böhmerlandt 
schon  zu  sagen,  nachdem  er  1709  unter  Kaiser  Josef  I.  ein- 
geführt;  1714  aber  durch  Karl  VI.  wieder  aufgehoben  worden. 
Während  dieser  Dauer:  da  wurden  Bettelleuth!“2 3) 

Was  die  Stände  zur  Opposition  gegen  die  Akzise  trieb,  war 
insbesondere  auch  der  Umstand,  daß  sie  durch  die  staatliche 
Gewerbesteuer  ihre  eigenen  Patrimonialrechte  gegenüber  den 
Zünften  angegriffen  sahen.  Dies  zu  verhindern  hatten  die  Stände 
ein  wesentliches  materielles  Interesse.  An  vielen  Orten  handelte 
es  sich  der  Grundobrigkeit  um  die  erfolgreiche  Vertretung  von 
Besitzansprüchen  und  Steuerforder ungen,  deren  Geltendmachung 
sowohl  gegenüber  einer  autonomen  als  auch  gegenüber  einer 
staatlich  reglementierten  Körperschaft  sich  naturgemäß  sehr 
schwierig  gestalten  mußte.  Erfolg  hatten  indes  die  ständischen 
Bestrebungen  nur  in  der  ersteren  Beziehung.  Während  sich  noch 
im  Jahre  1651  die  Reichenberger  und  Eriedländer  Bürger  in 
einer  gegen  die  Grundobrigkeit  gerichteten  Eingabe  an  die 
Prager  Statthalter  als  des  Königs  freie  Kronlehensuntertanen 
bezeichnen8),  sieht  sich  im  Jahre  1706  die  Reichenberger  Tuch- 
macherzunft, die  stärkste  in  ganz  Böhmen,  bereits  genötigt,  eine 
Einladung  der  Jungbunzlauer  zu  gemeinsamem  Vorgehen  gegen 
die  sächsischen  Tuchhändler  mit  der  Motivierung  abzulehnen, 
daß  die  Reichenberger  Tuchmacher,  als  ihrer  „gnäd.  Erb-  und 
Grundt-Obrigkeit  Leibeigene  Untertanen“  nicht  in  der  Lag«' 
wären,  selbständige  Verfügungen  zu  treffen4).  In  den  nieder- 
österreichischen Ländern  kommt  der  Konflikt,  zwischen  den 
Ständen  und  Handwerksgenossenschaften  beim  Regierungsantritte 
Leopolds  I.  zum  Ausbruch.  Den  Handwerkerzünften  war  die 
Erlaubnis  erteilt  worden,  sich  nach  der  Ankunft  des  Kaisers  aus 
Frankfurt  um  die  Bestätigung  oder  Erweiterung  ihrer  Privilegien 
zu  melden.  Durch  eine  Mitteilung  der  deputierten  Räte  vom 


und  versuchsweise  wurde  die  Akzise  in  Brandenburg  im  Jahre  1 (»G 7 
eingeführt  (ebend.). 

l)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  574  ff. 

s)  II.  J.  Bi  der  mann,  Die  technische  Bildung  im  Kaisertume 
Österreich,  a.  a.  0.,  S.  17  f. 

3)  II  a 11  wi  cli,  Reicheubcrg  und  Umgebung,  a.  a.  0.,  I.  Halbb. 
S.  265  ff. 

4)  Hübner,  a.  a.  O.,  S.  78  f. 
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2<S.  Mai  1658  hievon  unterrichtet,  betonten  die  3 Stände  ihr 
Recht,  vor  irgend  einer  diesbezüglichen  Entscheidung  des  Herr- 
schers vernommen  zu  werden,  da  sonst  „den  Landesmitgliedern 
an  ihrer  Jurisdiktion  merklich  Eingriff  geschehe“.  Die  Regierung 
forderte  nun  die  Stünde  auf,  ihre  Beschwerden  vorzubringen. 
Die  Stünde  verharrten  auf  ihrem  vermeintlichen  Rechtsstand- 
punkte l).  Erst  im  Jahre  1661  entschlossen  sie  sich  zur  Formu- 
lierung ihrer  Beschwerden,  die  in  der  Handwerksordnung  von 
1689-)  volle  Berücksichtigung  fanden.  Die  Verordnung  verbietet 
in  erster  Linie  die  Erteilung  von  Privilegien  an  „Künstler“  und 
Handwerker  ohne  Konsens  der  Obrigkeiten,  sowie  die  Präterier- 
ung  der  Grundobrigkeit  als  erster  Instanz  durch  die  klage- 
führenden Zünfte.  Dieser  Einfluß  der  Stände  auf  das  Gewerbe- 
wesen erscheint  auch  im  Reichsschluß  von  1731  festgehalten. 
Sehr  deutlich  spiegelt  sich  die  Verschiebung  der  Machtver- 
hältnisse in  den  stetig  wachsenden  Ansprüchen  der  grundherr- 
lichen Steuerverwaltung,  besonders  dort,  wo  ein  betriebsames 
Gewerbe  eine  ausgiebige  Besteuerung  zu  ermöglichen  schien. 
Außer  der  regulären  Urbarsteuer,  dem  Hausguldcn  der  Unter- 
tanen3), wurde  unter  allen  möglichen  Titeln  eine  große  Zahl 
außerordentlicher  Steuern  eingehoben.  Da  gab  es  „Walkmühlen- 
zinse“, „Stuhlgelder“,  „Ortstaler“,  „Weberzinse“4)  und  Natural- 
abgaben5), deren  Erträgnisse  oft  reichlicher  waren  als  die  der 
sämtlichen  obrigkeitlichen  Dorfschaften 6). 

Außer  der  spezifischen  Gewerbesteuer  forderte  auch  der 
Staat  noch  zahlreiche  andere  außerordentliche  Abgaben.  In  dem 
Zeitraum  von  1650  bis  1710  ergingen  Steueraussehreibungen  auf 
Vieh,  Leder,  Fleisch,  Papier,  Tabak,  Straßenbenützung,  Wein- 
ausfuhr, Salzgenuß,  Tanzvergnügen,  Handelsbefugnis  und  Kapital- 
besitz7). Um  dem  drohenden  finanziellen  und  militärischen 

1)  A.  F.  Pribram,  Die  niodcröstorreichischcn  Stände  und  die 
Krone  in  der  Zeit  Leopolds  I.  (Mitteilungen  des  Instituts  für  österr. 
Geschichtsforschung,  14.  Bd.,  S.  589  ff.) 

2)  C o d.  Austr.  I.  T.,  S.  458  ff.,  erweitert  am  9.  Dezember  1689 
(ebend.). 

3)  Lu  s cli  in,  a.  a.  <>.,  S.  4 74. 

4)  Nähere  Zahlenangaben  bezüglich  der  Reichenbcrgcr  Verhältnisse 
bei  II all  wi c h,  Reichenberg  und  Umgebung,  a.  a.  0., I.  llalbb.,  S.  318  ff. 
und  bei  Hübner,  a.  a.  0.,  S.  68. 

a)  Bechers  Referat  von  1674. 

c)  H a 1 1 wi  c h,  Reichenberg  und  Umgebung,  a.  n.  O.,  I.  llalbb.,  S.  367. 

')  Bi  der  mann,  Die  technische  Bildung  im  Kaisert.  Osterr., 
a.  a.  0.,  S.  17  f. 
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Zusammenbruch  vorzubeugen,  beantragte  der  Präsident  der 
Hofkammer,  Graf  Starhemberg,  am  11.  Dezember  1703  in 
geheimer  Konferenzsitzung  neben  andern  außerordentlichen 
Steuern  auch  die  Einziehung  verschiedener  Depositengelder 
sowie  der  Kapitalien  in  den  Laden  der  Zünfte  als  Zwangsanleihe 
gegen  Rückzahlung  nach  Friedensschi uü.  Man  beschränkte  sich 
jedoch  darauf,  den  betreffenden  Ämtern  und  juristischen  Per- 
sonen ein  „freiwilliges“  Subsidium  abzufordern,  das  allerdings 
keinen  nennenswerten  Ertrag  lieferte l). 

Wie  Zunft-  und  Steuerpolitik,  so  verquickte  man  auch  Zunft- 
und  Steuerreform.  Charakteristisch  für  die  leitenden  ökonomischen 
Grundsätze  jener  Zeit  ist  das  bereits  angeführte  anonyme  Steuer- 
projekt aus  der  Regierungsperiode  Karls  VI.2)  Der  Vorschlag 
geht  dahin,  es  möge  eine  neue  Handwerksordnung  erlassen 
werden,  worin  insbesondere  die  großen  Unkosten  beim  Eintritt 
in  die  Meisterschaft  abzustellen  wären.  Dafür  solle  man  eine 
Zunftsteuer  einheben.  Es  werde  z.  B.  einem  Schlosser  leichter 
fallen,  dem  Ärar  jährlich  10 — 12  fl.  zu  erlegen,  als  die  300  und 
mehr  fl.  zu  entrichten,  die  er  zur  Erlangung  der  Meisterschaft 
brauche,  abgesehen  von  den  sonstigen  Jahresbeiträgen  an  die 
Zunft.  Dadurch  ließe  sich  eine  jährliche  Steuersummo  von 
63.242  fl.  erzielen.  Das  Projekt  kam  zwar  nicht  zur  Ausführung, 
doch  findet  sich  eine  ähnliche  Idee  bereits  im  Patent  vom  12.  April 
1725  verwirklicht,  das  den  Ausfall  einer  Steuersumme  von  17.626  fl., 
die  den  18  sogenannten  „mitleidenden“  Städten  und  Märkten  in 
Niederösterreich  von  ihrer  jährlichen  Kontributionsquote  abge- 
schrieben worden  war3),  durch  die  Einkünfte  aus  der  Erteilung 
der  Schutzdekrete  zu  ersetzen  sucht4). 


l)  Franz  Freih.  v.  Monsi,  Die  Finanzen  Österreichs  von  1701 
bis  1740,  Wien  1890,  S.  95  ff.,  Anui.  3,  S.  97. 

-')  S.  S.  81. 

®)  Die  18  „mitleidenden“  Städte  und  Märkte  hatten  die  Hälfte 
jenes  Fünftels  der  jährlichen  Landeskontribution  beizusteuern,  das  in 
Niederösterreich  auf  den  4.  Stand  entfiel.  Diese  Quote  wurde  auf  die 
einzelnen  Häuser  je  nach  Maßgabe  ihres  kapitalisierten  Ertragswertes 
und  des  Einkommens  aus  Handel  und  Gewerbe  aufgeteilt.  (Mensi,  a.  a. 
0.,  S.  17  ff.) 

4)  Referat  der  Ilofkanzlci  v.  12.  Aug.  1741  (auf  Verlangen  der 
Königin)  über  die  Zahl  der  Hofbefreiten  und  Schutzverwandten  zu  Wien 
sowie  über  ihre  konfessionellen  Verhältnisse,  Ms.  im  Arch.  des  Min. 
des  Innern,  IV.  F.  28,  Gewerbe  in  geuere,  N.-Öst.  1522 — 1749; 
s.  S.  182  f. 


32 


Die  Anfänge  der  merkantilistischen  Wirtschaftspolitik.  |422 


III.  Die  Anfänge  der  merkantilistischen  Gewerbe- 

und  Wirtschaftspolitik. 

1.  Die  Vorbereitung  des  Merkantilismus  durch 
die  österreichischen  Staatsökonomen. 

Der  erste  Anstoß  nach  der  merkantilistischen  Richtung 
hin  ging  in  Österreich  von  dem  Westdeutschen  Dr.  Johann 
Joachim  Becher1 *)  aus,  der  nacli  mehrjähriger  Tätigkeit  in 
kurmainzischen  und  bairischen  Diensten  seit  Anfang  des  Jahres 
1066  in  Wien3)  wirkte,  wo  er  sogleich  eine  Reihe  kommerzieller 
und  industrieller  Neuerungen  ins  Leben  rief.  Seine  Vorbilder 
suchte  er  in  der  Wirtschaftspolitik  der  westeuropäischen  Länder, 
insbesondere  in  denjenigen  Hollands.  Der  politische  Aufschwung 
dieses  Landes,  sagt  er  in  seinen  „Politischen  Discurs**n“,  sei 
einzig  und  allein  aus  seinen  kommerziellen  Erfolgen  zu  erklären. 
Nur  vermöge  seiner  großen  llandelsmacht  sei  es  in  der  Lage, 
so  kostbare  Kriege  zu  führen3).  Als  seine  Hauptaufgabe  be- 
trachtete Becher  den  Kampf  gegen  die  wirtschaftliche  Über- 
macht Frankreichs.  Tatsächlich  war  die  Gefahr  einer  französi- 
schen Weltherrschaft  vielleicht  niemals  größer  als  zur  Zeit 
Ludwigs  XIV1).  Wenn  jedoch  Becher  die  wirtschaftliche  Ab- 


*)  rieb,  zu  Speier  1635,  gest.  zu  London  1682  (Oppenheim 
in  der  „Allg.  deutschen  Biographie“,  2.  Bd.  Lpz.  1875,  S.  201  ff.).  — 
Von  den  Naturwissenschaften  ausgehend  lernte  Becher  auch  Handwerke 
und  Handwcrksgebräuchc  kennen  und  geriet  auf  diesem  Wege  — seiner 
eigenen  Angabe  zufolge  — in  das  Studium  politicum  und  juridicuin 
(ebend.). 

3)  Becher,  Politische  Diseurs,  a.  a.  O.,  S.  410  f. 

3)  Ebend.,  S.  174  f. 

*)  Ausführlich  äußert  sich  hierüber  J o h.  George  Leib  in  seinem 
Werk:  „Von  Verbesserung  Land  und  Leuten,  und  wie  ein  Regent  seine 
Macht  und  Anseheu  erheben  könne“  (Lpz.  u.  Frkf.  1710,  „Vierdtc 
Probe,“  Vorrede):  Er  habe  schon  von  Anfang  an  die  Meinung  geäußert, 
daß  man  dem  Bourbonischeu  Hause  Spanien  nicht  überlassen  dürfte, 
„sintemahln  Erauckreich,  was  zur  Oeconomia  regia  gehöret,  exaet  ver- 
stehet, und  dieserwegen  die  unarbeitsainen  Spanier,  wie  es  bereits  schone 
thut,  mit  seiner  ingenieusen  Nation  so  viel  immer  möglich  melireu,  hie- 
durch aber  die  anjetzt  in  Spanien  güntzlich  darnieder  liegende  Manu- 
facturen  in  kurtzen  auf  einen  weit  andern  Fuß  setzen,  mithin  seine 
Commcrzien  vor  allen  andern  Reichen  erheben  und  ausbreiten,  Engel- 
und Holland  vornehmlich  umb  die  Ihrigen  bringen  und  hiedurch  ein 
Reich  und  Land  nach  dem  andern  mit  viel  leichterer  Mühe  als  sonsten 
unter  sein  Joch  zwingen,  auch  die  ihme  bißanhero  gantz  unmöglich  ge- 
machte Uuiversal-Monarchie  umb  so  viel  eher  ins  Werck  richten  würde.“ 
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hängigkeit  der  Deutschen  von  Frankreich  und  insbesondere  die 
Nachahmung  des  französischen  Modewesens  verspottet,  so  handelt 
er  zwar  von  seinem  kulturellen  und  nationalen  Standpunkt  aus 
ganz  folgerichtig,  aber  dieser  franzosenfeindlichen  Haltung 
widerspricht  seine  eigene  Tätigkeit  als  Nationalökonom.  Seine 
Theorie,  atmet  den  Geist  des  Colbertismus.  Der  Mißerfolg  seiner 
Unternehmungen  ist  nicht  in  letzter  Linie  darauf  zurückzuführen, 
daß  er  Maßregeln  und  Einrichtungen,  die  sich  in  Frankreich  als 
zeitenreif  erwiesen  hatten,  unter  ganz  anders  gearteten  Vor- 
bedingungen ohneweiters  auf  österreichischen  Boden  zu  ver- 
pflanzen gedachte. 

Als  Zentralstelle  für  die  Einführung  und  Verteilung  der 
neuen  Manufakturen l)  wurde  zunächst  im  Februar  des  Jahres 
1666  das  Wiener  Kommerzkollegium  gegründet2)  und  Becher,  der 
hiezu  die  Instruktion  geliefert  hatte3),  als  Rat  in  dasselbe  auf- 
genommen 4).  Allein  die  Sitzungen  des  Kollegiums  fanden  sehr 
selten  und  unregelmäßig  statt.  Auch  eine  Beschwerde,  die  Becher 
hierüber  zu  Ende  des  Jahres  1671  an  den  Kammerpräsidenten 
Grafen  Georg  Ludw.  von  Sinzend orf  richtete6),  hatte  keinen 
Frfolg.  Hauptsächlich  um  die  Notwendigkeit  der  Wiederher- 
stellung des  Kommerzkollegiums  darzulegen,  überreichte  er  dem 
Kaiser  am  11.  Mai  1674  das  bereits  mehrfach  erwähnte  Referat 
über  die  erbländischen  Handels-  und  Gewerbeverhältnisse.  Er 
führt  darin  aus,  daß  dieses  Institut  in  den  meisten  europäischen 
Ländern  schon  bestehe ; so  in  Spanien  (praesidente  de  la  contrac- 
tion  zu  Sevilla,  Junta  de  medios  zu  Madrid),  Schweden,  Däne- 
nark,  Frankreich,  England,  Holland,  Brandenburg6)  und  Sachsen. 
Das  österreichische  Kommerzkollegium  dagegen  sei  sogleich  in 
seiner  Blüte  erstickt.  In  den  8 Jahren  seines  Bestehens  hätten 
nicht  8 Ratssitzungen  stattgefunden7).  Der  Handwerkerstand 

l)  Als  Hauptmanufakturcn  hatte  Becher  dio  Seiden-,  Woll-  und 

Leinenmanufaktur  ins  Auge  gefaßt  (Becher,  Politische  Diseurs,  a.  a.  O., 
S.  454  ff.,  466  ff.,  474  ff.). 

3)  Ebend.,  S.  481  ff. 

•5)  Die  Instruktion  wurde  am  22.  Febr.  1666  vom  Kaiser  rati- 
fiziert, ebend. 

4)  4.  Febr.  1666,  ebend.,  S.  492  f. 

5)  Ilatschek,  a.  a.  O.,  S.  23. 

®)  M o r.  Meyer,  a.  a.  0.,  I.  Bd.,  S.  99,  verlegt  die  Errichtung 
des  braudeuburgischeu  Kommcrzkollegiums  in  das  Jahr  1684,  ebenso 
Mäscher,  a.  a.  O.,  S.  356. 

Bechers  Referat  v.  1674,  a.  a.  O.,  3.  Kap. 

Wiener  «taatswisa.  Studien.  |Y.  IJd.,  3.  Heft.  28 
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bedürfe  der  Aufsicht.  Es  sei  sehr  bedenklich,  ein  solch  großes 
„Corpus“  »ohne  Rath,  Regierung  und  Direction  zu  lassen“. 
Gegenwärtig  habe  die  Obrigkeit,  bloß  in  Recht-  und  Schuld- 
sachen mit  den  Gewerbsleuten  zu  tun.  „Was  aber  ihr  auf- 
nehmen in  Handwerk  (woran  gleichwohl  gemeiner  Handel  und 
Wandel  meisten  thcils  ligt)  betrifft,  da  ist  niemand,  der  sie 
höret,  noch  sich  ihrer  annimbt,  Eben  als  wann  nicht  an 
100.000  Mann  Bürger  und  derer  Nahrung  dem  gemeinen  Wesen 
wo  nicht  mehr  dannoch  so  viel  gelegen  wäre,  als  an  100.000 
Soldaten  im  Feld,  welche  zu  Regiren  und  zu  Ernähren  um  so 
viel  Kostbare  und  Theuere  Generalen,  Obristen,  Offizir,  Com- 
mißarien  etc.  erfordert  und  erhalten  werden,  da  doch  solches 
bey  allen  disen  Handwercks  Leuten  zu  practiren  etwan  ein 
Commerzien  Collegium  von  sechs  oder  acht  personen  sufficient 
wäre.“  l)  Dem  Kommerzkollegium  fiele  ferner  die  Aufgabe  zuf 
über  Vorschläge  und  Erfindungen  von  „Plantagien“  und  Manu- 
fakturen zu  beraten,  deren  er  einen  ganzen  Katalog  beifügen 
könne-).  Die  ersten  Meister  und  Manufakturisten  müsse  man 
aus  dem  Ausland  berufen.  Einem  eventuellen  Einwand,  daß  auf 
diese  W eise  Ketzer  ins  Land  kämen,  hält  er  entgegen,  daß  die 
besten  Meister  in  Italien,  Frankreich,  Brabant,  Holland  und  in 
der  Schweiz  zum  größten  Teil  katholisch  wären.  „Wann  Anstalt 
und  Ve  rl«|g3)  an  der  Hand  wären,“  führt  er  dann  fort,  „getraute 

l)  Kbeud.,  1.  Kap. 

3)  Schon  am  15.  Dez.  1(5(58  hatte  Graf  Sinzeudorf  für  seine 
Seidenfabrik  in  Walpersdorf,  die  nach  den  Plänen  Bechers  errichtet 
worden  war,  ein  Privilegium  auf  15  Jahre  erlangt  (Becher,  Politische 
Discurse,  a.  a.  ().,  S.  506  ff.) ; überdies  war  mit  Erlaß  v.  1.  Mai  1669 
trotz  des  Protestes  der  Wiener  Kuuflcute  (obend.,  S.  503  ff.),  die  aus 
dem  Ifandol  mit  ausländischen  Scidcnwareu  großen  Gewinn  zogen,  eine 
Scidenkompagnie  gegründet  und  zugleich  die  Seideneinfuhr  verboten 
worden  (Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  296  f.).  Becher  empfiehlt  nun  im 
Referat,  die  ganze  Seidenmanufaktur  und  -fahrikation,  sowie  die  Gold- 
und  Silberweberci  von  der  Kompagnie  und  vom  Hofkammerpräsidenten 
zu  erhandeln  und  nach  Tirol  zu  verlegen,  die  Leinenmanufaktur  und 
den  Leinenhandel  in  dem  „Ländcl  oh  der  Enns“  und  in  Schlesien  zu 
rcstabilicrcn,  die  Ledermanufaktur  in  Böhmen,  die  Wollmanufaktur  in 
Mahren  und  Österreich  und  endlich  die  Textilindustrie  im  allgemeinen 
in  den  „mitlcidcnden  Städten“  einzuführen,  die  dadurch  „populirt“  und 
wieder  „nahrhaft“  gemacht  werden  könnten.  (Referat  v.  1674.  4.  Kap.; 
über  die  „mitleidenden  Städte“  vgl.  S.  22,  31  u.  81.)  Die  Vorschläge 
Ilörnigks  bezüglich  der  Verteilung  der  Manufakturen  weichen  in  manchen 
Punkten  von  denjenigen  Bechers  ah.  (Vgl.  llörnigk.  a.  a.  O.,  S.  253  ff.) 

3)  ___  Vorschuß  („Vorlage“). 
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ich  mir  Jährlich  auf  1D00  Familien  in  die  Erbland  zu  bringen 
und  hielte  dise  Werbung  so  nützlich,  als  Soldaten  werben,  dann 
dadurch  kompt  ein  Land  in  populosität  und  Nahrung.“  Die  fremden 
Meister  möge  man  privilegieren  oder  in  privilegierte  geschlossene 
Handwerke  reduzieren1).  Zur  Hereinbringung  der  2 Tonnen 
Gold,  die  man  jährlich  zur  Ausführung  aller  dieser  Maßregeln 
benötige,  beantragt  Becher  eine  Auflage  von  1 — 2 kr.  per  Tag 
auf  jeden  der  100.000  Handwerker ; das  ergäbe  für  jeden  Hand- 
werker monatlich  */ « — 1 fl.,  also  insgesamt  eine  jährliche  Steuer- 
sumrac  von  600.000  — 1,200.000  fl.  Eine  solche  Besteuerung 
hielte  er  nicht  für  beschwerlich,  da  seiner  Meinung  nach  Meister 
und  Gesellen  an  Feiertagen  für  gewöhnlich  doppelt  so  viel  ver- 
spielen und  vertrinken;  auch  wäre  die  Auflage  durch  den  Hand- 
werker vom  Käufer  hereinzubringen 2 3). 

Die  Schrift  hatte  nicht  die  gehoffte  Wirkung.  Das 
Kommerzkollegium  wurde  in  der  nächsten  Zeit  nicht  mehr  ein- 
berufen. 

Die  Ablehnung  der  administrativen  Grundlage  entschied 
zugleich  den  Mißerfolg  der  weitreichenden  Industriepläne 
Bechers.  Was  ihm  noch  fernerhin  gelang,  trägt  den  Charakter 
der  Vereinzelung  und  des  Experiments  an  sich.  Der  erste  und 
einzige  dauernde  Erfolg  ward  ihm  in  der  Zuchthausfrage  zu  teil. 
„Die  Bettelleuth  zu  zwingen  und  von  der  Strassen  zu  halten“ 
gab  es  seiner  Anschauung  nach  kein  besseres  Mittel  als  ein 
„Zucht-  und  Werckhaus“  8).  Damit  wäre  zugleich  ein  industrieller 
Vorteil  verknüpft.  Er  kann  diejenigen  nicht  loben,  die  verordnen, 
daß  man  die  Bettler  vertreibe.  Ja  er  würde  sogar  empfehlen, 
fremde  Bettler  zu  industriellen  Zwecken  ins  Land  zu  bringen4). 
Auf  seine  Anregung  hin  begann  man  im  Jahre  1671  mit  der 
Errichtung  eines  Zuchthauses  in  der  ehemaligen  Judenstadt  zu 
Wien5).  In  dieses  Haus  sollten  zufolge  der  Instruktion  vom 
24.  Juli  1671  nicht  nur  das  herrenlose  und  zahlreiche  Bettler- 
volk und  sonstiges  schlimmes  Gesindel,  wie  leichtfertige  Weibs- 
personen und  Kupplerinnen,  sondern  auch  die  „trutzige  Dienst- 
botten“ und  die  „unbändige  Handwercks-Pursch“  gebracht 
werden.  Insbesondere  wurden  solche  Leute  mit  dieser  Strafe 

l)  Referat  v.  1674,  a.  a.  O.,  4.  Kap. 

*)  Ebend.,  6.  Kap. 

3)  Politische  Diseurs,  a.  a.  O.,  S.  172. 

‘)  Ebend.,  S.  214. 

5)  Ebend.,  S.  643  ft’. 
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bedroht,  die  sich  mit  ihrer  Hände  Arbeit  selbst  erhalten  konnten  l). 
Auf  Bechers  Antrag  ist  ferner  die  Errichtung  eines  Zentral- 
arbeitshauses in  Wiener-Neustadt  zurückzuftihren  -).  Aber  erst 
unter  der  Regierung  Karls  VI.  wurden  die  Zwangsarbeitshäuser 
in  Österreich  allgemein  eingeführt3). 

Nicht  so  leicht  als  die  Dekretierung  der  Zwangsarbeit  war 
die  Schaffung  einer  Anstalt  für  freiwillige  industrielle  Arbeit. 
Das  Institut,  dessen  sich  Becher  für  diesen  Zweck  bediente,  war 
das  «Kayserliche  Kunst-  und  Wcrckhaus“,  späterhin  das  Manu- 
fakturhaus auf  dem  Tabor  genannt  4).  Worauf  es  den  beteiligten 
Kreisen  ankam,  geht  aus  dem  „Accord“  vom  21.  Mai  1675  her- 
vor, der  zwischen  Becher  und  dem  Hof kammer Präsidenten 
Grafen  von  Sinzendorf  abgeschlossen  wurde5).  Dem  „Accord“ 
zufolge  fragte  Sinzendorf  zunächst  nach  einem  „fundus“,  „damit 
man  bei  diesen  schwähren  Zeiten  die  hochbcnüttigten  Geltmitteln 
nit  aus  der  Kays.  Cammer-Cassa  dahin  anwenden  müsse;“ 
worauf  dann  Becher  in  einem  Aufsatz  einen  Plan  auseinander- 
setzte, wie  man  metallische  Farben,  für  die  nach  seiner  Berech- 
nung über  100.000  Rtl.  ausgegeben  wurden6),  mit  Hilfe  eines 
chemischen  Laboratoriums  selbst  erzeugen  könne;  auch  seien 
ihm  gewisse  chemische  und  mechanische  Industrien,  wie  Berei- 
tung der  Majolic,  Verstärkung  der  Weine,  Zeitigung  der  Metalle 
und  vorteilhafte  Goldscheidungen,  ferner  Bereitung,  Spinnung 
und  Verwebung  der  Wolle  zu  allerhand  Zeugen  bekannt, 
„welches  alles  bis  dato  noch  nit  in  den  Erblanden  gebräuchlich, 
läuffig,  zünfftig“  sei,  daher  leicht  privilegiert  und  ohne  jemandes 
Präjudiz  und  Schaden  leicht  eingeführt  werden  könne7).  Mit 
einem  Kapital  von  7000  Rtl.,  die  ihm  für  das  Unternehmen 
zur  Verfügung  gestellt  worden  waren,  nahm  Becher  den  Bau 
des  Manufakturhauses  in  Angriff8).  Schon  am  19.  März  1676  ist 
er  in  der  Lage,  dem  Kaiser  in  einem  Referat  mitzuteilen,  daß 
das  Haus  erbaut  und  eingerichtet  sei  und  nur  mehr  der  „Con- 
tinuation“  bedürfe.  Das  Manufakturhaus  war  als  ein  staatliches 

x)  Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  545  ff. 

s)  Becher,  Politische  Diseurs,  a.  a.  O.,  S.  610. 

3)  Bid  ermann,  a.  a.  O.,  II.  Abt.,  S.  66  und  305,  Anin.  186. 

4)  Hatsehek,  a.  a.  O.,  S.  25  tf. 

5)  Ebend.,  S.  75  f.,  Beil.  I. 

6)  Ebend.,  vergl.  die  übereinstimmende  Berechnung  Hörnigks, 
a.  a.  O.,  S.  254. 

7)  Ebend. 

8)  Ebend.,  S.  34  ff. 
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Gcworbcunternohmen  geplant,  das  eine  Anzahl  teils  neuer,  teils 
wenig  ausgeübter  Gewerbe  in  sich  vereinigen  sollte1).  Daß  es 
nur  als  Musteranstalt  gedacht  war,  deutet  darauf  hin,  daß 
Becher  in  derselben  Richtung  eine  durchgreifende  Aktion  großen 
Stiles  vorbereitete.  Becher  war  kein  Anhänger  der  Zunftauf- 
hebung; er  halt  im  Gegenteil  die — allerdings  staatlich  beauf- 
sichtigte — Zunft  wegen  des  Fehlens  der  ausländischen  Kon- 
sumtion in  Deutschland  für  unentbehrlich2).  Aber  seine  fabriks- 
milßigen,  auf  dem  Prinzip  der  kumulativen  Produktion  beruhenden 
Unternehmungen  waren,  wenn  sie  durchdrangen,  ganz  darnach 
angetan,  die  Zunftinstitution  ihrem  innern  Wesen  nach  zu  ent- 
werten. Daher  der  Widerstand,  insbesondere  von  Seiten  des 
handeltreibenden  Bürgertums,  das  sich  übrigens  bereits  durch 
die  Becherschen  Kompagnieprojekte3)  direkt  angegriffen  fühlte. 
Das  Privilegium  für  das  Manufakturhaus  wurde  am  15.  Oktober 
lß7ß  erteilt.  Becher  mußte  jedoch  über  Einflußnahme  Sinzendorfs 
einen  für  das  Unternehmen  sehr  ungünstigen  Revers  unter- 
schreiben'*), worin  er  sich  verpflichtete,  als  Entgelt  für  das 
Privilegium  dem  Kaiser  2 Prozent  aus  dem  Erlös  aller  fabri- 
zierten und  verkauften  Waren  „als  gebürende  recognitionu, 
ferner  den  gewöhnlichen  Zollaufschlag  und  dergleichen  Gebühren 
sowie  die  kaiserlichen  Steuern  ordentlich  und  unverweigerlich 
zu  entrichten.  Er  sah  sich  also  enttäuscht,  wenn  er  gehofft  hatte, 
daß  man  das  Unternehmen  als  ein  staatliches  betrachten  und 
dementsprechend  fördern  werde.  Auch  das  Rechtsverhältnis  war 
ein  unhaltbares.  Bechers  Stellung  war  die  eines  übrigens  wenig 
begünstigten  Privatunternehmers,  der  den  Intriguen  des  leicht- 
fertigen Sinzendorf  und  den  Anfeindungen  seitens  der  Wiener 
Kaufleute  schutzlos  preisgegeben  war.  Da  den  Arbeitern  der 
Lohn  nicht  regelmäßig  bezahlt  werden  konnte,  war  es  seinen 
Widersachern  ein  leichtes,  sie  der  Fabrik  abspenstig  zu 


1)  Es  enthielt  ein  großes  chemisches  Laboratorium,  worin  u.  a. 
die  „Wahrheit  und  Nutzbarkeit  der  Alchymi“,  einer  Licblingswissen- 
scliaft  des  Kaisers,  demonstriert  werden  sollte,  ferner  eine  Werkstatt 
zur  Herstellung  von  Majolicgeschirr  und  Hausgeräten,  eine  Apotheke, 
eine  Seidenmanufaktur  mit  3 Handmühlen,  eine  Wollmanufaktur  als 
Hauptzweig  aller  Industrien,  eine  venctianische  Glashütte  und  eine 
„Sclielleubergischc  Schmelzhütte“  für  Gold-  und  Silbererze  (ebend.). 

2)  Becher,  Politische  Diseurs,  a.  a.  0.,  S.  115. 

3)  Vergl.  ebend.,  S.  503  ft.,  609  ft'.,  7G3  ff.,  172. 

Hatschok,  a.  a.  0.,  S.  81,  Beil.  III. 
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machen  l).  Die  Waren  fanden  wenig  Absatz,  der  Betrieb  stockte, 
die  Instrumente  wurden  verschleppt  und  zerstört.  Nur  die  Baud- 
manufaktur, die  einigermaßen  Anklang  fand,  blieb  erhalten;  sie 
wurde  aus  dem  Hause  genommen  und  dem  Bischof  Kochas  über- 
geben, der  schon  seinerzeit  für  die  Berufung  Bechers  gewirkt 
hatte2).  Becher  war  bereits  zu  Ende  des  Jahres  1676  von  Wien 
abgereist,  teils  tun  das  Rcichsedikt  vom  7.  Mai  1676  wegen  Ver- 
hütung und  Konfiskation  französischer  Waren  zur  Durchführung 
zu  bringen,  teils  um  in  Westdeutschland  und  Holland  tüchtige 
Manufakturmeister  für  das  Manufakturhaus  anzuwerben.  Es  ist 
wahrscheinlich  dem  Einflüsse  Sinzcndorfs  zuzuschreiben,  daß 
Becher  von  dieser  Reise  nicht  mehr  nach  Wien  zurückkehrte3). 

Die  Leitung  des  Manufakturhauses  wurde  nun  an  Wilhelm 
Freiherrn  v.  Schröder  übertragen.  Dieser  hatte  schon  im 
Jahre  1674  dem  Kaiser  ein  ausführliches  Gutachten  über  den  damali- 
gen Zustand  der  Manufakturen  in  den  Erblanden  überreicht  und 
Vorschläge  erstattet,  „wie  die  Commerzion  befestigt,  ersprießlich 
erweitert,  perpetuiert  und  in  specie  zu  dero  kaiserlichem  Cameral- 
nutzen  eingerichtet  werden  möchten“.1)  Wahrscheinlich  war  das 
Werk  unter  Schröder  noch  im  Betrieb5).  Während  der  Türken- 
belagerung brannte  das  Haus  bis  auf  den  Grund  nieder®).  Als 
man  nach  der  Errettung  aus  der  Türkengefahr  die  Notwendig- 
keit fühlte,  das  Gewerbewesen  aufs  neue  zu  beleben,  wurde  auch 
die  Wiedererbauung  des  Manufakturhauses  ins  Auge  gefaßt. 
Schröder  verlangte  im  Jahre  1684  von  der  Hofkammer,  deren 
Präsidium  nach  der  Absetzung  des  Grafen  Sinzendorf  (1679)  und 
nach  dem  Tode  seines  Nachfolgers,  des  Freiherrn  v.  Abele,  an 
den  Grafen  Andreas  Rosenberg  übertragen  worden  war,  die  un- 
entgeltliche Überlassung  des  Grundes  und  beantwortete  die  Fragen 
einer  für  diese  spezielle  Angelegenheit  eingesetzten  Kommission 
mit  einer  Schrift  unter  dem  Titel:  „Gehorsamer  Bericht  Wilhelm 
v.  Schröders  wegen  Wiedererbauung  des  Manufacturhauses  aufm 
Tabor“. ')  Hatte  Becher  vor  allem  die  kommerzielle  Seite  der 


*)  Ebend.,  S.  42  fl'.,  48,  50  f.  Vergl.  S.  59  f. 

8)  Ebend.,  S.  51,  45. 

*)  Ebend.,  S.  49  f. 

*)  Koscher,  a.  a.  O.,  S.  294 ; Marchct  in  der  „ A 11g.  deut- 
schen Biographie“,  32.  Bd.,  Lpz.  1891,  S.  531. 

5)  Hatschek,  a.  a.  O.,  S.  57. 

,J)  Ebend.,  S.  57  f. 

; Ebend.,  .8.  81  ft'.,  Beil.  Hl. 
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Angelegenheit  betont,  so  beschäftigte  sich  Schröder,  gewitzigt 
durch  die  seinem  Vorgänger  in  den  Weg  gelegten  Hindernisse, 
hauptsächlich  mit  der  rechtlichen  Stellung  des  Manufakturhauses, 
mit  seinem  Verhältnis  zu  den  staatlichen  und  zünftigen  Behörden. 
Dem  genannten  Bericht  zqfolge  dachte  sich  Schröder  das  Manu- 
fakturhaus 1.  als  eine  staatliche  oder  doch  vom  Staat  privilegierte 
Anstalt  zur  Ausbildung  tüchtiger  Handwerker;  2.  als  eine 
gewerbliche  Musteranstalt  und  3.  als  Mittel  zur  Hebung  von 
Export  und  Import1).  Bezüglich  seiner  leitenden  Grundsätze 
verweist  Schröder  auf  ein  Gutachten,  das  er  seinerzeit  für  einen 
Kcichsstand  ausgearbeitet  habe2).  Als  das  Hauptiibel  des  ganzen 
Gewerbewesens  bezeichnet  er  in  diesem  Gutachten  die  „Innungen 
und  narrischen  Handwerksordnungen  der  Zllnffte“,  deren  von 
alten  römischen  Kaisern  überkommene  Privilegien  nicht  eher 
abg  eschafft  werden  könnten,  solange  nicht  „communi  consensu 
statuum  Imperii“  auf  dem  Reichstage  vorgegangen  würde.  In- 
zwischen aber  könne  diesem  Unwesen  durch  die  Errichtung 
eines  Manufakturhauses  auf  die  einfachste  Art  ein  Riegel  vor- 
geschoben werden.  Dieses  Haus  solle  eine  Freistätte  sein  für 
alle  nicht  zunftmäßigen  Handwerker,  sie  kämen  wo  immer  her. 
Dabei  müßte  das  Haus  kein  die  Rechte  der  Zunft  einschränkendes 
Privilegium  bekommen.  Es  würde  genügen,  den  im  Hause 
beschäftigten  Handwerkern  das  Recht  zu  erteilen,  das  Handwerk 
ungehindert  im  Hause  zu  lehren  und  ihre  Lehrlinge,  „sobald  sie 
zur  perfection  kommen,“  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Lohr- 
jahre freizusprechen.  Die  Frei  gesprochenen  sollten  befugt  sein, 
sich  im  ganzen  Lande  wo  immer  niederzulassen,  ihr  Handwerk 
frei  auszuüben  und  Lehrlinge  auszubilden.  Vom  Wanderzwang 
wären  sie  befreit.  Die  Lehrlinge  müßten  im  Hause  eingeschrieben 
werden  und  der  Lehrbrief  würde  „sub  sigillo  des  Hauses“  aus- 
gestellt, so  daß  zwischen  dem  Manufakturhause  und  den  schon 
außerhalb  Wohnenden  immer  ein  gewisser  Zusammenhang 
bestünde.  So  könnte  sich  die  Einrichtung  im  ganzen  Lande 
verzweigen.  Diese  Handwerksbetriebe  würden  sich  sehr  rasch 
vermehren,  erstens,  weil  eine  große  Zahl  der  Lehrjahre  sowie 
die  Wanderpflicht  wegfielen,  und  daher  jeder  binnen  kurzer 
Zeit  in  der  Lage  wäre,  sich  niederzulassen,  Geld  zu  gewinnen 
und  Lehrjungen  aufzunehmen,  dann  aber  auch  aus  dem  Grunde, 


*)  Ehend.,  S.  62  f. 
s)  Ebene!.,  S.  87  tlM  Beil.  IV. 
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weil  die  betreffenden  Handwerker  von  den  Zünften  nicht 
gelitten  würden  und  daher  im  Lande  bleiben  müßten,  um  dort, 
wo  sie  privilegiert  sind,  ihr  Handwerk  zu  treiben.  Sie  könnten 
sich  also  nicht  verlaufen  und  es  sei  gut  so;  denn  „nicht  das  im 
Lande  herumblauffen,  sondern  das  fieissige  arbeiten  perfectionirt 
einen  solchen  Kerl“.  Jeder  von  diesen  Handwerkern  könne  ins 
Manufakturhaus  kommen,  um  alles  zu  besichtigen  und  sich  von 
den  Werkmeistern  informieren  zu  lassen.  Bezüglich  der  Art  der 
Privilegierung  empfiehlt  Schröder  die  Methode  der  Engländer, 
wonach  die  Lizenzen  verkäuflich  sind.  So  genieße  der  Hand- 
werker sein  Privileg  und  die  Manufaktur  erleide  keinen  Schaden. 
Ein  Privilegium  privat ivum  begehrte  Schröder  bloß  für  die 
Kupfermanufaktur  und  die  Glashütte ; im  übrigem  genügte  seiner 
Ansicht  nach  ein  Privilegium  cumulativum,  das  ja  allerdings  die 
wichtigste  Vorbedingung  für  die  Loslösung  vom  sachlichen 
Beschränkungsrechte  der  Zünfte  in  sich  enthielt l).  Doch  erschien 
es  ihm  nicht  genug  Schutz  und  Garantie,  daß  das  Haus  der 
niederösterreichischen  Regierung  unterstehen  sollte,  wie  dies 
wahrscheinlich  bei  allen  privilegierten  Unternehmungen  der  Fall 
war.  Er  wünschte  die  Aufnahme  des  Hauses  unter  die  Hof- 
befreiungen als  das  „hoffbefreyte  Haus“  -).  „Denn  wie  die  Hoff- 
befrcy’ten  jeder  seiner  Profession  nach  arbeiten,  handeln  und 
wandeln  darff,  also  würde  sub  hoc  nomine  auch  dieses  Haus 
privilegiret  seyn,  womit  auch  zugleich  ein  großer  Stein  des  An- 
stoßes aus  dem  Wege  gelegt  würde,  daß  nemblieh  die  Juris- 
diction über  das  Haus  von  der  Regierung  weg  und  nachm  Hoff 
unter  den  lloffmarschall  gezogen  werde.  Denn  es  ist  bekannd, 
daß  die  burgerschafft  solchen  Befreyungen  feind  ist  und  ihnen 
in  Weg  leget,  was  sie  kan,  wan  nun  etwan  eine  Differenz  sich 
ereignen  sollte,  so  weis  man  wol,  dass  die  Herren  Statthalter 
es  alle  Zeiten  mit  dem  burgermeister  und  dieser  mit  seinen 
bürgern  es  halt,  also  hatte  das  Haus  Niemanden,  der  es  schüzen 
wird,  aber  wan  der  Herr  lloffmarschall  es  unter  sich  hat,  so 
wird  es  damit  ebenso  gehalten  wie  bishero  mit  den  lloffbefreyten“  3). 

Erst  am  10.  Mai  1085  erfloß  die  Entscheidung  der  Hof- 
kammer, worin  sie  sich  mit  dem  zustimmenden  Gutachten  des 
Rat  von  Abrecht  und  der  Niederösterreichischen  Kammer- 
prokuratoren einverstanden  erklärt.  Der  Kaiser  erteilte  seine 


l)  Vergl.  S.  105. 

-)  llatschek,  a.  a.  O.,  S.  8(1,  Heil.  III. 
3)  Ebcnd. 
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Einwilligung,  und  um  20.  Dezember  1685  wurde  das  Dekret  an 
Schröder  ausgefolgt l).  Am  18.  Oktober  1686  wurde  der  Grund 
als  Eigentum  Schröders  grundbiicherlich  einverleibt.  Allein  zur 
Wiedererbauung  des  Manufakturhauses  kam  es  nicht  mehr2). 
Schröder  wurde  noch  zu  Ende  des  Jahres  1686  nach  Ungarn 
berufen  und  starb  im  Jahre  1680  als  Zipses  Kammerrat,  wie  es 
heißt,  in  größter  Dürftigkeit3). 

Äußerlich  weniger  hervortretend,  aber  dennoch  von  nach- 
haltigstem Einflüsse  auf  die  zeitgenössische  und  spätere  Staats- 
wirtschaft und  Staatswirtschaftslehre,  war  die  Wirksamkeit 
Philipp  Wilhelms  von  Hörnigk4).  Daß  er  eine  nennenswerte 
praktische  Tätigkeit  in  gewerblichen  Angelegenheiten  entwickelt 
hätte,  ist  kaum  anzunehmen;  erwiesen  ist  bloß,  daß  er  um  das 
Jahr  1674  vom  Kaiser  den  Auftrag  erhielt,  statistische  Er- 
hebungen über  den  Stand  der  Gewerbeverhältnissc  zu  pflegen5). 
Seine  Bedeutung  liegt  auf  schriftstellerischem  Gebiete.  In  seinem 
Hauptwerke  „Österreich  über  Alles“  stellt  ersieh  als  der  konse- 
quenteste Vertreter  des  politischen  Merkantilismus  in  Österreich 
dar.  Noch  nachdrücklicher  als  Becher  betont  er  die  Notwendig- 
keit, daß  der  Kaiser  in  der  Industriefrage  die  Initiative  ergreife, 
u.  zw.  nicht  nur  in  seiner  Eigenschaft  als  Oberhaupt  des  Reiches, 
sondern  auch  als  Besitzer  so  hochgesegneter  und  ausgedehnter 
Länder6).  Er  steht  auf  demselben  Standpunkte  wie  der  Verfasser 
einer  kurz  vorher7)  erschienenen  anonymen  Abhandlung  „Teutsch- 

l)  Ebeud.,  S.  07  f. 

*)  Ebend.,  S.  70  f. 

3)  Ebend.,  S.  71  f.  — Eine  abenteuerliche  Version  verzeichnet 
(icor«  II.  Zincke  in  seiner  „Cameralisten-Bibliothek“,  Lpz.,  1751/52, 
III.  T.,  S.  782:  Karl  Philipp  Pescherin  habe  zur  Ausgabe  von 
1708  des  Schröderschen  Hauptwerkes  („Fürstliche  Schatz-  und  Rent- 
kainmer,“  1.  Ausg.  1(58<5)  eine  Zugabe  geliefert  (Lpz.,  1713  bei  Boütius), 
die  merkwürdige  Nachrichten  über  Schröders  Lebensschicksale  enthalte; 
darnach  wäre,  er  von  seinen  Feinden  ermordet  worden. 

4)  Geb.  zu  Mainz  ca.  1(538,  gest.  ca.  1712  (Inama  in  der 
„Allg.  deutschen  Biographie“,  13.  Bd.,  Lpz.  1881,  S.  157  f.),  Jurist, 
ursprünglich  im  Dienst  des  bereits  genannten  Christoph  Kojas,  Bischofs 
von  Croatien,  später  geheimer  Rat  des  Kardinals  Laraberg.  Fürstbischofs 
von  Passau  (obend.). 

5)  S.  oben  S.  1(5,  Anm.  2.  Die  Tatsache,  daß  in  diesem  Jahre  auch 
Becher  und  Schröder  mit  derartigen  Untersuchungen  hervortraten,  steht 
wohl  in  direktem  Zusammenhänge  mit  dem  staatsrechtlich  und  wirtschafts- 
politisch so  bedeutsamen  Rcichsgutachteu  von  1 (572. 

6)  Hörnigk,  a.  a.  O.,  S.  7. 

7)  K584,  ebend.,  S.  4,  6. 
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land  über  Frankreich“,  der  vorschlägt,  cs  mögen  sich  die  vor- 
nehmsten Reichsständc  „einzelner  weiß,  jeder  in  seinem  eigenen 
llauß,  die  wahre  Lands-Oeconomie  . . . durch  bessere  Einrichtung 
des  Gewerbß  und  der  Manufacturen  empfohlen  seyn  lassen“, 
wobei  Hörnigk  aber  zwischen  der  Landesökonomie  und  der 
Kameralökonomie  ausdrücklich  unterscheidet 1).  In  diesem  letzteren 
Punkt  weicht  er  insbesondere  von  Schröder  ab,  der  die  ökono- 
mischen Angelegenheiten  des  Landes  vom  rein  fiskalischen  Stand- 
punkt aus  behandelt*).  Allerdings  täuschte  sich  Hörnigk,  wenn 
er  annahm,  daß  wirtschaftliche  Maßregeln  der  einzelnen  deutschen 
Territorien  im  stände  wären,  den  Mangel  einer  einheitlichen 
Reichsaktion  zu  ersetzen3).  Die  Entwicklung  der  nächsten  Jahr- 
zehnte lehrte,  daß  eine  territoriale  Gewerbegesetzgebung  ohne 
Beeinträchtigung  anderer  Reichsstände  ebensowenig  möglich  war, 
wie  eine  Gewerbereform  von  Reichs  wegen  ohne  Schädigung  der 
wirtschaftlich  schwächeren  Territorien4). 

Hörnigks  Vorschläge  bezwecken  ausschließlich  die  Schaffung 
eines  einheitlichen,  dem  Ausland  gegenüber  konkurrenzfähigen 
Wirtschaftsgebiets,  und  von  diesem  Gedanken  ausgehend  gelangt 
er  als  erster  dazu,  die  einzelnen  Teile  der  großen  habsburgischen 
Hausmacht  unter  dem  Gesamttitel  „Österreich“  zusammenzufassen. 

Für  die  Verteilung  der  neu  einzuführenden  Manufakturen, 
wie  der  Seiden-  und  Tuchmanufaktur,  ist  ihm  neben  Gründen 
örtlicher  Natur  vor  allem  die  Beschaffenheit  des  vorhandenen 


')  Ebend.  S.  6. 

• -)  Dies  deutet  schon  der  Titel  des  Sch  rödor  sehen  Hauptwerkes: 

„Fürstliche  Schatz-  und  Rentkammer“  an.  Eine  vermittelnde  Stellung 
nimmt  J.  G.  Leib  in  seinem  schon  genannten  Werke  (s.  S.  32,  Aiim.  4)  ein, 
indem  er  Vorschläge  erstattet,  „Wie  ein  Regent  Land  und  Leute  ver- 
bessern, des  Lundes  Gewerbe  und  Nahrung  erheben,  seine  Gefällen  und 
Einkommen  sondern  Ruin  deren  Unterthanen  billigmäßiger  Weise  vermehren 
und  sich  dadurch  in  Macht  und  Ansehen  setzen  könne  („Erste  Probe“). 

3)  Hörnigk,  a.  a.  0.,  S.  6. 

4)  Auch  Sch  in  o 1 1 e r weist,  gelegentlich  darauf  hin,  daß  das 
preußische  Schutzsystem  nicht  nur  gegen  Frankreich,  Holland  und  Eng- 
land, sondern  auch  zugleich  gegen  die  deutschen  Nachbarn  gerichtet 
war  („Studien  über  die  wirtschaftliche  Politik  Friedrichs  d.  Gr.  und 
Preußens  überhaupt  v.  1 f>80 — 1786u,  a.  a.  0.,  S.  b8  f.'.  Die  auf 
möglichste  Vermehrung  und  Mechanisierung  des  Arbeitermaterials  ge- 
richteten Rcichsschlüsse  gegen  die  „Mißbräuche“  im  Handwerk  stellen 
im  Grunde  bloß  die  innerpolitische  Seite  der  merkantilistischeu  Bestre- 
bungen dar  und  trugen  ihrerseits  nicht  weniger  zur  wirtschaftlichen  und 
politischen  Zerklüftung  Deutschlands  bei,  als  die  territorialen  Schutzzölle. 
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Arbeitermaterials  maßgebend,  wie  denn  überhaupt  die  Frage 
der  „Bevolckung“  in  seinem  System  eine  große  Rolle  spielt. 
Er  fände  es  sogar  begreiflich,  wenn  man  zu  ihrer  Beobachtung 
eigene  Stellen  und  Kollegien  errichten  würde  l).  So  wünscht  er 
z.  B.  die  Verlegung  der  Wollenzeugmacherei  nach  Böhmen  und 
Schlesien,  weil  die  Bewohner  dieser  Länder  „zu  den  Wollen- 
Manufakturen  insgemein  geneigter“  und  überdies  ..die  fremde 
Bursch  aus  der  Nachbarschaft  leichter  hineinzuziehen  wären“. 
Und  er  bedauert  die  Stadt  Prag,  die  gerade  in  letzterer  Bezie- 
hung wegen  ihrer  vielen  Obrigkeiten,  Gerichte  und  Instanzen 
weniger  günstig  gestellt  sei2).  Er  empfiehlt  ferner  die  Anlegung 
neuer  Industriestädte  nach  dem  Muster  Brandenburgs  (Friedrichs- 
werder, Dorotheenstadt)3),  sowie  die  Errichtung  jährlicher  Wett- 
fabriken, von  denen  weder  Meister  noch  Gesellen,  die  Landes- 
kinder sind  oder  an  einem  Orte  seßhaft  zu  werden  gedenken, 
ausgeschlossen  bleiben  könnten,  und  die  mit  Privilegien  und 
anderen  Benefizien  auszustatten  wären4);  ein  Vorschlag,  der 
ungefähr  auf  die  Idee  des  Becherschen  Manufakturhauses  hinaus- 
läuft. Wie  Becher,  der  die  Verleger  für  die  Grundsäulen  der 
produzierenden  Stände  erklärt5),  so  mißt  auch  Hörnigk  dem 
Arbeit  und  Erwerb  schaffenden  Verlagsystem  die  größte  Be- 
deutung bei.  „Ein  einziger  großer  Verläger,“  sagt  er  mit  Bezug 
auf  die  häufigen  Zunftstreitigkeiten,  „nutzt  dem  Staat  hundert 
mahl  mehr,  als  etlicli  Dutzend  derjenigen,  die  nur  von  anderer 
Leute  Blut  und  Aussaugung  in  Führung  unnöthiger  gericht- 
licher Proccss  und  Handhabung  der  Chicanerien  leben  müssen; 
und  wolle  mich  nur  niemand  zu  klarer  Erweissung  dieser  Thesis 
oder  dieses  Paradoxi,  wann  es  jemand  also  nennen  wolte,  an- 
treiben; dann  die  Argumenta  dörfften  nicht  allen  gefallen.“8) 
Noch  nicht  völlig  durchdrungen  von  der  großen  Bedeutung  des 

*)  Hörnigk,  a.  a.  0.,  S.  114. 

•)  Ebend.,  S.  253  f. 

3)  Ebend.,  S.  256.  — Später  faßto  Karl  VI.  für  die  Errichtung 
neuer  Manufakturen  insbesondere  Korneuburg  ins  Auge  und  forderte 
der  Stadt  ein  Dutachtcn  ab.  Der  Stadtrat  von  Korneuburg  verhielt  sich 
jedoch  ablehnend  (A.  Starzer,  freschichte  der  landesfürstlichen  Stadt 
Korneuburg,  Korneub.  1899,  S.  653). 

4)  Hörnigk,  a.  a.  O.,  S.  234. 

5)  Becher,  Politische  Diseurs,  a.  a.  O.,  S.  106. 

8)  Hörnigk,  a.  a.  0.,  S.  247  f.  — Die  Häufung  der  gelehrten 
Ausdrücke  deutet  darauf  hin,  daß  es  Hörnigk  hier  auf  eine  direkte 
Verspottung  der  Zunftjuristen  abgesehen  hat. 
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Kampfes,  der  zwischen  der  sozialen,  bürgerlich-autonomen  Zunft- 
form und  dem  auf  Kapitalbesitz  und  Arbeitspflicht  sich 
gründenden  Staatsinteresse  begonnen  hatte,  stellt  er  sich  ohne 
Bedenken  und  ohne  sich  auf  eine  ernsthafte  Erörterung  des 
Rechtsverhältnisses  einzulassen,  auf  den  Standpunkt  der  Staats- 
notwendigkeit, den  er  gegenüber  den  Ansprüchen  der  Zünfte 
in  seiner  Weise  dahin  formuliert,  daß  „dergleichen  Lumpenpossen 
etlicher  albern  Leut,  welche  gemeiniglich  auf  ein  Monopolium, 
Erpressung  unbil liehen  Wehrts  und  Druckung  der  Verleger, 
auch  Verhütung,  daß  ein  guter  Meister  mehr  nicht  als  ein 
schlimmer  aufkoramen  möge,  angesehen  seynd“,  nicht  die  Macht 
haben  könnten,  „den  allgemeinen  Wohlstand,  die  Aufnahme  und 
die  Erhaltung  der  Erbland  in  den  Koth  vertretten  zu  lassen“  *). 
Er  rät  daher,  die  neu  einzuführenden  Manufakturen  nicht  zünftig 
zu  machen  und  erst,  bis  sie  in  völligem  Flor  sind,  das  weitere 
zu  bedenken.  Die  Italiener,  Niederländer  und  Holländer,  die 
zunächst  als  Lehrmeister  berufen  werden  müßten,  seien  die  Zünfte 
nicht  gewohnt  und  wüßten  sich  nicht  darin  zu  schicken.  Wohl 
■über  möge  man  den  Meistern  und  Verlegern  gegen  die  über- 
mäßigen Ansprüche,  den  Übermut  und  die  Faulheit  der  Gesellen 
beistehen*  2). 

Mit  Hilfe  der  neuorganisierten  Industriebetriebe,  gestützt  auf 
die  Kaufmannschaft,  dieses  „vornehmste  Instrument“  zur  Förde- 
rung der  Landesökonomie 3)  und  durch  rationelle  Ausbeutung 
der  einheimischen  Bodenschätze,  besonders  der  Gold-  und  Silber- 
bergwerke — der  reichsten  im  ganzen  christlichen  Europa4)  — 
könne  Österreich  nicht  nur  seinen  zumal  in  Kriegszeiten  so 
empfindlichen  „Geldgebresten“5)  abhelfen,  sondern  auch  die 
Unterbilanz  im  Handelsverkehr  mit  den  übrigen  Staaten6) 
beseitigen.  Und  gerade  dies  letztere  erscheint  dem  Verfasser 
als  das  Wichtigste.  „Dann  ob  heutigen  Tags  eine  Nation 

»)  Ebene!.,  S.  23 G f. 

-)  Ebern!.,  S.  237  f. 

3)  Ebern!.,  S.  13  f. 

*)  Ebend.,  S.  289  f. 

;')  Ebend.,  S.  130,  9 f.  (Hinweis  auf  den  Türkenkrieg.) 

6)  Die  4 ausländischen  Hauptmnnufakturcn  (Seide,  Wolle,  Leinen 
und  französische  Waren)  nennt  Hörnigk  die  4 verschwenderischen 
Raubtiere,  die  allein  den  Erblanden  jährlich  ca.  IG,  mindestens  aber 
10  Millionen  Gulden  entzögen  (S.  14G  f.).  S.  118  ff.  citiert  Ilörnigk 
die  satirischen  Ausführungen  Bechers  über  die  französischen  Manu- 
fakturen. 
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mächtig  und  reich  sey  oder  nicht  hangt  nicht  ab  der  Menge 
und  Wenigkeit  ihrer  Krftfftcn  oder  Reichthum,  sondern  fürnchm- 
lich  ab  »leine,  ob  ihre  Nachbarn  deren  mehr  oder  weniger  als 
sie  besitzen.  Dann  mächtig  und  reich  zu  seyn  ist  zu  einem 
Relativo  worden  gegen  die  jenige,  so  schwächer  und  ärmer 
seynd.“  l) 


2.  Die  politische  und  finanzielle  Lage  des  Staates. 

Die  unruhigen  und  kriegerischen  Zeiten  mögen  der  Aus- 
führung der  begonnenen  und  geplanten  Unternehmungen  wenig 
förderlich  gewesen  sein.  Die  Aufmerksamkeit  des  Staates  wurde 
vom  materiellen  Tagesinteresse  in  Anspruch  genommen.  Un- 
geheuren Aufwand  verursachte  das  stehende  Heer,  dessen  Mann- 
schaftsstand in  der  Zeit  von  1673  bis  1705  von  60.000  auf 
132.000  Mann  stieg2).  Nach  den  Militärkassenquittung<m  betrugen 
die  Ausgaben  für  den  Krieg  gegen  die  Türken  und  um  Ungarn 
von  1683  bis  1690  insgesamt  136,986.257  H.3)  Eine  große  Menge 
baren  Geldes  verschlang  in  den  Jahren  von  1673  bis  1710  der 
Unterhalt  der  kaiserlichen  Armeen  am  Rhein  und  im  Pogcbiet*). 
Die  riesigen  Ausgaben  konnten  kaum  erschwungen  werden. 
Nach  einem  Bericht  des  schwedischen  Gesandten  Esaias  Pufcn- 
dorf  betrugen  die  Einkünfte  des  Kaisers  im  Jahre  1673  mit 
Hinzurechnung  der  Kammergüter,  Salzwerke,  Zölle,  der  Berg- 
werke in  Ungarn  und  Tirol  und  des  Friaulcr  Quecksilbers  im 
ganzen  9 Millionen  Taler  Silbermünze5).  Der  ehemals  blühende 
Bergbau  war,  wie  in  ganz  Deutschland,  stark  zurückgegangen. 
Joachimsthal,  das  ergiebigste  böhmische  Silberbergwerk,  das  in  den 
Jahren  1527  bis  1544  im  Durchschnitt  jährlich  8954  kg  Silber 
produziert  hatte,  lieferte  im  17.  Jahrhundert  bloß  696  kg  pro 

1)  Ebend.,  8.  29. 

2)  In  a m a - St  c r u egg,  Die  volkswirtschaftlichen  Folgen  dos 
30-jährigen  Krieges  für  Deutschland,  a.  a.  O.,  S.  19. 

3)  Kronos,  a.  a.  O.,  IV.  Bd.,  S.  418  f. 

4)  Frankfurter  Relationen  („Jacobi  Franci  Historische 
Beschreibung  aller  denckwürdigen  Geschichten“  etc.)  1673  fl’. 

®)  Esaias  Pufendorf,  kgl.  Schwed.  Gesandten  in  Wien  Bericht 
über  Kaiser  Leopold,  seinen  Hof  und  die  österreichische  Politik 
1671 — 1674,  nach  einer  Handschrift  herausgegeben  und  erläutert  von 
Karl  Gustav  Hel  big,  Lpz.  1862,  S.  78  f.  — „Diese  Ansicht  stimmt 
zu  der  gewöhnlichen  Durchschnittsberechnung  von  12  Millionen  Gulden 
(bis  1 686)“  (H  ansv.  Zwiedineck-Südenhorst.  Deutsche  Geschichte 
im  Zeitrauine  der  Gründung  des  preuliischon  Königtums,“  I.  Bd.,  Stuttg. 
1890,  S.  304). 
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Jahr.  Um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  hatte  Böhmen  allein 
jährlich  Uber  12.000  kg  Silber  produziert ; ebensoviel  hatten  auch 
die  tirolisch-salzburgischen  Bergwerke  ergeben.  Seit  der  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  betrug  die  Silberproduktion  in  ganz  Öster- 
reich-Ungarn insgesamt  nur  8 — -10.000  kg  im  Jahresdurchschnitt l). 
Zwar  stand  die  Gold-  und  Silbergewinnung  der  Erblande  in 
Europa  noch  immer  an  erster  Stelle2);  allein  gegenüber  dem 
überwiegenden  Einfluß,  den  damals  bereits  die  Einfuhr  amerika- 
nischer Edelmetalle  ausübte,  kam  sie  nur  wenig  in  Betracht3). 
Der  Heeresbedarf,  der  in  dieser  Periode  fast  die  Hälfte  der 
gesamten  Staatseinnahmen  verschlang4),  mußte  auf  dem  Wege 
unregelmäßig  und  widerwillig  entrichteter  Militärkontributionen 
hereingebracht  werden.  Auf  diesem  Gebiete  machte  sich  denn 
auch  in  erster  Linie  die  Notwendigkeit  einer  Zusammenfassung 
des  gesamten  Finanzwesens  fühlbar.  Die  Reform  der  Militär- 
verpflegung vom  Jahre  1697,  wie  sic  im  Militärverpflcgsreglement 
vom  Dezember  dieses  Jahres  zum  Ausdruck  kommt,  geht  von 
der  Anschauung  aus,  daß  die  einzelnen  österreichischen  Länder 
nur  Teile  eines  geschlossenen  Ganzen  seien,  denen  der  Kaiser 
als  oberster  Kriegsherr  gemeinschaftlich  zu  tragende  Lasten 
auferlege.  Das  Reglement  teilt  die  gesamte  Kriegssteuer  in  der 
Weise  auf,  daß  bei  einem  jährlichen  Erfordernis  von  12  Mil- 
lionen H.  Ungarn  4 Millionen,  Siebenbürgen  1 Million,  Böhmen 
2,284.722,  Schlesien  1,523.148,  Mähren  761.577,  Innerösterreich 
1,215.478,  Niederösterreich 5)  810.185  und  Oberösterreich6)  den 
Rest  beisteuern  sollten.  Nach  demselben  Modus  wurde  auch  die 
Aufteilung  der  Truppenkontingente  vorgenommen7). 


l)  Wiebe,  a.  a.  0.,  8.  202  f.,  2f»5. 

-')  Ebend.,  S.  2(54  ff.,  272  f.,  Tabellen  S.  2«5  und  272.  Vgl. 
die  schon  angeführte  Stelle  bei  Ilörnigk,  n.  a.  0.,  S.  289  f. 

3)  Von  der  gesamten  Goldproduktion  der  letzten  zwei  Jahrzehnte 
des  17.  Jahrhunderts  entfielen  im  Jahresdurchschnitt  auf  Europa  und 
Afrika  3f»,5°.'0,  auf  Amerika  ()4*50/v;  von  der  gesamten  Silberproduktion 
auf  Europa  9*96  0,  auf  Amerika  90*1  °,0  (nach  Wiebe  a.  a.  O.,  S.  272  f.). 

l)  Die  Schätzung  Ina  in  as  (Die  volkswirtsch.  Folgen  des  30-jfthr. 
Krieges  für  Deutschland,  a.  a.  0.,  S.  19),  daß  die  militärischen  Aus- 
gaben ca.  *y3  der  Staatseinnahmen  betragen  hätten,  ist  wohl  zu  niedrig 
gegriffen,  selbst  wenn  man  bloß  die  Ausgaben  für  den  Türken-  und 
Ungarnkrieg  in  Rechnung  zieht. 

•r’)  Das  heutige  Nieder-  und  Oberösterreich. 

6)  I).  i.  Tirol,  Vorarlberg  und  die  Verlande. 

■)  Mid  ermann,  Gesell,  der  österreichischen  Gesamt-Staatsidee, 
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Damit  war  aber  nun  zugleich  die  Frage  aktuell  geworden, 
wie  die  Steuerkraft  der  Bevölkerung  zu  heben  wäre.  Die  Wiener 
Hofkammer,  die  nach  der  Auflösung  des  Kommerzkollegs  wieder 
die  unmittelbare  Leitung  des  Kommerz-  und  Manufakturwesens 
übernommen  hatte* 1),  brachte  die  Frage  zur  Diskussion,  indem 
sie  am  18.  September  1698  zunächst  an  die  österreichische  Hof- 
kanzlei ein  Requisitionsschreiben  erließ,  worin  sie  bekannt  gibt, 
der  Kaiser  habe  der  „deputirten  gehaimen  Comission  in  Came- 
ralibus“  einen  Bericht  darüber  abgefordert,  „wie  das  Gelt  in 
Ihren  Erbkönigreichen  und  Ländern  mehrers  in  die  Circulation 
gebracht  werden  könnte,  also  dass  solches  nicht  allein,  wie  es 
auß  der  bisherigen  leydigen  Erfahrung  zu  ersehen  gewest,  in 
denen  Händen  einiger  Potentiorum  oder  solcher,  welche  einen 
besonderen  Wuecher  und  Monopolium  mit  demselben  treiben, 
steckhen  bleibe,  sondern  unter  alle  Inwohner  und  Unterthanen 
der  Proportion  nach  gebracht  werden  könne.“ 2)  Die  kaiserliche 
Hofkammer  ersucht  also  die  österreichische  Hofkanzlei,  zu  er- 
heben, „was  die  Governi  der  Länder  für  Sentimenti  haben“  und 
von  jeder  Regierung  ein  Gutachten  abzuverlangen.  Auf  Grund 
dieser  Gutachten  werde  dann  die  Kammer  „ein  vollkhominencs 
Systema  über  das  Universale  deß  Commercii  respectu  aller 
Länder  in  corpore  und  auch,  wie  selbiges  particulariter  respectu 
eines  Jeden  Landes  insonderheit  zu  fassen  sevc“,  aufstellen  und 
dem  Kaiser  darüber  Vortrag  erstatten3).  Die  ganze  Aktion  war 
vom  Hofkammerrate  J.  David  von  Palm  eingeleitet  worden,  der 
damals  in  der  Wiener  Hofkammer  maßgebenden  Einfluß  aus- 
übte4). Ein  Schreiben  gleichen  Inhalts  erging  am  18.  Oktober 
desselben  Jahres  an  die  böhmische  Hofkanzlei.  Diese  antwortete 
Ende  1699  mit  einem  Gutachten,  worin  sie  die  Hebung  von 
Handel  und  Industrie  als  das  einzige  Mittel  zur  Beseitigung  der 
Geldnot  bezeichnet  und  eine  Verbesserung  der  Zunftordnungen 
verlangt,  um  den  fremden  Industriellen  und  Arbeitern,  deren 
Mitwirkung  unentbehrlich  sei,  die  Ausübung  ihrer  Gewerbe  in 


a.  a.  0.,  Ii.  Abt.,  S.  39.  Ilidcrinann  hält  diese  Reform  für  die  weitaus 
wichtigste  Kundgebung  der  Gesamt- Staats  ul  ce  unter  Leopold  I.  (ebend.). 

l)  Kbend.,  S.  42. 

3)  Ebend.,  8.  113  f.,  Anin.  23,  nach  den  Miscellen  des  Grazer 
Statthaltereiarchivs  und  der  Ilofdckrctsammluug  vom  September  1G98 
im  Innsbrucker  Statthaltereiarchiv. 

3)  Ebend. 

l)  Ebend.,  I.  Abt.,  8.  42. 
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Österreich  möglich  zu  machen1).  Zugleich  übersandte  der 
böhmische  Kammersekretär  Joh.  dir.  Borschek  sein  Gutachten, 
das  sich  mit  dem  der  Hofkanzlei  vollkommen  deckt  und  eine 
ausführliche  Begründung  desselben  darstellt 2).  In  gleichem  Sinne 
äußert  sich  auch  eine  Kommission  aus  den  böhmischen  Ständen, 
die  auf  Anordnung  eines  Reskripts  vom  23.  Oktober  1705  zu- 
sammentrat und  am  20.  November  dieses  Jahres  ihr  Gutachten 
erstattete  3). 

So  sah  sich  Österreich  durch  die  politischen,  militärischen 
und  finanziellen  Verhältnisse  auf  den  Weg  der  merkantil istischen 
Staatswirtschaft  gedrängt,  der  ihm  schon  vor  Jahrzehnten  durch 
die  ersten  österreichischen  Staatsökonomen  vorgezeichnet  wor- 
den war. 

Zu  einer  Ausdehnung  der  inerkantilistischen  Bestrebungen 
auf  die  agrarische  Produktion  fehlte  es  in  den  Erblanden  an 
einer  vorgeschrittenen  landwirtschaftlichen  Technik  und  an  dem 
Ausbau  der  nötigen  Verkehrswege.  Es  konnte  hier  demnach  bloß 
die  industrielle  Produktion  in  Betracht  kommen. 

Ein  Bedürfnis  nach  Einführung  der  verfeinerten  Manufak- 
turen des  Auslandes  war,  wenigstens  in  den  wohlhabenderen 
Konsumentenkreisen,  unzweifelhaft  vorhanden,  llicfür  spricht 
schon  die  oben  dargelegte  überaus  rege  Anteilnahme  fremder 
Handclselemente  am  inländischen  Warenverkehr4).  Daß  Öster- 
reichs Industriebilanz,  abgesehen  von  einzelnen  Provinzial- 
bilanzen s),  eine  passive  gewesen  ist,  geht  aus  den  diesbezüglichen 


l)  Pribram,  Das  böhmische  Kommcrzkollegium  und  seine  Tütig- 
krit,  a.  a.  <>.,  8.  13  fl'. 

s)  Kbcnd.,  8.  1 <5  ff. 

3)  Ebend.,  8.  23  f. 

4)  Bezüglich  der  deutschen  Verhältnisse  im  allgemeinen  bestätigt 
diese  Auflassung  eine  französische  Handelsbilanz  aus  den  letzten  Regie- 
rungsjahren Ludwigs  XIV.  Darnach  führte  Deutschland  (inkl.  Polen) 
nach  Frankreich  für  8 Millionen  Livres  Waren  aus,  u.  zw.  für 

з, 700.000  Livres  Manufaktur-  und  Fabrikserzeugnisse,  für  2,300.000 
Livres  Rohstoffe,  für  2,300.000  Livres  Viktualien ; dagegen  exportierte 
Frankreich  Waren  im  Werte  von  14  Millionen  Livres  nach  Deutschland, 

и.  zw.  für  5,100.000  Livres  Manufakturen  — trotz  der  Verluste  an 
Industriekräften  durch  die  Auswanderungen  seit  1085,  — für  2 Millio- 
nen Livres  Rohstoffe  und  für  7 Millionen  Livres  Viktualien  (M.  Ar- 
no u 1 d,  De  la  balance  du  commerce,  et  de  relations  commerciales 
exterieures  de  la  France,  I.  Bd.,  Paris  1791,  8.  209  f.). 

• r> ) 8o  weist  eine  Bilanz  für  Böhmen  über  die  Zeit  von  1732  bis 
1735  folgende  Ziffern  auf: 


Die  politische  und  finanzielle  Lage  des  Staates. 
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Klagen  der  zeitgenössischen  Publizistik  zur  Genüge  deutlich 
hervor.  Der  verfeinerte  Bedarf  der  oberen  Gesellschaftsschichten 
zog  den  fremden  Luxus  ins  Land  und  durch  das  geöffnete  Tor 
drang  der  Strom  der  ausländischen  Warenerzeugnisse  nach,  die 
durch  Billigkeit,  durch  technische  Vollendung  und  durch  den 
Beiz  der  Neuheit  die  einheimische  Produktion  zu  entwerten 
drohten.  An  dieser  wirtschaftlichen  Spannung  zwischen  dem 
kaufkräftigen  Konsum  und  der  durch  die  inländische  Produktion 
gebotenen  Bedarfsdeckung  fand  der  Merkantilismus  einen  seiner 
wichtigsten  Stützpunkte.  Eine  weitere  nicht  zu  unterschätzende 
Förderung  erhielt  die  industrial istische  Richtung  durch  den 
stetig  wachsenden  Bovölkerungsüberschuß.  In  den  gewerbe- 
reicheren Städten  hatte  sich  ein  vieltausendköpfiges  Proletariat 
angesammelt,  das  in  der  Folgezeit  unter  der  Anleitung  technisch 
geschulter  Handwerker  aus  dem  Auslande  das  Hauptkontingent 
für  die  Fabriksarbeit  stellte.  Die  vielen  beschäftigungslosen 
Hände  waren  für  die  Behörden  ohnedies  ein  Gegenstand  wach- 
sender Besorgnis.  In  Wien  war  die  Zahl  der  Bettler  so  groß, 
daß  man  vor  der  Türkenbelagerung  zu  der  Maßregel  griff,  ihrer 
7000  aus  der  Stadt  zu  schaffen  *).  In  Iglau  gab  es,  wie  in  anderen 
Städten,  zahlreiche  Bürger,  die,  außer  stände,  sich  als  Hand- 
werksmeister fortzubringen,  um  Taglohn  dienten,  und  im  Jahre 
1719  zählte  die  Stadt  unter  (324G  Einwohnern  380  Bettler3).  In 
den  20-er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts,  als  die  orientalische 
agnie  in  Oberösterreich  nach  Arbeitern  für  die  Linzer 
Schafwoll Warenfabrik  suchte,  wurde  die  Zahl  der  Bettler  in 
diesem  Lande  auf  18.000  geschätzt3).  Auch  an  Unternehmern, 
besonders  fremder  Herkunft,  war  kein  Mangel.  Aber  das  wieh- 
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(Edm.  Schebek,  Böhmens  Glasindustrie  und  Glashandel,  Prag  1878, 
S.  160,  Anin.,  nach  den  Mas.  der  fürstl.  Kinskyschen  Bibliothek.) 

1)  Weiß,  a.  a.  O.,  II.  Bd.,  S.  75. 

2)  Christian  d'Elvert,  Geseh.  u.  Beschreibung  der  (kgl.  Kreis-  und) 
Bergstadt  Iglau,  Brünn  1850,  S.  317  f. 

3)  F.  M.  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der  Industrie  in 
Österreich  und  die  orientalische  Kompagnie,  Innsbr.  1882,  S.  57  f. 


Wiener  ttiMlewiw.  Ütmlien,  IV.  IM.,  3 lieft. 
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tigste  fohlte:  das  war  die  Vorarbeit  von  (Generationen,  die  auch 
in  Frankreich,  dein  Mutterlande  der  neuzeitlichen  Industrie,  die 
volle  Entfaltung  der  industriellen  Kräfte  erst  ermöglicht  hatte. 
Geschulte  Arbeitskräfte  waren  selten  und  vielbegehrt.  Mit 
bedeutendem  Kostenaufwand  und  unter  Zusicherung  weitgehender 
Privilegien  suchte  man  sie  aus  dem  Ausland  zu  gewinnen. 
Dabei  lagen  die  Verhältnisse  für  die  Einbürgerung  der  zumeist 
protestantischen  Ausländer  keineswegs  günstig.  Das  Haus  Habs- 
burg  stand  am  Ende  eines  schweren  Kampfes  um  die  kirchliche 
Einheit.  Wie  in  Frankreich  xh  so  galt  auch  in  den  österreichi- 
schen Erblanden  die  Bestimmung,  daß  nur  Katholiken  zum 
Meisterrecht  fähig  seien.  Sogar  von  der  Fabriksarbeit  sollte  zu- 
nächst das  protestantische  Element  ferngehalten  werden.  Das 
Privilegium  vom  Jahre  1666  zur  Errichtung  einer  Seidenkom- 
pagnie bestimmt,  daß  die  Kompagnie  nur  „gute  katholische 
Arbeiter“  halten  solle1 2).  Mit  der  unaufhörlichen  Veränderung 
und  Steigerung  der  Konsumbedürfnisse  zumal  der  obern  Gesell- 
schaftsschichten sieht  sich  die  Behörde  allerdings  zu  Konzessionen 
genötigt.  Protestantische  Apothekergehilfen3),  Gärtner4),  Gold- 
schmiede5) und  andere  Profcssionisten  werden  zur  Ausübung 
ihres  Gewerbes  in  Österreich  zugelassen  und  die  seit  1705  er- 
teilten „Privilegia  privativa“  gewähren  den  in  den  Fabriken 
Bt  jschüftigten  freie  Religionsübung.  Aber  im  Prinzip  galt  auch 
fernerhin  der  Katholizismus  als  Norm.  Noch  im  Jahre  1741 
stellt  die  österreichische  Hofkanzlei  gegenüber  den  Beschwerden 
der  Geistlichkeit  fest,  daß  nach  der  Individualbcsehreibung  von 
1736  unter  den  Wiener  „Dekretern“  und  „Störern“  bloß 
101  akatholische  Familien  zu  linden  wären  und  daß  die  Zahl  der 
akatholischen  llofbefreiten  bloß  4 betrüge6).  Zugleich  kündigt 
sie  an,  daß  wie  vorher  so  auch  in  Hinkunft  die  Ausübung  der 
Profession  durch  Akatholiken  „unter  dem  Billichen  Verwandt 
der  überhäufften  Bürgerlichen  Maisterschaften  Vollends  und  mit 


1)  II.  W.  Farn  am,  Die  innere  französische  Gewerbepolitik  von 
Oolbert  bis  Turgot  (in  Schmollcrs  „Staats-  und  sozialwiss.  Forschungen“, 
I.  Bd.,  4.  II.),  Lpz.  1878,  S.  27. 

2)  Becher,  Politische  Discurse,  a.  a.  O.,  S.  503  ff. 

3)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  71. 

4)  S.  S.  72  ff. 

5)  Referat  der  Hofkanzlci  vom  12.  August  1711,  a.  a.  <>. 

6)  Kbend.  Iu  öffentlichen  Schriften  war  die  Zahl  der  Akatholiken 
sogar  auf  etliche  1000  angegeben  worden  (ebeud.). 
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rigor  eingestcllct“  werden  solle,  was  ja  mit  dem  consilium 
abeundi  gleichbedeutend  sei  *). 

Aus  solchen  Hemmnissen  erklärt  sich  die  vielfach  zögernde 
und  unsichere  Haltung  < Isterreichs  in  der  Frage  der  Industrie- 
förderung. 

3.  Merkantilistische  Industrie-  und  Handelspolitik. 

Das  hervorstechendste  Kennzeichen  der  merkantilistischen 
Staatswirtschaft  ist  darin  zu  suchen,  daß  sie,  obgleich  eine 
reiche  industrielle  Tätigkeit  voraussetzend,  das  Hauptgewicht 
auf  den  Handelsverkehr,  auf  die  Waren-  und  Geldcirculation  legt. 

Der  Inbegriff  jener  zahlreichen  und  vielseitigen  Staats- 
handlungen, aus  denen  sich  die  merkantilistische  Politik  zu- 
sammensetzt, läßt  sich  in  die  Gruppe  der  interpolitischen  und 
in  die  der  innerpolitischen  Maßregeln  scheiden,  deren  jede  wieder 
unter  dem  Gesichtspunkt  von  Aktion  und  Reaktion  eine  positivo 
und  eine  negative  Seite  aufweist.  Nach  außen  hin  verfolgen 
die  merkantilistischen  Maßregeln  einerseits  den  Zweck,  aus- 
ländische Absatzmärkte  für  die  einheimischen  Industrieerzeug- 
nisse zu  gewinnen  und  so  den  Geldstrom  des  Handelsverkehrs 
möglichst  nach  dem  Inlande  zu  lenken ; andererseits  suchen  sie 
die  Einfuhr  handelsfertiger  Erzeugnisse  des  Auslands  und  damit 
die  Geldausfuhr  aus  dem  Inland  möglichst  zu  erschweren.  In 
Hinsicht  auf  die  innere  Politik  erstrebt  der  Merkantilismus  die 
Schaffung  einer  reichen  einheimischen  Industrie,  die  nicht  nur 
den  inländischen  Konsum  möglichst  vollständig  befriedigen,  son- 
dern auch  zugleich  reichliche  Arbeitsgelegenheit  bieten  soll; 
andererseits  aber  bedingt  die  Zusammenfassung  der  Produktions- 
kräfte in  einen  geschlossenen  Wirtschafts-  und  1 landeiskörper 
eine  völlig  neue  Arbeitsorganisation.  Die  bürgerliche  Gewerbe- 
autonomie mußte  fallen,  wo  der  Staat  das  Recht  und  die  Pflicht 
der  Ordnung  der  gewerblichen  Produktion  für  sich  in  Anspruch 
nahm  und  damit  mußte  an  die  Stelle  einer  Arbeitsverfassung 
mit  korporativer  Gebundenheit  eine  Arbeitsverfassung  treten, 
welche  das  Individuum  nicht  mehr  den  Berufsgenossen,  sondern 
nur  dem  Staate  gegenüber  band.  So  hat  der  Merkantilismus 
auflösend  und  individualisierend  in  Bezug  auf  die  sozialen 
Ordnungen,  reglementierend  und  zwingend  in  Bezug  auf  das 
Verhältnis  der  Individuen  zum  Staate  gewirkt. 


l)  Ebend. 
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Die  zeitliche  und  kausale  Verknüpfung  jener  Staatsaktionen, 
die  man  als  „mcrkantilistische“  bezeichnet,  weist  wie  überall  so 
auch  in  Deutschland  und  Österreich  sehr  wenig  Regelmäßigkeit 
auf  und  hängt  wesentlich  von  der  jeweiligen  Situation  und 
Auffassung  der  leitenden  Kreise  ab. 

Merkantilistische  Kundgebungen  waren  bereits  die  seit  154<S 
wiederholt  ergangenen  Reichstagsmandate  gewesen,  die  dein 
drohenden  Verfall  des  deutschen  Tuchergewerbes  durch  das 
Verbot  der  Wolleausfuhr  zu  fremden  Nationen  entgegenzuwirken 
suchten1).  Für  ganz  Deutschland  war  ferner  auf  Anregung 
Brandenburgs  der  Reichsschluß  vom  27.  Jänner  1659  zustande  ge- 
kommen, der  die  Einfuhr  ausländischer  Industrieerzeugnisse,  wie 
Gold-  und  Silberarbeiten,  Galanterie-  und  Luxuswaren,  sowie  die 
Ausfuhr  von  Geld  verbot.  Am  7.  Mai  1676  wurde  er  «als  Reichs- 
edikt „wegen  Verbiet-  und  Abschaffung  der  französischen  Waren“ 
publiziert.  Den  Einheimischen  wurde  eine  Frist  von  1 Jahre, 
den  Fremden  eine  solche  von  2 Monaten  gewährt,  um  die  noch 
vorhandenen  Vorräte  zu  verkaufen.  Nach  Ablauf  dieser  Frist 
sollten  die  betreffenden  Waren  konfisziert  werden.  Spezialverord- 
nungen für  Österreich  ergingen  am  9.  Dezember  1 673  und  am 
20.  September  1674  2). 

Als  Mittel  zur  Hebung  des  industriellen  Exports  wurde  die 
Herabsetzung  der  inländischen  Zölle,  der  Ausbau  der  Handels- 
wege und  die  Gründung  von  Handelskompagnien  in  Betracht 
gezogen.  Die  zahlreichen  Aufschläge  und  Zölle  bildeten  ein 
Haupthindernis  für  den  Warenverkehr.  Ein  Eimer  Wein,  der 
von  Boysdorf  in  Österreich  unter  der  Enns  nach  Oppeln  in 
Schlesien  transportiert  wurde,  stellte  sich  um  das  Jahr  1674  auf 
das  Doppelte  des  ursprünglichen  Preises3).  In  Böhmen  allein 


*)  Sch  mo  1 1 er,  Die  Straßburger  Tücher-  und  Weberzunft,  a.  a.  O., 
S.  50«. 

-)  Das  Rciehsodikt  wurde  im  Jahre  1088  erneuert.  — Kurl 
Friedr.  Gerstlachcr,  Handbuch  der  deutschen  Reichsgesetzte,  IX.  T., 
Karlsruhe  1788,  S.  1404;  Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  374. 

3)  Bechers  Referat  von  1074  enthält  hierüber  folgende  Auf- 
stellung : 


Preis  des  Eimers  vom  hesten  l««8-cr  Gewächs 
Kaiserlicher  Aufschlag.  ...... 

Lundschaftsgebühr  (von  1 H.  4 kr.)  .... 

Von  hier  bis  Oppeln  .....  . . 

Zu  Rutibor  an  der  schlesiaehen  Grenze  (kuiserl.  und 
Eundsehaftsaufschlng)  ...... 


3 fl.  30  kr. 
20  kr. 
14  kr. 
« kr. 

48  kr. 
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betrug  die  Zahl  der  öffentlichen  und  privaten  Mauten  Uber  700  1). 
Schon  Leopold  I.  hatte  den  Wunsch  geäußert,  die  Durchfuhr 
böhmischer  Produkte  durch  Inner-  und  Oberösterreich  (Tirol)  in 
der  Richtung  zum  adriatischen  Meer  zu  erleichtern.  Dasselbe? 
Bestreben  tritt  in  einem  Hofdekret  Josefs  I.  vom  3.  Oktober  1708 
zu  Tage,  das  auf  den  Wunsch  der  unterösterreichischen  Stände 
Verhandlungen  mit  der  böhmischen  Hofkanzlei  behufs  gemein- 
samen Vorgehens  wider  Vagabunden  und  wegen  Einführung 
wechselseitiger  Kompaßbriefe  anzubahnen  sucht-).  Den  Handels- 
verkehr Schlesiens  mit  Hamburg,  Holland,  England,  Spanien 
und  Portugal  beförderte  die  Anlage  des  „neuen  Grabens“, 
später  „Friedrich  Wilhelm-Kanal“  genannt3).  Der  natürliche 
Verkehrsweg  der  Donau  nach  dem  Osten  war  durch  die  vor- 
gelagerte Osmanenherrschaft  gesperrt.  Erst  der  erfolgreiche  Ver- 
lauf der  Türkenkriege  eröffnete  dem  Staate  die  Möglichkeit, 
seine  handelspolitische  Machtsphäre  nicht  nur  auf  dieser  Linie, 
sondern  auch  zu  Lande  weiter  gegen  Osten  und  Südosten  hin 
auszudehnen.  Dahin  hatte  schon  die  Gründung  der  levantinischen 
Handelskompagnie  abgezielt,  die  im  Jahre  1071  nach  Bechers 
Plänen  entstanden  war.  Mangel  an  Fachkenntnissen,  uneigen- 
nütziger Führung  und  sicheren  Verkehrswegen  hatte  damals  das 
Unternehmen  zum  Scheitern  gebracht  4).  Um  1600  trat  die  Frage 
des  Orienthandels  wieder  für  einige  Zeit  in  den  Vordergrund. 
Das  verbündete  Holland  suchte  den  kaiserlichen  Hof  zu  bewegen, 
einen  Handelsweg  über  Fiume  nach  Konstantinopel  zu  schaffen 
und  ganz  nach  dem  Muster  der  französischen  Reunionsbestre- 
bungen beanspruchte  Österreich,  so  versichert  wenigstens  ein 
Bericht  des  venetianischen  Botschafters  Federigo  Corner,  unter 


Fuhrlohn  bis  Ratibor  (2(5  Meilen),  wobei  die  Fuhrleute 
sich  selbst  beköstigen,  auch  Rosse,  Wagen  und  Maut 
bezahlen . . , . . . . . . 2 fl.  — 

Summe  . . . 0 fl.  58  kr. 

(Von  hier  noch  12  Meilen  mit  geringen  Unkosten  bis 
Oppeln  und  Breslau.) 

4)  Pribram,  Das  böhmische  Kommcrzkollegium  und  seine  Tätig- 
keit, a.  a.  O.,  S.  37,  41  f. 

-)  Bi  d ermann,  Geschichte  der  österr.  Gesamtstaatsidee,  a.  a.  O., 
II.  Abt.,  S.  21,  144  f.,  Aum.  73. 

3)  H.  H a 1 1 wich,  Anfänge  der  Großindustrie  in  Österreich, 
Wien  1898,  S.  35. 

4)  J.  J.  Becher,  Närrische  Weisheit  und  woisc  Narrheit,  Frkf. 
1083,  S.  151  fl-. 
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Berufung  auf  archivalischc  Belege  das  ganze  Litorale  als  Besitz- 
tum der  ungarischen  Krone  und  die  Herzegowina  als  eine 
Dependenz  Bosniens  1).  Aber  erst  unter  der  Regierung  Karls  VI. 
gelangten  diese  Bestrebungen  und  damit  die  Kompagnieprojektc 
teilweise  ans  Ziel. 

Der  enge  Zusammenhang  der  Handelsinteressen  mit  der 
äußeren  Politik  offenbarte  sich  beim  Ausbruch  des  spanischen 
Erbfolgekrieges.  Am  27.  Juli  1702,  kaum  dritthalb  Monate  nach 
der  Kriegserklärung  Österreichs,  hob  ein  kaiserliches  Patent  das 
Kommerzium  mit  Frankreich  auf.  Das  Verbot  wurde  am 
20.  Mai  1703  wiederholt  und  am  20.  November  dieses  Jahres 
auch  auf  Bayern  ausgedehnt-). 

Die  innere  Verwaltungstätigkeit  dieser  Jahre  galt,  in  An- 
passung an  die  äußern  Verhältnisse,  hauptsächlich  der  Verein- 
heitlichung des  Militär-,  Finanz-  und  Steuerwesens.  Sie  brachte 
die  schon  erwähnte  Reform  der  Militärverpflegung  und  Militär- 
kontingentierung zu  stände,  sie  erschloß  dem  Staate  neue  Steuer- 
quellen und  suchte  dem  erschütterten  Staatskredit  durch  die 
Gründung  der  Wiener  Stadtbank  aufzuhelfen3).  Die  Frage  der 
finanziellen  Kräftigung  der  Steuerträger  war  Rchon  im  Jahn*  1098 
durch  das  Requisitionsschreiben  über  den  Geldumlauf  in  Angriff 
genommen  worden,  und  die  Errichtung  des  Versatz-  und  Frag- 
amtes zu  Wien4)  bewies,  wie  tief  bereits  die  Geldnot  in  die 
bürgerlichen  Kreise  eingedrungen  war. 

Von  größter  Bedeutung  sowohl  für  die  staatlichen  Bilanz- 
bostrehungen als  auch  für  die  Frage  der  Besteuerungsmöglich- 
keit  waren  die  zahlreichen  Luxuspatente  und  Kleidertrachtord- 
nungen.  Bei  Hofe  und  in  den  oberen  Gesellschaftsschichten, 
vornehmlich  bei  den  Frauen,  herrschte  die  französische  Mode, 
die  dem  einheimischen  Gewerbe  beträchtliche  Geldsummen  ent- 
zog. Ilörnigk,  der  mit  Becher  in  der  Verurteilung  des  un- 
deutschen Modewesens  übereinstimmt,  fordert  in  seinem  Werke 
den  Kaiser  auf,  er  möge  in  der  Verachtung  der  fremden  Waren 

*)  Fontes  rer  um  Austriucariim,  Diplomataria  et  acta, 
27.  IM.,  Die  Relationen  Her  Botschafter  Venedigs  über  Deutschland  und 
Österreich  im  17.  Jahrhundert,  herausg.  v.  Jos.  Fiedler,  Wien  18(57, 
S.  302  f. 

a)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  44(5,  449  f.,  4(50  f. 

3)  Patent  vom  15.  Juni  1703,  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  497  ff. 
— Jos.  Ritter  v.  Hauer,  Beiträge  zur  Gosch,  der  österr.  Finanzen, 
Wien  1848,  S.  113  ff. 

4)  Patent  vom  14.  März  1707,  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  531  ff. 
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mit  gutem  Beispiel  vorangehen,  wozu  um  so  mehr  Hoffnung  sei, 
als  der  Kaiser  am  Tag  seines  zweiten  Beilagers  zu  Graz  (1673) 
sich  gegen  einen  vornehmen  Minister  geäußert  habe,  er  trage 
nicht  einen  Faden  am  Leib,  der  nicht  in  seinen  Erblanden 
gearbeitet  worden  wäre1).  Ein  Versuch,  den  Luxus  der  wohl- 
habenden Kreise  zu  treffen,  wurde  in  der  Verordnung  vom 
5.  Mai  1697  unternommen,  wonach  jeder,  der  Gold-  oder  Silber- 
kl  eidung  tragen  wollte,  eine  Steuer  von  10  H.  bar  Geld  pro  Jahr 
zu  entrichten  hatte2).  Die  starke  Geldausfuhr  aus  den  Erblanden, 
besonders  nach  Italien,  wurde  durch  die  Resolution  vom 
3.  Dezember  1708  mit  dem  Hinweis  auf  die  herrschenden 
Kriegszeiten  und  den  drückenden  Geldmangel  beschränkt.  Es 
wurde  verboten,  Geld  ohne  Konsens  auszuführen  und  die  An- 
ordnung getroffen,  daß  alle  Geldausfuhr  und  Überwechslung  der 
Landesobrigkeit  anzuzeigen  sei,  welche  bei  unverdächtigen 
Geldern  ohne  Einhebung  einer  Taxe  einen  Passierschein  auszu- 
folgen habe3).  In  erster  Linie  aber  richteten  sich  die  Luxuspatente 
gegen  den  Aufwand  des  „gemeinen  Mannes“.  In  diesem  Sinne 
ist  bereits  die  Kleidertrachtordnung  vom  28.  September  1671 
gehalten,  die  sämtliche  Untertanen  mit  Ausnahme  der  3 oberen 
Stände  und  der  wirklichen  Räte  in  5 Klassen  einteilt  und  die 
Befugnisse  einer  jeden  Klasse  bezüglich  des  Tragens  kostbarer 
Stoffe  und  Schmuckgegenstände  genau  feststellt4).  Im  Jahre  1712 
erging  für  alle  deutsck-crbländischen  Provinzen  ein  scharfes 
Luxusedikt  mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Bauern-  und 
Bürgerstandes 5).  Der  Hofkammerpräsident  Graf  Starhemberg 
erließ  am  19.  Jänner  1715  an  die  Grazer  Hofkammer  die 
Weisung,  es  mögen  „in  Anbetracht  des  Verfalls  von  Handel 
und  Wandel“  Erhebungen  über  den  Wohlstand  der  Bevölkerung 
gepflogen  werden,  indem  er  insbesondere  darauf  hinwies,  daß 
der  Luxus  es  sei,  der  die  Steuerkraft,  des  Volkes  lähme.  Dem- 
gegenüber hebt  der  Grazer  llandclsstand  in  seinem  von  der 
Grazer  Ilofkammer  abverlangten  Gutachten  hervor,  «laß  der 
wirtschaftliche  Niedergang  hauptsächlich  durch  den  Luxus  der 
zahlungsunfähigen  Adeligen  und  Klöster  verschuldet  werde, 

1)  Österreich  über  Alles,  a.  a.  O.,  S.  277  ff. 

2)  Hauer,  a.  a.  O.,  S.  4. 

3)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  559. 

4)  Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  153  ff. 

5)  Bi  der  mann,  Gesell,  der  österr.  (Icsaintstaatsidco,  a.  a. 

II.  Abt.,  S.  9. 
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denen  man  „ex  metu  rcverentiao“  »len  Kredit  nicht  verweigern 
könne.  Das  Gutachten  befürwortet  die  Einführung  der  Land- 
tafeln zum  Schutze  des  bürgerlichen  Besitzes1).  Bei  einer  ähn- 
lichen  Gelegenheit  konstatiert  ein  Bericht  der  böhmischen  Statt- 
halterei an  das  Prager  Merkantilkollegium-),  daß  zwar  der 
„gemeine  Mann“,  von  dem  ein  kaiserliches  Requisitionsschreiben 
behauptet  hatte,  er  treibe  übermäßigen  Luxus  und  kleide  sich 
in  ausländisches  Tuch 8),  „meistens  in  Landttüchcrn  vndt  höch- 
stens in  görlitzer  Tuch  sich  kleide;“  wohl  aber  muß  der  Bericht 
zugeben,  daß  die  weiblichen  Angehörigen  der  Bürger  und  Hand- 
werksleute „in  gespunnenen  Silber  vndt  Goldt,  in  seidenen,  auch 
reichen  Zeigen  vndt  außländischen  Spitzen  (fast  dem  höheren 
Staudt  gleich)  daher  gehen,  dardurch  aber  das  wenige,  was  ihre 
respective  Männer  vndt  Vätter  mit  saurem  Schweis  raühesamb 
erworben,  durch  die  hoffarth  dilapidiren  vndt  ihre  nahrung 
schwachen  thetten“.4) 

In  den  erhöhten  Steuerforderungen  kommt  der  Zusammen- 
hang zwischen  den  äußeren  und  inneren  Bestrebungen  der  mer- 
kantilistischen  Wirtschaftspolitik  am  deutlichsten  zum  Ausdruck. 
Der  Einzelne  sollte  sein  Vermögen  für  die  Zwecke  der  merkan- 
tilistischen  Staatswirtschaft  stets  zur  Verfügung  halten;  damit 
war  aber  zugleich  als  selbstverständlich  hingestellt,  daß  er  auch 
seine  gewerbliche  Kraft  dem  Staatswillen  unterzuordnen  habe. 
An  diesem  Punkte  der  staatlichen  Entwicklung  beginnt  der 
langsame,  aber  stetige  Umwandlungsprozeß  von  der  genossen- 
schaftlich organisierten  Produktion  zum  fabriks-  und  handwerks- 
mäßigen Einzelbetrieb. 

Fabriken  im  Sinne  zunftfreier  Unternehmungen,  die  auf 
Arbeitsteilung,  modernem  technischen  Betrieb  und  Massenproduk- 
tion beruhten,  waren  schon  früher  gelegentlich  für  private  und 
lokale  Zwecke  ins  Leben  gerufen  worden.  Schon  Wallenstein 
hatte  in  seinem  Herzogtum  Friedland  Fabriken  errichtet,  denen  er 
die  Aufgabe  stellte,  seine  Truppen  auszurüsten3).  Im  Jahre  1672, 

1)  Ebend.,  S.  35  f.,  181  f.,  Aum.  37  u.  38. 

2)  Bericht  vom  5.  August  1717  über  die  Vorteile  der  Einführung 
der  Zeug-  und  feineren  Tuchimmufaktur  in  Böhmen,  vgl.  oben  S.  21,  Anm.  3. 

3)  Resolution  vom  27.  Febr.  171b  an  das  Prager  Merkantilkol- 
legium, Hall  wich,  Reichenberg  und  Umgebung,  a.  a.  (>..  I.  llulbb., 
S.  351. 

4)  Ebend.,  II.  Ilalbb.,  S.  61  f. 

•’)  H.  H all  wi  eh,  Anfänge  der  Großindustrie  in  Österreich,  u.  a.  O., 
S.  14  ft’. 
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also  noch  vor  der  Gründung  des  Wiener  Manufakturhauses, 
erhielt  ferner  der  Linzer  Ratsbiirger  und  Handelsmann  Chri- 
stian Sind  auf  Antrag  der  Stände  Oberösterreichs  ein  Privi- 
legium zur  Errichtung  einer  Schafwollwarenfabrik  in  Linz l *), 
die  zunächst  ebenfalls  militärischen  Zwecken  dienen  sollte.  Die 
ersten  rein  industriekapitalistischen  Gründungen  fanden  auf 
böhmischem  Boden  statt.  Christoph  Weib  errichtet  im  Jahre  1667 
eine  Papierfabrik  in  Hohenelbe,  der  später  eine  solche  in  Bensen 
folgt3).  Wie  in  Wien  der  Bischof  Rochas3),  so  wirkte  auch  im 
nördlichen  Böhmen  ein  geistlicher  Würdenträger,  der  Ossegger  Abt 
Benedikt  Li  t wehr  ich,  für  die  Einführung  neuer  Industrien.  Er 
verschrieb  einen  geschickten  Strumpfwirker  aus  Sachsen,  Paul 
Rodig,  nach  Ossegg,  damit  er  die  Arbeitslosen,  Kinder  und  Erwach- 
sene, mit  der  Strumpfwirkerei  und  ihren  technischen  Hilfsmitteln, 
den  Spinn-  und  Spulrädern,  Reib-  und  Krempelkämmen  bekannt 
mache.  Im  Jahre  1697  war  die  Errichtung  der  Wollstrumpffabrik 
beendigt.  Sie  zählte  15  eiserne  Wirkstühle,  auf  denen  anfangs 
nur  ausländische  Gesellen  arbeiteten.  Nach  und  nach  zog  die 
Fabrik  auch  die  Einheimischen  zur  Arbeit  heran.  Noch  vor  Ab- 
lauf des  .Jahrhunderts  gab  es  auf  der  Ossegger  Herrschaft  gegen 
50  ausgelernte  Strumpfwirker,  die  gehalten  waren,  daselbst  ihr 
Gewerbe  auszuüben  und  nicht  in  die  Fremde  gehen  durften. 
Von  Ossegg  aus  verbreitete  sich  die  neue  Industrie  auch  in  die 
umliegenden  Orte,  wie  Dux,  Oberleutensdorf,  Bilin,  Töplitz, 
Graupen  und  Klostergrab.  Das  Unternehmen,  das  in  mancher 
Hinsicht  an  die  von  Becher,  Schröder  und  Hörnigk  geplanten 
Musterfabriken  erinnert,  erwies  sich  jedoch  nicht  als  lebensfähig. 
Nachdem  die  Zöglinge  der  Ossegger  Fabrik  mit  der  Zeit  aus 
Arbeitern  zu  selbständigen  Handwerkern  geworden  waren, 
richteten  sie  die  Mutterfabrik  durch  ihre  Konkurrenz  zu  Grunde 
und  kehrten  in  den  50-er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  zur 
Zunftorganisation  zurück  l). 

Die  kurze  Regierungszeit  Josefs  I.  brachte  eine  Reihe  tief- 
einschneidender organisatorischer  Maßregeln.  Im  Jahre  1705 
wurde  die  Bechersche  Idee  des  Kommerzkollegiums  wieder  auf- 


l)  Ebend.,  8.  30. 

“)  Ebend.,  S.  35. 

3)  S.  S.  38. 

*)  Ludw.  Schlesinger,  Zur  Gesell,  der  Industrie  in  Oberleutens- 
dorf,  in  den  „Mitteilungen  des  Vereines  f.  Gesell,  der  Deutschen  in 
Böhmen",  III.  Jnhrg.,  Prag  1805,  S.  88  f. 
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gegriffen.  Die  Leitung  der  Gewerbe-  und  Handel  sangelegen- 
heiten  in  den  einzelnen  Landern  wurde  besonderen  „Kommerz- 
Deputationen“  übertragen,  an  deren  Stelle  seit  1714  eigene 
Merkantilkommissionen  und  Kommerzkollegien  traten  *).  Die 
Fabriksunternehmer  wurden  durch  die  sogenannten  „Privilegia 
privativa“  gegen  die  Zunftverfassung  geschützt.  Die  „Privilegia 
privafciva“  gewährten  den  Fabrikanten  Steuerfreiheiten  und 
Staatsvorsohüsse,  die  Fabriksgebäude  wurden  jeder  Einquartie- 
rungslast enthoben,  die  Einfuhr  und  Nachahmung  von  Artikeln, 
wie  sie  die  privilegierte  Fabrik  erzeugte,  wurde  bei  Konfiskation 
und  Strafe  verboten.  Auch  Ausländer  und  Nichtkatholiken 
konnten  sich  am  Fabriksbetrieb  beteiligen.  Keiner,  der  bei  der 
Manufaktur  arbeitete,  durfte  als  Soldat  geworben  werden,  wenn 
nicht  der  Direktor  seine  Einwilligung  gab  und  solange  er  nicht 
seine  bedungene  Zeit  vollendet  hatte.  Die  Gesellen  und  Lehr- 
linge der  Fabrik  sollten  in  ihrem  handwerksmäßigen  Fortkommen 
nicht  behindert  werden*).  Die  erste  auf  Grund  eines  solchen 
Privilegiums  errichtete  Fabrik  war  die  Weinkörner-Ölfabrik  des 
Adam  Ignatius  Höger.  Das  bezügliche  Patent  erfloß  am 
22.  April  1709.  Die  Fabrik  sollte  in  Wien  unter  dem  Namen 
des  Kaisers  eingerichtet  werden  und  Höger  den  Titel  eines 
kaiserlichen  Administrators  führen.  Ohne  Högers  Erlaubnis 
sollte  niemand  innerhalb  16  Jahren  in  den  Erblanden  eine  solche 

Fabrik  errichten  und  solches  Öl  feilhalten.  Von  jedem  verkauften 
• • •• 

Zentner  Ol  sollte  Höger  1 fl.  an  das  Arar  entrichten.  Er  erhielt 
die  Befugnis,  «las  Werk  unter  dem  Namen  einer  „befreiten  Ol- 
Fabrica“  überall  mit  Einwilligung  der  Obrigkeit  auf  seine 
eigenen  Spesen  einrichten  zu  dürfen* * 3).  Die  neue  Fabrik  wurde 
von  der  Bevölkerung  sehr  übel  aufgenommen  ; schon  am  20.  Okto- 


*)  W.  G.  Ko  petz,  Allgemeine  österreichische  Oewerbsgcsetzkuudc, 
Wien  1829,  II.  ltd.,  S.  435. 

s)  Cod.  Aust  r.,  III.  T.,  8.  727  ft’.,  erneuertes  Patent  vom 

11.  November  1 7 1 .‘1  wegen  der  venetiunischen  „Spiegcl-Fabrica“  zu 
Neuhaus,  die  bereits  1701  bewilligt,  aber  erst  einige  Jahre  nachher  ins 
Leben  getreten  war.  — Cod.  Aust r.,  III.  T.,  8.  781  f.  erneuertes 
Patent  vom  22.  Jänner  1715  für  die  „Linzer  wüllenc  Zcug-Manufactur“. 

3)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  8.  593  f.  — Für  den  gleichen  Zweck 
war  schon  am  10.  Juli  1589  dein  Job.  Franz  Rizo,  kais.  Diener  und 
Musikus,  ein  Privileg  auf  8 Jahre  erteilt  worden.  (Alex.  Di  gl,  Drei 
österreichische  Industriezweige  im  XVI.  und  XVII.  Jahrhundert,  in  deu 
Blättern  des  Ver.  f.  Landeskunde  v.  N.-O.,  neue  Folge,  IV.  Jahrg. 
1870,  8.  28.) 
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ber  1711  mußte  das  Patent  erneuert  werden,  u.  zw.  erweitert 
durch  eine  Strafandrohung  gegen  jene,  welche  der  Fabrik 
Hindernisse  in  den  Weg  legen  und  den  Weinkörner-Einsammlem 
und  Offizianten  die  Weinkörner  verweigern  würden3).  In  den 
ersten  zwei  Jahrzehnten  des  18.  Jahrhunderts  entstanden  ferner 
teils  mit,  teils  ohne  volle  Privilegierung : die  Maschinen-  und 
Instrumentenfabrik  des  Schneider  und  die  Blechwarenfabrik  des 
Tenninger  in  der  Leopoldstadt2),  eine  Strumpfwirkwarenfabrik 
am  Spittelberg3)  und  mehrere  Seidenmanufakturen,  wie  die  von 
Ilengstberger  am  Neubau  fgegr.  1700),  die  erste  Seidenfabrik  in 
Wien4),  die  des  Sickingen  am  Tabor5)  und  die  Taffetfabrik  von 
Franz  Dunant,  wahrscheinlich  ebenfalls  am  Tabor  gelegen.  Als  die 
letztere  im  Jahre  1718  zur  Hillfte  abbrannte  und  Dunant  von 
der  Regierung  ein  unverzinsliches  Kapital  von  10.000  tt.  zum 
Wiederaufbau  erbat,  sagte  sie  die  Unterstützung  zu,  wenn  er 
sich  verpflichte,  die  Seide  nur  aus  den  österreichischen  Gebieten 
(Neapel,  Friaul,  Roveredo)  zu  beziehen.  l)ic  Wiener  Kaufleute 
wurden  angewiesen,  ihm  die  Seidenwaren  abzunehmen,  widrigen- 
falls er  die  Erlaubnis  erhielte,  nach  der  Elle  zu  verkaufen.  Es 
wurde  beschlossen,  ihm  zunächst  2000  fl.  vorzustrecken  und 
diese  Summe  nach  und  nach  auf  die  verlangten  10.000  fl.  zu 
erhöhen.  Das  Unternehmen  kam  aber  nicht  mehr  zu  Stande®). 
Ein  Beispiel  von  den  Schwierigkeiten,  mit  denen  die  neuen 
Unternehmungen  zu  kilmpfen  hatten,  bietet  die  Geschichte  der 
Porzellanfabrik  in  der  Koßau.  Ein  in  Wien  lebender  Holländer, 
Claudius  Innocenz  du  Paquier,  warb  für  die  Wiener  Fabrik  zwei 
Angehörige  der  Meißner  Porzellanmanufaktur,  der  ersten  ihrer 
Art  in  Europa  (gegr.  1710).  Das  Privilegium  vom  27.  Mai  1718 
enthielt  keinerlei  besondere  Vergünstigungen.  Es  berechtigte  die 
Inhaber  bloß,  ihre  mit  großer  Sachkenntnis  und  Mühe  und  ohne 
Inanspruchnahme  des  Ärars  hergestellte  Porzellanmajolika  zu 
erzeugen  und  sowohl  im  großen  als  im  kleinen  in  den  Erb- 
ländern zu  verkaufen.  Die  Waren  fanden  jedoch  keinen  Absatz, 
die  Fabrik  geriet  in  Geld kalami täten,  der  unentbehrliche  Wcrk- 


1)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  8.  (»34.  Das  Patent  stammt  von  Elconora 
Magdalena  Theresia,  der  Mutter  Josefs  I. 

2)  Weiß,  a.  a.  ().,  II.  T.,  S.  257. 

3)  Ebend. 

4)  Ebend. 
r’)  Ebend. 

®)  Franz  Mart.  Mayer,  Die  An  finge  des  Handels  und  der  In- 
dustrie in  Österreich,  a.  a.  O.,  8.  G2  f. 
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mcister  und  „ Arcanist“  Stenzei  konnte  nickt  bezahlt  werden  und 
ging  nach  zweijähriger  Tätigkeit  wieder  davon,  nachdem  er 
durch  Zerstörung  und  Verwüstung  der  Modelle  und  des  Materials 
einen  Schaden  von  15.000  H.  angerichtet  hatte.  Die  materiellen 
Schwierigkeiten  dauerten  fort,  bis  die  Fabrik  im  Jahre  1744  in 
den  Besitz  des  Staates  überging 1). 

Das  Jahr  1718  bezeichnet  für  die  Handels-  und  Industrie- 
geschickte  Österreichs  einen  wichtigen  Abschnitt.  Durch  den 
Passarowitzer  Frieden  und  den  Handelsvertrag  mit  der  Pforte 
wurde  das  türkische  Reich  und  damit  der  Orient  dem  öster- 
reichischen Handel  eröffnet.  Fast  gleichzeitig  erfolgten  nun  zwei 
handelspolitische  Aktionen  von  größter  Bedeutung:  die  Erklärung 
von  Triest  und  Fiume  zu  Freihäfen  und  die  Errichtung  der 
orientalischen  oder  levantinischen  Compagnie2),  die,  unter  viel 
günstigeren  Bedingungen  ins  Leben  tretend  als  ihre  Vorgängerin, 
den  Levantehandel  binnen  kurzem  wieder  zu  seiner  früheren 
Bedeutung  erhob  und  Wien  zum  Stapelplatz  des  mittel- 
europäischen Baum  Wollhandels  machte3).  Die  Compagnie  gründete 
auch  eigene  Industrieunternehmungen,  ln  Fiume  errichtete 
sie  zwei  Fabriken:  eine  Kerzenfabrik  zur  Bearbeitung  des 

wallachischen  und  ungarischen  Wachses,  das  früher  zur 
Bearbeitung  nach  Venedig  ausgeführt  worden  war,  und  eine 
Fabrik  für  Stricke  und  Taue;  die  Kerzenfabrik  stellte  jedoch 
noch  vor  1730  ihren  Betrieb  ein4).  Im  Jahre  1722  ging  die 
Linzer  Schafwollwarenfabrik  in  d»Mi  Besitz  der  Compagnie  über. 
Die  Fabrik  gründete  sich  vornehmlich  auf  den  hausindustriellen 
Betrieb.  Sie  kaufte  irr  den  Städten  und  Dörfern  Gespinste  zu- 
sammen und  forderte  die  Herrschaften  auf,  ihre  Untertanen  zur 
Spinnerei  anzuhalten.  Es  gelang,  ca.  1500  von  den  zahlreichen 
Bettlern  Oberösterreichs5 6)  für  die  Spinnarbeit  zu  gewinnen®). 


4)  J.  v.  Falke,  Die  Wr.  k.  k.  Porzellanfabrik,  Wien  1887. 
S.  6 ff. 

3)  Patent  vom  27.  Mai  1719,  Cod.  Austr.,  III.  T„  8.  939  ff. 
— Franz  Mart.  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der  Industrie 
in  Österreich  und  die  orientalische  Compagnie,  a.  a.  0.,  8.  34. 

3)  11  all  wich,  Anfänge  der  Großindustrie  in  Österreich,  a.  a.  O., 
8.  40. 

4)  Franz  Mart.  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der  In- 
dustrie in  Österreich,  a.  a.  0.,  S.  4 7 f. 

5)  8.  S.  49. 

6)  Franz  Mart.  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der  In- 
dustrie in  Österreich,  a.  a.  0.,  S.  48  ff. 
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Am  20.  Mai  1722  erhielt  die  Compagnie  neben  andern  Privile- 
gien die  Erlaubnis,  Meister,  Künstler  und  Handwerker,  auch 
protestantischer  Konfession,  aus  Holland,  Schweden,  Hamburg 
u.  s.  w.  zum  Bau  von  Schiffen  und  zur  Erzeugung  von  Gegen- 
ständen für  den  Schiffsbetrieb  herbeizuziehen1).  Im  Jahre  1720 
errichtete  die  Compagnie  eine  Kotton-  und  Barchentfabrik  in 
Schwechat  und  gab  dadurch  den  Anstoß  zur  Gründung  ähn- 
licher Fabriken  in  der  Umgebung  von  Schwechat,  wie  in  Pottcn- 
dorf  und  Trumau2).  Wie  alle  Fabriksgründungen,  so  stießen 
auch  die  Unternehmungen  der  Compagnie  auf  lebhaften  Wider- 
stand. Die  Handelsleute,  die  Kommunen,  die  Herrschaften  und 
ihre  Beamten  waren  auf  dio  „ketzerischen  Negozianten“  der 
Compagnie  sehr  schlecht  zu  sprechen  und  tadelten  es,  daß  man 
durch  derartige  Privilegierungen  die  Kaufleute  um  ihren  Erwerb 
bringe  3).  Die  Compagnie  konnte  sich  auf  die  Dauer  nicht  halten. 
Auch  Unternehmungen  im  Lawschen  Stil,  wie  die  Klassen- 
lotterie von  1721,  schlugen  fehl.  Bereits  die  „Universalbilanz“ 
von  1730  offenbarte  die  unhaltbare  Lage  der  Gesellschaft.  Ein 
Unternehmen  nach  dem  andern  löste  sich  auf ; nur  wenige  blieben 
bestehen  und  gingen  in  staatlichen  Betrieb  über4). 

In  Böhmen  lag  die  Aufgabe  der  Industrieförderung  in  den 
Händen  des  böhmischen  Kommerzkollegiums,  das  im  Bunde  mit 
den  Fabrikanten  einen  harten  Kampf  gegen  die  starken  Zunft- 
organisationen dos  Landes  zu  führen  hatte,  zumal  da  Regierung 
und  Kammer  aus  finanziellen  Gründen  in  der  Regel  auf  Seiten 
der  Zünfte  standen5 *).  Eine  Tuchfabrik  in  Planitz  bei  Klattau, 
die  Joh.  Baptist  Frommrich  im  Jahre  1710  mit  Hilfe  des  Grund- 
herrn Adolf  Bernhard  Grafen  von  Martinitz  gegründet  hatte, 
brachte  es  zu  keiner  besonderen  Bedeutung0).  Größeren  Erfolg 
hatte  die  Tuchfabrik,  die  Graf  Waldstein  im  Jahre  1713  zu 
Oberleutensdorf  errichtete7).  Nach  den  Aufzeichnungen  in  den 
Rechnungsbüchern  betrugen  die  Gesamtauslagen  der  Fabrik  im 

*)  Ha  11  wich,  Anfänge  der  Großindustrie  in  Österreich,  a.  a.  O., 

8.  42. 

2)  Franz  Mart.  Mayer,  Dio  Anfänge  des  Handels  und  der  In- 
dustrio in  Österreich,  a.  a.  0.,  8.  58  ff. 

3)  Ebend.,  8.  5(>  ff. 

4)  Ebend.,  8.  45,  115  ff. 

5)  Pribrain,  Das  böhm.  Komnierzkollegium  und  seine  Tätigkeit, 
a.  a.  ().,  8.  107  f. 

®)  Ebend..  S.  94  f. 

7)  Ebend.,  8.  95  f. 
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Jahro  1736  40.806  H.;  für  böhmische  und  schlesische  Wolle 
wurden  8780  und  6683  6.  ausgegeben,  für  spanische  hingegen, 
die  man  über  Holland  bezog,  bloß  3546  fl.1 *).  Der  erste  Versuch 
zur  fabriksmäßigen  Verarbeitung  der  ostindischen  Baumwolle 
wurde  in  ( hsterreich  zu  Grottau  bei  Reichenberg  gemacht,  wo 
die  Gräfin  Gallas  im  Jahre  1723  die  Erlaubnis  zur  Errichtung 
einer  „Tuch-,  Zeug-,  Strumpf-  und  Canevasfabrik“  erteilte.  Das 
Koramerzkollegium  in  Prag  befürwortete  das  Ansuchen  des 
Reichenberger  Stadtlmuptmanns  um  die  kaiserliche  Privilegie- 
rung mit  der  anerkennenden  Bemerkung,  daß  „Supplicant  von 
denen  Görlitzern,  welchen  vornemblich  die  Anrichtung  dieser 
Fabrique  ein  hefftiger  dorn  und  Stachel  im  Augen  ist,  undt 
ihme  ein  nahmhaftes  quantum  bey  deren  nachlaßung  offeriret, 
sich  nicht  abwendig  machen  lassen,  sondern  in  solchen  Vor- 
nehmen zu  höchsten  Nutzen  des  landes  beständig  fortfahret“. 8) 

Schlesiens  Handel  und  Industrie  war  um  die  Wende  des 
Jahrhunderts  durch  den  nordischen  Krieg  und  das  Aufkommen 
der  russischen  Großmacht  stark  geschädigt  worden.  Immerhin 
gelang  es  der  eifrigen  Tätigkeit  der  Behörden,  dem  Lande  in 
den  letzten  Jahrzehnten  der  österreichischen  Verwaltung  einen 
Teil  seiner  früheren  wirtschaftlichen  Bedeutung  wiederzugewinnen. 
Schon  1716  wurde  Gewerbetreibenden,  die  sich  hier  niederließen, 
Freiheit  von  Steuern  und  Religionszwang  zugesichert  und  am 
1.  Juli  dieses  Jahres  erging  ein  Edikt,  um  der  fortwährenden 
Auswanderung  schlesischer  Schäfer  und  Weber  nach  Rußland 
entgegenzutreten.  Durch  das  Tuchreglement  von  1718  und  die 
Leinwand-  und  Schleierordnung  von  1724  wurden  die  Ilaupt- 
ge  werbe  einer  strengen  Beaufsichtigung  unterworfen.  Weitgehende 
Zollbegünstigungen  hoben  den  Warenverkehr.  Die  Tuchbereitung 
stieg  von  59.000  Stück  im  Jahre  1720  mit  gelegentlichen 
Schwankungen  auf  95.700  Stück  im  Jahre  1735.  Binnen  kurzem 
überstieg  die  Warenausfuhr  Schlesiens  nach  den  übrigen  Erb- 
landen die  Einfuhr  aus  den  letzteren  um  das  Doppelte3 *). 

Tn  Innerösterreich  entfaltete  seit  1716  die  Kommerzien- 
kommission  in  Graz  eine  rege  Tätigkeit.  Sie  beschäftigte  sich 
in  erster  Linie  mit  den  Anstalten  zur  Förderung  des  Seehandels. 


l)  Schlesinger,  n.  a.  O.,  S.  139  f. 

3)  II  all  wich,  Kciclienberg  und  Umgebung,  a.  a.  O.,  I.  Halbb. 

S.  371  fl'. 

a)  Gränhagen,  a.  a.  ().,  S.  400  ff. 
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Auf  ihre  Anregung  ist  die  Errichtung  des  Hauptkommerzien- 
kollegs  ih  Wien  zurtlckzuführen,  das  1718,  kurz  nach  dem  Ab- 
schluß des  Handelsvertrages  mit  der  Pforte,  ins  Leben  trat,  ohne 
jedoch  in  der  Folgezeit  zu  größerer  Bedeutung  zu  gelangen1 2 3 4). 
Es  handelte  sich  damals  für  Innerösterreich  insbesondere  um  die 
Gründung  einer  Sozietät  für  industriellen  Kredit.  Überdies 
plante  man  die  Errichtung  von  Fabriken  für  seidene  Strümpfe, 
Leinwand  und  weiß-irdenes  Geschirr,  sowie  einer  Tuchfabrik  in 
der  Karlau,  die  zugleich  Zwangs-  und  Arbeitshaus  sein  sollte*). 
Auch  die  Kärntner  Landschaft  trug  sich  damals  mit  der  Absicht, 
ihre  zu  Grunde  gegangene  Tuchfabrik  in  Klagenfurt  wieder  ins 
Leben  zu  rufen8). 

Die  Reichshauptstadt  hatte  nach  «ler  außerordentlichen 
Entvölkerung  durch  die  Kriegsereignisse  und  Pestfälle  einen 
beträchtlichen  Bevölkerungszuwachs  von  auswärts  erhalten.  Die 
Werbungen  für  die  kaiserlichen  Truppen  zogen  viel  fremdes 
Volk  nach  Wien.  Bei  Ausbruch  des  spanischen  Erbfolgekrieges 
wurden  hier  allein  binnen  Jahresfrist  24.000  Mann  angeworben, 
darunter  eine  große  Zahl  Reichsdeutscher  *).  Die  Vernachlässigung 
der  Landwirtschaft  durch  die  merkantilistischc  Staatsrichtung5 * *) 
mag  schon  damals  eine  merkliche  Bevölkerungsbewegung  vom 
Lande  in  die  Stadt  zur  Folge  gehabt  haben.  Dazu  kam  der 
wachsende  und  immer  anspruchsvoller  gewordene  Konsum  der 
Großstadt,  der  nach  den  modernen  Industriebetrieben  und  den 
technisch  geschulten  Arbeitskräften  des  Auslands  verlangte.  So 


1)  Bi  denn  nun,  Gesell,  der  österr.  Gcsamt-Staatsidec,  a.  a.  O., 
II.  T., 'S.  34. 

2)  Franz  Mart.  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der  In- 
dustrie in  Österreich,  a.  a.  0.,  8.  <53  f.,  Denkschrift  der  inneröstcr- 
rcichischen  Kammer  von  1721. 

3)  Zwei  Laibachcr,  Reigersfeld  und  Mühlbacher,  die  eine 
Tuchfabrik  in  Laibach  errichten  wollten,  wurden  indes  von  der  Sub- 
delcgiertenkommissiou  in  Kotnmerzienangelegenheiten  vorläufig  mit 
dein  Bemerken  abgewiesen,  sie  möchten  vorerst  die  Entwicklung  der 
Fabriksunternehmungen  in  Graz  und  Klagenfurt  abwarten. 

4)  «I.  v.  Zahn,  Ferdinand  III.  und  Leopold  I.  vom  westphäli- 
schen  bis  zum  Karlowitzer  Frieden  (0548 — 0.599),  IX.  Bd.  der  Samm- 
lung „Österreichische  Gesell,  für  das  Volk“,  Wien  1869,  S.  73. 

5)  Rieh.  Mayr  (Die  wirtschaftliche  Ausdehnung  Westeuropas  seit 

den  Kreuzzügen,  in  llclmolts  „Weltgeschichte“,  a.  a.  O.,  7.  Bd., 

S.  117)  bezeichnet  es  als  das  Ilauptgcbrechcn  des  Merkantilismus,  daß 

er  die  Interessen  der  Landwirtschaft  übersah. 


Digitized  by  Google 


64 


Die  Anfänge  der  merkantil istisclieu  Wirtschaftspolitik.  [454 


zählte  denn  die  Stadt  im  Jahre  1713  bereits  130.000  Einwohner l). 
Bis  zum  Jahre  1736  hatten  sich  die  Bevölkerungsverhältnisse 
durch  den  Zufluß  von  außen  her  derart,  gestaltet,  daß  von  den 
3345  bürgerlichen  Professionisten  Wiens  1663  von  auswärtigen 
Orten  herstammten s).  Die  nichtbUrgerlichc  Gewerbebevölkerung 
suchte  der  Staat  wenigstens  zum  Teil  auf  gesetzlichen  Boden 
hinüberzuretton,  indem  er  sie  in  zwei  neugeschaffene  Handwerker- 
kategorien einreihte:  in  die  der  Hofbefreiten  und  Dekreter. 
Ausländische  und  akatholische  Gewerbsleute,  die  sich  durch 
irgend  welche  Kunstfertigkeit  oder  durch  Einführung  einer 
neuen  Industrie  auszeichneten,  sollten  auf  diese  Weise  den  An- 
griffen seitens  der  Zünfte  entzogen  werden.  So  wird  unter  den 
4 verdienstvollen  Akatholiken,  die  im  Jahre  1736  mit  einer  Hof- 
befreiung  ausgestattet  waren,  insbesondere  der  Engländer  Niko- 
laus de  la  Hay  genannt,  der  die  Galanteriearbeit,  besonders  im 
„Goldverschneiden“,  in  Wien  eingeführt  hatte3).  Auch  durch 
die  häufige  Erteilung  von  Schutzdekreten  auf  Grund  des  Patentes 
vom  12.  April  1725,  einer  Maßregel,  die  zugleich  aus  fiskalischen 
und  industriepolitischen  Erwägungen  hervorgegangen  war,  er- 
hielten gewisse  Industriezweige,  wie  die  Band-  und  Tücher- 
fabrikation, die  Galanteriearbeit,  die  Stickerei  und  die  Seiden- 
manufaktur, eine  bedeutende  Förderung l). 

Einen  Einblick  in  den  Umfang  der  industriellen  Haupt- 
produktion gewährt  die  stets  wachsende  Zahl  der  Einfuhrverbote 
und  Schutzzölle.  Durch  die  Beratungen  der  Subdelegiertenkom- 
mission  von  1727  wurden  alle  diese  Prohibitivmaßregeln  in  ein 
gewisses  System  gebracht.  Darnach  zerfielen  fortan  die  fremden 
Warenerzeugnisse  in  solche,  deren  Einfuhr  überhaupt  verboten 
war,  und  in  solche,  auf  die  ein  höherer  Aufschlag  gesetzt  wurde. 
Zu  den  ersteren  gehörten:  Baum-  und  Schafwo  11  waren,  halb- 


x)  Nach  Weiß,  a.  a.  0.,  II.  Abt.,  S.  82. 

3)  Referat  der  ilofkanzlei  vorn  12.  August  1741,  o.  a.  O.,  Beil.  A. 
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3)  Ebend.,  Text. 
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seidene  Waren,  Pferde-,  Kalb-  und  Schafieder,  Gold-  und  Silber- 
Drahtgespinste,  Gold-  und  Silberzeuge,  Seidenstrümpfe  und 
-Bänder,  Hüte,  Leinwand-Tischzeuge,  Atlas  und  Brokat l 2).  Für 
Böhmen  sollte  auf  einige  dieser  Waren  (Leder,  Gold-  und  Silber- 
zeuge, Atlas  und  Brokat)  nur  ein  erhöhter  Eingangszoll  gelegt 
werden.  Höhere  Aufschläge  für  die  gesamten  Erblande  wurden 
festgesetzt  auf  Tücher,  Seidenwaren,  Gold-  und  Silberborten, 
feine  wollene  und  Kastorstrümpfe,  Teppiche,  deren  Erzeugung 
besonders  in  Böhmen  blühte,  ferner  auf  Zinn  zur  Förderung 
der  Schlaekenwalder  Zinnindustrie  und  auf  Weißblech  Auch 
für  Schlesien,  das  mittlerweile  wieder  zum  ersten  Industrie-  und 
Handelslande  Österreichs  geworden  war,  wurden  wiederholt 
protektionistische  Zölle  erlassen*). 

Die  höheren  Aufschläge  galten  aber  nur  für  Waren,  die 
im  Inlande  konsumiert  wurden;  für  die  Durchfuhr  waren  sie 
nicht  zu  entrichten,  da  sich  sonst,  der  Handel  in  die  Nachbar- 
länder ziehen  konnte.  Dagegen  wurde  den  ungarischen  und 
siebenbtirgischen  Kaufleuten  der  Weg  nach  den  Messen  von 
Frankfurt  und  Leipzig  erschwert,  indem  sie  für  Waren,  die  aus 
diesen  Städten  herstammten,  in  Ungarn  einen  höheren  Zoll 
zahlen  mußten,  als  für  solche,  die  sie  etwa  in  Wien  oder  Breslau 
kauften.  Die  erhöhten  Zölle  sollten  den  Fundus  für  die  Ein- 
lösung der  Privatmauten  in  Böhmen  und  Österreich  bilden  und 
so  die  Schaffung  eines  einheitlichen  Wirtschaftsgebiets  vorbereiten 


1 i Dali  die  verschiedenen  Luxusverbote,  abgesehen  von  ihrer 
fiskalischen  Seite,  hauptsächlich  als  Kundgebungen  der  nierkantilistischen 
Iudustriepolitik  aufzufasseti  sind,  beweisen  die  verhältnismäßig  zahl- 
reichen Privilegien  für  Gold-  und  Silberinanufakturen.  So  suchte  ein 
Gold-  und  Silberbortenfabrikant,  namens  Stephan  Rambo,  im  Jahre  1725 
für  seine  nichtzünftige,  mit  Hilfe  französischer  „Künstler“  betriebene 
Profession  um  eine  „Ordnung  wegen  Lehrnung  deren  Jungen  und 
Fürderung  auch  Erhaltung  deren  Gesellen“  an,  welche  ihm  auch  zuge- 
sichert wurde.  Im  folgenden  Jahre  empfahl  die  Subdelegiertenkoimnission 
in  Kommerzienangelegenheitcn  die  Erteilung  zweier  angesuchter  Privi- 
legien für  Gold-  und  Silberwarenfabriken  mit  der  Begründung:  da  es 
unmöglich  sei,  den  so  hoch  gestiegenen  Luxus  „ex  rationihus  politicis 
abzubringen“,  so  sei  es  immerhin  gut.  wenn  im  Lande  derartige  Fabriken 
bestünden.  Tatsächlich  wurden  die  Privilegien  erteilt.  (Franz  Mart. 
Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der  Industrie  in  Österreich, 
a.  a.  O.,  S.  70  f.) 

2)  Ebernl.,  S.  7.1. 

*)  So  z.  B.  in  den  Jahren  1718  und  1739.  (II  all  wich,  Anfänge 
der  Großindustrie  in  Österreich,  a.  a.  O.,  S.  40  f.) 

Wiener  Studien.  IV.  B<1.,  3.  Heft. 
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helfen1 *).  Doch  geschah  in  der  Frage  der  Mauteneinlösung  bis 
zum  Regierungsantritt  Maria  Theresias  kein  entscheidender 
Schritt s). 

Wie  wenig  tief  übrigens  diese,  bloß  auf  den  kulturellen 
und  gesellschaftlichen  Überbau  der  fiskalisch-kapitalistischen 
Betriebsweise  zugeschnittenen  Einheitsbestrebungen  des  Merkan- 
tilismus selbst  bei  den  Landesbehörden  zu  wurzeln  vermochten, 
zeigt  die  stetig  wiederholte  Weisung  der  obersten  Verwaltung 
an  die  Gubernien,  Uber  den  regionalen  und  lokalen  Wirtschafts- 
und Rechtsbeliebungen  der  einheimischen  Produktion  nicht  die 
Erfordernisse  der  modernen  Staatswirtschaft  aus  dem  Auge  zu 
lassen3).  Daß  dies  von  Seiten  der  Landesstellen  gelegentlich  mit 
Bewußtsein  geschieht,  geht  aus  der  oben  erwähnten  Denkschrift 
der  innerösterreichischen  Kammer  vom  Jahre  1721 4 5)  mit  aller 
wünschenswerten  Deutlichkeit  hervor.  Es  wird  dort  bezüglich 
der  projektierten  Tuchfabrik  in  der  Karlau  bei  Graz  folgender- 
maßen argumentiert:  zu  den  „Landwirtschafts-llauptregeln“ 

gehöre  es,  daß  alle  Gebrauchsartikel  im  Lande  selbst  verfertigt 
würden  und  daß  man  das  Geld  hiefür  nicht  den  Fremden  zu- 
wende; zu  den  „Fremden“  rechnet  aber  die  Denkschrift  auch 
die  Böhmen,  Mährer  und  Schlesier,  denen  alljährlich  aus  Steier- 
mark 160.000  fl.  für  geliefertes  Tuch  zuflössen,  während  „dahier 
vill  hundert  Persohnen  theils  in  Ellendt,  theils  in  liederlichem 
Müssiggang  zu  großer  Beschwehrde  des  Publici  herumbwallen, 
viele  Landtskhinder  aber  ihr  Brodt  in  der  Frembde  zu  suchen 
genöthiget  seynd“.®) 

So  w'ar  es  dem  Staate  bis  dahin  nicht  einmal  noch  in  der 
Sphäre  der  politischen  Administration  geglückt,  die  staatswirt- 
schaftliche Einheit  der  österreichischen  Länder  vollständig  zur 
Geltung  zu  bringen. 

l)  Franz  Martin  Mayer,  a.  a.  0.,  S.  73  f. 

3)  Pribram,  Das  böhtn.  Koinmcrzkollcgiutn  und  seine  Tätigkeit, 
a.  a.  0.,  S.  41  f. 

3)  S.  S.  7 (i  f.  und  119  f. 

*)  S.  S.  63,  Anm.  2. 

5)  Franz  Martin  Mayer,  a.  a.  <).,  S.  63  f. 
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IV.  Der  Kampf  der  Zünfte  gegen  die  neue  Gewerbe- 

und  Arbeitsverfassung. 

Noch  viel  schwieriger  mußte  sich  der  Versuch  gestalten, 
auf  dem  Gebiete  des  Produktionswesens  selbst  ein  einheitliches 
Organisationsprinzip  zu  statuieren.  Mit  der  Durchbrechung  der 
zunftgenössischen  Produktionsform  durch  den  merkantilistischen 
Staat  war  die  überaus  tiefgreifende  und  bedeutungsvolle  Frage 
der  Arbeitsorganisation  nur  aufgeworfen  worden,  ohne  daß  jedoch 
damals  oder  in  der  Folgezeit  eine  endgiltige  Lösung  gelungen 
wäre.  Hiezu  fehlte  es  an  einer  allseitigen  und  gründlichen  Er- 
kenntnis der  Verhältnisse.  Wo  gab  es  Männer,  die  im  stände 
gewesen  wären,  nicht  nur  den  Staat  vor  der  drohenden  Über- 
wältigung durch  den  wirtschaftlich  ausgereiften  Westen  zu 
bewahren,  sondern  auch  das  alte  gute  Recht  des  Bürgers  gegen 
die  übergroßen  Ansprüche  der  Staatsmacht  zu  schützen?  die 
vermocht  hätten,  der  zunehmenden  Masse  Deklassierter  Unter- 
halt zu  bieten  und  doch  zugleich  die  altbewährten  Grenzen  des 
Erwerbsstrebens  intakt  zu  erhalten  ? — Das  eine  war  zu  tun  — 
das  andere  durfte  nicht  außer  acht  gelassen  werden.  Je  häufiger 
aber  die  Behörden  unter  dem  Drucke  der  außer-  und  inner- 
politischen Verhältnisse  sich  genötigt  glaubten,  in  den  Uber- 
gangsprozeß  vom  zünftigen  Handwerk  zum  freien  Gewerbe  zu 
Ungunsten  des  ersteren  eingreifen  zu  müssen,  desto  mehr  waren 
andererseits  die  Zünfte  gezwungen,  ihren  Standpunkt  zu  betonen, 
desto  mehr  wurde  für  sie  der  Kampf  gegen  die  neuen  Wirt- 
schaftsformen zur  Lebensfrage.  Sie  führten  ihn  mit  Ausdauer 
und  Erbitterung  in  der  Gruppe  der  Meister  wie  der  Gesellen, 
erlagen  aber  schließlich,  die  einen  der  Schwäche  ihrer  inneren 
Organisation,  die  andere  dem  entschiedenen  Eingreifen  der  er- 
starkten Staatsgewalt. 

1.  Die  „Störer“. 

Das  unbefugte  Gewerbe  hatte  schon  zur  Zeit.,  als  sich  die 
ersten  Spuren  merkantilistischer  Tendenzen  in  Österreich 
zeigten,  beträchtliche  Dimensionen  angenommen.  Ein  Teil  der 
angesammelten  nichtbürgerlichen  Bevölkerung  hatte,  ohne  die 
Bewilligung  der  staatlichen  oder  zünftigen  Behörden  einzuholen, 
zum  Erwerb  gegriffen.  Um  das  Jahr  1G74  war  die  Zahl  der 
bürgerlichen  Handwerker  in  Wien  bereits  weit  hinter  der  der 
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„Störer“  zurückgeblieben l 2).  Auch  auf  dem  Lande,  wo  mit  der 
zunehmenden  Besteuerung  und  Volksdichtigkeit  der  Städte  immer 
häufiger  Ansiedlungen  von  Handwerkerfamilien  stattfanden  s), 
wo  überdies  der  Einfluß  der  städtischen  Hauptinnungen  sich 
weniger  geltend  machte,  fühlte  sich  das  Störergewerbe  heimisch. 
Wollte  man  den  bürgerlichen  Handwerkerstand  steuerkräftig 
erhalten,  so  mußte  man  ihn  zunächst  gegen  diese  immer  bedroh- 
licher werdende  Konkurrenz  schützen.  Dieser  Gedanke  liegt 
wohl  auch  den  scharfen  Äußerungen  zu  Grunde,  womit  Becher3) 
die  „Störer“  charakterisiert.  Er  nennt  sie  Hummeln,  die  „denn 
nahrhafften  Handwercksleuten  ihren  saweren  Schweiß  abstehlen, 
und  daß  brod  von  dem  Maul  hinweg  nehmen,  die  arbeit  wohl- 
feiler geben,  auch  solches  thuen  können,  weil  sie  keine  Contri- 
bution  und  theweren  Hauß  Zinß  als  die  bürger  geben,  noch 
ehrliche  Gesellen  fördern,  welche  theuer  zu  unterhalten,  sie  aber 
Ihre  Arbeit  nur  auf  die  wohlfeyle,  geschwinde  und  leichtigkeit 
richten,  und  darzu  allerhand  Fretter  und  Pfutscher  brauchen.“ 
Hiezu  würden  auch  die  Hof-  und  Herrenbefreiten  gerechnet.  „Es 
ist  kein  Fürst  oder  Graf  beynahe,  der  nicht  einen  Handwercker 
under  seinen  Laqueyen  habe,  zu  gesell weigen  der  Soldaten.  Ja 
die  Clöster  vieler  Orten  halten  selbsten  die  Stöhrer  auf,  laßen 
nicht  allein  alles  darinnen  machen,  was  ihnen  vonnöthen,  sondern 
laßen  auch  noch  Waaren  auf  den  Kauff  verferttigen  und  schicken 
sie  per  tertios  auf  die  Jahr  Märkt.“  4)  Nicht  nur,  daß  sie  wenig 
oder  gar  nichts  zur  gemeinen  Steuer  beitragen,  saugen  sie  die 
bürgerlichen  Meister  ärger  aus,  als  die  größte  Kontribution, 
schneiden  ihnen  die  Nahrung  ab  oder  verursachen  doch,  daß 
ihrer  nicht  um  vieles  mehr  in  den  Erblanden  zu  finden  seien5). 

1)  S.  S.  10. 

2)  „Je  dichter  die  Bevölkerung  wurde,  je  mehr  der  Verkehr  zu- 
nahm,  je  teurer  es  in  den  großen  Städten  wurde,  desto  mehr  zog  sich 
ein  Teil  des  Handwerks  in  die  kleinen  Städte  und  auf  das  Land.“ 
(Schmoller,  Die  Straßburger  Tücher-  und  Weberzunft,  a.  a.  0., 
S.  538;  vgl.  auch  Moritz  Meyer,  Gesch.  der  preußischen  Handwerker- 
politik, a.  a.  O.,  II.  Bd.,  1888,  S.  32.) 

3)  Im  Referat  von  lö 74,  a.  a.  O. 

*)  Auch  der  böhmische  Kammersekretär  Borscheck  verlangt  in 
seinem  Gutachten  Ende  1099,  es  möge  der  Geistlichkeit  verboten 
werden,  die  Arbeiten  durch  ihre  Ordensgeistlichen  verrichten  zu  lassen. 
(Pribrain.  Das  böhmische  Kommerzkollegium  und  seine  Tätigkeit, 
a.  a.  O.,  S.  19.) 

5)  Referat  von  Di 74,  1.  Kap. 
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Immer  wieder  mußten  Resolutionen  zur  Abstellung  der 
„Störer“  in  den  einzelnen  Gewerben  erlassen  werden  l).  1693  er- 
schien eine  Verordnung  gegen  die  „Störer“  aller  Gewerbe2). 
Die  zahlreichen  Erneuerungen  der  Zunftprivilegien  sind  in  erster 
Linie  auf  das  Überhandnehmen  der  unbefugten  Handwerker 
zurtlckzufUhren.  Die  Hand werksordnungen  enthalten  meist  bezüg- 
lich der  „Störer“  sehr  strenge  Bestimmungen.  So  setzt  z.  B.  die 
Radkersburger  Schneiderhandwerksordnung  vom  4.  Juni  1639 
fest:  wer  mit  „Störern“  umgeht  oder  zecht,  zahlt  2 Pf.  Wachs 
(Art.  8);  wer  solches  sehen  und  nicht  anzeigen  würde,  x/2  Pf. 
(Art.  9) 3).  In  der  Bestätigung  dieser  Ordnung  unterm  29.  Dezem- 
ber 1728  werden  die  betreffenden  Bestimmungen  noch  verschärft  : 
Gesel  len,  die  bei  „Störern“  arbeiten,  darf  über  14  Tage  keine 
Arbeit  gegeben  werden  (Art.  30);  die  „Störer“  werden  von  der 
Zunft  mit  4 Pfd.  Pfennigen  bestraft  (Art.  31);  wenn  sie  sich 
widersetzen,  sollen  sie  durch  die  Bohörden  verhaftet  werden 
(Art.  32);  Landschneider  dürfen  nicht  in  der  Stadt  arbeiten 
(Art.  33) ; „Störer“  werden  nach  Verbüßung  ihrer  Strafe  von 
der  Behörde  abgeschafft  ( Art.  34).  Noch  unterm  20.  Dezember  1741 
wurden  die  alten  Privilegien  wegen  der  vielen  „Fretter“  unter 
den  verschiedenen  umliegenden  Herrschaften  auf  Ansuchen  der 
Zünfte  bestätigt  ‘). 

Auch  gegen  die  zahlreichen  Militärhandwerker  unter  den 
„Arsenalisten“,  „Piquenierem“  und  Angehörigen  der  „Stadt- 
Quardia“  standen  die  Behörden  den  Zünften  bei.  Zufolge  einer 
kaiserlichen  Resolution  vom  14.  Juli  1687  war  es  den  „Arsiona- 
lischen  Lehen-Wachtern“  nicht  gestattet,  wie  Bürger  in  der  Stadt 
ein  Gewerbe  zu  treiben.  Als  sie  trotzdem  ihr  Handwerk  weiter 
ausübten,  nahmen  ihnen  die  Wiener  bürgerlichen  Schneider  eines 
Tages  Waren  und  Werkzeug  weg.  Bei  dieser  Gelegenheit  ließ 
der  Kämmerer  und  Arsenalhauptmann,  Graf  von  St.  Hilier,  einen 
der  bürgerlichen  Schneider,  Simon  Lucas,  im  Arsenal  eigen- 
mächtig festnehmen.  Der  Kaiser  sprach  ihm  jedoch,  als  er  davon 
vernahm,  seine  Mißbilligung  aus  und  befahl  ihm,  falls  es  noch 
nicht  geschehen  sei,  den  bürgerlichen  Schneider  zu  entlassen5). 

1)  S.  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  370,  4G4;  II.  T.t  8.  290  ff.,  317, 
440  f.,  etc. 

2)  Hatsche k,  a.  a.  O.,  8.  10. 

8)  Gomilschak,  a.  a.  0.,  S.  62. 

4)  Ebeud.  S.  64. 

*)  Resolution  vom  20.  Oktober  1087,  Cod.  Austr.  II.  T.,  S.  441. 
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Ebenso  wurden  die  Beschwerden  der  Wiener  bürgerlichen  Fleisch- 
hacker über  die  große  Zahl  und  den  ungebührlich  ausgedehnten 
Gewerbebetrieb  der  „Commiss-  oder  Quardi-Fleischhacker“  zu 
Gunsten  der  Zunft  erledigt,  allerdings  erst,  nachdem  diese  mit 
einer  Preiserhöhung  und  die  Stadt  Wien  mit  der  Zurückhaltung 
eines  Teils  ihrer  Landeskontribution  gedroht  hatte  *). 

Zweifelhafter  war  die  Haltung  der  obersten  Behörden 
bezüglich  der  bürgerlichen  Beschwerden  gegen  den  Gewerbe- 
betrieb der  kaiserlichen  Livreebedienten 3).  Der  „esclat“  des 
Hofes  erforderte  die  Besoldung  zahlreicher  „Künstler  und  Hand- 
werker in  wirklichen  Hofdiensten“,  wie  Kammermaler,  Kammer- 
goldschmiede, Leibbarbierer,  „Guardarobba,“  Büchsenspanner, 
Hofsehmiede,  Hofzuschrotter  u.  a.,  denen  zugleich  das  Recht  ein- 
geräumt  wurde,  ihre  Kunst  und  ihr  Handwerk  nach  altem  Her- 
kommen ohne  ausdrücklichen  Freiheitsbrief  in  Wien  auszuüben8). 
Auch  andere  Hofbedienstete,  wie  Trabanten  und  Hartschierer, 
übten  zuweilen  ein  Gewerbe  aus  und  arbeiteten  sogar  öfters  mit 
Gesellen  4). 

Allmählich  werden  diese  Hofprivilegien  zum  Gewerbebetrieb 
auch  auf  unbezunftete  Handwerker  außerhalb  der  Hofdienste 
ausgedehnt.  Es  waren  wohl  zunächst  ausländische  „Künstler“ 
und  Handwerker,  denen  der  Kaiser  oder  ein  Mitglied  des  Kaiser- 
hauses auf  diese  Weise  die  Ausübung  ihres  Handwerks  in  Wien 
ermöglichen  wollte5).  Später  war  hiebei  hauptsächlich  das 
Bestreben  maßgebend,  wenigstens  einen  Teil  der  zahlreichen 
„Störer“  vor  den  Angriffen  der  Zünfte  sicherzustellen.  Die  „Hof- 
befreiten“  waren  von  den  Zunftverbindlichkeiten  und  Steuer- 
leistungen der  übrigen  Handwerker  befreit  und  hatten  bloß  ein 

*)  Resolutionen  v.  1692,  1693,  1698  und  1700,  ebend.  I.  T., 
S.  364,  249. 

*)  Eine  solche  erwähnt  ein  Referat  der  Hofkauzlei  vom  13.  Aug. 
1736,  Arch.  des  Min.  des  Innern,  IV.  T.  28,  Gewerbe  in  genere, 
N.-Öst.  1522—1749. 

3)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  476  ft’. 

4)  Cod.  Austr.,  IV.  T.,  S.  270  ff. 

5)  Die  Institution  königlicher  Freimeister  findet  bereits  in  einer 
Goldschmiedeordnung  aus  dem  Jahre  1562  Erwähnung  (Ilans  R i z z i. 
Das  österreichische  Gewerbe  im  Zeitalter  des  Merkantilismus,  in  der 
„Ztschr.  f.  Volkswirtsch.,  Sozialpolitik  und  Verwaltung“,  Wien  und 
Lpz.  1903,  S.  79'.  Eine  der  ältesten  Hofbefreiungen  erhielt  ein  gewisser 
Domenigo  Barchino  im  Jahre  1583  von  Elisabeth,  Tochter  Maximi- 
lians II.  (Alex.  G i g 1,  Gesch.  der  Wr.  Marktordnungen,  Wien  1865, 
8.  237). 
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jährliches  Schutzgeld  zu  entrichten.  Schon  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  16.  Jahrhunderts  war  ihre.  Zahl  derart  gestiegen, 
daß  Maximilian  II.  sich  genötigt  sah,  für  sie  eine  eigene  Ordnung 
zu  erlassen  x).  Beim  Regierungsantritt  Leopolds  I.  häuften  sich 
wieder  die  Klagen  der  Wiener  Zünfte  über  die  Mißbräuche  und 
das  Überhandnehmen  der  Hofbefreiten.  Die  Resolution  vom 
13.  Juli  1660  an  den  Obersthofmarschall  und  die  Stadt  Wien 
versucht  nun  das  Verhältnis  zwischen  den  beiden  Handwerker- 
kategorien zu  regeln.  Es  sollten  fortan  nur  mehr  die  von  Leopold 
erteilten  Hoffreiheiten  Gültigkeit  haben.  Die  übrigen  Hofbefreiten 
sollten  gehalten  sein,  das  Bürgerrecht  zu  erwerben,  wenn  sie  ihr 
Gewerbe  weiter  betreiben  wollten.  Die  Stadt  Wien  wurde  an- 
gewiesen, ihnen  nicht  nur  das  Bürgerrecht  zu  erteilen,  sondern 
auch  die  ihr  untergebenen  Handels-  und  Handwerkszünfte  zu 
veranlassen,  die  Betreffenden  ohne  allzu  große  Kosten,  schwierige 
Meisterstücke  und  andere  schädliche  Bedingungen  aufzunehmen-). 
Die  Entscheidung  war  also  durchaus  nicht  im  Sinne  der  Be- 
schwerden erflossen.  Sie  bedeutet  vielmehr  einen  entschiedenen 
Eingriff  in  die  Rechte  der  Wiener  Zünfte.  Die  Bestimmungen 
zu  Gunsten  der  Bürgerschaft  fielen  dagegen  kaum  ins  Gewicht. 
So  sollten  bei  einigen  Handlungen  und  Handwerken,  wie  bei 
den  „Eißlern“  und  gemeinen  Gewandschneidern,  welche  die 
Kleider  auf  Kauf  machen,  die  Hoffreiheiten  gänzlich  kassiert 
und  keine  mehr  ausgefolgt  werden.  Die  Zahl  der  Hofbefreiten 
sollte  restringiert  werden,  vorbehaltlich  der  kaiserlichen  Ent- 
schließung in  speziellen  Fällen,  wie  bei  Künstlern  oder  auch 
andern  treuen  und  verdienstvollen  Personen.  Reiste  der  Hof 
außer  Landes,  so  hatten  nach  Disposition  und  Anordnung  des 
Hofmarschalls  die  Hofbefreiten,  welche  Handelsleute  und  Krämer 
waren  oder  für  gewöhnlich  Waren  vorrätig  hielten,  den  kaiser- 
lichen Hof  entweder  in  eigener  Person  oder  durch  einen  stell- 
vertretenden Diener,  die  bloß  arbeitenden  Handwerker  aber  in 
eigener  Person  zu  begleiten.  Weigerten  sie  sich  dessen,  so  sollte 
ihr  Gewerbe  bis  zur  Ankunft  des  Kaisers  niedergelegt  werden. 
Da  sich  zwischen  dem  Hofmarschallamt  und  dem  Wiener  Magi- 
strat wegen  der  „Sperrinventur“  und  der  Verlassenschaft  nach 
Hofbefreiten  öfters  Rechtsstreitigkeiten  zum  Schaden  der  Gläu- 
biger und  Erben  ereigneten,  die  besonders  darin  ihren  Grund 

1)  Neue  Ordnung  Maximilians  II.  v.  15.  Juni  1572,  Arch.  des 
Min.  des  Innern,  IV.  F.  28,  Gewerbe  in  gencre,  N.-Öst.,  1522 — 1749. 

2)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  8.  4 70  ff. 
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hatten,  daß  die  Verstorbenen  zugleich  Bürger  und  Hofbefreite 
gewesen  waren,  so  durfte  in  Hinkunft  ein  Bürger  nur  mit  Ver- 
lust seines  Bürgerrechtes  Hofbefreiter  und  ein  Hofbefreiter  nur 
nach  Ablegung  seiner  Hoffreiheit  Bürger  werden  '),  eine  Bestim- 
mung, die  nur  geeignet  war,  die  zwischen  den  beiden  gewerb- 
lichen Gruppen  bestehende  Kluft  noch  zu  erweitern. 

Tn  einzelnen  charakteristischen  Streitfällen  und  Episoden 
kommen  die  vorhandenen  Gegensätze  zum  Ausbruch. 

Langwierige  Konflikte  ergaben  sich  im  Wiener  Gärtner- 
gewerbe aus  der  Sonderstellung,  die  ein  Teil  der  zumeist  aus- 
ländischen Hof-  und  Herrschaftsgärtner  für  sich  beanspruchte2). 
Der  Kampf  wurde  auf  das  religiöse  Gebiet  hinübergespielt,  in- 
dem sich  die  Gegnerschaft  der  zünftigen  Ziergärtner  besonders 
gegen  die  aus  dem  Reiche  eingewanderten,  „nach  Reiehsmanier0 
gelernten  protestantischen  Gärtner  wendete,  die  bei  den  öster- 
reichischen Herrschaften  und  bei  Hof  sehr  gesucht  waren. 
Bereits  im  Jahre  1674  hatte  die  Wiener  Lustgärtnerinnung  ein 
Schutzpatent  gegen  die  ungehorsamen  Gewerbegenossen  erlangt, 
die  sich  weigerten,  an  der  Fronleichnamsprozession  teil- 
zunehmen 3).  Desgleichen  bestimmten  die  Verordnungen  von 
1698  und  1702,  „daß  die  unkatholischen  Lustgartner  expresse 
entweders  zur  katholischen  Religion  sich  zu  bequemen  oder  aus 
dem  Land  zu  gehen  nachdrücklichst  angehalten  werden  sollten.04) 
Aber  allmählich  vollzieht  sich  in  den  maßgebenden  Kreisen  ein 
vollständiger  Umschwung.  Die  vorgeschrittene  Gewerbetechnik 
der  Reichsdeutschen  bewog  in  der  Praxis  zu  Kompromissen. 
Schon  der  oben  erwähnte  Bericht  derer  von  Wien  aus  dem 
Jahre  1710  sieht  sich  genötigt,  lebhafte  Klage  wegen  d«*r  Ab- 
nahme des  Eifers  im  katholischen  Gottesdienst  zu  führen.  Er 
weiß  bereits  8 unter  den  Gegnern  der  katholischen  Gärtnerzunft 
anzuführen,  „nemblich  Cornelius  Schröder,  bei  Ihro  Durehl. 
Prinz  Eugenio,  Johann  Christian  Förster,  bei  dem  Fürst  von 
Schwarzenberg  und  Friedrich  Antoni  Hartung,  bei  Sr.  Exzellenz 
Herrn  Grafen  von  Harrach  zu  Prukh  an  der  Leitha  Gärtner,0 
die,  „der  lutherischen  Sect  zugethan,  meristenteils  nur  lutherische 
Jung  in  die  Lehr  nemben,  auch  sich  lutherische  Gesellen  anhero 
ins  Land  verschreiben  und  andurch  ihre  Sect  ausbreiten. u 

l)  Ebcud. 

-)  l'hlirz,  a.  a.  O.,  S.  Iß  fl. 

;l)  Ebend.,  S.  27,  Urk.  im  Stadtarchiv. 

Ebend.,  S.  17  ff.,  Bericht  derer  von  Wien  aus  dem  Jahre  171Ü. 
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„Anbelangent  den  Gottsdienst,“  führt  dann  der  Bericht  fort,  „so 
wird  diser  um  willen  sich  die  kais.  und  fürstl.  und  anderer 
Herren  Gärtner  der  Laad  und  Bruderschaft  entziehen  wollen, 
also  lau  gepflogen,  daß  so  vorhin  etlich  hundert  Gartnerspcrsonen 
demselben  beigewohnt,  dermahlen  kaum  30  oder  40  dabei  er- 
scheinen, geschweigend  daß  die  bei  denen  Quatembermessen 
gepflogene  zierliche  Beleichtung  unterlassen  werde.“  Bürger- 
meister und  Rat  sprechen  sich  daher  „zur  Beibehaltung  der 
katholischen  Religion,  zur  Wideremporbringung  des  bei  denen 
Lustgartnern  in  Abgang  kommenden  Gottesdienst  und  Ab- 
stellung aller  besorgenden  größeren  Uneinigkeiten  und  Irrungen“ 
gegen  die  geforderte  Exemption  der  Hof-  und  Herrschaftsgärtner 
ans  *).  Alle  diese  Argumente  machten  jedoch  offenbar  nicht  den 
gewünschten  Eindruck3),  denn  im  Jahre  1730  wurde  mit  Hof- 
dekret angeordnet,  daß  die  herrschaftlichen  Lust-  und  Bluinen- 

l)  Ebend. 

8ni  Ähnlich  verhielten  sich  die  Behörden  gegenüber  den  Grazer 
Blumen-  und  Lustgärtnern,  als  diese  im  Jahre  1G89  unter  Berufung  auf 
die  Notwendigkeit  einer  religiösen  Lebensführung  um  Erteilung  eines 
eigenen  Zunftstatuts  einkamen.  Sie  wollen,  heißt  es  in  ihrer  Eingabe, 
wie  andere  Zech-  und  Bruderschaften  in  Graz,  an  der  Fronleichnams- 
prozession teilnehmen,  und  da  alle  diesse  „mit  Blumen  und  Khreuzeu 
gezühret,“  so  schmerze  es  sie,  die  „Urheber  und  Pflanzer  der  Blumen44, 
daß  sie  nicht  auch  „bekhrenezter  mit  brangen  terffen44 ; sic  wollen  auch 
sonst  insbesondere  durch  Gottesdienste  für  Mehrung  von  Zucht  und 
Ehrbarkeit  in  ihren  Kreisen  sorgen;  solange  sie  keine  Zunft  hätten, 
würden  ihre  Leute  auswärts  als  nicht  ehrlich  „erlehrnete“  und  als  Fretter 
behandelt.  Ein  ausführliches,  wahrscheinlich  vom  Landeshauptmann  her- 
rührendes  Promemoria  spricht  sich  jedoch  gegen  dieses  Ansuchen  aus 
(1G91)  und  zwar  mit  der  folgenden  Begründung:  Die  fromme  Gesinnung 
der  Bittsteller  in  Ehren  erhelle  doch  aus  dem,  was  man  sonst  von  den 
Handwerkern  wisse,  daß  sie  bei  ihren  Versammlungen  nur  fressen  und 
saufen,  Einen  und  den  Andern  strafen  und  allerlei  Spesen  machen ; daß 
sie  Fremde,  die  herkommeu,  um  ihr  Handwerk  zu  treiben,  nur  hindern 
und  strapazieren ; daß  das  Publikum  zu  den  zünftigen  Meistern  kommen 
muß,  ob  diese  nun  ihr  Handwerk  verstehen  oder  nicht;  dass  sie  bei 
ihren  Zusammenkünften  selber  die  Preise  festsetzen  und  den  jenigen,  der 
billiger  arbeiten  will,  bestrafen;  übrigons  seien  in  Frankreich,  Italien  und 
anderwärts,  wo  es  keine  Zünfte  gebe,  die  besten  Meister  zu  finden  und 
das  Publikum  stehe  sich  besser  dabei ; und  endlich  habe  man  die  Petenten, 
die  schon  1G87  dasselbe  Ansuchen  gestellt  hätten,  bereits  damals  abge- 
wiesen (v.  Zahn,  Nachträge  zu  den  Materialien  zur  inneren  Geschichte 
der  Zünfte  in  Steiermark  vom  15.  bis  inkl.  17.  Jahrhundert,  in  den 
„Beiträgen  zur  Kunde  steiermärk.  Geschichtsqucllen44,  18.  Jahrgang, 
Graz  1882). 
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gärtner,  so  lang«;  sie  keine  Jungen  halten,  nicht  zum  Eintritt  in 
die  Zunft  gezwungen  werden  dürfen.  Die  Streitigkeiten  zogen 
sich  bis  in  das  Jahr  1762  hinaus  und  endeten,  abgesehen  von 
einigen  materiellen  Vorteilen,  die  man  den  zünftigen  Gärtnern 
gewährte,  mit  dem  formellen  Siege  der  Hof-  und  Herrschafts- 
gärtner. Sie  wurden  von  aller  Zunft  befreit  und  bei  ihrer  Reichs- 
manier hinsichtlich  der  Aufnahme  und  Lossprechung  der  Lehr- 
jungen, sowie  der  Ausfertigung  der  Lehrbriefe  beschützt  *). 

Daß  jedoch  die  Hofprivilegien  durchaus  keinen  ausreichen- 
den Schutz  gegen  die  Angriffe  des  zünftigen  Handwerks  boten, 
beweist  der  Verlauf  der  Affäre  Neuhold,  die  den  niederösterrei- 
chischen und  böhmischen  Behörden  fast  drei  Jahrzehnte  hin- 
durch zu  schaffen  machte.  Am  11.  September  des  Jahres  1702 
hatte  Kaiser  Leopold  den  Thomas  Neuhold  auf  dessen  Ansuchen 
zum  Hofdrechsler  ernannt.  In  dem  betreffenden  Freiheitsbrief 
war  ausdrücklich  bemerkt  worden,  daß  er  hinsichtlich  der  Auf- 
nahme und  Beförderung  der  Gesellen  sowie  in  Bezug  auf  die 
Lehre  und  das  Ledigzählen  der  Jungen  dieselben  Freiheiten  und 
Gerechtigkeiten  genießen  solle,  wie  die  bürgerlichen  Drechsler- 
meister. An  diese  Bestimmung,  die  für  die  Hofdrechsler  über- 
liaupt  galt,  hielt  sich  nun  die  Wiener  Innung  keineswegs,  sondern 
erklärte  die  Gesellen  der  hofbefreiten  Drechslermeister  für  „unehr- 
lich“. In  dem  darob  entstandenen  Prozesse  fiel  die  Entscheidung  am 
22.  Jänner  17 12  zu  Gunsten  d«*r  Hofbefreiten  aus  2).  Auf  diese  Resolu- 
tion gestützt,  schickt«*  Thomas  Neuhold  einig«*  Jahre  darauf  seinen 
ehelichen  Sohn,  den  Drechslergesellen  Franz  Lorenz  Neuhold, 
den  er  selbst  bei  der  Wiener  Lade  aufgedungen  und  frei- 
gesprochen hatte,  nach  Prag,  damit  er  dort  b«*i  einem  Drechsler- 
meister in  Arbeit  tr«*te3).  Nach  kurzem  Aufenthalt  an  seinem 
neuen  Arb«*itsort  mußte  d«.*r  junge  Neuhold  in  der  „Vier-Woehen- 
schenke“  vom  22.  Dezember  1726  hören,  daß  man  ihn  nicht  für 
einen  „guth  Ehrlichen  gesellen“  halten  wolle,  es  sei  denn,  daß 
er  von  <l«*n  Wiener  Stadtmeistern  als  solcher  anerkannt  würd«* 
und  hierüber  eine  B«*scheinigung  beibrächt«'.  Zwei  Gesellen  aus 
Wien  hatten  ihre  Prager  Kolh'gen  v»*rständigt,  daß  Neuhohl 

*)  t’hlirz,  a.  a.  O.,  S.  17  ff. 

2)  Extraetus  Protocolli  dieser  Resolution  „In  Causa  deren  zweyeu 
armen  Hofbefroyten  Trftxler  Maistern  in  Wienn“.  Ms.  im  Arcb.  des 
Min.  des  Innern,  IV.  F.  28.  Gewerbe  in  genere,  N.-Öst.  1522 — 1749. 

3)  Schreiben  der  Wr.  llofkanzlei  vom  1.  April  1727  an  die  böh- 
mische Ilofkanzlei,  Ms.  ebend. 
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nicht  vom  bürgerlichen  Handwerk  sei.  Die  Prager  Meister  wiesen 
nun  darauf  hin,  daß  von  den  hofbefreiten  Meistern  noch  keiner 
jemals  ausgelemt  habe  und  beriefen  sieh  überdies  auf  ihre 
Gesellen,  denen  sie  Sicherheit  bieten  müßten.  Neuholds  Ausrede, 
die  Wiener  Stadtmeister  würden  schon  von  selbst  schreiben, 
wenn  sie  etwas  gegen  ihn  hätten,  wurde  nicht  angenommen.  Es 
blieb  bei  dem  Beschluß,  daß  Neuhold  einen  Schein  von  den 
Wiener  Stadtraeistern  und  nicht  etwa  bloß  von  den  Hofbefreiten 
oder  vom  Hofmarschall  vorweisen  müsse.  Nur  dem  Umstande, 
daß  sein  Meister  ihn  nicht  sogleich  verabschiedete,  wie  das  Hand- 
werk es  verlangte,  hatte  er  es  zu  verdanken,  wenn  ihm  noch 
eine  Frist  von  längstens  14  Tagen  zur  Beibringung  der  Beschei- 
nigung gewährt  wurde.  Diesen  Sachverhalt  berichtet  nun  der 
junge  Neuhold  unterm  26.  Dezember  seinem  Vater  nach  Wien, 
indem  er  ihn  bittet,  ihm  mit  den  bestmöglichsten  Mitteln  zu 
Hilfe  zu  kommen,  da  er  sonst  „wahrhafftig  von  Prag  ohne 
schenkh  und  grues  nach  hauß“  müßte.  Die  Gesellen  zu  binden 
sei  unmöglich  und  wenn  er  schon  sogar  von  Prag  hinwegginge, 
etwa  in  das  Reich,  so  würde  er  anderswo  noch  größere  Schwie- 
rigkeiten finden.  Der  Vater  möge  ihm  also,  sobald  es  nur  sein 
könne,  eine  tröstliche  Antwort  zukommen  lassen,  damit  ihm  die 
Schande  erspart  bliebe,  wieder  nach  Haus  zurückkehren  zu 
müssen x). 

Es  waren  also  weder  die  Meister  noch  die  Gesellen  allein, 
die  dem  Ankömmling  den  Eintritt  in  das  Handwerk  versagten ; 
die  ganze  Zunftorganisation  setzte  sich  gegen  die  Durchbrechung 
des  alten  Herkommens  zur  Wehr. 

Nach  Erhalt  des  Briefes  schickte  Thomas  Neuhold  die 
Resolution  vom  22.  Jänner  1712  nach  Prag,  damit  sein  Sohn  sie 

x)  Brief  des  jungen  Neuhold  vom  26.  Dezember,  ebend.  Das 
Jahresdatum  1726  ist  nicht  angegeben;  ein  früheres  Datum  ist  jedoch 
nicht  anzunehmen,  da  die  untenerwähnte  Resolution  der  Wr.  Hofkanzlei  vom 
1.  April  1727,  welche  sich  auf  die  in  dem  Brief  geschilderten  Vor- 
gänge boruft,  bei  der  prinzipiellen  Wichtigkeit  der  Sache  und  bei  dem 
Umstande,  daß  Thomas  Neuhold  als  Hofbefreiter  mit  den  Hofkreisen  in 
naher  Fühlung  stand,  sicherlich  noch  vor  Verlauf  eines  Jahres  ergangen 
ist.  — Der  Brief  trägt  die  Aufschrift:  „Dises  zu  Khomen  meinen  herz- 
lichsten H:  Vatter  Thomas  Neuholdt  Knyßerl.  hoft'-bauambts  Trüxler 
meister  in  der  Cärner  strasse  hey  burger  Spittall  gegen  über  in  Träxler 
laden  abzulegen,“  und  die  Unterschrift:  „Meines  herzliebsten  H:  Vatter: 
getreuer  Sohn  Franz  Lorenz  Neuholdt  Dräxler  gesell,  in  arbeith  bey 
Maister  Joachimb  Fridrich  aut  der  Kleinen  seitli  in  der  Pforrer  gasse 
in  zeich  schinittischen  hauß  abzugeben.“ 
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bei  der  Lade  als  Legitimation  vorweise  und  die  Prager  Meister 
sich  künftig  nicht  mehr  mit  der  Unkenntnis  jenes  kaiserlichen 
Befehls  entschuldigen  könnten.  Zugleich  befahl  er  seinem  Sohn, 
nicht  früher  von  Prag  zu  weichen,  als  bis  er  über  den  Verlauf 
der  Sache  nach  Wien  berichtet  hütte.  Die  Resolution  fand  keine 
Beachtung.  Das  Prager  Handwerk  bedeutete  dem  jungen  Neu- 
hold, daß  in  dergleichen  Angelegenheiten  der  Kaiser  wohl  in 
Wien,  nicht  «aber  in  Prag  zu  disponieren  habe.  Man  schaffte  ihn 
als  unehrlichen  Gesellen  ohne  Grub  und  Geschenk  von  Prag  ab, 
verbot  sogar,  ihm  auf  der  Herberge  Speise  und  'Frank  zu  reichen, 
und  so  mußte  er  allsogleich  „bey  dem  schlimmsten  winter  wetter 
und  weeg“  und  bevor  er  noch  nach  Wien  hätte  berichten  können, 
„in  einem  stuckh  alß  ein  Mitlloser  Mensch  und  wanderenter 
Pursch  bettlend t widertimb  anhero  nacher  wienn  laufen, a wo  er 
elend  und  krank  an  langte.  Als  Gescholtener  erhielt  er  keine 
Arbeit  und  lag  nun  seinem  Vater  „feiernd  über  den  Hals“. 

Diese  Darstellung  des  Sachverhaltes  gibt  Thomas  Neuhold 
in  dem  Gesuch,  das  er  zur  Wahrung  seiner  Rechte  bei  Hofe 
einreicht l).  Er  bittet  zum  Schluß,  der  Kaiser  möge  der  hiesigen 
böhmischen  Hofkanzlei  den  Befehl  erteilen,  schleunigst  ihre  Ver- 
fügungen zu  treffen,  damit  „nach  Untersuchung  und  befindung 
der  Sachen  wahren  beschaffenheit  die  Verächter  der  allerhöchsten 
Kavßerl.  geboth  zur  gebührenden  Straff  gezogen“,  er  selbst  aber 
nebst  seinem  Sohn  „zur  billichen  Satisfaction  propter  hierum 
ceßans  et  damnum  emergens  gelangen  möge“.*) 

Daraufhin  ergeht  am  1.  April  1727  an  die  böhmische  llof- 
kanzlei  die  entsprechende  Verordnung,  die  den  Standpunkt  der 
wirtschaftlichen  Einheit  Österreichs  nachdrücklich  hervorhebt. 
Das  Verfahren  der  bürgerlichen  Drechslermeister  in  Prag  wider- 
spreche der  Hoffreiheit,  die  dem  Thomas  Neuhold  erteilt  wurde, 
wie  auch  der  Resolution  von  1712,  wonach  die  Gesellen  und 
Jungen  der  Hofbefreiten  in  allem  den  Bürgerlichen  gleichzu- 
halten seien.  Da  nun  „ein  solches  nit  weniger  daß  zwischen 
denen  Ländern  wohlein  geführte  reciprocum  erfor- 

l)  Ms.  ebend.,  ohne  Datierung  (Kopiej;  die  Überreichung  des 
tJosuchs  dürfte  Ende  Februar  oder  anfangs  Mürz  des  Jahres  1727  statt- 
gefunden haben,  jedenfalls  geraume  Zeit  nach  dem  26.  Dezember  1726, 
da  seitdem  drei  Touren  von  Wien  nach  Frag  und  umgekehrt  zu  rechnen 
siud  und  jedenfalls  kürzere  Zeit  vor  dem  1.  April  1727,  an  welchem 
Tage  die  Resolution  an  die  böhmische  Hofkanzlei  erging. 

-)  Ebend. 
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dert“  und  dergleichen  Zwiespalt  und  Eigenmächtigkeit  gar 
nachteilige  Folgen  und  Weiterungen  haben  dürfte,  so  erwartet 
die  österreichische  geheime  Hofkanzlei,  daß  die  böhmische  Iiof- 
kanzlei  in  dieser  Angelegenheit  sowie  in  anderen  derartigen 
Fällen  die  nötigen  Verfügungen  treffen  werde A). 

Allein  noch  im  August  desselben  Jahres  klagt  Thomas 
Neuhold  in  einem  neuerlichen  Bittgesuch,  daß  die  böhmische 
Hofkanzlei  der  Verordnung  vom  1.  April  nicht  Folge  geleistet 
und  die  bürgerlichen  Drechslermeister  und  Gesellen  in  Prag 
nicht  zur  Verantwortung  gezogen  habe,  seine  Klagesache  also 
noch  nicht  zur  Austragung  gelangt  sei.  Überdies  hatten  unter- 
dessen, wie  aus  dem  Gesuch  hervorgeht,  die  Wiener  bürgerlichen 
Drechslermeister  sich  ebenfalls  eigenmächtig  Genugtuung  ver- 
schafft; sie  hatten  zwei  Drechslergesellen,  die  bei  der  Frei- 
sprechung Josef  Neuhohls,  eines  zweiten  Sohnes  des  Thomas 
Neuhold,  zugegen  waren,  für  unehrlich  erklärt,  ja  der  Irten- 
geselle,  der  bei  der  Ceremonie  fungiert  hatte,  war  um  10  Uhr 
nachts,  als  er  schon  zu  Bette  lag,  von  seinem  Meister  ohne  Gruß 
und  Geschenk  aus  dem  Haus  gejagt  worden.  Thomas  Neuhold 
bittet  also,  zu  verfügen,  daß  die  Wiener  bürgerlichen  Drechsler- 
meister und  Gesellen  als  Anstifter  der  Verfolgung  und  Zurück- 
treibung  seines  Sohnes  nach  Hof  zur  Verantwortung  vorgefordert 
und  bei  Androhung  von  Strafe  ermahnt  würden,  die  Feindselig- 
keiten gegen  die  Hofbefreiten  einzustellen2). 

Mittlerweile  hatte  die  böhmische  Hofkanzlei  am  1.  August 
1727  gemäß  der  Resolution  vom  1.  April  an  die  königl.  Statt- 
halterei in  Prag  ein  Reskript  wegen  Gleichhaltung  der  Bürger- 
lichen und  Hofbefreiten  erlassen3).  Es  wurde  nunmehr  der  nieder- 

*)  Ms.  ebend. 

~)  Ms.  ebend.,  wie  das  erste  Gesuch  ohne  Datierung,  aber  jeden- 
falls zwischen  dem  11.  und  22  August  1727  eingereicht,  da  die  Frei- 
sprechung des  Josef  Neuhold  am  11.  August  stattfand  und  die  weiter 
unten  erwähnte  Verordnung  vom  22.  August  sich  bereits  auf  die  Wiener 
Vorgänge  bezieht.  Die  juristischen  Ausdrucke  sowie  der  streng  prin- 
zipielle Standpunkt  der  Gesuche  lassen  einen  Rechtskundigen  als  Ver- 
fasser erkennen.  Aus  der  Bereitwilligkeit,  womit  die  Wiener  Hofkanzlei 
auf  seine  Intentionen  einging,  ist  zu  entnehmen,  daß  sich  ihr  eigener 
Standpunkt  mit  dem  seinigen  deckte. 

3)  Verordnung  der  Wr.  Hofkanzlei  vom  22.  August  1727  an  die 
n.-Ö8t.  Regierung,  Ms.  ebend.  (Die  Kopie  des  Reskripts  vom  1.  April, 
die  der  Verordnung  zufolge  beiliegen  soll,  fehlt  in  dem  betreffenden 
Faszikel.) 
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österreichischen  Regierung  aufgetragen,  auch  auf  die  Übertreter 
der  bezüglichen  Verordnung  von  1712  in  Wien  zu  inquirieren, 
die  Schuldigen  exemplarisch  zu  bestrafen  und  das  Universale 
wegen  der  zu  errichtenden  Gewerbe-  und  Hand werksordnung, 
die  schon  gelegentlich  gewerbestatistischer  Erhebungen  im 
Jahre  1724  beschlossen  worden  war  *),  ehestens  fertigzustellen 
und  nach  Hof  zu  schickenl * 3). 

Die  Notwendigkeit  einer  prinzipiellen  und  allgemeinen 
Änderung  der  Gewerbeverhältnisse  machte  sich  den  Staats- 
behörden immer  deutlicher  fühlbar.  Auch  das  „Dekreter  “-Patent 
vom  12.  April  1725  war  mit  dem  Vorbehalt  erlassen  worden, 
daß  es  nur  bis  zur  Einführung  einer  „TJniversal-Gewerb-  und 
Zunftordnung“  Geltung  haben  solle3). 

Schutzdekrete  waren  an  und  für  sich  ebensowenig  eine 
Neuerung,  wie  die  Hofbefreiungen.  Doch  hatte  vorerst  die  Rück- 
sicht auf  das  bürgerliche  Handwerk  hierin  einige  Mäßigung 
geboten.  Schon  unterm  7.  September  1037  erging  eine  Verord- 
nung an  den  Hofmarschall,  wonach  die  vom  Hofmarschallamt 
zur  Treibung  der  Gewerbe  und  Hantierungen  ausgehenden 
Schutzdekrete  fürderhin  nicht  gestattet  sein  sollten  und  die 
Supplikanten  diesbezüglich  an  den  Kaiser  verwiesen  wurden. 
Desgleichen  wurde  mittels  Dekret  vom  29.  Mai  1643  dem  llof- 
marschallamt  und  der  Stadt  Wien  mitgeteilt,  daß  die  von 
ersterem  ausgegebenen  Schutzdekrete  und  Interimserlaubnisse 
für  Handelsleute  und  Handwerker,  welche  weder  Bürgerliche  noch 
Hofbefreite  sind,  aufzulieben  seien4).  Bestätigt  wurde  die  Ver- 
ordnung am  12.  September  1659,  am  22.  November  1660  und 
am  6.  Mai  1661*). 

Das  Hofmarschallamt  scheint  sich  an  diese  Verfügung  nicht 
gehalten  zu  haben.  So  wurde  auch  einem  Großuhrmacher  namens 
Johann  Wiest  unterm  11.  August  1708  auf  unbestimmte  Zeit 
ein  absolutes  Schutzdekret  erteilt.  Darüber  führten  nun  die 
Wiener  bürgerlichen  Schlosser  und  Großuhrmacher  Klage,  indem 
sie  Folgendes  gegen  ihn  vorbrachten : Wiest  habe  die  Profession 

l)  Cod.  Austr.,  IV.  T.,  S.  249. 

*)  Verordnung  vom  22.  August  1727. 

3)  Cod.  Austr.,  IV.  T.,  S.  270  ff. 

4)  Referat  der  Hofkanzlei  über  die  Angelegenheit  des  Johann 
Wiest,  überreicht  am  3.  August  1709,  Ms.  im  Arch.  des  Min.  des  Innern. 
IV.  F.  28.  Gewerbe  in  genere.  Nf.-Öst.  1522 — 1749. 

'* ) Ebend. 
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nie  dom  Handwerksbrauch  nach  erlernt,  denn  sein  ehemaliger 
Lehrmeister  in  Schwaben  sei  nur  ein  Schlosser,  „derentwegen 
er  Wiest  zwar  all  hier  sich  zu  einem  Groß  Uhrmacher  verdinget, 
darauf  aber  sich  wenig  beflissen,  undt  nach  fruchtlos-vollbrackten 
zwey  Lehr-Jahren  keine  stundt  gewandert,  sondern  lüderlichen 
Leben  und  Gesellen  nachgehangen:  darfür  noch  andere  verführet, 
endlichen  mit  einem  vagirenden  Weibsbild  sich  verehelichet,  undt 
nun  über  sechs  Jahr  lang  gestöhret,  die  Leuth  mit  seiner 
ohnnützen  arbeith  angesetzet,  ihnen  befuegten  Meistern  ihre 
nahrung  entzogen,  dem  publico  aber  nicht  einen  kreutzer  con- 
tribuiret  hätte.“  Es  habe  auch  niemals  mehr  als  zwei  Hofbefreite l) 
gegeben.  Beim  Wiener  Handwerk  Meister  zu  werden  habe  sich 
Wiest  niemals  getraut;  eine  landesfürstliche  Gnade  habe  er 
ebenfalls  nie  verdient  und  sei  in  der  Tat  bereits  zweimal  wegen 
Mangel  an  genügender  Kundschaft  mit  seinem  Gesuch  um  Er- 
teilung der  Hoffreiheit  abgewiesen  worden.  Dennoch  habe  der 
Obersthofmarschall  demselben  am  11.  August  1708  ein  Schutz- 
dekret erteilt,  „dessen  er  sich  auf  ewig  zu  bedienen  glaubete.“ 
Um  eine  Hoffreiheit,  „die  er  ohne  Lehr-  und  Gebuhrts  Brieff 
niemal,  weniger  auf  eine  nicht  erlehrnte  profeßion  erhalten 
wurde,“  werde  er  sich  ohnehin  nicht  bewerben;  habe  doch  der 
Obersthofmarschall,  als  der  Wiener  Magistrat  bei  Androhung  der 
Geschäftssperre  die  Vorweisung  seines  Schutzpatents  von  ihm 
verlangte,  am  7.  Juni  1709  ausdrücklich  zu  seinen  Gunsten  ent- 
sehieden.  Unter  Berufung  auf  die  Verordnungen  vom  22.  Novern- 
bor  1660  und  vom  6.  Mai  1661  bitten  also  die  bürgerlichen 
Schlosser  und  Großuhrmacher,  dem  genannten  Wiest  nicht  nur 
keine  Hoffreiheit  zu  erteilen,  sondern  auch  dem  Hofmarschall  die 
Kassierung  seines  Schutzdekrets  anzubefehlen2). 

Auf  Grund  dieser  Beschwerde  bringt  nun  die  Hofkanzlei 
in  ihrem  Referat  vom  3.  August  1709  die  Verordnungen  an  den 
Hofmarschall  aus  den  Jahren  1637,  1643,  1659,  1660  und  1661 
in  Erinnerung.  Sie  führt  aus,  daß  bis  jetzt  kein  Hofmarschall 
solch«4  Schutzdekrete  erteilt  habe.  Die  betreffenden  Bestimmungen 
sprächen  ganz  klar.  Auch  s«*i  in  dem  Schutzdokret  des  Johann 
W iest  keine  bestimmte  Zeit  angegeben,  während  die  vom  Hof 
ausgehenden  Schutzdekrete  in  der  Regel  nur  auf  6 Monate  er- 

1)  Offenbar  nur  in  ihrer  Profession ; Wiest  rechnen  die  Beschwerde- 
führenden, wie  aus  dem  Folgenden  ersichtlich  ist,  nicht  etwa  unter  die 
Hofbefreiten,  die  obige  Bemerkung  flechten  sie  nur  gelegentlich  hi  er  ein 

2)  Referat  der  Hofkanzlei  vom  3.  August  1709. 
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teilt  würden.  Die  Hofkanzlei  meint  also,  der  Kaiser  solle  die 
oberwülmten  Resolutionen  erneuern,  dem  Wiest  keine  Hoffreiheit 
erteilen  und  sein  Schutzpatent  kassieren  lassen.  Dieser  Rat  wurde 
approbiert1).  Aus  Anlaß  dieser  Affäre  erging  am  7.  November 
desselben  Jahres  sowohl  an  den  Obersthofmarschall  als  auch  an 
die  Stadt  Wien  eine  Verordnung  wegen  Abstellung  der  Schutz- 
' dekrete2). 

In  diesem  Falle  stand  also  die  Hofkanzlei  ganz  offen  auf 
Seiten  der  Zünfte.  Aber  schon  anderthalb  Decennien  nachher, 
im  Dekret  von  1725,  nimmt  die  Verwaltungsbehörde  gerade  den 
entgegengesetzten  Standpunkt  ein. 

Das  Dekret  vom  12.  April  1725 3)  bestimmt,  daß  unbefugten 
Handwerkern  und  „Störern“,  die  sich  einige  Zeit  in  Wien  auf- 
halten und  weder  den  bürgerlichen  Zünften  noch  den  Hof- 
befreiten  einverleibt  sind,  von  Jahr  zu  Jahr  von  der  Regierung 
und  Kammer  bis  zur  Errichtung  einer  „Universal -Ge werb-  und 
Zunftordnung“  ein  Schutzdekret  ausgefolgt  werden  solle.  Doch 
müssen  sie  ein  Schutzgeld  erlegen,  das  von  der  aus  Regierung 
und  Kammer  verordneten  Kommission  zu  bestimmen  sei.  Erlegen 
sie  kein  Schutzgeld,  so  bekommen  sie  auch  kein  Schutzdekret 
und  überdies  wird  ihnen  ihr  Werkzeug  weggenommen.  Auch 
unbefugten  Handwerkern  augsburgischer  oder  helvetischer  Kon- 
fession kann  ein  solches  Schutzdekret  erteilt  werden,  wenn  sie 
geschickte  Künstler  oder  Handwerker  einer  besonderen  in  Wien 
noch  nicht  eingeführten  Profession  sind;  doch  dürfen  sie  ihr 
Religionsbekenntnis  nicht  öffentlich  ausüben4).  Nicht  „ehrlich“ 

4)  2.  September  1709,  eberul.;  Josef  I.  bemerkt  am  Kunde  des 
Referats:  „Ich  thue  in  allen  approbirn,  wuß  die  Cantzley  hier  cinratht.“ 

2)  Ms.  ebend. 

3)  Cod.  Austr.,  IV.  T.,  S.  270  ff.;  vgl.  S.  64  f. 

4)  Unterm  19.  September  1725  berichten  die  preußischen  Gesandten 
in  Wien,  Brand  und  Graeve,  über  die  Krteilung  der  Dekrete  Folgendes 
nach  Berlin:  „Inmittelst  ist  bey  hiesiger  Stadt  die  Verfügung  gemachet, 
dass  alle  in  denen  Vor-Städten  und  auf  denen  frey  Gründen  sich  auf- 
haltende Handwerker,  so  weder  Meister  noch  Bürger  sind,  von  ihrer 
Nahrung  jährlich  6 Kayser  Gulden  erlogen  müssen,  wogegen  sie  ein 
solch  Schutz  Dekret  bekommen,  als  beyliegend  Exemplar,  vor  einen 
Evangelischen  Bucbbinder,  aus  Berlin  gebürtig,  ausweiset,  uud  solcher 
gestalt  ihre  Handthierung  ungehindert  treiben  können.  Man  sagt,  dass 
solche  Auflage  auch  auf  die  handthierende  Weibes  Personen,  als  zum 
Exempel  Wäscherinnen  etc.  kommen  solle.“  Das  erwähnte  Schutzdekret 
ist  vom  5.  Juli  1725  datiert  und  verfügt,  daß  Andreas  Tilla,  Buch- 
binder, „in  Hoff  Oesterreichischen  llauss  zu  St.  Ulrichs  wohnhatft.“ 
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Geborenen,  die  keinen  ordentlichen  Lehrgang  durchgeinacht, 
kann  auch  gratis  von  Hof  aus  ein  Ehrenbrief,  der  Lehrbrief, 
und,  wenn  sie  sich  durch  Fleiß  und  Energie  auszeichnen,  nach- 
her auch  ein  Schutzdekret  erteilt  werden.  Nur  wenige  Berufe, 
wie  Apotheker,  Fleischhauer,  Maurer,  Zimmermeister,  Schmiede 
u.  a.,  blieben  von  den  Schutzbefugnissen  unberührt.  Die  Bestim- 
mungen des  Dekrets  traten  zunächst  für  Wien  und  Niederester- 
reich in  Geltung,  für  Böhmen  erst  im  Jahre  1765  *). 

Über  die  Motive,  die  dieser  tiefeinschneidenden  Maßregel 
zu  Grunde  lagen,  spricht  sich  die  Wiener  Hofkanzlei  in  ihrem 
Referat  vom  12.  August  1741 2)  aus,  worin  sie  auf  Verlangen  der 
Königin  über  die  Zahl  der  Ilofbefreiten  und  Sch utzver wandten 
zu  Wien  sowie  über  die  Zahl  der  darunter  befindlichen  Akatho- 
liken  berichtet.  Bezüglich  der  Schutzdekrete  führt  sie  aus,  die- 
selben seien  ursprünglich  zu  dem  Zwecke  erlassen  worden,  „umb 
virtuose  Künstler  zu  schüzen  und  nacher  Wienn  zu  ziehen, 
welche  vormalds  durch  den  Neid  derer  ZünfFten  verdrungen 
worden  waren.“  Außerdem  aber  habe  man  damals  beabsichtigt, 
„nebst  der  guthen  Ordnung  zugleich  einen  fundaw  zu  erzeigen, 
wormit  man  dem  aerario  jene  17.000  fl.,  so  einig  praegravirt- 
mitleydigen  orthen  an  ihrer  Jährlichen  Contributionsquota  abge- 
schriben  worden3),  ersetzen  könte.“  Die  Einführung  der  „Dekreter“ 
hatte  nun  zwar  den  Aufschwung  einiger  Industriezweige  zur 
Folge  gehabt;  zugleich  aber  war  das  bürgerliche  Gewerbe  durch 


befugt  sein  solle,  seine  Profession  ungehindert  auszuüben,  sich  in  den 
Vorstädten  sowohl  auf  bürgerlichen  als  „außer  des  Burgfrieds“  gelegenen 
Gründen  niederzulassen  und  dort  seine  erlernte  Profession  zu  treiben, 
doch  muß  derselbe  „prirao  zu  einen  jährlichen  Schutz  Geld  Sechs  Gulden 
in  deren  von  Wien  Steuer  Amt  gegen  Quittung  von  halb  zu  halb  Jahr 
u.  zw.  jederzeit  vorhinein  also  gewiss  erlegen,  wie  im  widrigen  ihme 
das  ertheilte  Schutz  Dekret  nebst  seinem  Werckzeug  abgenommen 
werden,  Secundo:  Selber  in  seiner  Wohnung  kein  frey  offenes  Exereitimn 
Religionis  üben,  sondern  sich  in  der  Stille,  denen  Generalien  gemäß, 
halten,  Tertio:  Bey  Verlust  seines  Schutz  Decrets  alle  sowohl  in  als 
vor  der  Stadt  mit  keinem  derley  Schutz  Decret  versehene  unbefugte 
Handwerker  oder  Störer  Hoff  Commission  also  gleich,  zur  Fürkchrung 
des  weitern  hier  anzuzeigen  schuldig  seyn  solle.“  (Mor.  M e y e r,  Gesell, 
der  preuß.  Handwerkerpolitik,  II.  Md.,  a.  a.  O.,  S.  153  f.,  Beil.  Nr.  63 
und  <>4.) 


*)  Pribram,  Das  böhm.  Konunerzkollcgium 
a.  a.  ().,  S.  53. 

*)  S.  S.  31,  Anm.  -1. 

3)  S.  S.  22  u.  31,  Anm.  3. 


und  seine  Tätigkeit. 


Wiener  stn;Ks-.vi«<.  Studien.  IV.  IM.,  3.  lieft. 
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die  Überschwemmung  mit  den  neuen  Handwerksbetrieben  schwer 
geschädigt  worden.  Die  fiskalische  Tendenz  des  Erlasses  hatte 
nämlich  bewirkt,  „daß  jene,  so  das  Werck  manipuliret,  in  auß- 
theillung  derer  Decreten  nicht  so  viel  auff  die  Pollitische  grund- 
regulln,  als  Viellmehr  auf  die  erfordernus  des  fundi  gesehen 
hatten,“  so  daß  bereits  im  Jahre  1732  der  Befehl  erteilt  werden 
mußte,  keine  weiteren  Schutzdekrete  mehr  auszugeben 1 *).  Doch 
liefen  immer  wieder  Beschwerdenein,  die  der  übergroßen  Anzahl  der 
Schutzdekreter  galten  -). 

Auch  nach  der  Einführung  und  Systemisierung  der  neuen 
De werbekategorien  bildeten  die  gänzlich  unbefugten  „Störer“ 
einen  Hauptbestandteil  der  arbeitenden  Bevölkerung;  ja  sie 
nahmen  in  der  Folge  rascher  überhand  als  alle  andern  gewerb- 
lichen Gruppen,  obwohl  die  Behörden  sich  ihrer  mehrmals  durch 
I leportation  zu  entledigen  suchten 3).  Nach  einer  statistischen 
Aufstellung  aus  dem  Jahre  1734  4)  waren  die  einzelnen  Kate- 


gorien  des 

Wiener 

Gewerbes 

in  folgender  Stärke 

vertreten : 

Dekretisten 

3184, 

darunter 

2835 

Handw.  und 

349 

Handelsl 

Bürger 

2059 

n 

2640 

n n 

319 

r> 

„Störer“ 

2189 

V 

1966 

n r? 

223 

n 

Hofbefreite 

256 

i) 

256 

n n 

— 

n 

l)  Referat  der  Hofkanzlei  vom  12.  August  1741,  a.  a.  O. 

*')  Referat  der  Hofkanzlei  vom  23.  Juni  1733  und  Resolutionen 
vom  15.  Mai,  18.  September  und  4.  Oktober  1736,  Mss.  im  Areh.  des 
Min.  des  Innern,  im  selben  Faszikel. 

3)  So  ordnet  bereits  ein  Dekret  vom  27.  Mai  16  78  die  Abschaffung 
aller  Raitzen  (Serben)  an,  die  keine  Hoffreiheit  haben  oder  diese  miß- 
brauchen (Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  202).  — Der  preußische  Gesandte 
Graeve  berichtet  unterm  21.  Juni  1724:  n Inmittels  verlautet,  dass  gleich 
nach  geendigten  Fronleichnams  Processioneu  in  hiesiger  Stadt  und  Vor- 
städten, besonders  auf  denen  Frey  (Gründen,  mit  denen  sogenannten 
Stührern  oder  Beinhasen  eine  grosse  Veräudcrung  Vorgehen  und  solche 
entweder  kurzum  gegen  ein  erträgliches  Geldquantum  Meister,  oder  nach 
Belgrad  gebracht  werden  sollen,  welches  auch  alles  übrige  Herren  lose 
Gesindel  zu  gewarten.  Weilu  nun  deren  viele  viele  Tausend  seyn,  als 
ist  über  das  herumliegende  Bayreuthische  Dragoner  Regiment  und  die 
gewöhnliche  Stadt  Guarde  das  Jörgerische  Dragoner  Regiment  eiu- 
geriieket,  deine  noch  mehrere  folgen  dürfften.  Die  der  Evangelische 
Religion  zugothane  sehr  zahlreiche  Handwercker  möchten  darunter  vor- 
nehmlich mitleiden. u (Moritz  Meyer,  Geschichte  der  preußischen  Hand- 
werkerpolitik, II.  Bd.,  a.  a.  O.,  S.  134,  Beil.  Nr.  39.) 

l)  J.  V.  Goc  liiert,  Historisch-statistische  Notizen  über  Nieder- 
österreich, iu  den  Blättern  des  Ver.  für  Landeskunde  Niederösterreichs, 
V.  Jahrg.,  Neue  Folge,  1871,  S.  206  ff.  ^ohne  Quellenangabe). 


473]  Die  „Störer-.  83 

Gratisteil1)  372  darunter  02  Handw.  und  310  Handels!., 
Unter  der 
Tag-  und 
Nacht- 
wache 

stehend  32  „ 32  „ „ — „ 

Universitäts- 
hand- 
werker s) 21  n 18  „ n 3 „ 

Summe  9013,  darunter  7809 8)  Handw.  und  1204 l)  Handelsl. 

Danach  befanden  sich  bloß  33*8°,  0 der  Wiener  Handwerks- 
betriebe in  den  Händen  bürgerlicher  Meister.  Zieht  man  jedoch 
den  geringen  Anteil  der  Bürgerlichen  an  den  Handelsbetrieben 
(26'fV  0)  in  Rechnung,  so  sinkt  ihr  Gesamtanteil  an  den  Gewerbe- 
unternehmungen überhaupt  auf  32*8°/0. 

Zwei  Jahre  darauf  hat  sich  dieses  Verhältnis  neuerdings 
zu  Ungunsten  der  Bürgerlichen  verschoben.  Eine  amtliche  Tabelle 
aus  dem  Jahre  1736 6)  weist  folgende  Zahlen  aus: 


Bürger  .......  3345 

Dckretisten  ......  3126 

n Störer  u ......  2941 

Kaiserl.  Livreebediente 

Unter  der  Universität  . . . . 976 6) 


Unter  der  „Stadt-Quardia“ 

£)  (iratisten  hießen  die  Inhaber  unzünftiger  (freier)  Gewerbe. 
(Ebend.) 

-)  Jene  Gewerbsleute,  die  unter  der  Jurisdiktion  der  Universität 
standen,  übten  zumeist  einen  Kiinstlerberuf  aus;  unter  den  18  Univer- 
sitätshandwerkern des  Jahres  1734  gab  es  5 Bildhauer,  3 Maler  und 
7 Kupferstecher  (ebeud.). 

3)  Darunter  128  Bader,  35  Barbierer,  97  Bäcker,  90  Bildhauer, 
40  Kaffeesieder,  15)0  Maler,  174  Perückenmacher,  1400  Schneider, 
1314  Schuster,  30  Schulmeister  (15  Bürgerliche,  2 Dekretisten  und 
13  „Störer“),  119  Weber,  500  Tischler,  122  Schlosser,  214  Gold- 
arbeiter etc. 

*)  Darunter  320  Krämer,  315  Tandler,  39  Greisler,  109  Kräut- 
lerinnen,  248  Brotsitz  er  (Gratisten),  41  Obsthändler,  65  Hühner- 
händler etc. 

■*)  Beil.  4 zum  Referat  vom  12.  August  1741:  Sumtnarium  aller 
Mitte  Juni  1736  in  und  vor  der  Stadt  befindlichen  Professionisten  und 
Gewerbsleute;  das  Summarium  ist  aus  der  Dekretisten-  und  Störerliste 
gezogen,  weshalb  jene  Professionen,  bei  denen  keine  Dekretisten  und 
Störer  Vorkommen,  darin  nicht  berücksichtigt  sind. 

ö)  Die  große  Zahl  der  handwerktreibenden  Soldaten  und  Livree- 
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„ Arsenalisten“ 
„Piquenirer“  . 
Hofbefreite 


105 

35 

301 


»Summe  . . . 10.829  (Handwerker 

und  Handelsleute). 

Gegenüber  der  außerordentlichen  Vermehrung  der  nicht- 
zünftigen  Betriebe  verwandelt  sich  die  absolute  Zunahme  der 
bürgerlichen  Gewerbeunternehmungen  in  einen  relativen  Rück- 
gang; ihr  Anteil  betragt  jetzt  kaum  30*9%.  Ein  Vergleich  der 
Zahlen  aus  beiden  Jahren1)  ergibt  folgende  Tabelle: 


1734  1736 

Zahl  der  Betriebe  9.013  10.829  (-j- 

2.959  3.345  f-f 

6.054  7.484  ( f 

2.189  2.941  (-j- 

256  301  ( f 

3.184  3.126 


davon  zünftig 
nichtzünftig 
„Störer“ 
Hofbefreite 
Dekret  is  ten 


1816 

386 

1430 

752 

45 

58 


20  <70) 
13  7.) 
23-67,) 
34-37,) 
U-67.) 
1-87.) 


Bloß  die  Zahl  der  unbefugten  „Störer“  erfuhr  einen  Zu- 
wachs über  dem  Durchschnitt  von  20%  i a^e  übrigen  Gruppen 
blieben  dahinter  zurück.  Die  Zahl  der  Dekreter  hatte  sogar  um 
1*8%  abgenommen,  was  darauf  zurückzuführen  ist,  daß  seit  1732 
keine  neuen  Schutzdekrete  mehr  erteilt  wurden2).  Auch  die  Zahl 


bedienton  bedeutet  wohl  keine  effektive  Zunahme,  sondern  dürfte  auf 
das  Bestreben  der  Regierung  zurückzuführen  sein,  diese  Kategorien  durch 
ausdrückliche  Erlaubniserteilungen  den  Dekrctern  gleichzustellen  und  so 
zugleich  dem  Interesse  des  Fiskus  und  den  Angriffen  der  Zünfte  Rech- 
nung zu  tragen.  Tatsächlich  verweist,  die  subdelegierte  Hofkoinmission 
in  Handwerkersachen  in  einem  Originalbericht  vom  18.  März  172G 
mehrere  Hofdiener,  wie  Leiblakaien,  Trabanten,  Hartschierer,  Hofdamen, 
Bediente,  Reitknechte  u.  dgl.,  die  sich  weigerten,  für  ihren  Gewerbe- 
betrieb ein  Schutzgeld  zu  entrichten,  auf  das  Störerdekret  vom  12.  April 
1725,  das  für  alle  Professionisten  Geltung  habe,  die  weder  den  bürger- 
lichen Zünften  noch  den  Hofbefreiten  einverleibt  seien  (Ms.  im  Areh. 
des  Min.  des  Innern  im  selben  Faszikel).  In  der  erwähnten  Tabelle  von 
1734  sind  diese  beiden  Gruppen  nur  zum  Teil  berücksichtigt. 

0 Schätzungen  aus  früheren  Jahren,  wie  diejenigen  Bechers  für 
das  Jahr  IG 74  (s.  S.  IG)  oder  wie  die  eines  „Verzeichnuß  deren 
hier  in  Wien  befindlichen  Ilandtwerchs,  Gewerb  und  Professionen  etc.“ 
(Ms.  nach  Hatsche  k,  a.  a.  O.,  S.  5,  in  der  Münchner  Ilofbibliotbek), 
wonach  die  Zahl  der  Wiener  Handwerker  im  Jahre  1702  ca.  3700 
betragen  hätte,  können  wegen  ihrer  Unvollständigkeit,  resp.  l'ngenauig- 
keit.  nicht  in  Rechnung  gezogen  werden. 

s)  Referat  der  Hofkanzlei  vom  12.  August  1711. 
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der  Hofbefreiten  wurde  in  den  nächsten  Jahren,  wo  es  nur  mög- 
lich war,  reduziert,  so  daß  sie  bis  zum  Jahre  1741  bereits  auf 
227  gesunken  war l). 


2.  Fabrik  und  Verlag. 

Von  der  Schaffung  zunftfreier  Kleinbetriebe  nach  dem  Vor- 
bilde der  Wiener  Freimeisterschaften  war  man  all  -emach  sichtlich 
zurückgekommen.  Hatte  sich  einmal  der  Staats wille  als  oberstes 
Geltungsprinzip  in  wirtschaftlichen  Fragen  hirch  gesetzt,  so  war 
ja  in  der  Tat  die  Beibehaltung  der  staatlich  beaufsichtigten 
Zünfte,  die  sich  zugleich  in  vieler  Hinsicht  als  ein  zeitweiliges 
Gebot  der  Staatsraison  darstellte,  ganz  und  gar  unbedenklich. 
Dagegen  hatte  sich  unter  den  Gesichtspunkten  des  Umfanges, 
der  Bestimmung  und  der  Organisation  der  Warenerzeugung  immer 
deutlicher  eine  andere  Scheidung  vollzogen,  die  den  bereits 
keimenden  Gegensatz  zwischen  Klein-  und  Großbetrieb  zum 
Ausdruck  bringt:  die  Scheidung  zwischen  den  zünftigen  „Pro- 
fessionisten“  auf  der  einen  und  den  unbezunfteten  „Manufakturen 
und  Fabriken“  auf  der  andern  Seite.  Wie  rasch  diese  Entwick- 
lung vor  sich  ging,  beweist  die  Tatsache,  daß  schon  im  Jahre 
1711,  also  kurze  Zeit  nach  der  Herausgabe  der  ersten  „Privilegia 
privativa“,  ein  Regulativ  erlassen  werden  mußte,  das  auf  den 
Modus  bei  der  Systemisierung  der  neuen  Betriebe  Bezug  nimmt. 
Es  ist  dies  eine  Resolution  unter  dem  Titel:  „Instruction  und 
Ordnung  für  unser  Kay.  Commercien  Collegium,  wie  daßselbe 
hinführo  die  das.(igen)  Commercien  betretende  materiell  von 
unsertwegen  fürnehmen,  handlen  und  verrichten  solle.“  -)  Danach 
sollten  „Privilegia  privativa“  für  den  zunftfreien  Gewerbebetrieb 
nur  dann  erteilt  werden,  wenn  die  einzuführende  Manufaktur  in 
dem  betreffenden  Erbland  bis  dahin  noch  nicht  üblich  gewesen 
war,  wenn  sie  ferner  einen  starken  Verlag  und  die  ausschließ- 
liche Unterordnung  der  Arbeitsleute  unter  die  Direktion  des 
Verlegers  erforderte. 

Durch  diese  letztere  Bestimmung  wurde  die  neue  Art  von 
Betrieben  zugleich  mich  ihrer  sozialbiologischen  Seite  hin  aufs 
allerschärfste  gegen  die  Zunftinstitution  abgegrenzt.  Die  Zunft, 
die  mit  ihren  Wurzeln  in  dem  religiös-sozialen  Kulturboden  der 


1 ) Ebene!. 

~)  Ms.  im  Hofkatnmcr-Archiv,  Alt.  4743,  Konnnerz  174!) — 17ö!) 
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mittelalterlichen  „Zucht“  haftete,  hatte  eine  gewerbliche  Produk- 
tion nur  unter  der  Voraussetzung  der  sozialen  „Einung“  gestattet. 
Über  dem  einzelnen  Handwerksgenossen  stand  als  richtung- 
gebende und  wirtschaftsordnende  Gewalt  bloß  die  Satzung  der 
Zunft.  Soziale  Differenzierung  und  Vermögensunterschiede  konnten 
zwar  gelegentlich  eine  ungleiche  I landhabung  des  Zunftrechts  bewir- 
ken l 2);  ein  Überordnungsverhältnis  auf  rein  kapitalistischer  Grund- 
lage war  im  Bereiche  der  Zunftverfassung  prinzipiell  unmöglich 
Indem  jedoch  der  raerkantilistische  Staat  den  kapitalistischen 
Unternehmer  nicht  nur  durch  weitgehende,  wenngleich  bedingte 
Privilegierung  dem  Zunftrecht  gegenüber  sicherstellt,  sondern 
überdies  jenes  rein  kapitalistisch  begründete  Überordnungs- 
verhältnis durch  ausdrückliche  Verzeichnung  — vielleicht  zum 
erstenmale!  — sanktioniert,  gibt  er  Kunde  von  dem  fundamentalen 
Umsturz,  dem  inzwischen  der  Begriff  der  Arbeit  und  die  Arbeits- 
tätigkeit selbst  unterworfen  worden  war.  Dem  bürgerlichen  Hand- 
werker, dem  nur  die  Berufsgcnossenschaft  Lebenszweck  und 
Richtung  gab,  trat  nun  der  dienstbare  Manufakturist  und  Fabriks- 
handwerker gegenüber,  der  sich,  freiwillig  oder  gezwungen,  den 
Zwecken  des  Industrie-  und  Handelskapitals  unterordnete3). 

1)  S.  S.  8. 

2)  Ein  Fall  von  verlagsähnlichem  Verhältnis  zwischen  Handwerks- 
meistern — der  Grazer  Hofschlosser  Emmelle  (1725 — 1750)  beschäftigt 
nicht  nur  die  Arbeitskräfte  seiner  eigenen  Werkstatt,  sondern  überdies 
je  einen  Meister  in  Graz  und  Obersteiermark  (Otto  v.  Zwiediueck- 
Südenhorst,  Das  Schlossergewerbe  in  Graz,  in  den  „Sehr,  des  Ver. 
f.  Sozialpolitik“,  LXXI.  Bd.,  Lpz.  1806,  S.  225)  — ist  wohl  damit  zu 
erklären,  daß  der  Betreffende  als  Hofschlosser  eben  kein  echter  Zuuft- 
angeböriger,  sondern  eher  eine  Art  „eingekaufter“  Freimeister  gewesen 
sein  dürfte.  Übrigens  wurde  der  Vorgang,  als  er  den  übrigen  Meistern 
bekannt  wurde,  von  Seiten  der  Zunft  beanständet  und  mit  Strafe  belegt. 

®)  Ihre  offizielle  Festlegung  erfährt  die  neue  Betriebsweise  erst 
in  den  Instruktionen  vom  4.  Jänner  und  vom  12.  Okt.  1754,  die  aus- 
drücklich zwei  Arten  von  Gewerben  unterscheiden:  die  „Polizei-“  und 
die  „Kommcrzialgewerbe“.  Die  erstereu,  von  „Professionisten“  ausgeübt, 
stehen  unter  der  Leitung  der  vereinigten  Hofkanzlei  und  haben  vor- 
nehmlich den  Lokalbedürfnissen  Rechnung  zu  tragen.  Zu  den  letzteren, 
die  der  Leitung  der  Hofknmmer  unterstellt  sind,  gehören  alle  jene  Ge- 
werbe, deren  Erzeugnisse  sich  vornehmlich  zum  Betriebe  einer  Kaufmann- 
schaft intra  vel  extra  provinciam  eignen,  im  allgemeinen  also  jene 
Betriebe,  aus  denen  sich  später  die  „Manufakturen  und  Fabriken“  ent 
wickeln,  wenn  auch  der  Umfang  ihrer  Produktion,  abgesehen  etwa  von 
der  Montan-  und  Textilindustrie,  für  den  Anfang  ein  bescheidener  ist. 
(Rizzi,  a.  a.  0.,  S.  97.) 
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Mit  der  zähen  Kraft  tiefeingewurzelter  sozialer  Instinkte 
revoltiert  die  einheimische  Bürgerschaft  gegen  diese  gefahr- 
drohende Wendung.  Ihr  Unwille  richtet  sich  in  erster  Linie  gegen 
das  zumeist  ausländische  Unternehmertum,  dem  zuliebe  jener 
Keil  einer  kapitalistischen  Arbeitsorganisation  in  die  alte  einheit- 
liche Handwerksverfassung  getrieben  worden  war.  Zahlreiche 
Gewerke  hatten  in  ihre  Ordnung  Bestimmungen  gegen  die  Ein- 
wanderung fremder  Gewerbetreibender  aufgenommen.  Die  Mehr- 
zahl der  ausländischen  Handwerker,  denen  in  Wien  das  Bürger- 
recht zuerkannt  wurde,  bestand  aus  Reichsdeutschen1);  andere 
Nationen  waren  in  kaum  nennenswerten  Zahlen  vertreten  — dies 
zu  einer  Zeit,  wo  in  Preußen  die  Einbürgerungen  französischer 
Refugies  bereits  in  die  Hunderttausende  gingen*).  Auch  dem 
ausländischen  Maschinenwesen  stand  man  noch  auf  lange  Zeit 
mißtrauisch  gegenüber.  Eine  „General-Tabellau  über  alle  Tuch- 
macher in  Böhmen,  ihren  Aufenthaltsort,  die  Zahl  ihrer  Werk- 
stühle, sowie  die  Quantität  und  Qualität  ihrer  Tucherzeugung 
weiß  bloß  einen  einzigen  Werkstuhl  nach  holländischer  Art  an- 
zuführen3). Begünstigte  der  Staat  ein  Fabriksunternehmen,  so 
mußte  im  Patent  zumeist  ausdrücklich  auf  die  zu  gewärtigende 
Gegnerschaft  der  Zünfte  Bedacht  genommen  werden.  So  erklärt 
«las  Patent  vom  14.  November  1713  bezüglich  der  „Spiegcl- 
Fabrika“  zu  Neuhaus,  daß  die  bei  der  Fabrik  beschäftigten  Per- 
sonen nicht  belästigt  und,  welcher  Nation  sie  immer  angehören 
mögen,  nicht  weggeschafft  werden  dürfen  *).  Die  Linzer  Stadt- 
repräsentanz verbietet  «len  Bürgern  und  Einwohnern,  Arb«‘it«*r 
oder  Beamte  der  Linzer  Schafwoll Warenfabrik  b«*i  sich  zu  be- 
lierbergen.  Ja,  sie  überredet  sogar  den  Dechanten,  keinen  Arbeiter 
zu  trauen,  so  daß  die  Compagnie  sich  schließlich  gezwungen 
sieht,  einen  Teil  der  verheirateten  Arbeiter  zu  entlassen  und  den 
ledigen  das  Heiraten  zu  verbieten6).  Zu  einer  feierlichen  R«‘ehts- 
verwahrung  gestaltete  sich  ein  Gutachten  d«*r  Reichenberger  und 
Fri«'dländ«*r  Tuchmacher  vom  8.  Mürz  1713.  Es  handelte  sich 


*)  !$.  S.  (J4,  Anin.  2. 

*)  Moritz  Meyer,  (»esch.  der  preuß.  Handwerkerpolitik,  a.  a.  ()., 
II.  Bd.,  S.  17. 

3)  Zu  Klösterle  im  Saazer  Kreis  (Pr  ihr  am,  das  böhm.  Kommerz - 
kollegium  und  seine  Tätigkeit,  a.  a.  O.,  S.  278  ff.). 

4)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  727  ff. 

5)  Franz  Mart.  Mayer,  Die  Anfänge  des  Handels  und  der 
Industrie  in  Österreich,  a.  a.  0.,  S.  57. 
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darum,  ob  dem  Fabriksbesitzer  Fremmrich  in  Planitz  die  Eröff- 
nung eines  Lagers  in  Prag  und  anderwärts  zu  gestatten  sei.  Das 
Gutachten  betont  nun,  Fremmrich  habe  schon  mit  der  Errichtung 
seiner  Tuch-  und  Wollemanufaktur  in  Planitz  keineswegs  wohl- 
getan, sondern  im  Gegenteil  „solches  widerrechtlich,  mithin  cum 
jactura  alterius  et  in  pracjudicium  tertii  angefangen  und  sträfflieh 
unterfangen,  in  weichemeine  sammentliche  Zunft  der  Tuchmacher 
in  diesem  Königreich  Böheim  und  wir  arme  Contribuenten  nit 
allein  hart  gekränket,  sondern  auch  solches  Unterfangen  unsere 

von  uralten  Zeiten  her  allergnädigst  habenden  Privilegien 

vermög  welcher:  Keiner,  bevoraus  aber  Ausländer  und  unan- 
gesessene, keine  gemeinen  Anlagen  tragende  Privatpersonen,  zu 
Schaden  denen  Tuchmachern  sich  einlassen  und  dadurch  in 
ihrem  Handel  und  Wandel  b«*i  Vermeidung  dero  kaiserlichen 
Zorns  und  Ungnaden,  einigen  Eintrag  und  Verhinderung  nit 
verursachen  sollen,  schnurstracks  zuwiderlaufen  thut.“  Von  der 
Erteilung  eines  Privilegs  an  Fremmrich  oder  gar  von  einer 
Lizenz  zur  Errichtung  noch  weiterer  Fabriken  in  < >sterreich 
außerhalb  Planitz  könne  gar  keine  Rede  sein.  Die  Tuchmacher 


stellen  daher  an  das  Kreisamt  das  dringende  Ersuchen,  „hohen 


Orts  gnädigst  zu  committiren  und  darob  zu  sein,  damit  dick- 
berührter Job.  Bapt.  Fremmrich  mit  seinem  Gesuch  und  aufrichten 
wollender  Manufactur  — darwider  wir  ein-  vor  allemal  solen- 
nissime  protestiren  — nit  allein  abgewiesen,  sondern  auch  die 
zu  Planitz  bereits  unberechtigt  unterfangene  Fabrik  gänzlich 
abgeschafft  und  wir  armen  Handwerksleute  in  diesen  schweren 
Zeiten  unsre  Nahrung  ohne  dergleichen  Turbirung  ruhi  8 8e~ 
nießen,  in  widriger  Entstehung  aber  — wie  wir  nit  hoffen  — 
nit  gänzlich  verderbet  werden  möchten.“1 2)  Tatsächlich  wurde 
das  Gesuch  Fremmrichs  nur  teilweise  genehmigt.  Mangel  an 
Arbeit  zwang  ihn  bald  darauf,  den  Fabriksbetrieb  gänzlich  ein- 
zustellen:  er  verließ  das  Land,  um  anderweitig  seinen  Unterhalt 
zu  suchen8). 

Es  ist  sehr  bemerkenswert,  daß  auch  die  Regierung,  wenn- 
gleich unausgesprochen,  die  herrschende  Anschauung  von  der 
Inferiorität  der  Fabriksarbeit  zu  teilen  scheint.  War  doch  im 
•fahre  1(181  die  neuerfundene  Bandwebcmasehine  sogar  von  Reichs 


l)  Hall  wich,  Die  erste  Fabrik  in  Reichenberg,  Reichen!).  18ö!* 


S.  4 f. 


2)  Ders.,  Reichciiberg  und  Umgebung,  a.  a.  0.,  I.  Halb!».,  S.  358. 
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wegen  verboten  und  das  Verbot  noch  1719  wiederholt  worden1 *). 
Nicht  minder  charakteristisch  ist  die  bei  den  Verwaltungsbehörden 
beliebte  Verquickung  von  Fabrik«-  und  Zuchthausfragen.  Der 
Bericht  der  böhmischen  Statthalterei  vom  5.  August  1717  - ) spricht 
die  Erwartung  aus,  daß  die  Einführung  der  feineren  Tuch- 
manufaktur in  Böhmen  insbesondere  mit  Hilfe  eines  projektierten 
„armen -Waisen-  undt  Arbeitshauses“  möglich  sein  werde.  Noch 
deutlicher  tritt  der  erwähnte  Zusammenhalt  in  der  Denkschrift 
der  innerösterreichischen  Kammer  von  17213)  zu  Tage.  Die 
Kammer  hält  dafür,  daß  dem  herrschenden  Elend  und  Müßig- 
gang durch  Errichtung  einer  Tuchfabrik  abgeholfen  werden 
könne,  die  zugleich  ein  Zwangsarbeitshaus  sein  müßte.  Anne 
arbeitsfähige  Leute  seien  „in  kundtbahrlichem  Ueberfluß“  vor- 
handen. Tm  ersten  Jahre  solle  man  bloß  versuchsweise  1000  Stück 
Soldatentuch  erzeugen.  Bei  dieser  Arbeit  könnten  etwa  150  bis 
200  Arme  beschäftigt  werden.  Es  sei  also  notwendig,  diese  Anzahl 
von  Arbeitern  unter  den  Grazer  Straßenbettlcrn  „aufzufangen 
und  einzusperren“,  die  andern  würden  wahrscheinlich  aus  Furcht 
„retiriren“,  die  Stadt  wäre  von  der  schweren  Bürde  der  Vaganten 
gesäubert  und  die  Bürger  würden  sicherlich  ihre  Dankbarkeit 
durch  reichliche  Beiträge  für  das  Fabriksunternehmen  bekunden. 
Auch  die  Hofkammer  und  die  Herrschaften  sollten  ihre  bisher 
für  die  Bettler  bestimmten  Summen  der  Fabrik  zuwenden.  Ja 
für  so  verdienstvoll  hält  die  Denkschrift  das  geplante  Zwitter- 
werk, daß  sie  beantragt,  zu  seiner  Fundierung  „Extraordinari- 
Sammlungen“  in  den  Gnadenorten  und  Kirchen,  bei  den  in  Graz 
wohnhaften  Kavalieren,  Prälaten,  Räten,  Offizieren  und  Bürgern 
zu  veranstalten  und  sogar  die  Pfarrer,  Advokaten  und  Notare 
anzuweisen,  allen  jenen,  die  ihr  Testament  machen  wollen,  die 
Tuchfabrik  bestens  für  ein  Legat  zu  empfehlen.  Das  Fabriks- 
gebäude. müsse  übrigens  gemauert  und  mit  Mauern  umfaßt  sein, 
damit  das  schlechte  Gesindel  nicht  ausbrechen  könne4).  — Wenn 
also  die  innerösterreichische  Kammer  das  Arbeitermaterial  für 


l)  M a s c h e r,  a.  a.  0.,  S.  441  f. ; vgl.  aucli  Ina  in  a-S  ternegg, 
Die  volkswirtschaftlichen  Folgen  des  dreißigjährigen  Krieges,  a.  a.  0., 
S.  87  f. 

*)  S.  S.  56,  Anm.  2. 

3)  S.  S.  63,  Anm.  2. 

4)  Das  Arbeitshaus  wurde  jedoch  erst  unter  Maria  Theresia  ein- 
gerichtet * (Franz  Mart.  Mayer.  Die  Anfänge  des  Handels  und  der 
Industrie  in  Österreich,  a.  a.  0.,  8.  64  ff.). 
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die  projektierte  Fabrik  von  vornherein  ausschließlich  aus  der 
Masse  der  deklassierten  Bevölkerung  erwartet,  so  zeigt  sie  damit, 
daß  sie  sich  des  klaffenden  Gegensatzes  zwischen  zünftiger  und 
staatsbehördlich  organisierter  Fabriksarbeit  ganz  und  gar  bewußt 
ist.  Zugleich  aber  acceptiert  sie  den  neuen  Arbeitsbegriff  und 
sucht  ihn  zu  verallgemeinern,  indem  sie  den  Zünften  zumutet, 
die  Meister  der  Fabrik  für  „ehrlich“  zu  halten  und  ihnen  das 
Recht  zuzuerkennen,  auch  ihrerseits  Meister  und  Gesellen  zu 
kreieren ; ähnlich  wie  Friedrich  I.  von  Preußen  im  Patent  vom 
10.  November  1716  den  Gewerken  befiehlt,  auch  solche  junge 
Leute  als  Gesellen  aufzunehmen,  die  das  „Raschmachen“  im 
Zuchthause  erlernt  hätten 1). 

Tatsächlich  bestand  das  Fabrikspersonal  zumal  der  staat- 
lichen und  herrschaftlichen  Betriebe  im  ganzen  und  großen  aus 
Unfreien,  aus  Leuten,  die  ihr  bürgerliches  Selbstbestimmungs- 
recht entweder  verloren  oder  noch  nicht  gewonnen  hatten. 
Zuchthäusler,  Vagabunden,  Bettler  und  Waisenknaben  werden  um 
geringes  Entgelt  oder  ohne  jede  andere  Vergütung  als  den 
nackten  Lebensunterhalt  zur  Arbeit  herangezogen ; in  den  herr- 
schaftlichen Fabriken  vollends  wurde  die  Arbeit  der  Untertanen 
einfach  als  robotmäßige  Pflicht  gefordert2 3).  Etwas  günstiger 
gestaltete  sich,  wenigstens  bezüglich  der  Lohnverhältnisse,  bloß 
die  Lage  der  industriell  geschulten  Meister  und  Vorarbeiter*); 


l)  Mor.  Meyer,  Gesell,  der  preußischen  Haudwerkerpolitik,  u.  a.  < >., 
II.  Kd.  S.  24. 

s)  Vgl.  Schlesinger,  a.  a.  O.,  S.  139  f. 

3)  Durch  Wilhelm  v.  Schröder  (Fürstliche  Schatz-  und  Reute 
kammer,  Ausg.  v.  1704,  Lpz.,  S.  07  ff.)  sind  uns  einige  Daten  über  die 
Lohnverhältnisse  zweier  Industriezweige:  der  Kappelmacherei  und  der 
Zeugmacherei,  überliefert.  In  beiden  arbeiten  die  Gesellen  auf  Stücklohn. 
Die  Kappelmacher  verfertigen  „grüne  gekrausete  kfiplein“ ; aus  1 qu. 
Wolle  werden  330  gemacht,  der  fieseile  bekommt  für  das  Hundert  1 fl. 
20  kr.  nebst  Kost,  der  Meister  verkauft  das  Hundert  um  20  fl.  Da  ein 
Geselle  in  der  Woche  100 — 120  Stück  anfertigt,  so  stellt  sich  sein 
wöchentliches  Einkommen  auf  1 tl.  20  kr.  bis  1 fl.  44  kr.  nebst  Kost. 
Weniger  günstig  sind  die  Lohnverhältnissc  bei  den  Zeugmachern.  Die 
Bearbeiter  der  langen  Wolle  erhalten  vom  Pfd.  1 Gr.  (3  kr.),  die  der 
kurzen  Wolle  2 kr.  samt  Kost;  der  Wochenverdienst  beträgt  1 fl.  5 kr., 
resp.  84  kr.  nebst  Kost.  Am  schlechtesten  sind  die  Garnspinuer  bestellt, 
die  es  wöchentlich  auf  höchstens  3G  kr.  (nebst  Kost)  bringen.  — Die 
herrschaftliche  Tuchfabrik  zu  Oberleutensdorf  bezahlte  im  Jahre  1736 
insgesamt  1935  tl.  an  Besoldungen.  Der  Verwalter  als  oberster  Leiter 
bezog  130  fl.,  der  Kontrolleur  120  fl.,  der  holländische  Spinnmeister 
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aber  auch  hier  drückt  die  teilweise  Naturallöhnung  den  Lohn- 
wert herab  und  deutet  in  jedem  Falle  auf  eine  Verschärfung  des 
Abhäigigkeitsverhältnisses  zwischen  detfn  Unternehmer  und  dem 
Arbeitenden  hin. 

Die  bezeichnete  Wandlung  des  Arbeitsbegriffes  hatte  sich 
schon  zu  Beginn  der  Neuzeit  im  Übergang  vom  Zeitlohn  zum 
Stücklohn  angekündigt,  dessen  Einführung  einen  wesentlichen 
Schritt  auf  dem  Wege  zur  Ausbildung  der  Hausindustrie  und 
des  Verlagssystems  darstellt.  Das  Verlagswesen  erfreut  sich  von 
Seiten  des  Staates  und  der  Obrigkeiten  einer  ganz  besonderen 
Begünstigung.  Hier  bot  sich,  über  die  Schwierigkeiten  groß- 
kapitalistischer Tndustriegründungen  hinweg,  die  nächste  Gelegen- 
heit zur  Anlage  und  Förderung  von  Exportindustrien.  Die 
böhmischen  Glashandlungscompagnien,  Vereinigungen  von  kleinen 
Verlegern  und  Meistern  auf  zunftähnlicher  Grundlage,  dehnen 
ihren  Handel  bis  nach  Portugal  aus  und  erregen  durch  die 
bedeutende  Verbilligung  der  Glaswaren  die  Opposition  der  Glas- 
hüttenmeister, die  sich  nun  ihrerseits  zu  Rechtsverbänden  zu- 
sammensehließcn  *).  Vieler  Orten  sucht  man  mit  staatlicher  Bei- 
hilfe das  Tucherhandwerk  in  den  Dienst  des  Verlagsgeschäftes 
zu  zwingen.  So  hatte  eine  kaiserliche  Kommission,  die  im  Jahre 
1722  zur  Beilegung  von  Zunftstreitigkeiten  in  Iglau  zusammen- 
getreten war,  auch  in  dieser  Stadt  eine  „Woll-  und  Tuch-Sozietät“ 
ins  Leben  gerufen  (1725).  Sie  war  nach  dem  Muster  der  im 
Jahre  1592  gegründeten  Iglauer  „Tuch-Kompagnie“  errichtet,  nur 
sollten  jetzt  nicht  bloß  Iglauer,  sondern  auch  Handwerker  aus 

172  fl.,  der  deutsche  Spinnmeister  70  fl.  Von  Arbeitslöhnen  findet  sich 
keine  Spur  (Schlesinger,  h.  a.  O.,  S.  139  f.).  — Gelegentlich  der 
Übernahme  einer  Nudel-  und  Drnhtzugfabrik  zu  Lichtenwörth  bei  Wiener- 
Neustadt  durch  das  k.  k.  Hofkollegium  der  Münz-  und  Borgwesens- 
direktion macht  ein  Ausweis  vom  23.  April  1 7 T»  1 folgende  Angaben 
über  die  Besoldungen  und  Kostgelder  des  Fabrikspersonals:  In  der 
Nadlerei  erhält  der  Verwalter  nebst  freier  Wohnung  und  Brennholz 
jährlich  300  fl.,  der  Nadlermeister  samt  2 Söhnen  und  einer  Tochter 
800  fl.  nebst  den  genannten  Naturalien,  4 Nadlergesellen  erhalten  je 
30  kr.  Wochenlohn  nebst  Kostgeld  (ä  10  kr.  per  'l  ag),  Zimmer  und  Bett, 
20  Lehrbuben  — arme  Spitalknaben  — erhalten  je  2 kr.  täglich  und 
Kost  für  0 kr.  per  Tag,  ein  armer  italienischer  Lehrjunge  genießt  nur 
dieses  Kostgeld.  Von  den  Drahtzugarbeitern  erhalten  der  Meister 
wöchentlich  5 fl.  nebst  Wohnung  und  Brennholz,  die  4 Drahtzieher- 
gesellen wöchentlich  zusammen  2 fl.  nebst  Zimmer  und  Bett  (Ms.  im 
k.  k.  Hofkammerarchiv,  Alt.  4747,  Kommerz  1749 — 1750,  Nr.  .VI). 

*)  Schebek,  a.  a.  <).,  S.  357  ff.,  305  ff. 
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andern  Orten  an  der  Compagnie  teilnehmen  können.  Die  Tuch- 
macher, besonders  die  wohlhabenderen  unter  ihnen,  versuchten 
gegen  die  geplante  Einschränkung  ihrer  Selbständigkeit  zu 
protestieren.  Sie  wendeten  insbesondere  ein,  daß  der  Wollepreis, 
der  an  die  Sozietät  zu  entrichten  war,  auf  Grund  eines  mono- 
polistischen Privilegiums  erhöht,  dagegen  der  frühere  Tuchpreis 
beibehalten  werden  solle.  Wie  ernst  die  Behörden  diesen  Wider- 
stand nahmen,  geht  daraus  hervor,  daß  sie  zu  militärischen 
Repressalien  griffen,  um  ihn  zu  brechen.  Man  ließ  in  der  Nacht 
des  30.  Juli  1726,  angeblich  zur  Unterdrückung  eines  drohenden 
Tuchmacheraufstandes,  insgeheim  136  Mann  vom  althannschen 
Regiment  bei  den  Stadttoren  ein,  ließ  die  Haupt-  und  Torwachen 
besetzen  und  die  Verdächtigen  unter  den  Tuchmachern  in  ihren 
Betten  verhaften.  Die  zwei  Hauptrftdelsführer  transportierte  man 
auf  den  Brunner  Spielberg,  etliche  Weiher  in  die  öffentlichen 
Zwangsarbeitshäuser  und  sperrte  die  Stadt  auf  einige  Tage.  Bei- 
nahe zwei  Monate  lang  blieb  die  fremde  Besatzung  in  Iglau. 
Unter  ihrem  Schutze  wurde  die  neue  Einrichtung  ins  Werk 
gesetzt  und  überdies  die,  wie  man  behauptete,  allzu  freiheitliche 
Ordnung  der  Tuchmacher  vom  Jahre  1725  zum  Nachteile  des 
1 1 and werks  abgeändert 1). 

Mit  der  Einführung  des  Verlagssystems  hatte  auch  die 
Frauen-  und  Kinderarbeit  ihren  Anfang  genommen.  Neben  den 
armen  Meistern,  „Störern“  und  Gesellen  drängen  sich  nun  auch 
in  großer  Zahl  deren  Angehörige  zur  Hausindustrie2 3 * * * *).  Sogar  in 
den  bürgerlichen  Werkstätten  hatte  die  kärglich  entlohnte  Frauen- 
arbeit unter  dem  entschiedensten  Proteste  der  Zunftgenossen 
gelegentlich  Eingang  gefunden8). 


l)  K.  Werner,  a.  a.  0.,  S.  113  ff. 

■)  Hörnigk  führt  als  nachahmenswertes  Beispiel  die  Anneherger 
Spitzenindustrie  au,  die  in  einem  Gebiet  von  8 — 10  Meilen  ungefähr 
10. 000  Weiber  und  Kinder  beschäftige,  von  denen  jedes  wöchentlich 
12 — 10  Groschen  verdiene;  setzt  man  nur  10  Gr.  an,  so  ergäbe  dies 
einen  jährlichen  Gesamtlohn  von  350.000  Rli.  H.  (Österreich  über  alles, 
a.  a.  0.,  S.  208  f.) 

3)  Um  die  Frauenarbeit  einzuschränken,  beschlossen  die  Reichen- 

berger  Tuchmacher  im  Jahre  1054,  den  Spinnerinnen  für  das  Ver- 

spinnen eines  Stückes  Garn  nicht  mehr  als  (5  kr.  zu  geben ; Dawider- 
handclnde  sollten  ohne  Ausrede  4 Wochen  des  Handwerks  müßig  gehen 

und  mit  allen  ihren  Leuten  feiern  (Hühner,  a.  a.  0.,  S.  57  f.).  Wegen 

der  Anstellung  oder  Zulassung  weiblicher  Arbeitspersonen  wurden  die 

Wiener  Nadler  von  den  Regensburgern  und  die  Käppelmacher  in  der 
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V.  Der  Gesellenstand. 

Dieselben  Ursachen,  die  den  Zerfall  der  alten  zünftigen 
Organisation  und  ihre  Umbildung  in  die  mannigfachen  neuen 
Erwerbstvpen  hervorriefen,  hatten  auch  im  Gesellenstand  eine 
tiefgreifende  und  überaus  folgenschwere  Differenzierung  bewirkt: 
seine  Umwandlung  in  den  Arbeiterstand  s fr/tp  — ein 

Prozeß,  der  bereits  im  13.  Jahrhundert  seinen  Anfang  nimmt1}, 
dessen  Ergebnis  aber  erst  im  17.  Jahrhundert  mit  dem  Beginn 
«ler  kapitalistischen  Tndustriepolitik  deutlich  zu  Tage  tritt,  in 
jener  Periode  der  geschichtlichen  Entwicklung  also,  deren 
sozialer  Inhalt  in  der  Auflösung  und  Verdinglichung  aller 
gesellschaftlichen  Bildungen  und  ihrer  Unterordnung  unter  den 
Zweck  des  Staatsganzen  zu  suchen  ist.  Der  Geselle  war  nicht 
mehr  wie  früher  der  junge  Handwerker,  der  sich  dem  Meister 
in  der  sicheren  Hoffnung  zugesellte3),  dereinst  ebenfalls  zum 
Meisterrecht  zu  gelangen.  Behördliche  Autorität  und  mit  der 
zunehmenden  Konkurrenz  der  Arbeitskräfte  auch  die  materielle 


Oberlausitz  von  den  Böhmen  und  Schlesiern  als  „unehrlich“  erklärt 
(Moritz  Meyer,  Gesell,  der  preuß.  Hundwerkerpolitik , a.  n.  0.,  II.  Bd., 
S.  170  f.,  Beil.  Nr.  84,  Bericht  der  preuli.  Gesandten  Brand  u.  Graeve 
vom  25.  Dezember  1725). 

1)  Bruno  Schoenlank.  Soziale  Kämpfe  vor  300  Jahren.  Alt- 
nürnberger  Studien.  Lpz.  1804,  S.  1 ff.  u.  Art.  „Gesellenvcrbftnde“ 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissensehaften,  IV.  Bd.  1000,  S.  182  ff. 

3)  Das  etymologische  Moment  ist  in  dem  ganzen  Zusammenhang 
von  Fragen,  die  sich  an  die  historische  Wandlung  des  Arbeitsbegrifies 
knüpfen,  von  größter  Bedeutung.  Man  vergleiche  z.  B.,  wie  aus  dem 
Begriff  des  „Handwerks“  (ahd.  hantwerah,  mhd.  hantwerc  und  antwerc) 
der  Bestandteil  antwerc  (=  imichina,  Werkzeug)  mit  der  Zeit  fast  völlig 
entweicht,  um  dem  andern  Bestandteil  hantwerc  (=  artificiuin)  Platz  zu 
machen  (Jak.  und  Wilh.  Grimm,  Deutsches  Wörterbuch,  I.  Bd.,  Lpz. 
1854,  S.  507,  IV.  Bd..  2.  Abt.,  Lpz.  1 877,  S.  423 ; vgl.  S.  119,  Anm.  7).  — 
Der  inhaltliche  Gegensatz  der  beiden  wurzelverwandten  Begriffe  „Zunft“ 
und  „Zuchthaus“  wurde  bereits  gelegentlich  implicite  augedeutet. 
(S.  S.  35  ff.,  03,  80  f.).  — Wenn  nun  Schoenlank  („Soziale 
Kampfe  vor  3o0  Jahren,“  a.  a.  O.,  S.  2 von  dem  Bestreben  spricht, 
„die  Gesellenschaft  für  einen  stetig  wachsenden  Perzentsatz  der  Arbeiter 
aus  einem  bloßen  l'bergangszustand  in  einen  dauernden  Zustand  zu  ver- 
wandeln“, so  ist  damit  das  Richtige  wohl  gemeint  aber  nicht  zum 
Ausdruck  gebracht;  natürlich  sollt«*  nicht  der  Zustaud  der  Gesellen» 
schaft  an  und  für  sich,  sondern  bloß  das  Merkmal  ihrer  wirtschaftlichen 
Unselbständigkeit  heibehaltcn  werden. 
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Not  trieben  den  Gesellen  ebenso  zur  Arbeit,  wie  sie  den  „Störer“ 
zwangen,  dem  Zunfthandwerker  das  Brot  streitig  zu  machen. 

1.  Das  Arbeitsverhältnis. 

Vor  allen  andern  Faktoren  äußert  sich  hier  wieder  die 
modifizierende  Kraft  der  erstarkten  Staatsgewalt,  die  sich  das 
Iteclit  anmaßt,  den  Gesellenstand  als  eine  gesonderte,  dem  Zunft- 
verband in  vielen  Beziehungen  entrückte  Körperschaft  unter 
seine  bevormundende  Obhut  zu  nehmen.  In  der  „Mißbrauchs“- 
verordnung  vom  9.  Dezember  1089  wird  mit  Bezug  auf  die 
Beschwerde,  daß  die  Gesellen,  weil  man  deren  nicht  jederzeit 
genügend  haben  könne,  ihren  Meistern  vorschreiben,  wie  sie  im 
Kssen  und  Trinken  traktiert  werden  sollen,  als  Norm  aus- 
gesprochen: die  Gesellen  sollen  so  gehalten  werden,  daß  sie 
keinen  Grund  haben,  sich  zu  beschweren  oder  sich  an  andere 
Orte  zu  begeben  l).  Die  Bestimmung  könnte  beim  ersten  Anblick 
als  gesellenfreundlich  gelten  ; sie  ist  jedoch  im  Grunde  eine  bloße 
Wiederholung  der  bezüglichen  Bestimmung  im  Augsburger 
Heichsschluß  von  1548 r)  und  wie  diese  schon  durch  den  Mangel 
jeglicher  Strafandrohung  völlig  belanglos.  Der  wahren  Anschau- 
ung der  Behörden  wie  der  Öffentlichkeit  gibt  Becher  in  seinem 
Heferat  von  1(374 3)  Ausdruck,  wenn  er  über  das  „leidige4» 
Gesindt  undt  handtwercksbursch“  Klage  führt,  „so  sich  in  ihrem 
Preiß  übernehmen.  Von  dem  Meister  nicht  gut  genueg  im  Eßen  und 
Trincken  tractirt  werden  können,  und  so  man  sie  nur  mit  einem 
krummen  Wort  anredet,  schelten,  verseil  wehren,  auf  Einmal  alle 
aus  der  Arbeit  gehen,  rottiren  sich  und  dürften  wohl  gar  nach 
dem  Gewehr  greiffen.“  „Diese  Handwereksburseh  nun“  fährt  er 
fort,  „deren  in  denn  Kay.  Erblanden  auf  die  40.000,  geben 
Ewer  Kav.  Maj.  nicht  einen  heller,  als  was  sie  indirect^  an  dem 
Aufschlag  auf  Speiß  und  Tranck  contribuiren,  zihen  hingegen 
daß  bare  gelt,  ja  gleichsam  dem  Meister  daß  Mark  auß  den 
Beinen  herauß,  tragens  auß  dem  Land,  und  so  lang  sie  in  dem 
Land  sei nd,  muß  Man  gleich  wohl  sie  zu  defendiren  Sieh  so- 
wohl Ihrer  als  anderer  wegen  annehmen  und  kostbare  Land- 
defensionos  unterhalten.  Wäre  also  auch  hierauf  zu  reflectiren, 

4)  Cod.  Auatr.,  I.  T.,  S.  458  ff.,  P.  18. 

-)  \V.  Stic  da,  Art.  „Zunftwesen“  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wisscnschaften,  VI.  Bd.,  1894,  S.  878  ff. 

3)  A.  a.  ().,  1.  Kap. 

4)  Spätere  Korrektur:  „ledige.“ 
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wie  solcher  Leut  insolent z zu  refraeniren  und  auf  was  für  con- 
ditiones  solche  in  Ewer  Kay.  Maj.  Erblanden  zu  dulten  und 
darinnen  Arbeit  finden  möchten. “ — Die  Trennung  des  Gesellen- 
standes von  der  Zunftorganisation,  seine  blolie  Bewertung  als 
Arbeits-  und  Steuerfaktor  im  groben  Staatskörper  erscheint  hier 
mit  aller  Deutlichkeit  ausgesprochen. 

Aber  es  lag  dennoch  im  Interesse  der  staatlichen  Ordnung, 
dem  Meister  gegenüber  dem  Gesellen  einen  „vernünftigen  und 
heilsamen  Zwang“  l *)  zu  gestatten.  Diese  Erkenntnis  war,  neben 
fiskalischen  Rücksichten,  das  gewichtigste  Motiv  für  die  Erhal- 
tung der  Zunftinstitntion ä).  Für  Übertretungen  im  Arbeitsver- 
hültnis  enthalten  die  Handwerksordnungen  zumeist  ausführliche 
Strafbestimmungen3).  Als  ein  vortreffliches  Mittel  zur  Diszipli- 
nierung des  „ledigen  Gesind“  wie  der  Handwcrksburschem  em- 
pfiehlt Becher  die  Werk-  und  Zuchthäuser4);  die  Handwerks- 
leute könnten  sich  daraus  ihr  Gesinde  und  ihre  Gesellen  nehmen 
und  brauchten  sich  mit  den  „liederlichen  Handwercks-Bursch“ 
nicht  so  zu  plagen,  „welche  versoffene  Narren  nichts  können, 
als  sich  auff  ihre  Handwercks-Gereehtigkeit  beruffen  und  ihre 
Meister  trutzen“  und  denen  auf  diese  Weise  „die  Flügel  nicht 
wenig  beschnitten“  würden5).  In  ähnlichem  Sinne  ist  auch  die 
Instruktion  vom  24.  Juli  1671  bezüglich  des  neuen  Wiener 
Zuchthauses  gehalten. 

l)  So  formuliert  diese  Notwendigkeit  der  ReichsschlulS  vom  4.  8ep- 
tember  1731,  Art.  2. 

-)  Von  diesem  Standpunkt  aus  beurteilt  auch  der  mehrfach  ge- 
nannte böhm.  Kammersekretär  Borscbek  die  Frage  der  Zuuftaufhebung, 
indem  er  in  seinem  Gutachten  von  1099  dagegen  anführt,  es  würde  in 
diesem  Falle  das  „ohnedem  insolente  mechanische  Gesindel  mit  ihren 
numerosen  Gesellen  und  Lehrjungen  — als  gesetzt  in  denen  Präger 
Städten  die  Mälzer  — unmöglich  zu  bändigen,  sondern  man  immerfort 
exemplo  Holl-  und  Engeland  in  nächster  Gefahr  eines  motus  universalis 
sein,  wohingegen  sic  jetzo  noch  ziemlichen  einzuhalten  und  hei  ein  und 
des  änderten  Gesellen  Exzess  demselben  auch  abwesender,  soweit  die 
Zunftscommunication  reichet,  beigekommen  und  er  in  seiner  Profession 
gestecket  werden  kann“  (Pribram,  Das  böhm.  Kommerzkollegium  und 
seine  Tätigkeit,  a.  a.  <).,  S.  52). 

3)  Die  Strafen  bestanden  aus  Leistungen  in  Geld  oder  Wachs; 
nach  der  Radkersburger  Müller-Handwerksordnung  von  1(550  (Art.  18) 
stand  dem  Meister  gegenüber  dem  Gesellen,  der  die  Vorschriften  beim 
Mahlen  übertrat,  sogar  das  Recht  der  körperlichen  Züchtigung  (des 
„Hobelns“)  zu  (G  o in  i 1 s c h a k,  a.  a.  ü.,  8.  51  ff.). 

4)  Becher,  Politische  Diseurs,  a.  a.  (>.,  8.  241  ff. 

5)  Ebend.,  8.  240. 
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Die  Beschränkungsraittel  cler  Zunft  gegen  Außenstehende 
kehrten  sieh  zwar  mit  voller  Wucht  auch  gegen  den  Gesellen- 
stand; aber  alle  jene  Bestimmungen,  die  aus  den  Jahrhunderten 
der  beginnenden  Übervölkerung  (13. — 16.  Jahrhundert)  datierten: 
die  Begünstigung  der  Meisterkinder,  die  Einführung  eines  kost- 
spieligen und  zeitraubenden  Meisterstücks  (seit  der  zweiten 
Hälfte  des  14.  Jahrhunderts),  die  Erhöhung  des  Einkaufsgeldes, 
die  Geschlossenheit  der  Zünfte,  die  Wanderpflicht  (seit  dem 
15.  Jahrhundert)  und  die  .Mutjahre1 2)  verloren  an  Bedeutung,  je 
mehr  der  Zunftcharakter  des  Gesellenstandes  abhanden  kam,  je 
größer  die  Zahl  der  Gesellen  geworden  war,  die  auf  ihr  Lohn- 
verhältnis endgültig  ihren  Lebensunterhalt  gründeten.  Fragen 
der  Arbeitsbedingungen  traten  nunmehr  in  den  Vordergrund. 

Die  Gesellenlöhnung  hatte  bereits  mit  der  Einführung  des 
Stücklohns,  der  darauf  berechnet  war,  das  materielle  Interesse 
des  Arbeitenden  an  die  Quantität  der  erzeugten  Ware  zu  binden, 
eine  entschieden  antisoziale  Richtung  genommen.  Aber  auch  die 
allgemeine  Tendenz  der  Löhne  war  fast  kontinuierlich  eine 
sinkende.  Die  „Preisrevolution“  des  16.  und  17.  Jahrhunderts 
mit  ihrem  Gefolge  von  Preisschwankungen*),  die  systematisch 
betriebene  Münzverfälsehung,  die  noch  lange  über  die  Kipper- 
und Wipperzeit  hinaus  andauerte3),  und  nicht  in  letzter  Linie 
die  starke  Bevölkerungsvennehrung  drückten  den  Lohnwert 
beharrlich  herab.  Der  stark  verminderten  Kaufkraft  des  Geldos 
entsprach  die  geringe  Steigerung  der  Löhne  nur  in  unvollkom- 
mener Weise1).  Überdies  kamen  tatsächliche  Reduktionen  vor, 

1)  Schoenlank,  Art.  „Gesellenverbfinde“  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissenschaftcn,  IV.  Bd.,  1900,  S.  182  tV. 

2)  Die  Meinung  Fr.  Willi.  Stahls  (Das  deutsche  Handwerk, 
I.  u.  einziger  Bd.,  Gießen  1874,  S.  276),  die  teilweise  Naturallöhnung 
sei  in  jener  Zeit  der  Preisschwankungen  sowohl  für  den  Meister  als  für 
den  Gesellen  von  Vorteil  gewesen,  wäre  nur  dann  stichhältig,  wenn  es 
feststünde,  daß  die  Meister  und  Fabriksunternehmer  jenen  Preisschwan- 
kungen bei  der  Bemessung  des  Naturallohnes  keine  Rechnung  trugen. 

3)  So  berichtet  das  „Wiener  Diarium“  (Nr.  33)  unterm 
24.  November  1703:  „Ingl eichen  wurden  heunt  Abends  von  Ober-Ocster- 
roicli  4 Manns-  und  3 Wcihs-Pcrsohuen  allliier  gefänglich  eingebracht, 
welche  vielerloy  Sorten  falsch  Geld  gemacht  haben,  die  aber  snmbt  denen 
andern  falschen  Müntzcrn,  allliier  schon  sitzen,  schlechten  Lohn  davon 
bekommen  werden.“ 

l)  Wiebe,  a.  a.  0.,  S.  171  fl’.;  Mur.  Meyer,  a.  a.  <).,  I.  Bd., 
S.  20  f . ; Georg  Schanz,  Zur  Gesell,  der  deutschen  Gesellen  verbfinde, 
Lpz.  1877,  S.  131  f. 
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die  mit  der  notwendigen  Rücksichtnahme  auf  den  Meister  und 
die  Konsumenten  begründet  wurden,  wie  denn  überhaupt  das 
Bestreben  nach  Festsetzung  eines  Maximallohncs  vorherrschte. 
Schon  eine  landesfürstliche  Resolution  vom  Jahre  1352  verordnet 
bei  Strafe  von  5 Pfd.  Wr.  Pfennigen  einen  Taglohn  von  5, 
höchstens  6 Pfennigen1).  Ebenso  bestimmt  die  „Policey  Ordnung 
und  Satzung“  für  Wien  vom  19.  Dezember  1527,  daß  der  Tag- 
lohn der  Hauer  und  Arbeiter  die  festgesetzte  Taxe  nicht  über- 
steigen dürfe2).  Am  13.  August  1563  ergeht  ein  Erlaß  gegen 
die  übermäßigen  Lohnforderungen  der  Bindergesellen  in  Wien ; 
dürfe  doch  der  Meister  selbst  von  einem  Bürger  nicht  mehr  als 
8 Kreuzer  des  Tags  nehmen3).  Mit  der  Begründung,  daß  die 
früheren  Satzungen  von  1640  und  1656  nicht  eingehalten  worden 
seien,  ergeht  am  17.  Juni  1661  neuerlich  eine  „Taglohnsatzung“ 
für  die  Maurer,  Zimmerleute  und  Tagewerker.  Trotz  der  wohl- 
feilen Zeiten,  heißt  es  dort,  steigern  sich  die  Ansprüche  der 
Gesellen  ins  Unerschwingliche.  Es  werden  also  für  die  genannten 
Kategorien  Arbeitszeit  und  Arbeitslohn  festgesetzt1),  mit  dem 
ausdrücklichen  Bemerken  jedoch,  daß  diese  Satzung  „einiger 
Staigcrung  im  geringsten  nit  wil  Ursach  geben“,  so  daß  sie  für 
ungünstigere  Lohnverhältnisse  nicht  gilt.  Die  Übertreter  der 
Satzung,  die  mehr  geben,  fordern  oder  nehmen,  haben  eine 
bedeutende  Geldstrafe  zu  entrichten.  Stehen  die  Gesellen  wegen 
des  Lohnes  auf,  so  sollen  sie  für  unehrlich  gehalten,  „auch 
endlichen  als  trutzige  Gesellen  nach  Beschaffenheit  der  Sachen 
mit  Leibs-Straff  belegt  und  an  das  Creutz  gespannt  werden.“ 
Die  Satzung  wurde  in  der  folgenden  Zeit  je  nach  dem  Stande 
der  Lebensmittelpreise  wiederholt  erhöht  oder  erniedrigt5)  und 

x)  Alex.  Gig],  Gesell,  der  Wr.  Marktordnungen,  a.  a.  0.,  S.  230. 

2)  Franz  Eulenburg,  Das  Wr.  Zunftwesen,  a.  a.  O.,  S.  73. 

3)  Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  365  f. 

*)  Die  Arbeitszeit  dauerte  zwischen  Georgii-  und  Michnelistag  ' 
(23.  April  bis  20.  September)  mindestens  von  4 Uhr  früh  bis  7 Uhr 
abends  und  von  Michaelis  bis  Georgii  vom  Beginn  des  Tags  bis  Sonnen- 
untergang; im  „großen“  Sommer  wurden  3,  im  Frühling  und  Herbst  2 
und  im  Winter  1 Feierstunde  gewährt.  Der  Taglohn  des  Maurer-  und 
Zimmergesellen  betrug  in  den  genannten  Zeiträumen  17  (15),  der  des 
„Pallirs“  19  (16),  der  des  Mörtelrührers  13  (11)  und  der  des  Tag- 
werkers 12  (10)  kr.,  der  des  Ziegeldeckergesellcn  33  kr.  Der  Meister 
erhielt  vom  Bauherrn  für  jeden  Gesellen  den  „Meistergrosehen“  (3  kr. ; 
Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  324  ff.). 

5)  So  am  9.  September  1661,  10.  März  1662,  13.  März  1668, 
14.  Juli  1670  (cbend.). 

Wiener  «taaUwis*.  Studien.  IV.  Bit.,  3.  Heft.  32 
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durch  die  Ordnung  vorn  31.  Mai  1673  auch  außerhalb  Nieder- 
österreichs, zumal  in  Böhmen  und  Mähren  eingeführt 1 ).  Tn  der 
„Neuen  Satzung  und  Ordnung“  vom  21.  Juni  1689,  die  sich 
„wider  den  wncherlichcn  Gewinn  und  Lohn“  richtet,  zeigen 
diese  Lohnkategorien  im  Verhältnis  zu  1661  eine  absolute 
Steigerung-),  dagegen  im  Verhältnis  zu  1686,  wo  die  Löhnt?  in 
Wien  einen  Höhepunkt  erreicht  hatten  3),  einen  fast  noch  größeren 
absoluten  Rückgang4).  In  den  folgenden  Jahrzehnten,  in  der  Zeit 
der  zunehmenden  Bevölkerungsdichtigkeit  also,  blieben  die  Löhne 
stationär").  Auch  in  den  zahlreichen  Verordnungen  über  den 
„Weingarts-Baulohn“  kommt  das  Streben  nach  Maximallöhnen 
zum  Ausdruck6);  auch  hier  wird  wieder  sowohl  der  Bauherr,  der 
die  Satzung  überschreitet,  als  auch  der  Arbeiter,  der  einen 
höheren  als  den  bedungenen  Taglohn  „erpreßt“,  strenge  bestraft 7), 
dies  selbst  dort,  wo  eine  höhere  Arbeitsleistung  vorliegt6). 

A)  Als  Löhne  wurden  festgesetzt:  für  den  Polier  20  kr.,  für  den 
Maurer-  und  Zimmergesellen  18  kr.,  für  den  Mörtelrührer  13  kr.,  für 
den  Ziegeldeckergesellen  33  kr.  und  für  den  Tagwerker  12  kr.  Auf  dem 
Lande  wurden  durchgehend»  2 kr.  weniger  bezahlt.  Repetiert  wurde  die 
Ordnung  am  11.  April  1680  und  am  1!).  August  1(58'»  (ebend.). 

s)  Der  Lohn  eines  Maurer-  und  Zintmergeselleu  in  Wien  und 
4 Meilen  Wegs  um  die  Stadt  betrug  nach  der  Neuen  Ordnung  vom 
21.  Juni  1(589  von  Georgii  bis  Michaelis  (resp.  umgekehrt)  24  (21)  kr., 
der  eines  Poliers  27  (24)  kr.  und  der  eines  Tugwerkers  15  (14)  kr. 
(Cod.  Austr.,  III.  T„  S.  290  ff.). 

3)  Durch  die  Ordnung  vom  12.  März  1(58(5  für  denselben  Geltungs- 
bczirk  wurde  der  Lohn  des  Maurer-  und  Zimmergesellen  für  den  Sommer 
mit  (höchstens)  33,  für  den  Winter  mit  (höchstens)  30  kr.  festgesetzt 
(Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  328  f.). 

4)  Bis  zur  Satzung  von  1(589  wurden  diese  Löhne  noch  öfters 
reduziert,  so  am  17.  April  1(587,  um  14.  Jänner  1(588  und  später  (ebend.). 

")  Die  Satzung  von  1(589  wurde  noch  in  den  Jahren  1705,  1711 
und  1712  wiederholt  (Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  (527  f.,  G(>1). 

6)  Die  Weingartenordnung  vom  31.  August  1 (5(5(5  setzt  als  Lohn 
für  einen  Mann  im  Sommer  IG,  im  Winter  15  kr.  fest,  für  ein  Weib 
oder  einen  Buben  10  und  9 kr.  „Ehrentrunk,  Jausen  und  Nachtessen 
geben“  wird  mit  Strafe  bedroht  (Cod.  Austr.,  II.  T.,  S.  425).  Weitere 
Verordnungen  datieren  vom  27.  Februar  1(587  und  vom  9.  November 
1G96  (Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  396  t\\ 

7)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  519,  Ordnung  vom  8.  Juni  1706. 

6)  Cod.  Austr,,  IV.  T.,  S.  124,  Ordnung  vom  22.  Jänner  1723. 

Es  wird  darin  mißfällig  vermerkt,  „daß  theils  Clöster  und  andere  aus- 
wendige Weingartsinhaber,  damit  ihre  Weingarten  vor  andern  gut  uud 
schleunig  gepflogen  würden,“  die  Satzung  überschreiten.  Dies  wird 
neuerlich  bei  Strafe  verboten. 
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Der  gesteigerten  Betriebsamkeit  des  Gewerbelebens  Hel 
in  der  Regel  auch  ein  alter  Brauch  zum  Opfer,  der  im 
Mittelalter  als  Schutzmittel  gegen  aufreibende  Überarbeit  gedient 
hatte:  der  „blaue  Montag“.  Frühere  Verordnungen  gegen  diesen 
Brauch,  wie  sie  die  „Neu  Pollicey  und  Ordnung  der  Hamlt- 
wercher“  vom  Jahre  1527  oder  das  „Generale“  vom  12.  Novem- 
ber 1571  l)  enthielten,  waren  wirkungslos  geblieben.  Der  dreißig- 
jilhrigo  Krieg  hatte  zwar  den  montäglichen  „Badgang“  der 
Gesellen  beseitigt,  nicht  aber  den  Feiertag  selbst2).  Die  Hand- 
werkerordnung von  1661  begnügt  sich  noch  damit,  den  Vorgang 
zu  charakterisieren  und  seine  Abstellung  zu  fordern3).  Die 
Gesellen,  heißt  es  dort,  setzen  die  Arbeit  an  Werktagen  aus  und 
verbringen  den  Tag  mit  Müßiggehen,  Essen,  Trinken  und  gegen- 
seitiger Verführung,  wobei  dennoch  der  ganze  Wochenlohn  von 
den  Meistern  gefordert  wird,  „was  sie  den  .blauen  Montag4 * 
nennen.“  Erst  in  der  Erneuerung  dieser  Ordnung  (9.  Dezember 
1689) •*)  geht  die  Behörde  zum  direkten  Angriff  über.  Es  wird 
verfügt,  daß  der  Geselle  bei  halbem  Werktags  Versäumnis  den 
halben,  bei  ganzem  den  ganzen  Wochenlohn  verlieren  solle;  der 
Meister  soll  davon  jenen  Betrug,  der  ihm  für  die  versäumte  Zeit 
gebührt,  abziehen  und  den  Rest  in  die  Lade  legen,  der  Geselle 
aber  in  der  Arbeit  fortfahren.  Bei  Widersetzlichkeit  oder  gar 
Ausstand  soll  er  durch  den  Rumorhauptmann  oder  Profoßen,  auf 
dem  Land  durch  den  Gerichtsdiener,  angehalten  werden,  die 
versäumte  Zeit  in  Band  und  Eisen  auszudienen.  Entläuft  er.  so 
soll  er  von  keinem  Meister  im  Lande  mehr  aufgenommen  und 
befördert  werden 6).  Doch  erzielte  auch  diese  Verordnung  keinen 
praktischen  Erfolg;  noch  im  Jahre  1770  mußten  Verbote  gegen 
den  „blauen  Montag“  erlassen  werden6)  und  in  einzelnen  Zunft- 
privilegien wurde  er  sogar  ausdrücklich  gestattet.  So  darf  nach 
der  Ordnung  der  Radkersburger  Schlosser-,  Messerschmied-  und 

l)  Cod.  Aust  r.,  I.  T.,  S.  4G2. 

s)  Schoeulank,  Soziale  Kämpfe  vor  300  Jahren,  a.  a.  0., 
S.  7 2 f. 

3)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  458  ff.,  P.  IG. 

4)  Ebend. 

Ebend. 

6)  Stahl,  a.  a.  ().,  S.  325  ff.  In  Wien  hatte  man  schon  im 
Jahre  1550  versucht,  den  „blauen  Montag“  dureh  Umwandlung  des 
Wochenlohnes  in  Taglohn  auszumerzen;  allein  die  betreffende  Verord- 
nung hatte  sogar  auf  die  ständigen  Taglöhnerkategorien,  wie  Stein- 
metzen und  Maurer,  keine  Wirkung  auszuüben  vermocht  (ebend.). 

32* 
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Büchscnmachcrinnung  der  „Blaumontag“  von  2 Uhr  an  gefeiert 
werden 1 2 3).  Ebenso  labt  die  Radkersburger  Sclineiderordnung 
den  „Blaumontag“  alle  14  Tage  zu,  falls  in  die  Woche  kein 
anderer  Feiertag  fällt“). 

Hatte  in  diesem  Punkte  die  Halbheit  der  merkantilistischen 
Praxis  vielfach  zur  Erhaltung  eines  alten  Gesellenvorrechts  bei- 
getragan  so  schlug  sie  in  einem  andern  Falle,  in  der  Frage  der 
Arbeitskündigung,  zum  Nachteil  des  Gesellenstandes  aus.  Die 
nivellierende  Tendenz  einer  konsequent  merkantilistischen  Gewerbe- 
politik kommt  in  den  Colbertschen  Reglements  von  1669  zum  Aus- 
druck, wo  für  den  Meister  wie  für  den  Gesellen  die  einmonatliche 
Kündigungsfrist  normiert  wird8).  Im  österreichischen  Arbeits- 
vertrag überwiegt  noch  für  lange  Zeit  das  Meisterrecht.  Anläß- 
lich eines  Streitfalles  zwischen  den  Wiener  bürgerlichen  Meistern 
und  Gesellen  wegen  der  von  den  Meistern  aufgebürdeten  14-tägigen 
Kündigung  ergeht  am  19.  August  1701  eine  Resolution  an  die 
niederösterreichische  Regierung,  wonach  auf  deren  Rat  den 
Meistern  eine  8-tägige,  den  Gesellen  jedoch  nur  eine  14-tägige 
Kündigungsfrist  eingeräumt  wird4).  Noch  weiter  geht  die 
Radkersburger  Schneiderordnung  von  1728.  Kein  Geselle  darf 
danach  eigenwillig  vor  14  Tagen  aus  der  Arbeit  treten;  entlassen 
kann  ihn  der  Meister  hingegen  jeden  Tag5). 


2.  Gesellenverbindungen  und  Gesellenkämpfe. 

Während  jene  große  Masse  von  Arbeitern,  die  in  den  neu- 
geschaffenen Industriebetrieben  verwendet  werden  konnten,  ihrer 
ganzen  Herkunft  und  Bestimmung  nach  von  vornherein  aus  der 
Sphäre  sozialer  Selbstbetätigung  so  gut  wie  ausgeschaltet  oder 
mindestens  in  sozialer  Beziehung  indifferent  war,  hatte  sich  im 
zünftigen  Gesellenstande,  der  sich  immerhin  noch  einer  freieren 
Beweglichkeit  erfreute,  der  alte  Geist  der  Widerspenstigkeit  und 
des  Aufruhrs  gegen  Meister  und  Behörden  stets  wach  erhalten. 
Der  Interessengegensatz  zwischen  den  Meistern  und  Gesellen 
war  bereits  im  14.  Jahrhundert  in  den  interlokalen  Gesellen- 

1)  Gomilschak,  a.  a.  ().,  S.  51  ff.,  erneuertes  Privilegium  von 
1665,  Art.  7. 

2)  Ebene!.,  >S.  62,  erneuertes  Privilegium  von  1728,  Art.  10. 

3)  Nur  bei  Unfähigkeit  des  Gesellen  genügten  8 Tage,  Farn  am,, 
a.  a.  ().,  8.  33. 

4)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  S.  333  f. 

5)  Gomilschak,  a.  a.  O.,  S.  64,  Art.  29. 
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verbänden  deutlich  zu  Tage  getreten,  die  sich  als  Gegengewicht 
gegen  die  interlokalen  Zunftkartelle  der  Meister  herausgebildet 
hatten  L).  Mit  der  allmählichen  Umbildung  des  Gesellenstandes 
in  den  Arbeiterstand  hatten  auch  die  urwüchsigen  Berufsorgani- 
sationen der  Gesellenbrudersehaften  und  Gesellenzechen  immer 
bestimmter  den  Charakter  von  Interessengliederungen  an- 
genommen. Die  alte  Trinkstube,  die  „Uerte“,  der  ehemalige 
Schauplatz  fröhlichen  Lebens  und  Treibens,  war  zur  Herberge 
geworden  — eine  sozialbiologisch  sehr  bezeichnende  Wandlung  -). 
Die  örtliche  Gesellenorganisation  verfolgte;  nun  hauptsächlich 
den  Zweck,  auf  die  Arbeitsvermittlung  Einfluß  zu  nehmen,  den 
arbeitslosen  oder  arbeitsunfähigen  Mitgliedern  zeitweilig  Unter- 
kunft zu  bieten  und  die  ankommendon  Gesellen  freizuhalten. 
Die  Kontrolle  Uber  das  Herbergen  wesen  steht  dem  Meister- 
verbande  zu,  dessen  sich  der  Staat  nun  immer  offenkundiger  als 
seines  Aufsichtsorganes  bedient.  Eine  Resolution  vom  10.  Juni 
1(377,  die  den  Wiener  Goldschmiedgesellen  die  Gründung  einer 
Almosenbüchse  gestattet,  fügt  die  Einschränkung  bei,  daß  ihre 
Zusammenkünfte  und  „Besitzung  der  Laad“  nur  dann  erlaubt 
sein  sollen,  wenn  bei  jeder  Zusammenkunft  2 Meister  (1  Hof- 
befreiter und  1 Bürgerlicher)  zugegen  sind1 * 3).  Den  Gesellen  der 
Iglauer  Tuchscherer  wird  im  Jahre  1607  die  Ritte,  eine  eigene 
Gesellenzeche  errichten  zu  dürfen,  von  ihren  Meistern  sogar  rund- 
wog abgeschlagen.  Die  Tuchknappen  appellierten  an  den  Rat,  der 
unterm  28.  Juli  1600  aus  diplomatischen  Gründen  in  ihr  Be- 
gehren willigte;  seine  Absicht  war,  die  streitbare  Tuchmacher- 
zunft, deren  Widerstand  gegen  die  Unternehmungen  der  Iglauer 
Kaufherren  ihm  sehr  mißfallen  hatte,  numerisch  zu  schwächen. 
Notgedrungen  gab  nun  die  Zunft  ebenfalls  ihre  Zustimmung, 
zumal,  da  eine  Gesellenauswanderung  zu  befürchten  stand4). 

Tatsächlich  war  ein  derartiger  Schritt  der  Gesellenschaft, 
geeignet,  ganze  Industrien  lahmzulegen.  Dies  zeigte  sich  1687  in 
Zittau,  wo  die  Tuehmachergesollen  wegen  der  Nichtbewilligung 
ihrer  Organisation  auswanderten  und  so  die  Meister,  die  vor  dem 
Ruin  standen,  zur  Nachgiebigkeit  zwangen5).  Ein  ähnlicher  Fall 

1 ) Schanz,  a.  a.  O.,  S.  28  ff. 

ä)  Schoo  n lank,  Art.  „Gesellenverbftmle“  im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschnften,  a.  a.  O.,  S.  185. 

8)  Cod.  Austr.,  I.  T.,  S.  447. 

4)  Werner,  n.  a.  O.,  S.  83  ff. 

5)  Mäscher,  a.  a.  O.,  S.  341. 
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ereignete  sich  1722  in  Reichenberg.  Die  dortigen  Leinweber- 
gesellen, die  gleich  den  Friedländischen  unter  allen  Hilfsarbeitern 
zuerst  die  Anerkennung  ihrer  Bruderschaft  durch  die  Meister 
errungen  hatten  und  über  einen  ziemlichen  Grad  von  Selb- 
ständigkeit verfügten,  protestierten  gegen  die  Überwachung  ihrer 
„Bruderlade“  durch  2 Meister-Älteste  und  verlangten  die  Ab- 
setzung ihres  Herbergsvaters,  dem  sie  vorwarfen,  daß  er  es  mit 
den  Meistern  hielte.  Es  kommt  zu  stürmischen  Auftritten.  Die 
Gesellen  ziehen  unter  Mitnahme  ihrer  Lade  aus  der  Stadt. 
Militär  wird  aufgeboten,  sie  zur  Arbeit  zurückzuzwingen.  Da 
Hieben  sie  über  die  sächsische  Grenze  nach  Burkersdorf.  Erst 
nach  Verlauf  eines  Jahres,  da  man  alle  ihre  Forderungen 
bewilligt  und  jedem  von  ihnen  Straflosigkeit  und  Arbeit  zu- 
gesichert hat,  kehren  sie  zurück  und  erhalten  nun  sogar  die 
Erlaubnis,  jene  Gesellen,  welche  sich  ihnen  nicht  angeschlossen 
hatten,  zu  bestrafen *). 

Das  „Schelten“  und  „Auftreiben“  der  Gesellen  bedeutete 
für  den  ungestörten  Wechsel  des  Arbeitsortes  ein  beträchtliches 
Hemmnis.  Die  behördlichen  Verbote  stießen  allenthalben  auf 
passiven  Widerstand.  Zum  offenen  Aufruhr  kam  es  aber,  als  der 
Versuch  gemacht  wurde,  die  indirekte  Einflußnahme  des  Gesellen 
auf  die  Arbeitsvermittlung  durch  die  Wohlverhaltungszeugnisse 
der  Meister  zu  beseitigen  und  so  der  meisterlichen  Autorität  zum 
vollständigen  Siege  zu  verhelfen.  Ein  kaiserliches  Dekret  vom 
23.  November  1712  ordnete  an,  daß  zur  Einführung  besserer 
Mannszucht  unter  den  Wiener  Schuhknechten  sowie  zur  Bei- 
legung ihrer  Streitigkeiten  mit  den  Meistern  gedruckte  Zettel 
über  das  Wohlverhalten  der  Schuhknechte,  die  sogenannten 
„Kundschaften“  -),  eingeführt  werden  sollen.  Trotz  der  verhängten 
Strafen  (körperliche  Züchtigung,  Anschlägen  des  Namens  am 
Galgen.  Landesverweisung,  Kondamnierung  zu  Band  und  Eisen,. 
Verschickung  auf  die  Grenzhäuser  und  Ebergabe  an  die  Werber) 
wurde  die  Annahme  der  „Kundschaftszettel“  beharrlich  ver- 
weigert und  die  Arbeit  niedergelegt.  Auch  die  verschärften 


l)  II  all  wich.  Reichenberg  und  Umgebung,  a.  a.  ().,  I.  Ilalbb., 
S.  3<?3  ff. 

s)  Die  Bemerkung  Mor.  Meyers  (Oesch.  der  preußischen  Iland- 
werkerpolitik,  n.  a.  0M  II.  Bd.,  S.  17),  daß  das  Wort  im  sächsisch- 
polnischen  Entwurf  zur  Reichsgewerbeordnung  (1725)  zum  erstenmal 
vorkommc,  könnte  also  höchstens  für  den  Verlauf  der  Reichsverhaud- 
Jungeti  als  zutreffend  gelten. 
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Edikte  vom  4.  und  20.  Juli  1713  *)  hatten  keinen  Erfolg.  Am 
15.  Februar  1715  ergeht  eine  neuerliche  Verordnung.  Die  Schuh- 
knechte, heißt  es  da,  seien  ungeachtet  der  gegen  die  Wider- 
spenstigen vorgekehrten  „scharfen  Exemplificationen“  abermals 
in  den  Ausstand  getreten,  rottieren  sich  zusammen  und  halten 
gefährliche  Zusammenkünfte,  ziehen  in  Müßiggang  herum  und 
verüben  gegen  Meister  und  arbeitende  Gesellen  „höchst  straf- 
bare Thätigkeiten“,  locken  andere,  die  ihnen  nicht  anhangen 
wollen,  an  sich,  traktieren  sie  solang  mit  Prügel,  bis  sie  sich 
betreffs  der  „Kundschaftszettel“  anschließen  und  bedrohen  die- 
jenigen, die  sich  die  „Kundschaftszettel“  bereits  einhändigen 
ließen.  Es  wird  ihnen  also  anbefohlen,  die  Arbeit  binnen  3 Tagen 
wieder  aufzunehmen,  u.  zw.  bei  Androhung  von  Verhaftung  und 
Kriminalprozeß,  Leibes-  und  Lebensstrafe.  Die  Wirte,  Gastgeber 
und  andere  sollen  ihnen  bei  schwerer  Strafe  keinen  Unterstand 
geben  *). 

Eine  Zeit  der  schärfsten  Maßregelungen  brach  über  den 
Gesellenstand  herein.  Am  S.  März  1718  fiel  eines  der  letzten 
Rechte  der  Wiener  Handwerksgesellen:  der  Brauch  des  Degen- 
tragens im  Sonntagsstaat  wurde  aus  Anlaß  vorgefallener  Exzesse 
abgeschafft3).  Hingegen  erbauten  die  niederösterreichischen 
Stände,  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  stattgefundenen  Unruhen, 
im  Jahre  1721  auf  ihre  Kosten  in  der  Leopoldstadt  eine  Kaserne 
für  ein  Kavallerieregiment;  zur  Aufrechterhaltung  der  öffent- 
lichen Ruhe  und  Sicherheit  wurden  mehrere  Pikette  desselben 
zwischen  der  Stadt  und  den  Vorstädten  aufgestellt ').  Schon  im 
darauffolgenden  Jahre  brach  neuerlich  ein  Aufstand  der  Wiener 
Schuhknechte  aus5),  den  die  Regierung  mit  blutiger  Strenge 

l)  Cod.  Austr.,  III.  T.,  K.  fi»2,  713  f. 

*)  Ebend.,  S.  784. 

3)  Nacb  Franz  Tschischka,  (Jeschichte  der  St  i dt  "Wien,  Stutt- 
gart 1847,  S.  385  f.  — Das  Verbot  des  Waffentragens  wurde  aus 
dem  gleichen  Anlässe  auch  in  Schlesien  verfügt  ('nach  Stahl,  a.  a.  O., 
S.  291). 

4)  Ebend.,  S.  3<><». 

;’)  Biderinann  (Die  technische  Bildung  im  Kaisertume  Öster- 
reich, n.  n.  O.,  S.  19)  betont  mit  Recht,  daß  die  sozialpolitische  Seite 
dieses  Aufstandes  bisher  fast  gänzlich  übersehen  worden  ist.  IIull- 
wieh  (Reichenberg  und  l'mgobung,  a.  a.  ( I.  Halbb.,  S.  3t>ß  f.. 
Anrn.  47)  registriert  die  Ansicht  Biderniauns  mit  der  Behauptung,  er 
lege  den  damaligen  Aufständen  überhaupt  eine  zu  große  Bedeutung 
bei.  Demgegenüber  muß  jedoch  bemerkt  worden,  daß  gerade  Hallwichs 
sonst  so  inhaltsreiche  und  darum  immerhin  schätzenswerte  Darbietungen 
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unterdrückte;  2 der  Aufrührer  wurden  hingerichtet1).  Auf  diese 
Vorgänge  bezieht  sich  das  Patent  vom  20.  Juni  1722  „wegen 
der  widerspenstigen  Handwerks-pursch  und  deren  Bestraffung“. 
Das  Patent  hebt  hervor,  es  sei  schon  öfter  hinterbracht  worden, 
daß  die  Handwerksburschen  sich  nicht  allein  ihren  Meistern, 
sondern  auch  der  kaiserlichen  Obrigkeit  „freventlich  widersetzen“, 
die  aufgestellten  Ordnungen  nicht  einkalten  und  „wan  sie  darzue 
Verhalten  werden  wollen,  oder  sonst  einem  gesellen  was  zuesteket, 
nicht  allein  zugleich  Selbsten  auß  der  arbeit  außstehen,  sondern 
auch  die  in  der  Arbeit  Verbleibende  Mitgesellen  mittels  verbottener 
Sckeltung  auß  denen  Worckstädten  vertreiben,  sich  zusammen 
rottiren  und  solger  gestalten  ihren  Ohnfueg  durch  Spörung  der 
arbeit  behaubten  und  an  statt  das  Sye  gsellen  ihre  vermeinte 
be  sch  würde  bev  der  gehörigen  obrigkeit  anbringen  und  ihre 
außrichtung  gezimmend  erwartten,  mit  derlei  aufruhren  ihr  ver- 
langen mit  truzen  und  bocken  erzwungen  wollen.“  Es  folgen  die 
üblichen  Strafandrohungen,  die  Erneuerung  des  Scheltverbots 
und  am  Schlüsse  die  Verfügung,  daß  das  Patent  in  die  Meister- 
und  Gesellenlade  gelegt  und  alle  Quartal  sowie  bei  jeder  Zu- 
sammenkunft vorgelesen  werden  solle-). 

Indem  die  Gesellen  sich  gegen  den  vom  Staat  bevormun- 
deten Meister  w'andten,  griffen  sie  zugleich  die  staatliche  Auto- 
rität an.  Was  aber  diesen  Angriffen  eine  ganz  besondere  Bedeu- 
tung verlieh,  war  die  Tatsache,  daß  sie  in  eine  Zeit  fielen,  wo 
der  Staat  unter  dem  Drucke  der  allgemeinen  Weltlage  aufs  leb- 
hafteste damit  beschäftigt  war,  sich  nach  außen  und  innen  hin 
wirtschaftlich  zu  konsolidieren.  Die  geänderten  Wirtschafte  Ver- 
hältnisse hatten  den  Mangel  einer  passenden  Arbeitsorganisation 
aufgedeckt  und  in  vielen  Fällen  bereits  zu  Abbröckelungen  von 
der  Machtsphäre  der  Zunftinstitution  geführt;  die  Gesellen- 
aufstände aber  lieferten  dem  Staat  den  Vorwand,  an  die  innere 
Organisation  der  Zunft  selbst  Hand  anzulegen,  die  durchgehende 
Einheit  der  volksgenossenschaftlichen  Berufsgliederung  durch 
eine  gemeinsame  Aktion  der  merkantilistischen  Regierungen 
endgültig  zu  beseitigen. 

an  einer  gewissen  Einseitigkeit  leiden,  indem  sie  die  Frage  des  „indu- 
striellen Aufschwungs“  allzusehr  in  den  Vordergrund  rücken. 

x)  Tschischka,  a.  u.  ().,  S.  366. 

2)  Ms.  im  Arch.  des  Min.  des  Innern,  IV.  F.  28.  Gewerbe  in 
genere,  N.-Öst.  1522 — 1749. 
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VI.  Territoriale  und  Reichs-Gewerbereform. 

W ie  der  Staat  den  alten  Verband  der  Zunftgenossen- 
schaften  lockerte  und  so  den  einzelnen  Meister  in  erhöhtem 
Maße  den  Schwankungen  der  Erwerbs  Verhältnisse  preisgab,  so  ent- 
kleidete er  auch  den  Gesellen  seines  Zunftcharakters,  nahm  ihm  sein 
gefährliches  Verbindungsrecht  und  seine  Gerichtsbarkeit  und  rcflek- 
tierte  ausschließlich  auf  seine  Eigenschaft  als  Arbeiterindividuum, 
eine  Entwicklung,  die  bereits  durch  die  individualisierende  Wirkung 
des  eingedrungenen  römischen  Hechts  vorbereitet  worden  war1). 
Nichts  ist  bezeichnender  für  die  auflösende  und  mechanisierende 
Tendenz  des  innerpolitischen  Merkantilismus  als  das  Aufkommen 
des  Prinzips  der  gewerblichen  Kumulation  oder  Kombination,  wie 
es  insbesondere  in  der  Gewerbegesetzgebung  Preußens  zu  Tage 
tritt.  Friedrich  Wilhelm  I.  bringt  gelegentlich  seine  Meinung 
über  die  Sache  in  drastischer  Weise  zum  Ausdruck,  indem  er 
auf  eine  Eingabe  des  Berliner  Generalkommissariats  vom 
23.  Februar  1718,  die  sich  im  allgemeinen  für  die  Beibehaltung 
der  geschlossenen  Zünfte  ausspricht,  in  einer  Randnote  entgegnet, 
daß  es  in  Holland,  Brabant,  Frankreich  und  England,  wo  keine 
Zünfte  bestünden,  bessere  Arbeiter  gebe  als  in  Deutschland  und 
sodann  fortfährt:  „Die  Innung  kan  ich  im  Reich  nit  aufheben, 
aber  das  kan  ich  tuhn,  das  ich  lasse  Mester  werden  sonder  geldt 
zu  zahlen  und  lasse  arbeitton  wer  will,  So  wie  es  hier  unter  die 
Franzosen  ist,  heute  ist  er  ein  Becker,  Morgen  wirdt  er  ein 
Strumpfstricker  gesell  und  so  weitter.“*)  Eines  der  Hauptmerk- 
male des  späteren  Maschinenzeitalters,  der  Verzicht  auf  die 
berufliche  Qualifikation  des  Produzenten,  kündigt  sich  hier 
bereits  deutlich  an.  Zugleich  aber  lag  es  im  Wesen  der  merkan- 
tilistischen  Bevölkerungspolitik,  eine  möglichst  große  Zahl  von 
Arbeitskräften  für  die  einheimische  Industrie  zu  gewinnen, 
solcher  Arbeitskräfte  freilich,  denen  die  Waffe  der  interlokalen 
Organisation  so  gut  wie  völlig  entwunden  sein  mußte.  Daher 
das  unaufhörliche  Drängen  Preußens  nach  einer  gemeinsamen 
Beschlußfassung  aller  deutschen  Territorien  gegen  die  Hand werker- 
„Mißbräuche“,  wie  es  ja  auch  in  der  Frage  des  Reichsverbots 


*)  Otto  Gierke,  Das  deutsche  Genosseuschnftsrecht,  I.  Bd.,  Rechts- 
geschichte  der  deutschen  Genossenschaften,  18d8,  S.  (547. 

8)  Mor.  Meyer,  Gesell,  der  preuß.  Handworkerpolitik,  a.  a.  0., 
II.  Bd.,  S.  21. 
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französischer  Manufakturen  die  Initiative  ergriffen  hatte.  In  beiden 
Füllen  aber  war  das  Bestreben  der  preußischen  Politik  nur 
darauf  gerichtet,  die  übrigen  Reichsstände  auf  einen  gemein- 
samen Beschluß  zu  binden,  um  sodann  mit  voller  Energie  den 
merkantilistischen  Standpunkt  des  preußischen  Staates  zur  Gel- 
tung zu  bringen. 

In  der  Haltung  Österreichs  tritt  diese  aus  der  Doppelnatur 
der  deutschen  Wirtschafts-  und  Vertassungs Verhältnisse  resul- 
tierende Zwiespältigkeit  der  territorialen  Interessen  schon  während 
der  langwierigen  Reichsverhandlungen  über  die  Zunftreform  aufs 
allerdeutlichste  zu  Tage.  Den  Wendepunkt  bezeichnet  das  Reichs- 
gutachten von  1672.  Bis  dahin  hält  es  die  in  wirtschaftlicher 
und  verwaltungstechnischer  Beziehung  noch  wenig  geklärte 
Politik  der  habsburgischen  Hausmacht  für  ungefährlich,  diese 
„schlechten  Dinge“  zur  Sprache  zu  bringen;  aus  diplomatischen 
Gründen  sucht  sie  den  Gegenstand  sogar  möglichst  lange  auf 
der  Tagesordnung  festzuhalten.  Von  da  ab  jedoch  führt  < Mer- 
reich  durch  sein  passives  Verhalten  den  völligen  Stillstand  der 
Verhandlungen  herbei,  um  erst  nach  Verlauf  von  mehr  als  einem 
halben  Jahrhundert,  nachdem  es  auch  innerhalb  seiner  eigenen 
Grenzen  die  Grundlagen  einer  merkantilistischen  Politik  ge- 
schaffen, den  Reichsschluß  auch  tatsächlich  zur  Durchführung 
zu  bringen. 

Die  Notwendigkeit  einer  allgemeinen  Zunftreform  war  schon 
in  den  Wahlkapitulationen  von  1661  betont  worden1 * ).  Im  Oktober 
des  Jahres  1666.  gelegentlich  der  Beratungen  über  das  Münz- 
wesen, wurde  beschlossen,  die  Regelung  des  Polizeiwesens,  in 
dessen  Bereich  auch  die  Handwerkerangelegenheiten  fielen,  den 
speziellen  Obrigkeiten  zu  überlassen.  Es  wurde  bloß  auf  An- 
regung Straßburgs,  Rcgcnsburgs  und  Nördlingens  das  Überein- 
kommen getroffen,  den  Reichskonstitutionen  und  besonders  den 
Reichspolizeiordnungen  von  1548  und  1567  zur  Anerkennung  zu 
verhelfen*).  Im  Mai  des  Jahres  1667  brachte  jedoch  Österreich 
und  im  Bunde  mit  ihm  das  Kurfürstenkollcgium  es  dahin,  daß 
die  Angelegenheit  dennoch  in  Beratung  gezogen  wurde.  „Die 
Ursach,“  sagt  Menniges3),  der  brandenburgische  Vertreter  auf 

1 ) W.  Sticda,  Art.  „Zunftwesen“  im  Handwörterbuch  der  Staats- 
wiascnschaften,  1804,  G.  Bd.,  S.  878  ff. 

-)  Ebcnd. 

3)  Menniges,  Moditatioues  ad  instrumcntuin  pacis  Caesareo- 
Sueeieum,  spec.  VJI.  170G  ff.,  S.  1370  f. 
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dem  Reichstage,  „mag  gewesen  seyn,  damit  die  Fürstliche  hie- 
durch von  der  Capitulation  divertiret  würden,  umb  derer  vor- 
nehmen und  Ausmachung  dieselbe  in  die  Churfürstliche  so 
eyfferig  und  beständig  drangen,  diese  aber  solche  delicate  materie 
gerne  durch  tractirung  anderer  von  sich  abgewelzet  wissen 
möchten,  in  der  Hoffnung,  daß  wan  man  ein  mahl  sich  mit  Ein- 
richtung einer  Polizev-Ordnung  werde  occupiret  haben,  dieses 
abermahl  ein  Arbeit  von  mehr  dann  1 oder  2 Jahren  sein 
dörffte:  und  werde  man  nachgchends  nicht  gerne  liegen  lassen, 
was  man  angefangen,  ehe  es  ausgemachet,  wie  mit  dem  Müntz- 
Wesen  auch  geschehen.“  Auch  die  Reichsstädte,  in  denen  sich  der 
zünftige  Einfluß  besonders  stark  geltend  machte1),  waren  für 
sofortige  Beratung.  Allmählich  accommodierte  sich  daher  auch  die 
fürstliche  Bank,  „zu  mahlen  es  die  Directoria  heimblich  gerne  sahen,“ 
welch  letztere  besorgten,  es  würden  auch  Materien  zur  Sprache 
kommen,  deren  Verhandlung  man  am  liebsten  noch  verschoben 
oder  ganz  ausgeschaltet  wissen  wollte.  Wurde  doch  von  einigen 
die  Beratung  des  „punctus  Justitiae“  und  der  Reichs-Hofrats- 
ordnung gefordert,  womit  ( isterreich  keineswegs  einverstanden 
war ; es  ließ  auch  ausdrücklich  verlauten,  daß  es  damit  noch  zu 
früh  sei.  Der  Einwand  Magdeburgs,  daß  dieser  Punkt  schon  seit 
1613  zur  Beratung  stehe,  bewog  Österreich  erst  recht,  auf  die 
Verhandlung  der  Polizeiordnung  zu  dringen.  Es  sollten  jedoch 
nur  3 Punkte  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  werden : 1 . „von 
Duellircn  und  Kugel wexeln,“  2.  „wie  die  Commercia  in  Römi- 
schen Reich  wieder  in  bessern  Stand  zu  bringen“  und  3.  „von 
Einrichtung  der  Zünfften  und  Abschaffung  deren  Mißbräuch.“  2) 
Zum  erstenmal  wurde  dieser  dritte  Punkt  im  Juli  1009  proponiert, 
wobei  Kur-Brandenburg  in  beiden  höheren  Kollegien  zur  Er- 
wägung stellte,  „ob  nicht  in  Betrachtung  der  mannigfaltigen 
übermäßigen  Excessen  samt  den  daher  entspringenden  schädlichen 
consequenticn  entweder  sothane  Zünfte  gänzlich  zu  cassircn  oder 
doch  wenigstens  so  genau  zu  coerziren,  daß  denen  Ständen  und 
Obrigkeiten  die  freye  Macht  und  Gewalt,  hierinnen  zu  ihrer 

l)  „Es  kann  im  Zweifel  niemand  durch  einen  andern  Weg  zur 
Uatsherrcnstelle  gelangen,  als  eben  dadurch,  daß  er  ein  Mitglied  einer 
Zunft  und  von  derselben  zuin  Ratsherrn  erwählet  werde“  (Jak.  (»ott- 
lieb  Sieber,  Abhandlung  von  den  Schwierigkeiten,  in  den  Reichsstädten 
das  Reichsgesetz  vom  1<».  August  1731  wegen  der  Mißbräuche  bei  den 
Zünften  zu  vollziehen,  Goslar  und  Lpz.  1771.  Der  Verfasser  war  Syn- 
dikus v.  Goslar.) 

8)  Henniges,  a.  a.  0.,  S.  1370  f. 
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Lunde  und  Unterthanen  Auffnehmen  und  Nutzen  nach  befinden 
zu  verordnen,  publica  Imperii  lege  gegeben  werde;  Zumahlen 
ohne  deine  die  Stände  in  denen  den  Zünften  und  Innungen  er- 
theilten  Privilegiis  oder  derselben  confirmationen  sieh  jedesmahl 
die  Gewalt  vorbehielten,  solche  entweder  zu  mehren,  zu  verringern 
oder  gar  zu  cassiren1)“.  Die  landespolizeiliche  Gewalt  wurde  nicht 
mehr  als  ausreichend  erachtet ; bei  der  interlokalen  Erstreckung 
der  zünftigen  Machtsphäre  konnte  die  staatliche  Reglementierung 
des  Handwerks  nur  auf  der  Grundlage  eines  Reichsgesetzes  er- 
folgen. Diese  Auffassung  fand  allgemeine  Anerkennung.  Dagegen 
behauptete  sich  gegenüber  dem  Vorschlag  auf  gänzliche  Ab- 
schaffung der  Zünfte  der  besonders  von  ( fstcrreich  und  Salzburg 
vertretene  Grundsatz:  „Maneat  usus  et  tollatur  abusus.“  Es 
wurde  bloß  beschlossen,  zunächst  den  Städten  einen  Bericht  ab- 
zufordern, der  als  Beratungsmaterial  dienen  sollte.  Dadurch 
wurde  die  Angelegenheit  abermals  2 Jahre  verzögert,  so  daß 
erst  am  29.  Mai  1671  die  Verhandlungen  im  Fürstenrate  auf- 
genommen werden  konnten.  Wieder  stellte  Brandenburg,  unter- 
stützt von  Braunschweig-Celle  und  Braunsekweig-Calenberg,  den 
Antrag,  die  Zünfte  aufzuheben.  Als  Österreich  und  Salzburg 
opponierten,  weil  die  Zünfte  in  allen  Reichskonstitutionen  immer 
wieder  aufs  neue  bestätigt  worden  seien,  schlug  Brandenburg  vor, 
es  solle  der  Ortsobrigkeit  anheimgestellt  werden,  jedem  Bürger 
durch  einen  „Zettel“  an  die  Zunftmeister  den  Handwerksbetrieb 
zu  ermöglichen.  Auch  dieser  Antrag,  für  den  fast  die  ganze 
weltliche  Fürstenbank  stimmte,  wurde  abgelehnt.  Dennoch  wurden 
auf  Betreiben  Salzburgs  die  Verhandlungen  im  Plenum  weiter- 
geführt  und  nach  umständlichen  Debatten,  wobei  es  sich  ins- 
besondere um  die  Frage  der  territorialen  Iioheitsrecbte  handelte, 
kam  endlich  das  Reichsgutachten  vom  3.  März  1672  2)  zu  stände, 
welches  in  einer  Reihe  von  Bestimmungen  die  Autonomie  der 
Meister-  und  Gesellenzünfte  zu  beseitigen  sucht  und  dessen 
Haupttendenz  dahin  gerichtet  ist,  das  zünftige  Handwerk  den 
Zwecken  der  merkantil istischen  Industriepolitik  endgültig  dienst- 
bar zu  machen. 

Das  Gutachten  enthält  zwei  Bestimmungen,  deren  gegen- 
seitiger Widerspruch  von  vornherein  an  der  ernsten  Absicht 
seiner  1 rheber  zweifeln  läßt.  Während  nämlich  der  Schlußsatz 

l)  Kbend.,  S.  1403  ff. 

-)  Ebend.,  S.  1538  f . ; nbgedruckt  bei  Job.  Jos.  Pachner, 
Sutmnluug  derer  Rcichsschltisse,  I.  T.,  Regensb.  1711,  S.  554  ff. 
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die  gleichmäßige  Anwendung  des  Gesetzes  in  allen  Territorien 
erwartet,  bestimmt  er  zugleich,  daß  den  Obrigkeiten,  die  von 
Kaiser  und  Reich  Regalien  besitzen,  alle  landesherrliche  Gewalt, 
daher  auch  die  Möglichkeit  einer  Änderung  Vorbehalten  bleiben 
solle1).  Es  war  aber  klar,  daß  die  einzelnen  merkantilistisch 
wirtschaftenden  Territorien  sich  auf  Grund  dieser  Gewalt  wohl 
den  Vorteil  der  angebahnten  Gewerbefreiheit  zuwenden,  hingegen 
die  nachteilige  Wirkung,  die  eine  Erhöhung  der  staatlichen 
Kontrolle  auf  den  Zufluß  industrieller  Arbeitskräfte  ausüben 
mußte2),  möglichst  auf  die  konkurrierenden  Nachbarländer  über- 
wälzen würden.  An  eine  gleichmäßige  Anwendung  der  landes- 
herrlichen Macht  war  also  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  zu 
denken. 

Während  der  ganzen  vorhergegangenen  Reichstagsverhand- 
lungen hatten  die  Vertreter  Österreichs  zwar  eine  zustimmende, 
in  objektiver  Hinsicht  aber  wenig  zielbewußte  Haltung  ein- 
genommen, wie  ja  auch  in  der  innern  Politik  der  Erblande  noch 
kein  entscheidender  Kurs  vorhanden  gewesen  war.  In  den  70-er 
und  80-er  Jahren  tritt  jedoch  ein  völliger  Umschwung  ein.  Es 
ist,  als  ob  Österreich  plötzlich  zum  Bewußtsein  der  Situation 
gekommen  wäre.  Nachdem  es  noch  an  dem  Zustandekommen 
des  Reichsgutachtens  von  1672  regen  Anteil  genommen  hatte, 
zieht  es  sich  nun  auf  einmal  von  den  Verhandlungen  zurück 
und  bringt  auch  in  den  folgenden  Jahrzehnten  den  Bestrebungen 
nach  Schaffung  eines  Reichsgesetzes  kein  sonderliches  Interesse 
entgegen.  „Und  damit,“  sagt  Henniges  mit  Hinweis  auf  das 
Reichsgutachten,  „wurde  auch  diese  Sache  in  so  weit  abgethan, 
daß  bißhero  hievon  wenig  mehr  auff  dein  Reichstag  gehöret 
worden;  ausser  daß  anno  1680  verschiedene  Stände,  und  insonder- 
heit Chur-Mavntz  erinnern  lassen,  wie  daß  die  bei  denen  Hand- 
werckcrn  oder  Innungen  eingerissene  Mißbrauch,  excessen  und 
insolentien  hin  und  wieder  im  Reich  mehr  überhand  als  ab- 
nahmen.“3)  Im  Kommissionsdekret  vom  23.  Jänner  1681 4)  ver- 
sprach zwar  der  Kaiser,  nachdem  er  über  Antrag  Salzburgs  am 
18.  Oktober  1680  um  Notifizierung  des  Reichsgutachtens  und 
Hinausgabe  desselben  in  Form  eines  Reichsedikts  ersucht  worden 

*)  Diese  Bestimmung  war  schon  in  der  Reichspolizeiordnung  von 
1548  enthalten  gewesen. 

S.  S.  43,  Anin.  2. 

3j  Henniges,  a.  a.  O.,  1409  f. 

4)  Pachner,  a.  a.  O.,  II.  T.,  S.  291. 
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war1),  die  eheste  Ausfertigung  der  erforderlichen  Edikte;  allein 
die  Angelegenheit  blieb  bis  zum  Reichsschluß  von  1731  ohne 
Entscheidung. 

Die  Reichstags  Verhandlungen  hatten  vor  allem  klarend 
gewirkt ; sie  hatten  gezeigt,  welche  Richtung  < >sterreich  in  der 
innern  Wirtschaftspolitik  einzuschlagen  hatte,  um  sich  nicht  nur 
wirtschaftlich,  sondern  auch  politisch  als  deutsche  Vormacht 
behaupten  zu  können.  Schon  die  Handwerkerordnung  vom 
0.  Dezember  1680  bedeutete  neben  der  mehr  registrierenden  als 
selbsttätig  eingreifenden  Resolution  von  1661  -)  einen  entscheidenden 
Schritt  im  Sinne  der  merkantilistischen  Gewerbepolitik.  Zwar  wird 
hier  noch  die  Grundobrigkeit  als  erstrichterliche  Instanz  anerkannt ; 
doch  tritt  bereits  der  bevormundende  Standpunkt  des  Staates  gegen- 
über den  Meistern  und  Gesellen  sehr  deutlich  hervor  und  es  zeigt 
sich  insbesondere  ein  lebhaftes  Bestreben  nach  Vermehrung  der 
Arbeitskräfte  durch  Heranziehung  solcher  Bevölkerungsschichten, 
die  bisher  vom  zünftigen  Handwerk  ausgeschlossen  waren.  Auch 
die  Aufhebung  der  Zünfte  wurde  in  Erwägung  gezogen.  Kurze 
Zeit  nach  dem  Requisitionsschreiben  von  1608  über  den  Geld- 
umlauf erging,  wahrscheinlich  auf  Anregung  des  bereits  genann- 
ten Hofkammerrats  J.  David  v.  Palm3),  der  Befehl,  Unter- 
suchungen über  die  Mängel  des  gewerblichen  Zunftwesens  an- 
zustellen4).  Das  betreffende  Hofdekret  ordnet  an,  man  möge  die 
Stadt-  und  Marktmagistrate  befragen,  „ob  und  wie  die  Zunfften 
abzuschaffen  oder  wenigstens  dergestalten,  daß  sie  Keinem,  der 
in  einer  Stadt  oder  Markht  sich  bürgerlich  niederlassen  und  ein 
Handtwerk  oder  Gewerb  treiben  weite,  hindern  oder  in  ihr 
Zunftgremium  zu  trotten  nccessitieren  könnten,  zu  restringieren 
wären“,  „nachdeme  in  andern  Königreichen  und  Republiquen  die 
Zunfften  entweder  nit  üblich  oder  doch  nit  also  privilegiert 
seindt,  dass  derentwegen  Keiner,  der  nicht  zunftmäßig  ist,  zu 
arbeiten  und  sein  Gewerb  zu  treiben  befuegt  sein  sollte.“5)  Die 
böhmische  Statthalterei  antwortet  unterm  15.  November  1690  mit 


*)  Ehe  ml.,  8.  285  f. 

2)  Beide  Verordnungen  im  Cod.  Aust  r.,  1.  T.,  S.  458  fl‘. 

3)  Nach  Bid  ermann,  Gesell,  der  österr.  Gesumt-Staatsidee, 
a.  a.  O.,  I.  Abt.,  8.  113  f.,  Amu.  23. 

4)  Bidermann,  ebend.,  fand  ein  darauf  bezügliches  Hofdekret 
vom  13.  März  1699  im  Innsbrucker  Stattli. -Archiv.  — K o p e t z, 
a.  a.  O.,  I.  Bd.,  8.  19,  erwähnt  Aktcu  im  Prager  Stattli. -Aich. 

5)  Bidermann,  Gesell,  der  österr.  Gesaint-Staatsidee,  a.  a.  <)., 
II.  Abt.,  8.  90  f.,  Anin.  13. 


Territoriale  uml  Reichs-Oewerbereform. 


111 


50 1J 

einem  Gutachten,  worin  sie  ausführt,  die  Kassierung  der  Zünfte 
sei  trotz  der  großen  Mißbräuche  bedenklich,  „weilen  dieselbe 
mit  denen  im  römischen  Reich  stabilirten  Zünften  dermahlen  eine 
unauflösliche  Connexion  haben“  und  bei  Aufhebung  der  Zünfte 
die  Gesellen  beiderseits  für  untüchtig  gehalten  würden.  Zudem 
seien  ja  die  „titulo  oneroso“  erworbenen  Zunftprivilegien  „meistens 
auf  die  gute  Ordnung  und  Polizei,  auch  ad  puritatem  sanguinis 
et  orthodoxae  fidei  eingerichtet“,  weshalb  eine  Wegnahme  der- 
selben und  die  Einführung  der  allgemeinen  Gewerbefreiheit  den 
Mitgliedern  der  Zünfte  „schwer  und  betrüblich  fallen  thäte“. 
Die  Statthalterei  schlägt  also  vor,  daß  fremde  Handwerker  und 
Künstler  gehalten  sein  sollen,  sich  durch  Erwerbung  des  Bürger- 
rechts und  der  Meisterschaft  „gegen  einer  leidentlichen  Gebührnus 
und  Vorzeigung  einer  Prob,  was  sie  verstehen  thun“,  zu  inkor- 
porieren; hingegen  solle  das  Handwerk  sie  „ohne  Zumuthung 
der  Wanderschaft  oder  vorgehende  Meisterjahren“  aufnehmen, 
ihnen  auch  die.  Förderung  und  Aufdingung  der  Gesellen  sowie 
die  „Auslehmung“  der  Jungen  zugestehen.  Die  Akatholiken 
sowie  die  Handwerker  neuartiger  Professionen  sollten  auf  4 oder 
5 .fahre  mit  einer  Hoffreiheit  versehen  und  durch  1,  2 oder 
3 Jahre  von  allen  Steuerleistungen  befreit,  hierauf  aber,  wenn 
sie  weder  ihren  Glauben  wechseln  noch  das  Bürgerrecht  erwerben 
würden,  wieder  entlassen  werden,  nachdem  inzwischen  die  ein- 
heimischen Katholiken  die  Profession  von  ihnen  erlernt  hätten  l). — 
Diesen  Komproinißstandpunkt  hat  sich  die  österreichische  Gewerbe- 
politik auch  tatsächlich  zu  eigen  gemacht. 

Allein  nicht  nur  in  der  F rage  der  Zunftaufhebung,  auch 
bezüglich  jener  Einschränkungen  der  Zunftrechte,  die  in  der 
bloßen  Erweiterung  der  freien  Gewerbebefugnisse  bestanden, 
war  eine  Reichsvereinbarung  erforderlich,  um  den  interlokalen 
Zusammenhang  der  Zünfte  zu  beseitigen.  Einem  solchen  Reichs- 
schluß konnte  aber  eben  nur  die  Bedeutung  einer  vorbeugenden 
Maßregel  zukommen;  das  Schwergewicht  lag  in  der  territorialen 
Gesetzgebung. 

Der  österreichische  Staat  war  denn  auch  ernsthaft 
bestrebt,  die  unmittelbare  Leitung  seines  Gewerbewesens  in  die 
Hand  zu  bekommen.  Was  Brandenburg  schon  zu  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  gelungen  war,  die  Unterordnung  der  feudalen 


l)  Pribram,  Das  böhm.  Kommerzkollegium  und  seine  Tätigkeit, 
a.  a.  0.,  S.  50  f. 
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Interessen  unter  das  zentralistische  Staatsprinzip  *),  das  wurde  in 
Österreich  durch  Josef  I.  in  Angriff  genommen,  unter  dessen 
Regierung  die  ersten  Spuren  des  absolutistischen  Liberalismus 
zu  Tage  treten.  Durch  das  Patent  vom  1.  Oktober  1708  wurde 
zugleich  mit  der  Aufhebung  der  Sternberger  Seilerzunft,  die  der 
Grundherr  Joh.  Adam  Andr.  Fürst  v.  Liechtenstein  eigen- 
mächtig errichtet  hatte,  die  Verfügung  getroffen,  daß  niemand 
mehr  in  der  Markgrafschaft  Mähren  dergleichen  Zünfte  errichten 
und  privilegieren  dürfe;  es  sollte  jedoch  den  privatim  errichteten 
Zünften  freigestellt  bleiben,  um  die  Bewilligung  des  Kaisers  ein- 
zukommen1 2). Es  folgte  die  Gründung  der  Kommerzkollegien, 
die  Einführung  der  „Privilegia  privativa“  und  speziell  für  die 
böhmischen  Erblande  die  „königliche  Pragmatica“  vom  6.  Sep- 
tember 1718,  wonach  zur  Vermeidung  langwieriger  Zunftstreitig- 
keiten an  Stelle  des  schriftlichen  das  mündliche  Prozeßverfahren 
vor  eigens  bestellten  Kommissionen  angeordnet  wurde3).  Für  das 
Gebiet  der  Reichshauptstadt  ergingen  jene  zahlreichen  Verord- 
nungen, die  einerseits  die  Schaffung  einer  möglichst  breiten 
gesetzlichen  Basis  für  nichtzünftige  Gewerbebetriebe4),  anderer- 
seits die  Zügelung  des  unruhigen  und  fluktuierenden  Gesellcn- 
elements5)  bezweckten.  Alle  diese  Maßregeln  verfolgten  nur  ein 
Ziel : die  Schaffung  eines  einheitlichen,  von  den  übrigen  Staaten 
unabhängigen  Wirtschaftsgebiets.  Den  Abschluß  des  Werkes 
sollte  die  Einführung  einer  „General-Gewerbe-  und  Zunft-Ord- 
nung“ bilden,  die  Karl  VI.  schon  im  Jahre  1724  gelegentlich 
gewerbestatistischer  Erhebungen  angekündigt  hatte0). 

Auf  dem  Reichstag  aber  wiederholte  sich  das  diplomatische 
Spiel,  das  schon  ein  halbes  Jahrhundert  vorher  so  ergebnislos 
verlaufen  war.  Im  Vordergrund  der  Verhandlungen  stand  die 

1)  Vgl.  M or.  Meyer,  Gesell,  der  preuß.  Handwerkerpolitik, 
a.  n.  (>.,  I.  IUI.,  S.  60. 

2)  Codex  Ferdinandeo-Leopoldinus,  herausg.  von  Joh. 
Jak.  Kquitc  de  Weingarten,  Prag  1720,  S.  665.  — Eine  Verordnung 
Matthias’ vom  23.  Jänner  1617,  womit  für  Niederösterrcich  die  Errich- 
tung von  Zünften  ohne  landesfürstliche  Bewilligung  verboten  wurde  (Ms. 
im  Areh.  des  Min.  des  Innern),  war  ohne  dauernde  Wirkung. 

3)  Ebend.,  S.  732. 

4)  8.  58  f.,  64,  70  ff. 

5)  S.  S.  95,  101  ff. 

°)  Cod.  Austr.,  TV.  T.,  S.  249.  Dieselben  Erhebungen  wurden 
im  nächsten  Jahre  in  Ungarn  und  im  Jahre  1727  in  Innerösterreich 
vorgenommen  (Bi  d ermann,  Gesell,  der  österr.  Gesamt-Staatsidee, 
a.  ».  0.’,  II.  Abt.,  8.  315,  Anm.  208). 
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Gesellenfrage,  deren  einheitliche  und  gleichmäßige  Lösung  aber 
bei  dem  Widerstreit  der  verschiedenen  staatsrechtlichen  Interessen 
gänzlich  ausgeschlossen  war.  Der  industrielle  Vorteil  einer  durch- 
gehends  strengeren  Gesellenzucht  mußte  unbedingt  jenen  Staaten 
Zufällen,  die  auf  dem  Gebiete  politischer  und  wirtschaftlicher 
Konzentration  bereits  einen  Vorsprung  erreicht  hatten.  Österreich 
handelte  also  ganz  folgerichtig,  wenn  es  gegenüber  den  drin- 
genden Vorstellungen  Preußens  und  Sachsens  eine  vorsichtig 
abwägende  Haltung  einnahm.  Als  gelegentlich  einer  neuerlichen 
Urgierung  des  kursächsischen  Gesandten  am  Wiener  Hofe 
(v.  Zech)  auch  dem  kaiserlichen  Konkommissarius  in  Regens- 
burg, Freiherrn  v.  Kirchner,  zu  Anfang  des  Jahres  1722  ein 
Bericht  abgefordert  wurde,  befürwortete  dieser  zwar  die  Geneh- 
migung des  Reichsgutachtens,  riet  jedoch,  mit  dem  Beifügen, 
daß  er  eher  für  die  gänzliche  Aufhebung  als  für  die  vorgeschla- 
gene Verbesserung  der  Zünfte  wäre,  die  Sache  durch  ein  Kom- 
missionsdekret binnen  kurzem  an  den  Reichskonvent  zu  bringen, 
um  diesem  unbeschadet  der  Genehmigung  des  Reichsgutachtens 
das  Projekt  mit  Berufung  auf  die  Länge  der  verflossenen  Zeit 
zur  eventuellen  Revidierung  abermals  vorzulegen1)  — im  Grunde 
also  ein  Vorschlag,  der  auf  neuerliche  Vertagung  der  Angelegen- 
heit hinauslief. 

Dennoch  war  ein  Reichsbeschluß  auf  die  Dauer  nicht  zu 
umgehen.  Einen  Begriff  von  der  Heftigkeit  und  Wirkungsweite 
jener  Kämpfe,  die  dort  entstanden,  wo  das  alte  Handwerksher- 
kommen mit  den  Erfordernissen  der  merkantilistischen  Staats- 
verwaltung zusammenstieß,  liefert  der  Aufstand  der  Tuchmacher- 
gesellen zu  Lissa  in  Posen  (1723).  Fast  das  gesamte  Tuchmacher- 
handwerk Mitteleuropas  wurde  in  diese  Streitsache  hineingezogen. 
Es  zeigte  sich  dabei  die  bemerkenswerte  Erscheinung,  daß  die 
brandenburgisehen,  sächsischen  und  polnischen  Zünfte  für  die 
Meister  von  Lissa  eintraten,  während  die  schlesischen,  böhmischen, 
mährischen,  ungarischen  und  österreichischen  Zünfte  es  mit  den 
Gesellen  hielten-).  Da  der  Reichsabschied  bei  dem  Widerstand 
der  Reichsstädte  und  der  passiven  Haltung  Österreichs  sich  ver- 
zögerte, beabsichtigte  Preußen,  wenigstens  ein  Separatabkommen 
mit  den  benachbarten  Staaten  (Sachsen,  Polen,  Hannover,  Braun- 

*)  Ms.  im  Arch.  des  Min.  des  Innern,  IV.  F.  28.,  Gewerbe  in 
genere,  N.-Öst.,  1522- -1749. 

2)  Mor.  Meyer,  Gosch,  der  preulS.  Ilandworkerpolitik,  a.  a.  ()., 
II.  Bd.,  S.  34. 

Wiener  xtiuttswi**.  Studien.  IV.  Bd.,  3.  lieft.  3,'} 
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schweig,  Österreich)  her beizuf Uhren.  Es  käme  insbesondere  darauf 
an,  schreibt  Hille,  der  Direktor  der  Neumärkisclien  Kriegs-  und 
Domänenkammer,  in  einer  Eingabe1)  an  den  König,  die  innere 
Verbindung  der  inländischen  mit  den  benachbarten  ausländischen 
Tuchmachergewerken  aufzuheben;  dann  könne  man  viel  leichter 
Bestimmungen  treffen,  wodurch  die  inländischen  über  die  aus- 
ländischen Zünfte2)  gehoben  würden.  Der  Zeitpunkt  sei  sehr 
günstig,  die  polnisch-sächsische  Aktion  zu  unterstützen,  da  der 
Kaiser  wegen  der  Wirren  in  Wien  und  in  Schlesien  derzeit  um 
so  eher  zum  Abschluß  eines  Übereinkommens  bereit  sein  werde* 
Dem  österreichischen  Staat  konnte  aber  bei  seinem  Mangel  an 
industriellen  Arbeitskräften  die  Einwanderung  fremder  Gesellen, 
die  sich  als  Folge  einer  strengeren  Gewerbegesetzgebung  der 
Nachbarländer  ergeben  mußte,  nur  willkommen  sein.  Bestimmend 
mögen  auf  die  Haltung  Österreichs  die  Bedürfnisse  technisch 
vorgeschrittener  Gewerbe  gewirkt  haben,  wie  denn  die  Nadler 
ausdrücklich  erklärten,  daß  ihnen  die  inländischen  Gesellen  nur 
für  die  grobe  Arbeit  genügten,  während  sie  für  die  feinere  Arbeit 
meistenteils  Gesellen  aus  den  prcußisch-brandenburgischen  Län- 
dern benötigten3 *).  Österreich  hatte  also  keinen  Grund,  sich  für 
die  von  Preußen  angestrebte  Vereinbarung  einzusetzen,  wenn 
schon  der  Kaiser  als  Reichsoberhaupt  sich  genötigt  sah,  dem 
allgemeinen  Verlangen  nach  einem  Reichsgesetz  Rechnung  zu 
tragen.  Unterm  25.  Dezember  1725  wissen  die  preußischen  Ge- 
sandten bereits  aus  Wien  zu  berichten,  daß  daselbst  eine  Kom- 
mission „zur  Abstellung  derer  Handwercks-Mißbräuche“  unter 
dem  Vorsitz  des  n.  ö.  Referendarius  v.  Blömegen  zusammen- 
getreten sei1)  und  am  16.  Jänner  1726  fügt  Graeve  hinzu,  es 
habe  den  Anschein,  als  sei  man  in  Wien  gesonnen,  „nunmehro 
mit  Ernst  zum  Werck  zu  thun.“ 5)  In  diesem  Jahre  brach  der 
große  Aufstand  der  Augsburger  Schuhknechte  aus  und  die 
Reichsversammlung  stellte  aus  diesem  Anlasse  an  den  Kaiser 
neuerlich  das  Ersuchen  um  Ratifizierung  der  früheren  Reichs- 

„Principia  Regulativ»  wegen  Abschaffung  der  Handwerkcrmiss- 
bräuche  bey  denen  in-  und  ausländische  Tuchmacher-Zünfftenu 
(30.  August  1723,  ebend.,  S.  30). 

2)  Soll  wohl  hier  soviel  bedeuten  wie  Manufakturen. 

3)  Bericht  der  preußischen  Gesandten  Brand  und  Graeve  aus  Wien 
(25.  Dezember  1725,  Mor.  Meyer,  Gesell,  der  preuß.  Handwerker- 
politik, a.  a.  0.,  II.  Bd.,  Beil.  Nr.  84,  S.  179  f.) 

•)  Ebend. 

•>)  Ebend.,  Beil.  Nr.  88,  S.  182  f. 
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gutachten  über  die  Handwerker- „Mißbräuche.“ * * 3  4)  Das  kaiserliche 
Koramissionsdekret  vom  12.  Mai  1727  verspricht  nun  zwar  die 
Erfüllung  dieser  Bitte,  will  aber  doch  abwarten,  ob  vor  der 
Publikation  nicht  noch  von  irgend  einer  Seite  etwas  hinzuzufügen 
wäre,  nachdem  seit  1672  „die  Zeiten  und  Weltsachen  sich  viel 
und  merklich  geändert-).“  Ein  neuerliches  Kommissionsdekret 
vom  23.  Oktober  1730  kündigt  endlich  die  bedingungslose  Publi- 
zierung  der  Reichsgutachten  an  — falls  nicht  in  nächster  Zeit 
ein  Abänderungsvorschlag  ergehen  sollte3).  Noch  immer  wird 
also  die  Möglichkeit  einer  Verzögerung  offen  gelassen.  Aus  jenen 
Tagen  stammt  ein  Bericht  der  preußischen  Gesandten  am  Wiener 
Hofe,  wonach  dem  Fortgang  der  Verhandlungen  insbesondere 
der  Umstand  hinderlich  sei,  daß  die  Referenten  in  Handwerker- 
sachen sich  seit  einigen  Monaten  in  Triest  befänden,  um  dort 
die  österreichischen  Handclsinteressen  wahrzunehmen-4).  Wenn 
nichts  anderes,  so  ist  dieses  Detail  geeignet,  den  Nachweis  zu 
liefern,  daß  der  „Zauderpolitik“  Österreichs  keine  andere  Ur- 
sache zu  Grunde  lag,  als  der  bedenklichen  Hast  der  preußischen 
Diplomatie. 

Immerhin  begannen  am  19.  Februar  1731  die  Verhandlungen 
auf  dem  Regensburger  Reichstag5).  Am  22.  Juni  1731  kam  das 
Reichsgutachten  zu  stände6),  am  16.  August  1731  erfolgte  die 

Intimation  an  Kur-Mainz  und  die  andern  ausschreibenden 
Fürsten 7)  und  am  4.  September  desselben  Jahres  die  kaiserliche 
Ratifikation  8). 


*)  4.  Oktober  1726,  Pachner,  a.  a.  ().,  IV.  T.,  S.  204  ff. 
Außer  dem  Reichsgutachten  vom  3.  März  1672  und  dem  Reichsansuchon 
vom  18.  Dezember  1680  war  noch  am  16.  März  1707  eine  Wieder- 
holung des  letztem  ergangen,  u.  zw.  anläßlich  des  Vorgehens  der  großen 
Hüttenstube  der  Steinmetzen  zu  Straßburg,  also  einer  außerhalb  des 
Reichs  domizilierenden  Körperschaft,  welche  sich  die  Gerichtsbarkeit 
über  die  Steinmetzen-Mcister  und  Gesellen  des  römischen  Reiches  an- 
gemaßt hatte  (ebend.). 

8)  Ebend.,  S.  263  ff. 

3)  Ebend.,  S.  333. 

4)  Mor.  Meyer,  Gesell,  der  preuß.  Handelspolitik,  a.  a.  0., 
IT.  Bd.,  S.  61  (Bericht  vom  2.  September  1730). 

5)  Ebend.,  S.  63,  nach  einem  Bericht  des  preußischen  Gesandten 
in  Regensburg,  v.  Broich. 

6)  Pachner,  a.  a.  0.,  IV.  T.,  S.  347  ff. 

7)  Ebend.,  S.  373  ff.;  daselbst  der  Wortlaut  der  Verordnung. 

8)  Ebend.,  S.  354  f. 
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Die  Verordnung  wiederholt  im  allgemeinen  nur  die  15  Punkte 
des  Reichsgutachtens  von  1672,  erweitert  sie  jedoch  durch  einzelne 
verschärfte  Bestimmungen  insbesondere  gegen  die  Gesellen  und 
ihr  Verbindungsrecht.  Zu  dem  Verbot  des  Gesellenauftreibens 
kam  nun  die  Verstärkung  der  meisterlichen  Kontrolle  durch 
Einführung  der  Wohlverhaltungszeugnisse,  und  die  Verfügung, 
daß  die  Originale  des  Geburts-  und  Lehrbriefs  bis  zur  Erlangung 
der  Meisterschaft  in  der  Meisterlade  des  Aufdingungsortes  hinter- 
legt und  nur  von  Fall  zu  Fall  Abschriften  davon  gegen  Ent- 
richtung einer  Schreibgebühr1)  ausgestellt  werden  sollten  (P.  2)„ 
bedeutete  für  die  Freizügigkeit  des  Gesellen  wie  für  die  Auf- 
rechterhaltung seines  interlokalen  Zusammenhangs  mit  den  Hand- 
werksgenossen ein  empfindliches  Hemmnis.  Indem  man  so  vor 
allem  die  verpönte  Gesellengerichtsbarkeit  durch  das  obligatorische 
Aufsichtsrecht  der  Meister  zu  verdrängen  suchte,  stellte  man 
zugleich  die  so  außerordentlich  erhöhte  Gewerbetätigkeit  gegen- 
über den  „Missbräuchen“  der  Gesellen  noch  nachdrücklicher,  als 
dies  im  vorhergegangenen  Reichsgut, achten  geschehen  war2),  in 
den  Schutz  der  Behörden  (P.  3,  4,  5,  7,  9,  11,  13),  hob  die  alten 
Gesellenvorrechte  sowie  jene  Gebräuche,  die  den  fortwährenden 
Kontakt  der  Gesellen  untereinander  vermittelten8),  auf  und  kün- 
digte nun  auch  gegen  eventuelle  Gesellenaufstände  die  schärfsten 
Repressalien  an  (P.  9;  6,  7,  8,  9,  10;  5).  Die  wenigen  Bestim- 
mungen, die  sich  auf  die  Meisterzünfte  beziehen,  verfügen  die 
Aufhebung  des  Unterschieds  zwischen  Haupt-  und  Nebenladen, 
die  Abschaffung  allzugroßer  Aufding-,  Lehr-,  Lossprech-  und 
Meisterkosten,  sowie  unnützer  Meisterstücke  und  anderer  „Miss- 
bräuche“ (P.  6,  7,  12,  13),  durch  welche  den  Kommerziell  Ab- 
bruch getan  würde.  Hieher  gehörten  insbesondere  die  Vorrechte 

1)  Diese  betrug  30  bis  (höchstens)  40  kr.,  die  Gebühr  für  die 
Ausstellung  eines  neuen  Attestes  beim  Wechsel  des  Arbeitsorts  (höch- 
stens) 15  kr. 

2)  Neu  waren  insbesondere  die  ausdrücklichen  Verbote  des  „Auf- 
stehens“ aus  der  Arbeit,  der  großen  „Geschenke“  — in  Hinkunft 
sollten  höchstens  „Geschenke“  im  Werte  von  15 — 20  kr.  Rh.  gereicht 
werden  — und  des  Betteins  (P.  5,  7),  sowie  die  Bestimmung,  daß 
Unterbrechung  der  Arbeitszeit  durch  irgend  einen  Dienst  nicht  hand- 
werksuntauglich machen  solle  (P.  9). 

8)  Neu  hinzugekommen  waren:  die  Aufhebung  des  Unterschied» 
zwischen  „geschenkten“  und  „ungeschenkten“  Handwerkern  (P.  7),  die 
Einziehung  oder  Restringicrung  etwa  ausgestellter  Gesellenbriefe  i P.  10), 
das  Verbot  der  Bruderscbaftssiegel  — da  die  Gesellen  ja  ohnedies  keine 
Brudersehaft  bilden  dürften  — (P.  6)  und  de9  Degentragens  (P.  9). 


507] 


Territoriale  und  Reichs-Gewerbercform. 


117 


der  Meisterangehörigen,  die  „geschlossenen“  Zünfte,  das  Fern- 
halten tüchtiger  Meister  vom  Handwerk  und  die  Festsetzung 
eines  Maximums  an  Arbeitskräften  (P.  13,  Abs.  7).  Bei  Dawider- 
handeln droht  die  Verordnung  mit  Aufhebung  der  Zünfte  ’). 
Der  Reichsschluß  sollte  den  Meistern  und  Gesellen  publiziert, 
jährlich  vorgelesen,  auf  den  Zunftstuben  oder  Herbergen  an- 
geschlagen, besonders  aber  den  Lehrjungen  bei  der  Lossprechung 
unter  Gelöbnis  vorgehalten  werden  (P.  4).  Endlich  sollte  auf 
gleichmäßige  Durchführung  des  Gesetzes,  sowie  auf  Ausarbeitung 
einer  „billig-mäßig-bcständigen  Tax- und  Gesindeordnung“  Bedacht 
genommen  werden  (P.  15).  Der  frühere  Schlußpassus  der  Ver- 
ordnung, wonach  den  Reichsständen  kraft  ihrer  Regalien  alle 
landesherrliche  Gewalt,  daher  auch  die  Möglichkeit  einer  Ände- 
rung Vorbehalten  blieb,  wurde  nunmehr  der  prinzipiellen  Ein- 
gangsbestimmung des  Reichsgutachtens,  welche  alle  Zusammen- 
künfte, Artikel  und  Gebräuche  der  Handwerker  von  der  obrig- 
keitlichen Bewilligung  abhängig  machte,  als  staatsrechtliche 
Klausel  angefügt  (P.  1). 

So  war  nun  zwar  ein  einheitliches  Gesetz  erzielt  worden, 
aber  noch  lange  kein  einheitliches  Vorgehen  in  der  Handwerker- 
frago.  Hatte  die  Durchführung  von  Reichsgesetzen  schon  seit 
jeher  an  der  mangelhaften  Publikation  gelitten-),  so  war  diese 
nun,  wo  zu  den  staatsrechtlichen  Gegensätzen  der  staatswirt- 
schaftliche Interessenkampf  hinzutrat,  noch  weit  schwieriger 
gewordenl *  3).  Von  allen  Seiten  erhoben  sich  Bedenken  wegen  der 
Form  der  Publikation,  unter  allerlei  staatsrechtlichen  Ver- 
wahrungen suchte  man  der  Reihe  nach  das  Risiko  der  ersten 
Publikation  von  sich  abzuwälzen.  Unterm  1(5.  Februar  1732 
berichten  die  preußischen  Gesandten  aus  Wien,  daß  es  mit  der 
Verkündigung  des  Edikts  in  < )sterreich,  Böhmen,  Mähren  und 
Schlesien  noch  gute  Weile  habe4).  In  Böhmen  war  schon 
am  16.  November  1731  ein  allgemeines  Handwerkerpatent  er- 


l)  Auch  diese  Bestimmung  war  neu. 

*)  Rieh.  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte, 
2.  A.,  Lpz.  1894,  S.  634. 

8)  „Vielleicht  ist  kein  Gesetz  in  Deutschland,  welches  in  der 
Ausführung  mehr  Hindernisse  gefunden  und  noch  findet,  als  das  bekannte 
Reichsgesetz  wegen  der  Abstellung  der  Mishräuchc  bey  den  Zünften  und 
Handwerkern“  (Sieber,  a.  a.  O.,  S.  2). 

4)  Mur.  Meyer,  Gesell,  der  pi'cuß.  Handwcrkerpnlitik,  a.  a.  0., 
II.  Bd.,  S.  65. 


Digitized  by  Google 


118 


Territoriale  und  Reichs-Gewerbereform. 


[508 


schienen  l),  dessen  Bestimmungen  aber  nicht  eingehalten  wurden. 
Die  Publikation  verzögerte  sich  nun  auch  im  ober-  und  nieder- 
sächsischen  und  demzufolge  auch  im  fränkischen  Kreise2).  Der 
sächsische  Vertreter  in  Wien  (v.  Lautensack)  erklärte,  daß  man 
in  Sachsen  die  Publikation  nicht  annehmen  werde,  es  geschähe 
denn  gleichzeitig  mit  Böhmen  und  < >sterreich.  Eine  ähnliche 
Erklärung  ließ  auch  die  preußische  Regierung  durch  ihre 
Gesandten  in  Wien,  Dresden  und  Regensburg  abgeben  3).  Zugleich 
suchte  sie  Sachsen,  Braunschweig,  Anhalt  und  Hessen  für  eine 
gemeinsame  Publikation  am  10.  März  zu  gewinnen.  Allein  Sachsen 
lehnte  ab4).  Andererseits  weigerte  sich  Preußen,  die  Form  des 
kaiserlichen  Edikts  zu  acceptieren,  da  „bekandter  massen  Tliro 
Kayserlicker  Majestät  die  Potestas  Legislatoria  im  Teutscken 
Reich  nicht  vor  Haubts,  noch  allein  zustehet,  sondern  der 
Churfürsten,  Fürsten  und  Stände  Concurrentz  und  Bewilligung 
dazu  erfordert  wird“.5 6)  Österreich  wieder  erklärte,  „dass  von  der 
Reichskanzlei  keine  Intimationes  an  die  Böhmische  und  Öster- 
reichische Kanzlei  ergangen,  noch  ergehen  würden,  u.  zw.  aus 
der  Ursache,  weil  noch  anno  1711  zu  Fürth  a.  M.  zwischen 
Kur-Mainz  und  den  Böhmischen  und  Österreichischen  Bevoll- 
mächtigten ein  Vergleich  geschlossen  sei,  infolge  dessen  von  der 
Kaiserlichen  Reichshof-Kanzlei  keine  Insinuanda  anzunehmen, 
sondern  man  wohl  gar  die  erlassenden  Ausschreiben  uneröffnet 
zurückgeben  wolle.“ ö)  Dagegen  erließ  der  Kaiser  am  14.  April 
1732  auf  Anregung  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  neuerlich  ein 
Kommissionsdekret  an  das  Reich,  womit  an  die  bereits  unterm 
16.  August  1731  erfolgte  Intimation  des  Reichsgutachtens  er- 
innert und  dessen  Ausführung  gefordert  wurde7).  Allein  der 
1.  Mai  1732,  der  als  gemeinschaftlicher  Termin  für  die  Publikation 


l)  Pribram,  Das  bühin.  Kommerzkollegium  und  seine  Tätigkeit, 
a.  h.  O.,  S.  54. 

*)  Sieber,  a.  a.  O.,  S.  VI.  f. 

3)  26.  Februar  1732  (Mor.  M e y er,  Gesch.  der  preuß.  Handwerker- 
politik, a.  a.  0.,  II.  Hd.,  S.  66). 

4)  Ebeud. 

5)  Aus  dem  „Vorschlag  des  preußischen  Kabinets-Minißteriums  an 
das  General-Direktorium  betreffend  die  Art  der  Publikation  des  Kaiser- 
lichen Edikts“  (19.  Februar  1732,  ebend.,  S.  295,  Beil.  Xr.  222). 

6)  Erklärung  des  geh.  Reichs-Referendarius  v.  Glaudorf  auf  eine 
Anfrage  des  preuß.  Gesandten  (nach  einem  Bericht  der  preuß.  Gesandten 
aus  Wien  vom  16.  Februar  1732,  ebend.,  S.  65'. 

7)  Pachncr,  a.  a.  O.,  IV.  'I'.,  S.  372  fl". 
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festgesetzt  worden  war1),  verstrich  ohne  Ergebnis.  Ja  sogar  als 
Österreich  die  Publikation  tatsächlich,  wenn  auch  ohne  durch- 
greifenden Erfolg,  in  einzelnen  Landesteilen  vollzogen  hatte, 
verharrten  die  andern  Reichsstände  in  ihrer  zuwartenden  Haltung. 
Schon  am  19.  April  1732,  ungefähr  zu  gleicher  Zeit  mit  dem 
letzten  Kommissionsdekret,  war  in  Österreich  eine  n Allgemeine 
Zunft-  und  Handwerks-Ordnung“ 2)  erschienen,  wodurch  die 
Bestimmungen  des  Reiehsgesetzes,  allerdings  mit  geringen  Ände- 
rungen und  ohne  Bezugnahme  auf  den  Reichsschluß,  für  ( )ster- 
reich  ob  und  unter  der  Enns  in  Geltung  gesetzt  wurden,  in  einer 
solchen  Form  also,  daß  der  Erlaß  bloß  als  Ausführung  des 
kaiserlichen  Beschlusses  von  1724 3)  angesehen  werden  konnte. 
Die  Publikation  der  Ordnung  erfolgte  am  13.  Juni  1732  und  am 
21.  Juni  wurde  dasselbe  Patent  auch  in  Innerösterreich  veröffent- 
licht4). Nur  den  Zentralstellen  in  Tirol  und  in  den  Vorlanden  wurde 
(unterm  24.  Mai  1732)  der  Wortlaut  der  Reichsverordnung  über- 
mittelt, nachdem  sie  das  niederösterreichische  Statut  als  auf  den 
schwäbischen  Reichskreis  nicht  anwendbar  bezeichnet  hatten6). 

Die  gemeinsame  Publikation  für  das  ganze  Reich  wurde 
endlich  auf  den  30.  September  1732  festgesetzt  und  an  diesem 
Tage  auch  in  den  meisten  Orten  unter  dem  passiven  Widerstand 
der  Zünfte  vorgenommen6),  die  sich  vielfach  darauf  beriefen, 
daß  in  der  Verordnung  nur  von  Mißbräuchen  bei  den  Hand- 
werkern, nicht  aber  bei  den  Ämtern,  Gilden  und  Innungen  die 
Rede  sei : 7)  ein  letzter  Versuch,  die  Autonomie  des  bürgerlichen 
Handwerks  gegen  die  neustaatliche  Auffassung  der  Gewerbe- 
tätigkeit auszuspielen.  Die  Gesellen  drohten  in  vielen  Fällen  mit 
dem  Verlassen  des  Arbeitsortes,  wenn  man  das  Patent  genau 
durchführen  und  die  „Kundschaftszettel“  fordern  würde.  In 


0 Mor.  Meyer,  Gesell.  der  preuß.  Ilandwerkerpolitik,  a.  a.  0., 
II.  Bd.,  S.  65. 

*)  Ein  gedrucktes  Exemplar  im  Arch.  des  Min.  des  Innern. 

3)  S.  S.  112,  Anm.  6. 

4>  Pribram,  Das  böhm.  Kommerzkollegium  und  seine  Tätigkeit, 
a.  a.  O.,  S.  54. 

6)  Hidcrmann.  Gesell,  der  österr.  Gesamt-Staatsidee,  a.  a.  O., 
II.  Abt.,  S.  70  f.,  313  f.,  Anm.  211. 

6)  Mor.  Meyer,  Gesch.  der  preuß.  Handwerkerpolitik,  a.  a.  0., 

II.  Bd.,  S.  66  f. 

7)  Sieber,  a.  a.  0.,  S.  11,  bemerkt  hierüber:  „Obgleich  diese 

Äusserung  irrig  ist,  so  muß  doch  der,  so  aufrichtig  seyn  will,  gestehen, 
daß  man  ihnen  diese  Art  zu  schließen  eben  nicht  verargen  kann.“ 
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Frankfurt  a.  O.  wurde  diese  Drohung  tatsächlich  von  der  Mehr- 
zahl der  Gesellen  verwirklicht,  so  daß  die  großen  Bestellungen 
für  die  Zeit  der  Messe  (17.  Oktober  1732)  nicht  ausgeführt 
werden  konnten1).  In  Österreich  kam  überdies  hinzu,  daß  die 
Verordnung  seitens  der  Behörden  sehr  nachsichtig  gehandhabt 
wurde.  In  Breslau  wurde,  wie  gerüchtweise  verlautete,  die  Exe- 
kution des  Patents  suspendiert2 3)  und  noch  am  10.  Juni  1733 
mußte  infolge  einer  Beschwerde  Salzburgs  an  die  Tiroler  Behör- 
den der  Auftrag  ergehen,  die  Kundmachung  bestimmt  binnen 
14  Tagen  vorzunehmen8). 

Erst  nach  der  allgemeinen  Publikation  trat  der  diplomatische 
Erfolg  Preußens  deutlich  zu  Tage.  Während  seine  straffe  bureau- 
kratische  Verwaltung  die  strikte  Durchführung  des  zunftfeind- 
lichen Reichsschlusses  ermöglichte,  während  es  zu  Gunsten  einer 
konsequent  merkantil istiseken  Gewerbepolitik  jeden  Widerstand 
gegen  das  Edikt  mit  Strenge  unterdrückte4),  hatte  die  Verkün- 
digung des  Reichsschlusses  in  den  benachbarten  Gebieten,  wie 
in  Sachsen  und  Schlesien,  wo  die  gleichen  verwaltungspolitischen 
Vorbedingungen  fehlten,  nur  den  Erfolg,  daß  die  Gesellen 
massenweise  das  Land  verließen5).  War  dies  auch  nicht  immer 
im  direkten  Interesse  Preußens  gelegen,  so  bedeutete  auf  alle 
Fälle  ein  Entgang  an  industriellen  Arbeitskräften  für  die  benach 
barten  Territorien  eine  schwere  wirtschaftliche  Schädigung.  Daß 
es  übrigens  Preußen  bei  seinen  Bemühungen  um  ein  Reichsgesetz 
weniger  um  eine  prinzipielle  Entscheidung,  als  vielmehr  um  die 
wirtschaftliche  Bindung  der  übrigen  Territorialmächte  zu  tun 
gewesen  war,  beweist  seine  Verordnung  vom  17.  Februar  1734, 
wonach  Handwerksbursche  aus  fremden  Ländern,  die  keine 
Geburts-  und  Lehrbriefe  noch  „ Kundschaften u verlegen  können, 
nur  ein  Attest  über  ihr  Wohl  verhalten  von  ihrem  letzten  Arbeits- 
orte beizubringen  brauchen6).  Damit  hatte  Preußen  eine  der 


*■)  Schm  oller,  Umrisse  und  Untersuchungen,  a.  a.  O.,  S.  396. 

2)  Ehend. 

3)  Bidermann,  Gesell,  der  österr.  Goaanit-Staatsidee,  a.  a.  0., 
II.  Abt.,  S.  71. 

4)  Schmoll  er,  Umrisse  und  Untersuchungen,  a.  a.  O.,  S.  397  ; 
Mor.  Meyer,  Gesch.  der  preuß.  Handwerkerpolitik,  a.  a.  0.,  II.  Bd., 
S.  67. 

•*)  Ebeud.,  S.  68,  Bericht  der  kurmärkischen  Kammer  au  den 
König  (19.  Oktober  1732). 

6)  Ebend.,  S.  76. 
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wichtigsten  Bestimmungen  des  Rcichsschlusses  von  1731  für  sein 
eigenes  Gebiet  selbst  außer  Kraft  gesetzt. 

Die  scheinbar  einheitliche  Stellungnahme  der  deutschen 
Territorien  in  der  Frage  der  Gewerbereform  war  gleichbedeutend 
gewesen  mit  einer  Erklärung  der  gegenseitigen  wirtschaftlichen 
Kampfbereitschaft.  Nur  wenige  Jahre  verstrichen  und  es  ent- 
brannte der  schlesische  Krieg,  den  Österreich  mit  dem  Verlust 
seines  reichsten  Industrielandes  bezahlte.  Die  erste  militärisch- 
politische  Probe  auf  das  merkantilistische  Exempel  war  zu  Un- 
gunsten Österreichs  ausgefallen.  Die  prinzipielle  Richtung  seiner 
Gowerbepolitik  aber  war  mit  der  Annahme  des  Reichsschlusses 
von  1731  gleichwohl  dauernd  festgelegt. 
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